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Ein und zwanzigftes Hauptftück. 
Bondem Darleibensvertrage 


0. 983. 
Darleihen 
Denn Semanden verbraudhbare Sachen unter Der 
Bedingung übergeben werden, daß er zwar wills 
führlich darüber verfügen Eönne, aber nad) einer 
gewiflen Zeit eben fo viel von derfelben Gat— 
tung und Güte zurück geben ſoll; fo entfteht ein 
Darleihensvertrag. Er ift mit dem, obgleich 
ebenfalls verbindlichen Vertrage (6. 936), ein 
Darleihen Fünftig zu geben, nicht zu verwechfel, 


1) Der Darleihendvertrag fommt in vielen Beftimmungen 
mit dem Leihvertrage überein, und wurde deßhalb auch in dem 
galizifchen Gefegbuche in einem und demfelben Hauptftücde ab- 
gehandelt ). Er iſt fo, wie diefer, ein Nealcontract, der erft 
durch die Uebergabe abgefchloffen wird. Die Verabredung, Je— 
manden fünftig ein Darleihen geben zu wollen, ift nur ein Bor: 
bereitungdvertrag, welcher nach der obigen Vorſchrift (F. 936) 
beuttheilet wird. Es ift fohin derfenige, der fich in diefem Ver— 
frage verbunden hat, dem Andern ein Darleihen zu geben, ver— 
‚pflichtet, diefen Vertrag zur beftimmten Zeit durch Uebergabe 
der verfprochenen Summe Gelded, oder der anderen bedungenen 
verbrauchbaren Sachen zu erfüllen. Thut er diefes nicht, fo Fann 
der Andere binnen dem im $. 936 beftimmten Zeitraume auf Gr: 


s) III, Theit, 3. Hptſt. 
Nippel’s Commentar VIL IT. 4 
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füllung flagen ; dad etwa in der Hoffnung, um das Darleihen zu be: 
kommen, bereit5 ausgefertigte Schuldinftrument zurücfordern, und 
auf Vergütung ded aus der Nichterfüllung entjtandenen Schadens 
anfragen. — Gegen eine folche Klage kann der Verfprecher des 
Darleihens ſich hauptfächlich mit der Cinwendung der veränderten 
Umſtände ſchützen (F. 936). Dahin gehört beſonders, wenn nad) 
dem Verfprechen in den perfönlichen oder Vermögens » Umjtänden 
des Borgers Veränderungen vorgefallen find, wodurch die per- 
fönliche oder dingliche Sicherheit, auf welche der Darleiher bey 
dem Verſprechen Rüdficht genommen hat, geſchmälert wird. a 
Verweigert umgekehrt derjenige, dem dad Darleihen verfprochen 
worden ift, die Hebernahme, weil er 3. B. dasfelbe aus einer 
anderen Hand erhalten Hat; fo kömmt cd darauf an, ob ihm 
dad Darleihen gegen Entrichtung von Zinfen, oder ohne folche 
zugefichert worden ift. — Im erjteren Falle kann er zur: Schad— 
(oshaltung angehalten werden; im zweyten Falle geht dem Dar: 
feihens = Berfprecher fein Nachtheil zu, es kann fohin auch von 
einem Schadenerfage feine Rede feyn. 

2) Mit dem Leihvertrage insbefondere kommt dad Darleihen 
noch darin überein, daß nicht dad Stammgut (fo wie bey der 
Schenkung $- 938), fondern nur der Gebraͤuch davon auf den 
Gmpfänger übergehen foll; zwar nicht bloß der Gebrauch der 
Sache felbft, fondern der Gebrauch des Werthes derfelben ($. 510). 
Darin liegt zugleich der. Unterfchied zwifchen dem Darleihens- und 
dem Leihvertrage. — Der Gegenftand des letzteren ift nähmlich, 
wie wir bereit gehört haben, eine unverbrauchbare und unvertret- 
bare Sache; der Entlehner muß daher auch nach gemachtem Ge— 
brauche die nähmliche fpecififche Sache zurücktellen. Gegenftände 
des Darleihensvertraged, find daher verbrauchbare und verfretbare 
Sachen, von denen fich der Regel nach fein anderer Gebraud) den= 
Een laßt, als, daß fie verzehret, oder wenigftend hintangegeben 
werden, die fich aber durch andere Sachen von der nähmlichen Sat: 
tung, Güte und Quantität dergejtalt erſetzen laffen, daß die eine 
die Stelle der andern vollkommen vertreten kann. Bon diefer Art 
find 3. B.: Geld, Getreide, Wein, Papier u. dgl. Andere Sachen 
können darum Fein Gegenyland des Darleihens feyn, weil man dem 


“ 
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Gläubiger, ftatt des ſchuldigen Objectes, nicht etwas anderes wider 
feinen Willen aufdringen kann; denn der Darleiher bedingt fich 
weder die Zurückgabe der nähmlichen, individuellen, dargelichenen 
Sache, noch aber auch eine Sache, anderer Gattung; fondern 
Sachen von gleicher Gattung, dann gleicher Quantität und Qua- 
lität. Würde ſich Jemand für die zur freyen Verfügung überge- 
bene Sache eine von einer andern Gattung, oder aber von 
gleicher Gattung, jedoch von ungleicher Quantität und Qualität 
bedingen, 3. B. anftatt zwey Eimer Weines von dem Jahrgange 
1829 ei von dem Jahrgange 18115 fo wäre dieſer Vertrag als 
ein Zaufchvertrag zu behandeln ($. 1045). 

3) Aus der Erläuterung des $. 301 gehet hervor, daß bie 
verbrauchbaren Sachen auch res fungihiles genannt werden, weil 
fie, die Eigenfchaft haben, daß fie eine wechfelfeitige Stellvertre— 
tung zulaffen; man kann daher behaupten, daß alle verbraud)- 
baren Sachen auch res fungibiles feyn, welcher Behauptung auch 
der gegenwärtige $. offenbar dad Wort ſpricht. — Allein um— 
gekehrt gilt dieſer Satz nicht; denn ed gibt Sachen, die eine 
Stellvertretung zulaffen, und doch nicht verbrauchbar find '). Das 
tum muß auch hier auf den Ausdrud des Gefeßed, daß Dar— 
leihen nur in verbraucbaren Sachen gegeben werden, ein 
befonderes Gewicht gelegt werden, ‚da manche Rechtölehrer die 
Definition des Darleihens : Vertrages dahin geben, als ob ver 
Gegenftand desfelben vertretbare Sachen wären ’). Setzen 
wir z. B.: ein Buchhändler, bey dem fih um einige Exemplare 
eines Werkes erkundigt wird, erfuche einen feiner Collegen, ihm 
diefe Anzahl Sremplare zu leihen, und verfpricht fie nächftens 
in natura zurüdzuftellen. — Die einzelnen Exemplare eines und 

4 * 


4) Die bey Erläuterung des J. 301 vorkommende Bemerfung, daß unverbrauch⸗ 
bare Sachen Feine Stellvertretung aulaffen, beziehe fihd nur auf das Ge— 
wöhnlide. 

2) &0 fagt Vinnius in Commentar ad prince. Instit, Quibus moi, re, contrah, obli- 
gat. Nr, 2. et 3. Mutuidatio in iis rebus consistit, quae ita oomparatae 
sunt, ut aliae aliarum vioe fungantur, atque tantundem ex sodem genere 
nobis in relatione ad patrimonium nostrum idem sit, 
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des nähmlichen Werkes find doch offenbar vertretbare Sa: 
chen; denn es vertritt ein Exemplar die Stelle des anderen fo 
vollfommen, ald Faum eine Sache von anderer Gattung die Stelle 
einee Sache gleicher Gattung erſetzet. — Es entfteht nun die 
Trage , in welche Claſſe der Verträge der zwifchen diefen beyden 
Buchhändlern gefchloffene Vertrag (ich ſetze die Uebergabe der 
begehrten Gremplare voraus) gehöre? — Er ift offenbar Fein 
Leihvertrag, weil bey diefem die Rückgabe der nähmlichen indi- 
vidnellen Sache bedungen wird ($. 971); er ift aber „.nach der 
Erklärung unferes bürgerlichen Gefegbuches, auch Fein Darleihens— 
vertrag, weil die Erempfare eines fchriftftellerifchen Werkes nicht 
unter die verbrauchbaren Sachen gerechnet werden. Er gehört 
fohin unter die unbenannten Gontracte. 
4) Aus dem Gefagten ift fohin zu erfehen, daß. der Dar: 
feiher nur den Gebrauch oder die eigene Benüßung (gegen 
oder ohne Entgeld $. 984) durch die bedungene Zeit vermiffen, 
und anf die Individualität der Sache Verzicht Teiften wolle. Das 
dargeliehene Stammgut (Gapital) rechnet er noch immer zu feinem 
Bermdgen, und will, der Natur des Vertrages gemäß, daß er 
nach Ablauf der Zeit in Nückficht ded Stammgutes (mit Ber: 
miffung de3 Zwifchengebraudyes) in den nähmlichen Zuftand zu— 
rück verfeßt werde, worin er fich befunden haben würde, wenn 
er dad Gut in feinem Befise behalten hätte. Diefe einfache, aus 
der Natur des Darleibend unmittelbar fich darftellende Wahrheit 
ift, wie v. Zeiller fagt, die Grundlage der aus dem Darleihens- 
verttage entfpringenden wechfelfeifigen Rechte und VBerbindlichkeiten. 
5) Es wurde gleich am Gingange der Erläuterung bemerkt, 
daß der Darleihensvertrag erft mit der Uebergabe zu Stande 
fomme. Indeſſen ift e3 nicht nothwendig, daß die Uebergabe 
immer eine wahre und eigentliche fey; fie Fann auch brevi 
manu gefchehen. Dahin gehört: a) wenn derjenige, dem ich 
ein Darleihen geben will, dad Geld fihon aus einem andern 
rechtlichen Grunde, 3. B. ald ein Depofitum, in Händen hat, und 
ich ihm auf fein Verlangen, oder durch mein freywilliges Aner— 
biethen geftatte, dad Geld al3 ein Darleihen zu gebrauchen. Am 
erften Falle ift gleich nach der Verwilligung, in dem zweyten 
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von dem Augenblicke der ausdrücklichen oder ftillfehweigenden An: 
nahme die Uebernahme als geichehen anzufehen (9. 959); b) wenn 
ich dem Andern, der mich um ein Gelddarleihen anfprach ſtatt 
baren Geldes andere Sachen in der Abjicht gegeben habe, daß 
er fie verkaufen und das daraus zu löſende Geld ald ein Dar: 
feihen behalten und gebrauchen folle. Es ift hier eben fo viel, 
als wenn dad aus dem Verkaufe der Sache gelöf’te Geld dem 
Gigenthümer überbracht, und von diefem dem Ueberbringer auf 
fein Geſuch als ein Darleihen zurückgegeben worden wäre. Es 
wird alſo vorausgeſetzt, daß der Schuldner die zum Verkaufe 
erhaltene Sache nicht nur wirklich verkauft, ſondern auch das 
Geld dafür eingenommen haben müffe; ce) wenn Jemand feinem 
Schuldner befiehlt, das ihm ſchuldige Geld einem Dritten als 
ein Darleihen auszuzahlen, und der Schulöner das Geld dem 
Dritten wirklich zuzählet ; weil in diefem Falle angenommen wer: 
den muß, ald ob der vorige Schuldner das Geld dem Öläubiger 
bezahlt, der neue Schuldrter aber das Geld von dent Slaubiger 
als Darleihen empfangen habe; d) wenn Jemand feinen Bevoll: 
mächtigten auf fein Geſuch, oder auch aus freyem Antriebe ge— 
ftattet, dad Geld, welches diefer für ihn eingenommen, und an 
ihn auszuzahlen hätte, als ein Darleihen für fih zu behalten. — 
Diefer Fall iſt ganz ähnlich mit dem sub a) erwähnten. Es gilt 
alfo audy hier die nähmliche Bemerkung. 

6) Der Entlehner erwirbt durdy den Act der Uebergabe das 
wirkliche Eigentum der übergebenen Gegenftande. — Wenn 
diefelben auch nocdy unverwendet vorhanden wären, fo Fünnte der 
Darleiher im Falle eined über dad Vermögen des Entlehners aus: 
gebrochenen Concurſes in der Negel diefelben nicht vindiciren. — 
Aus eben dem Grunde aber, daß dad Darleihen die volle Ber: 
außerung der dargeliehenen Sache enthält, kann nur derjenige 
ein Darleihen geben, welcher die freye Verfügung über fein Ver: 
mögen hat, oder wer fonft zue Veräußerung fremder Sachen 
befugt iſt. Wird alfo dag Darleihen von ſolchen Perfonen ge: 
geben, die hierzu nicht befugt find; fo iſt der Vertrag an ſich 
nichtig, und das Eigenthum wird daher durch die Uebergabe auf 
den Empfänger nicht übertragen. Deffenungeachtet kann das Ge— 
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fchaft in der Folge duch Confumtion oder Verjährung gültig 
werden. Sind nähmlich die Sachen bey dem Empfänger noch 
in natura vorhanden, fo können fie von dem Eigenthümer oder 
deffen Vertreter vindiciit werden, und es ift Hier gleichviel, ob der 
Empfänger im guten oder böfen Glauben fey. Iſt jedoch nach 
der Uebergabe durch Verführung dad Eigenthum auf den Empfän— 
ger übergegangen ($. 1466), fo fällt auf Seite des Eigenthü— 
mers die Bindication weg, und ihm erübrigt nichtd, ald den Datz 
leihensvertrag nachträglich zu genehmigen, und aus diefem die 
Klage zu ftellen. Gin Gieiched ift der Fall, wenn dad Geld oder 
die anderen Sachen redlicher Weife confumirt worden find; hat 
aber der Empfänger diefelben mala fide confumirt, fo treten für 
ihn die im $. 335 ausgefprochenen Verpflichtungen ein. 

7) Der Schuldner ift nad) der Natur ded Darleihend verbun: 
den, eben fo viel, ald er erhalten hat, der Gattung, Qualität 
und Quantität nach zu erftatten. Es kann zwar durch Vertrag 
ausgemacht werden, daß der Schuldner weniger zurückgeben fol, 
al5 er empfangen hat; allein in diefem Falle iſt der erlaffene 
Veberreft nicht als Darleihen, fondern ald Sthenkung zu behanz 
deln. Es wäre bier ein aus einem Daxleihens: und Schenkungs— 
DVertrage zufammengefeßter Contract vorhanden. In wie weit 
der Vertrag, daß der Schuldner mehr reftituiren folle, als er 
erhalten hat, aufrecht erhalten werden Fünnte, fommt $. 993 
vor. — Es muß ferners eine Sache von der nähmlichen Öat- 
tung wieder gegeben werden, al3 der Schuldner erhalten hatz 
alſo nicht Getreide ftatt des gelichenen Weined, nicht Korn ftatt 
des geliehenen Weitzens. — Wie die Wiederbezahlung in dem Zalle 
zu. leiften fey, wenn Geld oder Schuldbriefe als Darleihen gege= 
ben werden, kömmt in den folgenden IS. ausführlicher vor. Die 
Miedererftattung muß endlich auch mit Sachen von derfelben 
Güte gefchehen, von welcher die empfangenen waren. Daher 
darf. 3. B. ftatt des erhaltenen alten Weines nicht junger Wein 
gegeben werden. Dieſes bringt alles die Natur des Contractes 
mit fih, wenn gleich deßhalb Feine ausdrückliche —— 
—— it, 
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- 084, 
Arten vesfelben, 
Ein Darleihen wird entweder ın Geld oder in an- 
deren verbraudpbaren Sachen, und zwar ohne, 
‚oder gegen Zinfen gegeben, Im letzteren Halle 
nennt man es auch einen Zinfenvertrag. 

4) Die wichtigfte Stelle unter den verbrauchbaren Sachen, 
welche geborgt zu werden pflegen, nimmt dad Geld ein ($. 304 
Nr. 2), und dad Gelddarleihen fordert befondere, ihm eigens 
thümliche, rechtliche Beftimmungen. Die Hauptarten eines Dar: 
leihens find alfo: ein Darleihen im Gelde ($$. 985 — 998), 
oder in anderen verbrauchbaren Gegenftande-($. 992). 

2) Der Darleipenövertrag wird entweder ohne Entgeld 
für den Gebrauch, oder gegen Entgeld, dad man Zinfen 
nennt, gefchloffen. Im letzteren Falle heißt diefer Vertrag auch 
Zinſenvertrag. Er gehört daher manchmahl zu den entgeldlichen, 
manchmahl zu den unentgeldlichen Verträgen. Darin ift alfo 
da5 gegenwärtige Gefetzbuch von den Beftimmungen ded Ent: 
wurfes, nähmlich des gallizifchen Geſetzbuches, bedeutend abge- 
wichen, weil da5 letztere zur Wefenheit des Darleihendvertraged 
den Umjtand vechnet, daß für den Gebrauch Eeine DBergeltung 
geleiftet werde; für den eigentlichen Zinfenvertrag wurden auch) 
eigene Beftimmungen in einem abgefonderten Hauptflücde gege— 
ben '). Indeſſen wird auch noch gegenwärtig vermutbet, 
daß der Gebrauch unentgeldlicy überlaffen worden fey; denn Zins 
fen müffen beſonders bedungen werden, ausgenommen, fie ges 
bühren dem Darleiher als Entfchädigung für die —— 
Erfüllung der Vertragspflicht ($. 1533). 

d. 985. 
Gelddarleihen, 
Ein Gelddarleihben kann Elingende Münze, oder 
Papiergeld, vder öffentlihe Schuldſcheine (Obli— 
gationen) zum Gegenftande haben, 





N) Sieh II: TH., 3: Haupffe, 6. 79; dann 2. Hauptik. 
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4) Die verfchiedenen Gattungen des Gelded, welche in dem 
dfterreichifchen Kaiferftaate im Umlaufe ſich befinden, wurden 
bereitö bey Erläuterung des $. 304 umftändlich angeführt , da: 
her ſich gegenwärtig hierauf berufen wird. 

2) Oeffentliche Schuldſcheine (Obligationen) gehören zwar, 
firenge genommen, nicht unter die verbrauchbaren Sachen ; denn 
der gewöhnliche Nugen, den der Cigenthümer davon ziehet, ift 
der Genuß der hiervon zu beziehenden Intereſſen. — Da jedoch 
diefelben, fo wie verbrauchbare Sachen , eine vollfommene Ber: 
tretung zufaffen, ferner mit felben häufiger Verkehr getrie— 
ben wird, und wenigſtens eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Menſchen nicht fo fehr aus dem Befige derfelben, ald nur gerade 
aus diefem Verkehre Nugen zu ziehen fucht, und da befonders 
einzelne Gattungen derfelben fich fehr dem baren Gelde annä⸗— 
hern (F. 371 Nr. 2): fo dehnet hier das Gefeß den Begriff 
verbrauchbarer Sachen im Sinne de3 $. 983 auch auf ſolche 
öffentliche Schuldfcheine aus. 


. 986. 


a) In Elingender Münze oder Papiergelde. 


Sn wie fern ein Darleiben in Elingender Minze 
überhaupt gefchloffen werden könne, und in wel: 
cher Währung (Baluta) ein foldhes Darleihen, 
oder ein Darleihen in Papiergeld zurücd zu zah— 
len fey, beftimmen die darüber beftehenden be— 
fonderen Vorschriften. 


4) Ein Darleipen in Elingender Münze kann entwe— 
der in klingender Münze überhaupt (ohne Beftimmung der 
Muünzforten), oder ed kann uber beftimmte Münzforten ($$. 987 
— 989) abgefchloffen werden. — In Nücficht des erfteren ent: 
ftehen zwey Fragen: a) In wie fern Fann ein folches Darlehen 
eingegangen, und b), wie muß es zurückgezahlet werden? — 
Beyde Tragen läßt unfer Geſetzbuch unbeantwortet, und beruft 
ſich dießfalls auf die befonders darüber beftehenden Borfchriften. 
Wie ed gefommen fey, daß die Beantwortung dieſer beyden Sta: 
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gen, welche doch offenbar Privatrechte und Pflichten der Ein— 
wohner des Staates unter ficy zum Gegenftande haben ($. 4), 
nicht in das Geſetzbuch aufgenommen worden fey, erklärt Herr 
Negierungsrath v. Scheidlein *) durch folgende hiftorifche Be— 
merfungen. Dad bürgerliche Geſetzbuch war bereit5 im Jahre 
1810 verfaffet, und die Vorlefungen über dasſelbe hatten an 
der Wiener: Univerfität bereit5 im November desfelben Jahres 
angefangen. — Dem Profeffor wurden die gedrudten Bögen 
nach und nach zur Vertheilung unter feine Schüler zugefendet, 
Weil man aber noch nicht wußte, was in Anfehung der Banco— 
äettel, als der damahligen Valuta, für die Zukunft befchloffen 
werden dürfte, und ob und in wie weit davon in dem bürgers 
lichen Gefegbuche Erwähnung zu machen fen, zögerte man mit 
der allgemeinen Kundmachung deöfelben um fo mehr, ald der 
neue Binanzplan bis zur Erfcheinung des Finanzpatentes ein Ges 
heimniß blieb. Aber auch nach Erfcheinung des Finanzpatentes 
unterblieb diefe Kundmachung bi5 zum 1. Quny 1814, weil über 
die Frage, was aus dem Finanzpatente in dad allgemeine bür— 
gerliche Gefegbuch übertragen werden foll, die Geſetzgebungs— 
Hofcommiffion für nöthig fand, ſich mit der Finanz: Hofftelle in 
da5 Ginvernehmen zu feßen, bid endlich dad von dem Landes— 
fürften genehmigte Uebereinfommen getroffen wurde, daß, da das 
Binanzpatent Feine bleibende Norm feyn dürfte, wie daöfelbe auch 
wirklich kurz nach feiner Kundmachung manche Veränderungen erlitt, 
man ſich in dem Gefeßbuche Tediglich auf die über die beyden ob— 
erwähnten Sragen beftehenden Vorſchriften beziehen fol. Hiermit 
fteht aud) der Inhalt des Kundmachungs-Patentes in Verbindung. 

2) Die befonderen Vorfchriften, wodurch die beyden ober— 
wähnten ragen entfchieden werden, find demnacd) indem am 20. 
Tebruar 18141 erlaffenen, und am 15. März hierauf mit der Claus 
fel der alfogleichen Verbindlichkeit Eund gemachten Finanzpatente, 
und in den nachgefolgten Vorfchriften enthalten. — Diefes Pa: 





1) Miszellen aus den Gebiethe der bürgerlichen und der mit Derfelben verwand— 
ten politifhen Geſetzgebung des öfterreichifchen Kaiferftaates. 4. Heft. Wien, - 
1320. Die darin enthaltenen Bemerfungen werden auch hier bey Erläute: 
rung des gegenwärtigen und der folgenden M. benuützt. 
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tent enthielt zwey Theile in fih. In dem erften wird entichie: 
den, a) daß die Stadt: Wiener Banko = Zettel nur bis legten Jän— 
ner 1812 im Umlaufe zu bleiben haben, b) daß fie vom 15. 
März 1814 an gegen Einlöſungsſcheine und Conventionsmünze 
auf den fünften Theil ihres Nennwerthes beftimmt werden, und 
in diefem Betrage bey allen öffentlichen Caffen und von Priva— 
ten bis legten Jänner 1812 unweigerlich anzunehmen feyen. Im 
$. 8 werden die Einlöfungsfcheine nach ihrem vollen Nennwerthe, 
und bis legten Jänner 4812 die Banco: Zettel nad) dem fünf: 
ten Theile ihres Nennwerthes ald Wiener : Währung und die ein— 
zige Valuta für das Inland erklärt. Im zweyten Theile folgen 
die rechtlichen Beſtimmungen, welche diefe Zinanzoperation in 
Hinficht auf die Gefchäfte des bürgerlichen Lebens nothwendig 
geniacht bat, und wovon hier nur die in Beziehung auf den 
Darleihendvertrag in felbem enthaltenen Borfchriften aufgeführt 
werden ſollen; wobey ich noch die Vorfchriften, in Bezug auf 
bereitö gefchloffene Darleihensgefchäfte, von denjenigen unter: 
ſcheide, welche für erft in der Zukunft einzugehende derley Con: 
tracte feftgefegt wurden. 

3) Wenn in einem vor — des Finanzpatentes 
geſchloſſenen Darleihensvertrage die Rückzahlung in klingender 
Münze überhaupt bedungen worden iſt, fo iſt die Rückzaͤhlung 
nicht in Elingender Münze, fondern in Wiener: Courant nad) 
dem vollen Nennwerthe, fohin in Einlösfcheinen zu leiften '), 
weil durch dad gedachte Finanzpatent die Einlösfcheine der klin— 
genden Münze ganz gleichgeftellt worden find. Der Verpflichtung 
in Elingender Münze ift aber vermög Hoffammer : Decreted vom 
15. November 1812 *) die Verpflichtung auf Gold: oder Silber: 
Münze, wenn fie nicht auf eine beftimmte Münzſorte lautet, 
gleichzuhalten. — Ja felbft eine auf Ducaten oder Thaler lau: 
tende Verpflichtung, die nicht durch die beftimmte Benennung 
des Gepräges bezeichnet iſt, ift nur einer Verpflichtung auf Elin= 
gende Münze gleich zu halten °). Das Geſagte gilt auch für 

1) $. 15 des Patentes. 


2») 5. © ©. NR. 332. 
3) Hofder. won 27. Marz; 1313:5 I. ©: &- Nr. 1035, 
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den Fall, ald dad Darleihen in Elingender Münze gegeben, und 
über die Art und Weife der Zurückzahlung nichts befonders feit: 
gelegt worden iſt. 

4) Ein Darleihen , welches in Papiergelde gegeben wurde, 
iſt auch in Papiergelde wieder zurückzuzahlen. — Da aber ver: 
mög $. 8 des Finanzpatentes die B. 3. vom 15. März 1811 
an auf den fünften Zheil ihres Nennwerthes reducirt und 
‚vom 1. Februar 1812 an ganz außer Curs gefegt worden find, 
und die an die Stelle derfelben gefegten Einlöfungsfcheine, denen 
in der Folge die Anticipationöfcheine gleichgeftellet wurden, in 
Bergleihung mit den B. 3. den fünffahen Nominalwerth ſchon 
vom 15. März 1811 an erlangt hatten, fo entſtand nothwendig 
die Stage, wie ein in B. 3. gegebene Darleihen in der neuen 
Daluta der E. ©. zurückzuzahlen fey ? Die Gefesgebung ging bey 
Beantwortung diefer Frage von dem Grundfaße aud, daß die Zus 
rückzahlung nach dem Werthe zu leiten fey, den das Papiergeld 
zur Zeit der Zuzählung im Curfe hatte, weil ed nur dann wahr 
it, dag der Darleiher nicht weniger zurüderhalte, ald er gege= 
ben hat, und der Anleihew nicht mehr zurüdzahle, ald er em= 
pfangen hat. In Folge diefes aufgeftellten Grundfages wurde 
nun zwifchen jenen Schulden, welche fihon vor dem Jahre 
- 4799 ıntjtanden, und jenen, welche erft nach der Hand und 
zwar bi5 zum Testen September 1810, dann jenen, die erft 
nach) dieſem Zeitpuncte contrahirt worden find, ein Unterſchied 
feftgefest. Da nähmlicy vor dem Jahre 1799 die B. 3. dem 
Conventionsgelde im Curſe nach gleichgeftellt waren, fo ordnete 
der $. 42 des Finanzpatentes ganz dem obigen Grundfage gemäß 
an, daß die aus einem vor. diefem QNahre gefchloffenen Contracte 
entfpringende Zahlung in dem vollen Betrage in Wiener: Cous 
rant, alfo in Einlösfcheinen, geleitet werden müffe, 

5) In .gleichmäßiger Uebereinftimmung mit dem obigen 
Srundfage verordnet der $. 13 diefes Patentes, daß, wenn ein 
Contract im Jahre 4799 oder fpäter bis zum legten September 
1810 errichtet worden ift, die Zahlung nach dem zur Zeit deö 
urfprünglichen Darleihens oder fonftigen Contractes bejtandenen 
Curſe zu berechnen, und der dießfällige Betrag in Einlofungs- 
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ſcheinen zu entrichten fey. Welcher Curs bed Yapicrgeldes i in 
den verfchiedenen Zeiten zwifchen dem A. Jänner 1799 und 
dem 1. October 1810 gewefen ſey, ließe fich zwar aus den von 
Zag zu Tag erfchienenen Borfezerteln erfehen; allein da einer: 
ſeits das Auffuchen der Börfezettel mit einigen Schwierigkeiten 
verbunden ift, andererfeit5 aber der Eur in einem Monathe zu 
fehr gewechfelt hat, fo ift aus den verfchiedenen Curſen eines 
jeden Monaths der Mitteleurd gezogen, und diefer als derje— 
nige angenommen worden, den das Papiergeld den ganzen Mo: 
nath hindurch gehabt hat. — Es wurde daher dem Finanzpatente 
eine Scala angehängt, welche ausweifet, nach welchem Eurfe 
die Zahlungen zu leiten feyn '). 

6) Aus diefer Scala ift zugleich zu erfehen, daß der Sur 
der D. 3. vom 4. October 1810 an bis 14. März 1811 nicht 
höher al5 500 ftand, mithin die B. 3. ſchon damahld dem Gurfe 
nach auf dad Fünftel ihres Nennwerthes herabgefegt waren, auf 
welches fie durch das Finanzpatent herabgefegt wurden; aus Dies 
fem Grunde verordnet der $. 44 des Sinanzpatentes, daß Zah: 
lungen, welche fi auf Verpflichtungen gründen, die in dem 
Zeitraume vom 4. October 1810 an bid 14. März 1811 einge: 
gangen worden find, näc) dem Curſe zu 500 zu berechnen, und 
ın diefem Betrage in Einlöfungsfcheinen oder fünffach in B. 3. 
zu leiten feyn, fo, daß wenn im December 1810 ein Schuld— 
fihein auf 1000 fl. ausgejtellt worden wäre, derfelbe mit 200 fl. 
in E. ©. zu bezahlen war. 

7) Zahlungen, die bis 44. März 1814 fällig waren, und 
damahls nicht in Elingender Münze, fondern in B. 3. nach ih: 
rem vollen Nennwerthe zu erheben gewefen wären, Fonnten ver: 
mög der Vorſchrift des Finanzpatentes $. 17 auch nachher nicht 
anders, als in B. 3. angefprochen, und mußten bierbey die 
B. 3. nad ihrem vollen Nennwerthe angenommen werden. 
Allein diefe Vorſchrift ift durch das Hofkammer = Decret vom 
43. November 4811, Nr. 962, $. 1 dahin befchränft worden, 
daß fie nur dann Statt habe, wenn der Gläubiger die ihm vor 





1) Diefe Scala Mi am Ende dieſes Hauptftüdes abgedruckt. 
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den 15. Marz 1811 angebothene Zahlung anzunehmen aus unftatt: 
haften Gtünden fich geweigert, oder diefelbe wegen eined ande: 
ren von. feiner Seite eingetretenen Hindernifjes nicht in Em— 
pfang genommen hat, daß aber in anderen Sällen, und befone 
der dann, wenn der Schuldner aus Saumfeligkeit die Schuld 
zu tilgen unterlaffen, wenn er die Zahlung gar nicht oder zur 
Unzeit angebothen, oder wegen eined Nechtöftreites, der gegen 
ihm entfchieden worden, verweigert hat, die Zahlung nach den 
in den $$. 12 und 13 des Finanzpatentes enthaltenen Borfchrif- 
ten zu leiften fey. 

8) Was die für die Zukunft, d. i. nach Kundmachung des 
Finanzpatentes abzufchliegenden Darleihensgeſchäfte betrifft, fo 
wurde angeordnet," daß vom 45. März 1814 an alle Contracte 
zwiſchen öfterreichifchen Unterthanen, in fo fern fie ſich nicht 
etwa auf dad Ausland beziehen, in Wiener: Währung abgefthlof- 
fen werden müffen, und daß feder feit diefem Zeitpuncte auf 
eine andere Art eingegangene Contract für ungültig erklärt werde, 
— Nur wurde geftattet, daß, in fo fern Darleihen in einer ber 
ſonderen Münzforte gemacht werden, die Rückzahlung in eben 
diefer Münzſorte geleiftet werden dürfe. Auch wurde erlaubt, 
dag man fich bey einem in Wiener - Währung (Einlöfungsfcheis 
nen) gegebenen Darleihen, deffen Betrag in beftimmten Münz: 
forten nach dem zur Zeit deöfelben bejtehenden Curſe berech— 
net wird, die Zahlung in diefen beftimmten Münzforten bes 
dingen dürfe; daß es fich jedoch von felbft verftehe, daß dabey 
von den Parteyen vedlich und unverftellt zu Werke gegangen 
werde, widrigend dad Scheingefchäft nach jenen Vorfchriften zu 
beurtheilen kommen würde, nach denen e3 feiner wahren Be— 
ſchaffenheit nach beurtheilet werden muß ($. 916 de b. ©. B.), 
oder es würde auch nach Umftänden die Strafe des Wuchers 
eintreten ). Durch dad Patent vom 4. Juny 1816 *) wur— 
den aber im der Abficht, die Regelmäßigkeit in dem zerrütteten 
Geldweſen wieder herzuftellen, neuerliche Anordnungen getroffen, 


1) Hofdecret vom 24. April 18155 5. G. ©. Nr, 1233. 
2) 5. ©. ©. Nr, 1298. 
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und im $. 3 deöfelben angeordnet, daß e5 von num an geftattet 
fey, in ſchriftlichen Urkunden Verträge auf conventiond- 
mäßige und andere gefegliche Gold= und ©ilbermünzen oder 
Papiergeld abzufchliegen. — Um nun aber Mifdeutungen zu bes 
gegnen, ald ob es erforderlich wäre, zur Sicherheit der Stipus 
Yationen die Münze Species in den fchriftlichen Verträgen auszu— 
drücken, haben Se. Majeſtät zu erklären befunden: daß die feit 
der Bekanntmachung de oben angeführten Patente im fchriftlie 
chen Urkunden. abgefchloffenen oder abzufchliegenden Beiträge, 
wenn fie auch ohne Benennung einer Münzſorte, nur im Allges 
meinen auf Conventiond: Münze oder auf gefegliche Gold- und 
Silbermünze lauten, in den geſetzmäßig umlaufenden Gold- und 
Silbermünzen erfüllet werden müffen '). Durch weiteres » Hof: 
Fanzleydecret vom 20., und Quftiz= Hofdeeret vom 25. October 
4817 ?) wurde aber eröffnet, daß Se. Mafeftät. die hier angee 
führte höchfte Beftimmung vom Tage der von der Hofkanzley 
durch den Drucd zu erfolgenden Kundmachung audy auf münd« 
Liche Berträge und VBerabredungen nach Maß des gemeinfchäfts 
lichen Ginverftändniffed der Parteyen auszudehnen geruht haben, 
und daß ſich bey Vollziehung der von nun an gefchloffenen Bere 
träge und Verabredungen nunmehr allein nach den Vorſchriften 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbuches zu benehmen fey. Nur 
habe in den Fällen, in welchen das Webereinfommen auf Geld: 
fummen überhaupt, ohne nähere Beftimmung der Valuta ges 
richtet ift, die geſetzliche Vermuthung ſtets für die Wiener: MWähs 
gung einzutreten. — Da von einem Fiöcalamte die Behauptung 
aufgeftellt wurde, daß die rechtliche Wirkfamfeit der auf die 
Privatverhältniffe in Geldangelegenheiten ſich beziehenden IS. 9 
und 12 des Finanzpatentes vom 20. Februar 48141, durch den 
$. 3 des fpäteren Sinanzpatentes vom 1. Juny 1816, und 
durd) die in Folge Höchfter Entſchließung erfloffenen beyden Ju— 
ftiz= Hofdecrete vom 28. Februar und 20. October 1817, aufge— 
hoben worden fey, daß daher die in älteren Zeiten in fchwerer 


4) Hofdecrret von 28. Februar 13175 5. G. ©. Nr. 1322. 
2) 3: & ©. Nr. 132% 
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Münze dargeliehenen oder fcalamäßig berechneten Capitalien nicht 
mehr nach den Beftimmungen des Finanzpatentes vom Jahre 
4811 bloß in Einlöfungdfcheinen gezahlt werden können, fondern 
nad) den allgemeinen Rechtögrundfägen in Mietallmunze zu zah— 
fen ſeyn: fo wurde durch Doflanzleydecret vom 28, December 
41820 ') diefe Anficht für irrig erklärt, und darauf hingewiefen, 
daß diefe legten Verordnungen nad) ihrem ausdrüclichen In— 
halte erft vom Tage der Kundmahung in rechtliche 
Wirkung getreten ſeyn; woraus von felbft folge, daß für die 
vergangenen Falle die CI. 9 und 12 des Finanzpatentes vom 
Jahre 18144 noch immer zur NRichtfchnur zu dienen haben. 

9) Die hier aufgeführten Beftimmungen find eigentlich nur 
für jene Provinzen des vfterreichifchen Kaiferftaated anwendbar, 
welche zur Zeit der Erfiheinung des Finanzpatented vom Jahre 
4811 dieſem Kaiferftaate einverleibt waren. — In dem mit dem 
Königreiche Gallizien wieder vereinigten Bezirke von. Vodgorze 
wurde dad djterreichifche Papiergeld der Einlöſungs- und Anticis 
pationd = Scheine , fammt den denfelben entfprechenden Kupfer: 
münzen wmittelft Vatented vom 7. December 1815 *), vom 1. 
Jänner 4816 an in Umlauf gefest, und zugleich, den $. 6 aus— 
genommen, die mit den hier aufgeführten Finanzgefegen übers 
einftimmenden Anordnungen über die auf Geldzahlung füch bee 
ziehenden Rechte und Berbindlichkeiten bekannt gemacht. Der 
$. 6 enthält aber Folgendes: „Bey Schuldverfchreibungen hinges 
gen oder Contracten, welche vor dem 6. Juny 1810 entftans 
den, beftimmt das Edict der ehemahligen Warfihauer Regierung 
vom 7. December 1809 die Ark der zu leiftenden Zahlung, wor— 
nad) ſich auch ferner zu achten, und in Gefchäften, welche in 
der Periode vom 6. Quny 1810 bi5 1. Jänner 1816 gefchlof- 
fen worden find, ift fich nach den während diefer Zeitperiode be— 
fiandenen Gefegen zu richten.” — In den Bezirken des Zloczo— 
wer:, Brzezaner-, Tarnopoler- und Zaleözczyker = Kreifes wurden 
die Einlöfungs = und Anticipationd = Scheine mit den denfelben 


4) Pol. G. ©, Ra. Bd, ©; 191. 
2) Pol. & ©-, 15, Bd., ©. 372. 
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entfprechenden Kupfermünzen durch dad Circular des gallisifchen 
Guberniumd vom 3. October 1815 fhon vom 4. November 
4815 an in Umlauf gefegt. Ueber die auf Geldzahlungen fich 
beziehenden Rechte und Verbindlichkeiten wurden auch hier mit 
den, in dem übrigen Gallizien geltenden, gleiche Anordnungen ge: 
troffen; nur beftimmt der $. 8 für die Periode, als diefer Theil 
Galliziens unter Eaif. ruffifcher Regierung ftand, Folgendes: „In 
Betreff der Nechtögefchäfte, woraus Zahlungsverpflichtungen ente 
ftehen, und die in der Periode vom 15. Quny 1810 bis 31. 
Dctober 4815 abgefchloffen wurden, ift fi) nach den während 
diefed Zeitraums beftandenen Gefegen zu richten. — Daöfelbe 
gilt auch von den vom 1. November 1815 bid zum Tage der 
Kundmachung gegenwärtigen Patente eingegangenen Zahlungs: 
verpflichtungen, und nur dann, wenn die Geldwährung, auf wele 
che abgefchloffen wurde, nicht gefeglich dargethan werden kann, 
ift die Zahlung in Wiener - Währung zu leiften und anzunehe 
men ').? Durch die im Jahre 1809 erfolgte Abtretung Illy— 
riend an Frankreich, und die Neoccupirung Ddiefes Landes durch _ 
die fiegreichen Waffen Sr. Mafeftät im Jahre 1813 hat fich 
ein wiederhohltee Wechfel im Umlauf des Papier: und Metall: 
geldes ald gefeglichen Zahlungsmittel ergeben, durch den aud) 
in den Privatverhältniffen Irrungen und Streitigkeiten herbey— 
geführt worden find. Ueber eine hierüber gemachte Anfrage: in 
welcher Art die aus Verträgen oder anderen wie immer gearte= 
ten Nechtögefchäften entjtandenen Forderungen alt= öfterreichiz 
fiher Unterthanen an die Bewohner der mit der üfterreichifchen 
Monarchie wieder vereinigten illygrifchen Provinzen zu berichti: 
gen ſeyn? — haben Se. Majeſtät nachfiehende allerhöchite 
Entfchliegung zu erlaffen geruhet: Alle vor dem 16. November 
4310 zwifchen alt-öſterreichiſchen Unterthanen und den Bewoh— 
nern Illyriens zu Stande gekommenen Rechtögefchäfte find nach 
dem franzöfifhen Decrete vom 16. November 1810, die feitden 


1) Patent vom 15. Februar 1816. I. G. S. Nr. 1210. Diefes Patent hatte ver- 
mög Kundmachung des gallizifhen Landes + Guberniums (P. G. ©., za. B., 
©. 16) am a. April 1316 in Wirkſamkeit zu treten. (Siehe Winnimarters 
Handbuch, 1. B., ©. 13 — 1. 


[$. 986. ]: 17 


aber abgefchloffenen Gefchäfte diefer Art nach den allgemeinen 
bürgerlichen Gefegen zu beurtheilen und zu entfcheiden '). Im 
Innviertel und dem abgetretenen Theile des Hausruckviertels 
hat die damahl3 von Seite der Faif. franzöf. Negierung für diefe 
Ländertheile aufgeftellte proviforifche Landes: Commiffion eine be= 
fondere, die Art und Weife folcher Zahlungen regulirende Wer: 
ordnung erlaffen, welche in den wefentlichen Örundzügen mit 
dem Finanzpatente vom Jahre 1814, in fo weit ed die Zahlungen 
bereit beftandener Schulden betrifft, übereinftimmet. Diefe Ver— 
ordnung hat zwar von einer gefeßgebenden Gewalt nie eine ordent= 
liche Sanction erhalten, ift jedoch immer bey entftandenen Rechts— 
ftreiten von den Gerichtöhöfen zur Grundlage genommen worden. 

10) Insbeſonders hat der gegenwärtige $. auf dad lombar= 
difch = venetianifche Königreich Feinen Bezug. Am 4. November 
1823 ?) wurde für diefes Königreich ein eigened Münzpatent ers 
laffen, worin die Münzforten angegeben wurden, welche alö eigent— 
liche gefegliche Landesmünze gelten follen. Außer diefen eigent= 
liche gefeglichen Landesmünzen wurde noch einigen, in dem diefen 
Patente angehängten Tariffe ausdrücklich aufgeführten Münzgat— 
tungen nach den in demfelben ausgedrücdten Werthöbeftimmungen 
der gefesliche Umlauf geftattet, mit dem Vorbehalte jedoch, in 
diefer Anordnung diejenigen Aenderungen eintreten zu laſſen, 
welche die Umftände erheifchen werden. — Die in diefem Ta— 
tiffe nicht ausdrücklich genannten, ferner die durch Belchneidung, 
Durchlöcherung oder Unfenntlichmachung des Gepräges verunftal: 
teten Gold und Silbermünzen, endlicy die nach den Beftims 
mungen des Zariffes nicht mit dem gefeglichen Gewichte verfehe: 
nen Goldmünzen find von dem gefeslichen Umlaufe und von der 
Annahme bey den vffentlichen Caffen auögefchloffen. Es bleibt 
indeffen dent Mebereinfommen der Privaten überlaffen, auch die 
von dem gefeglichen Umlaufe ausgefchloffenen Münzen zu Zah: 
lungen zu verwenden, und befondere Beftimmungen in Anfehung 
ded Werthes der in dem Tariffe aufgeführten Münzen zu verab> 


1) Hoffanzleydecret von 6. Zuny 18165 J. G. ©. Nr, 1252. 
2) P. ©. S., 51. Bd., ©. 292. 
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reden. Dom Tage der Bekanntmachung des gegenwärtigen Pas 
tented hatte ſich die Staatdverwaltung ausſchließend der durch 
daöfelbe eingeführten neuen Währung zu bedienen, den Privaten 
aber blieb e3 unbenommen, in ihren Verträgen die neue Wäh— 
rung, oder eine der früher beftandenen gefeglichen Währungen 
auszudrucken. Wo jedoch Feine beftimmte Währung benannt ift, 
tritt in Anfehung der Verträge, welche, von der Bekanntmachung 
dieſes Patentes anzufangen, gefchloffen worden oder werden, bie 
gefegliche Vermuthung für die neu eingeführte Währung ein, wenn 
‚nicht durch rechtöfräftige Beweife die Abficht, fich einer andern 
Währung zu bedienen, dargethan werden kann. Wenn in Ber- 
trägen zwiſchen Privaten eine beftimmte Münzſorte ausgedrückt 
ift, welche fich zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe be- 
findet, fo ift fih nach dem $. 989 des b. ©. 3. zu benehmen. 


D. 987, 


Kenn ein Darleiher fich die Zahlung in der beſon⸗ 
dern, von ihm gegebenen, Münzforte bedungen 
hat; fo muß die Zahlung in eben Dielen Münze 
forte geleiftet werden, 

4) Unter einer beffimmten Münzforte ijt die unterfte, 
fhon die gegebenen einzelnen Stücke ausdrückende Münzart (ge- 
nus infimum) zu verftehen, wie durch die bey Erläuterung des 
vorigen $. angeführten, vom Geſetze ſelbſt gegebenen Beyſpiele 
deutlich angezeigt iſt. Die Angabe einer höheren, zu der erſteren 
als ein Gattungsbegriff ſich verhaltenden Münzart ift alſo, wie v. 
Zeiller bemerkt, für keine beſtimmte Münzſorte zu halten, 3. B. 
die Ausdrücke: Gold= oder Silbermünze, oder Conventions-Geld. 
Es ift jedoch bereits F. 986 Nr. 8 vorgefommen, in wie fern 
nunmehr auch eine Zahlung in diefer allgemeinen Münzgattung 
bedungen werden könne. 

2) Der gegenwärtige g. fowohl, ald dad Vatent fordert, 
daß dad Darleihen in jener Bekannten Münzſorte, worin die Zah— 
lung bedungen wird , auch richtig gegeben worden fey. — Allein 
da durch das Patent vom 4. Juny 1816 die Beftimmung des 
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Sinanzpatentes vom Jahre 14841 , daß die Cinlööfcheine die Stelfe 
der Conventiondmünze vertreten follen, aufgehoben worden, und 
der 9. 9953 fogar einen Darleihensvertrag aufrecht erhalt, worin 
fihb der Darleiher in Anfehung der Gattung, Güte oder 
Menge mehr bedungen, als er gegeben hat, wenn nur dabey 
die erlaubten DVertragszinfen nicht überfchritten werden; fo kann 
aud) der Vertrag nicht ungültig erklärt werden, worin fich der 
Darleiher die Zahlung in einer anderen Münzſorte bedingt, als er 
gegeben hat, wenn nur dabey das im $. 993 beftimmte Maß 
nicht überfchritten wird, — So wird 3. DB. derjenige, welcher 
ein Darleihen in Zmwanzigern aufzählet, ſich die Rückzahlung in 
Thalern gültig bedingen können. — Nur glaube ich, daß für 
diefen Sal der folgende $. nicht von Anwendung fey, weil diefer 
ausdrücklich von einer beftimmten, gegebenen Münzforte fpricht. 
— Dieſes fiheint auch in der Natur der Sache gegründet. — 
Sehen wir 3. B. den Fall: A habe dem B Ein taufend Gulden 
in Zwanzigern ald Darleihen übergeben, und ſich dabey beduns 
gen, daß legterer diefe 1000 fl. in Kronthalern zurückzahle. — 
An der Zwifchenzeit werde aber der Kronthaler, der gefeglich 
2 fl. 12 Er. gilt, wieder auf feinen alten Preis zu 2 fl. 16 Er. 
erhöht. — Der B ift daher hier offenbar berechtiget, bey der 
Nüczahlung den Kronthaler zu 2 fl. 46 fr. in Anrechnung zu 
bringen. — Er hat ihm alfo weniger Stück Kronthaler zurüd 
du zahlen, als diefes nach der Beftimmung ded folgenden $. der 
Tall gewefen feyn würde, wenn dad Geld in Kronthalern zu: 
gezählet worden wäre; indem in diefem Sale auf die Erhöhung 
des Preifed des Kronthalers Feine Nüdficht hätte genommen. 
werden können. — Hätte nähmlich der A dem B dad Darleihen 
in Kronthalern zugezählt, fo hatte er hierzu 454 Thaler nöthig 
gehabt, und der B hätte ihm ohne Nücficht, daß in der Zwi— 
fchenzeit der außere Werth der Krontbaler erhöht worden ift, 
diefe 454 Thaler wieder reftitwiren müffen, Da aber dad Dar: 
leihen in Zwanzigern gegeben, und die Nücdzahlung nur in 
Kronthalern bedungen wurde, fo muß der Darleiher den 
Kronthaler zu 2 fl. 16 Er. annehmen, und es bedarf daher 
der B in diefem Falle zur Zurückzahlung des Darleihens nur 4441 

2 * 
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Stück Thaler. Wäre aber der äußere Werth des Kronthalerd 
in der Zwoifchenzeit noch mehr erniedriget worden, fo bedarf der 
-Entlehner bey der Rückzahlung mehrere Kronthaler, als er nöthig 
gehabt hätte, wenn er das Darleihen wirklich in Kronthalern 
erhalten hätte; und es entſteht daher die Frage, ob er hierzu 
verpflichtet fey? — Dieſe Frage muß allerdings bejahend beant— 
wortet werden; denn zur Zeit des gegebenen Darleihens war, 
was vorausgeſetzt wird, nicht bekannt, daß dieſe Münzveränderung 
vor ſich gehe, und es konnte daher die Bedingung der Zurück— 
zahlung des Darleihens in der beſtimmten Münzſorte um ſo mehr 
rechtsgültig beygerückt werden, als dieſe auch dem Anleiher zu 
Nutzen kommen kann, wie bereits vorne gezeigt worden iſt. Wäre 
es aber ſchon zur Zeit des Darleihens bekannt, daß der Kron— 
thaler herabgeſetzt werde, dann wäre dieſer Fall nach $. 900 zu 
beurtheilen. | 

3) Es fteht übrigens auch Fein Hindernig entgegen, daß 
die Parteyen ausdrücklich bedingen, daß bey der Rückzahlung 
des Darleihend in der beitimmten Münzſorte der zur Zeit des 
Darleihens beftandene äußere. Werth der Münze zur Grundlage 
genommen werde; vorausgefegt, daß auch im gemeinen Verfehre 
für die beftimmte Gattung Münze Fein Agio entrichtet wird. Denn 
für diefen Fall ift es dem Anleiher einerley, ob er dad Darleihen 
in diefer oder jener Münze Gattung erhalte. — In diefem Falle 
vertritt die eine Gattung Münze vollfommen die Stelle der ans 
deren. — Die Wahrheit diefer Behauptung wird durd) das bey 
$. 986 Nr. 8 citirte Hofdecret vom 24. April 1816 beftätiget, ver: 
mög welchem man fich auch bey. einem in Einldöfcheinen gegebenen 
Darleihen die Zurückzahlung in einer beftimmten Münzforte nach 
dem zur Zeit des Darleihend beftehenden Curſe bedingen darf. 

4) Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt bey Erläuterung dieſes 
$. weiter, daß die Zahlung in der beftimmten gegebenen Münzs 
forte ausdrücklich bedungen werden müſſe; widrigens der 
Gläubiger gehalten fen, fich mit der Zahlung in Papiergelde zu— 
frieden zu geben. Diefe Behauptung fcheint auch durch einen 
Schluß e contrario aus diefem $. gezogen werden zu Fünnen, 
wenn man denfelben mit der Vorfihrift des Finanzpatentes vom 
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Jahre 1811 zuſammenhält. — Allein da durch da5 Patent vom 
4. Zuny 1816 die Ginlösfcheine aufgehört haben, die Stelle der 
Gonventionsmünze‘ zu vertreten; fo verfieht ed ſich wohl von felbft, 
daß fic gegenwärtig der Gläubiger, wenn er dad Darleihen in 
Silbergelde zugezählt hat, nicht mehr mit Einlööfcheinen nach ihrem 
Nennwerthe zufrieden ſtellen müffe, fondern die Rüczahlung 
gleichfall3 wieder in Conventiondmünze begehren Fönne, — Mur 
fo viel bleibt auch gegenwärtig richtig, daß in diefem Zalle die 
Rückzahlung in wad immer für curfirenden Gold» und Silber: 
münzen, die im gemeinen Verkehre die Stelle der anderen voll: 
kommen vertreten, geleiftet werden Fönne. 

5) In Betteff des Ortes und der Zeit der Zurückzahlung 
ift fi im Allgemeinen nach $. 904 zu benehmen. — Hat daher 
Jemand ohne Beftimmung einer Zeit der Zurüczahlung einem 
Andern ein Darleihen unverzindlich gegeben , fo kann er fowohl 
nach dem citirten $. 904, ald auch nach der Analogie des $. 974, 
dad gegebene Darleihben nach Willkühr zurück fordern, und der 
Anleiher ift fchuldig, ihm dadfelbe ohne unnöthigen Auffchub au 
erftatten. — Hat fi) der Darleiher mehr bedungen, ald er ge= 
geben: hat, fo hat er dadurch die Friſt zur Zurüczahlung in der 
Are ſtillſchweigend beftimmt, daß der Entlehner dad Darleihen 
nicht früher zurückzuzahlen verpflichtet feyn fol, bis der zurückzu— 
zahlende Mehrbetrag nicht den Betrag der erlaubten Bertragd: 
zinfen erreicht. Hat fi) Jemand Zinfen für dad gegebene Dar’ 
leihen bedungen, ohne einen Zahlungstermin zu beftimmen, fo it 
der Darleihensvertrag mehr dem Beftandvertrage als dem Leih— 
vertrage ähnlich, indem er ſich von erfterem nur in dem Puncke 
unterfcheidet, daß die Zinfen bier für die Benützung einer vers 
brauchbaren, und bey dem Beftandvertrage für die einer unver: 
brauchbaren Sache gegeben werden; daher wird bier wenigftend 
eine vier und zwanzigftündige Auffündigung vorher gehen müſſen 
($. 1116), 


[ D, 088, * 
Sefeglihe Miinzveranderungen ohne Beränderung 
des inneren Gebaltes gehen auf Rechnung Des 
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Darleihers. Er empfängt die Zahlung in der 
bejtimmten, gegebenen Münzforte, 3. B. von 1000 
Stücken Eaiferlichen Ducaten, oder 3000 Zwanzig— 
Kreuzer Stüden ohne Rüdficht, ob deren Außerer 
Werth in der Zwifchenzeit erhöht oder vermins 
dert worden ift. Wird aber der innere Werth 
geändert; fo ift die Zahlung im Verhältniß zu 
dem inneren Werthe, den die gegebene Münz- 
forte zur Zeit des Darleihens hatte, zu leiften, 

4) Es ift eine nach dem römifchen Rechte fehr ftreitige Frage, 
wie ein Öelddarleipen, im Falle einer erfolgten Münzveränderung, 
rückzuzahlen ſey? — Das öfterreichifche Geſetzbuch beantwortet 
diefe Frage durch den gegenwärtigen $. auf eine Art, welche 
gewiß den Benfall jedes Nechtöfundigen erhalten muß. Es 
gehet hier ganz von der Natur des Darleihend aus, woraus 
fi) ergibt, daß der Schuldner dasjenige, was er empfangen 
hat, durch eben fo viel, von eben der Art und Güte, 
ald er erhalten, dem Gläubiger wieder erftatten muß. 

2) Gefeglihe Münzveränderungen können nun auf zwenfache 
Weiſe vor fich gehen: Es Fann nähmlich a) der Neunwerth 
der einzelnen Münzforten geändert, femit entweder vermehret 
oder vermindert, oder b) ed kann der innere Gehalt derfelben 
erhöhet oder verringert roerden. — Der erftere Fall tritt z. B. ein, 
wenn der Ducaten, der früher 4 fl. 30 Er. gefeglich galt, nun 
einen gefeglichen Werth von 4 fl. 20 Er. oder von 4 fl. 40 Er. 
erhält. — Im erften Falle geht, nach der Ausſage des gegen— 
wärtigen $, die gefegliche Miünzveränderung auf Rechnung des 
Darleiherd, d. i. der Anleiher erhält die Zahlung in der beftimm: 
ten, von dem Darleiher gegebenen Münzſorte ohne Rückſicht, ob 
deren äußerer Werth in der Zwifchenzeit erhöhet oder vermindert 
worden ift; er erhält alfo, wenn er 100 Stück Ducaten empfan: 
gen hat, wieder 100 Stück Ducaten zurück, Der Grund diefer 
Verordnung liegt darin, weil, wie Herr Hofrath v. Zeiler in 
feinem Gommentare zu diefem $. ganz richtig bemerfet, die Er— 
höhung des äußeren Werthes dem Gläubiger Feinen Vorteil bringt; 
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da im allgemeinen Verkehre nur auf den inneren Werth gefehen 
wird, er alfo mit 100 Stück Ducaten, ungeachtet des gefeglic) 
erhöhten äußeren Werthes derfelben, nicht mehr ausrichten Fann, 
ald er fonft hätte ausrichten können, und er vielmehr nur 
zu Schaden fommen würde, wenn ihm der Schuldner nun wer 
niger folche Stüde zurüdgeben dürfte, weil er mit felben weni— 
ger, als mit der gelichenen Zahl der Stücke, ausrichten Fünnte. 
— Aus dem gleichen Grunde erleidet der Gläubiger Feinen Nach— 
theil, wenn er in dem Falle, als der äußere Werth der Stücke 
herabgefeßt wurde, die nähmliche Zahl der Stüde, die er geges 
ben hat, zurück erhält; indem er den nähmlichen inneren Werth 
empfängt, der bey dem allgemeinen Waarenpreife das Haupts 
augenmerk ausmacht. 

3) Ganz anderd verhält ſich die Sache, wenn der innere 
Gehalt der Münze geändert, alfo der Ducaten ſchwerer oder ge: 
ringer, ald vorher ausgeprägt, oder bey der Ausprägung mehr 
oder weniger fremdartige Materie dem Golde beygemifcht wird; 
denn, wenn in diefem Falle die Zahlung in der bejtimmten 
gegebenen Münzforte, das ift, mit eben fo vielen Münzſtücken, 
als zugesählet worden find, geleiftet würde; fo wurde der Dar- 
leiher nicht eben fo viel von derfelben Gattung und Güte, als 
er gegeben haf, fondern bey verbeffertem inneren Gehalte mehr, 
und bey verfchlimmerten weniger zurüc erhalten, was der Defi— 
nition eines Darleihensvertrages woiderftreitet. Für diefen Fall 
verordnet daher dad Gefeß, daß die Zahlung im Verhältniffe zu 
dem inneren Werthe, den die gegebene Münzforte zur Zeit des 
Darleihens hatte, zu leiften fey. Setzen wie, fügt v. Scheidlein 
zur anfchaulichen Erläuterung diefer Anordnung hinzu, der innere 
Werth eines Ducatens würde dem Gewichte oder der Materie 
nach um 30 Er. verbeffert, fo würde der Darleiher einer Summe 
von 100 Stüf Ducaten, wenn er eben fo viele Stüde zurücd 
erhalte, um 50 fl. mehr, und im Falle einer Verfchlechterung 
von 30 Er., um 50 fl. weniger zurück erhalten, als er gegeben 
hat; damit er alfo wirklich fo viel zurück befomme, als er gege— 
ben hat, müßte er dem Anleiher 50 fl. erfegen, fo wie diefer 
im zweyten Salle dem Darleiher 50 fl. darauf zahlen müßte 
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4) Das, was dad Gefeß hier für den Kal angeordnet hat, 
wenn eine Veränderung in dem inneren Werthe vorgeht, ift volle 
fommen auch für den Fall anwendbar, wenn in dem inneren 
und äußeren Werthe der Münzen zugleich eine gefegliche Ver: 
änderung vorgeht; denn die Veränderung ded äußeren Werthes 
hat durchaus auf die Art der Zurücdzahlung Feinen reellen Ein— 
fluß; immer hat der Gläubiger dasjenige feinem inneren Werthe 
nad) zurück zu erhalten, was er an folchem gegeben hat. 

5) 65 kann Hier auch die Frage aufgeworfen werden, ob 
gegenwärtige gefegliche Anordnung auch für den Fall gelte, als 
die Parteyen bey Errichtung des Contractes etwas Beftimmtes 
über diefen Punck feftgefeßt haben? — Diefe Frage fcheint wohl 
im Allgemeinen bejahend beantwortet werden zu müffen; denn 
was die Parteyen vertragsmäßig unter fich feftgefegt haben, ift 
für. fie verbindlich, außer ed könnte gezeigt werden, daß entweder 
von Seite der perfönlichen Fähigkeit der Parteyen diefem Ueber: 
einfommen ein Hinderniß entgegenftehe, oder daß ihre wahre Eins 
wiligung hierzu nicht vorhanden, oder daß die zugeficherte Leis 
ftung phyſiſch oder rechtlich unmöglich fey. Da die perfünliche 
Fähigkeit der Contrahenten und ihre wahre Einwilligung hier vor: 
auögefet wird, fo kann nur dad letzte Hinderniß hier zur Sprache 
fommen. — Eine phofifche Unmöglichkeit würde eintreten, wenn 
die Münzſorten, in welchen die Zahlung bedungen worden ift, 
zur Zeit der Zahlung nicht im Umlaufe wären; von diefem Falle 
handelt aber der folgende $, Eine rechtliche Unmöglichkeit wäre 
aber nur in fo ferne vorhanden, ald dadurch dad Wuchergeſetz 
überfreten würde; man Fann daher fagen, daß das Uebereinkom— 
men der Parteyen in fo weit gelte, und der gegenwärtigen Anord— 
nung derogire, ald dasfelbe nicht gegen die Wuchergefege verftößt. 

6) Der $. redet Hier übrigend nur von einer- geſetzlichen 
Münzveränderung. — Andere Veränderungen, melche in dem 
Werthe der Münzen vorgehen, gehen gleichfalls alle auf Rech: 
nung des Darleihers, d. i. er muß die Zahlung in der beftimm: 
ten, gegebenen Münzforte annehmen, und hat auch dad Recht, 
die Zahlung in diefer Münzforte zu fordern, 3. B. er hätte dad 
Darleihen in Ducaten gegeben, fo ift er verbunden, die Zahlung 
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in gleichen Ducaten anzunehmen, wenn fich der Werth des Gol— 
des im Berhältniffe zu dem des Silbers um ein Bedeutende: ver: 
ringert hätte; eben fo ift er berechfigt, dad in Zwanzigern gegebene 
Darleihen gleichfall5 in diefee Miünzforte zu begehren, wenn fich 
auch der Werth des Silberd in der Zwifchenzeit über den Werth 
des Goldes erhöhet hätte. | 


0. 989, 

Sind zur Zeit der Rückzahlung dergleichen Münz- 
forten im Staate nicht im Umlaufe; fo muß der 
Schuldner den Gläubiger mit zunächſt Ahnlichen 
Geldſtücken in folcher Zahl und Art befriedigen, 
daß derfelbe den zur Zeit des Darleihens beſtan— 
denen innern Werth deffen, was er gegeben 
bat, erhalte, 

Sobald eine bisher im Staate im Umlaufe geftandene in: 
oder auslandifche Münze verrufen wird, ift fie im Lande fein 
Geld, Feine Münze mehr, worin die Zahlung geleiftet wer: 
den fol. — Da aber die Verbindlichkeit fo viel ald möglich ge— 
nau erfüllt werden muß (SS. 902 u. 1414), fo bleibt nichts 
übrig, ald daß die Zahlung in einer folchen Art gefchehe , welche 
ein zunächſt ftellvertretendes Mittel ift, die aus der bedungenen 
Zahlungsart Hervorleuchtende Abficht zu erreichen; und da die 
Hauptabficht des Darleiherd bey Bedingung der Münzart ift, 
daß er den nähmlichen inneren Capitalswerth wieder 
empfange, den er gegeben hat, fo ift auch der Grund der am 


Schluffe des gegenwärtigen $ vorkommenden Anordnung voll 
fommen erflärbar, 


0. 990, 
b) Zn Schuldfceinen. 

In öffentlichen Schuldfcheinen können Darleihen 
in der Art gültig gefchloffen werden, daß die 
Tilgung der Schuld entweder mit einem durch: 
aus gleichen öffentlichen Schuldfcheine, wie der 
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dargelichene war, geleiftet, oder der Betrag 
nah dem Werthe, welchen der Schuldfchein 
zur Zeit des Darleihens hatte, zurüdgezahlt 
werde, 

4) Um den Sinn de5 gegenwärtigen $. gehörig zu entwi— 
deln, muß auf dad Wuchergefeg vom 2. December 1803, und auf 
das Hpfdecret vom 20. May 1808 zurück gegangen werden. Das 
erftere verordnet $. 3: „An Capital foll dem Anleiher der vollz 
ſtändige Betrag, welchen er als Schuld an Capital zurüdzu: 
zahlen verfpricht, in barem Gelde oder öffentlichen Obligationen 
gegeben werden. Dem Darleiher fteht frey, fich die Zahlung 
in barem Gelde oder in öffentlichen Obligationen zu bedingen, 
doch ift der Werth der Iegteren bey dem, Darleihen nach dem 
zur Zeit des Darleihens betandenen, und bey der Zurüczahlung 
nach dem zu diefer Zeit beftehenden Börfecurfe zu berechnen.” 

Aus Veranlaffung mehrerer über diefen J. ded Wucherpa: 
tentes vorgefommenen Anfragen: ob Darleihen, welche in dffents 
lichen Obligationen unter der Bedingung gegeben werden, daß 
diefelben wieder in eben folchen Obligationen zurücdgezahlt wer— 
den follen, ald ein erlaubtes, oder ald ein wucherliches Geſchäft 
zu betrachten fen, wurde durch Hofdecret vom 20. May 1808, 
I ©. ©, Nr. 842 folgende den erwähnten $. des W. P. abän— 
dernde Beftimmung zur allgemeinen Nachachtung Fund gemacht: 

»2) Bey Darleihen, welche in verzinslichen öffentlichen Obli- 
Hationen gegeben werden, foll ed dem wechfelfeitigen. Einver: 
ftändniffe der Parteyen überlaffen bleiben, die Zurüdzahlung ent: 
weder nach dem börfemäßigen Geldwerthe, in welchem fie am 
Tage des Darleihend ftanden, oder wieder in gleichen , verzinsli— 
chen, öffentlichen Obligationen zu bedingen. b) In jenen Zällen, 
wo bey folchen in verzinslichen öffentlichen Obligationen geleifte- 
ten Darleihen nicht zwifchen den Parteyen beftimmt ausbedungen 
ift, wie die Zurücdzahlung zu gefchehen habe, foll der Schuldner 
diefelbe nur in gleichen, dffentlichen, verzinslichen Obligationen, 
ald er empfangen hat, zu leiften verbunden ſeyn. c) Unver: 
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zinsliche bffentliche Obligationen find von der Anwendbarkeit zu 
verzinölichen Darleihen gänzlich ausgefchloffen.” 

2) Der $. 3 des MWucherpatentes enthält zwey Nechtöfäge. 
Der erfte ſtimmt mit der allgemein angenommenen Definition 
des Darleihensvertrages überein, vermög welchem der Anleiher 
ſich verbindlich macht, die verbrauchbaren Sachen, die er em— 
pfangen hat, feiner Zeit in der nähmlichen Menge, Oattung 
und Güte zurückzuſtellen. — Der zweyte dagegen fiheint mit 
diefer Definition nicht mehr durchgehends in Harmonie zu fliehen; 
denn, da der Öefeßgeber bewilliget hat, daß Darleihen aud) in 
Öffentlichen Fondsobligationen gegeben werden dürfen, hat er 
offenbar diefe Obligationen, wenigftens in Bezug auf dad Dar— 
leihensgefchäft, den verbrauchbaren Sachen gleichgejtellt, und es 
muß daher von ihnen das nähmliche gelten, mas über die Art 
und Weife der Zurückſtellung der dargelichenen  verbrauchbaren 
Sachen in dem Gefeße feſtgeſetzt iſt. — Bey dieſen gilt aber 
eben nach) der Grflärung des Darleihenövertrages felbjt der 
Grundfaß, daß der Entlehner über die dargeliehenen Sachen ber 
Viebig verfügen, aber nach Verlauf der beftimmten Zeit Sachen 
in gleicher Gattung, Güte und Menge zurück geben fol. 
"  Diefer Forderung des Öefeges wird aber vollkommen ent= 
fprochen, wenn der Entlehner, der öffentliche Schuldfcheine als 
Darleihen erhalten hat, daöfelbe nach Verlauf der Zeit in gleichen 
Öffentlichen Schuldfcheinen wieder reſtituiret. — Auf den Werth, 
den diefe Obligationen zur Zeit des Darleihend oder der Zurückzah— 
lung hatten oder haben, kann ed eben fo wenig anfommen, als 
dieſes bey andern verbrauchbaren Sachen der Fall if. Wer 
dem Andern Ein hundert Metzen Weisen gegen die Verbind— 
lichkeit überlaßt, daß er ihm nach Verlauf eines Jahres eine 
gleiche Quantität Weisen von der nähmlichen Güte zurüditellen 
fol, handelt ganz der Natur des Darleihenscontracted gemäß, 
und der Entlehner ift fchuldig, dem Darleiher nad) Verlauf die— 
fed Jahres diefe hundert Metzen von der nähmlichen Güte zu: 
rüchzuftellen, wenn auch der Preis des Weigens in der Zwifchen: 
zeit fih um dad Doppelte erhöht hat. — Durch die Anordnung 
de5 Wucherpatentedö, daß bey der Reftituieung der Werth der 
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öffentlichen Obligationen nach dem zur Zeit des Darleihend bes 
ftandenen, und bey der Zurücdzahlung nad) dem zu diefer Zeit 
beftehenden Börſecurſe zu berechnen fey, können beyde Theile zu 
Schaden fommen; denn fallt der Curs der Obligationen, fo 
muß der Schuldner mehr Obligativnen zurücd zahlen, ald er em: 
pfangen hat, während ſich der Gläubiger, wenn es ihm erlaubt 
gewefen wäre, einen ſolchen Contract einzugehen, mit weniger 
hätte zufrieden ſtellen müſſen; fteigt aber der Curs der Obliga: 
tionen, fo fteller der Schuldner weniger zurück, ald er empfan: 
gen hat, und der Gläubiger leidet fohin einen Schaden, den er 
nicht erlitten hätte, wenn er die dargeliehenen Obligationen auf: 
Lewahret hätte. — Das Hofdecret vom 20. Way 1808 fteht 
daher, fo wie die Anwendung des gegenwärtigen $., mit den 
Prinzipien des Darleihensvertraged in größerer Harmonie, als 
der J. 3 des Wucherpatentes. 

3) Der gegenwärtige $. ftellt es den Parteyen nur frey, 
fih die Rückzahlung eines in öffentlichen Schuldfcheinen gegebe- 
nen Darleihens in gleichen öffentlichen Obligationen oder im ba— 
ren Gelde nach) dem Werthe, den diefe Schuldfcheine zur Zeit 
des Darleihens hatten, zu bedingen; er fagt alfo im Weſent— 
lichen nicht anderes aus, als das Nr. 4 citirte Hofdecret vom 
20. May 1808 in dem Puncte a, enthalt. — In welcher Art 
die Zurückzaählung zu gefchehen habe, wenn felbe nicht bedungen 
worden ift, ift weder in diefem $., noch in einer andern Stelle 
des Gefegbuches entfchieden worden. Es iſt Fein Zweifel, daß 
fie in der durch dad Hofdecret vom 20. May 1808 vorgefchrie: 
benen Art, d. i, in gleichen öffentlichen Obligationen, ohne Rüd: 
fiht auf den Curs, den fie zur Zeit des Darleihens hatten, und 
auf jenen, den fie zur Zeit der Nüczahlung haben, geleiftet 
werden müffe. Herr Negierungsratb v. Scheidlein, welcher 
die nähmliche Behauptung aufftellt, unterftügt felbe mit folgen: 
den Gründen: a) Das Hofdecret vom 20, May 1808 fey als 
eine politifche, auf das Wuchergefeß fich beziehende Vorſchrift an— 
zufehen, und daher, da fie durch das bürgerliche Geſetzbuch nicht 
ausdrücklich aufgehoben wurde, noch immer als beftehend anzu: 
ſehen; und b) fpreche "die Analogie des $. 992, welche anord: 

I 
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net, daß es bey Darleihen, die über andere verbrauchbare Gegen- 
ftände gefchloffen werden, keinen Anterfchied mache, wenn fie 
in der Zwifchenzeit am Werthe geftiegen oder gefallen find, offen- 
bar für diefe Behauptung. Meines Grachtens ift hier mehr Ge 
wicht auf den letztern Grund zu legen, als auf den erften; denn 
dad Wuchergefeg hat eigentlich nur die Bedingungen, welche von 
den Parteyen bey Schließung eines Darleihensgefchäftes feſtge— 
fest werden dürfen, nicht aber auch die Beſtimmungen, welche 
außer diefem Falle zu gelten haben, zum Gegenftande. Der 
zweyte Abſatz des Hofdecreted vom 20. May 1808 ift daher 
rein civilrechtlicher Natur, und daher durch das bürgerliche Ge: 
feßbuch ald aufgehoben anzufehen. Uebrigens ftimmt die obige 
Entfcheidung des berührten Falles, wo nähmlic ein Darleihen 
in öffentlichen Schuldfcheinen gegeben worden, ohne daß die Art 
und Weife der Zurüczahlung ausdrücklich feftgefegt worden ift, 
auch mit der im $. 983 gegebenen Erklärung eined Darleihense 
verfraged überein, und die Anordnung des $. 992 ift Tediglich 
eine confequente Folgerung aus dem $. 983. Ob und in wie fern 
von Obligationen überhaupt, und indbefondere von unverzinsli— 
chen Obligationen Zinfen gefordert werden Fönnen, wird bey Er— 
läuterung des $. 994 vorkommen. 

4) Die Stage, wie ein vor dem Finanzpatente in öffentli— 
chen Obligationen gegebenes Darleihen zurückgezahlt werden foll, 
it durch) dad Hofdecret vom 23. April 1813 Nr. 1039 dahin 
entfchieden worden, daß, da durch den’ $. 24 des Finanzpaten: 
tes vom 20. Februar 1844 ausdrücklich erklärt wurde, daß die 
Öffentlichen Obligationen im Capitalöbetrage nicht herabgefegt 
worden, ein folches Darleihen in gleichmäßigen öffentlichen Obli— 
gationen zurückgezahlt werden könne. Aus dem Ausdrucke 
„eann?, deffen fich diefes Hofdecret hier bedient, Eönnten Man: 
he zu dem Schluffe verleitet werden, ald ob es der Willkühr 
des Schuldners überlaffen fey, die Rückzaͤhlung auch im baren 
Gelde nach dem Gurfe zu Teiften. Allein da3 Hofdecret ge: 
braucht den Ausdruck „Eann”, wie bereits v. Scheidlein a. a. 
D. $. 37 bemerkt hat, nur darum, um dem aufgeworfenen 
Zweifel vorzubeugen, ob, da der Curs der Öffentlichen Obligationen 
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durch die Herabfekung auf die Hälfte fehr verfchlimmert worden 
ift, dennoch auch fernerhin die Zurüchzahlung in gleichen Obli— 

ationen geleiftet werden könne, oder nicht etwa nach dem Curfe 
* werden müſſe, den fie zur Zeit der Zuzählung gehabt 
haben. Durch dieſes Hofdecret ift alfo weder die Anwendung 
des Hofdecretes vom 20. May 1808, noch die aus demfelben 
entnommene Verordnung des allgemeinen bürgerlichen Gefeß: 
buches abgeändert worden; mithin muß fowohl in dem Falle, 
ald die Zurücdzahlung in gleichen üffentlichen Obligationen be: 
dungen, ald in dem, ton über die Art der Zurüczahlung nichts 
beſtimmt worden ift, die Zurüczahlung in gleichen öffentlichen 
Obligationen geleiftet werden. 


d. 991, 


Wenn ftatt Geldes ein Privat - Schuldfchein oder 
Waaren gegeben worden find; fo ift der Schuld: 
ner nur verbunden, entweder den Schuldfchein 
oder die empfangenen Waaren unbefchädiget zu: 
rück zu ftellen, oder dem Gläubiger den von Diez 
fem zu erweifenden Schaden zu erfegen. 

1) Schuldfcheine gehören, wie bey Erläuterung des $. 985 
fchon in Anfehung dffentlicher Obligationen bemerkt worden ift, 
eigentlich zu den unverbrauchbaren Sachen, und find fomit fchon 
nac) der Natur der Sache auögefchloffen, Gegenftand eines Dar: 
Teihendcontractes zu feyn. — Die Gründe, welche den Geſetzge— 
ber bewogen haben, in Anſehung üffentlicher Obligationen eine 
Ausnahme eintreten zu laffen, find auf Privat: Schuldfcheine 
nicht anwendbar. — Wird aber Jemanden eine unverbrauchbare 
Sache bloß zum unentgeldlichen Gebrauche auf unbeſtimmte Zeit 
übergeben, fo entfteht ein Leihvertrag ($. 974); und der Ent— 
Iehner ift aus diefem verbunden, nach Verlauf der Zeit eben dies 
felbe Sache zurückzuſtellen ($- 972). 

2) Diefer von dem Geſetzgeber hier voraudgefeßte Fall darf 
aber mit demjenigen nicht verwechfelt werden, wo Jemand, der 
um ein Darleihen erfucht worden ift, dem Andern einen Private 
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Schuldſchein mit der Berechtigung, den Schuldbetrag von dem 
Schuldner zu erheben, und dad erhobene Geld dann ald Dar— 
leihen zu behalten, einhandiget. Bon diefem Falle ift bey Gr- 
Yäuterung des F. 983, Nr. 5, lite c eine Erwähnung gefchehen. 
Diefes Gefchäft ift von dem Zeitpuncte an, ald der Entlehner 
dad Geld von dem Schuldner ded Darleiherd wirklich erhält, 
ald ein eigentlicher Darleihendcontract anzufehen, und nad) die: 
fen Grundfäßen zu beurtheilen;z denn in diefem alle gibt der 
Darleiher den Schulöfchein nicht zu dem Zwecke her, damit der 
Anleiher ihn ftatt baren Geldes übernehme, und ihm feiner Zeit 
ohne Rückſicht, ob und wie viel Testerer von dem Echuldner 
felbft oder von einen Dritten an Geld erhalten habe, den vol: 
len Betrag zurückſtelle, fondern er will ihn nur in die Lage ſe— 
Gen, dad bare Geld von feinem Schuldner in Empfang zu neh— 
men, welches von dem Augenblicke an, ald der Anleiher das 
Geld wirklich erhält, eben fo viel ift, ald ob ihm dasfelbe von 
dem Darleiher felbft eingehandigt worden wäre, 

3) Dagegen find verbrauchbare Sachen oder Waaren allers 
dings Gegenftände eines Darleihend überhaupt (F. 992), aber 
Fein gültiger Gegenftand eines Gelddarleihend. — Wer ein Geld- 
darleihen fucht, bedarf zu feinen Zwecken bares Geld, wozu 
auch die öffentlichen Obligationen gerechnet werden können, da 
fie augenblicklich (menigftend in größeren Städten) gegen bares 
Geld umgemwechfelt, und feiner Zeit auch gleiche Obligationen 
eingewechfelt werden können. Werden ihm ftatt Geldes Waaren 
zu einem beftimmten Preiſe angebothen, fo bequeme er fich zwar 
wohl oft dad Anerbiethen anzunehmen, aber faft immer nur in 
einer drückenden Lage, die dadurch nur noch mehr verfchlimmert 
wird. Das näahmliche ift der Fall, wenn der Darleiher einen 
Privat: Schuldfchein ftatt baren Geldes anbiethet. — Deßwegen 
erklärt dad Wurhergefes im 9. 8 dad Gefchäft, wodurch dem 
Anleiher ftatt baren Gelded ganz oder zum Theile Privat: For: 
derungen, Waaren oder andere Habfchaften gegeben werden, für 
einen. jtrafbaren Wucher im Capitale. — Diefes ſchon durch da3 
MWuchergefeg verpönte Darleihensgefchäft wird fehr oft mit dem 
Kleide eined Kaufcontracted umhüllet, indem der Anleiher die 
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beftimmten Waaren gegen Borg Faufet, und uber den fchuldig 
gebliebenen Kauffchilling dann einen Schuldſchein ausftellet. Die 
diefes Gefchäft begleitenden Umftände werden ed felten zweifel: 
haft laffen, ob die Parteyen in der That die Schliegung eines 
Kaufcontracted, oder die des verbothenen Darleihenscontractes 
bezielten. 

Indeſſen muß auch der Fall, wo Jemand, der um ein Dar- 
Teihen erfucht wird, dem Andern aus Mangel vorräthigen baren 
Geldes Waaren mit dem Auftrage übergibt, diefelben zu ver: 
äußern, und dann das wirklich hiefür eingenommene Geld ald 
Darleihen zu benügen, mit dem hier vom Gefeße berührten Falle 
nicht verwechfelt werden. 

4) In dem bürgerlichen Gefeßbuche war ed, wie v. Zeiller 
bemerkt, feiner Beftimmung gemäß ($. 1000) hinreichend, aber 
zur Webereinftimmung mit dem MWuchergefege auch nothwendig, 
einem DVertrage, dem zu Folge ftatt Geldes Waaren oder Pris 
vat- Schuldfcheine ald Darleihen gegeben werden, für ungültig 
zu erflären. Nur Fonnte das Gefeg nicht geftatten, daß der 
Empfänger auf Koften des Uebergeberd reicher werde, oder der 
Iegtere durch ein Verfhulden des erjteren zu Schaden komme. 
— Der Empfänger iſt alfo zwar aus feinem Darleihensvertrage 
verpflichtet, allein der Webergeber ift berechtiget, den übergebe⸗ 
nen Gegenſtand, dafern er noch vorhanden iſt, in Natur zurück— 
zufordern. Wäre aber der Gegenſtaͤnd durch ein Verſchulden 
des Empfängers ganz oder zum Theile zu Grunde gegangen, 
fo würde diefer gleich einem Entlehner zum Erfaße des verurs 
achten erweislichen Schadens verbunden feyn ($. 979), Dem 
ebergeber liegt der Beweis ob, wie hoch der wahre gemeine 
Werth der Waare zur Zeit der Uebergabe gejtanden fey. 

5) Diefen hier sub 4 aufgeführten, aus dem Commentare 
des Hrn. Hofrathed v. Zeiller entlehnten Bemerkungen glaube 
ich; in Bezug auf Privat: Schuldfcheine, die ftatt baren Geldes 
al3 Darleihen gegeben werden, noch folgende anreihen zu müffen: 
Hat der Anfeiher den Privat: Schuldfchein verloren, oder iſt er 
aus feinem Verſchulden vernichtet worden; fo hat er die Amor: 
tifirung deöfelben auf feine Koften zu beforgen, zur Bezahlung 
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der Schuldforderung aber, über welche der Schuldfchein auge: 
fertiget ift, wird er nur dann verbunden, wenn der Schuldner, 
diefen Umftand benügend, feine Verpflichtung abläugnen, und der 
Släubiger aus diefem Grunde wegen Mangel eines Beweifes 
in dem gegen feine Schuldner eingeleiteten Prozeffe ſachfällig 
wurde. — Hat der Anleiher den Forderungsbetrag von dem 
Schuldner des Gläubigers erhoben, fo ift er diefen zu erftatten 
fhuldig. — Hat er nur einen Theil davon eingehoben, ohne auf 
den übrigen Verzicht geleiftet zu haben, fo hat er nebjt dem 
Schuldfcheine auch diefen eingehobenen Betrag an den Gläubiger 
abzuführen. — Zmeifelhaft ift ed, was in dem Salle Rechten: 
fey, wenn der Anleiher, dem an der baldigen Ueberfommung 
des baren Geldes gelegen ift, den Schutdfchein mit Verluft an 
einen Dritten verkaufte, oder dem Schuldner felbft, um zum 
Beſitze einer disponiblen Barfchaft zu kommen, einen Theil gegen 
fogleihe Berichtigung des übrigen Theiles nachgefehen hat? 
Der Zweifelöpunct liegt darin, daß derjenige, der Jeman— 
den einen Schuldfchein ftatt baren Geldes als Darleihen übergibt, 
wohl einfehen muß, daß der Unleiher feinen andern Gebrauch 
davon machen kann, als ihn gegen bared Geld einzufegen, und 
daß er, weil er dad bare Geld benöthiget, fich zu einem Opfer 
‚entfohließen wird. — Ware nun der Anleiher deffen ungeachtet 
verpflichtet, dem Darleiher den ganzen ihm übertragenen Forde— 
rungsbettag zu erfegen, fo wäre ihm durch diefe gefegliche Anz 
‚ordnung wenig geholfen ; der Anleiher hatte in diefem Falle dem 
Darleiher gerade dasjenige zu erfegen, zu was er fich in dem 
von dem Gefege hier als ungültig erklärten Contracte gegen den 
Darleiher verbindlidy gemacht hat. — Auf der andern Seite ift 
e5 aber auch dem Darleiher nicht aufzubürden, daß er den ganz 
zen Berluft trage, melchen ein Teichtfinniger Schuldner demſel— 
ben dadurch zugefüget, daß er, um nur fchnell zum Gelde zu 
fommen, den Schuldfchein gegen Bezahlung eines unverhältniß: 
mäßig geringen Preifed hintangibt. — Es wird daher in einem 
foldyen Falle nichts erübrigen, ald durch Sachverftändige beur: 
teilen zu. laffen, zu welchem Opfer fich der Anleiher nad) den 
‚Verhältniffen der Zeit und des Ortes herbeylaffen mußte, um 
Nippel's Commentar VIL. Th, 3 
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für den erhaltenen Schuldfchein bares Geld zu erlangen. Diefen 
Berluft muß fich, nach meiner Weberzeugung, der Gläubiger ge: 
fallen Taffen; denn da der Darleiher dem Anleiher, welcher nicht 
eigentlidy die Abtretung einer Privat: Zorderung, fondern die 
Aeberfommung eines baren Geldbetraged bezielet, einen Schuld» 
fchein ftatt baren Geldes übergibt; fo liegt hierin auch zugleich 
die Bevollmächtigung,, fich um diefen Schuldfchein bares Geld zu 
verfchaffen, und e3 geht fomit jener Aufwand, den der Anleiher 
zur Herbenfchaffung deö Geldes zu machen gezwungen ift, auf Rech— 
nung des Darleihers, da jener in Anſehung diefes Aufwandes ald 
fein Befchädiger angefehen werden Fann. Vielmehr liegt gerade in 
dem abgefchloffenen Contracte die widerrechtlide Bedrückung des 
Anleiherd darin, daß diefem eben wegen des nothwendigen Auf: 
wanded zur Ueberfommung des baren Geldes Abbruch) an dem 
Gapitale gefchieht ; der Darleiher würde ihn daher um diefen Be⸗ 
trag verfürzen, wenn letzterer den ganzen Forderungsbetrag 
zurück zahlen follte. — Nur der überflüffige, unnöthige Aufwand 
Fann fomit auf Nechnung des Anleihers gehen. 


d. 992, 
Darleihen in andern verbrauchbaren Gegenſtänden. 

Bey Darleihen, die nicht über Geld, ſondern über 
andere verbrauchbare Gegenſtände geſchloſſen 
werden, macht es, dafern nur die Zurückſtellung 
in der nähmlichen Gattung, Güte und Menge 
bedungen worden, keinen Unterſchied, wenn ſie 
in der Zwiſchenzeit am Werthe geſtiegen oder 
gefallen ſind. 

1) Gin Darleihen wird gewöhnlich im Gelde (FF. 985 — 
994), nicht ſelten aber, beſonders unter Perſonen von gleichem Ge— 
werbe, auch in andern verbrauchbaren Sachen gegeben. 
— Wird in dem dießfalligen Darleihensvertrage ausdrücklich 
feftgefegt , daß der Anleiher die nähmlichen Gegenftände der Gat— 
tung nad), und zwar in gleicher Güte und Menge zurücd ftellen 
foll; fo ijt derfelbe auch hierzu, aber zu nichts mehrerem verpfliche 
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tet, diefe Waaren mögen in der Zmwilchenzeit im Preife geftiegen 
oder gefallen feyn. — Wird in dem Darleihensvertrage uber 
die Art der Zurückftellung nichtd befonderes ausbedungen, fo ift 
diefe hier erwähnte Art der Zuruderftattung ald ftillfehweigend 
bedungen anzufehen, weil fie mit der Natur des Darleihensvers 
fraged ubereinftimmt (@. 983). 

2) Aus dem Inhalte des gegenwärtigen $. geht hervor, daß 
bie Parteyen über die Art der Zurückerſtattung etwas befonderes 
feftfegen Eönnen — Es kann fich) der Darleiher ohne Zweifel 
ausdrücklich bedingen, daß für den Fall, wlö} die Abergebenen 
Gegenftände zur Zeit der Zurückſtellung im Preife niedriger ſtehen, 
die Differenz im Gelde, oder in verftärfter Quantität der Waaren 
rücferfegt werden müffe. — Auch Eann derfelbe mit Einverftänd- 
niß des Anleiherd, die Waaren fogleich in Geld anfchlagen, und fich 
die Zurüchzahlung in diefem Geldbetrage bedingen; in welchem 
Salle aber Fein eigentlicher Darleihensvertrag, fondern ein 
Kaufsvertrag auf Borg gefchloffen, vorhanden wäre. — Ueber: 
haupt ift bey Darleihen, die in andern verbrauchbaren Gegen: 
ftänden gefchloffen werden, den Varteyen überlaffen, willkühr— 
liche Beftimmungen feftzufeßen. 

3) Wie im Falle der Unmdglichfeit, eine Sache von der 
nahmlichen Gattung oder Güte zu entrichten, oder im Falle einer 
Verzögerung, die Zahlung zuleiften fey, ift, wie v. Zeiller bemerkt, 
aus den allgemeinen Vorfchriften zu entnehmen ($$. 41333 u. 1414). 


b. 993. 
RE CS 

Wenn fich der Darleiber bey was immer für einem 
Darleihen in Rüdficht auf die Gattung, Güte 
oder Menge ausdrücklich oder ftillfehweigend mehr 
bedingt, als er gegeben hat; fo Fann der Vers 
frag nur in fo fern beftehen, als dabey die er: 
laubten Bertragszinfen nicht überfchritten werden. 
Der gegenwärtige $. beantwortet eigentlich die Frage, in 

wie fern fih der Darleiher gültig einen größeren Betrag zus 

3 * 
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rück bedingen könne, ald er gegeben hat. Wer daher 5. B. Je: 
manden Gin hundert Gulden auf bloßen Perfonal: Credit auf 
ein Jahr darleihet, kann fich bedingen, daß ihm nad) Verlauf 
des Jahres anftatt 100 fl., die er dargeliehen, 106 fl. rückbezahlt 
werden follen; denn die höchiten Vertragszinſen, welche zu be: 
ziehen erlaubt find, betragen für das Son 6 von Hundert 
($. 994), — Ebenfo Fann derjenige, welcher ein Capital von 
2000 fl. gegen Hypothek auf drey Jahre darleihet, gültig feftfegen, 
daß ihm nach Verlauf diefer Zeitfrift 2300 fl. zurück bezahlt wer: 
den; denn die höchften Intereffen von einem Capital pr. 2000 fl., 
welches gegen Hypothek dargeliehen worden ift, betragen jährlic) 
100 fl., folglich durch drey Jahre 300 fl. Würde ein Darleihen 
in Zwanzigern gegeben, und fich die Zurückerftattung dagegen in 
Ducaten bedungen, fo müßte der höhere Werth der Ducaten das 
bey in Anfchlag gebracht werden. 

Seen wir 5 Br: ed habe Jemand einem Andern 100 fl. 
in Iwanzigern auf Ein Jahr geliehen, und fich dafür die Zurück— 
erftattung in Ducaten, in fo weit es thunlich, ausbedungen. Zür 
den Ducaten werden 10 Er. Rabatt gegeben. — Iſt dad Date 
leihen unverzinslich, fo fteht der Gültigkeit dieſes Uebereinkom— 
mens nichtd im Wege; auch dürften hier zwey vom Hunderf ges 
fordert werden. Drey vom Hundert wäre aber ſchon zu viel; 
denn der Entlehner müßte das Darleihen mit 22 Ducaten zu: 
rüczahlen, fohin, weil der Ducaten um 10 Er. mehr werth ift, 
als 4 fl. 30 Er. in Silber, bey der Neftituirung des Darleihens 
um 3 fl. 40 fr. mehr an Werth geben, als er erhalten hat. Da 
nun 6 vom Hundert die höchiten erlaubten Zinfen find, fo wür— 
den 2 fl. Intereffen mit Hinzufchlagung der 3 fl. 40 fr. das 
böchfte Zinfenmag nicht überfchreiten. Es würde aber durch 3 fl. 
überfchritten werden. Was hier vom Gelde gefagt worden ift, 
gilt auch von andern verbrauchbaren Sachen. 


. 994. 
Durch Vertrag können bey einem gegebenen Unter: 


pfande fünf, ohne Unterpfand ſechs von Hundert 
auf Ein Jahr von Sedermann bedungen werden, 
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Dieſes Maß der erlaubten Vertragszinſen iſt 
auch dann zu verſtehen, wenn zwar Zinſen bedun— 
gen, aber ihr Betrag nicht beſtimmt worden iſt. 

1) Es gab ein Zeitalter, bemerkt Herr Hofrath v. Zeiller '), 
in welchem man aus fpisfindigen, metaphyfiichen Gründen und 
dem übel verftandenen mofaifchen Rechte Zinfen, wenn nicht für 
ungerecht, doch für unbillig hielt. Diefe überfpannte Lehre ver— 
dient in dem gegenwärtigen Zeitalter kaum mehr eine ernfte Wider: 
legung. Die Gründe, aus denen aucy ein billig denfender Geld: 
befiger von dem Anleiher Zinfen fordern kann, find allgemein 
bekannt. Der vorzüglichfte und entfcheidendfte Grund it, daß 
der Darleiher aus dem Gelde, welches er darleihet, durch Anz 
kauf eines nußbringenden Gegenjtanded, oder durch irgend einen 
andern Verkehr unmittelbar felbft einen Gewinn gezogen haben 
würde. Zur diefen Entgang des Nutzens kann er fich, ohne un: 
biliig zu feyn, Zinfen ausbedingen. 

2) Nach dem Naturrechte fteht es jedem Gläubiger frey, 
für die Vermiffung des Gebrauches. fo viel zu bedingen, als ihm 
beliebt; läßt fich der Entlehner die Bedingung gefallen, und ver: 
fpricht er dad bedungene Entgeld zu leiften, fo iſt er auch hierzu 
verbindlih, wenn anderd bey Schliegung des Zinfenvertrages 
nicht ſolche Mängel unterlaufen find, welche jeden Vertrag über: 
haupt ungültig machen. Die pofitive Gefeggebung fieht fich aber 
veranlagt, hier gewiſſe Beichränfungen fejtzufegen, da ho he Zins 
fen dem Staate in vielen Rückſichten nachtheilig find. — Das 
hier feftgefegte höchfte Maß der Zinfen ſtimmt ganz mit dem 
$. 4 des Wucherpatentes überein, welches auch den noch gegen— 
wärtig vollfommen anwendbaren Beyfag enthält, dag die Inta= 
bulation oder Vormerkung nur bis zu dem rechtlichen Betrage 
volle gefeglihe Wirkung habe. Dabey ift noch befonderd zu be— 
merken, daß audnahmsweife in Trieſt der Gläubiger, ſelbſt im 
Falle eines gegebenen Unterpfandes, ſechs vom Hundert ald jähr— 
liche Zinfen mit rechtlicher Wirkung fi bedingen könne ?). 





4) In feinen Bentragen zur Gefenfunde und Rechtswiſſenſchaft in den öſterreichi— 
fhen Staaten. 2. B. ©. 159. 
2) Hofdeeret vom 21. Nov. 1318: 3. &. 9. Nr. 152 


un 
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3) In fo weit das hier feftgefehte gefezliche Maß ausdrüuͤck— 
lich oder durch mannigfaltige Verkleidungen ftillfehweigend übers 
fohritten wird, ift der Vertrag ungültig, und der Darleiher er— 
halt in fo fern nicht nur Eeinen NRechtöbeyftand ,„ fondern der 
MWucherfall muß zugleich der Behörde zur ämtlichen Unterfuchung 
angezeigt werden. 

4) Das Wuchergefeg hat vermög $. 1 einzig den Zinfens 
vertrag, wodurch Geld auf Zinfen geliehen wird, zum Gegen: 
ſtande. Die gegenwärtige Vorſchrift aber bezieht fich auch auf 
wad immer fürein Darleihben. Hieraus folgt, daß, wenn 
das Zinfenmaß nicht bey einem Gelddarleihen, fondern bey einem 
Darleihen in anderen verbrauchbaren Sachen übertreten wird, 
zwar der Betrag in Rückſicht des Uebermaßes ungültig, aber 
nicht nach dem Wuchergefege als eine fchwere Polizey = Uebertres 
tung ftrafbar fey. 

5) Handelöleute und Fabrikanten find in Rückſicht der aus 
eigentlichen Handlungsgefchäften entfprungenen Schulden fchon vers 
mög $ 2 des Wuchergefebed an diefen Betrag nicht gebunden. 


d. 995. 

Denn Semanden Zinfen, ohne ausdrudlihe Bes 
dingung, aus dem Geſetze gebühren; fo find vier 
von Hundert, und zwifchen den von den Behör— 
den berechtigten Handelöleuten und Sabrifanten 
bey einer aus einem eigentlichen Handlungsges 
fchäfte entfprungenen Schuld ſechs von Hundert 
auf das Jahr als die geſetzmäßigen zu entrichten, 

Zinfen aus dem Gefege gebühren dann, menn nicht auss 
drücklich Iutereffen bedungen worden find, und der Schuldner 
mit der Bezahlung des fehuldigen Capitales faumfelig ift, und 
zwar von der Zeit an, ald er die Zahlung zu leiften gehabt hätte, 

($. 41333). Tür Trieſt find nach dem bey Erläuterung des voris 
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gen g. citirten Hofdecrete auch die geſetzlichen Verzugszinſen auf 
ſechs vom Hundert feſtgeſetzt ). 


§. 996. 

außer der Beſtimmung des Ortes und der 
Zeit der Zahlung des Eapitals und der Zinſen 
dem Darleiher, unter was immer für einer Ges 
ftalt und Benennung, noch andere Nebenfchuldig: 
keiten, oder wenn für fih oder für Andere Ne: 
benvortheile bedungen worden; fo find fie, in 
fo fern dabey im Ganzen Das AN der erlaub- 
ten Bertragszinfen überfchritten wird, ungültig, 
Liſtige Darleiher, bemerkt Herr Hofrath v. Zeiller in ſei— 
nem GCommentare, hüthen fih ausdrücklich am Capital mehr, 
al5 gegeben worden ift, oder größere Zinfen, ald das Geſetz ges 
ftattet (SS. 993 und 994), fi) zu bedingen. Aflein fie pflegen 
außer den Beftimmungen der Zeit und des Ortes der Zurück— 
sahlung, die allerdings nach Belieben von ihnen fefigefegt wer— 
den Fünnen, dem Anleiher andere Nebenfchuldigkeiten für fich 
oder für Andere (3. DB. für Verwandte, oder Unterhändler nebft 
dem vom Wuchergefese $. 21 zugeftandenen Unterhandkungslohne) 
in Naturalien, Dienftleijtungen oder anderen Berwilligungen 
aufzulegen. — Solche Nebenfchuldigkeiten und Nebenvortheile 
müfjen daher ihrem wahren Werthe nach gefchägt werden, und 
in fo fern fie in Verbindung mit den DBertragszinfen, vder ob: 
gleih ausdrücklich Feine Zinfen bedungen wurden, an und für 
fi das erlaubte Zinfenmag überfchreiten, find fie ungültig, ja 
als ein Wucher in Bedingungen zugleich nad) dem J. 10 des 

1 zu behandeln. 


1) Die Eitation des ſJ. 656 im Zeiller'ſchen Eommtentare iſt offenbar trrig; denn 
diefer J. redet von dem Halle, wo Jemanden eın beflimmtes Capıtal vermacht 
wird. Iſt dasfelbe unverzinslich , fo find auch nach dem Tode des Erblaſſers 
Feine Zinfen zu bezahlen ; ift es aber ein gu 5 oder 5 p&t. versinsitches Capi⸗ 
tat, fo find auch Die gleichen Zinfen fortan zu berichtigen, 
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0. 997. 

Die Zinfen find gemeiniglich bey Zurüdzahlung 
des Capitals; oder, wenn der Vertrag auf meh 
rere Sabre gefchloffen, und in demjelben wegen 
der Friften zur Zahlung der Zinfen nichts aus: 
gemacht worden, jährlich abzuführen, Vorhinein 
Fönnen fie höchftens auf ein halbes Sahr abge: 
z0gen werden. Die über diefes Maß vorhinein 
abgezogenen Zinfen find, vom Tage des Abzuges 
an, vom Gapitale abzurechnen. 

4) Die erſte Vorfchrift enthält dasjenige, was gewöhnlich 
beobachtet, folglich auch in fo lange vermuthet wird, ald unter 
den Parteyen nichts anderes verabredet worden ift. 

2). Indeffen wurde ed nicht für unbilfig befunden, daß der 
Darleiher von dem Zeitpuncte, ald er die Benügung feines Gas 
pitald dem Anleiher überläßt, und diefer ed zu benügen anfängt, 
nach der Achnlichkeit einer Vermiethung ($. 1102) wenigftend 
einen Theil der Zinfen empfange. — Die Gleichheit des Ver: 
hältniffes wurde nur dann ald geftört angefehen, wenn der Ans 
leiher den Nugen, den er in einem längeren Zeittaume erft nach 
und nad) aus dem Stammgute ziehen kann, fogleich ganz ver: 
güten fol. Auf diefe Anſicht gründet ſich die zweyte VBorfchrift, 
deren Lebertretung zugleich ald ein Wucher in Zinfen bejtraft wird 
(Wucherpat. $ 9 d) ). 


0. 998, 

Zinfen von Zinfen dürfen nie genommen werden; 
doch Können zweyjährige oder noch ältere Zin- 
fenrüctftände mittelft Uebereinfommens ald ein 
neues Capital verfehrieben werden. 

4) Es fcheint zwar weder unbillig noch ungerecht, daß der 

Gläubiger für die verfallenen Zinfen, auf deren genaue Entrich— 

tung er rechnet, und deren Nichtentrichtung ihn vieleicht in die 


— — 
1) Siehe Zeillers Commentar d. 397 Fre 4 U: 2 
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Nothwendigkeit feßt, entweder ein Eleined Capital aufzunehmen 
und zu verzinfen, oder ein verzindliches Capital einzubringen 
oder zu veräußern, von der Zeit, ald die Zahlung diefer Zinfen 
hätte gefchehen follen, Zinfen empfange. — Allein der öſterrei— 
chiſche Gefeßgeber hielt diefe unter der Benennung des Anato: 
ciöm befannte Zinfenentrichtung bedenklih, und beforgte, daß 
dieſes Befugniß von habfüchtigen Gläubigern, welche Furze Zah: 
lungsfriſten vorfchreiben, und einen leichtfinnigen Schuldner oder 
deſſen Erben, denen die Schuld vielleicht unbefannt ift, weder 
gerichtlich noch außergerichtlich einmahnen, zum großen Verder— 
ben der Schuldner gemißbraucht werden könne; und hat daher 
bereit5 in dem $. 9 des Wuchergeſetzes diefen Anatocism für 
einen Wucher in Zinfen erklärt. 

2) Bey Verfaffung ded gegenwärtigen Geſetzbuches hat 
man jedoch auch die obige Nückficht nicht unbeachtet gelaſſen, 
und ed wurde nach dem DBenfpiele des preußifchen Landrechtes 
durch den gegenwärtigen $. geftattet, daß, wenn bereit5 Zinfen 
von zwey Jahren oder von noch längerer “Zeit rückſtändig find, 
diefer Zinfenrücftand in eine Summe zufammen gefchlagen, und 
mittelft eines zwifchen dem Gläubiger und Schuldner zu treffen— 
den neuen Uebereinkommens ald ein neues Capital angenommen, 
und ald ſolches neuerdings verzinfet werden Fünne. — Ein Zins 
ſenrückſtand aber ift vorhanden, wenn die gefegliche oder ver— 
tragsmäßige Verfalldzeit der Zinfen verftrichen ift, ohne daß die 
Zahlung erfolgte. Daher ift ein zweyjähriger Zinfenrudftand 
dann entftanden, wenn durch zwey Jahre Feine Zinfen bezahlt 
_ worden find. 

3) Der gegenwärtige $. bedient ſich des Ausdrudes, daß 
diefe Zinfenrücftände ald ein neues Capital verfchrieben 
werden können, — Allein ich glaube, daß diefer Ausdruck nicht 
dahin zu deuten ſey, ald ob die Auöfertigung eines Schuldfcheis 
ne3 hierüber nothwendig fey; fondern, daß ed genüge, wenn dad 
getroffene Uebereinfommen erwiefen wird, — Man fönnte zwar 
außer dem gewählten Ausdrucke zur näheren Begründung der 
Meinung, daß die Ausfertigung eined Schuldfiheined nothwen— 
dig fey, anführen, daß das preußiſche Yandrecht „ dejlem Vor— 
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bilde der öfterreichifche Gefegeber hier gefolgt zu ſeyn ſchei— 
net ), ausdrüdlich fager: „Doch Eonnen über zweyjährige oder 
ältere Zinfenrüdftände neue Schuldfcheine gegeben, und Zin: 
fen davon verfchrieben werden.” Allein es ift dabey nicht zu 
überfehen, daß diefed Geſetzbuch ($. 729) einen Zinfenvertrag 
überhaupt nur dann als verbindlicy anerfenne, wenn hierüber 
eine Urkunde errichtet wird. — Es mar alfo auch ganz confes 
quent, daß dadfelbe im vorliegenden Falle die Ausfertigung eines 
Schuldſcheines forderte. Da aber nach dem dfterreichifhen Ges 
fegbuche zur Gültigkeit des Zinfenvertraged nicht nöthig ift, daß 
derfelbe fchriftlich errichtet werde ($. 883), fo ift auch diefes 
neuerliche Webereinfommen an die Errichtung einer Urkunde nicht 
gebunden. Eben deghalb, weil der gegenwärtige $. aus dem 
preußifchen Landrechte genommen zu feyn fcheint, iſt anzuneh: 
men, daß der Gefeßgeber gewiß auch hier ausdrüdlich von Aus— 
fertigung eines Schuldfcheins gefprochen haben würde. — Schon 
der Ausdruck: „mittelft Vebereinfommend verſchrei— 
ben,” laßt fchließen, daß dad Wort „verfchreiben” nicht buchftäb- 
lid) genommen werden dürfe. 

4) Eine natürliche Folge eined folchen Webereinfommens 
it, daß die Zinfen ihre Eigenfchaft ald folche verlieren, und da= 
her, wenn dad Capital durch Pfand verfichert ift, auch das in 
der C. O. SS. 18 und 20 für die Zinfen ausgefprochene Bor: 
recht verloren gehe, Mill daher der Gläubiger auch in Anſe— 
hung diefes Zinſenrückſtandes gefichert feyn, fo muß er für die 
Grwerbung eines neuen Pfandrechted beforgt feyn. — Dagegen 
werden auch durch diefes neuerliche Webereinfommen ältere als 
dreyjährige Rückſtände von der fünften in die vierte, und nach 
Umftänden in die dritte Claffe erhoben. — Immer muß aber 
dieſes Vebereinfommen erft dann gepflogen werden, wenn der 
Zinfenrüdftand bereitd voirklich vorhanden ift, und es Fann nicht 
gleich in dem urfprünglichen Darleihenscontracte bedungen wers 
den, daß, wenn die Zinfen zwey Qahre rüdftandig feyn follten, 
fie eo ipso als Gopital anzufehen und zu verzinfen feyn. 


1) 1. Th, 11. Tit., 9. 31% 
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0. 999, 

Zinfen von Gelddarleihen find in der nähmlichen Wäh— 

rung (Valuta), wie das Gapitalfelbft, zuentrichten. 

) Als Erläuterung diefer Gefegeöftelle, befonders in Bes 
zug auf den Beweggrund derfelben, mag dad an dad Ann. Oeft. 
Uppellationsgericht erlaffene Hofdecret vom 24. December 1816 ') 
dienen, da5 alfo lautet: „Zur Steuerung der, vorzüglich in Obers 
Kärnthen, dann auch in Steyer, Krain und Iſtrien herrfchenden 
Gewohnheiten, bey Gelddarleihen, ftatt der Zinfen den Genuß 
des zur Hypothek verfchriebenen Grundſtückes oder die jährliche 
Abgabe einer beftimmten Quantität von Naturalien zu bedinz 
gen, findet man zu verordnen: Aus dem ein und zwanzigſten 
Hauptftüde des zweyten Theil des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches von dem Darleihensverfrage, und den $$. 1368 bis 
14374 von dem Pfandvertrage leuchtet deutlich die Abficht her: 
vor, die Geldanleihen vor wucherlichen Bedrückungen ficher zu 
ftellen. — Obfchon in dem Wucherpatente $. 9 die Bewilligung 
des Sruchtgenuffes von einem verpfändeten Grundftäde nur dann 
für einen Wucher erflärt wurde, wenn dadurch die rechtlichen 
Zinfen überfchritten würden; fo wurde doch diefer Nebenvertrag 
in dem $. 1372 des bürgerlichen‘ Gefeßbuches ausdrücklich für 
wirkungslos erklärt. — Durch einen folhen Nebenvertrag, der 
zur Vermeidung alles Wucherverdachtes eine ordentliche, genaue 
Derechnung vorausfegt, werden viele verwicelte Rechnungspro= 
zeffe, wucherliche LUnterfuchungen veranlaßt, und die Geldanleis 
hen in Dunkelheit gefeßt, was fie bey der Unficherheit der Preife 
der Naturalien für einen großen und drücenden Betrag an Zins 
‘ fen werden zu entrichten haben. Diefe Gründe treten auch in 
dem Zalle, daß der Fruchtgenuß eines Grundftücdes ohne Ber: 
Pfändung desfelben, und fie treten, wenigftens zum Theile, auch 
dann ein, wenn Naturalien ftatt der Geldzinfen bedungen wer— 
den. Daher verordnet der $. 999, daß Zinfen von Gelddarleihen in 
der nähmlichen Währung, wie dad Gapital ſelbſt, zu entrichten feyn.’ 


4) J. G. &, I 1305, 
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2) Ueber den zur höchften Entfcheidung vorgelegten An- 
ftand: Ob von ſolchen Schuldbeträgen, welche nad) dem Finanz: 
patente vom Jahre 4841 in beftimmter Münzſorte berichtigt 
werden müffen, auch die Zinfen in der nähmlichen beftimmten 
Münzſorte felbft dann zu bezahlen feyu, wenn zwar die Bes 
zahlung der Hauptfchuld, nicht aber zugleich die Entridh 
tung der Zinfen in einer beffimmten Münzforte 
ausdrücklich bedungen ift, haben Se. Majeſtät zu bes 
fliegen geruhet; daß bey Eünftigen Erfenntniffen. auf die Bes 
zahlung der Zinfen, ohne Rüdficht, ob fie vor oder nach dem 
obigen Finanzpatente fällig geworden, in jener beftimmten Geld: 
forte gefprochen werden müffe, in welcher die Hauptſchuld felbft 
nach dem Geſetze und Vertrage bezahlt werden muß '). 

3) Das Gefeg befchränkt diefe Beftimmung auf Gelddar— 
leihen; fie kann alfo auf Darleihen in anderen yerbrauchbaren 
Sachen nicht audgedehnt werden. Der gefegliche Grund davon 
ift, theild weil die beträchtlichften Bedruckungen gewöhnlich nur bey 
Gelddarleihen vorfallen, und nur diefe den Gefeßgeber bewogen, 
in den Dispofitionsrechten des Eigenthümers ganz befondere Be: 
fchränfungen eintreten zu laffen; theild weil bey anderen ver- 
brauchbaren Sachen die Zerftüdelung in Eleine Theile, welche 
die Intereffen Berechnung fordert, oft gar nicht möglich ift. 
Werden die Zinfen von in anderen verbrauchbaren Sachen ge: 
gebenen Darleihen in Geld entrichtet, fo muß der Werth, mit 
Rückſicht auf den Zeitpunct des Darleihens, beftimmt werden. 
Das Nähmliche ift auf die Entfchädigungs = oder Verzögerungs: 
zinfen anzuwenden. 


d. 1000. 


Wie ein in Abficht auf das Gapital oder das er— 
laubte Zinfenmaß verübter Wucher zu behandeln 

ſey, beſtimmt das befonders beftehende Wucher— 
geſetz. 


) Hofdecret vom 27. December 18115 J. ©. S. Nr. 965. 
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1) Das Gefeß erklärt alle wucherifchen Verträge als ſchwere 
Polizey-Uebertretungen gegen die Sicherheit ded Eigenthums ). 
Da dad bürgerliche Gefegbucdy nun nur die wechfelfeitigen Pri— 
vatrechte zu feinem Gegenftande gewählet hat, fo gehören 
die Beftimmungen über die Behandlung (Verfahrungdart und 
Beftrafung) des Wucherd offenbar nicht in daöfelbe, und es bes 
ruft fi) daher hier auch lediglich auf das befonderd beftehende 
Wuchergeſetz °). Da es jedoch in dem Plane meiner Grläutes 
rungen gelegen ift, auch die mit den Gegenftänden des bürgers 
lichen Gefegbuches in nächfter Verbindung ftehenden politifcyen 
und Strafgefege aufzunehmen; fo glaube idy auch hier die vor: 
züglichften gefetlichen Beftimmungen über die Behandlung des 
Wuchers aufnehmen zu müſſen, und zwar um fo mehr, als die: 
felbe reinen Civil = Zuftizbehörden, nähmlic den Landrechten, 
zugewiefen ift. 

2) Wucher, im Sinne jenes Geſetzes, ift überhaupt dann 
vorhanden, wenn bey einem Vertrage über ein verzindliches 
Gelddarleihen von dem Darleiher ein folder Gewinn beabſich— 
tiget wird, welcher mit den VBorfchriften jenes Gefeged unvers 
träglich ift. — Diefe haben jedoch auf die eigentlichen Handels— 
gefchäfte der Handelöleute und Fabrifanten unter fich feine An— 
wendung (F. 2 des W. P.) *). Er Fann auf dreyfache Art ver: 
übt werden, nähmlich: A) im Capitale, B) in Zinfen und C) in 
den Bedingungen. | 

A. Für Wucher im Gapitale erklärt dad Gefeß: 

a. wenn dem Anleiher unter wad immer für Benennung Abe 
bruch am Gapitale gefchehen ift, oder zu Folge der Verabre— 
dung gefchehen foll; 

b. wenn dem Anleiher ftatt baren Geldes ganz oder zum Theile 
Privat: Forderungen, Waaren oder andere Habfchaften gege: 
ben werden; 

c. wenn, um dem vorausgehenden Verbothe auszuweichen,, ein 
wie immer verkleideter Vertrag gefchloffen wird, 


1) Strafgefeß, U. Theil, $. 233. 
2) 2. December 13035 3. ©. ©. Nr. 630, 
3) Siehe Kudlers Erklärung des Straäfgeſetzbuches über ſchw. P. U., $r 233. 
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B. Sur Wucher in Zinfen erklärt dad Gefeß: 

a. wenn höhere Zinfen, ald rechtlich erlaubt ift, bezogen 5 

b. wenn Zinfen von Zinfen genommen ; 

c. wenn durch den verwilligten Sruchtgenuß ded Unterpfandes 
die rechtlichen Zinfen überfchritten ; 

d. wenn die Zinfen von mehr ald einem halben Jahre vor— 
abgezogen werden. 

Vebrigend ift e3 zum Begriffe des Wucherd in Zinfen ges 
nügend, wenn die unerlaubten Zinfen nur bedungen, und es ift 
keineswegs nothiwendig, daß fie von dem Gläubiger bereitd wirk— 
lich bezogen worden find. ! 

C. Für Wucher in Bedingungen erklärt dad Gefeß: 

a. wenn, außer der ausgedrückten Friſt der. theilweifen oder ganze 
lichen Rückzahlung des Capitald und Abtragung der Zinfen, 
dem Schuldner unter was immer für einer Geftalt und Be— 
nennung Nebenfchuldigfeiten aufgeleget, oder für fich, oder für 
Andere Nebenvortheile bedungen werden ; 

b. wenn in Anfehung der öffentlichen Obligationen etwas gegen 
die im $. 3 über den Werth derfelben gegebenen Beſtim— 
mung bedungen; 

ce. wenn verabredet wird, daß nach der Verfallzeit der Forde— 
rung dad Pfandſtück dem Gläubiger heimfalle, oder, daß er 
es um wad immer für einen, oder um einen fchon vorhinein 
beftiimmten Preis veräußern könne. 

Für Mitfchuldige ded Wuchers find diejenigen anzufehen,, 
welche ald Nahmendträger, Gedenten, Ceſſionäre, ald Bürgen, 
Berkäufer oder Käufer, oder ald Unterhändler woiffentlich zu 
einem wucherlichen Gefchäfte beygetragen haben. 

3) Nun von der Beſtrafung des Wuchers. 

A. Die Strafe des Wuchers im Gapitale beftehet in Ein— 
siehung de vierten Theils von dem bedungenen ganzen Gapis 
tale, welchen der Darleiher bar zu erlegen hat. Nah Maß der 
Bedrückung des Anleihers, feines benützten Nothftandes, der 
PWiederhohlung und der angewendeten Kunftgriffe und Bemän— 
telungen, fol die Einziehung auch auf einen größeren Theil, 
ſelbſt auf die ganze Schuld an Capital und Zinfen ausgedehnt 
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werden, und der Darleiher alfo alles, wad er darauf empfangen 

hat, zur Cinziehung herauszuzahlen verbunden, und des Rechtes 

auf das, was noch darauf haftet, entfeget feyn. 

B. Die Strafe des Wuchers in Zinfen ift: Einziehung ſämmt— 
licher verfallener Zinfen, die der Darleiher bar zu erlegen hat. 
Nach Belchaffenheit der fo eben erwähnten Umftande foll der 
Darleiher auch aller Zinfen, die noch verfallen follten, verluftig 
erklärt, oder einen der Größe des Wuchers angemeffenen Theil 
des Capitals zu entrichten, angehalten werden ($. 13). 

C. Die Strafe des Wuchers in Bedingungen ift nach dem 
Unterfchiede, ob fich folche auf den Wucher im Gapitale oder 
in Zinfen beziehen, eben diefelbe, welche für diefe Arten von 
Wucher angeordnet ift ($. 14). 

Wenn der Darleiher die Geldftrafe zu bezahlen nicht ver: 
mag, ift derfelbe zu einer dem Betrage angemeffenen Xrreftftrafe 
von acht Tagen bis auf ſechs Monathe zu verurtheilen ($. 15). 

Die Strafwürdigkeit des Wuchers kann noch durch die Um: 
ſtände, unter denen er ausgeübt worden, vermehret werden, 
befonders: 

a. wenn der Wucherer fchon vormahld mit der erhöhten Geld: 
jteafe oder mit Arreſte belegt worden ift; 

b. wenn der Thäter den Wucher zu einem Gewerbe gemacht hatz 

c. wenn durch den Wucher der Schuldner zu Grunde gerichtet wird; 

d. wenn durch Verleitung die Verftandesfchwäche oder der Leicht- 
finn, befonderd bey Perfonen, die unter väterlicher oder vor— 
mundfchaftlichee Gewalt, oder unter einer Guratel ftehen, ge— 
mißbraucht worden; 

e. wenn die Ausficht zur MWiederbezahlung auf das Abfterben 
der Aeltern oder folcher Perfonen hinausgefegt ift, gegen wel: 
che eine rechtliche WVerpflichtung der Chrerbiethung Statt hat 
($. 16). 

Bey ſolchen erfchwerenden Umftanden foll der Schuldige, 
nebft dem Geldbetrage, noch mit anderen Strafen belegt werden. 
Diefe Strafen beſtehen: 
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a. in Arreft von drey bis zu ſechs Monathen, welcher nach Be: 
fchaffenheit durch Faften oder fchwere Arbeit verfchärft wer: 
den kann; 

b. in der öffentlichen Ausftellung in einem Kreife mit der Auf: 
fchrift: Wegen Wuchers; 

c. in Abfchaffung des Thäters aus dem Orte ſeines Aufenthal⸗ 
tes, oder, wenn er ein Fremder iſt, in Abſchaffung aus ſämmt— 
lichen Erbläandern ($. 17). 

Da aber der Wucher vielfältig. durch muthwillige Anleihe 
Deranlaffung und Nahrung erhält, fo find diejenigen „ welche 
nad) vorausgegangener Unterfuchung durch öfteren Rückfall, durch 
Annehmung fehr verderblicher Bedingungen fich offenbar Fünftie 
gem Nothftande Preis geben, oder durch üble Verwendung ded 
Unleihend Sittenverderbnig an den Tag legen, als Verſchwen— 
der zu erklären; nach Belchaffenheit der Umftande aus dem Orte, 
der zu der Verſchwendung Gelegenheit oder Anlockung gibt, ab: 
zufchaffen, oder mit Arreft von einem bid auf ſechs Monathe 
zu beftrafen ($. 18). 

Die Strafe der Mitfchuldigen des Wuchers ift, nebft Zu: 
rückſtellung des bey einer folchen Gelegenheit Empfangenen, der 
vierfache Betrag deöjenigen, was fie empfangen, oder auch nur 
ſich bedungen haben, oder, wenn fie unentgeldlich mitgewirkt hats 
ten, eine angemeffene Geldftrafe. Sind fie unvermögend den 
Betrag zu bezahlen, fo follen fie nach dem F. 415 mit einer 
Arreſtſtrafe belegt werden. Bey eintretenden befonderd erfchiwes 
‚renden Umftänden haben auch gegen die Mitfchuldigen die in 
dem $. 17 angeführten Verfchärfungen Statt ($. 19). 

Fällt den bey einem woucherifchen Gefchäfte mitbefangenen 
Perfonen Betrug zur Schuld, fo unterliegen fie, nebft der auf 
den Wucher beſtimmten Geldftrafe, auch dem ordentlichen Cri— 
minalverfahren ($. 20). 

Wenn ein oder mehrere Unterhandler zur Schließung eines 
. Darleihenögefchäfted fich verwenden, darf der ganze Lohn der 
Unterhandlung, welchen der Anleiher zu entrichten hat, ein hal- 
bed Percent des geliehenen Capitald nicht überfteigen. Was 
über diefe Summe unter wad immer für Benennung angenom⸗ 
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men oder bedungen worden ift, muß zur Strafe in dem dop— 
pelten Betrage erlegt werden ($.- 21). 

4) Weber voucherliche Fälle ift jederzeit die Unterfuchung 
von Amtöwegen zu pflegen. Die Gerichtöbarfeit hierüber ift 
ausfchliegend dem Landrechte einer jeden Provinz übertragen, in 
welcher der wucherliche Fall entdeckt worden iſt; gegen Militärs 
yerfonen aber dem judicio delegato militari mixto ($. 22). 
Den Fiscalamtern ift es zue Pflicht gemacht, über die Entde— 
ckung der Wuchergefchäfte forgfältig zu wachen. Auch ift allen 
Dormerfungsbehorden, denen eine wucherliche Urkunde vorfümmt, 
fo wie allen Gerichten, welchen eine gegründete Anzeigung eines 
wucherlichen Gefchäftes auffällt, aufgetragen, diefelbe dem obbe- 
nannten Gerichte zur Amtöhandlung mitzutheilen ($. 23). In— 
zwifchen fol! dad Gericht, bey welchem der Rechtöftreit anhän— 
ig ift, mit Rückſicht auf die übrigen Einwendungen nicht nur 
da5 Urtheil fällen, fondein auch die Execution ertheilen, und 
nur dafür forgen, daß der Betrag, welcher der Einziehung un: 
ferliegen fonnte, bis zum Ausgange der Unterfuchung gerichtlich 
hinterlegt werde ($. 24). 

Da5 zur Unterfuchung beftimmte Gericht hat zuerft die 
Wahrheit der Anzeigung und der Umftände, worauf ſich die Be— 
fchuldigung bezieht, zu erörtern, und wofern es die Beſchuldi— 
gung für gegründet erfennet, zur weitern Unterfuchung zu ſchrei— 
ten. Zu dem Ende foll ed: a) die Urkunden, welche hierüber 
näheren Auffchluß geben fünnen, von den Inhabern gegen Gm: 
pfangöfcheine abfordern; b) diejenigen, welche von der Sache 
Wiffenfchaft haben könnten, zur Ausfage vorrufen "); c) über 
die Zeugen-Ausſage, in fo fern ed nothwendig ift, und Fein 
rechtliched Bedenken obwaltet, die eidliche Beftätigung abfordern ; 
d) die Befchuldigten zu Protocol! vernehmen; e) die Widerfprüche 
allenfall5 durch die Gegenftellung beheben; endlich f) überhaupt 
alles vorfehren, was nothwendig ift, damit der Gegenftand voll: 


4) Bey Wucherunterfuchungen Fommt den nächften Anverwandten und Ehegatten 
des Befchuldigten, die in dem {. 377 I. Sheiles Des Strafgeſetzes enthaltene‘ 
Vegünftigung, fich der Ausfage entfchlagen zu Fönnen, allerdings zu Statten, 
(Zuftiz = Hofdecret vom 17. Zuny 18255 I. ©. ©. Nr. 2108.) 

Nippel's Commentar VII, Ih, 4 
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itandig aufgeflärt, und der rechtliche Audgang der are 
nicht vereitelt werde ($. 25). 

5) Nach gepflogenee Unterfuchung ift die Stärke der er 
weife, die für die Schuld oder Schuldlofigkeit der Befchuldigten 
ftreiten, zu prüfen. Der Beweis der Schuld wird durch das 
Geftändniß oder Leberweifung hergejtellet ($. 26). Ein 
feinem vernünftigen Bedenken unterliegended gerichtliches Geftänd: } 
niß des Befchuldigten hat gegen denfelben die Kraft eines vollen 
Beweiſes ($. 27). | 

Die Ueberweifung gefchieht: a) aus eigenhändig von dem 
Beſchuldigten gefchriebenen und unterfertigten Urkunden, welche 
die Uebertretung deutlich in fich enthalten; b) durch die befchworne 
Ausſage zweyer unbedenklicher Zeugen, welche in den wefentlichen 
Umftänden der von ihnen beftätigten. Vebertretung volllommen 
übereinftimmen; c) aus dem Zufammentreffen mehrerer Umftände, 
woraud die Uebertretung deutlich am Tage liegt ($. 28). 

Die Umftände, aus deren Vereinigung ein rechtlicher Bes 
weis Statt finden kann, werden zwar überhaupt der Beurthei- 
Yung des Gerichte überlaffen, vorzüglich jedoch Fünnen folgende, 
wenn deren mehrere zufammentreffen, den rechtlichen Beweis grün 
den: a) wenn ohne wahrfcheinliche Unerfahrenheit der Parteyen 
die Urkunde über eine Schuldforderung fo. undeutlich, unvoll- 
ſtändig oder zwendentig abgefaßt iſt, daß daraus der eigentliche 
Grund oder Gegenftand der Forderung, hauptfächlich die Größe 
oder Eigenfchaft des Capital und das Maß der Zinfen nicht bes 
ftimmt entnommen werden kann; b) wenn die Urkunde über eine 
Schuld einen bereitd ald erdichtet erwiefenen Umftand enthält; 
c) wenn bey einem beträchtlichen Anleihen die Zuzählung des 
Gapital3, deffen volfftändiger Empfang von dem Anleiher wider: 
fprochen wird, ohne Beyziehung glaubmwürdiger Zeugen gefchehen 
feyn ſoll; d) wenn in der Urkunde über einen vorgeblihen Kauf 
die Gattung , Menge oder der Preis der geborgten Waaren nicht 
deutlich ausgedrückt wird; oder e) wenn der Verkäufer eine bes. 
trächtliche Duantität folcher Waaren gebörget hat, die er ſelbſt 
nicht führet, oder die dem Bedürfniſſe oder den Verhältniſſen 
des Käufers wenigſtens in dem Maße offenbar nicht angemeſſen 
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find; H wenn nad den bekannten Vermögens: Umftänden des 
urfprünglichen Darleihers oder des Eeffionars nicht wahrfchein: 
lich it, daß der erftere eine fo beträchtliche Summe däargelichen, 
oder der legtere fie an fich gelöfet habe; g) wenn bey abgetre= 
tenen Forderungen der Gedent eine dem Gerichte unbekannte Per: 
fon ift, und nicht ausfindig gemacht werden kann; h) wenn Je— 
mand einer Perfon, die für ficy feinen gültigen Vertrag eingehen 
kann, geborget hat, ohne für die etwa dringend nothwendige oder 
nügliche Verwendung Sorge zu fragen; i) wenn Jemanden eine 
fo beträchtliche Summe geborget wird, daß nach deffen befann- 
ten Bermögend = Umftänden die vollftäandige Rückzahlung vernünf- 
tiger Weife nicht erwartet werden konnte; k) wenn der Befchul: 
digte ſchon vormahld wegen Wucher unterfucht und nicht ſchuld— 
los gefunden; 1) wenn die wucherlihe Handlung außergerichtlich 
eingeftanden worden; m) wenn der Befchuldigte ſich vor Gericht 
zu feinen Ausfagen miderfpricht, oder offenbar erdichtete Umftände 
in feinee Rechtfertigung anführt; n) wenn ein unbedenflicher, 
pder mehrere bedenkliche Zeugen die wucherliche Handlung auf 
eine glaubwürdige Weife bejtätigen ($. 29). 

Zum DBeweife aus Zufammentreffen der Umftände ift jedoch 
erforderlich: a) daß wenigftens zwey eine rechtliche Beſchuldigung 
gründende Umftände zufammentreffenz, b) daß feder einzelne Um— 
ftand für ſich dergeftalt vollfommen erwiefen ift, daß c) die Be: 
weiöfraft derfelben weder durch die Vertheidigung der unterfuch- 
ten, noch durch andere nähere Aufklärung über die Befchaffenheit 
der That, und die Cigenfchaften und Verhältniſſe der beſchuldig— 
ten Perfon gefchtvächet werde; d) daß nach zeifer Benrtheilung 
aller Umftände Fein gegründeter Zweifel übrig bleibe, daß der 
Befchuldigte fich des Wuchers fchuldig gemacht habe ($. 30). 

6) Bey vorliegendem Beweife eines unterlaufenden Wucherd 
hat das Gericht, welches die Unterfuchung gepflogen hat, zu bes 
ftimmen: ob und was dem Darleiher oder Anleiher rechtlich ges 
bühre. Diefe Beftimmung befchränkt fich jedoch, da die übrigen 
in Rückſicht des Darleihers freitigen Rechte zum ordentlichen Ge: 
richtöftande gehören, einzig auf den Betrag der durch die Unter: 
ſuchung erhobenen wucherlichen Beeinträchtigung. Im Falle alfo, 

y * 
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daß der Anleiher fein Verfprechen noch nicht erfüllt hat, ift der 
Betrag in dad Klare zu fegen, welchen er mit Abrechnung der 
mucherlichen Abzüge und Entrichtungen, oder wenn die Schuld 
ganz oder zum Theile von Waaren, Habfchaften oder Privat: 
Forderungen herrühret, in Natura oder nach‘ einer gerechten 
Beurtheilung des Werthed zu Teiften hat. Hat er aber die Schuld 
bereitö getilgt, fo ift feftzufegen, wa3, und von wen ihm ſolches 
der wucherlichen Verkürzung wegen zurück zu ftellen fen ($. 31). 

7) Rad) geendigter vollftändiger Unterfuchung ift durch Urs 
theil zu erfennen, ob der Befchuldigte des Wuchers ſchuldig oder 
fchuldlos befunden worden, oder ob die Unterſuchung aus Man— 
gel des rechtlichen Beweifed aufzuheben ſey? — Im letzteren 
Salle, wenn fich neue erhebliche Beweismittel darftellen, kann 
die Unterfuchung wieder aufgenommen werden ($. 32). — Wer: 
den durch das Urtheil einer oder mehrere der Befchuldigten ſchul— 
dig erkannt, fo ift in felbem zugleich auszudruden: a) went und 
von wen ihm noch eine Zahlung oder Zurücftellung gebühre; 
b) von wen, und welcher Betrag zur Einziehung zu entrichten; 
c) mit welcher Strafe der Schuldige etwa wi, außerdem zu bes 
legen fen ($. 33). 

Der Anhalt des Urtheils ift den Parteyen, in fo weit ihn 
jede zu wiffen nöthig hat, in Rückſicht des Strafbetrages aber 
auch dem Fiscal: Amte bekannt zu machen. — Diefes hat für 
die Gintreibung des Strafbetrages zu forgen, und gehört folcher 
zur Gaffe der Armenanftalt ded Ortes, in welchem da5 Wucher: 
gefchäft abgefchloffen worden ($. 34). 

Wird dad Strafurtheil auf den Beweis durch Zufammen: 
treffen der Umftände gegründet, fo ift dasfelbe vor der Bekannt: 
machung dem Uppellationsgerichte zur Entfcheidung vorzulegen 
welches das Urtheil bey eintretenden Gründen zu milder aber 
nicht zu verfchärfen berechtiget ift ($. 35). 

8) Wenn der des Wuchers angeflagte Gläubiger von dem 
gehörigen Nichter Tosgefprochen, oder die Anterfuchung aus 
Abgang rechtlicher Beweiſe aufgehoben worden iſt, ift jeder Res 
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curd des Schuldnerd oder eines Dritten gegen diefed Erkennt— 

niß unzuläflig '). 

Dagegen fteht dem Unterfuchten, welcher ſich durch das 
Urtheil der erften Behörde befchwert glaubet, der Recurs inner: 
halb vierzehn Tagen vom Zage des ihm befannt gemachten Ur— 
theiles an dad Appellationdgericht offen. — Gegen zwey gleich: 
förmige Urtheile hat Eein weiterer Rechtsweg Statt ($. 36). 
| 9) Am Falle der Schuldige zu einer Arreftftrafe verurtheilt 
wird, ift er nad) der Bekanntmachung des Urtheiled zu beobach— 
ten, und zur Vollftrefung der Strafe, wofern er vom Civil: 
ftande ift, der politifchen Behörde zu überliefern. Gehen aus 
der Unterfuchung rechtliche Anzeigen eined verübten Betruges 
hervor, fo ift der Beſchuldigte zum weiteren Verfahren dem Cri— 

minalgerichte zu übergeben ($. 37). 

410) Die Strafe und Verantwortlichkeit für eine wucherliche 

Handlung erlifcht : 

a. wenn das mucherliche Gefchäft, bevor eine Behörde Kennt: 
niß davon erhalten hat, freywiliig, unverftellt und vollkom— 
men zurücgegangen iſt; oder 

b. durch Verjährung von fünf Jahren, von dem Tage zu rech— 
nen, von welchem nicht nur in einem’ beftimmten Gefchafte von 
dem Thäter weiter Fein wucherlicher Abzug gefchehen, und fonft 
alle wucherliche Bedingung aufgehoben, fondern auch überhaupt 
von ihm Fein Wucher befannt geworden ift ($. 38). In diefer 
Hinfiht wurde nach der Hand durch Quftize Hofdecret vom 6. 
May 1825 ?) folgende Belehrung ertheilt: „Die Zeit von fünf 
Jahren, nach derem Ausgange die Strafe des Wucherd durch Ver: 
jährung erlofchen ift, fängt zu Folge $. 38 des W. P. mit dem 
legten Tage, an welchem eine wucherliche Handlung verübt, 
inöbefondere ein wucherlicher Vertrag abgefchloffen, oder zu Fol: 
ge deöfelben eine Zahlung angenommen worden ift, zu laufen 
ans Es ift alfo Feine Rückſicht darauf zu nehmen, für welche 
Zeit unerlaubte Abzüge oder Zinfenzahlungen berechnet waren. 
Die Verjährung läuft fo lange fort, bis der Thäter von der 


4) Hofdecret vom 6. Febr. 1313; 3. ©. ©. Nr. 1313, 
2) J. G. S. Nr. 2093, 
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zur Unterfuchung berechtigten Behörde über ein Vergehen gegen 
da5 Wucher= Patent zur Rede gejtellt wird, oder die zu dies 
fem Ende von dem Gerichte an ihn audgefertigte Vorladung 
erhält ; ſie kann nur durch neue wucherliche Handlungen unter: 
brochen werden, welche nach der That, in Anfehung derer die 
Derfährung berechnet werden fol, unternommen worden, und 
zur Zeit der Aburtheilung des Thäters dem hierzu berechtigten 
Gerichte befannt find.” 
. Durch die Erlaffung der Strafe; denn die in den SS. 428, 
429 u. 432 des II. Theiles des Strafgefegbuches in Anſehung 
der fchweren Polizey = Webertretungen überhaupt ertheilten Vor— 
fohriften über die Begnadigung finden aud) bey den Strafen 
des Wuchers ihre Anwendung. Jedoch Fann Milderung oder 
gänzliche Nachficht , wenn das Urtheil auf eine Geldjtrafe von 
mehr als drey hundert Gulden, oder in dem Zalle des $. 45 
(eigentlich 15) des Wucher = Patented auf dreymonathliche oder 
längere Arreftftrafe, oder zu Folge der SS. 16 u. 17 deöfelben 
Patentes auf eine Verſchärfung der Strafe ergangen ift, bey 
Civil: Perfouen nur von der oberften Quftizftele, bey Milis 
tärperfonen nur von dem Hoffriegsrathe bewilliget werden. 
An allen anderen- Fällen find die betreffenden Appellations- 
gerichte die Strafe zu mildern oder ganz zu erlaffen berechtis 
get. — Die Gnadengefuche müffen immer binnen 14 Tagen, 
von Zuftelfung des Urtheiles an gerechnet, bey der erften Inftanz 
überreicht, und von diefer mit ihrem Gutachten und den Acten 
an die höhere Behörde befürdert werden '). 


j. 1001. 
Form des Schuldſcheins. 
Damit ein Schuldſchein über einen Darleihens— 
Bertrag einen vollftändigen Beweis mache, müf- 
fen darin der eigentliche Darleiher oder Gläu- 
biger fowohl, als der eigentliche Anleiher oder 
Schuldner; der Gegenftand und Betrag des Dar: 


1) Hofdecret vom 27. Auguſt 12175 J. ©. ©. Wr. 1366, ' 
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leihens; und, wenn es in Geld gegeben wird, 
die Gattung deöfelben, wie auch alle auf die Zah: 
Yung der Hauptfchuld fowohl, ald auf die etiwa 
zu entrichtenden Zinfen fi} beziehende Bedingun— 
gen vedlich und deutlich beſtimmt werden. Die 
äußere zur Beweiskraft nöthige Form einer Schuld: 
urkunde feßt die Gerichtsordnung feſt. 

4) Ueber Darleihendverträge werden gewöhnlich, befon: 
ders wenn fie auf längere Dauer abgefchloffen werden, Urkun— 
den errichtet, die Schuldfcheine genannt werden. Der Zwei 
derfelben ift, dem Gläubiger über die Art und Weiſe des abge: 
fchloffenen Darleihens-Contractes ein Beweismittel zu verſchaffen, 
daher fie auch bloß einfach ausgefertigt, und dem Gläubiger ein: 
gehändigt zu werden pflegen. Damit aber ein folcher Schuld: 
fchein vollkommen beweismachend ſey, werden theils außere theils 
innere Förmlichkeiten erfordert. { 

-2) Die inneren SFörmlichkeiten gehen den Inhalt der 
Schuldurfunde feldft an, und beftehen in Folgenden: Vor Allen 
muß a) der wahre Darleiher und der eigentliche Schuldner redlich 
angegeben werden. — Es gefchieht nähmlich oft, daß die Con: 
trahenten, in der Hoffnung, der Wucherftrafe zu entgehen, oder 
um nicht ald Geldmäkler zu erfcheinen, falſche Nahmen, oder 
den Schein von bloßen Geffionaren oder Bürgen annehmen, wo— 
durch die Erhebung der wahren Befchaffenheit des Geſchäftes 
und die Entfcheidung fehr erfchwert wird. 

3) Der Schuldfchein foll b) den Gegenftand des gegebenen 
Darleihend, ob er im Gelde oder in anderen verbrauchbaren 
Sachen, in Waaren oder Privat= Schuldfcheinen ganz oder zum 
Theil beftehe, wie auch den wahren Betrag hiervon deutlich ange: 
ben, weil die Rechte und Verbindlichkeiten nach Verſchiedenheit 
de3 Gegenftanded und Betrages verfchieden find (96. 986 — 991). 

4) Eben fo wichtig ift bey einem Gelddarleihen c) die Angabe 
der Öattung des Geldes, ob der Vertrag über beftimmte gegebene 
Münzſorten, oder in Elingender Münze überhaupt, oder in dffent: 
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lihen Schulöfcheinen und von welcher Art abgefchloffen worden 
fey (F9. 986 — 990). 

5) Endlich d) müffen alle auf die Hauptfchuld oder Zinfen 
fich besiehende Berbindlichfeiten redlich und deutlich 
ausgedrückt werden, als: in welcher Währung die Rückzahlung 
des Capital, ob Feine, oder welche Zinfen, und in welcher 
Währung fie bedungen werden; in was für einer Art dad Capital 
oder die Zinfen, und wo fie zu bezahlen; oder was für Neben: 
bedingungen für fich oder für Andere verabredet worden feyen. 
Nur in fo fern die Parteyen ed bey der gefeglichen Beftimmung 
belaffen wollen, ift eine ausdrückliche Beftimmung unndthig '). 

6) Was die äußere Form einer folchen Schuldurfunde an= 
belangt, fo weifet der gegenwärtige $. auf die Vorfchriften der 
GerichtSordnung. Der $. 114 derfelben ”) verlangt nähmlich 
"die durchaus eigenhändige Ausftellung und Fertigung des Schuld» 
ners, oder neben der Sertigung ded Ausftellerd auch die von zwey 
Zeugen. Da Darleihenöverträge im gemeinen Leben am ge: 
wöhnlichften vorfommen, bey Schließung derfelben aber auch 
fehr Häufig Leichtfinn und wucherliche Bedrückung unterlaufen 5 
ſo wollte der Gefeggeber auch durch Feftfegung einer äußeren 
Form dem allzuleichten Spiele der Gewinnfucht und dem Miß— 
brauche bloßer DBlanquete oder anderen in der. Hoffnung eines 
Geldempfanges ausgeftellten Urkunden begegnen ?). 

7) Hat nun aber der Schuldbrief die Hier berührten außes 
ren Förmlichkeiten, fo macht er gegen den Ausfteller einen voll 
ftändigen Beweis, d. h. ed muß angenommen werden, daß alles 
daöjenige, was in dem Schuldfcheine zum Nachtheile des Schuld: 
ners enthalten ift, auch wahr fey. — Es muß alfo auch voraus: 
gefeßt werden, dag derjenige, welcher fich in dem Schuldfcheine 
als der Anleiher darftellte, und fich als folcher unterfertigte, 
auch wirklich der wahre Schuldner, -und daß derjenige, der in 
demfelben als Darleiher benannt ift, auch der wahre Gläubiger 


1) Ich bin Hier bey Auscinanderfeßung des erften Abfaßes diefes $. ganz dem Com: 
mentare des Hrn. Hofrathes v. Zeiller gefolgt, weil fich ins wefentlichen 
fchwerlich etwas anders hierüber fagen laßt. 

. 2) $. 182 der gallizifhen G. D. 
3) Siehe Pratobevera’s Materialien 9. 8. ©. 21. 
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fey; es muß fernerd als vichtig angenommen werden, daß der 
Gegenftand und Betrag des Darleihens Fein anderer fey, als 
wie er in dem Schuldfcheine angegeben ift, und daß, in Anfehung 
der Nebenbedingniffe, der Darleihensvertrag gerade fo abgeichlof: 
fen worden fey, wie der Schuldfchein lautet. — Es entfteht nun 
aber die Frage, was dad Gefeß eigentlich ausdrüden wollte, dag 
ed die hier aufgeführten inneren Gigenfchaften als Erforderniffe 
zur vollftändigen Beweiskraft der Urkunde darftellet, da, wenn die 
Urkunde die äußeren FZörmlichkeiten hat, der Inhalt, wenigftens 
gegen den Auöfteller, ald wahr angenommen werden muß; folg: 
licy der Umftand, daß in dem Schuldfcheine der wahre Schuldner 
und Gläubiger benannt, dann die Gattung und der Betrag des 
Darleihens, fo wie die Nebenbedingungen” genau fo angegeben 
erfcheinen, wie fie gegeben und verabredet wurden, doch nicht wieder 
durch einen weiteren Beweid, außerhalb der Urkunde, in Richtigkeit 
zu ftellen find? Ich glaube, es verhalte fich hier, in Bezug auf 
diefe inneren Erforderniffe eined Schuldfcheines, ganz fo, wie in 
Betreff der Bemweifesfraft der Handlungsbücher. — Zur (halben) _ 
Beweidkraft diefer Handlungsbücher wird nähmlich unter Andern 
auch erfordert, daß diefelben ordentlich alles enthalten, was dent 
Kaufmanne zur Laft, und wad ihm zu Guten kömmt '). Nun 
Fann man doc) unmöglich von dem Handelömanne, der fein Hand: 
lungöbuch als Beweismittel benügen will, fordern, daß er vor: 
erft dem Beweis herftelle, daß er in feinem Handlungsbuche 
nichtd einzutragen unterlaffen habe, was ihm zur Laſt, und was 
ihm zu Guten kommt; Eönnte aber der Gegner eine unordentz 
lihe Führung des Handlungsbuches in diefem Puncte durch be— 
fondere Daten nachweifen, folglicy den Beweis herftellen, daß 
dem Handlungsbuche diefed Erforderniß mangle, dann würde 
dasfelbe auch die Beweifeökraft verlieren. — Ein Gleiches muß 
bier in Anſehung diefer inneren Erforderniffe des Schuldfcheines 
behauptet werden. — Könnte nähmlich der Schuldner nachwei: 
fen, daß der Schuldfchein eine Unmwahrheit enthalte, daß 3. B. 
der Öegenftand de3 Darleihend nicht richtig angegeben worden 


1) $. 113 der G. 9, lit, b. 
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fey, indem nicht Tauter bares Geld, wie darin vorkömmt, fon: 
dern mitunter auch Staatd = Schuldfcheine zugezahlt worden feyn; 
fo würde der Schuldfchein feine Beweifeökraft verlieren, und die 
übrigen von dem Schuldner in Abrede geftellten Umftände müß- 
ten, in fo weit fie von den gefeßlichen Bejtimmungen abweichen, 
von dem Gläubiger auf eine andere Art bewiefen werden, 

8) Es gefchieht öfters, daß Schuldfcheine, in der Hoffnung, 
dad Geld zu erhalten, früher audgeftellt werden, als dad Geld 
wirklich zugezählt worden ift. — Die römifchen Gefeggeber neh: 
men fogar an, daß diefed gewöhnlich gefchehe; fie fahen daher, 
wenn auch in dem Schuldfcheine der Empfang des Geldes aus: 
drücklicy beftätiget war, die Zuzählung des Geldes ald ein neues 
Factum an, dad, wenn der Schuldner dasfelbe in Abrede ftellte, 
außer dem Schuldfcheine insbefonders erwiefen werden müffe. — 
Diefer dem Schuldner mit der Wirkung geftattete Widerſpruch, 
daß der Gläubiger die Zuzahlung des Geldes außer dem Schuld: 
foheine erweifen mußte, hieß exceptio non numeratae pecuniae 
privilegiata. Cine exceptio non numeratae pecuniae findet 
auch nach öfterreichifchem Rechte Statt, allein fie ift nicht pris 
vilegirt, das ift, nicht mit der Wirkung verbunden, daß fie den 
Beweis auf den Gläubiger wälzt, fondern der Schuldner, wel- 
cher fie der Klage des Gläubigerd entgegenfeßt, muß fie erweis 
fen, vorausgefeßt, daß der Schulöfchein an und für fih Glau— 
ben verdiene. 


« 
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Zwey und zwanzigſtes Hauptſtück. 


Von der Bevollmächtigung und anderen Arten der Ge— 
ſchäftsführung. 


b. 1002, 
Bevollmädhtigungsvertrag, 


Der Vertrag, wodurch Semand ein ihm aufgetras 
gened Gefchäft im Nahmen des Anderen zur Be: 
forgung übernimmt, beißt Bevollmächtigungs- 
vertrag. 

1) Das gegenwärtige Hauptſtück umfaßt zwey Haupttheile, 
wovon nur der erſtere ($$. 1002 — 1034) als ein eigentlicher 
Vertrag, die Gefchäftsführung ohne Auftrag aber ald ein ver: 
tragsähnliches Geſchäft anzufehen ift. — Die Bevollmädtigung 
aber ift, in Rückſicht ihres Entſtehungsgrundes, theild eine P ri: 
vat-Bevollmächtigung, theil eine öffentliche vom 
Gefeße oder Gerichte ($. 1034). 

2) Die Willenserklärung, wodurd Einer dem Andern das 
Recht ertheilt, ein Gefchäft in feinem Nahmen zu betreiben, 
wird Auftrag oder Vollmacht genannt. — Wird nun von ©eite 
des Anderen der Auftrag auc angenommen, fo it unter bey: 


den Theilen ein Vertrag vorhanden, und diefer heißt dann Be— 


vollmächtigungsvertrage Sowohl der Auftrag ald die Annah: 
me deöfelben können entweder ausdrüdlich> oder auch ftillfehwei- 
gend durch folche Handlungen erklärt werden, welche mit Weber: 
legung aller Umftände Eeinen vernünftigen Grund daran zu zwei— 
feln übrig laffen ($. 863). Bon ftillfchweigenden Bollmachten 
wird in diefem Hauptftüce insbefonderd in den $$. 1027 — 1033 
gehandelt. — Eine ftillfchweigende Annahme wäre vorhanden, 
wenn Semand die Vollmachtsurkunde von dem anwefenden Eigen: 
thümer ($. 1003) unbedingt ohne Widerrede übernimmt, oder 
auf deſſen Erfuchen die Beſorgung bereitd angefangen hat. 
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3) Bon wen, und ber welche Gefchäfte ein Vollmadhts: 
vertrag überhaupt gültig gefchloffen werden könne, ift aus 
den allgemeinen VBorfchriften abzunehmen. Ausgenommen find 
ſolche Gefchäfte, welche vermög der Gefege nur von einem ge: 
wiffen Stande oder Gewerbe geführt werden dürfen, 3. DB. ver: 
mög der Gerichtöordnung von Advocaten, oder vermög politi= 
ſcher Gefeße nur von Agenten '). 


b. 1003. 


Merfonen, welche zur Beforgung beftimmter Ges 
fchäfte öffentlich beftelkt worden, find fchuldig, 
über einen darauf fich beziehenden Auftrag ohne 
Zögerung gegen den Auftragenden fich ausdrück— 
lich zu erklären, ob fie denfelben annehmen oder 
nicht; widrigen Falls bleiben fie dem Auftra— 
genden für den dadurch veranlaßten Nachtheil 
verantwortlich, 

4) Solche Perfonen find vorzüglich Advocaten und Agen— 
ten. Wenn ein Advocat um die Vertretung angegangen wird, 
ſoll derfelbe zuvorderjt erwägen, ob der Nechtöhandel gerecht und 
billig, und daher zur Vertretung geeignet fey ”). Er foll aber 
der anfuchenden Partey die Vertretung ohne gegründete Urſa— 
chen nicht verweigern. Sollte ſich der Fall ergeben, daß der 
Advocat die Vertretung einer gerechten Sache bloß wegen per= 
fonlichee Nücficht gegen das Anfehen und den Charafter des— 
jenigen, gegen den er die Vertretung übernehmen foll, verwei- 
'gerte, oder in derfelben nicht nach feiner Pflicht vorginge; fo 
wäre ein ſolcher Advocat zur Verantwortung und Strafe zu 
ziehen ?). So wenig aber der Advocat die Vertretung einer 
gerechten Sache ohne gegründete Urfache von fich weifen darf, 
eben fo wenig, und noch weniger darf er einen Prozeß, in wel: 
chem ein offenbares Unrecht vertheidiget werden will, annehmen; 


41) DB. Zeillers Commentar Nr, %. 
2) Allg. G. O. $. 12. 
3) Hofdeewer vom 15. September 19335 5. G. S. Nr. 127. 
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und wenn er dieſes deffenungeachtet, es ſey folched aus Unwiſ— 
fenheit oder Gewinnfucht, thäte; fo hat diejenige Stelle, bey wel: 
cher derley Prozeſſe entfchieden werden, einen folchen Advocaten 
der Appellationsftelle anzuzeigen, diefe aber hat alddann, nad) 
Maß des Vergehen, entweder mit einer angemeffenen Geld— 
jtrafe vorzugehen, oder denfelben von der Advocatur auf eine 
Zeit oder auf immer auszufchliegen '). Bey einem mündlichen 
Auftrage zeigt fih, wie v. Zeiller bemerkt, fogleich, ob der 
Auftrag ausdrücklich oder wenigſtens ftillfehweigend angenom— 
men werde oder nicht. Wenn aber der Auftrag fchriftlich ge: 
fohieht, und Feine Antwort erfolgt: fo fchwebt der Auftra= 
gende in einer Ungemwißheit, die ihm, er mag nun in der Ber: 
muthung, daß der Auftrag übernommen, oder daß er abgelehnt 
werde, dad Gefchäft entweder beforgen oder nicht, immer Nach— 
theil zuziehen Fann. Der Gefeggeber hielt ed daher für recht 
und billig, diefe Perfonen für einen foldyen Nachtheil verant— 
wortlicy zu machen; eben weil wegen ihrer dffentlichen Beſtel— 
lung Qedermann berechtiget ift, fih in darauf Beziehung 
habenden Gefchaäften an fie zu wenden. 

2) Dad Geſetz fordert eine ausbrüdliche Erklärung. 
Die Entfchuldigung ded Beftellten, daß er den Auftrag ftill- 
fehweigend übernommen, und der Führung des Gefchäftes fich 
bereitd unterzogen habe, würde ihm alfo, wenn der Machtgeber 
inzroifchen andere Vorkehrungen getroffen, oder aus Abgang der 
Erklärung ihm die weiteren Vorfchriften zu ertheilen unterlaffen 
hätte, von der Haftung um fo weniger frepfprechen, ald ein mit 
folchen Perfonen eingegangener DBevollmächtigungsvertrag ein 
entgeldlidher ift ($. 1004), in welchem daher auch der 
Machtgeber ald Berfprecher erfcheint, und in der Regel ein 
fchriftliches DVerfprechen binnen der im $. 862 bejtimmten Friſt 
angenommen werden muß, widrigens ed ald erlofchen anzufehen 
ift. Der Machtgeber könnte daher mit mehrerem Nechte aus 
dem Stillfehweigen diefer Perfonen auf die Nichtannahme der 
Bevollmächtigung ſchließen. — Letztere Fonnen aber für fich die 


1) Aug. G. 9. 1. 228. 








= 
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Unordnung des $. 862 nicht benügen, weil e3 nicht fo, wie einem 
Underen, dem ein DBerfprechen gemacht wurde, in ihrer Willkühr 
fteht,. ob fie die Bevollmachtigung annehmen wollen oder nicht. 

3) Die Erklärung foll ohne Zögerung gefchehen, d. i. 


‚ohne unnöthigen Auffchub (9 904). Damit aber diefe Perfonen 


in den Stand gefegt feyn, fich über die Annahme oder Nichtan: 
nahme erklären zu können, wird erfordert, daß fie mit dem Ge— 
fchäfte, welches fie übernehmen follen, genau befannt gemacht 
werden. — Auch ift es Sache des Machtgeberd, fi) von der 
richtigen Zuftellung des Auftrages genau zu verfihern. — — 
Derjenige, der behauptet, daß er aud der Zögerung einen Nach: 
theil erlitten habe, muß ihn beweifen ($. 1296). 


2 1004, 
Eintheilung der Bevollmächtigung in eine unentgeldliche oder entgeldliche, 
Wird für die Beforgung eines fremden Gefchäftes 
entweder ausdrücklich, oder nach dem Stande 
des Gefchäftsträgers auch nur frillfehweigend 
eine Belohnung bedungen; fo gehört der Ver— 
trag zu den enfgeldlichen, außerdem aber zu den 
unentgeldlichen. 

1) Es wird vermuthet, daß der Bevollmächtigungdvers 
frag unentgeldlich gefchloffen werde. Indeffen gehört diefes nicht 
zur Weſenheit des DBevollmächtigungsvertrages; denn ed Fann 
nicht nur allein eine Belohnung ausdrücklich, fondern nach dem 
Stande des Bevollmächtigten auch ſtillſchweigend bedungen wer: 
den, wenn nähmlich der Bevollmächtigte eine Perfon ift, die 
aus der Betreibung folcher Gefchäfte, wie derfelben von dem 
Machtgeber übertragen worden find, einen Erwerb zieht. — Die 
Belohnung Fann entweder bejtimmt (numerifch) bedungen ſeyn 
oder nicht. Im erfteren Falle ift dad Vertragsverhältniß zu: 
gleich aus den PVorfrhriften uber entgeldliche Dienftleiftungen 
($. 41163) zu beurtheilen; im leßteren Falle dagegen ift das 
Map der Belohnung aus dem Geſetze (wie 3. B. der Mäkler— 
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Iohn für die AUnterhandlung eines Gelddarleihens ') der Be— 
fihaffenheit der Perfonen, und. der Mühewaltung allenfalld von 


dem Nichter zu beftimmen. — Belohnungen, welche, ohne auss 


drücklich oder ftillfehweigend bedungen zu feyn, für die Befor: 
gung von Gefchäften gegeben werden, gehören in die Claffe der 
belohnenden Schenkungen ?) ($. 940). 

2) Insbeſonders ift in Anfehung der Belohnung der Abd: 
vocaten Solgendes vorgefchrieben : 

Jede Partey Fann die Mäßigung der ihr von ihrem Rechts— 
freunde aufgerechneten Gebühren von Seite des Richterd ver: 
langen ?). Bey Vornahme diefer Mäßigung ift niemahld die 
Anzahl der Bogen ihrer Schriften, noch auch die der Tagſatzun— 
gen zur Grundlage zu nehmen, fondern die Arbeit der Advoca= 
ten immer nur nach dem weſentlichen Verdienſte zu fchäßen, 
felbft ohne Nücficht auf dad, was dießfall3 zwiſchen dem Ad— 
vocaten und der Partey bedungen worden wäre °). In diefer 
Beftimmung follen von dem NRichter folgende Rückſichten beob— 
‚achtet werden: a) ob der Advocat zur Herbeyfchaffung der Be: 
helfe und fonftiger Vorbereitung, auch gründlicher Belegung fei: 
ner Satzſchriften befondere Mühe angewendet. habe; b) ob aus 
dem Inhalte der verfaßten Schrift ein ausnehmender Fleiß und 
ganz vorzügliche Geſchicklichkeit hervorleuchte; c) ob’ er den Pro: 
ze mit möglichfter Genauigkeit und Beförderung abgeführt habe; 
d) ob er fich hierbey durchaus in Folge der Gerichtsordnung 
benommen habe; e) ob nicht der Vermögensftand der Partey 
eine genauere Maäßigung fordere ?). Es ift auch jeder Advocat 
verpflichtet, bey Weberreichung der Testen Schrift, wie auch bey 
der Appellations- und Revifiondfchrift feine Gebühren zu ver- 
zeichnen, und diefes Verzeichniß den Acten beyzulegenz und eben 


alfo am Ende der Tagſatzung, worüber ein Erfenntniß erfolgt, . 


1) Wucherpatent 9. 21. 

3) Dffenbar gehört es zu den Druck- oder Schreibfehlern, wenn e3 in dem v. Zeiller’- 
fhen Commentare, 3. B., ©. 273 heit: »Eine ausbedungene Belohnung 
gehört zu den belohnenden Schenfungen.” 

3) Aug. & D., |. 325. 

a) Sbenda, |. 726, 

s) Ebenda, $. 927. 
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die Anforderung  feiner- Gebühren beybringen, und entweder 
fehriftlich oder mündlich zu Protocoll anzuzeigen '), Würde er 
diefes vernachläffigen, fo Eönnte der Gegner in den Erfaß der 
Prozeßkoſten nicht verfället werden, und ed würde daher ber 
Advocat (voraudgefest, daß der Gegner in die Gerichtöfoften zu 
verfälfen wäre) des Nechtes, von feiner Partey die Bezahlung 
der beftrittenen Koften und feines Verdienfted zu fordern, vers 
Iuftig, und die Partey twäre fogar berechtiget, die bereits geleiz 
ftete Zahlung zurüc zu begehren ’). So oft der Nichter den 
Sachfälligen in den Erſatz der Unkoften zu verurtheilen hat, wer— 
den die angefeßten Gebühren des gegentheiligen Advocaten wider 
den Sachfälligen in dem Spruche felbft gemäßiget °). 


Ö 1005. 
Sn mündliche oder fchriftliche. 
Bevollmächtigungsverträge können mündlich oder 
fcpriftlich gefchloffen werden, Die von dem Ge: 
waltgeber dem Gemwalthaber hierüber auögeftell 
te Urkunde wird Vollmacht genannt. 

1) Dad Geſetz beläßt ed bier bey der allgemeinen Regel, 
daß Verträge mündlicy oder fchriftlich errichtet werden können 
($. 883). Indeſſen ift eine ſchriftliche Vollmacht dem Macht: 
haber hauptfächlich zu dem Ende nöthig, daß er fich bey Gerichte 
pder anderen Perfonen, vor welchen er als Stellvertreter ded 
Machtgebers erfcheinen foll, als folcher ausweifen Eonne. Die 
äußere Form der Urkunde ift aud den SS. 884 und 886 des b. 
©. B., und au dem $. 114 der a. ©. D. zu entnehmen. 

2) Aus obigem Grunde ift daher in allen Fällen, wo ©e: 
fchäfte gerichtlich abgefchloffen werden follen, auch eine ſchrift— 
lihe Vollmacht erforderlih. — Darum hat ſich auch der Advo— 
cat, wenn er fich entfchloffen hat, die Vertretung anzunehmen, 
fogleich mit einer fchriftlihen Gewalt und Vollmacht zu verſe— 





1) Allg. G. O. 9. 424. 
2) Reſolution vom 10. Juny 1734 lit, e, J. ©. S. Nr. 308. 
s) Ale. ©. O. |. 025. 
Nippel's Commentar VII Ih. 5 


% 
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hen, welche von jeder einzelnen Partey zu unterfertigen ift, 
Diefe Gewalt und Vollmacht foll der Advocat nicht annehmen, 
es fey denn in felber einerfeitd ein Subſtitut ernannt, oder die 
Befugniß, einen Anderen zu fubftituiren, ertheilet, andererfeitd 
muß diefe Vollmacht auch auf die Erben ded Gewaltgeberd ges 
richtet feyn '). Diefe Vollmacht muß entweder eine Generals 


vollmacht ſeyn, alfo auf dad Recht zur Vertretung in allen Rechts- 


angelegenheiten des Gewaltgebers lauten, oder fie muß eine Spe— 
cialvollmacht, d. h. ausdrücklich auf den vorliegenden NRechtöfall 
ertheilt feyn ?). Wird die Vollmacht von einer Gemwerkfchaft 
oder Handlung auögeftellet; fo ift ed genug, wenn ber Gewerks— 
verwefer oder der Firmaführer fie im Nahmen des Gewerfes oder 
der Handlung unterfertiget °). Für alle Fälle, in denen der Ver: 
treter der Partey mit der Vollmacht derfelben verfehen feyn muß, 
ift zu bemerken, daß die Vollmaͤcht im Originale oder in bes 


glaubter Abfchrift, in welcher fih auf das Driginal- 


und den claffenmäßigen Stämpel bezogen ſeyn muß, 
beyzubringen fey *). Bey mündlichen Verhandlungen, wo die 
Parteyen und ihre Vertreter perfönlich vor Gericht erfcheinen, 
ift die Beybringung ſchriftlicher Vollmachten überflüffig °). Er— 
feheint aber der Advocat bey einer Tagſatzung ohne die Partey, 
und ift von felber mit einer ordentlichen Vollmacht nicht verſehen; 
fo Eann mit felbem die Nothöurftspandlung nicht aufgenommen, 
oder wenigftens dad Urtheil, bevor diefelbe binnen einer zu be= 
ftimmenden Friſt nachgetragen wird, nicht gefchöpfet werden ®). 


Eind Schriften zu erftatten, fo muß in der Negel die Bollmadt 


von dem Advocaten in jedem Nechtöhandel der erftafteten erften 
Schrift beygelegt werden 7). Sind aber alle Satzſchriften von 
dem Dertreter und der Partey eigenhändig unterfchrieben, fo ift 


1) Allg. G. D. $. 216. 

2) Refolution vom 14. Juny 1733 lit. a, 

3) Pat. vom 1. Nov. 1731 9. 305 vom 9. April 1722 9. 15,5 dann 27. Jänner 
und 20. Dec. 1793 $. 1201 des b. G. B. 

9) Hofdecret vom 33. July 1313 Nr. 1067. 

5) Hofdecret vom 9. Nov. 18115 3. G. ©. Nr, 961. 

6) Hofdecret vom 30. Nov. 17395 5. &. ©. Nr. 1081. 

7) Hofdecret vom 19. July 1734; 5. G ©. Nr. 306 lit. a, 
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die Vollmacht bloß vor Zuftellung des Urtheiles abzufordern; die 
Entfcheidung det Hauptfache darf defwegen nicht verzögert wer: 
den ). Sonft fol feine Schrift, ausgenommen in wichtigeren 
Fällen, und wo der Verzug mit einer Gefahr verfnüpfet ift, an: 
genommen werden, welche nicht mit einer ordnungsmäßigen Voll 
macht belegt it °). 

3) Es gibt einige Falle, wo Vollmachten auch mit befon: 
deren Zormlichkeiten verfehen feyn müffen. Vollmachten, 
welche aus Ländern und Gegenden herrühren,, die der Bothmäßig— 
Feit der Eaiferl. ottomanifchen Pforte unterworfen find, und mo 
fi) eine k. k. Oefandtfchaft oder ein öſterr. Confulat befindet, 
müffen, fo oft es fih um dad Necht der k. k. Unterthanen han— 
delt, von gedachten Sefandtfchaften oder Confulaten felbft au 3: 
geftellt, oder wenn fie in Erbftaaten anfäffige Fremde betreffen, 
doch wenigftens von Erfteren ordentlid) Tegalifirt ſeyn?). 
Die Vollmacht eines Bfterreichifchen Unterthans zur Behebung 
eined ihm im Auslande zufommenden Erbantheifed oder in ähn— 
lichen Fällen foll jedeömahl, nebft der Fertigung der Unterbehörde, 
auch mit der ordnungsmäßigen Legalifirung des k. k. Appellations— 
gerichted verfehen feyn *). Wollmachten, welche zur Bewirfung | 
von Gigenthumsd = Anfchreibungen, Sntabufationen oder Ex— 
tabulationen dienen follen, müffen, wenn fie in einer fremden 
Provinz ausgeftellt find, gerichtlich Tegalifiret werden °). Nach 
der Analogie diefer Anordnung wird die Legalifirung der Voll: 
machten auch bey Erhebung von Geldbeträgen, und überhaupt 
in wichtigeren Angelegenheiten gefordert. 


0. 1006, 


Sn allgemeine oder befondere. 


Es gibt allgemeine und befondere Vollmachten, 
ie nachdem Semanden die Beforgung aller, oder 


ee ur 5 Dr 

1) Hofdeeret vom 9. Nov. 12115 I. G. ©. Nr, 961. 

2) Aug. ©. 9. $. 416. 

3) Hofdecret vom 13. Zänner 13095 3. G. ©. Nr. 330, 3. Febr, 18125 9. ©. S · 
Nr. 971 und 16. April 18185 I. G. S. Nr. 1436. 

) Hofdecret vom 11. Nov. 133553. ©. ©. Nr. 2199, 

5) Siehe 99. 138 und 435 Nr, 2. 
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nur einiger Gefchäfte anvertraut wird. Die bes 
fonderen Bollmachten können bloß gerichtliche 
oder bloß außergerichtlihe Gefchäfte überhaupt ; 
oder ſie können einzelne Angelegenheiten der 
einen oder andern Gattung zum Gegenftande 
haben. 

Allgemeine. Bollmachten find folhe, wo der Mlachtgeber 
dem Machthaber die Beforgung feiner Gefchäfte überhaupt über: 
trägt, ohne fich auf beftimmte Gattungen von Gefchäften, noch 
weniger auf beftimmte einzelne Gefchäfte zu befchränfen. — Sie 
werden, mie v. Zeiller bemerkt, von Privaten felten ertheilet ; 
häufiger fommen befondere (fpecielle) Dollmachten vor, die 
entweder auf die Beforgung gewiffer Gattungen der Gefchäfte, 
z. B. Prozeßführungen, Gelderhebungen u. f. w. oder auf die 
Beforgung beftimmter , einzelner Geſchäfte Tauten. 


b. 1007, 
Unumfchränfte oder befchränfte. 

Bollmachten werden entweder mit unumfchränfter 
oder befchränfter Freyheit zu handeln ertheilt, 
Durch die erffere wird der Gewalthaber berech— 
tiget, das Gefchäft nach feinem beiten Wiffen 
und Gewiſſen zu leiten; durch die letztern aber 
werden ihm die Gränzen, wie weit, und die 
Art, wie er dasfelbe betreiben foll, vorgefchrieben, 

Sowohl die allgemeinen als befonderen Vollmachten find 
entweder unbefchränft (mit freyer Gewalt cum libera), oder mit 

Beſchränkung ertheilt, und die Befchranfung betrifft die Gränzen, 

oder auch die Art die Gefchäfte zu betreiben, 3. B. daß der 

Advocat einen beftimmten, oder alle entftehenden Prozeffe führen, 

jedoch in dem Falle, ald er in dem Urtheilöfpruche zum Erſatze 

der Koften verurtheilt würde, wegen Fortfegung des Prozeſſes 
die weitere Anformation einhohlen fol, — daß der Machthaber 
die Grundſtücke bloß beftellen, oder felbe, oder doch die Früchte 
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davon auch verkaufen, oder daß er unbewegliche Güter, aber 
nur von gewiſſer Art, oder nur um einen beftimmten Preis kau— 
fen, oder den Kauf bloß unterhandeln dürfe u. dgl. '). 


J. 1008, 


Folgende Gefchäfte: Wenn im Nahmen eines An: 
dern Sachen veräußert, oder entgeldlich übers 
nommen; Anleihen oder Darleihen geſchloſſen; 
Geld oder Geldeöswerth erhoben; Prozeffe ans 
hangig gemacht; Eide aufgetragen, angenommen 
oder zurücgefhoben, oder Vergleiche getroffen 
werden follen, erfordern eine befondere, auf 
diefe Gattungen der Gefchäfte lautende Boll» 
macht. Wenn aber eine Erbfchaft unbedingt ans 
genommen oder ausgefchlagen; Geſellſchaftsver— 
träge errichtet; Schenkungen gemacht; dad Ber 
fugniß, einen Schiedsrichter zu wählen, einge- 
räumt, oder Rechte unentgeldlich aufgegeben wer— 
den follen, ift eine befondere, auf das einzelne 
Geſchäft ausgeftellte Vollmacht nothwendig. All: 
gemeine, felbft unbefchräntte Vollmachten find 
in diefen Fallen nur hinreichend, wenn die Sat: 
tung des Gefchäftes in der Vollmacht ausgedrückt 
worden ift. 

1) Dad Geſetz zeichnet hier einige fehr wichtige und bedenk— 
lihe Gattungen der Sefchäfte aus, welche unter einer allge: 
meinen, obgleich unumfchränften Bollmacht (außer dringenden 
Nothfällen $. 1009 Nr. 3) nie ftillfchweigend begriffen feyn fol- 
len, fondern ftet5 einer ausdrüclichen Erwähnung bedürfen. Bey 
einigen derfelben ift auch eine bloße Bezeichnung der Gattung 
des Gefchäftes nicht hinreichend; ed muß das einzelne (indie 
viduelle) Geſchäft beftimmt angegeben werden. 


4) Siche v. Zeiller’3 Commentar. 
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2) Bon der erften Art find alle in der erften Abtheilung 
diefes Paragraphes aufgezählten Gattungen der Gefchäfte. Wer 
alfo eine allgemeine, obgleich unbefchränfte Vollmacht hat, darf 
doc) Kraft derfelben weder einen Tauſch- oder Kaufvertrag ein— 
gehen, oder ein Darleihen weder ald Gläubiger noch als Schuld» 
ner fchliegen,, noch Geld oder Geldeswerth erheben, oder Pro— 
zeffe anhängig machen. Da jeder Prozeß mit der Klage bes 
ginnt, fo wird er eigentlich durch diefe anhängig ‚gemacht, und 
es Fann fich daher gegenwärtige Vorfchrift nur darauf beziehen, 
daß der Bevpllmächtigte ohne befondere Befugniß nicht. als Klä— 
ger im Prozeffe auftreten dürfe. — Der allgemeine Ausdrud 
„Prozeſſe führen” feheint daher auch nicht hinreichend zu ſeyn, 
um dem Machthaber dad Necht einzuräumen, auch ald Kläger 
in einem Prozeffe aufzutreten. — Mit diefer Vorfchrift ded Ges 
fegbuches fteht der $. 385 der a. ©. DO. in Verbindung, zufolge 
welchem jede erfte Verordnung, d. i. jeder erfte vichterliche Be— 
ſcheid uber eine Klage dem ©eklagten jederzeit zu eigenen 
Händen zugeftellt werden muß, und die Gerichte begnügen fich 
daher nicht, daß-die Klage zu Handen ded General: Bevollmäcdhs 
tigten des Geklagten zugeftellt werde, wenn nicht in der Voll: 
macht die Befugniß ausdrücklich eingefchaltet ift, erſte Verord— 


nungen über Klagen anzunehmen. — ft aber die Zuftellung. 


der Klage auf vorerwähnte Art gefchehen, dann fcheint ed zu 
genugen, wenn die Einrede von dem General: Bevollmächtigten 
erftattet wird. — Eben fo ungenügend ift eine allgemeine, ob— 
gleich unbefchränfte Vollmacht, wenn es ſich darum handelt, in 
einem Prozeffe dem Gegner den Eid aufzufragen, oder einen 
von diefem aufgetragenen Eid anzunehmen, oder ihn zurückzu— 
fihieben. — Darum werden diefe Befugniffe auch fat immer in 
der Advocaten= Vollmacht eingefchaltet. — Wurde aber in der 
Vollmacht von diefen Befugniffen nicht vorfommen, und der 
Advocat dennoch dem Gegner den Haupteid auftragen; fo Fünnte 
der Nichter hierauf nicht erkennen. — Wurde aber der Haupt: 
eid von dem Gegner aufgefragen, und der mit der fpeciellen 
Vollmacht zur Annahme eines folchen Eides nicht verfehene 
Nechtöfreund würde fich in der Sagfchrift zur Ablegung deöfel: 


anne 
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ben bereit erklären, fo wird diefes den Richter nicht hindern, 
darauf zu erkennen; indem die in der Sabfchrift erklärte Annah— 
me des Haupteided die Partey nicht hindert, diefen Haupteid 
in der Folge ausdrücklich oder ftillfehweigend zuruczufchieben , 
und ed nicht in der Willkühr deöfenigen, dem der Haupteid auf: 
getragen wird, liegt, diefe Beweisführung überhaupt zuzulaffen , 
oder felbe hintanzumweifen, — Denn, wenn fich derfelbe in dem 
Prozeffe nicht angebothen hat, fein Gewilfen mit einem Gegen 
beweife zu vertreten, fo muß er für alle Fälle von dem Richter 
verurtheilet werden, den Eid anzunehmen, oder ihn dem Gegner 
äurücdzufchieben "). Jener, welcher den Haupteid anzunehmen 
‚oder zurückzuſchieben fchuldig erkannt worden ift, muß binnen 
3 Tagen, nachdem das Urtheil in die Rechtöfräfte erwachfen iſt, 
oder wenn der Spruch in letter Anftanz ergangen ift, binnen 
44 Tagen vom Tage des zugeftellten Spruches bey Gerichte 
fchriftlich erklären, ob er den Eid annehmen oder zurüdfchieben 
wolle °).  Diefer Erklärung hätte dann der Advocat die Spe— 
cial- Vollmacht beyzulegen, wenn fie nicht fehon in der Öeneral- 
Vollmacht eingefchaltet ift, oder wenigftens die Erklärung von 
der Partey eigenhändig unterfertigen zu laffen »). Wurde der 
Advocat weder dad eine noch dad andere thun, fo müßte die 
Erklärung zurücgewiefen, und ihm aufgetragen werden, die Spe— 
ciale Vollmacht feiner Partey beyzubringen. Dieſes hätte, nad) 
der Vorſchrift ded gegenwärtigen J., fogar dann zu gefcheben, 
wenn der Eid zurückgeſchoben wurde. — Es frägt fi nun 
bier, wie fich diefe im gegenwärtigen $. auögefprochene Vor— 
fchrift mit dem $. 299 der ©. DO. in Vebereinftiimmung bringen 
loffe, zufolge welchem das bloße Stillſchweigen des Advocaten 
während der in diefem 9. der ©. O. beftimmten Zeitfrift fihon 
genügt, um den Eid für zurückgeſchoben zu halten ? — Die Ant: 
wort hierauf ift: Wer fich. einmahl erkläret hat, den Eid zurück— 
Ichieben zu wollen, Kann ohne Zweifel diefe Erklärung nicht mehr 
zurücknehmen. Um daher auf den Grund diefer ausdrücklichen 
1) AUG. ©. O. $. 208. | 


2) Ebenda $. 209. 
3) Nach der Analogie des Hofdeeretes yon 23: Mayı739; 9. G © An, 1013; 
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Erklärung den Gegner zur Ablegung des Eided zulaffen zu kön— 
nen, fordert das Geſetz die auf diefen Act befonders lautende 
Vollmacht der Partey, und da eine folche Erklärung des Advo— 
taten ohne diefe Vollmacht unwirkſam ift, fo kann, ungeachtet 
diefer überreichten Erklärung, noch immer der Haupteid von der 
Partey vor Auslauf der beftimmten Frift rechtögültig angenom— 
men werden. ft aber die Srift ohne alle Erklärung verftrichent, 
fo ireten die Contumazial: Folgen ein, die fich jede Partey ges 
fallen laffen muß. Gine befondere Vollmacht ift auch zur Schlie— 
fung von Vergleichen erforderlih. Da der $. 203 der Gerichtd: 
ordnung fagt, daß jene Partey, welche die Streitfache zu ver: 
gleichen berechtiget wäre, auch befugt fen, dem Gegner den 
Haupteid über jene Gefcbichtöumftände, welche diefer widerſpro— 
chen hat, aufzutragen ; fo fcheint ed, daß in der Vollmacht, einen 
Vergleich einzugehen, auch die Befugniß, Eide aufzutragen, ans 
zunehmen oder zurüczufchieben enthalten fey — Allein diefe 
Meinung wäre gewiß irrig; denn die Gerichtäordnung fpricht 
Nur von der Partey felbft, und hat dabey die Fähigkeit derfel: 
ben, mit ihrem eigenen Vermögen nach Belieben zu fchalten, 
vor Augen. Auf den Bevollmächtigten bezieht ſich diefe Vor⸗ 
ſchrift nicht, 

3) Wenn alfo der Machtgeber Willens ift, feinen Macht: 
.haber ein Gefchaft der Art, wie hier vorgefommen, zu übertras 
gen; fo fteht ed ihm frey, die Vollmacht auf das individuelle 
Gefchäft, dad ihm übertragen werden foll, zu befchränfen, oder 
ihm überhaupt in felber dad Befugniß zur Gingehung folcher 
Öattungen von Gefchäften einzuräumen, unter welche dad in 
Nede ftehende gehöret. — Es ift in der Hauptfache einerley, ob 
hierüber befondere Vollmachten audgefertigt, oder ob in der all: 
gemeinen Vollmacht diefe Gattungen der Gefchäfte befonders 
aufgeführet werden. Andere im gegenwärtigen $. nicht anges 
führte Rechtögefchäfte, 3. B. eine Annahme von Schenfungen, 
die bedingte Annahme einer Erbfchaft ($. 802), ein Ver: 
wahrungs-, Leihe oder Miethvertrag u. dgl., wodurch Fein eigen: 
thümliches Gut des Machtgebers veräußert, oder fremded Gut 
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entgeldlich übernommen wird, find fchon in der allgemeinen Voll: 
macht gültig begriffen. 

4) Bey dem in der zweyten Abtheilung des gegenwärtigen 
Paragraphes benannten Gefchäften aber ift nicht einmahl eine 
befondere, bloß die Gattung des Geſchäſtes bezeichnende Vollmacht, 
ald: Erbfchaften überhaupt unbedingt, anzunehmen oder auszu— 
fchlagen; Gefellfehaftöverträge zu errichten; Schenfungen zu ma— 
chen; dad Befugniß, einen Schiedsrichter zu wählen; Rechte 
unentgeldlich aufzugeben, hinreichend; fondern es muß beftimmt 
ausgedrückt werden, weſſen Verlaffenfchaft unbedingt anzuneh: 
men oder auszufchlagen fen, welcher Gefellichaftövertrag, und 
mit wen einzugehen, — mem etwas zu fihenfen; in welcher 
Streitfahe ein Schiedsrichter zu mählen, und welche Rechte 
unentgeldlich aufzugeben feyn. — Es liegt in der Natur der 
Sache, daß die Vollmacht, eine Erbfchaft unbedingt anzunehmen, 
fchriftlich ausgefertigt werden müffe, weil die dießfällige Erklä— 
rung dem Gerichte überreicht wird, und felbe von diefem nicht 
angenommen werden würde, wenn fich nicht mit der fehriftlichen 
Vollmacht hierzu ausgewiefen wird; eben fo fcheint ed, daß Volle 
machten, Jemanden etwad zu ſchenken, fchriftlich errichtet werden 
müffen. Denn ein Verfprechen, welches durch einen Bevollmächtig- 
ten gemacht wird, ift aus zweyen Willensäußerungen zufammenge: 
fest, nähmlich : a) aus der Willensäußerung ded Machtgebers, ald 
eigentlichen Schenkers, gemäß welcher er den Machthaber be: 
rechtiget, in feinem Nahmen eine Schenfung zu machen, und b) 
aus der des Machthaberd, gemäß welcher er von diefem Befugs 
niffe wirklich Gebrauch macht, und die dem Machthaber angehöri: 
ge Sache einer beftimmten Perfon unentgeldlich zu uberlaffen, er: 
Fläret. Nur diefe beyden Willensäußerungen, in Vereinigung ges 
dacht, ftellen dad Verfprechen dar, aus deſſen Annahme für den 
Befchenften ein Recht erwächſt. — Wird daher die Bevollmäch: 
tigung zur Schenfung nur mündlich abgegeben, und erft von 
dem Bevollmächtigten eine fchriftliche Urkunde errichtet; fo Fann 
man nicht fagen, daß dad Necht des Gefchenfnchmerd durch 
eine fchriftliche Urkunde begründet werde, weil diefes nicht nur 
auf der Erklärung des Bevollmächtigten, fondern auch auf der 
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Erklärung des Machtgebers beruht. — Vergleiche ſetzen ein 
wechſelſeitiges Aufgeben von vermeintlichen oder wirklichen 
Rechten voraus (F. 1380), und man muß fie daher ſorgfältig 
von jenen Handlungen unterfcheiden, wo nur ein Theil Rechte 
aufgibt, ohne dafür etwas zu empfangen; welche Handlungen 
im gemeinen Leben ebenfalld oft Vergleiche genannt zu. werden 
pflegen, und die felbft in der Gerichtöordnung ($. 298) davon 
nicht auögefchloffen werden, indem hier mehr auf die Form als 
die Wefenheit diefed Rechtögefchäftes gefehen wird, — Wenn z.B. 
A gegen den B eine Schuldforderung von Ein taufend Gulden 
einElagt , der B die Richtigkeit derfelben auch bey der Zagfagung 
eingeftebt, aber dem A feine mißlichen Vermögendverhältniffe 
zu Herzen führt, wodurch diefer bewogen wird, die Hälfte dies 
fer Forderung nachzufehen, welche ihm dann der B auch binnen 
einer beftimmten Zeit zu zahlen zufichert, — fo wird das hier— 
über getroffene gerichtliche Uebereinkommen gleichfald ein Ver— 
gleich ‚genannt; ed ift aber nach den Begriffen, die dad bürger— 
gerliche Gefegbuch aufftellt, Fein Vergleich, fondern eine unent: 
geldliche Aufgebung von Rechten, und es wäre daher 
in diefem Falle eine Vollmacht, die auf Schliegung von Ver— 
gleichen überhaupt lautet, nicht hinreichend. — Welche Eigen: 
fihaften eine Vollmacht haben müffe, die zur Schließung eines 
Ehevertraged auögeftellt wird, ift $. 76 vorgefommen, 

5) In dem 16. Hauptſtücke, von der Gemeinſchaft des Eigen: 
thums und anderer dinglichen Rechte, kommen auch mehrere Falle 
vor (IS. 835 — 842), in welchen die Zheilhaber angewiefen find, 
die zwifchen ihnen vorfallenden Streitigkeiten durch dad Loos ent= 
fiheiden zu laſſen. Es entfteht nun die Trage, ob eine allge= 
meine, unbefchränfte Vollmacht genügend fey, um diefe Urt der 
Entfcheidung eintreten zu laffen? — Diefe Frage fiheint offenbar 
verneinend beantwortet werden zu müffen; denn wer die Ent: 
fcheidung des ftreitigen alles dem Loofe anvertraut, begibt ſich 
wenigftend bedingt feines wirklichen oder vermeintlichen Rechtes, 
ohne dafür Entgeld zu empfangen. Es iſt daher diefer Fall unter 


dem in diefem $. ausdrudlich berührten, wenn Nechte unentgeld= _ 


lich aufgegeben werden follen, begriffen. — Wenn daher Je 
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mand für einen Anderen eine folche Zuftimmung abgeben foll, 
fo muß entweder die Vollmacht ausdrücklich darauf lauten, daß 
er die Entfcheidung dem Loofe anverfrauen könne, oder es muß 
diefe Vollmacht darauf lauten, daß er das Recht, um das 63 
fi) handelt, unentgeldlicy aufgeben dürfe. 

6) Der Schlußſatz de gegenwärtigen F., daß allgemeine, 
felbft unbefchränfte Vollmachten in diefen Fallen nur hinrei— 
chend feyn, wenn die Gattung des Gefchäftes in der Voll: 
macht ausgedrücdt worden ift, — kann fich offenbar nur auf den 
erften Abſatz deöfelben beziehen; denn wollte man dieſe Vor: 
fehrift,, durch dad beziehende Fürwort diefe verleitet, auch auf 
die zweyte Abtheilung beziehen, fo würde gerade dadjenige wieder 
aufgehoben, was der Gefeßgeber hier angeordnet hat. 


0, 1009, 

Rechte und Verbindlichkeiten des Gemwalthabers. 

Der Gemwalthaber ift verpflichtet, das Gefchäft feis 
nem Verſprechen und der erhaltenen Bollmadjt 
gemäß, emfig und redlich zu beforgen, und 
allen aus dem Gefchäfte entfpringenden Nugen 
dem Machtgeber zu überlafjen. Er iſt, ob er 
gleich eine beſchränkte Vollmacht hat, berechti— 
get, alle Mittel anzuwenden, die mit der Natur 
des Gefchäftes nothwendig verbunden, oder der 
erklärten Abficht des Machtgebers gemäß find. 
Ueberfchreitet er aber die Gränzen der Vollmacht; 

ſo haftet er für die Folgen, 

f 4) Die rechtlichen Wirkungen eines abgefchloffenen Bevoll- 
mächtigungsvertrages find zweyfacher Art:ed werden nähmlich 
dadurch Rechte und Verbindlichkeiten a) zwilchen den Contrahen= 
ten felbft, und b) nach Umftänden auch zwiſchen dem Machtge— 
ber und dritten Perfonen gegründet. Bon den erfteren wird in 
den $$. 1009 — 4046, von den Iegteren in den 6. 1017 
— 1019 gehanpelt. ' 
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2) DVorerft wird von den Rechten und Pflichten des Ge: 
walthabers im Allgemeinen gehandelt. Die erfte Pflicht des 
Machthabers ift, das ihm aufgetragene Gelchäft der Vollmacht 
und feinem Berfprehen gemäß redlich, und mit einem 
folhen Grade des Fleißes und der Aufmerffamkeit zu führen, 
soelcher bey gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werden Fann 
($. 1297); ja, wenn er ein Gefchäft ald Kunft: oder Sachver— 
ftändiger übernimmt, fo muß er auc den Mangel der erfor= 
derlichen Sachfenntniffe und des nothwendigen Fleißes vertreten 
($. 1299). Bey übertretener Vorfchrift ftellt das preußifche Land: 
recht die Vermuthung auf, daß der ſich ergebende Schade durch 
die gelchehene Abweichung verurfacht worden ); allein dad öſter— 
reichifche Geſetzbuch ift auch hier von dem Grundfage nicht abge: 
vichen, den ed im $. 1297 aufgeftellt hat, daß, nähmlich im 
Zweifel die Vermuthung gelte, der Schade fey ohne Verſchul—⸗ 
den entjtanden. Es muß daher immer befonderd nachgemwiefen 
werden, daß der entjtandene Schade in der Vebertretung der ges 
genwärtigen Vorfchrift feinen Grund habe. 


3) Es können aber folcye Ausdehnungen der Vollmacht, 


welche nad) der Natur des Gefchaftes, oder der bekannten Abficht 
des Machtgeberd nothwendig find, nicht als unerlaubte Abwei— 
ungen von der gegebenen Borfchrift ia werden. — Die 
Berechtigung zum Zwecke begreift ftillfcyweigend auch dad Befug— 
niß in fich, die zur Nealifirung desfelben nothwendigen Mittel 
anzuwenden. — Diefer Satz hat jedoch, wie Herr Hofrath v. 
Zeiller bemerft, eine Schwierigkeit in der Anwendung, wenn 
dad nothwendige Mittel ein Gefchäft von der Art wäre, daß es 
in der beſchränkten Vollmacht nicht begriffen iſt, oder eine 
befondere Vollmacht forderte ($. 1008), — und e3 kann daher 
die Stage entftehen, ob fich die Vorfchrift ded gegenwärtigen $. 
auch auf diefen Fall ausdehnen lafie? — Ich nehme Eeinen Ans 
ſtand, in Uebereinftimmung mit der Behauptung v. Zeillerd diefe 
Frage dahin zu beantworten, daß der Machthaber fich auch in 
einem ſolchen Zalle mit der Nothwendigfeit des Mittels recht— 


«) L The, 13. Tit,, 9. 52. 
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fertigen Eönne, Das Geſetz gibt diefes genau durch den Benfaß: 
„obergleich eine befhränfte Vollmacht hat,” zu 
erkennen. — So kann 3. D. der nur mit einer. allgemeinen 
Vollmacht verfehene Verwalter eined Gutes, dem dad Servi— 
tutörecht des Waſſerſchöpfens auf dem benachbarten Grundftüs 
ce zufteht, gewiß die zur Erhaltung des Beſitzes nothmwendige 
Klage einreichen ($. 351), wenn der Nachbar die Ausübung dies 
ſes Rechtes nicht mehr duldet, ungeachtet er mit der Special: 
Vollmacht, Prozeffe anhängig zu machen, nicht verfehen ift. — 
Da aber die Nothwendigfeit in der Folge oft beftritten werden 
kann, oder andere Perfonen, mit denen der Machthaber zur 
Beforgung des Gefchäftes unterhandeln fol, der befchränften 
Vollmacht wegen in eine Abfchliegung einzulaffen fich mweigern 
dürften ($. 1017); fo ift es, wie der mehrerwähnte Commen= 
tator ſchon bemerkte, rathſam, fchon bey Auöfertigung der Volk 
macht auf folche Fälle Bedacht zu nehmen, oder, wenn dad Ges 
ſchäft Auffchub leidet, eine Erweiterung der Vollmacht zu verlangen. 

4) Meberfchreitet der Gemwalthaber die Gränzen der Voll: 
macht, indem er feine Handlungen weder aus der auddrüclichen 
Vollmacht ($$- 1007 u. 1008), noch ald mit der Natur des Ge: 
fchäftes und der erklärten Abficht nothmwendig verbundene Mittel 
(Nr. 3) zu rechtfertigen im Stande ift; fo haftet er für die 
Folgen, und zwar dem Machtgeber, oder einem Dritten, mit 
dem er fich in die Abfchliegung eines Gefchäftes eingelaffen, oder 
dem er einen Schaden verurfachet hat. 

5) In der Verwaltung des aufgetragenen Gefchäftes ijt der 
- Machthaber ein bloßer Stellvertreter des Machtgeberd ($. 1002). 
Aller aud dem Geſchäfte entfpringende Nutzen gebührt dem 
Lesteren, obfchon er darauf nicht gerechnet hat, 3. B. wenn der 
Machthaber für den Machtgeber Sachen um einen wohlfeileren 
Preis eingekauft, oder um einen höheren Preis verkauft hätte, 
ald der Machtgeber verwilligte (wenn nicht etwa ein eigentlicher 
Berfaufsauftrag zmwifchen ihnen vorging J. 1086). — ') Dar: 
aus folgt auch, daß er auch die eingegangenen Zahlungen, wenn 
er fie zu feinem Nugen verwendete, verzinfen müſſe. — Aber 


1) Siehe v. Zeillers Gommentar Wr. a u. 5, 
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zu welchen Zinfen? — Ich glaube zu ſechs von Hundert; denn 
daß er Zinfen zahlen muß, ift fein Zweifel. — Indem er nun 
die eingegangenen Gelder feined Machtgeberd zu feinem eigenen 
Nutzen verwendet — erfcheint er zugleich als dritte Perfon, und 
es ift eben-fo viel, al wenn er Jemanden dad Geld gegen Ent: 
richtung von Zinfen geliehen hätte, ohne jedoch den Betrag der: 
felben beftimmt zu haben. — In diefem Falle aber find ſechs 
von Hundert zu entrichten ($. 994). Hat er aber gegen die 
Abfiht des Machtgeberd die eingegangenen Zahlungen unbenußt 
liegen gelaffen, fo ift er für die Außerachtlaffung der fruchtbrine 
genden Verwendung zwar verantwortlich, aber aus einem an— 
dern Grunde, nähmlich dem: weil er das Gefchäft nicht emfig 
beforgt hat. Die Zinfen gebühren daher dem Machtgeber hier 
Vediglich ald Schadenerfaß, daher das Ausmaß derfelben nad) 
den dort aufgeftellten Orundfägen zu beftimmen iſt. — 


d. 1010, 


Zrägt der Gewalthaber das Gefchäft ohne Noth 
einem Dritten auf; fo haftet er ganz allein für 
ven Erfolg. Wird ihm aber die Beftellung eines 
GStellvertreters in der Vollmacht ausdrüdlich ge- 
ftattef, oder durch die Umftände unvermeidlich; 
fo verantwortet er nur ein bey der Auswahl der 
Derfon begangenes Verfchulden. 

4) Bey der Bevollmächtigung nimmt man gewöhnlich auf 
die perfönlichen Eigenfchaften de3 Bevollmächtigten, auf 
feine RedlichEeit, Gefchiklichfeit, auf feinen Fleiß und feine Haf- 
tungöfähigkeit Rückſicht. — Er ift alfo in der Negel nicht 
befugt, dad Gefchäft einem Stellvertreter anzuvertrauen. — Thut 
er e5 dennoch, fo erfcheint diefer Lediglich al& der Bevollmäch: 
tigte des urfprünglichen Machthaberd, und des erfteren Hand» 
lungen find eben fo anzufehen, ald wenn fie von dem Teßteren 
unternommen worden wären. — Diefer ift daher auch für allen 
Schaden verantwortlich, die ihm durch Verfchulden des Stell: 
vertreterd verurfacht worden, Ja felbjt für einen Zufall hat- er zu 
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haften, der ſich ohne. die Aftervollmacht nicht ereignet haben 
wiirde (F. 1295). 

2) Cine Ausnahme von diefer hier angeführten Regel ift, 
wenn der Machthaber von dem Machtgeber zur Ernennung eines 
Stellvertreterd ausdrücklich berechtiget, oder in dringenden Fäl— 
len wegen perfönlicher Verhinderung zur Wahl eined Stellver: 
freterd, oder nach der Natur des Gefchäftes zur Wahl eines 
Gehulfen gendthiget worden ift. — Im erfteren Falle handelt 
der Machthaber dadurch), daß er einem Dritten dad Geſchäft 
aufträgt, innerhalb der ihm ertheilten Vollmacht; er ift alfo in 
der Regel für die daraus hervorgehenden Folgen nicht ver— 
antwortlich. — — Der zweyte Ausnahmöfall ſtützet fi) auf den 
im $. 1009 auögefprochenen Grundſatz, daß der Bevollmächtigte 
berechtiget fey, alle Mittel anzuwenden, die mit der Natur de 
Gefchäftes nothwendig verbunden find. — Nur dann, wenn er 
in der Auswahl des Stelfvertreters oder Gehülfen felbft ein 
Berfchulden begangen hätte, und ihm ein Mangel an der pflicht— 
mäßigen Borficht zur Laft fiele, könnte er auch in diefen beyden 
Sällen für die Folgen verantwortlich werden. — War der Stell: 
vertreter von dem Machtgeber felbjt beftimmt, und der Macht— 
haber wählte dennody einen andernz fo tritt die vorige Vor— 
ſchrift (Nr. 4) ein. Nur der Umftand, daß diefer Dritte die 
Stellvertretung nicht annehmen Fann oder will, und die Auf— 
fielung eines ſolchen durch die Umftände unvermeidlich würde, 
Fönnte eine weitere Ausnahme von derfelben begründen. — Daß 
der Machthaber in dem Falle, als die üblen Folgen in dem Ber: 
ſchulden des Stellvertreterd oder Gehülfen ihren Grund hätten, 
von demfelben den Rückerſatz fordern könne, verfteht ſich von 
ſelbſt. Es find indeffen mehrere Fälle gedenkbar, in welchen 
- der Machtgeber wegen der weiteren Uebertragung des Gefchäftes 
gegen den Machthaber einen Schadenerfaß anfprechen Fann, 
ohne daß diefem ein Anfpruch auf Rückerſatz gebühret. — Cin 
folher Fall wäre, wenn der Schade durch einen Zufall herbey: 
geführt wurde, der fih ohne die Aftervollmacht nicht ereignet 
haben würde (Ne. 1); oder wenn der Machthaber die Unerfah: 
tenheit des Stellvertreterd gewußt hätte, — in welchem ihm 


80 [s$. 1011.] 


mwenigftend ber Rückerſatz ded ganzen Entſchädigungsbetrages nicht 
zugefprochen werden könnte ($$. 1299 u. 4304). Im der Regel 
hat ficy in folchen Fällen der Machtgeber nur an feinen eigente 
lihen Machthaber zu halten, ausgenommen, wenn er fich feis 
nen Anfpruch ordentlich abtreten läßt, oder der Stellvertreter 
ein woiffentlih ihm nicht anvertrauted Geſchäft übel geführet 
hat ($. 1035). 


). 1011. 


Wird mehreren Bevollmächtigten zugleich ein Ge— 
ſchäft aufgetragen; fo ift die Mitwirkung Aller zur 


Gültigkeit des Gefhäftes und Verpflichtung des 


Machtgebers nothwendig; wenn nicht ausdrüd- 
lih Einem oder Mehreren die volle Befugniß in 
der Vollmacht ertheilt worden ift. 

1) Eine ſolche gemeinfchaftlihe Bevollmächtigung gefchieht 
gewöhnlich nur dann, wenn der Machtgeber dad Gefchäft der Be— 
urtheilung oder Ausführung eines Einzigen, oder nur Ciniger aus 
Mehreren nicht anvertrauen will. — Die eigenmächtige Abwei— 
bung Eines oder Ciniger derfelben von diefer Vorfchrift ift alfo 
eine Weberfchreitung der Gränzen der Vollmaht, und hat die 
Folge, daß das gefchloffene Geſchäft ungultig ift, und dem 
Machtgeber hieraus Feine Verbindlichkeit erwächft; dann, daß alle, 
welche fich diefe Weberfihreitung zu Schulden kommen ließen, 
für die Folgen verantwortlich werden ($. 1009). 

2) Wenn für den Fall, daß die Machthaber über die Art, 
dad Gefchäft zu beforgen, nicht einig werden Fönnten, in der 
Vollmacht Feine Vorfehung getroffen ift; fo wurde unter ihnen 
die Mehrheit der Stimmen entfcheiden. — Denn der gegenwär— 
tige $. fagt keineswegs, daß zur Gültigkeit eines mehreren Bes 
vollmächtigten zugleich übertragenen Geſchäftes Stimmenein- 
helligkeit nothwendig fey, fondern er fordert lediglich die Mitte 
wirkung aller. Daraus folgt nur, daß jeder feine Meinung 
über die Art der Beforgung ded Gefchäftes abgeben müffe; für 
den Fall nun, daß Feine Stimmeneinheit erzielt werden Fann, 
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hat da5 Gefek im $. 838 die Vorfehung gekroffen, welcher, 
(nachdem im vorhergehenden $. beftimmt wurde, daß der Ver: 
walter eined gemeinfchaftlichen Gutes als ein Machthaber an: 
gefehen werde), ausdrücklich anordnet, daß, wenn die Verwal— 
tung Miehreren überlaffen ift, folglich diefe Mehreren als folcye 
Bevollmächtigte anzufehen find, welchen zugleich ein Gefchäft 
übertragen wurde; unter ihnen die Mehrheit der Stimmen 
entfcheide. 

3) Wird die Ausführung eines Gefchäftes, welches, wie 3. B. 
die Führung eined Baues, mannigfaltige Sadhfenntniffe 
fordert, ausdrüclich mehreren Bevollmächtigten, oder ftillfchwei- 
gend mehreren Gehülfen überlaffen; fo ift, wie v. Zeiller in ſei— 
nem Commentare bemerkte, zu vermuthen, daß jeder nur in 
Hinſicht ded auf feine Sachfenntniffe ſich beziehenden Theiles des 
Geſchäftes verpflichtet feyn foll. 


§. 1012, 


Der Gewalthaber ift fehuldig, dem Machtgeber den 
duch fein Verfchulden verurfachten Schaden zu 
erfeßen, und die bey dem Geſchäfte vorfommen- 
den Rechnungen, fo oft diefer es verlangt, vor: 
zulegen, 


1) Die Verbindlichkeit zum Schadenerfage fließt aud der 
Verbindlichkeit ded5 Machthabers, das ubernommene Gefchäft red— 
li) und mit dem pflichtmäßigen Sleige zu beforgen ($. 1009), 
die Art des Erſatzes aber ergibt fih aus der Art der Beſchä— 
digung (F9. 41323 u. 1324). 

2) In Gefchäften, wo Einnahmen und Ausgaben vorfallen, 
die alfo mit einer Rechnungsführung verbunden find, ift es 
Pflicht des Bevollmächtigten, ordentliche Rechnung abzulegen 
($. 837). Iſt hierüber in der Vollmacht nichts Näheres be: 
ffimmt, fo fcheint der Machtgeber allerdingd nach der Analogie 
des F. 239 und 262 des b. G. B., dann de $. 297 der allg. 
G. D. nicht erft bloß nach Beendigung des Gefchäftes, fondern 
nach Ablauf jeden Jahres, und zwar längſtens binnen zwey 

Nippel's Commentar VIL Th. 6 
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tonathen die Legung einer HEN Rechnung fordern du 
können. Damit fich aber der Machthaber in die Lage fete, diefe 
führlichen Nechnungen, und nach Vollendung ded ganzen Ge— 
fchäftes die Schlußrechnung Tegen zu können, ift es unumgäng— 
lich erforderlich, daß er alle Einnahmen und Ausgaben, wie fie 
vorfallen, genau aufzeichne, und fich zu feiner Legitimation mit 
den nöthigen Documenten verfehe. — Diefe während de3 Jahres 
fortzuführenden Auffchreibungen und diefe gefammelten Doch: 
mente find ed nun, auf welche der Anhalt ded gegenmärtigen $. 
hindeutet, und welche fohin dem Machtgeber von dem Bevoll: 
mächtigten, fo oft er es verlangt, zur Einficht vorgelegt. 
— müſſen; denn eine ordentliche Rechnungslegung kann der 

Machtgeber nicht zu jeder Zeit fordern, da ſelbe immer einen 
kköderen Zeitaufwand und eine mehrere Mühewaltung Eoftet, 
die dem Bevollmächtigten wohl nicht nach bloßer Willführ ded 
Machtgebers auferlegt werden Fann. — Diefe Einficht der eige— 
nen Auffchreibungen des Machthaberd und der Rechnungsdocu— 
mente feßet den Machtgeber in die Lage, die Handlungen deb 
erfteren auch während ded Jahres beurtheilen zu können; und 
follte derfelbe eine unredliche, oder wenigftend nachläffige oder 
unordentliche Gefchaftöführung wahrnehmen, fo ftünde ihm frey, 
die Vollmacht zu widerrufen ($. 1020), und fomit den Machte 
haber zur Legung der Schlußrechnung anzuhalten. — Ob der 
Machthaber dad Gefchäft entgeldlich oder. unentgeldlich beforge , 
macht hier Feinen Unterfchied. 


J. 1013. 
Gemwalthaber find, außer dem im d. 1004 enthals 


tenen Falle, nicht befugt, ihrer Bemühung wes 


gen eine Belohnung zu fordern. ES ift ihnen 
nicht erlaubt, ohne Willen des Machtgebers in 
Rückſicht auf die Gefchaftsverwaltung von einem 
Dritten Geſchenke anzunehmen, Die erhaltenen 
werden zur Armencafje eingezogen 


— u 


— — — 
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4) 65 ift ſchon bey Erläuterung des $. 1004 bemerkt wor: 
den, daß Bevollmächtigungsverträge in der Regel unentgeldlich 
gefchloffen werden; daß aber eine Belohnung entweder ausdrück— 
lich oder, nach dem Stande des Gefchäftöträgerd, auch ſtillſchwei— 
gend bedungen werden Fonne. Außer diefen letzten beyden Fäl— 
len ift daher der Gewalthaber nicht berechtiget, feiner Bemühung 
wegen eine Belohnung zu fordern, und fohin noch weniger eine 
folchye eigenmächtig in der Rechnung in Ausgabe zu fielen. 

2) Das Geſetz verbiethet hier fogar dem Machthaber, von 
einem Dritten ein Geſchenk anzunehmen. Das Geſetz 
macht. bier Feinen Unterfchied, ob der Dritte eine Perfon ift, 
mit welcher der Gewalthaber im Nahmen ded Gewaltgebers 
Gefchäfte zu führen hatte oder nicht. Daß Geſchenke von der: 
ley Derfonen, welche mit dem Gewaltgeber Fein gleiche, fon= 
dern vielmehr ein entgegengefeßted Intereſſe ‚haben, höchft ver: 
dächtig feyn, und in dem Machthaber fehr Teicht den Neig legen 
Fönnen, den Vottheil des Machtgeberd nicht unpartenlich zu bes 
pbachten, fpringt in die Augen; und in Bezug auf folhe Pers 
fonen ift die Vorfchrift des gegenwärtigen F. Teicht gerechtferti= 
get. — Allein es Eönnen auch Perfonen Gefchenfe geben, die 
ein eigenes Antereffe daran haben, daß dad Gefchäft zum Bor: 
theile des Machtgeberd geführet werde; foll fi) nun wohl gegen: 
wärtige Vorfchrift auch auf folche Perfonen ausdehnen ? — Allers 
dings; denn die Annahme von folchen Gefchenfen wird von 
dem Machtgeber gewiß nicht mißbilliget werden; und würde fie 
mißbilliget, fo ware e5 eben ein Zeichen, daß diefer eine geheis 
me unerlaubte Abfiht daben vermuthe. — Nur feiner Beurtheis 
lung muß es anheimgeftellt bleiben, ob ein folches Geſchenk fein 
Intekeſſe gefahrde oder nicht. Es Fann felbft dem Gewaltgeber 
daran liegen, daß derjenige, mit dem dad Geſchäft abgefchloffen 
wird, nicht übervortheilet oder überhaupt unbillig behandelt wer— 
de; es kann fohin das feheinbar gleiche Intereffe in der Wahrs 
heit felbft ein verfchiedenes ſeyn. 
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3) Das gallizifhe Gefegbuch, als Entwurf ded gegenwär— 


tigen, enthält hierüber folgende Vorfchrift '): „Es ift den Ge— 
walthabern nicht erlaubt, ohne Wiffen und Willen des Macht: 
geberd in Rückſicht auf die Gefchäftsverwaltung von einem Drit: 
ten Geſchenke anzunehmen oder zu behalten.” Daraus ge= 
het hervor, daß der Bevollmächtigte von Seite des Machtgeberd 
lediglich verhalten werden Fünnte, dad Geſchenk zu rück zuſtel— 
len. Der gegenwärtige $. aber ordnet an, daß die erhaltenen 
Geſchenke zur Armencaffe (nähmlicdy ded Ortes der Annahme, 
vie in anderen ähnlichen Fällen ?)) einzuziehen feyn, — Der 
Grund diefer Vorfchrift ift, weil auch der Geber an der uner= 
laubten Handlung Theil nimmt. — Zedoch glaube ich nicht, daß 
diefe Einziehung von Amteswegen geſchehe, wenn aucy der Ger 
twaltgeber Feine Anzeige machte ?); weil dadurch nur ein Privat= 
nicht aber. das öffentliche Intereſſe gekränkt ift, und auch eine 
nachfrägliche Genehmigung des Gewaltgeberd hinzutreten kann, 
die bey dem Stillfchweigen deöfelben auch zu vermuthen ift. 

4) Kommt der eigene Bortheil ded Machthaberd mit dem des 
Machtgebers in Collifion, oder ift dabey auch das Intereſſe eines 
Dritten, von dem der nähmliche Machthaber Vollmacht erhalten 
hat, dabey verflochten ; fo liegt ed in der Verpflichtung zur.r ed» 
lihen Gefchaäftsführung ($. 1009), dem Machtgeber hiervon 
die Anzeige zu machen, und nad) Umftänden fogar diefes Gefchäft 
von fich abzulehnen. — Wurde er diefes unterlaffen, fo dürfte 
er, im Falle dad Gefchäft nicht nach Wunfche des Machfgebers 
auöfiele, die Vermuthung erregen, daß er bey Führung des— 
felben mehr feinen eigenen, oder feines zweyten Machtgebers 
Vortheil vor Augen gehabt habe, al5 den feines eigentlichen 
Machtgeberd. Daß er für wirkliche, in feinem Berfchulden ge: 
Vegene Beſchädigungen verantwortlich fey, verfteht fich von felbft. 





4) 3. Theil $. 115. 
2) Wucherpatent 9. 39, 
3) Siehe dagegen v, Zeillers Commentar . 1013 Nr, 2. 
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| b, 1014, 
Rechte und Verbindlichkeiten des Gewaltgebers. 


Der Gewaltgeber ift verbunden, dem Gewalthaber 
allen zur Beforgung des Gefchäftes nothwendig 
oder nühlich gemachten Aufwand, felbft bey fehl: 
gefchlagenem Erfolge, zu erfegen, und ihm auf 
Berlangen zur Beftreitung der baren Auslagen 
auch einen angemefjfenen Vorſchuß zu leiſten; er 
muß ferner allen duch fein Berfchulden entſtan— 
denen, oder mit der Erfüllung des Auftrages 
verbundenen Schaden vergüten. 

4) Die gegenwärtige Vorfchrift gilt fowohl von jenem Ge— 
walthaber, welcher für feine Bemühung eine Belohnung erhält, 
als von demjenigen, der dad Gefchäft unentgeldlich zu beforgen 
auf fich genommen hat. — Der Gewaltgeber ift für jeden Zall 
verpflichtet, dem Gewalthaber den nothwendig oder nüßlich ges 
machten Aufwand zu erſetzen. Die Nüglichfeit des Aufwandes 
wird nicht nach dem Erfolge, fondern nach der zur Zeit der 
DBerwendung fich dargeftellten Zweckmäßigkeit beurtheilt. — 
Denn der ohne Verfchulden des Machthaber ($. 1012) fehlge- 
fchlagene Erfolg gründet fich entweder in einem übel berechneten 
Plane des Machtgebers, oder in einem Zufalle, der fich im ſei— 
ner Perſon oder feinem Gigenthume ereignet, folglih von ihm 
getragen werden muß ($ 1311). Audgaben, welche der Macht: 
geber ausdrücklich unterfagt hat, ift er dem Machthaber zu erfegen 
nicht fchuldig, fondern diefer ift in einem folchen Falle nur berech— 
tiget, den gemachten Aufwand, in fo fern er in natura zurück— 
genommen werden kann, wieder an fich zu ziehen ($ 1040). 

2) Auf einen angemeffenen Vorſchuß Fann der Bevoll- 
mächtigte dringen, weil er nur feine Mühe verheißen hat, nicht 
auch, daß er fein Gapital, welches ihm felbft Nugen bringen 
foll, zu fremden Nugen verwenden rolle. Hat er aus feinem 
eigenen Vermögen für den Machtgeber Auslagen beftritten, fo 
koͤmmt es darauf an, ob er fihon früher einen Vorſchuß begehrt 
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und der Machtgeber diefem Verlangen nicht entfprochen habe. 
In diefem Zalle Fann der Machthaber von dem aus feinem 
eigenen Vermögen geleifteten Vorſchuſſe die ordentlichen Zin— 
fen von der Zeit an fordern, als er diefen ermweislich gemacht 
hat; hat er aber den Machtgeber nie um einen Vorſchuß ans 
gegangen, fo ift er auch Feine Zinfen zu fordern berechtiget, 
weil nach den Worten ded gegenwärtigen $ nur auf Verlan— 
gen des Machthaberd ein Vorſchuß zu leiften iſt. Es ift mög: 
lich, daß der Machtgeber einen beftimmten Betrag in Bereitfchaft 
gehalten habe, um felben dem Machthaber als Vorſchuß über: 
geben zu Fünnen, wenn er ihn darum angehen werde; er kann 
daher nicht verhalten werden, dem Machthaber für feine Ausla— 
gen Zinfen zu bezahlen, da er fein eigenes Geld, eben wegen 
feiner Beſtimmung als Vorfchuß verwendet zu werden, unfrucht: 
bringend aelaffen hat. — Der Machthaber ift aber ohne Zweifel 
berechtiget, von dem Mlachtgeber fogleich die Vergütung der ges 
habten, und einftweilen aus feinem eigenen Vermögen vorges 
ſchoſſenen Auölagen zu fordern, ohne daß er nothwendig hat, 
ſich vorher über die wirkliche Berichtigung diefer Auslagen auds 
zumweifen; weil, wenn er auch diefe Auslagen noch gar nicht ges 
macht hätte, er einen zur Deckung derfelben hinreichenden Vor— 
ſchuß zu fordern berechtiget ift. Hat aber der Machtgeber eis 
nen angemeffenen Vorfchuß gegeben, und der Machthaber hätte 
denfelben bereitö verausgabt; fo ift er ohne Zweifel berechtiget, 
zur Beftreitung der nachfolgenden Auslagen einen neuen Bor: 
ſchuß zu begehren ; jedoch hätte er fich in diefem Falle über die 
Verwendung des bereitd erhaltenen Vorfchuffes und die bevouftes 
henden neuen Auslagen auszumeifen. 

3) Daß der Machtgeber allen durch fein Verſchulden -entz 
ftandenen Schaden zu erfegen habe, gründet ſich fchon auf die all 
gemeinen, in dem Hauptſtücke von der Schadlodhaltung und Ges 
nugthuung vorkommenden gefeglichen Beftimmungen. Daß er 
aber auch den mit der bloßen Erfüllung des Auftrags verbundes 
sen Nachtheil dem Machthaber zu yergüten habe, gründet fich 
auf die Betrachtung, daß fich der Bevollmächfigte nur zu einer 
Dienftleiftung, keineswegs aber auch zur Aufopferung eines Theils 
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feines Vermögens verpflichtet habe. — Als Benfpiele einer von 
dem Gewaltgeber zu leiftenden Vergütung führt v. Zeiller 
at: „Wenn er dem Bevollmächtigten wiſſentlich ein bösartiges 
Tier, fo ihn befchadigte, zum Verkaufe, oder eine verfiegelte, 
verbothene Waare, mit der er zu feinem Nachtheile angehalten 
ward, zur Meberführung übergeben, oder Sachen aus einem 
Brande, wodurch der Machthaber befchädiget worden, zu retten 
den Auftrag gab.” 


Q 1015, 


Leidet der Gewalthaber bey der Geſchäftsführung 
nur zufälliger Weife Schaden; fo Fann er indem 
Falle, daß er das Gefchäft unentgeldlich zu ber 
forgen übernahm, einen ſolchen Betrag fordern, 
welcher ihm bey einem entgeldlichen Vertrage 
zur Vergütung der Bemühung nach dem höch— 
ften Schäßungswerthe gebührt haben wirde, 

4) Nach den Grundſätzen, welche da3 bürgerliche Geſetzbuch 
über Leiftung des Schadenerfaßes aufgeftellt hat, trifft ein bloß 
zufälliger Schade, 3. B. durch Ungewitter, räuberiſchen Angriff 
1m. fe mw. den Eigenthümer, folglich den Machthaber, wenn fich 
der widrige Zufall an den demfelben eigenthämlichen Sachen zu: 
getragen hat. Es hätte fomit nach diefen Prineipien der Ge: 
walthaber, der bloß einen zufälligen Schaden erleidet, Feinen 
Anfpruch auf eine Vergütung von Seite des Machtgeberd. Bey 
diefem allgemeinen Grundfage läßt es das Gefeß 'auch in dem 
Galle bewenden, wenn der Gewalthaber dad Gefchäft gegen Ent: 
geld zu beforgen übernahm; hat er aber dasſelbe zur unentgeld: 
lichen Beforgung übernommen, fo fand es der Gefeßgeber den 
Sorderungen der Billigkeit entfprechend, demfelben für diefen Fall 
dad Necht einzuräumen, eine Vergütung von dem Dlachtgeber 
im Anfpruch zu nehmen. 

2) Diefer Vergütungsbetrag darf aber den Betrag der höch— 
jten Belohnung, die für eine foldye Bemühung mit Rückſicht der 
Umſtände vermög der Gewohnpeit entrichtet, und allenfalls von 
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Sachverſtändigen beftimmt wird, nicht überfteigen; er darf fich 
aber auch nicht höher belaufen, als der mwirfliche Schade beträgt. 
— Diefe Behauptung, die übrigend mit der in dem Commen= 
fare des Hrn. Hofrathes v. Zeillee auögelprochenen Meinung 
ganz übereinftimmt, laßt fi zwar fchwer aud den Worten des 
gegenwärtigen $. felbjt rechtfertigen, doch die Abſicht des Geſetz— 
geberö, die der gegenwärtigen Vorfchrift zu Grunde liegt, (pricht 
offenbar dad Wort dafür; denn fie gehet unzweifelhaft da— 
bin, daß der unbelohnte Sachwalter wenigftend an feinem Ber: 
mögen Eeinen Schaden leiden, nicht aber auch, daß er ohne al: 
len rund, bloß des zufälligen Schadend wegen, Gewinn ziehen 
follte; nur wollte der Gefeßgeber in diefem Falle auch den une 
belohnten Sachwalter in Feine vortheilhaftere Lage feßen, als 
den belohnten, und beftimmt daher dad höchfte Maß des Ver: 
gütungsbetrages auf die bereit erwähnte Art und Weiſe. 


DEN $. 1016. 

Weberfchreitet der Gewalthaber die Gränzen ſei— 
ner Vollmacht; fo ift der Gewaltgeber nur in 
fo fern verbunden, als er das Gefchäft geneh: 
miget, oder den aus dem Gefchäfte entitandenen 
Vortheil ſich zuwendet. 

1) Ob der Bevollmächtigte die Gränzen überſchritten habe, 
muß, wie bereits v. Zeiller bemerkte, theils aus der ausdrück— 
lichen Vollmacht, theils aus dem Geſetze (ſ. 1008), theils aus 
der Natur des aufgetragenen Geſchäftes ($. 1009) abgenommen 
werden. In ſo fern die Gränzen überſchritten ſind, iſt der 
Machtgeber aus feiner Einwilligung nicht verpflichtet ($. 861), 
vielmehr haftet ihm der Machthaber für alle Folgen ($. 1009). 

2) Allein der Machtgeber kann auch dad Geſchäft erft nach— 
träglich genehmigen, und in diefem Falle wird er aus feiner neu 
hinzu gefommenen Einwilligung verbunden. Diefe nachträgliche 
Genehmigung kann nun entweder ausdrücklich oder ftillfchrweigend 
geſchehen; ald eine ftillfehweigende Genehmigung ift ed aber an— 
zufehen, wenn fich derfelbe den aus dem Geſchäfte entftandenen 
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Vortheil zumendet ($. 1037). Doch muß ed fi) bier um 
einen voirklichen Vortheil, und nicht bloß um Abwendung eines 
Trachtheiles handeln. — Wenn ich 3. B. den A beauftrage, mir 
ein Pferd (in genere) um höchftens 100 Ducaten zu Eaufen, 
und er Eauft mir eines um 120 Dücaten; fo bin ich nicht fehul- 
dig, dad Pferd um diefen Preid zu übernehmen, fondern Fann 
die Uebernahme verweigern. Sobald ich aber nad) dem mir be: 
kannt gemachten Preife das Pferd übernommen und benüßt habe, 
muß ich auch den höheren Preis bezahlen. — Hätte ich dagegen 
dem A den Auftrag gegeben, ein beftimmte5 Pferd um 100 
Ducaten zu Faufen, und ihm zu diefem Zwede diefe Summe auch 
bereitd eingehändiget, er hätte aber dad Pferd um 4120 Ducaten 
gekauft, dem Verkäufer die 100 Ducaten bereit3 übergeben, die 
derfelbe auch fogleich zur Bezahlung einer Schuld verwendete, 
und ihm die Zahlung des Reſtes binnen einer beftimmten Friſt 
in meinem Nahmen zugefichert ; fo werde ich, wenn ich. das 
Pferd auch nad) dem mir befannt gemachten Preife übernom: 
men und benüßt habe, doch nicht zur Zahlung diefer 20 Duca— 
ten verhalten werden fünnen, Denn bier handelt ‘ed fich nicht 
um Zuwendung eined Vortheiles, fondern lediglich um Hintan— 
haltung eines Nachtheiles. Würde ich das Pferd nicht anneh— 
men, fo müßte ich erft meine hundert Ducaten mit langer Hand 
fuchen. — Dadurch), daß der Verkäufer die hundert Ducaten be: 
reit5 übernommen und auch für fich verwendet hat, hat er den 
Kaufvertrag bereitd ald vollendet angefehen, und er hat Fein 
- Recht, von mir den Neft von 20 Ducaten zu fordern, weil der 
Gewalthaber die Gränzen feiner Vollmacht überfchritten hat, 
und ich daher dem Verkäufer des Pferdes aus dem gefchloffenen 
Kaufcontracte Tediglich verpflichtet bin, ihm die hundert Ducaten 
zu belafjen, Feineswegs aber auch den Mehrbetrag von zwanzig 
Ducaten darauf zu zahlen, 

3) Was ift aber in dem Falle Nechtend, wenn derjenige, 
der ein Gefchäft im Nahmen eines Andern zu verrichten fich ans 
heifchig gemacht hat, dadfelbe im eigenen Nahmen vollführet ? — 
Hier ift nun zu unterfiheiden, ob der Bevollmächtigte bey Voll: 
führung oder Abfchliegung des Gefchäftes innerhalb der Grän— 
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sen der ihm ertheilten Vollmacht gehandelt, ob er z. B., um 
bey dem vorerwähnten Falle ftehen zu bleiben, das Pferd um die 
400 Stud Ducaten oder darüber erfauft hat? — m erfteren 
Halle it der Machtgeber befugt, den Machthaber auf Ueberlaf- 
fung der aus dem Gefchäfte gezogenen Nusungen, alfo im vor: 
liegenden Falle auf Uebergabe des erkauften Pferdes zu Elagen;z 
denn indem ſich der Machthaber verbindlidy machte, das ihm 
aufgetragene Gefchäft, der erhaltenen Vollmacht gemäß, emſig 
und redlich zu beſorgen, und allen aus dem Geſchäfte entſprin— 
genden Nutzen dem Machtgeber zu überlaffen (F. 1009), hat er 
ſich ja eben des ihm fonft zugeftandenen Rechtes begeben, dieſes 
nähmliche Gefchäft zu feinem eigenen Nugen zu beforgen,. und 
fi) die daraus hervorgehenden WBortheile zuzumenden. Der 
Machtgeber hat daher das volljte Recht, zu begehren, daß der 
Gewalthaber dazu angehalten werde, den aus dem abgefchloffe: 
nen Gefchäfte entfpringenden Nutzen ihm zu überlaffen. Hat 
aber der Machthaber bey Abdfchliegung des Gefchäftes die Grän— 
zen der Vollmacht überfchritten, 3. B. dad Pferd um 120 Stück 
Ducaten gekauft, fo ift ed zweifelöfrey, daß der Mlachtgeber 
nicht fordern Fönne, dee Bevollmächtigte fey, ſchuldig, ihm das 
um 120 Ducaten gekaufte Pferd um 100 Ducaten zu überlaf: 
fen ; weil nach dem Gefege der Bevollmächtigte nicht dafür haf: 
tet, daß dad aufgetragene Gefchäft innerhalb den Gränzen der 
DBollmacht ausführbar feyn werde, — Größerem Zweifel unter: 
liegt die Beantwortung der Frage: ob der Machtgeber fich die 
aus dem Gefchäfte von dem Machthaber erworbenen Rechte in 
dem Kalle zueignen könne, wenn er fich auch zur Uebernahme 
der eingegangenen und die Gränzen der Vollmacht uberfchrei- 
tenden DBerbindlichkeiten erkläret ? — Diefe Trage ſcheinet gleich: 
fall5 verneinend beantwortet werden zu müſſen; denn e5 kömmt 
hier eigentlih auf die Beantwortung der Frage an, ob der 
Machtgeber in einem folchen Sale berechtiget ſey, das gefchlof: 
fene Geſchäft nachträglid) zu genehmigen, welches der Machthaber 
in-der Art, wie er es für fich abgefchloffen hat, für feinen Macht: 
geber abzufchliegen nach der ihm ertheilten Vollmacht nicht bee 
rechtiget war, und ob er dadurch dasfelbe ſich zu Nußen machen 





[$. 1016. 9 


inne? — Allein ein Ratihabitiondrecht Fann dem Miachtgeber 
in diefem Falle nicht zuerkannt werden; denn fobald ein Macht— 
haber bey der Ausrichtung des ihm aufgetragenen Gefchäftes 
die ihm vorgefchriebenen Gränzen überfchreitetz fo beforgt er 
eigentlich nicht .da3 ihm übertragene, fondern ein anderes Ges 
ſchäft; würde nun ein Dritter die aus diefem Gefchäfte hervor: 
gegangenen Nechte und PVerbindlichkeiten in Anſpruch nehmen, 
fo könnte diefes nur dann mit Grunde gefchehen, wenn der Lebe 
tere in Beziehung auf ihn als freywilliger Geſchäftsfüh— 
rer zu betrachten wäre, weil bey der freywilligen Geſchäftsfüh— 
rung jener, in deſſen Nahmen das Geſchäft geführt wur— 
de, aber auch nur dieſer, das Genehmigungsrecht desſelben aus— 
üben kann, welche Vorausſetzung im Falle der Frage nicht ein— 
tritt. — Der gegenwärtige $. legt zwar dem Gewaltgeber ein 
Ratihabitionsrecht bey; aber man muß den Sall, wo der Man: 
datar das Gefchäft im Nahmen des Mandanten fehließt, und 
bloß die Befchränfungen der Vollmacht außer Acht läßt, forgs 
fältig von dem unterfcheiden, wenn er das ihm aufgetragene Ges 
ſchäft nicht bloß mit Ueberfchreitung der Gränzen der Vollmacht, 
fondern mit gänzlicher Beyfeitefegung des Mandate, alfo ent: 
weder in eigenem Nahmen, oder für einen Andern als den 
Machtgeber beforgt. — Nur in dem erjten Zalle, wo der Macht: 
baber als folcher handeln, und dem Machtgeber Rechte erwer: 
ben und Berbindlichkeiten auflegen wollte, aber ſich an.die Grän— 
zen feiner Vollmacht nicht gehalten hat, daher in Beziehung auf 
den Letzteren ald bloßer Geſchäftsführer erfcheint, fteht demfelben 
frey, die Handlungen des Mandatard, und eigentlich freywillis 
gen Gefchäftsführerd zu genehmigen oder zu verwerfen; wenn 
aber der Gewalthaber fich über die Vollmacht gänzlich, und nicht 
bloß über die Gränzen derfelben hinwegſetzt; dad Gefchäft nicht 
für den Mlachtgeber, fondern im eigenen Nahmen oder für einen 
Andern ald den Machtgeber ſchließt; fo kann von einem Nechte 
des Leßteren, die der Vollmacht zuwider laufenden Modificatio— 
nen des Gefchäftes zu genehmigen, und fo fort den hieraus ent= 
ftandenen Vortheil anzufprechen , Eeine Rede ſeyn. Diefem aus 


F 
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aus einer Abhandlung ded Heren Profeffors FZifcher zu Prag *) 
entlehnten Naifonnement glaube ich jedoch die Befchränfung bey: 
fügen zu müffen, daß hier der Fall vorausgefegt werden müffe, 
in welchem derjenige, mit welchem das Geſchäft abgefchloffen 
werden foll, fich nicht geneigt zeige, dad Gefchäft innerhalb 
der Gränzen der ausgeftellten Vollmacht einzugehen. Nehmen 
wir 3. B. an, daß diefer in dem oben gegebenen Falle ſich ge: 
neigt zeigen würde, dad Pferd um 100 Stück Ducaten wegzu: 
geben, der Bevollmächtigte aber, der bey näherer Prüfung der 
Eigenfchaften des Pferdes daöfelbe felbft an fich zu bringen wünſcht, 
eine Daraufgabe anbiethen würde; fo könnte der Machthaber al: 
Terdings von dem Machtgeber dazu verhalten werden, das Pferd, 
und zwar um den Preis von 100 Dueaten ohne Daraufgabe 
ihm zu überlaffen, weil er fich verbindlich machte, das Pferd 
um diefen Preis im Nahmen ded Miachtgeberd zu Faufen, und 
nur die Weigerung des Verkäufers, ihm dad Pferd um diefen 
Preis zu überlaffen, ihn in die Unmöglichkeit verfeßte, die zugeſi— 
cherte Gefchäftöführung zu unternehmen, ed ihm daher rechtlich 
möglich machte, den Kauf im eigenen Nahmen abzufchliegen, Auch 
bin ich der Meinung, daß dem Machthaber der Beweis des 
Umftandes obliege, daß er das Gefchäft der ertheilten Vollmacht 
gemäß nicht abfchließen koönnte. Selbft den Fall würde ich 
von obiger Behauptung ausnehmen, wenn der Bevollmächtigte 
fich zum Theile nach der erhaltenen Vollmacht benommen, d. h. 
eine Handlung unternommen hat, zu welcher er bloß mit Hin: 
ficht auf die erhaltene Vollmacht berechtiget war, 3. DB» er hätte 
die ihm von dem Machtgeber bereit3 zur Bezahlung ded Kauf: 
fchillingd eingehändigte Summe wirklich auch zu dem beftimm: 
ten Zwede, obgleich in feinem eigenen Nahmen verwendet. 
Denn diefes Eonnte er rechtlicher Weife nicht thun; er Fonnte 
nähmlich mit dem empfangenen Gelde nur in meinem Nahmen 
und zu meinem Gunſten diöponiren, und ich Fann daher nicht 
verpflichtet werden, die Verwendung meines Geldes zu feinem 
Zwede gegen mich als verbindlich anzuerkennen. — Das Geſchäft 


1) Wagn. Zeitſchrift. 4826, IX. Heft, S. 1m wm. fü 
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ift daher fo anzufehen, als ob er dadfelbe in meinem Nahen 
abgefchloffen, und dabey die Gränzen feiner Vollmacht über= 
ſchritten hätte. 
0. 1017. 
Rechte und Verbindlichkeiten in Rückſicht eines Dritten. 


Sn fo fern der Gewalthaber nach dem Inhalte der 
Vollmacht den Gewaltgeber vorjtellt, Fann er 
ihm Rechte erwerben und Verbindlichkeiten auf- 
legen. Hat er alfo innerhalb der Gränzen der 
offenen Vollmacht mit einem Dritten einen Ver: 
trag geſchloſſen; ſo kommen die dadurch gegrün— 
deten Rechte und Verbindlichkeiten dem Gewalt— 
geber und dem Dritten, nicht aber dem Gewalt— 
haber zu. Die dem Gewalthaber ertheilte gehei— 
me Vollmacht hat auf die Rechte des Dritten 
keinen Einfluß. 

1) Bisher wurden die Beſtimmungen, welche dad Rechts- 
verhältniß zwiſchen dem Machtgeber und Machthaber feſtſetzen, 
abgehandelt; nun geht das Geſetzbuch auf dad von dieſem ver— 
fchiedene Rechtöverhältnig, nähmlich das zwifchen diefen und freme 
den Perfonen beftehende über. — In Bezug auf diefed 
Nechtöverhältniß gilt der Grundfaß, daß der Machthaber den 
Machtgeber vorjtele, und mit diefem in Bezug auf dad abzu— 
ſchließende Gefchäft gleichfam Eine Perfon ausmache. Der Macht: 
haber ift hier nur gleichfam das Mittel, wodurch der Machtges 
ber dem Dritten feinen Willen offenbaret, und ‚mit demjelben 
in ein Nechtöverhältnig tritt. Diefes gilt aber nur in fo weit, 
als der Inhalt der offenen Vollmacht (Nr. 2) reiht, und e3 
dürfen dabey auch die Befchränfungen der $S. 1007 — 1009 
nicht überfehen werden. Denn in fo fern die Handlungen des 
Bevollmächtigten aus dem Umkreiſe der Vollmacht hinaustreten, 
erfcheint er nicht mehr als Machthaber; weil er nicht die Macht 
hat, diefen Umkreis eigenmächtig zu erweitern. In dem Maße 
nun, als zwifchen dem Machtgeber und dem Dritten Rechte und 
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Perbindlichkeiten gegründet würden, wenn die Handlungen des 
Bevollmächtigten, welche er nach dem Anhalte der Vollmacht 
im_Nahmen feines Machtgeberd unternimmt, von dem Macht: 
geber felbft unmittelbar unternommen worden wären, werden 
auch von dem Bevollmächtigten durch diefe für den Mlachtgeber 
Rechte erworben, und Verbindlichkeiten gegründet. 

2) Da5 Geſetz redet hier. von einer offenen Vollmacht. 
Unter diefer verjteht aber das Geſetz eine folhe Vollmacht, 
welche dazu beſtimmt ift, den Bevollmächtigten als folchen 
gegen dritte Perfonen zu Tegitimiren. Hiervon unterfcheiden fich 
die geheimen Inſtructionen, welche lediglich den Zwed haben, 
die Nechte und Verbindlichkeiten ded Machthaberd gegen den 
Machtgeber zu beftimmen. — Gewöhnlich werden, nebft der all: 
gemeinen, unbefchränften, offenen Vollmacht, dem Bevollmächtig: 
ten in einer befonderen Inſtruction beftimmte Gränzen vorge: 
zeichnet, und fomit dienet die geheime Vollmacht in der Regel 
dazu, die Befugniffe des Bevollmächtigten, welche aus der offenen 
Vollmacht hervorgehen, zu befchränfen. — Wenn fich daher 
der Bevollmächtigte bey Eingehung eined Nechtögefchäftes mit einem 
Dritten nach diefer offenen Vollmacht zwar benimmt, jedoch die 
ihm in der befonderen Inſtruction feftgefegten Gränzen über: 
fhreitet, fo kann ſich der Machtgeber der gegen den Dritten 
eingegangenen Berbindlichkeiten nicht entfchlagen ; es ift aber der 
Machthaber demfelben für die Weberfchreitung diefer Inſtruction 
verantwortlich ($. 1009). Wäre dagegen in der geheimen In— 
firuction (mad indeffen ſehr felten gefchehen mag) dad Befug⸗ 
niß des Bevollmächtigten im Verhältniſſe gegen die offene 
Vollmacht erweitert worden, und derſelbe hätte von dieſem 
erweiterten Befugniffe Gebrauch gemacht; fo Fonnte fich der 
Machtgeber der bloß in Folge diefes erweiterten Befugniffes 
gegen den Dritten eingegangenen Verbindlichkeiten entichlas 
gen; er wäre aber, wenn dadurch der Bevollmächtigte zu Scha— 
den Fame, demfelben zur Entfchädigung verpflichtet, 3. DB. wenn 
er wegen Zuftandebringung des Gefchäftes Auslagen beftritten 
hätte. — Mit einem Worte, die Rechte und Verbindlichkeiten 


des Machtgeberd gegen den Dritten find nach dem Inhalte der. 
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offenen Vollmacht, die gegen den Machthaber aber auch nach der 
neben diefer beftehenden geheimen Inſtruction zu beurtheilen. 

3) Es entfteht nun aber die Trage: ob eine Vollmacht 
fhon dadurch, daß fie vorgemwiefen wird, zur Öffentlichen werde, 
ſo wie umgekehrt, ob fie, wenn fie nicht vorgewiefen wird, und 
der Dritte bloß auf guten Glauben mit dem Bevollmächtigten 
da3 Gefchäft abfchließt, die Wirkung einer geheimen behalte? — 
Herr Hofrath v. Zeiler fagt hierüber Zolgendes: „Wenn aber 
der Machthaber feine geheime Vollmacht vorweifet, und ein Ge: 
ſchäft innerhalb der ihm dort ertheilten (erweiterten) Gränzen 
vornimmt; fo handelt er im Nahmen, und aus der Ginwillis 
gung feines Machtgebers. Die geheime Vollmacht geht dadurch 
. in eine dffentliche über, und der Dritte tritt mit dem Machtges 
ber in dad nähmlicye Nechtöverhältnig, wie bey einer öffent— 
lihen Vollmacht.“ Allein diefe Behauptung verdient eine nähe— 
ve Unterfuchung. — Nach der oben Nr. 2 gegebenen Erklärung 
ift eine offene Vollmacht diefenige, welche dazu beftimmt ift, 
den Bevollmächtigten als folcyen gegen dritte Perfonen zu legi— 
timiren, und eine geheime Vollmacht diejenige, welche Tediglich 
den Zweck hat, die DVerbindlichfeiten und Rechte des Machtha= 
bers gegen den Machtgeber zu beftimmen; in der erfteren ift 
daher ftillfchweigend die Berechtigung enthalten, felbe auch drit- 
ten Perfonen vorzumweifen; durch die letztere aber will der Mächte 
geber nur fein Rechtöverhaltnig gegen den Machthaber näher be: 
ſtimmen, und eö ift daher in felber auch nicht einmahl ftillfchweiz 
gend das Befugniß enthalten, davon in Gefchäften mit einem 
Dritten Gebraud zu machen. — Wenn er daher deifenunge: 
achtet hiervon diefen unerlaubten Gebrauch macht, fo über: 
fchreitet er die Gränzen feiner Vollmacht, und der Machfgeber 
ift fohin auch in diefer Hinficht an dad Verſprechen des Macht: 
haberö gegen den Dritten nicht gebunden. Es kommt nad) mei: 
ner Ueberzeugung nicht darauf an, was für einen Gebrauch der 
Machthaber von der ihm ertheilten Vollmacht macht, fondern 
zu welchem Gebrauche fie von dem Machtgeber beftimmt it. 
Nur durch die offene Vollmacht redet der Machtgeber zu dritten 
Perfonen, durch die geheime fpricht er Lediglich zu dem Macht— 
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haber. Das diterreihifche Gelegbuch enthält Feine Anordnung, 
aus welcher die Folgerung gezogen werden könnte, daß eine ge— 
heime Vollmacht dadurch, daß fie von dem Machthaber vorge: 
jeigt werde, in eine offene ſich umgeſtalte; es müßte fohin dies 
fe Behauptung lediglich aus der MWefenheit und dem Begriffe 
einer offenen Vollmacht hervorgehen; daß aber diefes nicht der 
Tall fey, ift hier eben gezeigt worden, und es kann hier auch) dad 
preußifche Landrecht ald ein beftätigender Beleg aufgeführt wer— 
den, welches dießfall5 folgende Anordnungen enthält '): „Der: 
jenige, welcher mit dem Bevollmächtigten zu unterhandeln in Be— 
geiffe fteht, hat das Recht, die Vorzeigung der Vollmacht zu for= 
dern. Bezieht ſich die Vollmacht auf eine befondere Inſtruction; 
fo findet in Anfehung diefer ein Gleiched Statt *). Iſt einer 
befonderen Inſtruction in der Vollmacht nicht erwähnt oder des 
ren Vorzeigung verbothen; fo ift die Sache zwifhen dem 
Machtgeber und dem Dritten bloß nah dem Sn 
halte der Vollmacht zu beurtheilen ?).” 

4) Eben fo wenig kömmt es darauf an, ‚ob die offene Boll: 
macht dem Dritten wirklich vorgewiefen wird, oder ob diefer, 
indem er den Worten ded Machthaberd Glauben ſchenkt, aud) 
ohne fich die Vollmacht vorweifen zu laffen, das Geſchäft mit 
demfelbem abfchließt. — Diele Behauptung gehet fchen aus dem 
oben entwicelten Grundfage hervor, daß dad Nechtöverhältniß 
zwifchen dem Machtgeber und einem Dritten nur aus der offenem 
Vollmacht zu beurtheilen fey, und daß ed bey Beantwortung 
der Frage, ob eine Vollmacht als eine offene oder geheime ans 
zufehen fey, Tediglich auf ihre Beſtimmung, und nicht auf 
die von dem Bevollmächtigten abhängige Thatfache der Vorwei— 
fung anfomme. Uebrigend wird diefe Behauptung auch durd) 
den $. 1019 beftätigt, nach welchem in dem Falle, als der 
Machthaber den Auftrag, einem Dritfen einen Vortheil zuzuwen— 
den, erhalten hat, diefem Dritten ſchon durch die. bloße Be— 
— 1) ı Th., 13 Titl., 99. — 93, 

2) Denn in diefem Falle bildet die Snfteuetion gleichfam einen Theil der Vollmacht. 
3) Hier kömmt es alfo nicht darauf an, od der Bevollmächtigte die Inftruction 


oder geheime Vollmacht wirklich yorweifet, fondern ob er fie vorzumei> 
fen berechtiget if. 
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nachrichtigung, follte felbe auch nur von dem Machthaber ges 
fchehen, ein Recht erwächſt, ohne daß hierzu die Vorweiſung 
der Vollmacht nöthig wäre. 


J. 1018, 


Auch in dem Falle, daß der Gewaltgeber einen 
folhen Gewalthaber, der fich ſelbſt zu verbin— 
den unfähig ift, aufgeftellt hat, find die inner: 
halb der Gränzen der Vollmacht gefchloffenen 
Gefchäfte ſowohl für den Gewaltgeber, als für 
den Dritten verbindlich, 

1) Mit Perfonen, welche ſich überhaupt zu verbinden un- 
fühig find, Eann auch Fein gültiger Bevollmächtigungsvertrag 
ohne Einwilligung ihrer gefeßlichen Vertreter eingegangen wer— 
den (F. 865), d. h. diefe Perfonen können nie rechtlich angehal— 
ten werden, ihre gegebene Zufage wegen Beforgung des ihnen 
übertragenen Gefchäftes zu erfüllen; fie fünnen daher auch für 
den Nachtheil nicht verantreortlich werden, der aus der bloßen 
Nichtbefolgung des ihnen gegebenen Auftrages hervorgehet. 

2) Wenn jedoch diefe Perfonen dad. ihnen aufgetragene 
Geſchäft richtig vollführen, erfcheinen fie, in fo weit fie inner: 
halb der erhaltenen Vollmacht handeln, als bloße Organe, durch 
welche fich der Wille des Machtgeberd dem Andern Fund macht. 
Der Umftand, daß fie fich felbft nicht verbindlich machen Fönnen, 
ift daher an und für fich Fein Grund, diefelben von der Fähigkeit 
auszufchließen, für den Machtgeber Nechte zu erwerben und dem: 
felben Verbindlichkeiten aufzulegen, weil es im Grunde doch 
- immer nur der Miachtgeber felbft ift, der fich durch den in der 
Vollmacht ausgedrückten Willen diefe Berbindlichkeiten auflegte. — 
‘ Darum fpricht fi hier dad Gefes im Allgemeinen dahin aus, 
daß auch folche Gemwalthaber, die fich felbft zu verbinden unfähig 
find, in fo weit fie innerhalb der Gränzen der Vollmacht han: 
deln, fowohl dem Machtgeber ald dem Dritten Verbindlichkeiten 
aufladen koͤnnen. 


Nippel’s Commentar VII. Th, 7 
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3) Doch kann dieſer gefeßliche Ausſpruch nur als Negel gel: 
ten, von der e5 allerdings Ausnahmen gibt. Einige Audnahmös 
fälle fpringen wohl in die Augen. — So find 3. B. diejenigen, 
welchen der Gebrauch der Vernunft platterdingd mangelt, und 
die daher aud diefem Grunde fich felbft zu verbinden außer Stande 
find, gewiß auch unfähig, im Nahmen eines Anderen ein Ver: 
fprehen zu machen oder ed anzunehmen. — Die Behauptung, 
daß alle Perfonen, die fich felbft zu verbinden unfähig find, 
doch ald Bevollmächtigte gültige Rechtögefchäfte abfchliegen Eon. 
nen, wäre daher ficherlich irrig. Aus der Elaren Abficht des Ge: 
feßgeberö, welche der gegenwärtigen Beftimmung zu Grunde liegt, 
leuchtet hervor, daß derfelbe Tediglih den Grundſatz feitftellen 
wollte, daß die Unfähigkeit, Sich felbft zu verbinden, 
nicht aud) die Unfähigkeit im Nahmen eines Anderen ein verbinde 
liches Geſchäft einzugehen, in ſich fchliege. — Es Fann aber 
Grunde diefer Unfähigkeit, fich felbft zu verbinden, geben, welche 
den Machthaber als ein untaugliched Organ für eine rechtöfräf: 
tige Willensäußerung des Machtgeberd darftellen. — Diefe 
Bemerkung gibt den leitenden Gefichtöpunct an die Hand, von 
dem man bey Feftftellung der einzelnen Ausnahmöfälle von obi— 
ger Regel ausgehen muß. — Lautet die Vollmacht auf ein be: 
ſtimmtes, einzelnes Gefchäft, in welcher der Wille des Macht: 
geberd fo deutlich und beftimmt ausgedrüct ift, daß es nur eine 
Vorweiſung derfelben bedarf, um daraus den Willen des Macht: 
geberd genau zu erfehen; fo erfcheint der Machthaber, wenn er 
die Vollmacht vormweifet, in Bezug auf dad in der Vollmacht 
ausgedrückte Verfprechen, lediglich ald eine phufifche Mafchine, zu 
der auch eine Perfon, die des Gebrauches der Vernunft unfähig 
ift, — fohin auch ein Irr- oder Blödfinniger verwendet werden 
kann. Der Nechtögültigkeit des Verfprechend fteht daher in dies 
fem Falle Fein Hinderniß entgegen. — Ob aber diefer Bevolle 
mächtigte auch al5 ein taugliches Organ zur Aufnahme der Er— 
klärung der Annahme erfcheine, hängt dann allerdings von dem 
Umftande ab, ob der Bevollmächtigte eine Perfon fey, welche 
nach dem Geſetze ein bloß zu ihren Vortheile gemachtes Verfpres 
hen annehmen kann; denn die Vorfchrift des gegenwärtigen $. 
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geht nur dahin, daß derjenige, welcher für ſich allein unfähig iſt, 
ein Berfprechen zu machen, wodurch er felbft verbindlich werden 
folfte, nicht auch zugleich unfähig fey, im Nahmen eines Anderen 
ein Berfprechen abzugeben; daräud läßt ſich aber nicht folgern, 
daß derjenige, der ein bloß zu feinem Vortheile gemachte Ver: 
fprechen nicht annehmen Fann, doch zur Annahme eines Verfpre: 
chens im fremden Nahmen fähig fey; indem der Grund diefer 
Unfähigkeit, wie bey Erläuterung des $. 865 umftändlidyer aus: 
einandergefegt worden ift, von jener ganz verfchiedener Natur ift. 
— Mer unfähig ift, ein zu feinem eigenen Vortheile gemachted 
Verfprechen anzunehmen, ift aus gleichem Grunde zur Annahme 
eined Verfprechend im fremden Nahmen untauglich. — Wer aber 
unfähig ift, ein Verfprechen anzunehmen, ift auch aus gleichem 
Grunde unfähig, die Erklärung der Annahme eined Verfprechens 
aufzunehmen. Wenn daher dem Promiffar durch eine folche Perfon 
‘ein nach dem oben gegebenen alle gültiged Berfprechen gemacht 
würde, fo müßte er die Unnahme unmittelbar gegen den Machtge— 
ber innerhalb des im $. 862 feftgefegten Termines erklären; bie 
Erklärung gegen den Machthaber würde nicht genügen. — Ift nun 
aber in der Vollmacht dad Verfprechen nicht fo deutlich audge- 
drückt, wie in obiger Erörterung vorausgefegt wurde, und muß 
daher die Willensäußerung des Machthaberd zur Ergänzung 
der Willensäußerung des Machtgeberd hinzufreten; fo kömmt 
ed gleichfalld darauf an, ob der Machthaber eine Perfon fey, 
welche wenigftend fähig ift, ein zu ihrem Gunſten gemachtes Der: 
fprechen anzunehmen. Denn derjenige, deffen MWillendäußerung 
bey Erklärung der Annahme eined Verfprechend nicht beachtet 
werden kann, kann um fo weniger eine von feiner eigenen Geiz 
ftesthätigfeit abhängige gültige Willenserklärung für“ einen Ans 
deren abgeben, wodurch diefer verpflichtet werden foll. — Wenn 
alfo + B. A dem blödfinnigen B eine Vollmarht einhändis 
get, dem G fein Pferd um den Kauffchilling ‚von 100 Ducaten 
zum Kaufe anzutragen, fo gleicht diefer Antrag einem fchriftlichen 
Verfprechen; und wenn fich der C binnen der im $. 862 beftimm: 
ten Friſt unmittelbar gegen den A zur Annahme erklärt, fo 
kömmt der Vertrag zu Stande, Hätte er ſich aber nur gegen den 
7: 
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B erfläret, fo wäre diefed nicht hinreichend. — Hatte dagegen 
A dem B eine Vollmacht in der Art eingehändiget, dem G 
dad Pferd zum Kaufe anzutragen, oder überhaupt den Kaufvers 
trag abzufchließgen,, die Beftimmung des Kaufpreifes aber dem. 
Letzteren überlaffen; fo wäre, wenn dann A mit dem vom 
B beftimmten Preife nicht zufrieden ware, der — als 
nicht geſchloſſen anzuſehen. 

4) Daß in den beſonderen Fällen, wo aus einem aufge— 
tragenen Geſchäfte auch für den Machthaber Rechte entſpringen 
(FO. 1004 u. 1044), dieſelben auch einem ſolchen Macht: 
haber (Nr. 4) zufommen, ift nicht zu bezweifeln, weil die Un— 
fähigkeit, fich zur Uebernahme des Gefchäftes verbindlich zu ma— 
chen, die Fähigkeit nicht auöfchließt, die aus der wirklichen Voll 
führung des Geſchäftes gefeglih für den Bevollmächtigten herz 
vorgehenden Nechte und DVortheile anzunehmen. — In wie 
weit aber ein ſolcher Machthaber auch die aus einem fol: 
chen Gefchäfte für den Machtgeber im Allgemeinen entfpringen= 
den VBerbindlichfeiten auf fih zu nehmen habe, muß uns 
den allgemeinen Grundfägen über Schadenerfag und Genugthu— 
ung entnommen werden. — Daraus läßt fih, wie Herr Hof: 
rath v. Zeiller bemerkte, zugleich abnehmen, ob man einen fol: 
chen Bevollmächtigten anzuerfennen, und ſich mit ihm in ein 
Geſchäft einzulaffen fehuldig fey. 


b. 1019, 


Penn der Machthaber den Auftrag, einem Drit- 
ten einen Vortheil zuzumenden, erhalten und 
angenommen hat; fo erlangt der Dritte, ſo— 
bald er von dem Machtgeber oder Machthaber 
davon benachrichtiget worden ift, dad Recht ges 
gen den Einen oder den Andern Klage zu führen. 

4) Aus einem Bevollmactigungsvertrage entfteht zunachft 


nur ein NRechtöverhältniß zwiſchen den beyden Contrahenten, nicht 
auch für einen Dritten, welcher, obfchon der Auftrag ein mit ihm 
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abzufchliegendes Gefchäft betrifft, noch EFeinen Theil daran ges 
nommen hat ($. 881). 

2) Sobald aber der Dritte entweder von dem Machtgeber 
oder von dem Machthaber eine beftimmte Nachricht davon erhält; 
fo wird ihm der Leptere ald ein Stellvertreter des Erfteren an: 
gefündiget, der Eraft der übernommenen Vollmacht das Gefcyäft 
mit ihm abfchliegen fol ($. 1009). Diefe ertheilte Nachricht ift 
fohin nichts anderes, ald ein gegen den Dritten gemachtes Verſpre— 


chen, mittelft ded Bevollmächtigten dad beftimmte Gefchäft mit 


ihm abfchliegen zu wollen ($. 936). — Damit aber ein folcyes 


Verſprechen verbindlich. fey, wird fo, wie bey jedem anderen Ber: 


frage, die Erklärung der Annahme von Seite des Promiffars 
erfordert. Diefed erhellet nicht nur aus dem $. 936, welcher 
nur die Berabredung, einen Vertrag fchliegen zu wollen, 
verbindlich erklärt, fondern felbjt aus dem allgemeinen, über Ent: 
ftehung ‚perfönlicher Sachenrechte aufgeftellten Grundfage; denn 
entweder gründen fich die perfönlichen Sachenrechte unmittel: 
bar auf ein Gefeß, oder auf einen Vertrag, oder aufseine er- 
littene Befhädigung (F. 859). So lange aber das Verſprechen 
weder voraus, noch nachher angenommen ift, entfteht Fein 
Dertrag ($. 864); folglich ift auch in fo lange Fein zureichender 
Grund der Entftehung eines perfönlichen Sachenrechtes, und eine 
aus einem folchen hervorgehende Klage vorhanden. Ein gemach— 
tes Derfprechen muß aber von dem Promiffare binnen einem be: 
ftimmten Zeitpuncte ($. 862) angenommen werden, widrigenfalls 
ift e5 erlofchen. Wenn ich daher dem A den Auftrag gebe, mein 
Neitpferd dem B zu verkaufen, und ich oder mein Bevollmady- 
figter den Leßteren von diefem Auftrage benachrichtige ; fo muß 
fich diefer binnen der beftimmten Zeit erklären, ob er dad Ver— 
fprechen, mit mir den Kaufvertrag durch den Bevollmächtigten 
abzufchließen, annehme; widrigens ich an mein Verfprechen nicht 
gebunden wäre, 

3)- Nur wenn ed fih, was der gegenwärtige $. eigentlic) 
vorausfeßt, um Zuwendung eines Vortheiles handelt, fo 
Iiheinet hier das Gefeß die Annahme von Seite des Promijfars 
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zu präfumiren. — Denn nur aus diefer Präfumtion läßt es fi 
erklären, daß der Gefeßgeber dem Promiffar fchon von dem 
Zeitpuncte der erhaltenen Nachricht ein Klagerecht einräumet. 
Hätte ſich diefer Dritte gegen den Einen oder Andern ausdrück— 
lich erklärt, daß er den ihm zugedachten Vortheil nicht an: 
nehme, wer wollte behaupten, daß diefem Dritten, wenn ihm 
in der Folge feine Erklärung gereuen follte, doch das — 
vorbehalten bliebe? 

4) Das Geſetz ſagt, daß der Dritte das Recht BERN 
gegen den Einen oder gegen den Andern (nähmlicy den Macht— 
geber oder Machthaber) Klage zu führen. — Es wird nun dar— 
auf anfommen, wer aus diefen Beyden ihm die Nachricht ertheis 
let hat. War e& der Machtgeber, fo wird der Dritte auch am 
Elügften handeln, gegen denfelben die Klage anzubringen; weil 
er, wollte er die Klage gegen den Machthaber ftellen, er noch 
inöbefondere den Umftand zu ermweifen hätte, daß derfelbe den 
Auftrag wirklich erhalten und angenommen habe, indem die 
Nachricht, die ihm der Machtgeber ertheilte, nur gegen dieſen, 
nicht aber auch gegen den Machthaber bemeifet. Eben fo wird 
in dem Falle, ald der Machthaber den Dritten benachrichtiget 
bat, demfelben anzurathen feyn, die Klage gegen diefen zu ftel- 
len, weil deffen Aeußerung nur gegen ihn, nicht aber gegen den 
Machtgeber beweifet. Würde binnen Jahresfriſt auf Erfüllung 
der Zufage nicht gedrungen, fo würde das Klagerecht erlöfchen 
($. 936). 


0. 1020, 
Auflöfung des Bertrages durch Widerruf. 

Es fteht dem Machtgeber frey, die Vollmacht nach 
Belieben zu widerrufen; doch muß er dem Ge: 
walthaber nicht nur die in der Zwifchenzeit ge= 
babten Koften und den fonft erlittenen Schaden 
erfeßen, fondern auch einen der Bemühung an 
gemeſſenen Theil der Belohnung entrichten. Die— 
ſes findet auch dann Statt, wenn die Vollen: 
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dung des Gefchäftes duch einen Zufall verhin- 
dert worden iſt. 


4) Obſchon Verträge in der Negel nicht einfeitig aufgeho— 
ben werden können, fo leidet diefes doch, wie v. Zeiller be: 
merkt, in fo fern man auf fein Recht Berzicht thun Fann 
($. 1444), bey wohlthätigen Verträgen, morunter der DBevoll: 
mächtigungsvertrag feiner Natur nad) gehört, eine Ausnahme. 
Bey Vollmachten tritt übrigend noch der befondere Grund hin= 
zu, daß dabey ein beharrliches Zutrauen des Machtgebers erfor: 
dert wird, welches aus Urfachen, worüber fich oft nicht wohl 
rechten läßt, verloren gehen Fann. Sch ftimme daher auch ganz 
der roeiteren Behauptung des Herrn Hofrathes v. Zeiller bey, 
daß felbft in dem Falle, daß der "aa auf längere Zeit 
oder auf lebenölang bejtellt worden wäre, der Machtgeber, wenn 
er die Vollmacht ohne rechtögultige Urfache vor der Zeit wider: 
ruft, zwar zur Sortfeßung der zugeficherten Belohnung, nie 
aber dazu angehalten werden Eonnte, daß er feine Gefchäfte von 
dem ihm läſtigen Diachthaber beforgen Taffe. — Es wollen zwar 
Einige die Wahrheit diefer Behauptung au dem Grunde bezwei— 
feln, weil die Beftimmungen, die das Geſetz bey Verträgen feſt— 
feßt, in der Regel nur für fene Falle zu gelten haben, in wel— 
chen zwifchen den Parteyen nichts befonderd ausgemacht ift. — 
Allein diefe Bemerkung gilt nur von den natürlichen Beftimmuns 
gen eined Vertrages, nicht auch von denjenigen, weiche aus feis 
ner Natur und feiner Weſenheit hervorgehen. Die gegenwär— 
tige Anordnung muß aber ald eine folche angefehen werden; 
denn der Machthaber erfcheint, wie bereit bey Erläuterung des 
$. 1018 Nr. 2 bemerkt worden ift, lediglich als dad Organ, 
wmitteljt welchem der Machtgeber mit dem Dritten Gefchäfte ab: 
fehließt, oder wodurch er überhaupt Handlungen unternimmt. 
Gibt der Machtgeber daher in der Folge feinen Willen auf, 
durch den Bevollmächtigten Handlungen zu unternehmen oder 
Geſchäfte abzuſchließen, fo erfcheint diefer nicht ald dad Organ, 
durch welches der Machtgeber Handelt, fein Wille ift nicht mehr 
der Wille des Machtgebers; beyde, die in Beziehung auf einen 
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Dritten ald Eine Perfon angefehen werden follen, theilen fich in 
zwey Perfonen, deren beyderfeitige Willensacte fich entgegen 
ftehen. Sollte die Vollmacht noch fortan von Wirkung feyn, 
fo müßte ſich der Wille des Mlachtgeberd dem des Machthaber: 
unterwerfen; der DBevollmächtigte würde fohin von diefem 
Zeitpuncte aufhören, Bevollmächtigter zu feyn, und fi) zum 
Eurator feines Mandanten aufwerfen, ine folche Guratel ift 
aber in dem Gefege nicht gegründer. 

2) Dem Machtgeber, der die Vollmacht widerruft, muß 
übrigens daran gelegen feyn, daß der Machthaber außer Lage 
gefeät werde, von der ihm auögeftellten fchriftlichen Bevollmäch: 
tigungöurfunde noch ferneren Gebrauch zu machen. — Er hat 
daher das Recht, fie zuruczufordern, in fo fern der Gewaltha— 
ber nicht bereitd in Sir ihm ertheilten Bollmacht Hands 
lungen unternommen bat, er daher die Vollmacht zu feiner 
Rechtfertigung bedarf. — Sollte daher der Machthaber die Zus 
rückſtellung der Vollmacht aus diefer Urfache verweigern, To 
fcheint dem Machtgeber dad Necht zuzuftehen, den Widerruf der 
Vollmacht auf der dießfälliaen Urkunde felbft vormerken zu laſ— 
fen; denn !der Widerruf der Vollmacht allein, ohne Anmer— 
Eung deöfelben auf der Urkunde, kann nur Einfluß auf die Rechte, 
des Miachthabers felbft, Feineswegd aber auf die Nechte derjeni= 
gen nehmen, welche fich auf den Grund diefer offenen Vollmacht 
fih in ein Geſchäft mit dem Machthaber eingelaffen haben, und 
denen der Widerruf der Vollmacht nicht befannt geworden ift. 
— Dem Machtgeber müffen aber die Mittel zu Gebothe ftehen, 
die Vollmacht mit der Wirkung zu widerrufen, daß auch dritte, 
Perfonen dadurch außer Stand gefegt werden, mit dem gemes 
fenen Bevollmächtigten als folchen ein rechtöverbindliches Ge— 
ſchäft abzufchliegen. — Der Bevollmächtigte hat nach gefchehes 
nem Widerrufe nur in fo fern ein Recht auf die Vollmacht, 
ald felbe dazu dienet, feine früheren Handlungen zu rechtferti- 
gen; er Fann daher nicht verweigern, mit der Vollmacht eine 
folche Veränderung vornehmen zu laffen, welche dad von nun 
an beftehende Nechtöverhältnig zwifchen dem Machtgeber und 
Machthaber für die Zukunft bezeichnet. — Sollte der Machtge: 
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ber, den Widerruf auf der Vollmacht anmerken zu laffen, ge: 
radezu verhindert werden, indem z. B. der Machthaber vorgibt, 
die Urkunde nicht mehr zu befißen, fo würde ihm bey obwalten: 


der Gefahr nichts anderes erübrigen, ald diefen Widerruf der 


Vollmaͤcht in den öffentlichen Blättern Fund zu machen, wo: 
durch Jedermann gemwarnet wird, fi) mit dem Bevollmächtig— 
ten in ein Geſchäft einzulaffen ; indeffen ſcheint diefer öffentliche 
Miderruf Feine hinreichende Sicherheit zu gewähren, da folche 
von Privaten veranlaßte Kundmachungen mit feinem eigentli: 
chen Prajudiz für einen Dritten in Verbindung gefegt werden 
Eönnen, und ed müßte von dem Machthaber immer befonderd 
nachgewiefen werden, daß: diefer Dritte in die Kenntnig des Wi: 
derrufes gefommen fey. 

3) Herr Hofrath v. Zeiller fagt in feinem Gommentare, 
daß der Widerruf auch ftillfchweigend, wie durch Beltels 
lung eines anderen Machthabers oder durch Verfügungen, womit 
der Auftrag unvereinbarlich ijt, gefchehen Eonne. — Doch diefe 
Behauptung bedarf einer näheren Prüfung. Wird der Macht: 
haber von dem Machtgeber von diefen getroffenen Verfügungen 
in Kenntniß gefegt, dann ift ohne Zweifel diefe Verftändigung 
ald ein ftillfchweigender Widerruf anzufehen. — Wird der Macht: 
haber aber von dem Machtgeber hiervon nicht verftändiget, und 
jener erhält auch auf anderem Wege Feine Kenntniß von diefen 
getroffenen Verfügungen, dann ift ed eben fo wenig zweifelhaft, 
daß derfelbe nicht dafür verantwortlich fey, wenn er dad ihm 
übertragene Gefchäft fortfeget. — Nur für den Fall würde ein 
Zweifel erhoben werden können, wenn der Machtgeber folche 
Verfügungen getroffen hätte, und der Machthaber auf einem an: 
deren Wege, ald durch den Machtgeber, fey es unmittelbarer 
oder mittelbarer Weife, 3. B. durch den neuen Bevollmächtig: 
ten, der fich aber auch ald folchen auszuweiſen hätte, zur Kennt— 
niß derfelben gelangt wäre, — Indeffen fcheint es mir, daß in 
diefem Falle der Machthaber noch immer berechtiget fey, das 
ihm aufgetragene Gefchäft fortzufegen, weil der Widerruf eine 
gegen den Mandatar abgegebene Erklärung vorausfegt. Daß 
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fich übrigens der Widerruf zugleich auf den vom Machthaber will: 
Führlich ernannten Stellvertreter erſtrecke, unterliegt Feinem Zweifel. 

4) Iſt aber der. Stellvertreter nicht bloß willkührlich von 
dem Machthaber ernannt, dann ift zu unterfcheiden : a) ob der 
Stellvertreter ausdrücklich von dem Machtgeber beftimmt wors 
den fey; oder b), ob diefer den Machthaber ermächtiget habe, 
einen Stellvertreter nach feinem Ermeffen zu ernennen; oder end» 
lih c), ob der Machthaber durch die Umftände gezroungen wor— 
den fey, einen Stellvertreter zu ernennen, In dem sub a) be: 
rührten Falle Fann der Widerruf der an den eigentlichen Macht: 
haber audgefertigten Vollmacht nicht auch auf den Gtellvertreter 
bezogen werden, indem die Berechtigung des Stellvertreters ſich 
unmittelbar auf den Willen des Machtgeberd gründet, und dies 
fer fo lange ald fortdauernd anzufehen ift, bis nicht eine aus: 
drückliche,, oder wenigftend ganz unzweydeutige Grflärung des 
Gegentheild erfolgt. — An dem Falle ad b) muß aber auch) 
der Widerruf der Vollmacht ſich auf den Subftituten erftreden; 
denn die Subftitution ift hier lediglich in der Handlung des 
Bevollmächtigten gegründet, zu welcher derfelbe zwar durch die 
gegebene Vollmacht berechtiget war, die er aber weiter fortzu— 
fegen nicht befugt ift. Qu dem Falle ad c) endlich dauert die 
Subftitution bid zum ausdrücklichen Widerrufe fort, weil nicht 
anzunehmen it, daß der Machtgeber die durdy die Umſtände er— 
zwungene Stellvertretung zu feinem offenbaren Nachtheile auf: 
heben wolle. . Eine Ausnahme hiervon würde in dem alle eins 
treten, wenn duch den neu aufgeftellten Bevollmächtigten die 
Nothwendigkeit eined Subftituten wegfiele. 

5) Wenn aber auch Eeine Dauerzeit der Bevollmachtigung 
beftimmt ift, fo muß doch der mwiderrufende Machtgeber dem 
Machthaber fowohl den in der Zwifchenzeit rechtmäßig gemach- 
ten Aufwand, als auch den, aus der Vollmacht (SS. 1014 und 
4015) erlittenen Schaden erfegen, wie auch die verheißene Be: 
lohnung, oder, wenn der Machthaber fein Gefchaft noch nicht 
vollendet hat, wenigſtens einen der bisherigen Bemühung anges 
meffenen Theil derfelben entrichten. Daß hier nur von dem 
Schaden die Rede fey, welcher in der Zwifchenzeit entjtanden ift, 
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und von welchem in ben SS. 1014 und 1015 gefprochen wird, ge— 
het theild aus der Textirung des gegenwärtigen $., theild aus der 
Betrachtung hervor, daß ſich der Machtgeber nur des ihm durch 
den gegenwärtigen $. eingeräaumten Rechtes bediene, ein folcher 
Schade aber nach der Vorfchrift ded $. 1305 nicht erfegt werden 
muß, theild aus dem Schlußfaße, daß die Erfagespflicht auch dann 
Statt finde, wenn die Vollendung des Gefchäftes durch Zufall uns 
terblieben ift. Diefe Iegtere Vorſchrift kann gewiß nicht auf den 
Schaden bezogen werden, welcher dem Gemwalthaber durch den 
Zufall felbft zugehet, weil der bloße Zufall nur denjenigen trifft, 
in deffen Vermögen oder Perfon er fich ereignet hat ($. 4311). 


d. 1021, 
Durd die Auffündung. 


Auch der Machthaber Eann die angenommene Voll: 
macht auffünden. Wenn er fie aber vor Boll: 
endung des ihm insbefondere aufgetragenen, 
oder vermög der allgemeinen Vollmacht ange: 
fangenen Gefchäftes auffündet; fo muß er, da— 
fern nicht ein unvorgefehbenes und unvermeidli- 
ches Hinderniß eingetreten ift, allen daraus ent 
ftandenen Schaden erfegen. 

4) Obgleich e3 der Natur einer Bevollmächtigung nicht ent= 
gegen Taufen würde, wenn der Gefeggeber den Mlachthaber zur 
Fortfegung feiner durch den Bevollmächtigungsvertrag übernom- 
menen Verbindlichkeiten auch gegen feinen Willen zwingen wollte; 
fo ift doch dad zwifchen dem Machtgeber und Machthaber befte: 
hende Verhältniß von der Art, daß ed nicht rathfam erfcheint, 
den Machthaber zur Fortfegung eines folchen Verhältniffes mit 
Zwang anzuhalten. — Daher geftattet der Gefeßgeber auch dem 
Machthaber, die angenommene Vollmacht aufzufünden, d. i. mit 
Rechtswirkung zu erklären, daß er das ihm übertragene Gefchäft 
im Nahmen feines Machtgebers nicht mehr führen wolle. — Hat 
der Bevollmächtigte eine allgemeine Vollmacht, und hat er ent: 
weder noch gar keine Gefchäftsbeforgung angefangen, oder ein 
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angefangened, einzelnes, darunter begriffenes Geſchäft bereit3 voll: 
endet; fo Fann er die Vollmacht ohne Anftand auffünden. 

2) Iſt aber dem Machthaber ein befonderes Gefchäft auf: 
getragen, oder hat er Fraft der allgemeinen Vollmacht ein Ge: 
Thäft angefangen, und nicht vollendet; fo mug er, wenn bie 
Auffündung ohne ein unvermeidliches und unvorgefehenes Hinder— 
niß gefchieht,, dem Mlachtgeber allen aus der unzeitigen Auffün= 
dung entfpringenden Schaden erfegen ($. 1295). Die weiteren 
auch nach der gefchehenen Aufkündung zu erfüllenden Pflichten 
folgen unten ($. 1025). Webrigens kann die Auffündung zu meh: 
rerer Sicherheit auch gerichtlich gefchehen. 


0. 1022. 
Durch den Tod. 


Sn der Regel wird die Vollmacht fowohl durch 
den Zod des Gewaltgebers als des Gemwalthas 
berö aufgehoben.” Läßt fih aber das angefan- 
gene Geſchäft ohne offenbaren Nachtheil der Er- 
ben nicht unterbrechen, oder erſtreckt fich Die 
Bollmacht felbft auf den Sterbefall des Gewalt: 
gebers; fo hat der Gewalthaber das Recht und 
die Pflicht, das Geſchäft zu vollenden, 

4) Daß die Vollmacht durch den Tod des Gewalthabers 
erlöfche , ijt in der Natur der Sache gegründet, weil der Macht- 
geber immer die perfönlichen Zähigfeiten und Gigenfchaften des: 
jenigen berückſichtiget, welchem er feine Sefchäfte überhaupt, oder 
ein einzelne Gefchäft anvertraut hatz diefe Fähigkeiten und Ei: 
genfchaften gehen auf die Erben des Machthaberd nicht uber. — 
Aber auch dad Vertrauen, welches der Miachtgeber in die Kennt: 
niffe und den guten Willen des Machthaberd feget, pflanzet fich 
nicht nothwendig auch auf die Erben des erfteren fort, und auch 
der Machthaber berücfichtiget die perfonlichen Ahenfchaften ſei⸗ 
ned Machtgebers, und iſt daher anzunehmen, daß er ſich ihm 
nur perfönlich verbindlich gemacht habe. Daher verordnet hier 
da5 Gefes im Allgemeinen, daß in der Regel die Vollmacht fo: 


I 














* 


66022] 109 
wohl durch den Tod des Gewaltgebers, als des Gewalthabers 
aufgehoben werde. 

2) Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt ein, wenn ein 
angefangenes Geſchäft ohne offenbaren Nachtheil der Er— 
ben, nähmlich des Machtgebers, ſich nicht unterbrechen läßt. 
Herr Hofrath v. Zeiller ſagt zwar in feinem Commentare, daß 
hierunter auch die Erben des Machthabers verſtanden werden, 
und es kann zur Begründung dieſer Meinung angeführt werden, 
daß im Eingange des gegenwärtigen $. von dem Tode des Bes 
waltgeberd und des Gemwalthabers geſprochen, und dann von 
den Erben im Allgemeinen, ohne Unterfchied, Erwähnung ge: 
macht werde. — Deffenungeachtet fcheint mir diefe Meinung 


irrig zu ſeyn; denn a) ift nicht leicht einzufehen, wie den Er— 


ben des Machthaberd durch Unterbrehung des demfelben über: 


tragenen Gefchäftes ein NachtHeil zugehen follte. — Wurde 


dem Machthaber für die Zuftandebringung des Gefchäftes eine 
Belohnung zugefichert, fo geht freylich für die Erben diefer Vor— 
theil verloren; allein ed handelt fich hier nicht um den Entgang 
eines Gewinned oder Vortheiles, — fondern um einen offen— 
baren Nachtheil oder Schaden, der den Erben an ihrem Vers 
mögen oder Rechten zugehen würde ($. 1293). b) Diefe Ans 
fiht wird auch durch die vorhergegangenen SS. 1020 u. 1024 
betätigt. Der $. 1020 ftellt ed nähmlich dem Machtgeber fre), 
die Vollmacht nad) Belieben zu widerrufen; nur hat er dem 
Gewalthaber die in der Zwifchenzeit gehabten Koften, und 
den fonft ($$. 1044 u. 1015) erlittenen Schaden zu erſetzen; 
der $. 1021 aber, welcher ein ähnliches Recht dem Machthaber 
einräumet, verpflichtet ihn im Falle einer unzeitigen Aufkün— 
dung, allen daraus entjtandenen Schaden zu erlegen. Es 
wird daher entweder voraudgefegt, daß durch den Widerruf der 
Vollmacht für den Machthaber Fein Schade entipringen könne, — 
oder dad Gefeg macht hier abfichtlich einen Unterfchied zwifchen 
dem Schaden, den der Machthaber aus dem MWiderrufe der 
Vollmacht leidet, und demjenigen, der für den Machtgeber dar— 
aus entfteht. — E3 ift aber nicht einzufehen, warum den Er: 
ben des Machthaberd ein mehrered Recht gebühren fol, ald dem, 
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Machthaber felbft. Endlich c) bezieht fich der Schlußſatz, daß 
der Gemalthaber da5 Recht und die Pflicht habe, das Ge: 
fchäft zu vollenden, auf beyde Ausnahmöfälle, folgli auch auf 
den, wenn fich dad angefangene Gefchäft ohne offenbaren Nach— 
theil der Erben nicht unterbrechen läßt. — Würden nun une 
ter den Erben auch die des Machthaber verftanden, fo würde 
denfelben eine Pflicht auferlegt, ihren eigenen Nachtheil von 
fi abzuwenden, was mit der rechtlichen Sreyheit eines Jeden, 
mit dem Seinen nad) Belieben zu fehalten, unverträglidy wäre. 
— Diefe Unzufommlichkeit hat Here Hofrath v. Zeiller in ſei— 
nem Commentare ftilfehweigend felbft dadurch bemerkt, daß 
er fagt: in einem folchen Falle fey der Erbe zwar nicht ver: 
pflihtet, aber berechtiget, dad Geſchäft fortzufegen, 
oder, wenn ihm die Fortfegung verweigert würde, die Entſchä— 
dioung zu verlangen. — Allein, wenn man unter den Erben 
auch die des Machthabers verfteht, fo läßt fich diefe Unterfcheis 
dung mit den Worten des $. kaum in Einklang bringen, — 
Den Worten ded gegenwärtigen $. wird ungleicy weniger Ges 
walt angethan, wenn man den Ausdruck „Erben” hier nur auf 
den Gewaltgeber bezieht. 

3) Eine zweyte, öfter vorfommende Ausnahme ift, wenn 
der Machtgeber ausdrücklich die Vollmacht für fi) und feine 
Erben auögeftellt hat. Durch die Annahme einer folhen Volle 
macht verpflichtet fi) der Machthaber, dad angefangene Gefchäft 
ncch nach dem Tode des Miachtgeberd zu Öunften der Erben des— 
felben zu vollenden. — Eine Vollmacht, welche fich felbft auf 
die Erben des Gewalthaberd auddehnte, wird kaum vorkom— 
men. — Sollte fie jedoch wirklich) vorfommen, fo wäre fich. 
auch darnach zu achten; denn durch die eingereichte Erböerkläs 
tung machen ſich die Erben ſtillſchweigend verbindlich, alle jene 
Berbindlichkeiten des Erblafjerd zu übernehmen, die nicht auf 
feine Perfon beſchränkt find ($. 531), welcher Fall eben durch 
die ausdrückliche Ausdehnung der Vollmacht auf die Erben weg: 


fallt; und hat der Machtgeber fein Vertrauen in die Fähigkeit 


und den guten Willen der Erben, fo fteht es ihm frey, die Voll: 
macht ausdrücklich zu widerrufen ($. 1020). 
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d, 1023, 

Die von einem Körper (Gemeinfchaft) ausgeftell- 
ten und übernommenen Bollmakhten werden durch 
die Erlöfchung der Gemeinschaft aufgehoben, 

Wenn fihon mit dem Tode einer einzelnen phyſiſchen Per- 
fon die Vollmacht erlichft, ungeachtet eine fürmliche Nepräfenta= 
tion der DBerftorbenen eintritt ($ 547); fo muß die Vollmacht, 
welche eine moralifche Perfon, eine Gemeinfchaft oder Ge: 
fellfchaft auögeftellt hat, um fo mehr bey dem Aufhören der Ge: 
meinfchaft erlöfchen, als hier nicht fo, wie bey phnfifchen Per: 
fonen, eine Reprafentenz eintritt. 


b. 1024, 
Der durch den Concurs. 


Verfällt ver Machtgeber in Concurs; fo find alle 
Handlungen, die der Gewalthaber nach Kund— 
machung des Eoncurfes im Nahmen des Concurs— 
Schuldners unternommen hat, ohne Rechtskraft. 
Eben fo erklärt die Verhängung des Concurſes 
über das Vermögen des Machthabers ſchon an 
und für fich die ertheilte Vollmacht für aufgehoben, 
4) Wenn ein Concurd eröffnet wird, fo hat der competente 

Goneurörichter fogleich ein Edict auszufertigen, worin alle, welche 

eine Forderung an den Verfchuldeten haben, vorgeladen werden, 

und ihnen aufgetragen wird, daß fie ihre Forderungen bis an 
einem zu bejtimmenden Tage anmelden follen ); diefes dick 
wird, wie e3 jeden Orts Herfommen ift, angefchlagen und Eunds 
gemacht »), und ift der Concurs von dem Tage an, ald die 
Coneursedicte Fund gemacht worden find, für eröffnet zu halten °). 
Mit der Eröffnung des Concurſes verliert aber der Schuldner 


1) Aug. ©. D; % 7. 
2) Ebenda $. 9. 
3) Ebenda 6. 5, 
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das eigene Didpofitiondrecht uber fein Vermögen, und fallt dad: 
felbe der Gefammtheit der Gläubiger, welche dad Vermögen 
des Cridatars nad) Maßgabe der gefeglichen Vorfchriften zu ihr 
rer eigenen Befriedigung verwenden, anheim. — Aus dem 
Nechtöverhältniffe, in welchem fich ein folder Schuldner von Zeit 
der Eröffnung ded Concurfes an befindet, rechtfertigt fich gegen- 
wärtige VBorfihrift, zufolge welcher die von dem Gridatar ertheil— 
te Vollmacht mit der Eröffnung des Concurſes erlifcht, von 
ielbft. — Der Bevollmächtigte muß daher auch die angefange= 
nen Geſchäfte, in fo weit ed ohne offenbaren Nachtheil der Maffe 
geichehen Fann, bi5 auf weitere Anweiſung im unveränderten Zu: 
ftande laffen. 

2) Der Grund, warum aud die Verhangung des. Sons 
curfe3 über da5 Vermögen des Machthaber die ertheilte 
Bollmacht für aufgehoben erfläret, liegt darin, weil ein folcher 
Machthaber das Zutrauen des Machtgebers, wenn nicht in feine 
Neslichkeit, doch in feine Geſchicklichkeit und Haftungdfähigkeit 
($. 1014) verliert. Zwar Fann man, wie v. Zeiller bemerft, 
auch wiffentlich einem rechtlich Unfähigen Aufträge geben; al: 
lein es ift nicht zu vermuthen, daß man fie von jenem, der 
unerwartet erft in der Zolge unfähig geworden ift, wolle fort: 
fegen Taffen, befonderd da auch andere Verfonen ein gegründes- 
te5 Bedenken nehmen, mit einem folchen Bevollmächtigten Ges 
ſchäfte abzuſchließen. 


b. 1025. 
In wie fern die Verbindlichkeit fortdaure, 

Wird die Vollmacht durch Widerruf, Aufkündung, 
oder durch den Tod des Gewaltgebers oder Ger 
walthabers aufgehoben; fo müfjfen doch die Ge- 
jhäfte, welche feinen Auffchub leiden, fo lange 
fortgefest werden, bis von dem Machtgeber oder 
deſſen Erben eine andere Verfügung getroffen 
worden ift, oder füglich getroffen werden Eonnte, 
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41) Daß in die gegenwärtige Vorfchrift auch der Fall ein: 
bezogen worden fey, wenn die Vollmacht durch Widerruf auf: 
gehoben wird, dürfte für den erften. Augenblick etwas fonderbar 
fcheinen, weil ed fich hier ja der Machtgeber Lediglich felbft zu— 
äufchreiben hätte, wenn er verabfaumte, mit dem MWiderrufe der 
Bollmacht zugleich die Vorforge zu treffen, daß die dem Bevoll: 
mächtigten anvertrauten Gefchäfte fogleich durch einen Anderen 
fortgefegt werden. — Allein e5 ift hier in Grwägung zu neh: 
men, daß der Machtgeber nicht immer weiß und wiffen kann, 
in welche Gefchäfte fi) der Machthaber bereitö eingelaffen hat, 
und wie weit ed darin gekommen fey; auch können fich Fälle 
ereignen, wo eine unverzügliche Widerrufung der Vollmacht fich 
zur Verhüthung von weiteren Nachtheilen als nothwendig dar— 
ftellet. Sesen wir 3. B.: der Machtgeber habe in Grfahrung 
gebracht , daß der Machthaber die für ihn (Machtgeber) einge: 
nommenen Gelder zu eigenen Speculationen verwende, — er 
widerruft daher die Vollmacht augenblidlih, um den Bevoll 
mächtigten in der Empfangnahme neuer Gelder zu hindern, kann 
aber nicht wollen, daß der Bevollmächtigte bey der in einigen 
Tagen angeordneten Tagſatzung auöbleibe, und ihm dadurch em 
Contumaz : Ürtheil erwirfe. 

2) Wird die Vollmacht durch den Tod ded einen Theiles 
aufgehoben, ſo muß dem anderen Theile oder deffen Erben, da: 
fern “ihnen der Zodfall unbekannt feyn Fann, Nachricht davon 
gegeben werden. So lange der eine Theil nicht überzeugt iſt, 
daß der. andere Theil von dem Todfalle in Kenntniß geſetzt ſey, 
muß er die ihm übertragenen Geſchäfte immer noch fortſetzen; 
ja felbft von dem Zeitpuncte an,  ald dem anderen Theile der 
Zodfall bekannt wird, muß der Diachthaber oder. deffen Erbe 
noch einen angemefjenen Zeitraum, binnen welchem der Macht: 
geber oder deffen Erben fich in die, Lage feßen können, die wei: 
teren Vorkehrungen zu treffen, zuwarten, bevor er dad ihm über: 
tragene Gefchäft fortzuführen aufhdrt. Es ift väthlich, daß der 
Machthaber oder deffen Erben dem anderen Theile den Termin, 
binnen welchem, fie ſich noch der Fortführung des Geſchäftes un: 
terziehen wollen „. ‚bekannt machen, oder nach Umſtänden dieſen 

Nippel's Commentar VIL ID, 8 
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Termin von dem Gerichte beftimmen Taffen. — Nach Berlauf 
diefes den Umſtänden angemeffenen Termins müſſen ficy die 
Machtgeber den Nachtheil aus der Unterbrechung des Gefchäftes 
felbft beymeffen, und der Machthaber oder deffen Erben fird, 
wenn fie die Gefchäfte ohne Verpflichtung länger fortfegen, als 
Geſchäftsführer ohne Auftrag zu behandeln. 

3) Daß die Auflöſung des Bevollmächtigungsvertrages nur 
für die Zukunft wirke, und auf die dadurch bereits erworbenen 
Rechte keinen Einfluß habe; daß ſohin der Machtgeber oder deſ— 
ſen Erben dem Machthaber oder deſſen Erben den Erſatz des 
Aufwandes oder der erlittenen Beſchädigung und die rückſtändige 
Belohnung entrichten müſſen (F. 1020), und daß auch dieſe ver— 
pflichtet bleiben, über das geführte Geſchäft Rechnung abzulegen 
($. 1012), unterliegt wohl feinem Zweifel. Um fo weniger werden 
dadurch bie zwifchen einem Dritten und dem Bevollmächtigten 
innerhalb der Gränzen der offenen Vollmacht abgefchloffenen 
Gefchäfte dadurch aufgehoben. 

ſ. 1026. 

Auch bleiben die mit einem Dritten, dem die Auf— 
hebung der Vollmacht ohne fein Berfehulden un: 
befannt war, gefchloffenen Verträge verbindlich, 
und der Gewaltgeber kann fich nur bey dem Ge: 
‚walthaber, der die Aufhebung verfchwiegen hat, 
wegen feines Schadens erhohlen, 

Die vorzüglichften pofitiven Gefesgebungen, nähmlich das 
gemeine Recht, das preußifche und franzöfifche Civilgefegbuch 
ftimmen mit dem öfterreichifchen Civilrechte durchgehends darin 
überein, daß in dem Falle, wenn dem Maächtgeber die Perfonen, 
mit welchen fein Machthaber in Anterhandlungen fand oder 
ſtehen mußte, befannt waren, folglih er fie aus feinem Ver: 
ſchulden von der Aufhebung zu benachrichtigen, und vor Scha— 
den ficher zu ſtellen, unterließ, die mit einem Dritten, dem die 
Aufpebung der Vollmacht ohne fein Verfehulden unbefannt war, 
gefchloffenen Verträge verbindlich bleiben; allein für den Zall, 
wo dem Machtgeber die Perfonen, mit welchen in feinem Nah— 
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men von dem Machthaber Gefchäfte oder Anterhandlungen vor: 
genommen wurden, nicht befannt waren, und nicht leicht befannt 
feyn Eonnten, ftimmen die dießfalligen Anordnungen der fremden 
Geſetzbücher nicht durchgehendd überein, indem 3. DB. dad preu= 
ßiſche Landrecht in diefem Falle den Gemwaltgeber von der Haf- 
tung freyſpricht ), während das gemeine Recht *) und der fran= 
zöfifche Civilcoder dem obigen Grundfage getreu bleibt. Der 
dfterreichifche Gefeßgeber hielt die Beſtimmungen der leßteren 
beyden Gefeßgebungen den Forderungen, der Gerechtigkeit mehr 
entfprechend , indem einerfeit5 der Machtgeber von allem Ver— 
ſchulden kaum freygefprochen werden Fann, und andererfeitd der 
Maͤchtgeber eher in der Lage ift, den Erſatz des erlittenen Scha= 
dens von dem Bevollmächtigten einzubringen, als der Dritte, 
der fi mit dem Machthaber in ein Gefchäft eingelaffen hat. — 
Es ijt hier. eine offenbare Aehnlichkeit zwifchen dem gegenwärtiz 
gen Falle und demjenigen vorhanden, von. welchem im $. 367 
die Rede iſt; und einer der bey Grläuterung de3 $. 367 Nr. 5 
berübrten Gründe tritt auch hier ein. Das Nähmliche ift, wie 
v. Zeiler bemerkt, auch auf den Sal anzuwenden, wenn Je: 
mand redliher Weife mit dem Bevollmächtigten ein Gefchäft 
über eine Sache gefchloffen hat, die inmittelft unmittelbar von 
dem Öewaltgeber felbft einem Andern überlaffen worden ift. 


0. 1097, 
Stillſchweigende Bevollmächtigung der Dienftperfonen, 


Die in diefem Hauptftüde enthaltenen Vorſchriften 
haben auch ihre Anwendung auf die Eigenthü- 
mer einer Handlung, eines Schiffes, Kaufladens 
oder anderen Gewerbes, welche die Verwaltung 

einem Factor, Schiffer, KLadendiener oder ana 
dern Geſchäftsträgern anvertrauen, 
8 * 


‚4) I Th., Tit. 13, $$. 170 und 131. 
2) $. 10., J. et I, 26,, 9. 1, D. mand, 
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b. 1028, 
Die Rechte folcher Gefchäftsführer find vorzüglich 
aus der Urkunde ihrer Beftellung, dergleichen 
unter Handelöleuten das ordentlich Fund gemachte 
Befugniß der Unterzeichnung (Birne) it, zu 
beurtheilen. 


1) Bisher wurde von einer ausstüdtien Privat⸗ Be⸗ 
vollmächtigung gehandelt (FF. 1003 — 1026). Davon unter: 
ſcheidet ſich die ſtillſchweigende, welche auf dem Grund: 
ſatze beruhet, daß, wenn Jemanden ausdrücklich ein weit umfaſ— 
ſendes Hauptgeſchäft anvertraut‘ worden ift, ihm auch die als 
nothwendige und zweckmäßige Mittel damit verbundenen, allen: 
falls mit Anderen abzufchließgenden Nebengefchäfte überlaffen feyn 
($. 1009). Solche Bevollmachtigte find hauptſächlich: Factoren, 
Buchhalter, Caſſiere, Ladendiener, Schiffer, Fuhrleute, von des 
nen aber ſowohl die eigentlichen Dienftperfonen ($. 1032), als 
auch die nur zur DVerrichtung gemwiffer Arbeiten und Dienfte be: 
ftellten Perfonen ($. 1163) zu unterfcheiden find ). 

2) Factor (Handlungdvorfteher, Didponent, Complemen⸗ 
tar, Procuraträger) ift jene Perfon, welcher ein Handelsmann 
die Leitung feiner ganzen Handlung, oder doch eines Theils fei- 
ner Sefchäfte übertragen hat. — Die Befchäftigung ded Buch: 
halters befteht weſentlich in der Eintragung der Handelöge: 
fchäfte aus den Nebenbüchern in das Hauptbucy zur Formirung 
der Conti. Dem Caffiere liegt die Beforgung der Handlungd- 
caffe und die Führung des Caſſebuches ob »). Die Comid und 
Ladendiener beforgen den Verkauf der einzelnen Handlungsartifel. 

3) Die Beftellung eines Factors gefchieht duch Vollmacht 
(Procura), welche von dem Handlungsprincipale unter feiner an— 
genommenen Firma dem beftellten Diöponenten zu feiner Legiti= 
mation ausgeftellet, und von dem letzteren zum Zeichen der An— 
nahme derfelben mitgefertiget wird. Iſt die Firma des Princis 

41) Siehe v. Zeiller's Sommentar. 


2) Siehe Lehrbuch des öfterreichifcgen Handelsrchtes von Dr, und Profeffor Franz 
Fiſcher. Prag 1323, dj. 410 — 130, ' 
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pals bey dem Mercantil: und Wechfelgerichte protocollirt , fo 
muß die dem Factor ertheilte Procura bey eben diefer Behörde 
niedergelegt und protocollirt werden, und er Fann hiervon eine 
beglaubte Abfchrift zu feiner Legitimation erheben. Auch wird 
die ertheilte Procura den Handelöfreunden durch Rundfchreiben 
bekannt gemacht, damit fie ſowohl von dem Umfange derſelben, 
als auch von den Schriftzügen, mit welchen der beitellte Factor 
firmiren wird, Kenntnig erhalten. — Wurde die Procura bey 
dem Mercantil: und Wechfelgerichte zur Protocollirung nicht ein— 
gelegt, fo verlieren zwar dadurch jene Gefcyäfte, welche der Fac— 
for dem. Inhalte der Vollmacht gemäß unternommen hat, nichts 
von ihrer Gültigkeit, aber der Principal hat, wenn die Einle: 
gung der Procura ‘nicht binnen 6 Wochen gefchehen ift, eine 
Geldftrafe von 50 Reichöthalern verwirft '). ine ſolche Pro: 
cura ift ganz nach den allgemeinen Vorfchriften über VBollmach: 
ten zu behandeln. Nur. in Anfehung der Erlöſchung derfelben 
ift zu bemerken, daß eine Fund gemachte und bey dem Miercan: 
tile und Wechfelgerichte protocollirte Procura gegen dritte Pers 
fonen, mit welchen der Factor Gefchäfte gefchloffen hat, fo lange 
als beftehend anzufehen fey, bis fie aus den Mercantile und 
MWechfelprotocolle gelöfcht, und ihre Zurüdnahme gehörig befannt 
gemacht worden ift, ohne Rüdficht, ob fie auf beftimmte oder 
unbeftimmte Zeit ertheilt worden, und im erften Falle die Dauer 
ihrer ‚Zeit fchon abgelaufen ift, oder nicht ?). 

4) Der Umfang der Berechtigung der Nr. 4 berührten Se: 
ſchäftsführer wird daher auch durch den Inhalt der für fie aus: 
geftellten Vollmachten, oder der zwifchen ihnen beſtehenden Dien: 
ftesverträge beftimmt. E5 muß daher derjenige, der mit folchen 
Perſonen im Nahmen ihres Principald mit Sicherheit Gefchäfte 
eingehen will, ſich vor Allem darum befümmern, ob fie mit 
Bollmachten oder Beftellungsurfunden verfehen find. Was in 
dem Falle Rechten fey, wenn feine Vollmachts- oder Beftellungs: 
urkunden vorhanden find, wird durch die folgenden $$. bejtimmt. 


Di 8. J. 1753, Art. 8. Dodiges Lehrbuch 9. 113. 
D. 9 


1) W: 
2) W. . Ge 1763, Art. 3, $. 1213 des b. G. 8. Obiges Lehrbuch f. 124. 
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9. 1029, 


Iſt die Bollmacht nicht fehriftlich gegeben worden; 
fo wird ihr Umfang aus dem Gegenftande, und 
aus der Natur des Gefchäftes beurtheilt. Wer 
einem Andern eine Verwaltung anvertraut hat, 
von dem wird vermuthet, daß er ibm auch die 
Macht eingeräumt habe, alles dasjenige zu thun, 
was die Verwaltung felbit erfordert, und. was 
gewöhnlich damit verbunden ift (). 1009). 


). 1030, 


Geftattet der Eigenthümer einer Handlung oder 
eines Gewerbes feinem Diener oder Lehrlinge, 
Waaren im Laden oder außer Demfelben zu ver: 
kaufen; fo wird vermuthet, daß fie bevollmäch— 
tiget feyn, die Bezahlung zu empfangen, und 
Quittungen dagegen auszuftellen, 


d. 1031. 


Die Vollmacht, Waaren im Nahmen des Eigen⸗ 
thümers zu verkaufen, erftredt ſich aber nicht 
auf das Recht, in feinem Nahmen Waaren ein- 
zufaufen; auch dürfen Fuhrleute weder den Werth 
der ihnen anverfrauten Güter beziehen, noch 
Geld darauf anleihen, wenn es nicht ausdrück— 
lich in Frachtbriefen beftimmt worden iſt. 

4) Im Abgange einer fehriftlichen Urkunde ift darauf zu 
feben, welches Hauptgefchäft von einem folchen Bevollmächtig- 
ten unter den Augen feines Beftellerd geführt werde, und welche 
Mebengefihäfte wefentlich oder doch ordentlicher Weife damit ver— 
knüpft feyn; indem daraus wenigftend eine. gegründete Ver— 
muthung entfteht, daß ihm alle diefe ©elchäfte zur Beſor— 





=. 
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gung überlaſſen ſeyn ). Gegen eine jede Vermuthung hat 
aber vermög ihred Begriffes ein zweyfacher Gegenbeweis Statt, 
nähmlich ein Gegenbeweis hinfichtlich ihres Vermuthungsgrundes, 
und ein Gegenbewei in Anfehung des vermutheten Factums. 
Der erfte ift, weil der Bermuthungdgrund bewiefen werden muß, 
gegen einen Beweis; der zweyte gegen die aus dem bewiefenen 
Sactum gezogene Schlußfolgerung gerichtet. Sowohl durch den 
einen, ald auch durch den anderen Gegenbeweis fällt für denjeni— 
gen, der ſich auf die Bermuthung beruft, die günftige Folge weg’). 

2) Wenden wir nun diefe Bemerkung auf die in den SI. 
1029 und 1030 berührten Fälle an, fo ergibt fich folgendes Ne: 
ſultat: Wer behauptet, daß Jemanden eine Verwaltung anver: 
traut worden ift, oder daß der Eigenthümer einer Handlung oder 
eined Gewerbes feinem Diener oder Lehrlinge Waaren im Laden 
oder außer demfelben zu verkaufen anvertraut habe, hat dieſes 
Factum zu erweiſen. — Hat er diefe aber erwiefen, fo Enüpft 
fid) ‚an diefen Beweis, ohne eines weiteren Beweiſes mehr zu 
bedürfen, die Vermuthung ded weiteren Umftanded an, daß dem 
Derwalter au die Macht eingeräumt‘ worden fey, alles das— 
jenige zu thun, was die Verwaltung felbft erfordert oder ges 
wöhnlich damit verbunden ift, und daß der Diener oder Lehrling 
auch .bevollmächtiget fey, die Bezahlung zu empfangen, und die 
Duittungen dagegen auszuftellen. — Der Beweis ded erfteren 
Thatumftandes Kann aber nicht nur dadurch geliefert werden, 
daß die fehriftliche Vollmacht beygebracht, oder über den münd— 
lich ertheilten Auftrag der Zeugenbeweid geführet werde, fondern 
auch dadurch, daß dargethan wird, der Eigenthümer habe folche 
Handlungen unternommen, welche «mit Weberlegung aller Um: 
ftände Eeinen vernünftigen Grund, am diefer Berechtigung zu 
zweifeln, übrig laſſen; z. B. man ficht, wie der Ladendiener 
in Gegenwart feines Herrn, ohne fich mit ihm ins Einvernehe 
men zu fegen, mit den Parteyen über den Preis der Waare 
verhandelt, und den Kaufvertrag abſchließt. — Liefert nun der 


4) Siche v. Zeillers Commentar. 
2) Siehe die Abhandlung des Herrn Prof. u. De. Helm in der Wagn, Zeſchit— 
1825. XI. Heft, ©. 561. 
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Eigenthümer den Beweid, daß er feinen Verwalter oder: feinen 
Ladendiener mehr beſchränkt, 3. B. Letzterem verbothen habe, 
Gelder in Empfang zu nehmen; fo ift zu unterfcheiden, ob dies 
fer Beweis gegen den Bevollmächtigten felbft, oder gegen 
den Dritten, welcher mit Erfterem dad Gefchäft abfchloß, und 
ſich über die Beſchränkung der Vollmacht in fchuldlofer Unwif: 
fenheit, befand, geführt. wird. Gegen den Erfteren wird diefer 
Gegenbeweis allerdings von Wirkung feyn, nicht aber gegem 
den Legterenz ‚denn indem dad. Geſetz beftimmt, daß von dem: 
jenigen, welcher Qemanden eine, Verwaltung anvertraut hat, 
vermuthet werde, er habe ihm auch die Macht eingeräumt, alles 
dasjenige zu thun, was gewöhnlidy mit der. Verwaltung verbuns 
den-ift, dann daß insbefondere von dem Eigenthümer einer Hande 
lung oder eined Gewerbes, der feinem Diener Waaren zu vers 
Faufen geftattet, sau) angenommen werden müſſe, daß er ihn 
bevollmächtigt habe, die Bezahlung ‚hiefür in Empfang zu neh: 
men: fo. find bey dem Umftande, als die Kenntniß eined gehö— 
rig Fundgemachten. Gefeged bey jedem Einwohner des ‚Staates 
vorausgeſetzt wird, diefe gefeglichen Beftimmungen in Anfehung 
ded Umfanges der Vollmacht frilffchweigend in den Willen des 
Machtgeberd, aufgenommen anzufehen,, und fie vertreten zugleich 
in Beziehung auf den Dritten, der fid) ‚nur an dad Erfennbare 
und Beurtheilbare halten Fann „fo lange ihm das Gegentheif 
ohne fein Verſchulden unbefannt ift, die Stelle einer offenen, 
ihm. erfennbaren. Vollmacht ; und‘ ed ift: daher die! gemachte Bes 
fchränfung, welche dem Dritten ohne fein Verfchulden unbekannt 
geblieben iſt, alö eine geheime Vollmacht: anzufehen, welche auf 
dad Nechtöverhältnig ded Machtgebers zu dem Dritten von Feis 
ner rechtlichen. Wirkung ift ($: 41017) ). | | 

3) Der legte: hier aufgeführte $. fucht einer: ungebühtlichen 
Ausdehnung der in den früheren Paragraphen enthaltenen Vor⸗ 
fohriften zu begegnen. 


41) Siehe obige Abhandlung ©. 365 U. 367. 
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N 1032. 

Dienftgeber und Familienhäupter find nicht ver— 
bunden, dad, was von ihren Dienftperfonen 
‚oder, andern Hausgenofjen in ihrem Nahmen auf 
Borg genommen wird, zu-bezahlen. Der Borger 
muß in ſolchen Fällen den gemachten Auftrag 

erweifen. 
Gigentlihe Dienftperfonen, welche für einen beſtimmten 
Lohn bey Privaten zu (häuslichen) Dienften, die weder in Aus: 
übung einer Kunft, oder eines Gewerbes beftehen, noc) eine wife 
fenfchaftliche Vorbereitung voraudfegen, ſich verdingen, find, wie 
Herr Hoftath v. Zeilfer bemerkt, ordentlicher Weile nicht da= 


zu beſtimmt, mit anderen Perſonen Geſchäfte, zumahl auf Borg, 


im Nahmen ihrer Dienſtgeber abzuſchließen; und eben ſo wenig 
ſind es die Familienglieder im Nahmen des Familienhauptes. — 
Sie bedürfen hierzu einer ausdrücklichen, ſchriftlichen oder münd⸗ 
lichen Vollmacht. 


. 1033, 


Befteht aber zwiſchen dem Borgnehmer und dem 
Borggeber ein ordentliches Einſchreibebuch, wor— 

in die ausgeborgten Sachen. aufgezeichnet wer— 
den; fo gilt die Vermuthung, daß der Ueberbrin: 
ger diefes Buches bevollmächtiget ſey, die Waa⸗ 
re auf Borg zu nehmen. 

1) Damit dieſes Einſchreibebuch die Stelle einer Boumacht 
vertrete, und ſowohl der Borggeber als der Borgnehmer vor 
Schaden bewahret werde, iſt, wie gleichfalls bereits Herr Hofrath 
v. Zeiller bemerkte, nothwendig, daß der Erſtere unmittelbar 
von dem Letzteren die Verſicherung erhalte, daß mit feinem Wil: 
fen und Willen ein ſolches Einfchreibebuch beftehe; und daß das 
Buch feine anderen, ald die dahin gehörigen Borgpoften enthalte. — 
Uebrigens ift eö nicht norhiwendig, daß das Einfchreibebuch immer 
von der nähmlichen Perfon zum Borgnehmen überbracht wer— 
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. Der Borgnehmer, oder derjenige, dem er dad Cinfchreibebuch 
——6 muß Sorge tragen, daß es nicht in andere, unſichere 
Hände gerathe. 

2) Es gefchieht fehr oft, daß derjenige, welcher ein Geld ents 
weder ald Darleihen oder Zahlung zu empfangen hat, einer 
Dienftperfon (im weiteren Sinne des Wortes) oder überhaupt 
einem Dritten den Schuldfchein oder die Quittung mit dem Aufs 
trage übergibt, da3 Geld für ihn in Empfang zu nehmen, ohne 
denfelben zur Legitimation mit einer befonderen Bollmachtöurfunde 
zu verfehen. Es entftehf nun die Frage, ob der Zahler durch die 
Einhändigung des Schuldfcheind oder der Quittung volllommen 
gefichert fey? — Es iſt zweifelöfrey, daß der in feinen Händen bes 
findliche Schuldfchein oder die Quittung (vorausgeſetzt, daß diefe 
Urkunden mit den gehörigen Formlichkeiten verfehen find) vol 
Eommenen Beweis über die wirkliche Zuzählung des Geldes zu 
Handen des Audftellerd mache; allein diefer Beweis kann durch 
den Gegenbeweis entkräftet werden, wenn nähmlich der Ausftel- 
Ver darthut, daß dad Geld nicht ihm, fondern einem Dritten 
ausbezahlt worden fey. Stellt er nun diefen Beweis her, fo Eommt 
e5 lediglich darauf an, ob derjenige, der gegen Webergabe des 
Schuldbriefes ‚oder der Quittung dad Geld in Empfang genom— 
men hat, ald ein Bevollmächtigter des Ausſtellers diefer Urkunde 
angefehen werden Fonne ?— Wäre diefes der Fall nicht, fo. könnte 
der Darleiher von dem Ausſteller des Schuldbriefes nichts for: 
dern, und der Schuldner müßte ungeachtet der vorliegenden Quit— 
tung feine Schuld zum zweyten Mahle bezahlen. Kann der Zah: 
ler erweifen, daß der Schuldfchein oder die Quittung wirklich von 
den Ausftellee diefem Dritten eingehändigt worden ſey; fo wäre 
dadurch dargekhan, daß jener eine Handlung unternommen habe, 
welche mit Ueberlegung aller Umftände Feinen vernünftigen Grund, 
an der Bevollmächtigung des Lesteren zu zweifeln, übrig Taßt 








($ 863). Schwieriger aber ift die Beantwortung der Frage, was 


Rechtens fey, wenn diefed der Fall nicht ift, wenn z. B. der 
Schuldfchein oder die Quittung verloren gegangen, und dadurch 
in den Befiß eined Andern gekommen wäre, der diefen Umſtand 
unvedlicher Weife dahin benützte, daß er ſich für den Bevollmäch— 
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tigten zu Erhebung des Geldes audgab, und es dann auch wirf- 
lic) in Empfang nahm. — Wäre man hier zu einem Schluffe aus 
der Analogie berechtiget, fo müßte man behaupten, daß der Ges 
ber dem Dritten mit eben jener Rechtswirkung dad Geld übers 
geben habe’, ald wenn er ed dem Auöfteller felbft eingehändiget 
hätte. — Allein gerade der Umftand, daß der Gefeßgeber nur die 
in dem gegenwärtigen $. beftimmte Art der. ftillfchweigenden Bes 
volmächtigung aufgeführt hat, ift der hier berührte ähnliche Fall 
um fomehr ausgefchloffen, als er unter die gewöhnlicheren gehört, 
daher man auch hier den üblichen Rechtöfag nicht in: Anwendung 
bringen könnte, daß Geſetze nur für die gewöhnlichen Fälle gege= 
ben zu werden pflegen. — Um fo weniger kann aber der Schulds 
nee den Uebergeber des Schuldfcheind, welcyer für einen Anderen 
auögeftellt wurde, zuc Empfangnahme des Schuldbetrages berech— 
tiget anfehen, und diefem feine Schuld bezahlen. 


0, 1034. 
Gerichtliche und gefegliche Bevollmächtigung. 

Das Recht der Bormünder und Curatoren, die Ge⸗ 
Tchafte ihrer SPflegebefohlenen zu verwalten, 
gründet ſich auf die Anoronung des Gerichtes, 
von welchem fie beftellt find. Dem Vater und 
dem Ehemanne wird das Befugniß zur Vertre— 
tung des Kindes und der Gatkinn von dem Ge— 
fege eingeräumt, Hierüber find die Vorſchriften 
an den gehörigen Drten enthalten, - 

4) Nebft der Privatbevollmächtigung gibt es auch eine df: 
fentliche, die von der Staatögewalt gefihieht, und ſich von 
jener vorzüglich dadurch unterfcheidet, daß fie auf Eeinem Ver— 
tragöverhältniffe beruht, fondern in dem Verhältniſſe der Unter— 
würfigkeit jedes Staatsunterthand zum Staat3oberhaupte. — Dieſe 
Öffentliche Bevollmächtigung ift wieder zweyfach, fie ift eine 
obrigkeitliche, oder eine gefeßliche. Unter der erfteren 
verfteht man jene, welche unmittelbar von den durch den Landes— 
fürften aufgeftellten Gerichten, und fohin mittelbar von ihm nach 
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Anmweifung der von ihm erlaffenen bürgerlichen Gefeße und der 
Gerihtöordnung, wie bey den Vormündern und den verfchiede: 
nen Arten der Euratoren ($$. 190, 204, 269, 280, 960 u. 968), 
oder von anderen Behörden in ihrem Wirfungdfreife Beamten 
oder Privatperfonen ertheilet wird, und deren Gränzen theils 
aus den darüber beſtehenden Geſetzen, theils aus den, den Be— 
vollmächtigten darüber ausgefertigten Urkunden beſtimmt werden. 

2) Die zweyte Art der öffentlichen Bevollmächtigung iſt 
jene, welche unmittelbar aus dem Geſetze entſteht, und da— 
her zum Unterſchiede von derlobrigkeitlichen die geſetzlich e ge: 
nannt wird. Dahin gehört die Macht des Ehemannes, feine 
Öattinn ($$. 91 u. 1237), und des Vaters, feine Kinder zu 
dertreten (9. 152), fo wie überhaupt die Macht, welche öffent: 


lichen Beamten durch die allgemeinen Geſetze Der befonderen | 


Amtsvorfchriften ertheifet wird. 

3) Aus dem Umftande, daß der Gefegeber von diefen Ar⸗ 
fen der Bevollmächtigung auch hier eine Erwähnung macht, ijt 
zu ſchließen, daß die hier aufgeftellten Vorſchriften, in fo weit 
Feine befonderen Anordnungen für felbe beftehen, und aus der 
Natur derfelben nicht wthwendige Abweichungen hervorgehen, 
auch für diefe Anwendung haben; eine Behauptung, die auch 
durch dem ausdrücklichen Inhalt des $. 968 betätigt ‚ wird. — 
Insbeſonders wird hier bemerkt, daß die, allgemeinen Geſetze ſo— 
wohl, ald auch die befonderen Amtövorfchriften, wenn fie gehö- 
rig kundgemacht worden find, bey diefen Perfonen die Stelle 
der öffentlichen Vollmachten vertreten, und für diejenigen, die 
fih in Gefchäfte mit folhen Dienern des Staates einlaffen, eine 
gefeliche Verbindlichkeit gründen, ohne daß fie ſich mit der Un: 
wiſſenheit derfelben entfchuldigen Fönnten. Wird daher eine Hand— 
lung, ein Vertrag gegen oder über den Inhalt folcher Geſetze 
und Inſtructionen gefchloffen; fo ift der Staat zur Genehmigung 


oder Erfüllung nicht verbunden , dafern nicht die unbefugt une 


fernommene Handlung offenbar nothwendig gewefen ift ($. 1009), 
oder der Staat daraud Nuten gezogen hat (SS. 1035 — 1043). 
Mangelt ed an bejtimmten Amtsvorſchriften über die einzelne 
Handlung des öffentlichen Beanıten, fo wird ihre Rechtmäßig: 








[9. 1035.] 125 


feit aud ihrem natürlichen Zwede, und den auch dem gewöhn⸗ 
lichen Menfchenverftande einleuchtenden Befugniffen und Grän— 
zen des Amtes zu ermeffen ſeyn. Defterd kann man bey Hand: 
lungen der Staatädiener in den Fall kommen, daß felbjt ana: 
loge Entfcheidungen des pofitiven Privatrechtes Feinen Anhalts— 
punct gewähren, und zu dem natürlichen, dffentlichen Rechte die 
Zuflucht genommen werden muß, wenn 3 B. Staatsdiener ded 
Givils oder Militärſtandes als ſolche mit auswärtigen Regierun— 
gen oder Unterthanen in Verhältniſſe und Verträge treten, oder 
im fremden Gebiethe Verfügungen erlaſſen ). 


0. 1035. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 

Wer weder durch ausdrücklichen oder ſtillſchwei— 
genden Vertrag, noch vom Gerichte, noch aus 
dem Geſetze das Befugniß erhalten hat, darf 

der Regel nach ſich in das Geſchäft eines An— 
dern nicht mengen. Hätte er ſich deſſen ange— 
maßt; ſo iſt er für alle Folgen verantwortlich. 

4) Von der Bevollmächtigung, die ſtets einen Auftrag 
vorausſetzt, unterfcheidet fich die freymwillige Geſchäftsführung, 
oder wie fich die Marginal-Rubrik, oder das Geſetz felbft an 
mehreren Orten °) ausdrüdt, die Gefchäftsführung ohne Auf: 
trag. — Außer den bejtimmten Fällen, wo Perfonen, die ihre 

Gefchäfte weder unmittelbar felbft, noch durch Privatbevoll- 

mächtigte beforgen können, eines befonderen Schuged bedürfen 

($-. 270), legt da5 Gefeg Niemanden die Pfliht auf, fich der 

Geſchäfte feines Mitbürgerd anzunehmen ; ja dad Geſetz erklärt 

es in der Regel fogar für eine widerrechtliche Anmaßung. 

2) Der Grund diefer gefeglichen Anordnung ruht offendar 
darin, weil für jeden Bürger, der die natürliche, allgemeine Fä— 
bigkeit, feine Gefchäfte zu beforgen, befißt, die in dem Natur: 


4) Siehe die Materialien des Hrn. Vieeprafidenten Earl Ritters 9. Pratobevera 
2. 80. S. 366 — 370% 
2) 3: Bd, |. 336, 
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triebe und der Vernunft gegrindete Vermuthung ftreitet, daß 
er dad, wad ihm müßlich ift, nicht außer Acht Taffen werde, und 
wenn er darin zu Eursfichtig fcheint, man ihn mit feinen beſſe— 
ren Einfichten, Kenntniffen und guten Rathfchlägen unterftüßen 
könne. — Die Aufdringung von Wohlthaten aber würde 
nicht nur die rechtliche Freyheit eines Menfchen, mit feinem 
Eigenthume nach Belieben zu fchalten ($$. 354 u. 362), verniche 
ten, fondern es würde fich auch derjenige, der dieſes thun wollte, 
der Gefahr ausfegen, in der beften Abficht bey den verfchiedenen 
Unfihten und Lagen, und bey der Schwierigkeit, die Neigungen 
Zwecke, Mittel und die übrigen Verhältniffe Anderer richtig und 
vollftändig zu beurtheilen, einen fchlechten Dienft zu erweifen, 
und fich dafür verantwortlich machen '). 


- $, 1036. 
Sm Nothfalle. 


Mer, obgleich unberufen, ein fremdes Geſchäft 
zur Abwendung eines bevoritehenden Schadens 
beforgt, dem ift derjenige, deffen Gefchäft er be— 

ſorgt hat, den nothwendigen und zweckmäßig ge— 
machten Aufwand zu erfegen ſchuldig; wenn gleich 
die Bemühung ohne Verſchulden fruchtlos ges 
blieben ift (9. 403). 

4) Indeſſen gibt ed doch Fälle, wo die Einmifchung in die 
Gefchäfte eines Anderen nicht ald eine Verlegung der rechtlichen 
Freyheit deöfelben angefehen werden Fan, indem man hier mit 
allem Grunde auf die Einwilligung deöfelben rechnet. Denn oft 
geräth auch ein felbftftändiger Bürger in folche Lagen und Ver: 
hältniffe, wo er fich zu helfen nicht vermag, und wo e3 ihm da= 
her außerft willfommen ſeyn muß, wenn ihm fremde Hülfe zu 
Theil wird, wie z. B. wenn während feiner unvermutheten län— 
geren Abmefenheit feinem Haufe ein naher zufälliger Einfturz 
droht, oder dadfelbe in Brand geräth. — Wollte man auch in 





1) Siehe 9, Zeiler’s Commentar Ri, 2, 
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ſolchen Fällen fremde Aufopferung nicht vergelten, oder den 
Hulfeleiftenden vielleicht gar verantrwortlih machen, wenn er 
die geheimen Gedanken und Abfichten des Gigenthümers nicht 


errathen hätte (3. B. diefer hätte ohnehin im Sinne gehabt, 


dad der Gefahr ded Cinfturzes ausgeſetzte Gebäude zufammen zu 
reißen und da3 Materiale zu einem andern DBaue zu verwen: 
den); fo würde er für außerordentliche Fälle mehr, ald für die 
gewöhnlicheren beforgt feyn. — Zu einer eigentlichen Verpflich 
fung jedes Bürgers, in’ einem folchen Falle zum Beften feines 
Mitbürgerd Handlungen zu unternehmen, konnte der Gefeßgeber 
diefe nicht füglich erheben, da nicht jeder in der Lage ift, für 
den Andern in foldyen Augenblicken einen Kraft oder Vermö— 
gensaufwand zu beftreiten, und die Beurtheilung, ob ein Bür— 
ger in diefer Lage fich befunden hat, theils gänzlich unthunlich, 
theild wenigſtens mit ſchwierigen und für jeden Fall höchft läſti— 
gen, mit der allgemeinen rechtlichen Freyheit unvereinbarlichen 
Nachforfchungen verbunden wäre. — Der Geſetzgeber vertraut 
daher hier dem natürlichen Billigfeitd: und MenfchlichFeitögefühle, 
und fucht wenigftend die Hinderniffe der werfthätigen Aeußerung 
derfelben dadurch zu entfernen, daß er den Eigenthümer ver: 
pflichtet erklärt, demjenigen, der für ihn zur Abwendung eines 
bevorftehenden Schadens einen nothwendigen und zweckmäßigen 
Aufwand gemacht hat, felbft in dem Falle zu entfchädigen, wenn 
die Bemühung (jedoch ohne Verſchulden des Gefchäftsführers) 
fruchtlos geblieben ift. 

2) Dad Gefeß feßt hier voraus, daß der Aufwand zur Ab: 
wendung des bevorftehenden Schadens überhaupt nothwendig 
war. Was in dem Falle eines bloß nützlich gemachten Aufwan— 
des Rechtens fey, wird in den folgenden beyden $$. vorkommen. 
— Der Aufwand muß aber auch zweckmäßig ſeyn; denn ein un: 
zweckmäßiger Aufwand, d. i. ein folcher, welcher der Befchaffen: 
heit der Sache und den Umftänden überhaupt nicht angemeffen 
üft, gereicht entweder dem Eigenthümer zu gar keinem Dortheile, 
oder vergrößert wenigftend die Koften ded Aufwandes ohne Noth: 
wendigkeit. — War aber der Aufwand zugleich nothwendig und 
zweckmäßig, fo muß der Erſatz geleiftet werden, wenn er auch 


128 [9. 4037: ] 

fruchtlos geweſen, z. B. dad Haus dennoch abgebrannt oder 
eingeſtürzt wäre. Jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß die 
Fruchtloſigkeit des gemachten Aufwandes ihren Grund nicht in 
dem eigenen Verſchulden des Geſchäftsführers haben dürfe, indem 
er ſonſt die Folgen ſeines eigenen Verſchuldens zu tragen hätte. 


. 1037. 
Oder zum Nutzen des Andern. 


Wer fremde Geſchäfte bloß, um den Nutzen des 


Andern zu befördern, übernehmen will, foll fi) 
um deſſen Einwilligung bewerben, Hat der Ges 
ſchäftsführer zwar diefe Vorſchrift unterlaffen, 
„aber das Geichäft auf feine Koften zu des An: 
‚bern Elaren und überwiegenden Vortheile ges 
führet; jo müffen ihm von diefem die darauf 
verwendeten Koften erfeßet werden, —* 
1) Der Umſtand, ob die Fürſorge auf die Abwendung ei— 
ned bevorſtehenden wahren Schadens, und nicht vielmehr auf die 
Befdrderung eines (wahren oder vermeinten) Nutzens gerichtet 
fey, fällt, wie v. Zeiler in feinem Commentare bemerkte, nicht 
immer deutlich in die Augen. Wenn, fährt er weiter fort, aus 
dem bisherigen Benehmen des Eigenthümers erhellet, daß er die 
Koften zur Herftellung feiner, obgleich fruchtbringenden Sache, 
3. B. feines alten, baufälligen Hauſes, nicht aufwenden wolle, 
oder wenn die Gefahr ded Schadens nicht fo dringend war, daß 
man nicht füglich den Willen des Cigenthümerd hätte einhohlen 
Eönnen; noch mehr aber, wenn es fich nicht um die Erhaltung, 
fondern nur um eine Vervolllommung oder Berbefferung einer, 
Sache handelt; fo fällt die Geſchäftsführung unter den. gegen= 
wärtigen Paragraph, und verdient Feine ſolche Begünftigung des 
Geſetzes, ald die vorher erwähnte ($. 1036); fie erhält nur in fo 
fern einen rechtlichen Beyftand, ald das Geſetz nicht geftattet, 
das Jemand auf Koften ded Undern bereichert werden foll ($. 331): 
2) Wer alfo die Gefchäfte eined Andern bloß um defjen 
Bortheil zu befördern, ohne Auftrag übernimmt, muß ſich um 
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die Genehmigung deöfelben bewerben. Erfolgt diefe Genehmigung 
ausdrücklich und ohne Ginfchränfung , fo entjtehen zwifchen Beyden 
eben die Rechte und Pflichten, wie zwifchen einem Machtgeber 
und Bevollmächtigten; hat aber der Geſchäftsführer diefe Vor— 
ſchrift unterlaſſen, ſo ift vor Allem darauf zu fehen, ob dad Ge: 
ſchäft zum Flaren (nicht zweifelhaften oder unficheren), und ob 
ed zu einem fortdauernden, den Aufwand und die übrigen damit 
verfnüpften Laften oder Unannehmlichkeiten überwiegenden 
Bortheile des Eigenthümers gereiche, 3. DB. wenn Jemand die 
feuchtbaren Grundſtücke eines Abwefenden zu gehöriger Zeit bes 
bauet, oder den durch die fehnelle Abreife unterbrochenen, nutz— 
bringenden Bau fortgeführet hat u. dgl. In diefen nach Belchaf: 
fenheit der Sache durch Kunftverftändige zu erdrternden Fällen 
vermuthet da5 Geſetz mit Recht, daß die geäußerte Mißbilligung 
des Eigenthümerd nur auf den unbilligen Zweck, einen Nachlaß 
des Erſatzes zu erprejfen, gerichtet fey, und es geftattet nicht, daß 
er aus einem fremden Capitale die Früchte ziehe ). 


0. 1038, 


St aber der überwiegende Bortheil nicht klar; 
oder hat der Gefchaftsführer eigenmächtig fo 
wichtige Veränderungen in einer fremden Sache 

vorgenommen, daß die Sache dem Andern zu dem 
Zwede, wozu er fie bisher benüste, unbrauch— 
bar wird, fo ift diefer zu Feinem Erſatze verbun— 
den; er Eann vielmehr verlangen, daß der Ge: 
fchaftsführer auf eigene Koften die Sache in den. 
vorigen Stand zurückſetze, oder, wenn das nicht 
möglich ift, ihm volle Genugthuung Teifte, 

4) Der Erſatz der Koften kann fich im vorigen Falle nicht wei— 
ter ausdehnen, ald der überwiegende DBortheil beträgt; denn 
würde man den Gigenthlimer zum Grfaße aller Koften verpflichten, 
wenn fie auch den Werth überfchreiten, um welchen die Sache 


41) Siehe v. Zeiller's Gommentar. 
Nippel's Commentar VII. Th. 9 


f 


130. IS. 1088.] 4 
verbeffert worden ift, fo würde demfelben dadurch ein Nachtheil 
zugefügt werden, und man Fönnte da nicht mehr fagen, daß der 
Geſchäftsführer dad Gefchäft zu des Andern überwiegenden 
Vortheile geführt habe. — Iſt es daher nicht ganz Elar, daß durch 
die von dem Sefchäftsführer auf die fremde Sache verwendete 
Koften dem Eigenthümer derfelben wirklich ein Vortheil zugegan— 
gen fey; fo ift diefer zu einem Erſatze nicht verpflichtet. 

2) Diefed ift um fo mehr dann der Fall, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsführer eigenmächtig ſo wichtige Veränderungen in einer 
fremden Sache vorgenommen hat, daß die Sache dem Andern 
zu dem Zwecke, wozu er ſie bisher benützte, unbrauchbar wird; 
z. B. Jemand läßt ein bisher zu einem öconomiſchen Gebrauche 
beſtimmtes Gebäude zu einem Wohngebäude umſtalten; allein 
der Eigenthümer ift mit diefer Veränderung ganz unzufrieden, 
weil fie feinen Abfichten nicht zuſagt. In diefem alle würde 
ſich der Gefchäftsführer fruchtlos auf den überwiegenden Vortheil 
berufen, und er dürfte mit dem Beweiſe desfelben gar nicht ges 
hört werden. Er verliert daher feinen unzweckmäßig gemachten 
Aufwand; ja, er muß fogar, wenn der Cigenthümer ed fordert, 
die Sache auf eigene Koften in den vorigen Stand zurücfegen. 
Herr Hofrath v. Zeiller fügt in feinem Commentare hinzu, daß 
der Geſchäftsführer in dieſem Falle nicht nur den Schaden, 
ſondern auch den Entgang des Gewinns erſetzen müſſe. — Aus— 
drücklich meldet zwar der $. hiervon nichts; denn er verpflichtet 
den Gefchäftöführer nur dann zum Grfaße ded Schadend und 
entgangenen Gewinns, wenn die Zurüdfegung in den vorigen 
Stand nicht mehr möglich ift. — Allein ich glaube deffenunge: 
achtet, daß diefe Behauptung durch die allgemeinen Grundfäße, 
welche da5 Gefegbuch in dem dreyßigften Hauptftüce vom Scha— 
denerfage und der Genugthuung aufftellet, in Verbindung mit 
der Elaren Abficht des Geſetzgebers, welche diefem $. zum Grune 
de liegt, gerechtfertiget werde; denn daß das Geſetz den Ge: 
ſchäftsführer als einen Befchädiger anfehe, und ald Tolchen bez 
handelt willen wolle, gehet daraus hervor, daß e5 denfelben ver— 
pflichtet, die Sache in den vorigen Stand zurücdzufegen, wel- 
ches die gefehliche Solge einer Beſchädigung ift ($, 1323); er: 
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übriget deffenungeachtet noch ein Schade, fo liegt ed in der all 
gemeinen Verpflichtung jedes Befchädigers, auch diefen zu vers 
güten ($. 1295), weil der ganze Schade und nicht bloß ein 
Theil gut gemacht worden ift, und weil man in diefem Zalle 
nicht behaupten kann, es fey Alles in den vorigen Stand zurück— 
gefegt worden. Denn fegen wir den Fall; daß der Cigenthümer 
eben deßwegen eine andere Wohnung zu miethen gendthiget ift, 
weil er während der Zeit, welche zur Zurückverſetzung des aufges 
führten Wohngebäudes in den vorigen Stand erfordert wird, ein 
Locale zu dem Zwecke, wozu das Gebäude benützt wurde, widmen 
muß; fo ift durch die Adaptirung des aufgeführten Wohngebäudes 
zu dem Zwecke, wozu ed früher benügt wurde, noch nicht Alles in 
den vorigen Stand zurücfgeftellt ; denn um die Sache vollfommen 
in den vorigen Stand zurüczuftellen, müßte man im Stande 
feyn, die Miethung des fremden Locales überflüffig zu machen ; 
weil, wenn der Geſchäftsführer den Bau nicht unternommen 
hätte, diefe Miethung nicht eingetreten wäre. Auch tritt die 
Derpflihtung, den vorigen Stand herzuftellen, fogleich ein, als 
der Eigenthümer diefes begehret; da aber der Gefchäftsführer in 
diefem Augenblicke diefe Zurückſtellung nicht bewerfftelligen kann, 
fo muß felbft nach der Vorfchrift des gegenwärtigen $., der dar— 
aus entftehende Schade erfeget werden. — So wie aber in dem 
Falle, als die Zurückfegung in den vorigen Stand durchaus nicht 
möglich ift, volle Genugthuung geleiftet, folglich auch der Ents 
gang des Gewinns erfegt werden muß ($. 1323); fo muß dies 
ſes auch für die Zeit gelten, in welcher die Sache in den vorie 
gen Stand nicht verfegt werden Eonnte, 

3) Es Fann hier die Frage aufgeworfen werden, ob der 
Geſchäftsführer in dem Falle, ald er in der ficheren Meinung, 
dem Eigenthümer durch die getroffene Veränderung einen Dienft 
zu ermweifen, felbe unternommen hätte, diefer aber fich zu einer 
Vergütung nicht herbeyläßt, deffenungeachtet aber die Sache 
in dem veränderten Zuftande benützt, nicht felbft gegen Anbies 
thung der Leiftung der vollen Genugthuung die Sache wieder auf 
feine Koften in den vorigen Stand verfegen dürfe? Gehen wir 
z. B. derjenige, welcher aus dem Deconomie-Gebäude ein Wohn: 

9 ur 
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gebäude geftaltete, fey der Ueberzeugung, daß diefe Umftaltung 
dem Gigenthümer innerlich fehr angenehm fey, und daß er nur 
and Gemwinnfucht, auf die Anordnung des gegenwärtigen $. fich 
ftügend, ihm die Bezahlung der Koften verweiger. — Um ihn 
nun indirecte zu nöthigen, daß er die Koften entweder ganz oder 
wenigftens theilweife vergüte, und im Falle er fich doch nicht dazu 
herbeylaffen follte, um ihn für feine gewinnfüchtigen Abfichten zu 
beftrafen, dringt der Gefchäftöführer felbft auf Zurückverfegung in 
den vorigen Stand, könnte er nun diefe mit Zwang durchfeßen ? — 

. Diefe Stage muß offenbar verneinend beantwortet werden ; 
denn eine folche Berechtigung könnte ſich nur unmittelbar auf 
dad Geſetz, oder auf einen Vertrag, oder eine erlitteng Be: 
fhadigung gründen ($. 859). Nun ift Fein ausdrückliches Ges 
feg vorhanden, welches dem Geſchäftsführer diefed Necht eins 
räumte; ein zwifchen dem Gefchäftsführer und dem Eigenthü— 
mer dießfalls beftehender Vertrag wird nicht vorausgefekt; um 
fo weniger leidet aber dadurch der Gefchaftöführer einen Scha— 
den, wenn der Eigenthümer von feinem Rechte, darauf zu drine 


gen, daß die Sache auf Koften des Erfteren in den vorigen 


Stand zurücverfegt werde, Eeinen Gebrauch machet. 
4) War demjenigen, deffen Gefchäfte ohne feinen Auftrag 
beforgt wurden, folches fehon vor oder während der Beſorgung 


bekannt, und hat er diefer Beforgung vor Vollendung des Ge⸗ 


ſchaftes ſogleich nach erlangter Wiſſenſchaft nicht widerſprochen; 


ſo ſcheint der Geſchaͤftsführer berechtiget, dieſes Stillſchweigen 
für eine heimliche Genehmigung ſeiner Geſchäftsführung anſehen 


zu. fönnen, und der gegenwärtige J. dadurch außer Anwendung 
zu Fommen. — Diefe Behauptung durfte auch die Analogie des 
9.418 für fich haben '). 
d. 1039. 
Wer ein fremdes Geſchäft ohne Auftrag auf Ti 
genommen bat, muß es bi zur Vollendung fort- 








fegen, und gleich einem Bevollmächtigten genaue | 


Rechnung darüber ablegen, 


— 


1) Siehe meine Erläuterung dieſes $. Nr. 4. 





[$. 1039. ] 433 


4) Die Gerechtigkeit diefer gefeglichen Beftimmung ift ein: 
leuchtend; denn ein folcher Gefchäftöführer macht fich durch 
die That felbft verbindlich, das Gefchäft, dad er zu führen be— 
gann, zur Beforgung zu übernehmen; er hat fich daher nach den 
Borfchriften über den Bevollmächtigungdvertrag zu benehmen. 
Hat daher ein folcher Gefchäftsführer den Anfang eines Baues 
oder einer Reparatur, oder die Verwaltung einer ganzen Lande 
. wirthfchaft eigenmächtig übernommen, fo muß er auch für die 
Ausführung des Baued, oder für die Verwaltung aller zufam: 
‚menhängenden MWirthfchaftögebäude Sorge tragen. Durch die 
Unterlaffung der weiteren, nöthigen Sorgfalt geräth er, wie bes 
reits v. Zeiller bemerkte, in Gefahr, nicht nur den Fruchtlofen 
Aufwand zu verlieren, fondern auch den dem Eigenthümer etwa 
verurfachten Schaden zu erfegen. Am jedoch den Umfang diefer 
gefeglichen Beftimmung und ihre Gränzen genau einzufehen, it 
ed zweckdienlich, die in dem Gefege aufgeführten einzelnen Zälle 
der Gefchäftöführung ohne Auftrag durchzugehen, und die Vor: 
ſchrift auf felbe anzuwenden. 

2) Hat Jemand angefangen, ein fremdes Gefchäft zur Ab: 
wendung eines bevorjtehenden Schadens zu beforgen, fo erfcheint 
dejjen Verpflichtung, dad Gefchäft fortzufegen, um fo auffallen- 
der und dringender, als dadurch jeder Andere, der fich gleichfalls 
zur Beforgung diefes Gefchäftes entfchloffen häfte, durch das 
Zuvorfommen abgehalten wird. Obfchon nun Fein Menſch in 
der Regel verpflichtet ift, fich ohne erhaltenen Auftrag einem 
folhen Gefchäfte zu unterziehen, und daher auch nicht verant— 
wortlic) werden Fan, wenn er zur Abwendung eines Schadens, 
welcher eine dritte Perſon bedrohet, nicht5 unternimmt; fo 
ift doc) Jedermann verpflichtet, jede Handlung zu unterlaffen, 
welche einem Andern ein Hindernig in den Weg legt, zur Abe 
wendung des drohenden Schadens dad Nöthige anzuwenden. Eine 
folye Handlung iſt aber dad Beginnen eines folchen Geſchäftes, 
und ed ift daher gerecht und billig, denjenigen, der ein folches 
Gefchäft bereits begonnen hat, auch zur Vollendung deöfelben 
anzuhalten. Ja, der Eigenthümer felbft kann ſich dadurch, weil 
er in Erfahrung bringt, daß bereitd ein Dritter zu feinen Gun: 


\ 
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ften die nöthigen Ginleitungen zur Abwendung des Schadens 
getroffen hat, beruhigt fühlen, und diefe Handlung ftillfhweigend 
genehmigend jede weitere Vorkehrung überflüffig halten. 

3) Hat Jemand, bloß um den Nugen des Andern zu bes 
fördern, ein Gefchäft unternommen; fo muß man unterfcheiden, 
ob er bereitd an dem Seinigen des Gigenthümerd zu dieſem 
Zwecke etwas verändert hat oder nicht. So lange noch Feine 
Handlung erfolgt ift, welche eine Verfehlimmerung der dem Ei— 
genthümer gehörigen Vermögensſtücke zu Folge hatte, fcheint fich 
der Gefchäftöführer durch feine einfeitige Handlung nicht für ges 
bunden achten zu können. — Seßen wir z. B.: Jemand nehme 
fih vor, in Abwefenheit feined Freundes ein in fchlechtem Zu: 
ftande befindliches Wohngebäude, dad eben wegen diefes fchlech- 
ten Zuftanded bisher nicht benügt wurde, in bewohnbaren Stand 
berftellen zu laſſen, Faufe zu diefem Zwecke fchon Materialien 
zufammen, und gehe vorläufig auch ſchon mit dem Baumeiſter 
einen Contract ein. — In der Folge überzeugt er fich aber von 
der ‚Koftfpieligkeit der Unternehmung, und gehet von feinem 
Borhaben wieder ab. Könnte ihn wohl der Gigenthümer ver— 
halten, dad Geſchäft, das er durch den Anfauf der Materialien 
and den Gontractsabfchlug mit dem Baumeifter ftillfchweigend 
zu übernehmen fich erflärte, auch wirflicdy zu vollenden? — Diefe 
Frage wird gewiß Niemand bejahend beantworten. Die hier un: 
ternommene Handlung Eönnte höchftens als ein ftillfchweigendes 
Derfprechen angefehen werden, das Geſchäft zum NMutzen eines 
Underen zu unternehmen. So lange ‚aber dad Verfprechen 
von der anderen Seite nicht angenommen worden, ift daöfelbe 
nicht verbindlich, und der Verfprecher kann fein Verfprechen nad) 
Belieben zurücknehmen. Hat aber der Gefchäftsführer bereits 
mit der Sache des Anderen eine Veränderung vorgenommen, 
3. B. den Dachftuhl des Haufes erhöhen laffen, um ein zwey— 
tes Stockwerk aufzuführen, — dann fteht ed nicht mehr in ſei— 
ner Willkühr, dad begonnene Werk unvollendet zu laffen, fon= 
dern er Fann von dem Eigenthümer zur Vollendung deöfelben 
angehalten werden. 
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4) In dem Falle, als Jemand für einen Andern ein Ge: 
fchaft ohne Auftrag beforgt, beftreitet er entweder den dazu nd: 
thigen Aufwand aus feinem eigenen Vermögen, oder aud dem 
Dermögen desjenigen, für den er das Gefchäft beforgt, wie 3. B. 
ein Herrfchaft3: Verwalter aud den Ginfünften der Herrfchaft. — 
Im erften alle Tiegt es in der Natur der Sache, daß er, wenn 


er feiner Zeit von dem Eigkenthümer den Erſatz anfpricht, auch 


den gemachten Aufwand ausweifen müſſe, welches nur durch eine 
ordentliche Rechnungslegung gefchehen kann. — Die Legung einer 
ordentlichen Rechnung liegt fohin in diefem Falle in feinem eiges 
nen Sntereffe. — Hat er aber den Aufwand aud dem Vermö— 
gen des Eigenthümers beftritten, liegt alfo die Rechnungslegung 
nur im Intereſſe diefes Lesteren; fo ift diefer berechtigt, von 
dem Geſchäftsführer felbft in dem Falle, als der Aufwand nur 
theilweife au feinem Eigenthume beftritten worden wäre, die 
Legung einer ordentlichen Rechnung zu begehrten, wenn auch der 
Gefchäftsführer noch feinen Anfpruch auf einen Erfaß erhoben 
hätte. Eine Belohnung für feine Bemühung Fann er ordente 
licher Weife nicht fordern ($. 4004); wohl aber kann er nach 
der Analogie des $. 1191 bey dem Erfage ded Schadens, den 
er allenfall5 zu Leiften bat, den im Ganzen verfchafften Nutzen 
in Abrechnung bringen. 

4) Nach eben diefen Grundfäßen ($$. 1035 — 1039) find, 
wie Herr Hofrath v. Zeiler bemerkt, auch diejenigen zu beur— 
teilen, die fich mit dem Gefchäftsführer in fremde Geſchäfte ein: 
gelaffen haben. Es kommt ihnen zwar immer ein Necht wider 
den Gefchäftsführer, mit dem fie unmittelbar ein Nechtöge: 
fchaft abgefchloffen haben, zu; gegen den Eigenthümer aber nur 


. dann, wenn fir/eine nüßliche Verwendung zu beweifen vermögen 


($. 1041). 
J. 1040. 
Gegen den Willen des Andern. 
Wenn Semand gegen den gültig erklärten Willen 
des Eigenthümers fich eines fremden Gefchäftes 
anmaſſet, oder den rechtmäßig Bevollmächtig: 
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ten durch eine ſolche Einmengung an der Beſor— 
gung des Gefchäftes verhindert; fo verantwortet 
er nicht nur den hieraus erwachfenen Schaden 

amd entgangenen Gewinn, fondern er verliert auch 
den gemachten Aufwand, in fo fern er nicht in 
Natur zurückgenommen werden kann, 


41) Es Tiegt in der Natur der Sache, daß derjenige, der 

nicht bloß ohne, fondern fogar gegen den Willen des Eigen: 
thümers fich ein Gefchäft anmaßt, ungleich ftrenger behandelt 
werden müffe, ald der Erftere ($. 1037), indem eine folche Anz 
maffung ein offenbarer, widerrechtlicher Gingriff in die Freyheit 
des Eigenthümers ift, wovon der Schuldige die Folgen’ tragen 
muß, — Die Folgen, die aus einer folchen Anmaffung hervor— 
gehen, Eönnen aber von zweyfacher Art feyn, nähmlicy a) ſolche, 
die dem Gigenthümer einen wirklichen Nachtheil bringen, und 
b) folche, die ihm einen Vortheil gewähren. 
2) Daß derjenige, welcher gegen den Willen ded Eigenthü— 
mers ſich das Sefchäft anmaffet, nicht nur den wirklich zuge: 
gangenen Schaden, fondern auch den entgangenen Gewinn zu 
verantworten habe, ift fihon in den allgemeinen Grundfägen über 
Schadenerfaß und Genugthuung gegründet. — Die ftrengere Bes 
handlung eines folchen Geſchäftsführers zeigt ſich befonderd dar— 
in, daß er für die wirklichen Vortheile, welche er dem Eigen— 
thümer verfchaffte, einen Erfaß anfprechen Fan. — Diefer Ber: 
luft des gemachten Aufwandes ift nach dem Geiſte des dfterreichi- 
fhen Geſetzbuches keineswegs als eine eigentliche Strafe anzufes 
ben, fondern ftüget fich auf den in der Natur der Sache liegens 
den Nechtögrundfaß, daß in der Regel Niemand gezwungen wers 
‚den Fünne, einen auch zu ſeinem Vortheile gereichenden Aufwand. 
zu machen. — Wer daher ungeachtet der Ginfprache des Eigen— 
thümers für einen Andern einen Aufwand macht, kann diefes nur 
auf feine Koften thun, und es exiftirt Fein Nechtögrund, aus 
welchem er die Vergütung diefed Aufwandes fordern könnte. 

3) Aus diefer Anſicht erklärt fich auch, warum der Gefeßges 
ber einem folchen Gefchäftöführer geftattet, das zum Beften einer 
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fremden Sache Verwendete zurückzunehmen, wenn fich daöfelbe 
von der Sache abfondern fäßtz denn fo wenig der Geſchäfts— 
führer verlangen Fann, daß der Eigenthümer ihm für die gegen 
feinen Willen unternommenen Berbefjerungen der Sache aus fei: 
nem Eigenthume etwas heraudgebe, eben fo wenig fann der Leß- 
tere verlangen, daß ihm der Gefchäftsführer eine Sache zum Eigen: 
thume überlaffe, die diefer ohne Beeinträchtigung des Eigenthü— 
mers wieder zurücnehmen kann. Würde der Gigenthümer dem 
Gefchäftsführer verweigern, diefe Sachen wieder zurückzunehmen, 
fo würde er ja eben dadurc) erklären, daß die Verbindung der 
fremden Sache mit der Seinigen fein Wille fey; er würde fohin 
eben dadurch die Handlung des Geſchäftsführers genehmigen. 

4) Indeſſen ift hier zu bemerken, daß dad Gefeg nur die 
Zurüdnahme des gemachten Aufwandes geffatte, woraus ic) 
folgere, daß die bloße Vertilgung deöfelben ohne eigentliche Zu= 
rücknahme nicht geftattet fey. Setzen wir 5. B. Jemand habe 
gegen, den erklärten Willen des Eigenthümers die Wohnung des 
Lesteren mit Tapeten verfehen laffen. — Will daher der Eigen— 
thümer den Erfaß diefer Tapeten nicht leiften, fo fteht ed dem 
Sefchäftsführer Frey, fie wieder zu fich zu nehmen, und dadurch 
wenigftend einen Theil des Schadens von fich hintan zu halten. 
Hätte aber der Gefchäftsführer die Zimmer ausmahlen laffen, fo 
würde er nicht berechtiget feyn, gegen den Willen des Eigenthü— 
merd fie wieder überweißen zu laffen; denn der gemachte Auf— 
wand iſt einmahl für ihn verloren, und der Eigenthümer ift 
nicht verpflichtet, eine neue Handlung in feiner Sache zu dul: 
den, welche dem Gefchaftöführer nichts nüßet, dem Gigenthümer 
aber fchadet (Vergl. $. 332 Nr. 3). 

5) Dad Gefeß redet übrigens hier nur von einem gültig 
erflärten Willen ded Eigenthümers. Derjenige, welcher un: 
fahig ift, über feine eigene Sache nad) Belieben zu verfügen, 
z. B. ein feines Verſtandes Beraubter, ein Verfehwender, ein 
Unmündiger kann Niemanden eine folche Unternehmung verbies 
then, fein Verboth wird fohin nicht geachtet. Eben fo wenig Fann 
der der Beforgung feiner Gefchäfte vollfommen gewachfene Ei: 
genthümer verbiethen, daß eine Handlung, zu der er rechtlich vers 
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pflichtet erfcheint, unterlaffen werde, z. B. die Unterftügung eis 
nes dem Einfturze drohenden, und die Sicherheit der Nachbarn 
gefährdenden Gebäudes (F 1036). Selbft ein im Allgemeinen 
guftiges Verboth kann, wie v. Zeillee bemerkt, vernünftiger 
Weile auf dringende Fälle einer fremden Fürſorge ($. 1036) nicht 
bezogen werden. 


d. 1041, 


Verwendung einer Sache zum Nutzen bes Andern. 


Denn ohne Gefhäftsführung eine Sache zum 
Nutzen eines Andern verwendet worden ift; kann 
der Eigenthümer fie in Natur, oder, wenn dieß 
nicht mehr gefchehen Fann, den Werth verlan- 
gen, den fit zur Zeit der Verwendung gehabt 
bat, obgleich der Nußen in der Folge vereitelt 
worden, ift. 

4) Es gibt mehrere Fälle, in welchen man ohne Abfchlie: 
ßung eines Vertrages und ohne eine eigentliche Gefchaftsführung 
($. 1035) Sachen zum Nutzen eined Anderen verwendet; z. DB. 
wenn man Jemanden, befonders folchen Perfonen, die ſich zu ver— 
binden unfähig find, ($. 865) Koft, Wohnung, Kleidung oder an: 
dere Vorfchüffe zur Befriedigung ihrer Bedurfniffe, zu ihrer Er: 
haltung, oder zu nüglichen Zwecken leiftet; wenn man Kranken 
im bewußtlofen Zuftande mit ärztlicher Hülfe beyſteht; oder wenn 
man einem Gefchäftsführer Waaren borgt, wodurch er die Ge: 
ſchäfte des Dritten zu beforgen in Stand gefegt wird ($. 1039 
3). 

2) Die Verwendung feines Eigenthums oder feiner Kräfte 
(F. 403) hat viele Aehnlichkeit mit einer dringenden und nützli— 
chen Gefchäftsführung, und wird daher von dem Geſetze beynahe 
auf eben diefelbe Art behandelt.— Es ift alfo vor Allem zu un 
terfcheiden, ob die zum Mugen eines Andern verwendete Sa— 
che in natura zurückgenommen werden Fann oder nicht. Im er— 
fien alle Eommt dem Eigenthümer da5 Recht zu, die verwende: 


9 Siche v. Zeillere Commentar N. 1, 
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Sache in natura zurückzunehmen. Im zweyten Falle kann er den 
Erſatz derfelben fordern, woben es jedoch auf den Zwed der Ver: 
‚wendung, und auf den Umjtand ankömmt, ob die Einwilligung 
des Anderen zur Verwendung der Sache präfumirt werden 
Fonnte oder nicht. — Iſt der Zweck der Verwendung die Hinz 
tanhaltung eines bevorftehenden Schadens von der Perfon oder 
dem Eigenthume eines Andern; fo gebührt dem Verwender der 
Erfaß, in fo fern fich die Verwendung zugleich als zweckmäßig 
gemacht darftellet, wenn auch diefe Verwendung fruchtlos gewefen 
feyn follte ($. 1036). Wird die Sache bloß zur nüglichen Ver: 
wendung für einen Andern hergegeben, fo Fann ein Erfaß nur in 
fo fern in Anfpruch genommen werden, al5 wirklich ein ermweis: 
licher Vortheil des Anderen dadurd) erzielt worden ift ($. 1037). 

3) Die Sache muß aber auch wirklich zum Nutzen des 
Andern verwendet worden feyn. — Wer dem Eigenthümer, wel: 
her mit feinem Vermögen felbft frey zu fchalten fähig und be= 
fugt ift, oder feinem gehörig Bevollmächtigten, felbft eine Sache 
zur Verwendung übergibt, bedarf dieſes Nechtömittel3 nicht, in— 
dem ihm aus dem gefchloffenen Gefchäfte felbft die Klage zu Ge— 
bothe fteht; er hat fich daher auch nicht zu befümmern, ob die 
Sache wirklich zu dem angegebenen Zwecke verwendet werde oder 
nicht. Dagegen muß derjenige, der eine Sache einer Perfon, die 
unter einer Vertretung fteht (F. 865), oder deren Öefchäfte nur 
von einem unberufenen Gefchäftöführer, nicht von einem recht: 
mäßigen Bevollmächtigten beforgt werden, Sorge fragen, daß 
die Sache wirklich zum Nugen des Adern angewendet werde. 
Wenn man 3. B. einem Minderjährigen Geld zur Anſchaf— 
fung eined nothwendigen Kleidungsftüfes borgt, und er das 
Geld verfchleudert, muß man den Verluſt feiner eigenen Unvor: 
ſichtigkeit, ihm nicht feldft dad Kleid angefchafft zu haben, ben: 
meſſen. — Hat ein Eigenthümer unmittelbar felbft die fremde 
Sache, um fie für fid zu verwenden, übernommen, fo kömmt 
e5 gar nicht darauf an, ob fie wirklich zum Nußen verwendet 
worden ift; denn der Eigenthümer erfcheint hier als Befchädiger, 
indem er dadurch, daß er die fremde Sache, um fie für fih zu 
verwenden, übernimmt, dem Eigenthümer der Lesteren einen 


\ 
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Nachtheil an feinem Vermögen zufüget (F. 1295), deffen Erfatz 
dieſer Letere anzufprechen berechtiget iſt (F. 1295), ohne Rüde 
fiht auf den Umftand, was mit der Sache weiterd gefchehen 
it. — Der dießfällige Klagdanfpruch beruht alfo im vorliegen: 
Falle nicht auf dem gegenwärtigen $., fondern auf der Vorſchrift 
des $. 1295, und darum zerfällt auch die Einwendung des die 
Sache verwendenden Eigenthümers, daß fie nicht zum Nußen 
verwendet worden, von felbft. — Es ift daher hier auch Fein 
Unterfchied zu machen, ob der Cigenthümer, der die fremde Sa— 
che eigenmächtig verwendet hat, ein felbftjtändiger fey oder nicht. 

4) Gin wirklicher nüglicher Aufwand gibt aber ſo gleich— 
ein Recht zum Erfage, welches dadurch, daß die Sache durch 
Zufall oder fremdes Verſchulden verloren gegangen ijt, nicht er: 
Yifcht; wie 3. B. wenn der Minderjährige das angefchaffte Kleid 
verfchleudert, oder aus Unbedachtfamfeit verloren hätte. Ein 
drittee Empfänger einer Sache, worauf jemand Anderer als 
der Weberträger einen Aufwand gemacht hat, haftet für den Auf: 
wand nicht '). 

5) Bey Beurtheilung eines folchen Aufwande muß jedoch 
immer in Ueberlegung gezogen werden, ob fich derfelbe nicht als 
eine freywillige , unentgelpdliche Leiftung darftelle, in wels 
chem Sale ganz natürlich jeder Anfpruch auf den Erfaß deöfel- 
ben wegfällt. Eine. foldye läßt fi) entweder aus der aus— 
drücklichen Erklärung desjenigen, der den Aufwand beftritten hat, 
oder aus den diefelbe begleitenden Umjtanden folgern, woraus 
die deutliche Abſicht, aus. bloßer Freygebigkeit eine Leiffung 
machen zu wollen, hervorleuchtet. Here Hofrath v. Zeiller außert 
fid) in feinem Commentare, daß er fi) an einige Prozeſſe er— 
innere, worin man von den, in freundfchaftlichen Verhältniſſen 
geladenen Gäften, nad) veränderten Verhältniffen den Erfaß der 
Bewirthung gefordert hat, 

5.1042, 
Mer für einen Andern einen Aufwand macht, den 
diefer nach dem Geſetze felbft hätte machen müſ— 
fen, hat das Recht, ven Erfas zu fordern. 


1) Siehe v. Zeilfer 5 Commentar N, % 
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41) Als Benfpiele eines folchen Aufwandes fonnen ange: 
führt werden: Wenn Jemand für einen Andern Steuern bes 
zahlt, die diefer felbft vermög der beftehenden Steuerverfaffung 
hätte entrichten müffen; wenn Qemand für den Unterhalt eines 
Kindes forget, das die Aeltern verftoßen, und welchem fie wis 
‚derrechtlich den Unterhalt abzureichen verweigert haben. — Eben 
fo habe ich bereitö bey Erläuterung des $."186 aus dem gegen— 
wärtigen $. die Solgerung gezogen, daß derjenige, der ein vers 
laffenes Kind in die Pflege übernommen, und fpäter diejenigen 
entdecket hat, welchen vermög der Gefege der Unterhalt diefes 
Kindes obliegt, er ungeachtet der Vorfchrift des $. 186, daß die 
Pflegeältern auf den Erſatz der Pflegefoften Feinen Anſpruch has 
ben, den Erſatz der Pflegefoften von den zum Unterhalte des 
Kindes verpflichteten Perfonen in Anfpruch nehmen könne. 

2) Die gegenwärtige Vorfchrift ift gerade auch nicht auf 
den Fall zu befchränfen, wenn das Gefeg unmittelbar zu dem 
Aufwande verpflichtet, wad in den oben angegebenen Beyfpielen 
der Fall ift; fondern es find auch jene Fälle darunter begriffen, 
wo Jemand aus einem Vertrage, letzten Willen, oder aus einer 
zugefügten Befchädigung, folglich mittelbar aus dem Geſetze 
($. 859) zu einer Leiftung verbunden ift. — Daher wird 5. B. 
auch derjenige, der für ein verlaffened Pflegefind, welches die 
Mflegeältern vertragsmäßig zu beforgen übernommen haben, den 
Unterhalt bejtreitet, den Erfaß in Anfpruch zu nehmen haben. 

3) Die Anwendung ded gegenwärtigen $. tritt felbft dann 
ein, wenn der Eigenthümer gegen diefen Aufwand ausdrücdlic) 
proteftiret; denn eine folche Proteftation kann ald Eeine gültige 
Willenserklärung angefehen werden ($. 1040 Nr. 4). Nur der 
Fall fcheint hier eine Ausnahme zu Machen, wenn der Eigenthüs 
mer gegriindete Hoffnung hatte, daß ihm der zu leiftende Auf: 
wand nachgefehen werde ; denn in einem folchen Falle kann Fein 
Dritter ihm durch eine folche voreilige Handlung den gehofften 
Vortheil entziehen. 
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0. 1043. 
Hat Zemand in einem Nothfalle, um einen grö— 
peren Schaden von fi) und Andern abzuwenden, 


jein Eigenthum aufgeopfert; fo müffen ihn Alle, 


welche daraus Vortheil zogen, verhältnißmäßig 
entfchädigen, Die ausführliche Anwendung diefer 
Borfchrift auf Seegefahren ift ein Gegenftand 
der Seegeſetze. | 

Das aufgeftellte Princip ift, wie v. Zeiller bemerkt, nach 
dem Vorbilde des rhodifchen Geſetzes in Hinfiht auf Seege— 
fahren fchon in dem römifchen Nechte ') und feither auch in 
andern Seegeſetzen ausführlicher erörtert worden. — Die Billig: 
Eeit diefes Princips fpringt in die Augen; denn ed ift gewiß fehr 
billig, daß der Schade von allen Ienen gemeinfchaftlich getragen 
werde, welche durch den Verluſt fremder Sachen ihre eigenen 
Sachen in Sicherheit gebracht. haben. Aus diefem erhellet auch, 
wie Voctius in feinem Commentare ?) bemerkt, daß nicht aus der 
Aufopferung des Eigenthums, fondern aus der daraus hervorges 
gangenen Grhaltung der fremden Güter die Bentragspflicht 
entfpringe. 

\. 1044, 

Die Beriheilung der Kriegsſchäden wird nach be— 
fonderen Vorſchriften von den politifchen Behör— 
den beſtimmt. 

1) Die Beantwortung der Frage, von wen die Kriegöfihäs 
den getragen werden müffen, ob fie nähmlich nur denjenigen tref— 
fen, in deffen Perfonen oder Vermögen der Schaden fich ereignet 
hat, oder ob hieran alle Staatöbürger Theil nehmen, und daher 
die Vergütung der Kriegsichäden als eine allgemeine Staatslajt 
aus dem Staatsärar zu leiften, oder ob fie al5 eine Locallaft une 
ter die Bewohner des Drtes, wo fie fich ergeben haben, zu ver: 


4) Tit. Digest. de lege Rhodioa de jactu. 
2) Lib. X1V. Tit, IL ad legem Rhodiam de jactu, 
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theilen feyn, muß nach ftaatdrechtlichen Srundfäßen geſchehen. 
Die dießfälligen Vorfchriften gehören alfo nicht eigentlich in den 
Umfang der bürgerlichen, fondern der politifchen Geſetzgebung; 
und der gegenwärtige $ hat daher nur die Tendenz, diefen Vor: 
fohriften nicht vorzugreifen. — Zur Zeit, als dad gegenwärtige 
bürgerliche Gefegbuch erfchien, waren aber folche, auf diefen Ge— 
genftand Bezug nehmende Vorſchriften noch nicht befannt ges 
macht; und nur aus zwey nachgefolgten allerhöchiten Beſtimmun— 
gen laſſen fich die Grundregeln entnehmen, nach welchen in 
Defterreich dießfalld vorgegangen wird. 

2) Nadı) einem Allerhöchften Handbillete vom 5. April 1816 
und einer allerhöchften Entfchliegung vom 2. April 1821 iſt da= 
her zwifchen jenen Kriegöfchäden zu unterfcheiden, welche auf An— 
ordnung der Befehlähaber der einheimifhen Truppen zur Be— 
förderung der Kriegdoperationen ‘an dem Orundeigenthume fich 
ereignet haben, und jenen, welche aus zufälligen oder muthwilli— 
gen Verheerungen der Truppen gefchehen find. Nur die erjteren 
find zu einer Vergütung aus dem Staatöfihage geeignet. — 
An Anfehung der Lesteren ift wieder zu unterfcheiden, ob fie 
von einheimifchen oder feindlichen Truppen verurfacht wurden. — 
Im legteren Sale ift die Befchädigung ein nothwendiges Webel 
ded Krieges, und ed findet daher für feinen Fall eine Entſchädi— 
gung Statt; im erfteren Sale dagegen Fann eine Vergütung 
Plaß greifen, wenn nähmlich der Schade vollkommen erwiefen 
werden kann, und e3 ſich zeigt, daß den Befehlöhabern diefer 
Truppen dabey ein DBerfchulden zur Lajt falle, indem diefe Bes 
Ihädigungen entweder auf ausdrudlichen Befehl oder auf Zulaf: 
fung derfelben erfolgt feyn. Es fteht daher jedem auf diefe Art 
befchädigten öfterreichifchen Unterthane, der fich mit dem Beweiſe 
nad) Maßgabe diefes Allerhöchften Ausfpruched gegen die Schuld- 
fragenden aufzufommen getrauet, frey, feine Entfchädigungsan: 
fprüche bey den politifchen Behörden gehörig anzumelden, und 
geltend zu machen, wo ed dann die Pflicht der Landesftelle feyn 
wird, jeden folchen Entfchädigungsanfpruch gehörig zu würdigen, 
und auf die Befriedigung des Entfchädigungswerberd zu dringen, 
oder denfelben gleich zurückzuweiſen. Entſchädigungsanſprüche für 
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Kriegöfchäden, deren Urheber nicht befannt find, kommen in feine 
Betrachtung '). 

3) Eine ähnlihe Vorſchrift ift erjt in neuefter Zeit wegen 
Vergütung des durch Errichtung der Sanitätscordone entjtande- 
nen Schadend erlaffen worden, zufolge welcher die Vergütung 
der durch die Aufjtellung der Sanitätöcordone an dem Eigenthu— 
me der Privaten eingegangenen Befchädigungen aus dem Staats— 
fohage nur in denjenigen Fallen Statt zu finden hat, wenn die 
Befchädigung eine Folge des Anfpruches ift, welchen die hierzu 
berufene Autorität an ein Privateigenthum geftellt hat, um die 
zur Grrichtung und Aufrechthaltung des Cordons nothmwendigen 
Anftalten zu treffen, und wenn die Entfchädigung von dem Be— 
fihädigten wirklich angefprochen wird. Leber: die Beſtimmung ded 
Entfchädigungsbetrages ift vorerft im politifchen Wege zu ver: 
handeln, und mit dem Befchädigten eine gütliche Ausgleichung 
zu verfuchen, die Bewilligung der Entfchädigung aus dem Staats— 
fihage felbft aber hat die vereinfe Doffanzley im invernehmen 
mit der k. E. allgemeinen Hoffammer zu ertheilen. — In Fäl— 
fen, wo im politifhen Wege Feine gütliche Ausgleichung zu 
Stande gebracht werden Fann, und auf der Entfchädigung von 
Seite der Partey beftanden wird, ift der Anfprudy auf den 
Rechtsweg zu verweifen ?). 


1) Hoff Dec. v. 16. Upril 12215 P. G. 49 B. ©. 115. 

Was die Entfiohädigungsanfprüde, fo aus dem Titel der auf Befeht 
der erlofchenen italienischen Regierung vorgenommenen Befeftigungsarbeiten 
oder fonftigen Kriegsoperationen entfprungen find, anbelangt, fo haben Se. 
Majeftät mittelft Des vorne citirten allerhöchften Handbilletes dießſalls anzu— 
ordnen geruht, Daß felde unter die unberichtigten Paffiven diefes erloſchenen 
Königreiches gehören, und daher nach den von Ge. Majeftät über die Erfül— 
lung der Verpflichtungen des Monte und die Bezahlung der Staatsihulden 
im Allgemeinen begnehmigten Grundfäken an die aufgeftellt werdende Liqui— 
dations = Commiffion zu veriveifen,, jedoch dafür zu forgen fey , daß fie von 
Allerhöchſtihren Unterthanen fobald möglich gehörig erwielen geftellt und 
liquidirt werden. Forderungen, fo aus zufälligen oder muthwilligen Verhee— 
rungen der Truppen entfpringen, müſſen, wenn diefe Verheerungen früher 
Statt hatten, alg bie venetianifch = lombardifchen Provinzen als integrirende 
Theife des Kaiferthums erklärt wurden, jedoch nur in fo weit fie nicht mit 
echt an das erfofchene Königreich Italien oder Frankreich geftellt werden 
Föonnen, ganz zurüdgemwiefen werden; ſonſt ift auch, zu deren Befriedigung 
das Erforderliche zu verfügen. 

2) Allerh. Entfchl. vom 7. May 1832; Hoffanzley Decret vom 13. May u. Juſtiz⸗ 
Hofdec. vom 20. September 1332. 
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Drey und zwanzigftes Hauptftück, 
Don dem Taufchvertrage, 


b. 1045. 
zaurfı, 


Der Taufch ift ein Vertrag, wodurch eine Sache 
gegen eine andere Sache überlaffen wird, Die 
wirkliche Uebergabe ift nicht zur Errichtung, ſon— 
dern nur zur Erfüllung des Taufchvertrages, und 
zur Erwerbung des Eigenthums nothwendig. 

4) Bisher handelte das Gefegbuch von jenen Verträgen, 
welche ihrer Wefenheit oder wenigftens ihrer Natur nach un: 
entgeldlich gefchloffen werden; num geht ed auf die entgeldli: 
hen, fohin jene Verträge über, zu deren Wefenheit ed ge= 
hört, daß fie entgeldlicy gefchloffen werden. — Diefe haben ent: 
weder Sachen, oder perfönfiche Leiftungen, oder beyde zugleich, 
und die erfteren haben entweder dad Eigenthum von Sachen, oder 
nur dad Benüßgungsrecht zum Gegenftande. — Entgeldliche Ber: 
träge, welche da5 Eigenthum von Sachen zum Gegenftande 
haben, find der Zaufch- und Kaufvertrag. 

2) Das gallizifche Geſetzbuch hat dem Begriffe eines Tauſch— 
verfraged eine größere Ausdehnung gegeben, ald diefed nach rö— 
mifchemn ') preußifchem ?) und franzöfifchem Nechte ?) der Fall ift. 
— Das gegenwärtige Gefegbuch hat die von allen übrigen Ge— 
feßgebungen angenommene Erklärung des QTaufchvertrages wieder 
in fi) aufgenommen, und verfteht fohin unter demfelben jenen 
Dertrag, wodurch eine Sache gegen eine andere überlaffen wird. 
Das Wort „Sache“ wird aber hier, wie aus dem Zufammenhange 
‚deutlich hervorgehet, in einer engeren Bedeutung genommen, 
al3 der $. 285 diefen Ausdruck erkläret; es wird darunter dad 


4) Siehe Buchers Recht der Forderungen. 2, Aufl. ©. 327, 
2) P. 8. R., I, TH, 11. Tit., 2. Abth., —9 353, 
3) Code Napuleon f 1702. 


Nippel's Commentar VIE, Tb. 10 
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Eigenthum (Subftanz, Proprietät) im Gegenſatze des bloßen 
Gebrauchdrechtes ($. 1090), fo auch der Dienftleiftungen (IS. 
4451 u. ſ. w.) und ded Geldes als bloßes Umtaufchmittel be— 
trachtet, verftanden. Indeſſen ift ed einerley, ob die Sache eine 
bewegliche oder unbewegliche, eine verbrauchbare oder unver— 
brauchbare fey. — Bey den verbrauchbaren Sachen müffen jedoch 
Sachen verfchiedener Gattung oder Güte ald Gegenleiftung zus 
Hefichert werden, weil fonft ein Darleihenövertrag entftehen 
würde ($. 983). 

3) Der Ausdruck „überlaffen” bezeichnet hier, wie v. Zeilfer 
bemerkt, dad angenommene Berfprechen, dad Eigenthum 
der Sache auf den Andern zu überfragen. — Man Fann daher 
auch die obige Erklärung des Geſetzes zur befferen Verdeutlichung 
auf folgende Art umfchreiben: „Der Tauſch ift ein Vertrag, 
wodurch Jemand da5 Eigenthum (Proprietät) einer Sache, mit 
Ausfchluß des Geldes als Umtaufchmittel, an einen Andern gegen 
dem zu übertragen erfläret, daß derfelbe entgegen eine andere 
dergleichen Sache gleichfall3 in das Eigenthum des Erfteren über: 
gebe.” Daraus entfpringt für jeden der beyden Confrahenten ein 
perfönliches Necht und eine perfünliche Klage ($. 859), den ans 
deren Theil zur Erfüllung und zurllebergabe anzuhalten ($. 1044), 
wornach erft dad Eigenthum und ein dingliches Recht bewirfet wird. 

4) Bey unbeweglichen Sachen befteht die wahre juridifche 
Vebergabe in der Auöftellung derjenigen Urkunde, auf deren Grund 
der Webernehmer die Anfchreibung in dem vffentlichen Buche er- 
wirken kann ($. 435. Nr. 2.). Mit diefer Uebergabe wird fich 
jedoch der Webernehmer nicht zufrieden ftellen, fondern auch die 
Hebergabe der Sache in feine phofifche Sewahrfame fordern. 
Beyde Arten der Vebergabe gehören zur Erfüllung des Tauſch— 
vertrages. 


J. 1046. 

Das Geld iſt kein Gegenſtand des Tauſchvertra— 
ges; doch laſſen ſich Gold und Silber als eine 
Waare, und ſelbſt als Münzſorten in ſo weit 
vertauſchen, als fie nur gegen andere Münzſor— 
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ten, goldene nähmlich gegen filberne, Eleinere 
gegen größere Stüde verwechfelt werden follen, 
Das Geld überhaupt, als eine Quantität betrachtet, ift, wie 
v. Zeiller bemerkt, kein Gegenſtand des Tauſchvertrages, ſon—⸗ 
dern, wenn es für das Eigenthum einer Sache verſprochen wird, 
entſteht ein Kauf ($$. 1053 u. 1055), oder wenn es wieder 
an dem nähmlichen oder an einem anderen Orte zurückgezahlt wer— 
den foll, ein Darleihen ($. 983) oder ein Wechfelgefchäft. Aber 
die Metalle, woraus Geld geprägt wird, wie Gold, Silber und 
Kupfer, auch die geprägten feltenen Münzen, wie Schaumünzen 
oder Cabinetöftücke, find ein Gegenftand des Tauſches. Eben fo 
können inländifche Münzen gegen ausländifche, oder größere Mün— 
zen gegen Eleinere, ferner Papiergeld gegen ein anderes Papier: 
geld oder gegen Münze vertaufchet werden '). 


b. 1047, | 
Rechte und Pflichten der Zaufchenden. 


Tauſchende find vermöge des Vertrages verpflich- 
tet, die vertaufchten Sachen der Verabredung 
gemäß mit ihren Beitandtheilen, und mit allem Zus 
gehöre, zu rechter Zeit, am gehörigen Orte, und 
in eben dem Zuftande, in welchem fie fich bey 
Schließung des Vertrages befunden haben, zum 
freyen Befige zu übergeben und zu übernehmen, 
Mer feine Verpflichtung zu erfüllen unterläßt, 
haftet vem Andern für Schaden und entgange— 
nen Nußen. 

4) Schen Here Hofrath v. Zeilleer bemerkt hier, daß es 
bey dem erften Anblide fehr auffallen müffe, daß das aus dem 
Zaufchvertrage entfpringende Nechtöverhältniß hier, fo mie jenes 
aus dem Kaufvertrage in dem folgenden Hauptſtücke nur in wes 

1) Siehe v. Zeillers Commentar. Dagegen gehören öffentliche Hbligationen, wenn 

fie auch dem Gelde fih annähern, Doch nicht unter dasſelbe, und die Umwech— 

> felung derfelben gegen Papiergeld oder Münze, die im Curſe ifk, gehört über» 
haupt nicht zu den Taufch >, fondern zu den Kaufverträgen. 


A 
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nigen Abſätzen, dagegen in dem römifchen Gefegbuche und 
von deffen Auslegern weit ausführlicher abgehandelt wird. Dies 
Ted kömmt nähmlich daher, daß letztere vieles unter den Vorſchrif— 
ten über dieſe zwey Arten von Verträgen aufnehmen, was in 
dem öfterreichifchen Gefesbuche bey der Lehre von Verträgen übers 
haupt vorgetragen worden ift. — Gelbft die in dem gegenwär— 
tigen Paragraphe ertheilte Vorfchrift ift, wie der benannte Com: 
mentator gleichfall5 bemerkt, im Grunde nur eine Anwendung 
einer allgemeinen Negel, nähmlich die Taufchgegenftände der Ver: 
abredung gemäß, zu rechter Zeit, in der beftimmten Art und 
am gehörigen Orte ($. 902) mit ihren Beftandtheilen und dem 
Zugehöre (I$. 294 u. f. w.) zu übergeben. Wir molfen hier 
die aus dem gegenwärtigen $. für die vertragfchließenden Par: 
teyen hervorgehenden Verpflichtungen etwas näher und ausführ: 
licher beleuchten, 

2) Aus der Verpflichtung, die vertaufchten Sachen der Ver: 
abredung gemäß zu rechter Zeit in eben jenem Zuftande zu über: 
geben, in welchem fie fi) bey Schliegung ded Vertrages befun: 
den haben, fließt ohne Zweifel auch die Verbindlichkeit, die zwar 
nicht hier, wohl aber bey dem Kaufvertrage befonderd audgedrückt 
ift, die zu verfaufchenden Sachen bi zur Zeit der Uebergabe forg: 
faltig zu verwahren ($. 1061). Alnter einer forgfältigen Ber: 
wahrung wird aber diejenige verftanden, bey welcher von Seite 
des Verwahrers Fein Verfchulden unterläuft. — Dieſer Verpflich- 
tung handeln fohin die Zaufchenden entgegen, wenn fie die dem 
anderen Theile durch den Zaufchvertrag zugeficherten Sachen ent: 
weder abfichtlich befchädigen, oder jenen Grad des Fleißes und 


der Aufmerkſamkeit unterlaffen, welcher bey gewöhnlichen Fähig⸗ | 


keiten angewendet werden Fann ($. 1294.). Im erften Falle find 
fie zur vollen Genugthuung verpflichtet, was auch der Fall ift, 
wenn ihnen eine auffallende Sorglofigfeit zur Laft fallt; im zwey— 
ten dagegen nur zur eigentlichen Schadloshaltung verbunden ($. 
1324). Für einen bloßen Zufall haben fie nicht zu haften ($. 
4311). Hat einer diefer taufchenden Theile die dem Anderen zu 


übergeben verfprochene Sache vor der Uebergabe an einen Drit: 


ten veräußert, fo tft er verpflichtet, diefelbe dem andern Theile _ 


\- 
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auf feine Koften zurüczuverfchaffen , oder den außerordentlichen 


Merth derfelben zu erfegen. Wurde er zuc Veräußerung gezwun— 
gen, indem 3. B. ein Gläubiger diefe Sache in Erecution gezo— 
gen hat, fo ift.er feinem Mitpasciöcenten zur eigentlichen Schad— 
Ioöhaltung verbunden; denn daß er an der Erfüllung feiner Ver: 
tragspflicht gehindert wird, ift als ein Zufall anzufehen, der durd) 
Verſchulden des zur Uebergabe Berpflichteten veranlagt worden 
ift; er hat daher den daraus entfpringenden Nachtheil zu verant- 
worten ($ 4314). Iſt ihm die Sache in Verluſt gerathen oder 
entwendet worden , fo kömmt ed wieder darauf an, ob ihm dieß— 
fall ein Berfihulden zur Laft gelegt werden könne oder nicht. 
Am legteren Falle ift er dafür nicht verantwortlich. — Nur vers 
fteht es fich von felbjt, daß er dasjenige, was er in Folge des 
abgefchleffenen Tauſchvertrages bereits erhalten hat, reſtituiren 
müffe (9. 878 Nr, 4). Der Verpflichtete kann in einem fol: 
chen Falle, wenn die Sache im fremden DBefige gefunden wird, 
auch nicht verhalten werden, diefe Sache von dem Dritten zu 
vindiciren, um fich dadurch in die Lage zu feßen, die Uebergabe 
an feinen Mitpasciscenten zu vollziehen; denn indem derfelbe 
den Zaufchvertrag einging, hat er ſich nur verpflichtet, die ver: 
fprocdyene Sache bis zum Zeitpuncte der Uebergabe forgfaltig zu 
verwahren; er hat alfo bis dahin die Nechte und Pflichten eined 
Verwahrers auf fih. — Nun haftet aber der Verwahrer dem 
Hinterleger nur für den aus der Unterlafjung der pflichtmäßigen 
Dbforge verurfachten Schaden, nicht aber für den Zufall; wird 
ihm daher die ihm anvertraute Sache entwendet, fo Eanner in dem 
alle, ald ihm Eein Verſchulden zur Laſt gelegt werden Fann, 
auch nicht verhalten werden, dafür zu forgen, daß die Sache 
wieder zurücverfchafft werde. — Auch die Analogie des $. 378 
beftätiget diefe- Behauptung, denn hier heißt es: „Wer eine 
Sache im Befige hatte, und nach zugeftellter (Gigenthumö:) Klage 
fahren lieg, muß fie dem Kläger, wenn diefer ſich nicht an 
den wirklichen Eigenthümer halten will, auf feine Koften zurück— 
verfchaffen, oder den auferordentlichen Werth erfegen ,” woraus 
folgt» daß in dem Falle, ald der Beklagte die Sache nicht felbft 
fahren ließ, fondern fie ihm ohne Verfihulden entwendet worden 
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wäre, bderfelbe auch nicht verhalten werden Eönnte, fie auf feine 


Koften zurückzuverfchaffen. In beyden Fällen ift aber der Ges 


Elagte zur Veberlaffung der Sache verpflichtet; in dem hier er— 
wähnten, aus dem dinglichen Nechte ded Klägerd, in dem oben 
erwähnten Nechtöfalle aber aus der perfönlichen Verpflichtung des 
Geklagten. Der Rechtsgrund der Verbindlichkeit kann aber in 
der Negel an dem Umfange der Verbindlichkeit Eeinen Untere 
fihied begründen. — Wäre dem Berechtigten an der Ueberkom— 
mung der Sache felbft gelegen, fo fünnte er den Verkäufer zur 


Ceffion der Vindicationdflage, und zur Aushändigung aller Bez’ 


helfe nöthigen, welche dazu dienen, ihn in die Lage zu feßen, 
die Vindicationsklage mit Erfolg anftrengen zu fünnen. — Denn 
in fo weit dem Berpflichteten die Erfüllung ded Vertrages mög— 
lic) ift, ift er auch hierzu verpflichtet ($. 882). Iſt der Eigen: 
thümer durch den eingetretenen widrigen Zufall in die Unmöglich— 
keit verfegt, die vertaufchte Sache dem anderen Theile zu über: 
geben; fo muß er ihn doch vermög feiner eingegangenen Ber: 
bindlichEeit, auf deffen Verlangen, und in fo fern es ohne feinen 
Nachteil gefchehen Fann, in die Lage fegen, diefe Uebergabe an 
fich felbjt zu vollziehen, was durch die Abtretung der Bindicas 
tionsflage und die Aushändigung der dazu nöthigen Behelfe ge: 
ſchieht. — Iſt die Sache aud Verſchulden des Eigenthümers, 
weil er fie zu wenig ſorgfältig verwahrte, in Verluſt gerathen, 
fo hat diefer den andern Theil dießfalls zu entfchädigen. 

3) Die Taufchenden find fchuldig, die vertaufchten Sachen 
mit ihren Beftandtheilen zu übergeben, weil die Beftandtheile 
zufammen dad Ganze ausmachen. — Die vertaufchten Sachen 
müffen aber auch, wie der gegenwärtige $. hier ausdrücklich bes 
fimmt , mit allem Zugeböre , wie dasfelbe zur Zeit des abges 
fihloffenen Vertrages beftanden hat, übergeben werden. — Diefer 
letztere Beyfaß iſt gleichfalld in der nachfolgenden Beftimmung 
gegründet, daß die Sachen in eben dem Zuftande, in welchem 
fie fi) bey Schließung des Vertrages befunden haben, überge: 
ben und übernommen werden müffen. Da nun unter Zugehör 
auch der Zuwachs der Sache, fo lange er von der Sache nicht 
abgefondert ift, gerechnet wird; fo könnte man aus diefer geſetz— 
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lichen Beftimmung zu fchliegen verfucht werden, daß auch der 
zur Zeit des gefchloffenen Vertrages mit der Sache in Verbin— 
dung ftehende Zuwachs übergeben werden müffe, wenn er auch 
in der Zwifchenzeit von der Subſtanz getrennt wurde. Allein 
diefe Behauptung ftünde mit dem $. 1050 im offenbaren Wider: 
fpruche, welcher ausdrücklich anordnet, daß dem Beliger die Nu— 
gungen der vertaufchten Sache bis zur bedungenen Zeit der Ueber— 
gabe gebühren, und daß fie erft von diefem Zeitpuncte an, fammt 
dem Zuwachſe an den Webernehmer übergehen. — Es muß 
daher der Ausdruck „Zugehör” hier in einem  befchränfteren 
Sinne genommen, und hievon die Nußungen der Sache ausge— 
fihloffen werden. — Es ift demnach Derjenige, der ein unbeweglis 
ches Gut an den Andern vertaufht, auch verbunden, alle jene 
bey demfelben zur Zeit ded Contractes befindlichen, ihrer Natur 
‚nach beweglichen Sachen zu übergeben, die das Geſetz oder der 
Eigenthümer zum fortdauernden Gebrauche befliimmt hat; worun: 
fer befonderd der dabey vorhandene fundus nstructus gehöret ($. 
296); ferner alle jene Sachen, die mauer-, niet= und nagelfeft 
find, und überhaupt jene, welche im $. 297 aufgeführt find. — 
Die weiteren gefeglichen Befchränfungen der hier aufgeftellten 
„Regel, daß die Sache mit allem Zugehör übergeben werden müffe, 
„welches zur Zeit der Eontracts-Abſchließung vorhanden it, wird 
bey Erläuterung des $. 1050 vorfommen. 

4) Die Uebergabe der vertaufchten Sache muß zu rechter 
zeit gefhehen. — Die rechte Zeit ift die von den Parteyen ver: 
abredete ($. 902), Wenn aber die Parteyen nicht ausdrücklich 
verabredet haben, zu welcher Zeit die Webergabe gefchehen foll, 
fo Eann fie fogleich nach gefchloffenem Qaufchvertrage gefordert 
werden. — Jedoch muß fich jeder Theil einen nach DBefchaffen: 
heit der verfaufchten Sache nothwendigen Auffhub gefallen Taf: 
fen ($. 904), und es kömmt der in Bezug auf die eine vers 
taufchte Sache nöthige Auffhub auch dem andern Theile zu Stat: 
ten, da Eein Theil verbunden ift, die Sache früher ald der an: 
dere Theil zu übergeben ($. 1052). 

5) Die Vebergabe der Sache muß auch am gehörigen 
Drte geſchehen. Diefer Ort ift, wenn ein Ort der Webergabe 
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ausdrücklich verabredet worden, der verabredete. Außer diefem 
alle kömmt es darauf an, ob fich derfelbe aus der Natur und 
dem Zwecke des Gefchäftes beftunmen laffe, und dann muß 
die Uebergabe an diefem Orte gefchehen , meil angenommen wird, 
daß diefer Ort ftillfchweigend bedungen worden fey, 3. B. wenn 
Jemand von dem Inhaber eines Ziegelofend Ziegel zur Erbau— 
ung eines Haufes gekauft oder eingetaufcht hat, und diefer letz— 
tere die Lieferung derfelben verfpricht ; fo find die Ziegel, der 
Dertrag mag an was immer für einem Orte gefchloffen worden 
feyn, an dem Orte, wo dad Haus gebaut wird, zu übergeben. 
Außerdem fritt aber ganz die Vorfchrift des $. 905 in Anwen 
dung. Mebrigend kann diefer Ort ein gemeinfchaftlicher, oder 
ein für beyde Theile verfchiedener feyn. 

6) Die vertaufchte Sache muß in eben dem er 
übergeben werden, in welchem fie fi) bey Schließung des 
VBertraged befunden hat. — Diefes gilt auch von den Bes 
ftandtHeilen und dem Zugehöre, jedoch unter der Nr. 3 berührten 
Belchränfung — Nur wenn eine unbewegliche Sache nad) einem 
errichteten Inventarium überlaſſen wird, muß man ſich mit den 
darin enthaltenen Stüden begnügen. — Wird eine Sache in 


Pauſch und Bogen veräußert, fo kann man nur dad, aber auch 
alles dasjenige verlangen, was bey diefer Sache wirklich verhan: 
den ift, und nach den Beftimmungen der $$. 294 — 297 als 
Zugehör derfelben angefehen werden muß. — Was in dem Falle 
Rechten fey, wenn fich von der Zeit an, ald der Vertrag ge: 
fhlofien worden, bis zur Zeit der Llebergabe der Zujtand ‚der 
Sache verfchlimmert hat, wird bey Crläuterung des $. 1049 
vorfommen. Von den in der Zwifchenzeit ergebenen Verbeſ— 
ferungen wird im $. 1050 gehandelt. 

7) Die vertaufchte Sache muß dem anderen Theile in den 
Befig übergeben werden. Diefes gefchieht bey einzelnen beweg— 
lichen Sachen durch die Uebergabe derfelben von Hand zu Hand 
($. 426), bey folchen beweglichen Sachen aber, welche ihrer 
DBefchaffenheit halber Feine Uebergabe von Hand zu Hand zulaf: 
fen, auf die JF. 427 aufgeführte Art und Weife. — Bey unbe: 
weglichen Sachen tritt eine zweyfache Uebergabe ein, nähmlich 
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in den Zabular s und in den Natural: Befi. — Die erftere ges 
fchieht durch die Ausfertigung der Aufſands-Urkunde, oder Eins 
fohaltung der. Einverleibungs-Clauſel in den Tauſchvertrag felbft, 
und Uebergabe aller Urkunden, welche erforderlich find, um durch 
Eintragung in die öffentlichen Bücher das Befigrecht zu erlangen. 
— Die Sadhe muß aber auch in den phyſiſchen Beſitz über: 
laffen werden; denn es würde dem andern taufchenden Theile 
wenig nügen, wenn er feine Anſchreibung ald Eigenthumer in 
den Öffentlichen Büchern auf das eingetaufhte Gut erwirfte, 
der frühere Eigenthümer aber nicht aufhörte, dasfelbe zu be 
wahren und zu benügen. — Es ift auch gewöhnlich der Zeitpunct 
biefer phyſiſchen Uebergabe von dem Zeitpuncte der eigentlich 
rechtlichen ganz verfchieden. 

8) Der gegenwärtige $. fehreibt vor, daß die Lebergabe 
zum freyen DBefige gefchehen müffee — Bey beweglichen Sa— 
chen wird eine folche Belaftung, welche an den andern Theil 
überginge, felten vorfommen, — Bey der Uebergabe unbewegli— 
her Sachen in den Tabularbeſitz ift der frühere Eigenthümer 
aber nur verpflichtet, die Sache frey von Rückſtänden, und dar— 
auf haftenden Schulden zu übergeben. — Denn für folche auf 
der Sache haftende Lajten, welche aus den öffentlichen Büchern 
zu erfehen find, hat der Ueberträger, außer dent Falle einer 
Zufage, daß die Sache von allen Laften frey fey, in der Negel 
nicht zu haften; nur Schulden und Rückſtände müſſen vertreten 
werden (F. 928). Iſt daher auf dem übergebenen Grundſtücke 
ein Servitut intabulirt, fo kann der Uebernehmer nicht fordern, 
daß der Ueberträger die Extabulation erwirke, wenn er nicht aus— 
drüdlich die Befreyung von allen Laften „ oder von dieſer insbe— 
fondere zugefichert hat. 

9) Der Schlußfag des gegenwärtigen $., daß Derjenige, der 
feine Verpflichtung zu erfüllen unterläßt, dem Andern für Scha— 
den und entgangenen Nutzen hafte, Fann nicht dahin verftanden 
werden, daß diefes in allen Fallen ohne Unterfchied zu gefchehen 
habe und es gleichgültig fey, ob er durch Zufall, durch grobes oder 
geringed Verſehen an der Erfüllung feiner Verbindlichkeit gehin— 
dert wird, oder ob er ohne alles Hinderniß die Verbindlichkeit 
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nicht erfüllet, zu gefchehen Habe, fondern es müffen hier offen⸗ 
bar die im dreyßigſten Hauptſtücke aufgeſtellten Vorſchriften über 


Schadenerſatz und Genugthuung angewendet werden. 


0. 1048, 
Snöbefondere in Rüdficht der Gefahr. 

Iſt eine Zeit bedungen, zu welcher die Uebergabe 
gefchehen fol, und wird in der Zwifchenzeit 
entweder die vertaufchte beftimmte Sache durch 
Verboth auger Verkehr gefest, oder zufälliger 
Weiſe ganz, oder doch über die Hälfte am Wer— 
the zu Grunde gerichtet, fo ift der Tauſch für 
nicht geſchloſſen anzufehen, 


0. 1049, | 


Andere in diefer Zwifchenzeit durch Zufall erfolg: 
te Berfehlimmerungen der Sache und Kalten 
gehen auf die Rechnung des Befikers, Sind je- 
doh Sachen in Paufh und Bogen behandelt 
worden; fo trägt der Mebernehmer den zufällis 
gen Untergang einzelner Stüde, wenn anders 
hierdurch das Ganze nicht über die Hälfte am 
Werthe verändert worden ift, 

4) In dem Paragraphe 4047 war von einem durch 
Verſchulden eines Theil in dem Taufchgegenftande verur: 
ſachten Schaden die Nede. Die gegenwärtigen beyden Paragra— 
phe beantworten aber die Frage, welchen von beyden contrahiren- 
den Theilen ein nach gefchloffenem Bertrage durch Zufall verur— 
fachter Schade, den die Rechtögelehrten auch Gefahr zu nennen 
pflegen, fo wie der aus der Sache entfpringende Mugen treffe. 

2) Die Frage kann, wie v. Zeiller bemerft, nur bey vol: 
lig beftimmten Gegenftänden Statt finden; nicht aber, wenn Sa— 
chen von einer gewiffen Gattung gegen einander vertaufcht were 
den follen, 3 B. eine Quantität Hafer gegen eine Quantität 
Heu; weil bey folhen, nur der Gattung nach beftimmten Ge— 
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genftänden weder ein Zuwachs noch ein zufalliger Untergang ges 
denkbar ijt, nach dem Recht: Sprichworte: genus nunquam 
perite — Eben fo ſetzt diefe Stage voraus, daß die Uebergabe 
der vertaufchten Gegenftände noch nicht vor fi gegangen ſey; 
indem im alle der bereit5 gefchehenen Uebergabe ebenfall5 Fein 
Zweifel obwalten Fann, daß der Schade und Nußen Tediglich 
den Uebernehmer treffe, da er durch die Uebergabe Eigenthümer 
der Sache geworden it. 

3) Iſt aber die Uebergabe der verfaufchten Sache noch 
nicht erfolgt, fo ijt zw unterfcheiden, ob eine Zeit der Ueber— 
gabe beftimmt worden ift oder nicht. — Im erfteren Falle 
trifft der in der Zmifchenzeit, nähmlich von Zeit der Abfchlies 
ßung des Vertrages bid zur bedungenen Zeit der Uebergabe zus 
fällig entftandene Schade oder die Gefahr den Ueberträger und 
tefpect. Befiger, weil diefer vor erfolgter Uebergabe noch immer 
Eigenthümer der Sache ift ($. 1045), und ein bloß zufälliger 
Schade den Eigenthümer trifft ($- 1311). Zu diefem Nechtd: 
grunde gefellt ſich auch noch der politifche, daß ſich der Schade 
feltner aus einem bloßen Zufalle, ald aus einem Verſehen des 
Beſitzers ereignez daß es immer ſchwer halte, ein ſolches Ver: 
fehen zu erweifen; und daß, wie v. Zeiller bemerkt, diefe Haf— 
tung dem Befiger um fo mehr anfporne, für die Erhaltung der 
Sache Sorge zu tragen. 

4) In Unfehung der Art und des Maßes, wie der Schade 
von dem’ Befiger getragen werden foll, ift zu unterfcheiden, ob 
die Sache in der Zwifchenzeit durch Verboth außer Verkehr 
geſetzt (F. 880), oder ganz, oder doch über die Hälfte an 
ihrem Werthe zu Grunde gegangen, oder in Verluſt gerathen iſt; 
in den erfteren Fällen ift der, Vertrag ganz als erlofchen anzus 
fehen, und der Befiger tragt allein den Verluſt. Der andere 
Theil Fann das bereitd Gegebene wieder zurüdfordern. N 

5) Andere zufällige Verfchlimmerungen von minderer Art 
gehen zwar aus den oben (Mr. 3) angeführten Urfachen eben- 
falls auf Rechnung und Gefahr des Beſitzers; doch berechtigen fie 
den andern Theil nicht, von dem Vertrage abzugehen, fondern 
nur eine verhältnigmäßige Vergütung zu fordern. Der Maß— 
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ſtab der Vergütung iſt eine von Sachverftändigen vorzunehmende 
Schägung der Verfchlimmerung und rücdfichtlih des dem an— 
dern Theile dadurch erwachfenen Schadens. 

6) Eine Ausnahme von diefer Vorfihrift ($. 5) macht der 
Sal, wenn Sachen in Paufch und Bogen behandelt werden. 
Der Grund diefer Ausnahme von der Regel liegt, wie v. Scheid— 
lein ') bemerkt, theild darin, daß nicht die einzelnen Stücke, wel: 
che zufammengenommen dad Ganze bilden, den Gegenjtand des 
Vertrages ausmachen, fondern derfelbe über dad Ganze ald eine 
für fich beftehende Einheit errichtet worden it, das Ganze abe: 
noch immer dasfelbe bleibt, wenn es durch den Untergang ein: 

zelner Stücke nicht über die Hälfte am Werthe verändert wor— 

den tft, theild darin, daß die Pasciscenten bey der Behandlung 
wahrfcheinlih Rüdficht auf den Untergang einzelner Stücke ge— 
nommen haben, 

7) Beyde aufgeftellten Regeln Pr. 3 u. 6) nehmen an, 
daß der Zufall fih vor Verlauf der bevdungenen Uebergabs— 
zeit ergeben habe. — Iſt die Zeit der bedungenen Uebergabe 
verftrichen, und die Uebergabe unterblieb aus einem Verſchulden 
des Ueberträgerd, oder aus einem Dinderniffe, das fich in feiner 
Perſon ereignet hat, So haftet er für den daraus entiprungenen 
Schaden ($$. 1295 u. 413114). ‚Unterblieb aber die Webergabe 
aus einem Verſchulden oder zufälligen Hinterniffe des Uebernehs 
mers, fo Fann diefer den daraus entjtandenen Schaden Niemanden 
anderen aufbürden. Nur ‘hat in diefem alle der Ueberträger zu 
erweiſen, daß das Verſchulden oder dad zufällige Hinderniß auf 
©eite de5 Uebernehmers gemwefen fey (F. 1298). Aus einem 
gleichen Grunde wird in dem Sale, ald ein Zweifel darüber 
entfteht, ob dem Ueberträger oder dem Uebernehmer ein Vorzug 
zur Laft falle, die Verbindlichkeit des Beweiſes dem Ueberträger 
obliegen. 


4) Zn feiner Abhandlung Uber den Kaufvertrag: d 73 
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— §. 1050, 
In Rückſicht der Nutzungen vor der Uebergabe. 


Dem Beſitzer gebühren die Nutzungen der vertauſch— 
ten Sache bis zur bedungenen Zeit der Ueberga— 
be. Von dieſer Zeit an gebühren ſie, ſammt 
dem Zuwachſe, dem Uebernehmer, obgleich die 
Sache noch nicht übergeben worden iſt. 

1) Die nähmlichen Grundſätze, welche in Anſehung der 
Haftung für die Verſchlimmerung der vertauſchten Sache feſtge— 
ſtellt worden ſind, müſſen folgerichtig auch auf die inzwiſchen 
vorgefallenen Nutzungen angewendet werden, — Vor der Ueber: 
gabe bleibt der Ueberträger als Beſitzer noch immer Eigenthü— 
mer (F. 1045), dem in der Regel die Nutzungen gebühren 
(F. 354); und da er vor Verlauf der bedungenen Uebergabszeit 
die Sache zu übergeben nicht verpflichtet iſt, ſo iſt er berechtiget, 
die natürlichen Früchte in der Zwiſchenzeit abzuſondern und ſich 
zuzueignen. — Durch dieſe in dem gegenwärtigen $. ausgeſpro— 
chene geſetzliche Anordnung erleidet daher der allgemeine Aus—⸗ 
ſpruch des J. 1097, wie bey Erläuterung desſelben bereits bes 
merkt worden iſt, eine Beſchränkung. Der Ueberträger iſt daher 
betechtigt, die natürlichen Früchte in der Zwiſchenzeit abzuſondern 
und ſich zuzueignen, fohin dad Gras von der Wiefe abzumähen, 
die Früchte von den Bäumen abzunehmen, in den Waldungen, 
mit Beobachtung der zur Schonung der Subftanz beftehenden 
Forſtgeſetze, Holz zu fchlagen u. ſ. w. Dagegen ift er nicht be: 
fugt, die Fruchtbäume felbft abzuhauen, und dad daraus gewon— 
nene Holz für fich zu benußen. — Was die übrigen Nugungen 
betrifft, fo ift Fein Zweifel, daß die zur Zeit der bedungenen 
Uebergabe verfallenen Nußungen dem Ueberträger gehören, man 
mag bier die Analogie des $. 330, oder die des $. 519 in Ans 
wendung bringen '). Mehr zweifelhaft fcheint dagegen die Be: 
antwortung der Frage zu feyn, was in AUnfehung der noch nicht 


— 





4) Siehe meine Erläuterung des $. 519, Nri 24 
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verfallenen Nutzungen Rechtens fey? — Bey Beantwortung dies 
fer Stage müffen gleichfalls jene Nugungen, welche auf unfiches 
ren Gefällen beruhen, und die ſich nur bey gemwiffen eintretenden 
Ereignungen oder Handlungen ergeben, von den beftändigen Er: 
trägniffen, welche zu beftimmten Zeiten vorfallen, unterfchieden 
werden. — Bey den erfteren kömmt alles auf die Zeit an, wenn 
die Greignung oder Handlung vorgefallen ift. it fie vor der 
Zeit der bedungenen Webergabe vorgefallen, fo gebuhrt dad dar— 
auf fich gründende Erträgniß ganz dem Ueberträger; ift fie aber 
nach der bedungenen Zeit der Uebergabe vorgefommen, fo fallt 
es dem Uebenehmer zu. Vey den Nutzungen der Iegteren Art 
ift fi) an die Analogie des 9. 519 zu halten, und find felbe 
zwifchen dem Weberfräger und Uebernehmer nach Maß der Dauer 
des von beyden Theilen zu beziehenden Genußes zu heilen. 

2) Was den übrigen, außer den natürlichen Früchten, 
vom Tage des Abfchluffes des Vertrages bis zur Zeit der Weber: 
gabe ficy ergebenden Zuwachs betrifft, ſo ift Fein Zweifel, daß 
der Ueberträger als Eigenthümer denfelben, in fo ferne es 
möglich iſt, von der vertaufchten Sache abzufondern, und 
für ſich zu behalten berechtiger ſey; indem er nur verpflichtet ift, 
die Sache in dem Zuftande, in welchem ſie fih zur Zeit des 
Vertrags-Abſchluſſes befunden hat, zu übergeben (F. 1047); iſt 
aber dieſes nicht möglich, ſo hat der Ueberträger dem Ueberneh— 


mer die Sache ſammt dem Zuwachſe zu übergeben; jedoch kann 


er hierfür, in ſo fern dadurch die Sache an gemeinem Werthe 
gewonnen hat, eine Vergütung anſprechen; der Beweis die— 
ſer Behauptung liegt in dem geiſtigen Sinne des gegenwärtigen 
F. in Verbindung mit dem vorhergehenden. — Denn jener er— 
Flärt, daß der Zuwachs erft von der bedungenen Zeit der Ueber— 
gabe dem Uebernehmer gebühre; ift fohin der vertaufchten Sache 
dadurch eine wirkliche Erhöhung des Werthed erwachfen,, fo muß 
diefe dem Weberträger eben fo zu Statten fommen, wie ihm im 
$. 1049 die Verfchlimmerungen zur Laft gelegt werden. — Daß 
ſich indeffen diefe Behauptung nur auf jenen Zuwachs beziehen 
Eönne, welcher fi) in der obenberührten Zwilchenzeit ergeben 
bat, liegt gleichfalls am Tage, weil der zur Zeit des Contract-Ab⸗ 
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fchluffes fchon vorhandene Zuwachs, als Zugehör, mit der Sache 
zu übergeben verfprochen worden ift, und daher eigentlich in Be— 
zug auf den Uebernehmer als Fein elaemiitigne Zuwachs mehr an= 
gefehen werden kann. 

3) Aus der Betrachtung, daß der Uebergeber bis zum Zeit— 
punct der Uebergabe Eigenthümer bleibet, folgt auch, daß ein auf 
dem vertaufchten Grunde in der Zwiſchenzeit ſich entdeckter 
Schatz in dem $. 399 für den Eigenthümer beftimmten Antheile 
dem Webergeber gebühre, und derfelbe nicht verbunden fey, den: 
felben dem Webernehmer bey der Uebergabe der Sache auszuhän— 
digen; "denn. der Schatz ift Fein Zuwachs, das Eigenthum 
desſelben wird Lediglich durch Zueignung erworben, und unter die 
im $. 399 beitimmten Perſonen vertheilet. — Daß derfelbe 
noc) vor der bedungenen Zeit der Webergabe entdeckt wurde, ift 
ald ein dem Uebergeber günftiger Zufall anzufehen, welcher bey 
Grwerbung ded Eigenthums durch Zueignung überhaupt eine be: 
deutende Rolle fpielet. 


4) Nach) verftrichener Vebergabözeit gebühren die Nugun: 
gen und der neue Zuwachs für jeden Fall dem Webernehmer, 


ohne Unterfchied, ob zu diefer Zeit die Webergabe wirklich erfolgt 
ift oder nicht; und im letzteren Falle, ob fie aus Verſchulden 
ded Ueberträgerd oder Uebernehmers unterblieben ift. In diefem 
alle mag, wie v. Zeiller bemerkt, der Vebernehmer angehalten wer= 
den, dem UWeberträger den dadurch verurfachten Schaden zu er= 
fegen ($. 1047); die Nugungen der Sache aber dafür zu bezie= 
hen, ift er nicht berechtiget. — Auf einem nad) der bedun— 
genen Zeit der nicht erfolgten Webergabe entdeckten Schaf hat 
aber der Webernehmer nur dann einen Anſpruch, wenn er an der 
Verzögerung der Uebergabe Fein Verfchulden trägt. — Denn im: 
mer bleibt der Weberträger bis zur Zeit der wirklich erfolgten 
Uebergabe Eigenthümer ded Grunde, und es fpricht ihm fohin 
der $. 399 einen Antheil am Schafe zu. — Trägt daher der 
Mebernehmer das Verfchulden, daß die Uebergabe zur gehörigen 
Zeit nicht erfolgt ift, fo eriftirt auf feiner Seite Fein Rechtsgrund, 
den für den Eigenthümer beftimmten Antheil an dem gefundenen 
Schage in Anfpruch zu nehmen, da ein gefundener Schag weder 
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unter die Nukungen noch unter den Zuwachs gehört, welcher in 


dem gegenwärtigen J. dem Webernehmer für jeden Tall zugefpros | 


hen wird; liegt aber an dem Ueberträger das Verſchulden, fo 
hat diefer dem Uebernehmer den aus der verzögerten Webergabe 
entftandenen Schaden zu erfegen, und ein ſolcher Schade würde 


als Zueignung des berührten Antheiles an dem Schatze anzufehen | 


feyn , da, wenn die Uebergabe zu rechter Zeit erfolgt wäre, der 
Schatz mit dem Grunde an den Uebernehmer übergegangen wäre. 


b. 1051. 


St Feine Zeit zur Uebergabe der beftimmten Sache 
bedungen, und fällt feinem Theile ein Verſehen 
zur Laſt; fo find die obigen Vorſchriften wegen 
Gefähr und Nukungen (I. 1048 — 1050) auf den 
Zeitpunct der Uebergabe felbft anzuwenden; in 
fo fern die Parteyen nicht etwas Anderes feſtge— 
feßt haben. | 

4) Die bisher erläuterten Paragraphe 1048 — 1050 han: 
delten von jenen Fällen, wo eine Zeit zur Uebergabe beftimmt 
worden ift. — Iſt dieſes nicht gefchehen,, fo kann jeder Theil 

(vorausgeſetzt, daß er den Vertrag von feiner Seite bereits er: 

fülfet hat, oder zu erfüllen bereit ift ($.1052), fogleich auf die 

Erfüllung dringen ($. 904), und fobald diefe erfolgt, trifft den 

Vebernehmer ald Eigenthümer Gefahr und Nugen ($. 1048). 

2) Allein bi5 die Uebergabe erfolgt, verbleibt der 

Nutzen aud der nähmlichen Urſache dem Befiger, weil er noch 


Gigenthümer der Sache ift; nur in dem Falle, daß er die betries 
bene Uebergabe gefliffentlicy oder aus einer auffallenden org: 





loſigkeit verzögert hätte, müßte er die dadurch dem anderen Theile 


entzogenen Nußungen der Zwifchenzeit herausgeben ($$. 1295, 
1323 u. 13524). 
ſ. 1052, 


Wer auf die Uebergabe dringen will, muß feine 


Verbindlichkeit erfüllet haben, oder fie zu erfüls 
len bereit ſeyn. 











| 
| 
| 
I 
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1) Da es bey Verträgen überhaupt vorzüglich darauf ans 
Eommt, was die Varteyen felbft für Beftimmungen beygerüct 
haben, und dad Gefeß in der Negel nur für jene Fälle Vorſe— 
hung trifft, für welche die Pasciöcenten Feine ausdrüdliche Ver: 


abredung getroffen haben: fo ift ‘Fein Zweifel, daß auch in dem 


Zaufchvertrage beftimmt werden könne, welcher aus den Pas: 
eiöcenten mit Erfüllung ded Vertrages den Anfang machen foll. 
Iſt daher dießfalld von den Parteyen ausdrücklich) etwas feftges 
fegt worden, fo kann derjenige, welcher nach der Verabredung 
mit der Erfüllung den Anfang zu machen hat, auch von dem 
andern Theile angehalten werden, feiner ausdrücklich übernom= 


menen Verbindlichfeit nachzufommen. Da jedoch die Gegenlei: 


ftung in der Weſenheit des Tauſchvertrages gegründet ift, fo 
Eonnte fi) die dießfalls belangte Partey von einer folchen Anz 
forderung allerdingd dadurch fchügen, wenn fie zu erweifen im 
Stande wäre, dag ihr Mitpascidcent gar nicht in der Lage fey, 
von feiner Seite den Vertrag zu erfüllen. Es hätten z. B. A 
und B ihre Neitpferde gegen einander vertaufcht, und es wäre 
in dem DBertrage bedungen, daß zuerft A dem B fein Pferd 
zu übergeben hätte; fo müßte A, wenn er zu erweifen vermöchte, 
daß B fein Pferd in der Zwifchenzeit an einen Dritten veräu— 
Bert habe, gleichfalld von der Verpflichtung, fein eigenes Pferd 
dem B zu übergeben, frey gefprochen werden. 

2) Außer dem Falle einer ausdrüdlichen Verabredung vers 
muthet aber da5 Gefeß, daß die Webergabe nur unter der Be— 
dingung verheißen worden, daß auch der andere Theil fein Ver: 
fprechen bereits erfüllet habe, oder doch zu gleicher Zeit die Sache 
zu übergeben bereit ſey. — Will daher einer der vertragichlies 
Benden Theile den. andern auf Erfüllung de3 Vertrages belans 
gen, fo muß er ausweifen, entweder, daß er den Dertrag 
von feiner Seite bereitd erfüllet habe, oder denfelben zu erfüls 
len bereit fey. — Es entfteht hier die Frage, was zum Erweile 
der Bereitwilligkeit zue Erfüllung erfordert werde? Die bloße 
wirkliche Erklärung, er fey dazu bereit, fcheint dazu nicht hin 
länglich; denn es ift nothwendig, daß der Padciöcent dem Rich: 
ter die Ueberzeugung feiner Bereitwilligkeit -Tiefere, was durch 

Mippel's Commentar VIL. Th. 11 
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die bloße Erklärung nicht bemerkftelliget wird. — Diefe Webers 
zeugung wird nun allerdings dadurch am ficherflen verfchafft, 
wenn derfelbe die zu übergebende Sache gerichtlich hinterlegt, 
oder in fo fern fie zur gerichtlichen Hinterlegung nicht geeignet 
ijt, fie mitteljt ded Gerichte einem Dritten in Verwahrung ges 
ben laßt. — Allein man kann nicht behaupten, daß dieſes das 
einzige Mittel fey, die DBereitwilligkeit darzuthun; denn fonft 
würde das Geſetz fich gewiß deutlicher ausgedrückt, und ausdrüd- 
lich angeordnet haben, daß derjenige, welcher auf die Uebergabe 
dringet, von feiner Seite die Vebergabe bemerfftelliget, oder 
wenigjtend die Einleitung zur gerichtlihen Verwahrung der zu 
übergebenden Sache getroffen haben 'müffe- — Es genügt daher, 
wenn er die Sache audy ohne alle gerichtliche Antervenirung eis 
nem Dritten mit der Weifung in Verwahrung gibt, fie nach er= 
fülltem Vertrage von der andern Seite feinem Mitpascidcenten 
zu übergeben. — Diefes ſcheint aber auch. zum menigften nöthig 
zu ſeyn; denn da die Verbindlichkeit zur Erfüllung des Ver— 
trages von beyden Seiten gleich ift, fo kann Fein Theil verhals 
ten werden, den Vertrag von feiner Seite zu erfüllen, wenn 
er nicht auch überzeugt ift, daß die andere Seite feine Verbind— 
lichkeit gewiß erfüllen werde. — So lange nun aber der eine 
Pasciöcent fich in der Lage befindet, mit der zu übergebenden 
Sache nad) Belieben verfügen zu Fünnen „ ift diefer Fall nicht 
vorhanden. Cine andere Art, die Bereitwilligfeit darzuthun, bes 
ftünde darin, wenn ſich der auf die Grfüllung dringende Pas— 
eiöcent erfläret, die von feiner Seite zu übergebende Sache an 
den durch den Vertrag oder durch dad Geſetz bejtimmten Ort 
der Webergabe (in fo fern er ein gemeinfchaftlicher ift) zu brine 


gen, wo ihm dann fein Mitpadciscent die von feiner Seite zu über: 


gebende Sache gegen Aushändigung der erjteren extradiren folle. 

3) Die gerichtliche Hinterlegung der zu übergebenden Sache 
vertritt aber außer dem Kalle des $. 1425 keineswegs die Stelle 
der wirklichen Webergabe, fondern liefert Tedigliy den Beweis, 
daß ed einem Pascidcenten mit der Uebergabe der Sache Ernft 
fey. — Der andere Theil Fann daher nicht verhalten werden, 
die hinterlegte Sache felbft zu. erheben, fondern er kann darauf 
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dringen, daß fie ihm an dem beftimmten Orte ber Erfüllung Eos 
ftenfrey übergeben werde. Diefes gilt um fo mehr von der außer: 
gerichtlichen Verwahrung. 

4) Hat ein Theil den Vertrag bereit vollzogen, fo Fann 
er aus dem Grunde, weil der andere Theil feine Verbindlichkeit 
nicht erfüllet, keineswegs das bereit3 Gegebene wieder zurückfor— 
dern, fondern nur auf die genaue Erfüllung des Vertrages drin: 
gen. — Zeigte fih, daß der andere Theil fein Verfprechen zu 
erfüllen außer Stand fey, weil die Leiftung ſchon zur Zeit de3 
Vertrages unmöglich war; fo ift der Vertrag ungültig (F. 878), 
und dad Zurücforderungsrecht findet daher allerdings Statt. — 
Eine fpäterhin eingetretene Unmöglichkeit ift nach den obigen 
Vorfchriften ($$. 1048 — 1051) zu beurtheilen. 

5) Eine bloß theilweife Erfüllung des Vertrages von Seite 
eines Pasciöcenten berechtiget diefen noch nicht, auf die felbft 
nur theilweife Erfüllung von Seite ded anderen Theiles zu drin— 
gen; ausgenommen ed wäre der Vertrag al ein aus mehreren 
Zaufchverträgen zufammengefeßter Vertrag zu behandeln; melches 
der Fall wäre, wenn in dem Vertrage mehrere Gegenftände des 
Tauſches aufgeführt wären, und zugleich darin beftimmt würde, 
mit welchem Stücke jedes verwechlelt werden follte. 


7 
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Bier und zwanzigftes Hauptitüd 
Don dem Kaufvertrage 


0, 1053, 
Kaufvertrag. 

Durch den Kaufvertrag wird eine Sache um eine 
beitimmte Summe Geldes einem Andern über- 
Yäffen. Er gehört, wie der Tauſch, zu den Ti— 
ten ein Eigenthum zu erwerben, Die Ermwer: 
bung erfolgt erft durch die Uebergabe des Kauf: 
gegenftandes. Bis zur Uebergabe behält der 
Verkäufer das Eigenthumsrect. 

41) Der Kaufvertrag ift fo, wie der Taufchvertrag ($. 1045) 
ein fogenannter Confenfualz Vertrag, welcher bloß durch die bey: 
derfeitige Einwilligung der Parteyen zu Stande kömmt, und un: 
terſcheidet ſich von demfelben im wefentlichen nur darin, daß 
eine Sache (ebenfalls in der nähmlichen Bedeutung wie im $. 1045) 
um eine befttimmte Summe Gelde3 überlaffen wird. 

2) Daraus entfteht fogleich ein Erwerbungstitel, ein pere 
fonliches Necht, eine Forderung und Klage (F. 859) auf die 
Vebergabe als Erwerbungdart zu dringen. — Dad Cigenthum 
geht nur durch die wirkliche Hebergabe an den anderen Theil über; 
bis felbe erfolgt, bleibt der Verkäufer Eigenthümer ded Kauf: 
gegenftanded und der Käufer Cigenthümer des Kaufgeldes. 

0. 1054, 
Grforderniffe des Kaufvertrages, 

Wie die Einwilligung des Käufers und Verkäufers 
befchaffen feyn müffe, und welche Sachen gekauft 
und verkauft werden dürfen, dieſes wird nach den 
Regeln der Verträge überhaupt beftimmt. Der 
Kaufpreis muß im baren Gelde beftehen, und 
darf weder unbeftimmt, noch geſetzwidrig ſeyn. 
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4) Die wefentlihen Erforderniffe des Kaufvertrages find: 
die wechfelfeitige Cinwilligung ($. 864), eine Sache ald Kauf: 
gegenftand, und der Kaufpreis. 

2) Bon der Cinwilligung gilt hier allgemein dasje— 
nige, was darüber in der Lehre von Verträgen überhaupt gefagt 
worden ift. — Ansbefonders find alfo die Vorfchriften über die 
Fähigkeit der Perfonen (IS. 865 — 868), die Wirklichkeit der 
Ginwilligung , den Irrthum, Betrug und Zwang (I. 869 u. 
877), über die Art, die Einwilligung zu erklären (89.863 u. 885 
— 887), die Gorrealität (FF. 888 — 896), die Bedingungen, 
den Bewegungsgrund (F9. 897 — 901), die Auslegungsregeln 
und Erlöfchung der Verträge (95. 914 — 920); ferner über 
die Gewährleiftung ($$. 922 — 933), den Vorbereitungdvertrag 
und Verzicht (SI. 936 u. 937) auch auf den Kaufvertrag anzu= 
wenden. Eben fo ift das, was von der MöglichFeit der Leiftung 
(I$. 878 — 882) überhaupt ausgefagt wird, auch auf den Kauf: 
gegenftand zu beziehen. — Doc follen hier einige Eigenheiten 
befonderö herausgeheben werden. 

3) Ein über eine nicht mehr vorhandene Sache gefchloffener 
Kauf ift ungültig , weil ein wefentlicher Beftandtheil des Kauf: 
vertraged, nähmlich der Kaufgegenftand, mangelt, und weil auch 
der $. 923 unter den Fällen der Gewährleiftung auddrüclich den 
Fall aufführet, wenn eine nicht mehr vorhandene Sache veräußert 
wird, und der $. 932 diefem Veräußerungsacte die Wirkung 
beylegt, daß der Käufer die gänzliche Aufhebung des Vertrages 
fordern könne. — Iſt die verkaufte Sache zur Zeit des ges 
fchloffenen Kaufvertrages nur zum Theile mehr vorhanden, fo 
ift vor Allem zu unterfcheiden, ob dadurch der ordentliche Ge— 
brauch der Sache gehindert wird oder nicht. Am erften Falle 
ijt der Kauf nichtig, im zweyten Falle aber fiheint der Kauf: 
vertrag gultig zu feyn, nur muß der Verkäufer den zu Grunde 
gegangenen Theil auf feine Koften herjtellen laffen, — Wäre in: 
deffen der zu Grunde gegangene Theil mehr werth, als bie 
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Hälfte der ganzen Sache, fo wäre der Kanfvertrag gleichfalls 
ungültig (69, 1048 u. 1064) '). 

4) Den Verkauf einer fremden Sache halt Herr Reg. 
Nath v. Scheidlein für gültig, und begründet feine Behaups 
fung durch folgende Bemerkungen: „Die Veräußerung einer frems 
den Sache erfcheine zwar ($. 923) unter den Fällen der Gewähr: 
leiſtung, allein der $. 932, welcher die Wirkung der Gewähr: 
leiftung erklärt, könne jedoch auf diefen Fall nicht angewendet 
werden, meil dort von mangelhaften Sachen die Rede ſey; ei: 
ne fremde Sache aber, fo lange der Eigenthümer diefelbe nicht 
abfordert, dem Befiger den ordentlichen Gebraud) leiftet, mit— 
bin nicht mangelhaft genannt werden könne; ed müſſe fohin die 
erroähnte Frage nach allgemeinen Grundfägen beantwortet wers 
den. Da nun eine fremde Sache von dem Verkäufer dem 
Käufer überlaffen werden könne, obwohl der Käufer dad 
Eigenthum derfelben nicht erlanget ; da allo dad, was nad) der 
im $. 1053 enthaltenen Definition zur Gültigkeit eined Kauf: 
vertrageS erfordert wird, auch bey dem Verkaufe einer fremden 
Sache eintreffe; da ferner auch fremde Sachen im Verkehre 
ſtehen; über alles aber, was im Verkehre ſteht, gültige Ver— 
träge geſchloſſen werden könnnen: ſo folge, daß der Verkauf 
einer fremden Sache gültig ſey. Damit ſtimmen auch die Vor— 
ſchriften des römiſchen Rechtes überein »). Die Gewährleiſtung 
koͤnne erſt dann, wenn das Eigenthum angeſprochen wird, be— 
gehret werden, und bringe erſt dann, wenn das angeſprochene 
Eigenthum behauptet wird, und darum die Sache von dem 
Käufer dem Eigenthümer eingehändigt werden muß, die Wir— 
kung hervor, daß der erſtere die Aufhebung des Vertrages, d 
die Zurückſtellung des bezahlten Kaufſchillings, und Entſchädi— 
gung fordern könne.“ Allein dieſe Anſicht ſcheint mir mit dem 
Geiſte des bürgerlichen Geſetzbuches durchaus nicht übereinzuſtim— 
men. — Denn der Zweck des Käufers iſt offenbar, das Eigen— 
thum der gekauften Sache an ſich zu bringen; und der Verkäu— 


1) Siehe des Herrn Reg. Rathes v. Scheidlein Abhandlung über den Kaufsver— 
trag 6. 33. 
2) L. 25. $. 1. D, in contrahenda emtione, de IL. 28, éod. 
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feg verſpricht demnach ftillfchweigend die verkaufte Sache in 
dad Gigenthum des Käuferd zu übertragen, — Diefe Behaup: 
tung gehet Elar aus dem $. 1053 hervor, in welchem der Kauf: 
vertrag zu den Titeln, ein Eigenthum, zu erwerben gerech= 
net wird; und worin die weitere Anordnung enthalten ift, daß 
der Käufer durch die an ihn gefchehene Webergabe des Kaufges 
genftandes dad Eigenthum deöfelben erwerbe. Der Ausdrud 
„uberlaffen” im $. 1053 kann daher nicht auf die Uebertra— 
gung des Befiges befchräntt, fondern muß auf die Uebertragung 
des Eigenthums audgedehnt werden, und dad vom R. N. v. 
Scheidlein angeführte römifche Gefeß: qui vendidit, necesse 
non habet, fundum emtoris facere entfpricht daher offenbar 
dem Geifte unferd Geſetzbuches nicht. — Auch geht diefer Sat 
des römifchen Rechtes aus den demfelben im Obligationen: Sache 
eigenthümlichen Sormenwefen hervor, dad dem Geifte des öfter: 
reichifchen Geſetzes ganz fremd ift, wie diefes felbjt Der 
Schlußſatz des nähmlichen römifchen Gefeged beweifet, der alfo 
lautet: ut cogitur, qui fundum ;stipulanti spopondit, Es ift 
zwar richtig, daß fremde Sachen im Allgemeinen dem Berfehre 
nicht entzogen find; allein fie find dem Verkehre derjenigen ents 
zogen, welche damit zu fchalten nicht befugt find. — De nun 
nach dem öfterreichifchen Gefegbuche der Verkäufer dad Eigen: 
thum der Sache auf den Käufer zu übertragen verfpricht, fo 
muß er dieſes Verſprechen auch erfüllen, und daher, wenn er 
eine fremde Sache verkauft haft, bewirken, daß das Eigen: 
thum an den Käufer übergehe, widrigens iſt der Käufer berech: 
tigt, wegen Unmöglichfeit der Leiftung, die Aufhebung ded Ber: 
trages zu begehrten. Nur die im $. 367 enthaltenen Fälle ma: 
chen eine Ausnahme, weil der Käufer, dad Gigenthum der 
fremden Sache durch die Vorfchrift des Gefeßed erwirbt. 

5) Der Kauf ift, fo wie der Taufch, ein Mittel, dad Ei: 
genthum einer Sache zu erwerben. Daraus folgt, daß 
Niemand feine eigene Sache Faufen könne. An fo fern jedoch 
Jemand durch einen Andern, welchem einige Nechte in Bezug 
auf die dem Grfteren gehörige Sache zuftehen, in der Ausübung 
feined Eigenthumsrechtes befchränkt ift, Kann ed fich allerdings 
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ergeben, daß er fich durch Bezahlung eines Preifes von biefen 
Beſchränkungen frey mache, und fich dadurch gleichfam die 
Freyheit feines Eigenthums erfaufe. Ich fage gleihfam, 
denn im juridifchen Sinne des Wortes iſt diefer Vertrag Fein 
Kauf, — fondern ein ungenannter Vertrag. Der Eigenthümer 
der Sache gibt den Preis nicht zu dem Ende her, damit ihm 
der Andere eine Sache oder ein Necht übertrage, fondern nur 
Handlungen unterlaffe, zu denen er befugt gewefen wäre. — 
Denn die Freyheit des Eigenthums, welcye der Eigenthümer 
dadurch erlangt, Fann von dem andern Theile, da er fie ſelbſt 
nicht befißt, nicht übertragen werden. — Kauft Jemand eine 
unter einer Bedingung legirte Sache von dem Erben, fo gilt 
der Kauf, wenn die Bedingung nicht eintrifft. Trifft fie ein, 
fo muß der Erbe dem Legatar die Sache aud dem lebten 
Willen des Eig.nthümerd überlaffen. Iſt der Käufer fchon zur 
Zeit des gefihloffenen Kaufes Miteigenthümer der gekauften 
Sache gewefen, fo gilt der Kauf nur in fo weit, ald die 
Sache dem Käufer noch. nicht eigenthämlih war —  Diefe 
fhon im römifchen Rechte gegründeten Lehrfäge gelten ohne 
Zweifel auch nad) dem öfterreichifchen Eivilrechte, weil fie eine 
unmittelbare Folge des oben aufgeftellten Satzes find, daß 
Niemand Käufer feiner eigenen Sache feyn könne. — Eine fchein: 
bare Ausnahme davon macht der Fall, wenn der Eigenthümer 
der verpfandeten Sache bey der gerichtlichen Feilbiethung felbft 
mitbiethet, und wirklich den höchften Anboth macht ($. 463 Nr, 
2). Allein auch hier ift nur die Form eines Kaufvertrages, — 
ein eigentlichee Kaufvertrag aber nicht vorhanden; denn der 
Eigenthümer erwirbt durch diefen höchften Anboth keineswegs 
erft das Eigenthum der. verfteigerten Sache, fondern befreyt fich 
durch die Bezahlung des höchften Anboths lediglich von den auf 
der verfteigerten, ihm ohnehin eigenthümlichen Sache ruhenden 
Pfandfchaftölaften, und macht fih daher nur von Befchränfun: 
gen frey. 

6) Der Gegenftand des Kaufvertrages kann übrigens eine 
bewegliche oder unbewegliche, Förperliche oder unkörperliche Sache 
(ein Recht) feyn. — Nur ift bey dem Kaufe von Rechten zu 
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bemerken, daß, da das verkaufte Hecht an den Käufer abgetre: 
ten werden muß, die in Anfehung einer folden Abtretung in 
dem bürgerlichen Gefegbuche vorfommenden Beſtimmungen ($$. 
1592 — 1399) in Wirkfamkeit treten. — Bey dem Kaufe eines 
Rechtes gehört die Abtretung desfelben nicht zue Weſenheit des 
Kaufvertrages, fondern zur Erfüllung deöfelben ; denn der Kauf: 
vertrag ift für abgefchloffen zu halten, fobald die Parteyen über 
die Forderung, welche abgetreten werden foll, und den Preis, 
welcher dafür zu entrichten iſt, ei ig find. — Da übrigens die 
Rechte, welche aus dem Kaufe eine es für den Verkäufer 
und Käufer entſtehen, nur dann vollſtandig entwidelt werden 
können, wenn ſich dabey die Beſtimmungen der SS. 1392 — 
41399 vor Augen ‚gehalten werden, fo wird fic) die nähere Er— 
örterung dieſes Nechtöverhältniffes bey Erläuterung der hier citir= 
ten Geſetzesſtellen vorbehalten, = Don dem Kaufe einer Erb: 
ſchaft, oder einer gehoften Sache wird in dem Hauptftüde von 
den a 1976 _ 128 ) gehandelt. 

7) Eben fo Eon nicht nur ein e, ihrem Individuum 
nach beſtimmte Sachen, ſondern auch Gattungſachen (3. B. Ci: 
nes der im Stalle vorfindigen Pferde), verkaufet werden. In 
einem ſolchen Falle ift ſich ſowohl die Beſtimmung der M. 906 
u. 907, als die des J. 656 vor Augen zu halten. Iſt durch die 
Wahl des Stückes, je nachdem fie dem Verkäufer oder Käufer 
zuftehet, eine aus denfelben über die Hälfte verlegt worden, fo 
Fann er die ‚Aufhebung des Vertrages, aber Eeinesweg5 das 
fordern, daß ein anderes Stück gewählet werde. — Denn durch 
den Kaufvertrag ift einmahl dem einen oder andern Theile, ent= 
weder ausdrücklich oder mittelft des Gefeges die Wahl eingeräumt; 
der verlegte Theil kann fohin allerdings die Aufhebung, aber 
Feineswegd eine Abänderung des Vertraged in einzelnen Puncten 
verlangen, welches allerdingd dadurch gefchehen würde, wenn 
der verlegte Theil da5 Wahlrecht, welches dem andern Theile in 
dem Vertrage eingeräumt ift, beſchränken wollte, 
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9. 1055. ) | 

Der Kaufpreis muß a) im baten Gelbe beftehen. 
Wird eine Sache theils gegen Geld, theild gegen 
eine andere Sache veräußert; fo wird der Ver— 
trag, je nachdem der Werth am Gelde mehr oder 


weniger, alö der gemeine Werth der gegebenen . 


Sache beträgt, zum Kaufe oder Taufche, und 
bey gleichem Dr a zum Kaufe ges 
rechnet, 

4) Der Kaufpreis. muß im baren Gelde beftehen; das 
durch unterfcheidet er fich theild von dem Zaufchvertrage ($- 
1045) , theil5 von andern, ungenannten, entgeldlichen Verträgen 
($. 921). Unter barem Gelde verſteht man insgemein die klin— 
gende Münze und jene öffentlichen Creditspapiere, welche im 
ordentlichen Umlaufe die Stelle des 6. baren Geldes vertreten, 
fohin Banknoten, Einlbs⸗ und Anticiiätionfcheine. Das Fi: 
nanzpatent vom 20. Hornung 1811 hatte F. 9 anbefohlen, daß 
vom 15. März 1811 an alle Contracte zwifchen den öſterreichi— 
ſchen Unterthanen, in fo fern fie fich nicht etwa auf dad Aus: 
land beziehen, in Wiener » Währung abgefchloffen werden müffen, 
und es wurde jeder von diefem Zeitpuncte auf andere Art ein« 
gegangene Vertrag für ungültig erklärt. Allein da5 Patent vom 
4. Juny 1816 *) bat angeordnet, daß vom Tage der Bekannt— 
madung deöfelben gejtattet fey, in fchriftlichen Urkunden Vers 
träge auf conventionsmäßige und andere gefeglicye Gold- und 
Silbermünzen oder. Papiergeld abzufchließen, und es ift nicht 
nöthig die Münz : Specied in den Verträgen auszudrücken, 
fondern e3 genügt, daß die Verpflichtung nur im Allgemeinen 
auf Conventiond: Münze, oder auf gefeßliche Gold- und Silber: 
münze laute, in beyden Fällen ift die Zahlung in den gefegmä- 
Big umlaufenden Gold: und Silbermünzen zu leiften ?). Diele 
höchjte Beftimmung wurde dann auc auf mündliche Verträge 


— 





1) 3. G. ©. Nr. d2t3, $. 5. 
) Hofdec. von 28. Web. 1817; 5. ©: S. Ne. 1322, 
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und Verabredbungen nah) Maß des gemeinfchaftlihen Cinvers 
ftändniffes der Parteyen ausgedehnt; nur wurde verordnek, 
daß in den Fällen, in welchen daS Webereinfommen nur auf 
©eldfummen überhaupt, ohne nähere DBeftimmung der Valuta, 
gerichtet ift, die gefegliche Wermuthung ſtets für die Wiener: 
Währung einzutreten habe '). 

2) Schuldfcheine (fie mögen dffentliche oder Privat-Schuld: 
fcheine feyn), gehören im eigentlichen Sinne des Wortes nicht 
zum baren Gelde. Wird daher eine Sache gegen Abtretung 
einer Privat= Forderung hintangegeben, fo kann diefer Vertrag 
old Fein Kaufvertrag angefehen werden. Deffentlihe Schuld: 
fiheine werden zwar in manchen Zallen wie bares Geld behans 
delt ($. 990); weßhalb auch Herr Hofrath v. Zeiller in feiz 
nem Commentare fih dahin ausfpricht, dag mit Einwilligung 
des Verkäufers auch öffentliche Schuldfcheine als Kaufpreis ges 
geben werden Fünnen. — An der Zuläffigfeit diefes Uebereinkom— 
mens Fann freylich Fein Zweifel feyn, allein die Frage ift nur 
die, ob der Vertrag dann unter die Kaufögefchäfte zu rech— 
nen. ſey? — Hier glaube ich unterfcheiden zu müffen, ob 
der Preis in einer beftimmten Zahl und Gattung der öffent— 
lichen Obligationen bedungen, oder ob er im baren Gelde feit- 
gelegt, und dabey nur ausgemacht wird, daß der Verkäufer öf— 
fentliche Obligationen nach ihrem börfemäßigen Curſe als bares 
Geld zu übernehmen habe. — Im erjten Falle ift der Vertrag 
ein Zaufchvertrag, im Testen aber ein Kaufvertrag , weil hier 
eigentlich bares Geld al Kaufpreis bedungen wurde, und die 
Obligationen nur ftatt baren Geldes gegeben werden. 

3) Iſt für eine Sache theild Geld, theils wieder eine Sache 
verfprochen worden, fo wird der Vertrag zufolge der befannten 
Negel: a potiori Fit denominatio, nach dem Uebermaße des Wer— 
thes von dem einen oder anderen ©egenftande als ein Kauf, 
oder vielmehr als ein Zaufch, und wenn der Werth gleich ftünde, 
für einen Kauf gehalten; weil legterer heut zu Tage gemöhns 
licher, und das Gewöhnlichere zu vermuthen ift. Uebrigens ift, 


v 


3) Hofder, vom 25. Detob, 13175 I. G. S. Nr. 133% 
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wie v. Zeillee bemerkt, dieſer Unterfchied bey der Achnlichkeit 
der Vorfchriften ber diefe beyden Arten von Verträgen ($$. 
41061 — 1066) von Feiner Wichtigkeit. 


0. 1056. 
b) Der Kaufpreis muß beftimmt feyn, 

Käufer und Verkäufer Eönnen die Feftfesung des 
Preiſes auch einer dritten bejtimmten Perfon 
überlaffen. Wird von diefer in dem bedungenen 
Zeitraume nichts feitgefestz, oder will im Falle, 
daß kein Zeitraum bedungen worden ift, ein Theil 
von der Beftimmung des Preifes zurücktreten: fo 
wird der Kaufvertrag als nicht gefchloffen an— 
gefehen, 

4) Der Kaufpreis muß beftimmt feyn ($. 1054), derge— 
ftalt, daß er nicht dem Zufalle ($. 1267), oder einer erft Eunftis 
gen Verabredung ($. 936), oder der bloßen Willkühr des Käu— 
fers oder Verkäufers überlaffen werde. — Es gibt aber vier Ar: 
ten der Bejtimmung des Kaufpreifesz; die erfte, wenn die Summe 
deöfelben von den vertragfchliegenden Parteyen felbft feſtge— 
fest; die zweyte, wenn die Fejtfegung der Summe desfelben 
einer dritten beftimmten Perfon überlaffen; die dritte, wenn der 
Werth, der bey einer früheren Veräußerung bedungen worden, 


als Kaufprei5 angenpmmen; die vierte, wenn der ordentliche 


tarftpreis zu Grunde gelegt wird. — Don der erfteren Urt 
der Beftimmung ded Kaufpreifes ift nichtd befonderes zu bemerfen. 
2) Um die Preisbefimmung einer fremden ntfcheidung 
gültig und mit Erfolg zu überlaffen, muß eine individuelle Per- 
fon, deren Fähigkeit und RedlichFfeit man zu würdigen im Stande 
ift (nicht etwa in allgemeinen Ausdrüfen ein Verwandter, ein 
Sachverſtändiger überhaupt u. f. m.), dazu beftimmt werden. We: 
brigens kann diefe Perfon eine phyſiſche oder moralifche Perfon 
feyn , 3. DB. die Vorfteher einer beftimmten Handwerks = Ord: 
nung, fo daß die Individualität der Perfonen, welche diefen Preis 


zu beftimmen haben, keinem Zweifel unterliegen Fann. Gin ges 
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gen diefe Vorſchrift getroffenes Uebereinfommen würde von Eeis 
ner Wirkung ſeyn. Es würde daher auch ein Vertrag ungültig 
ſeyn, worin die Beftimmung des Dritten, der den Kaufpreis feſt— 
zufegen hätte, der Willfühe des Käufers oder Verkäufers an 
heim geftellt würde. 

3) Iſt nun aber die Feftfeßung des Preifes mit Beobach— 
tung der obigen DVorfchrift von den vertragfchließenden Thei— 
len einer dritten bejtimmten Perfon überlaffen worden, To muß 
man unterfcheiden, ob zu derfelben ein beftimmter Zeitraum be= 
dungen worden ift oder nicht. In dem erften Falle ift der 
Kaufvertrag unter der Bedingung für gefchloffen zu halten, daß 
die dritte Perfon den Preis binnen der beftimmten Zeit feftfege. — 
Dor Ablauf diefed Zeitraums, fo lange die Bedingung fchwebt, 
kann Eein Theil von dem gefchloffenen Vertrage zurücktreten, 
und fpricht fich die dritte Perfon binnen der bedungenen Friſt 
über den Kaufpreid aus, fo ift er unbedingt für gefchloffen zu 
halten; feßt felbe aber den Preis binnen dem bedungenen Zeit- 
raume nicht feft, entweder, weil fie ihn nicht feftfegen Fann, z. B. 
wenn fie geftorben ift, oder nicht feftfegen will; fo ift der Kauf: 
vertrag ungültig, und zwar im erjten Sale von dem Zeitpuncte 
an, als die Crfüllung der Bedingung unmöglich wird, d. i. in 
dem oben gegebenen Beyfpiele, von dem Zeitpuncte des Todes 
diefed Dritten, im zweyten Salle aber nad) Verlauf des Zeitraus 
med, ohne daß ed einer ausdrücklichen Erklärung der einen oder 
andern Partey bedurfte, von dem Vertrage zurücktreten zu wol: 
len. — Iſt fein beftimmter Zeitraum zur Zeftfegung des Kaufs 
preifes verabredet worden, fo fieht ed vor der wirflidhen 
Beftimmung des Preifes jedem Theile zu jeder Zeit frey, 
von dem Vertrage zurüczutreten, weil fonft die Erfüllung der 
Bedingung auf eine ungewiffe Zeit verfchoben bliebe, die Contra= 
benten alfo ſich in einer fortwäahrenden Ungewißheit befinden wür— 
den, ob das Kaufgefchäft zu Stande fommen werde oder nicht '). 


1) Für dieſe Behauptung fpricht auch die Analogie des $. 936, nach welchem Die 
Verabredung, Fünftig erſt einen Vertrag ſchließen zu wollen, nur dann vers 
bindlich ift, wenn die Zeit der Abſchließung beſtimmt ift. 
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4) Hat nun ber Dritte den Preid in gehörigen Zeit feftges 
feßt, fo muß es dabey fein Bewenden haben, wenn wirklich der 
feftgefegte Preis im DVerhältniffe zu dem wahren Werthe der 
verkauften Sache zu hoch oder zu niedrig flünde. Die Ausnah: 
men hiervon Fommen unten $$. 1059 u. 1060 vor. 


d. 1057, 

Wird die Beftimmung des Preifes mehreren Pers 
funen überlaffen, fo entfcheidet die Mehrheit der 
Stimmen Fallen die Stimmen fo verfchieden 
aus, Daß der Preis nicht einmahl durch die wirk- 
lihe Mehrheit der Stimmen feftgefest wird; fo 
ift der Kauf für nicht eingegangen zu achten. 

4) Die Beftimmung ded Preifed kann auch mehreren, 
jedoch ebenfalls beftimmten Perfonen ($. 1056 Nr. 3) in 
Gemeinfchaft anvertraut werden, wobey die Stimmenmehrheit 
entfcheidet ($. 833). Die Stimmenmehrheit ift nun entweder 
eine abfolute, oder eine bloß relative. Cine abfolute Stim- 


menmehrheit ift dann vorhanden, wenn mehr ald die Hälfte der | 


Glieder für einen Beſchluß ſtimmen, eine relative aber, wenn 
für einen Befchluß mehrere Stimmen ald für jeden andern, aber 
dennoch nicht mehr Stimmen, ald. die Hälfte aller Glieder bes 
trägt, vorhanden find )1 Es entfteht daher hier die Frage, ob 
die abfolute oder relative Stimmenmehrheit entfcheide? Sowohl 
Herr Hofrath v. Zeiller ald Herr Regierungdrath v. Scheidlein °) 
behaupten, daß die relative Stimmenmehrheit nicht genüge, fon= 
dern eine abfolute Stimmenmehrheit erfordert werde. — Allein 
es ift aus ihren Erklärungen erfichtlih, daß fie mit diefen Be: 
zeichnungen einen von der oben angegebenen Bedeufung etwas 
abweichenden Sinn verbinden, indem fie unter einer abfsluten 
Stimmenmehrheit diejenige verftehen, welche nad) der Zahl der 
Perſonen berechnet, und unter einer relativen diefenige, welche 
aus der DVergleichung deffen, wad den Wenigeren mißfällt, here 


4) Siehe das natürliche Privatrecht vom Heren Hoftath v. Zeiler, und 9. Reg 
Rath. Ritter v. Enger. $. 148. 
2) U a. D. S- 53. 
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audgebracht wird, — Wenn daher von fieben Stimmenden 
drey den Kaufpreid auf 1200, zwey auf 4400 und die übrigen 
zwey auf 1000 fl. feftfegen würden, fo wäre nad) diefer 
Anſicht die relative Stimmenmehrheit für 1100 fl., weil diefer 
Preis den wenigften mißfällt; denn den Kaufpreis pr. 1200 fl. 
halten vier der Stimmenden zu hoch, und den pr, 1000 fl. fünf 
derfelben zu niedrig, dagegen find fünf Stimmende dafür, daß 
der Kaufpreis pr. 1100 fl. keineswegs zu hoch fey, und vier 
Stimmende halten ihn auch nicht für zu niedrig. Allein nach 
dem oben aufgeftellten Begriffe von abfoluter und relativer 
Stimmenmehrheit wäre im gefeßten Beyſpiele die relative Stim— 
menmehrheit für den Preis von 1200 fl. Sowohl die abfolute 
ald die relative Stimmenmehrheit wird nach dem oben aufgejtell- 
ten Begriffe immer nach der Anzahl der Perfonen, die für eine 


‚Meinung die Stimme abgeben, berechnet, und der Unterfchied 


befteht nur darin, daß bey der abfoluten Stimmenmehrheit mit 
Rückſicht auf die Gefammtzahl der Stimmenden, die relative 
dagegen, mit Nüdficht auf die für jede einzelne Meinung 
vorhandenen Stimmen audgemittelt wird. — Nach) dem oben 
aufgeftellten Begriffe von abfoluter und relativer Stimmenmehr: 
heit glaube ich aber, daß hier die relative Stimmenmehrheit 
genüge. Die Gründe für meine Behauptung find folgende: 

a. Unter Stimmenmehrheit im Allgemeinen, wenn felbe nicht 
noch mit einem befonderen Beyfaße bezeichnet wird, wird ge= 
wöhnli nur die relative Stimmenmehrheit verftanden. — 
Diefes bemeifet der $. 56 der allgemeinen Inſtruction für die 
Quftizftelen 41. Abth., wo der Vorfigende angewiefen ift, das 
Conclusum nach der Stimmenmehrheit zu faffen, in Verbin: 
dung mit dem $. 59, aus welchem klar hervorgehet, daß hier 
nur eine relative Stimmenmehrheit zu verftehen fey. — Das 
Nähmliche gilt von der Stimmenmehrheit bey Aufftellung eines 
Maffeverwalterd in Concursfällen, wobey zwar auf den Betrag 
der Forderungen der ftimmenden Gläubiger gefehen wird, 
jedoch immer nur die relative und nicht die abfolute Mebr- 
heit entfcheidet. 
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b. Da Schiedsrichter, wenn ihnen von den Parteyen Fein befon: 
deres Verfahren vorgezeichnet worden ift, bey Verwaltung ih— 
res Amtes fich) genau nach jenen Vorfchriften zu benehmen ha= 
ben, wie der ordentliche Richter ($. 272 der ©. O.), fo müßte 
ohne Zweifel, wenn dad Schiedörichteramt mehreren Perfonen 
gemeinfchaftlich übertragen würde, hier die relative Stimmen: 
mehrheit entfcheiden. — Da nun aber diejenigen, welchen die 
Beftimmung des Preifes überlaffen wird, eine ähnliche Func— 
tion, wie die Schiedörichter, auszuüben haben, fo dürfte auch 
hier dad Nähmliche gelten. Endlich 

c, fcheinen mir felbft die Worte ded gegenwärtigen $. entfcheis 
dend für die hier aufgeftellte Anficht zu fprechen. — Denn 
der Schlußfag fagt: „Fallen die Stimmen fo verfchieden aus, 
daß der Preis nicht einmahl durch wirkliche Mehrheit 
der Stimmen feftgefegt wird, u. f. w.“ Danun eine abfolute 
Stimmenmehrheit viel fchwieriger zu erzielen ift, ald eine rela= 
tive, — fo würde der Ausdruck „nicht einmahl” hier nicht 
ganz am rechten Orte angebracht feyn, wenn man unter der 
Stimmenmehrheit im gegenwärtigen $. eine abfelute verftes 
hen follte. 

2) Eben fo behaupten Here Hofrath v. Zeiller und H. Reg. 
Rath v. Scheidlein, daß der Kauf auch dann nicht für gefchlof- 
fen zu achten wäre, wenn nur Einer aus den beftimmten Schieds— 
rihtern Eeinen Ausfpruch thun würde. — Allein ich glaube, daß 
e3 in diefem Falle darauf anfornme, ob diefe Eine Stimme ei: 
nen anderen Befchluß zur Folge haben Fonnte oder nicht. Im 


erfteren Falle ftimme ich diefer Anſicht vollfommen bey; nicht 


aber im lesteren, wo diefe Cine Stimme für feinen Sal ent: 
fcheidend feyn könnte. — Die Berufung auf den $. 1014, wel 
cher verordnet, daß, wenn mehreren Bevollmächtigten zugleidy ein 
Gefchäft aufgetragen wird, die Mitwirkung aller erforderlich fey, 
fcheint mie für den vorliegenden Fall nicht paffend zu feyn. — 
Denn der Grund. der gefeglichen Anordnung de3 $. 1011 ift of: 


fenbar der, weil die Bolführung des Geſchäftes anders ausge: . 


fallen ſeyn Eönnte, wenn diefer Eine auch dabey mitgewirkt ha: 
ben würde; bier wird aber eben der Fall vorausgefegt, wo die 
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Abgabe der mangelnden Stimme an dem Befchluffe Feine Aen— 
derung hervorbringen kann. — Es ift zwar bemerkenswerth, daß 
das preußifche Landrecht ') fich gleichfall5 dahin ausfpricht, daß, 
wenn auch nur Einer der mehreren Schiedörichter feinen Aus: 
fpruch nicht thun Fann, oder denfelben zu thun beharrlicy ver— 
weigert, der Kauf für nicht gefcjloffen zu achten ſey; allein es 
darf dabey nicht überfehen werden, daß diefed Geſetzbuch für den 
all, ald Feine Stimmen = Einhelligfeit vorhanden ift, eine ganz 
andere Entfcheidung enthalt, da es dafelbft $. 50 heißt, daß, 
wenn die mehreren Perfonen wegen des Ausfpruches fich nicht 
vereinigen, die Summe, welche der Durchſchnitt ihrer zufammen= 
gerechneten Beftimmungen darftellt, den wahren Kaufpreis aus— 
made. — Hier fieht man gleich, daß diefe Cine Stimme, wenn 
fie abgegeben würde, den Kaufpreis wahrfcheinlich verändern würde, 


0. 1058, 


Auch der Werth, welcher bey einer früheren Ver: 
äußerung bedungen worden ift, Fann zur Beftim: 
mung des Preifes dienen. Hat man den ordent= 
lichen Marktpreis zu Grunde gelegt, fo wird der 
miitlere Marftpreis des Ortes und der Zeit, wo 
und in welcher der Vertrag erfüllt werden muß, 
angenommen, 

4) Die dritte und vierte Art der Beftimmung de Kauf: 
preifes beruht auf dem allgemeinen Grundfage, daß derfelbe ei= 
nem ficheren Maßftabe vorbehalten werde. — Der Werth nähme 
lih, der bey einer früheren Veräußerung bedungen worden ift, 
laßt fich, wie der Marktpreis, in der Regel erheben. Sollte der 
erſtere fich nicht erheben laffen, oder wäre bey der früheren Ber: 
außerung Eein Preis bedungen, mithin die Sache verfchenft wor: 
den; fo ift der Kauf ungültig, weil die Bedingung, unter welcher 
er gefchloffen ift, unerfüllt bleibt. Hr. R. R. v. Scheidlein ?) 
reihet an diefe dritte Art der Beftimmung des Kaufpreifes auch noch 


1) 1. Th., 11 Tit., 9, 31. 
2) Um a. D. $. 39 
Nippel's Commentar VH. Th, 12 
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folgende zwey Fälle an: der erfie, wenn der Käufer dad in ſei— 


nem Kaften liegende Geld ald Kaufpreis beftimmt, (dad Nähm: 
liche muß wohl ohne Zweifel auc) dann gelten, wenn der Ber: 


Fäufer, das in feinem Kaſten liegende Geld ald Verkaufpreis be— 
ſtimmt), und der zweyte, wenn von demfelben, nebft einer ge= 
wiffen Summe, aud) noch diejenige al3 Kaufpreis beftimmt wird, 
um welche er die Sache einft höher verkaufen wird, weil in 
beyden Fällen eine Belchreibung des MWerthed gegeben worden 
ift, vermög welcher über die zu beftiimmende Summe fein Zwei: 
fel mehr bleibt... Sollte fih im Kaften fein Geld finden, fo ift 
der Kauf unwirffem, und verkauft der Käufer die Sache nicht 
wieder, oder verkauft er fie nicht höher, fo bleibt es bey der bes 
dungenen beftimmten Summe '). 

2) Wird der ordentliche Marktpreis als Kaufgeld feſtgeſetzt, 
fo ift hierunter der zwifchen dem höchjten und niedrigften mittlere, 
Preis einer Feilfchaft von folcher Befchaffenheit, ald der Kaufges 
genftand ift, an dem Orte und zu der Zeit, wo und in welcher 
der Vertrag erfüllt werden muß ($$. 902 u. f. m.) zu verfiehen. 


0. 1059, 
Der Preis darf nicht gefegwidrig ſeyn. 

Wenn für Waaren eine Tare befteht, fo iſt der 
höhere Preis gefebwidrig, und der Kaufer kann 
für jede noch fo geringe. Verlegung die Schad— 
loshaltung bey der politifchen Behörde fordern, 

4) Geſetzwidrig ift, der Kaufpreis in zwey Fallen, erſtens, 
wenn für Waareneine Taxe befteht, und ein höherer 

Preis bedungen, zweytens, wenn der Verkäufer oder der 

Käufer durch den bedungenen Kaufpreis über die Halfte des 

wahren Werthed verlegt wird. — Gemiffe, meiftend zur Bes 

friedigung allgemeiner Bedürfniffe nothwendige Feilfchaften, 3. B. 

Nindfleifh, Brot, find mit einer Taxe belegt. Wird nun ein 

die Taxe überfteigender Preis bedungen, fo ift dad Kaufgeſchäft 


4) Eben fo werden die benden berührten Fälle nach römiſchem Rechte entfchieden. 
F. 7. 9. 1u. 2. D, XVII. 1. de contrah. emtione, 
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darum nicht ungültig, aber der Käufer kann für jede noch fo ge— 
ringe Verletzung Schadloshaltung fordern, d. i. den die Taxe 
überfteigenden noch fo geringen Betrag zurücbegehren. 

2) Diefe Schadloshaltung muß jedoch bey der politifchen 
Obrigkeit gefordert werden, weil daran liegt, daß die Unterfu: 
chung fo ſchnell als möglich gefchehe, und der Verkürzte fo fchnelf 
als möglich gefchirmt werde, das Civilverfahren aber diefem 
Zwede nicht entfprechen würde. — Ueberdieß zieht ein folcher 
gefeßwidriger Verkauf auch dem Verkäufer die gleichfalls von 
der politifchen Behörde auszumeſſende Beftrafung zu. Der erfte 
und zweyte Sal einer QTarüberfchreitung, wovon jedoch die Hinz 
tangabe einer Waare um einen höheren Preis, al in der Tax— 
ordnung feftzefegt ift, nur eine Art auömachet, wird als Polis 
jey = Dergehen geahndet, und gewöhnlich mit einer Geldftrafe 
belegt ; laßt fih ein Gewerbsmann aber eine folche Taxüberſchrei— 
tung das dritte Mahl zu Schulden fommen, fo wird feine 
Handlung als eine fchwere Polizey = Uebertretung angefehen, und 
mit dem Gemwerböverlufte beftraft *). Gegen Apotheker, welche 
fid) einer Ueberfchreitung der Arzeneytaxe fehuldig machen, wird 
in den ihren Taxordnungen vorgedruckten Kundmachung: : Ber: 
ordnungen für die beyden erften Betretungsfälle eine Geldftrafe 
von 24 Ducaten verhängt. 


d. 1060, 

Außer diefem Falle fann der Kauf fowohl von dem 
Käufer ald Verkäufer nur wegen Berlegung 
über die Hälfte beftritten werden (ſ. 934 — 
935). Diefe Befchwerde findet auch dann Statt, 
wenn der Ausspruch des Kaufpreifes einem Drit— 
ten überlaffen worden ift, 

4) Beſteht Feine Zare, fo ift der Preis nicht gefegwidrig , 
wenn er aud den wahren Werth der Cache, oder der wahre 
Werth der Sache denfelben um ein Nahmbhaftes überfteiget; es 
Fann alfo weder der eine noch der andere Theil hierüber Be: 

12 * 


— w — 


1) 11. Th. des St. G. B. 6. 226, 
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fchwerde führen, weil jeder Eigenthümer Here feiner Sache ift, 
und e5 daher auch demfelben frenfteht, um welchen Preis er diefelbe 
hintanzugeben bereit fey. Nur dann wird der Preid , ungeach- 
tet Feine Taxe befteht, gefegwidrig, wenn eine Verlegung über 
die Hälfte vorgegangen iſt; und er Fann daher in diefem Falle 
von dem Käufer fowohl, ald von dem Verkäufer beftritten wer— 
den, Wann eine Verlegung über die Hälfte vorgehe, ift in den 
$$. 934 u. 935 vorgefommen, daher ſich dad Geſetz hier lediglich 
auf diefe beyden SS. bezieht. 

2) Da hier ein Zweifel entftehen Eönnte, ob die Beſchwerde 
megen Verlegung über die Hälfte auch in dem Falle zu geftat: 
ten fey, wo beyde Theile den Ausſpruch des Kaufpreifes einem 
Dritten überlaffen, folglich denfelben bereitd al3 einen gerechten 
und fachverftäandigen Schiedörichter anerfannt haben, und zwar 
um fo mehr, ald dad preußifche Landrecht im vorliegenden Falle 
diefed Nechtömittel wirklich nicht zuläßt; fo hat der Geſetzgeber 
bier ausdrücklich erfläret, daß die Befchwerde wegen Verletzung 
über die Hälfte auch im vorliegenden Falle Statt finde. 


0. 1061. 
Nflichten des Verkäufers. 

Der Berkäufer ift fehuldig, die Sache bis zur Zeit 
der Uebergabe forgfältig zu verwahren, und fie 
dem Käufer nach eben den Vorſchriften zu über: 
geben, welche oben von dem Tauſche ($. 1047) 
aufgeftellt worden find, 


d. 1062. 
und des Käufers 
Der Käufer hingegen ift verbunden, die Sache ſo— 
gleich oder zur bedungenen Zeit zu übernehmen, 
zugleich aber auch Das Kaufgeld bar abzuführen; 
widrigen Falls ift der Verkäufer ihm Die Ueber: 


gabe der Sache zu verweigern berechtiget, 
4) Der Kauf ift im Grunde ein Tauſch (in der weiteren 
Bedeutung $. 1045 Nr, 1), wodurch eine Sache gegen Geld 
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umgefegt wird. Die Rechte und Pflichten des Verkäufers und 
Käufers kommen alfo mit denjenigen überein, weldye den vertrag: 
fchliegenden Theilen aus einem eigentlichen Taufchvertrage bey- 
gelegt worden find. — Beſonders gilt diefe Bemerkung von dem 
Verkäufer, da er fih, wie derjenige, der einen Taufchvertrag ab: 
fchließt, verbindlich macht, dem andern Theile eine Sache zu 
überlaffen, und es ift in diefer Beziehung ganz einerley, ob er hier: 
für eine andere Sache, oder eine beftimmte Summe ald Entgeld be- 
dinget, — Er muß daher den Kaufgegenftand nach eben denfel: 
ben Vorſchriften übergeben, nach welchen ein ZTaufchgegenftand 
zu übergeben ift ($. 1047). 

2) Andererfeit5 ift aber auch der Kaufer verpflichtet, das 
beftimmte bare Geld ($$. 1054 — 1059), der, Verabredung ge: 
mäß, entweder ſogleich, wenn nähmlicy für die Erfüllung des 
Vertrages Eeine Zeit beftimmt worden ($. 904), oder in der bedun— 
genen Zeit abzuführen, und den Kaufgegenftand zu übernehmen. 

3) In fo lange der Käufer den bedungenen Kaufpreis nicht 
wirklich abgeführt hat, ift ihm der Verkäufer die Uebergabe der 
Sache zu verweigern berechtigt. — Durch diefe gefegliche Be— 
ſtimmung wird in Anfehung der Erfüllung der Verbindlichkeit 
ein Eleiner Unterfchied zwifchen dem Käufer und Verkäufer bes 
merfbar gemacht. — In fo weit nähmlich dad Geſetz in Ans 
fehung der Rechte und Berpflichtungen des Käufers und Ber: 
Fäuferd nichtd befonderd angeordnet hat, gelten die in Anfehung 
des Taufchvertrages fetgefegten Beftimmungen (Pr. 1). Der 
Berkäufer, welcher auf die Abfuhr des Kaufgeldes dringen will, 
hat daher auszuweiſen, daß er feine DBerbindlichkeit bereits er: 
füllet habe, oder fie zu erfüllen bereit fey. Hat er auf die 
im F. 1052. Nr. 2 angedeutete Weife feine Bereitwilligfeit zur 
Grfüllung werkthätig an den Tag gelegt, fo ift der Käufer ver: 
bunden, dad Kaufgeld abzuführenz der Verkäufer ift aber nad) 
der obigen Vorſchrift in fo lange zur Uebergabe nicht verpflich— 
tet, bis nicht der Kauffchilling wirklich bar abgeführt ift. 

4) Hat aber der Käufer den Kauffchilling bereits entrichtet, 
fo ift der Verkäufer demfelben die Sache zu übergeben verpflich— 
tet. Verzoͤgert er die Uebergabe der Sache, fo haftet er nach 


’ 
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Mag feines Verfchuldens für den dem Käufer verurfachten cha: 
den, und nad Umftänden auch für den entgangenen Gewinn. 
In einem folchen Zalle ift auch der Käufer berechtiget den Be: 
trag des ihm zugegangenen Nachtheiles durch feinen Schägungs: 





eid zu erhärten (a. ©. D. 9. 214 c), Verweigert er ohne ı | 


hinreichenden Grund die Annahme des Kaufgelded, fo Fann der 
Käufer daöfelbe gerichtlich hinterlegen, und e3 ift in diefem Falle 
eben fo viel, ald wenn er dasfelbe an den Verkäufer bar abge: 
führt hätte ($. 1425). Eben fo Fann der Verkäufer, wenn der 
Käufer den Kaufgegenftand zur gehörigen Zeit nicht übernimmt, 
die ftellvertretende Uebergabe auf die im $. 1425 beftimmte 
Meife vollziehen, und den Erfaß der ihm dadurch verurfachten 
Köften von dem Käufer anfprechen, und ift legterer mit dem 
Kaufgelde ſäumig, fo ift er zu Zögerungszinfen ($. 1333) vers 
bunden. — Selbft der Vorwand einer Gegenferderung berechtigt 
ihn nicht zur Zurückhaltung des Kaufpreifes, fondern nur zur 
Hinterlegung, und in fo fern die'in der Gerichtöordnung vor= 
gefchriebenen Bedingungen eintreten, zur Erwirkung des gericht: 
lichen Verbothes der Auszahlung ($. 471). 


\. 1063, 


Wird die Sache dem Käufer von dem Berfäufer, 
ohne das Kaufgeld zu erhalten, übergeben; fo 
ift die Sache auf Borg verkauft, und das Eigen: 
thum derfelben geht gleich auf den Käufer über. 

1) Ein Kauf ann, wie bereitd v. Zeiller bemerkt hat, in 
zwenfacher Urt auf Borg gefchleffen werden, entweder ausdrüd: 
lich oder ftillfchweigende. — Ausdrücklich wird er gefchloffen, 
wenn man gleich anfänglich oder fpäterhin verabredet, daß der 

Kaufpreis ganz oder zum Theile erft in einer bejtimmten Zeit 

bezahlt werden fol. Dann kann der Käufer, wenn nicht5 anders 

beftimmt worden, auf die Uebergabe dringen, obfchon er feine 

Derbindlichfeit, die ihm zu erfüllen noch nicht oblag, zur beftimm: 

ten Zeit noch nicht erfüllet hat. Stillfehweigend wird der Kaufpreid 

geborgt, wenn nach geichloffenem Kaufe der Kaufgegenftand dem 
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Käufer, ohne fogleich die Zahlung zu verlangen, überlaffen wird, 
3. B. wenn ich eine Waare im Kramladen behandle, oder weil 
der Preis ohnedieß befannt ift, bloß nur für mich begehre, und 
fie mit Wiffen und Willen des Verfäuferd ohne Bezahlung mit 
mir nehme. — Würde ich die behandelte Waare ohne (ausdrüd: 
liche oder ftillfchweigende) Cinwilligung des Verkäufers mit 
mie nehmen, fo Eönnte er felbe von mir wieder zurücdfordern, 
indem er nicht verbunden ift, mir die Sache vor Bezahlung des 
Kaufpreifes zu übergeben, und daher in der Negel anzunehmen 
ift, daß er mir die Leberlaffung der Waare in mein Eigenthum 
nur unter der Bedingung angebothen hat, daß ich früher den 
bedungenen Kaufpreis entrichte. — Auch wird zur Erwerbung 
des Eigenthums einer Sache die rechtliche Uebergabe und 
Uebernahme erfordert ($. 425) ; dadurch aber, daß mir die Waare 
zur Ginficht vorgewiefen worden ift, und ich diefelbe ohne Be: 
zahlung eigenmächtig mit mir genommen habe, ift diefelbe noch 
nicht ald rechtlich übergeben anzufehen. Da ich nun aber durch 
diefen Act noch nicht Gigenthümer der behandelten Sache ge: 
worden bin, fo fteht dem Verkäufer ald Eigenthümer noch im: 
mer dad Recht zu, die ihm eigenthümliche Sache von mir zurüde 
zufordern ($.366), und da ich mich durch diefe Handlung in den 
Befig der Waare eingedrungen, oder heimlich eingefchlichen habe ; 
fo wäre ich ald unechter Befiger anzufehen, und nad) den dieß— 
fälligen Borfchriften ($$. 345 u. 346) zu behandeln. 

2) Wenn mir ein Kaufmann von mir nicht beftellte Waa— 
ren, oder ein Buchhändler neu angefommene Bücher. mit dem 
Preisverzeichniffe zue Einficht und Auswahl in das Haus fendet, 
fo entjteht die Frage, ob dadurch, daß ich die Waaren oder 
Bücher zurüclbehaltend, mich gegen den Weberfender erkläre, 
felbe um den angebothenen Preis behalten zu wollen, ein Kauf 
auf Borg anzunehmen, und ich auch ohne Bezahlung ded Kauf: 
preifed mich als Gigenthümer der Waaren oder Bücher anzufes 
hen berechtiget fey? — Diele Trage ſcheint auf den erften An: 
blick bejahend beantwortet werden zu müffen. — Denn indem 
ich diefe Erklärung abgebe, ift der Kaufvertrag abgefchloffen, und 
die Sache ift mir von dem Verkäufer bereitd übergeben worden, 
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ed fcheinen daher allerdings die im gegenwärtigen $. vorgeſchrie— 
benen Erforderniffe eines Kaufvertrages auf Borg vorhanden zu 
feyn. — Allein eine forgfältigere Beachtung der hier zu Grunde 
liegenden Rechtöverhältniffe gibt ficherlich ein anderes Nefultat. — 
Damit durch die Uebergabe einer Sache dad Eigenthum derſel— 
ben an den Uebernehmer übergehe, ift ed nach der Natur der 
Sache nothwendig, daß diefelbe in der Abficht gefchehe, das Gi: 
genthum derfelben an den Uebernehmer zu übertragen. — Nun 
gefchah im vorliegenden Falle die Uebergabe nicht zu dem Ende, 
um dadurch das Eigentbum der Waaren oder Bücher an mid) 
zu übertragen, fondern fie hatte lediglich den Zweck, mich durch 
die Einfichtnahme derfeiben zur Abgabe der Erklärung, ob ich 
diefelben um den angebothenen Preis an mich zu bringen Wil: 
lens fey, zu beftimmen. — Durch die Uebergabe bin ich Fediglic) 
Inhaber der tibergebenen Sachen geworden, und ich bin nicht 
befugt, den Grund meiner Gewahrfame eigenmächtig zu verwech— 
feln ($. 319), fondern es muß, um das Cigenthum der überges 
benen, obfchon bereitd behandelten Sachen zu erlangen, die Erz 
Flärung des Gigenthümerd hinzutreten, daß ich diefe Sachen, 
welche ich biöher ohne ein Eigenthumsrecht darauf zu haben, 
inne hatte, Fünftig ald Eigenthum befigen folle ($. 428). — 
Erſt durch diefe Erklärung find die Sachen (zum Behufe der 
Erwerbung des Eigenthums) ald rechtlich übergeben zu achten. — 
Der Verkäufer macht ſich in der Regel nur anheifchig den 
Kaufgegenftand dann an den Käufer ald Eigenthum übertragen 
zu wollen, wenn er den Kaufpreis dafür entrichtet haben wird; 
e5 ift daher ohne ausdrückliche oder aus concludirenden Hands 
lungen zu entnehmende anderweitige Grflärung der Ueberſen— 
dung der Waaren zur Einfiht und Auswahl der Sinn beyzu— 
legen, als ob der Ueberfender dabey fich folgender Geftalt aus: 
gefprochen hätte: „Die hier überfendeten Waaren verfpreche ich 
dir nach barer Berichtigung des im beyliegenden Zariffe feſt— 
geſetzten Preifed als Eigenthum zu überlaffen.” Durch diefe Er: 
Elarung ift aber ein Kauf auf Borg nicht begründet. — Ein 
ähnlicher Fall mit diefem, und fohin auch auf gleiche Weife zu 
entfcheiden, wäre, wenn ich eine fremde Sache ald Verwahrer 
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oder Entlehner in meiner Gemwahrfame hätte, und der Eigenthüs 
mer mir diefe Sache um einen beftimmten Preis zum Kaufe anbie= 
then würde. — Daß in manchen Fällen die zur Grwerbung des 
Eigenthums nöthige Webergabe öfters dem Vertrage vorausgehen 
könne, wurde bereitö bey Erläuterung des $. 425 Nr. 6 bemerft, 
daher ficy hier darauf berufen wird. 

3) Aus dem bereit3 Gefagten gehet hervor, daß das dfter= 


reichiſche Gefegbuch eigentlich zweyerley Arten von Kaufverträs 


gen anerfenne. Dereine, denwirden gemeinen Kaufvertrag nen= 
nen wollen, und der auch im Leben am gemwöhnlichiten vor= 
Fommt, ift vorhanden, wenn der Verfäufer den Kaufgegenftand 
nur nach Abführung des beftimmten Kaufgeldes in das Eigens 
thum des Käufers zu übertragen erfläretz der andere, nähmlich 
der Borgvertrag, kömmt zu Stande, wenn der Verkäufer fich 
verbindlich macht den Kaufgegenftand dem Käufer unbedingt in 
dad Eigenthum zu überlaffen, wogegen fich der Känfer verpflich- 


tet, nach) Empfang deöfelben den bedungenen Kaufpreis abzufüh— 


ren. — Ich befürchte hier den Vorwurf, daß ich von der Er: 
klärung eines Kaufvertrages auf Borg, wie fie in dem gegens 
wärtigen $: gegeben wird, abgewichen bin, indem derfelbe den 
Kauf auf Borg nur dann abgefchloffen erfläret, wenn die Sache 


- dem Käufer von dem Verkäufer, ohne das Kaufgeld zu erhalten, 


wirklich übergeben wird. — Allein der Kaufvertrag ift überhaupt 
nur ein Confenfual=z Vertrag, welcher Fediglich durch den überein: 
fliimmenden Willen beyder Contrahenten zu Stande kömmt, und 
die mirfliche Uebergabe gehört daher nur zur Realifirung, und 
nicht zur MWefenheit des Kaufvertrages ſelbſt. Der Kauf auf 
Borg ift bloß eine Specied des Kaufvertrages überhaupt, und 
hat die weſentlichen Gigenfchaften mit demfelben gemein; er 
ift daher ebenfalls nur ein Confenfual: Vertrag, bey welchem 
die Uebergabe nicht zur Wefenheit des Vertrages felbit, fondern 
lediglich zur Erfüllung deöfelben gehört. Es muß daher auch 
der Unterfchied zwifchen dem gemeinen Kaufverfrage und dent 
Kaufe auf Borg in dem übereinftimmenden Willen der Contra— 
benten gegründet feyn. — Der Sinn ded gegenwärtigen $. ge: 
het daher offenbar nicht auch dahin, als ob zur Weſenheit deö 
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Kaufe auf Borg die Mebergabe des Kaufgegenftandes felbft er: 
forderlicy wäre, ſondern der $. fieht Tediglich die Lebergabe ded 
Kaufgegenftandes vor Abführung des Kaufgeldes ald einen Be: 
weid der gegenfeitigen Willensübereinftimmung an, daß das Ei: 
genthum der Sache fogleich und noch vor Abführung des Kauf: | 
preiſes an den Käufer übergehen folle. — Die Folgen, ob der | 
Kaufvertrag ein gemeiner oder ein Kauf auf Borg fey, find nicht 
unwichtig. Denn bey dem gemeinen Kaufe‘ kann der Verkäufer 
nicht eher zur Uebergabe der Sache verhalten werden, bis der 
Käufer nicht dad Kaufgeld bar abgeführet hat; bey dem Kaufe 
auf Borg aber Fann er diefed allerdings. — Iſt ed gewiß, daß 
die Sache auf Borg verkauft ift, und befindet‘ fich der Käufer 
ohnedieß zufälfiger Weife in der Innehabung derfelben ; fo liegt 
in dem Kaufvertrage felbft ſchon die Grflärung, daß der Käufer 
die gekaufte Sache fogleicdy nach der Annahme des Verſprechens 
als Eigenthum behalten Fönne. loch wichtiger find die Folgen der 
Stage, ob der Kaufvertrag auf Borg ald wirklich abgefchloffen 
anzufehen fey oder nicht. Denn ift der Kauf auf Borg wirklich 
abgefchloffen, fo kann weder der eine noch der andere Theil zu: 
rück treten, dad Eigenthum geht durch die Uebergabe auf den 
Käufer über, und dem Verkäufer bleibt nur eine perfönliche For: 
derung aud dem Borgvertrage. Vor vollendetem Kaufe auf Borg 
fann der eine oder andere Theil zurüctreten, der Verkäufer 
bleibt Gigenthümer der Sache, wenn fie auch bereits fchon in 
die Macht und Gemwahrfame des andern Theiles geftellt wäre, 
und er Fann fie entweder mit der Gigenthums= ($. 366) oder 
auch der Beſitzes-Klage zurücdfordern (F. 346). 

4) Aus der angeführten Bemerkung, daß das Geſetz zwey— 
erley Arten von Kaufverfrägen Eenne, nähmlich den gemeinen Kauf, 
und den Kauf auf Borg — folgt, daß die Lebergabe der verkauften 
Sache an den Käufer fowohl eine Folge de3 einen oder andern 
Kaufvertrages feyn Eünne. Wird die Sache von dem Verkäufer 
in Folge eine gemeinen Kaufverfrages übergeben, fo liegt in der 
Vebergabe der Beweis des bereitd entrichteten Kaufgeldes, weil, 
wenn die Sache vor Entrichtung des Kaufpreifes übergeben 
würde, die Cache auf Borg verfauft anzufehen wäre — Diefe 
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Bemerkung fol zus: Örundlage der in der öſterreichiſchen Rechts— 
praxis vielfady entflandenen Streitfrage dienen, ob und in wie fern 
der Käufer den Beweis der Bezahlung des Kauflchillingd nach 
volljogener Uebergabe des Kaufgegenftandes zu führen habe ')? 
Menn der Verkäufer nach vollzogener Uebergabe der verkauften 
Sache, von dem Käufer die Bezahlung des Kauffchillings fordert, 
fo liegt diefer Forderung offenbar die Behauptung zu Grunde, 
dag ein Kauf auf Borg gefchloffen worden fey; denn wäre 
ein gemeiner Kauf gefchloffen, fo würde eben in der Lebergabe 
der Sache der Beweis des bezahlten Kauffchillings liegen. — 
Nun muß aber derjenige, welcher in einem Rechtsitreite ein Fac— 
tum anführet, folglich auch unter mehreren Arten der in dem 
Geſetze befonders ausgezeichneten Verträgen eine derfelben bes 
hauptet, oder als factifchen Grund feiner Klage oder Einrede an— 
führet, denfelben erweilen ($. 104 der ©. O.). Aus gleichem 
Grunde müßte der Käufer, wenn er 3. B. die Ungultigfeit des 
Kaufvertrages behauptete, und die Zurücdzahlung des erlegten 
Kaufſchillings forderte, ermeifen, daß er dad Kaufgeld an den 
Derfäufer bereits entrichtet habe. 


J. 1064, 
Gefahr und Nusen des Kaufgegenftandes. . 

Sn Rückſicht der Gefahr und Nutzungen einer zwar ges 
fauften, aber noch nicht übergebenen Sache gelten 
die nähmlichen Vorfchriften, die bey dem Tauſch— 
vertrage gegeben worden find (I. 1048 — 1051), 
4) „Unftreitig müſſen,“ fagt v. Zeiller in feinem Commens 
tare, „in einem Kauf: fo wie in einem Taufchgefchäfte ($. 1047) beyde 
Theile einander für den durch Verſchulden verurfahten Schaden, 
oder wohl auch für den dadurch entgangenen Gewinn haften. 
Unftreitig trifft den Verkäufer nah erfolgter Uebergabe 
des Kaufpreifes in Rückſicht deöfelben Gefahr und Nußen, weil 


— 


4) Vergleiche den in dem 1. Bande der Materialien des Herrn Vicepräſidenten 


Ritter son Pratobevera erzählten Civilrechtsfall ſammt den beygerückten 
Bemerkungen. 
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er bereits Gigenthümer davon ‚geworden iſt, und eben fo £rifft 
beydes aus dem nähmlichen Grunde den Käufer in Rückſicht des 
ihm bereitd übergebenen Kaufgegenftandes, wenn anders die 
Uebergabe mittelft des ſchon abgefchloffenen Kaufes, und der 
fhon geleifteten oder geborgten Zahlung gefchehen ift. Außer 
dem bleibt dad Eigenthum der Sache, mithin Gefahr und Nugen, 
bey dem Verkäufer.“ Weberhaupt ift ſich auch bey DBeurtheilung 
der aus dem Kaufvertrage für beyde Kontrahenten entfpringene 
den Nechtöverhältniffe alles dasjenige vor Augen zu halten, was 
ich in dem J. 1047. in Anfehung der Zaufıhverträge bemerkt 
habe, Ä 

2) Un dem Kaufpreife kann vor der Uebergabe eine Ge: 
fahr (Vernichtung, VBerfchlimmerung oder ein Verluſt) fih nur 
in einigen, weiter unten vorfommenden, feltenen Fällen er: 
eignen; denn der Kaufpreis it zwar der Summe oder der 
Urt (de5 Geldes und der Münzforten) nach, aber nicht indivi- 
duell beftimmt '). Wäre dem Käufer auch erft nach be: 
dungener Zahlungsfrift dad Geld, welches er zur Zah: 
lung zufammen gerichtet hatte, oder all fein Geld in DVerluft 
gerathenz fo muß er doch den Kaufpreis zahlen, und kann nicht 
behaupten, daß der Kaufpreis zufällig in Verluſt gerathen fey, 
weil er ihn eben nicht mit diefem beftimmten Gelde zu Zahlen 
hatte, fondern mit barem Gelde überhaupt; eine ganze Öattung 
oder Art von Dingen aber unterliegt Feiner Vernichtung oder 
Berfhlimmerung ). Daß in dem Falle, als der Käufer nach) 
Verlauf der bedungenen Friſt wegen Abwefenheit des Verkäufers, 
pder aus anderen wichtigen Gründen fich zur gerichtlichen Hin: 
terlegung des Kauffchiffings genöthigt ficht, der Verkäufer den 
zufälligen Verluſt des erlegten Kaufſchillings tragen müſſe, iſt, 
da hier die Depofiticung die Stelle der Zahlung vertritt, nicht ein— 
mahl als eine Ausnahme von der obigen Behauptung anzufehen. — 
Daß es indeffen doch Kalle geben Fönne, wo in dem Kaufpreife 
felbft, der in einer beftimmten Gattung Geldes oder Münzſor— 
ten beftehen kann, eine Berfchlimmerung vorgebe, hat eben das 


4) Wäre er individuell beftimmet, fo wäre ein Taufchvertrag vorhanden. 
2) Eiche v. Zeillers Commentar 9. 1064. N. 2. 
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höchfte Finanzpatent vom 20. Hornung 1811 bewieſen, deſſen 
vorzügliche Beftimmungen in diefer Hinfiht bey Erläuterung 
de3 $. 1055 aufgeführt worden finds. — Eine folche Verände— 
rung in dem Kaufpreife gehet überhaupt in allen jenen Fällen 
vor, wo der Kaufpreis in einer beftimmten Gattung Gelded, in 
befonderen Münzſorten bedungen worden ijt, und entweder durch 
dad Geſetz, oder die Zeitverhältniffe in denfelben eine Aendes 
tung vorgenommen wird. Für ſolche Fälle gilt ohne Zweifel das 
Nähmliche, was bey Erläuterung der SS. 988 u. 989 bemerkt 
worden ift. 

3) Da bey dem Kaufvertrage die nahmlichen Gründe vor: 
"handen find, aus welchen der Gefeßgeber bewogen wurde, die 
bey dem Zaufchvertrage in Unfehung der Gefahr und Nugungen 
in den 65. 1048 — 1051 aufgeführten Beftimmungen zu er: 
laffen; fo verfügt hier dad Geſetz, daß alle in den erwähnten $S. 
aufgeführten Vorfchriften auch auf die Kaufverträge anzumenden 
feyn; daher ich mich auch hier der Kürze wegen auf die Erläu— 
terung diefer $$. beziehe, — Nur glaube ich folgende Bemerkung 
befonderd anreihen zu müffen. — Dem Käufer gebühren nad) 
diefen Vorfchriften die Nugungen der gekauften Sache von der 
bedungenen Zeit der Uebergabe; was gebührt aber hierfür dem 
Verkäufer? Auf diefe Frage muß geantwortet werden: die Nus 
gungen des Kauffchillings. Worin beftehen aber diefelben? 
Wirflihe Nugungen einer nicht ihrem Individium, fondern 
nur ihrer Gattung nach beftimmten Sache laſſen fih nun nicht 
denken; und es ift möglich, daß der Käufer dad Kaufgeld be 
reitd hergerichtet und unfruchtbringend in feinem Kaften vermah: 
tet hat. — Man Fann alfo hier nicht die wirklichen, fondern 
nur die möglichen Nußungen dem Verkäufer zuerfennen. Diefe 
beftehen aber in den Zinfen. — In welchem Betrage Fann fie 
der Verkäufer fordern? — Obſchon diefe Zinfen ald Eeine 
eigentlichen Zögerungdzinfen angefehen werden können, da die 
Nusgungen der vertaufchten Sache von der Zeit der zu vollzies 
henden Webergabe an den taufchenden Parteyen ohne Unter: 
ſchied, ob durch dad Verfchulden des einen oder anderen Contra: 
henten die Uebergabe nicht zu Stande gekommen ift, gebühren ; 
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fo glaube ich doch, daß von dem Verkäufer nicht mehr al vier 
von Hundert in Anfpruch genommen werden Fünnen, weil diefe 
Zinfen dem Verkäufer nicht dar Vertrag ausdrücklich zugefi= 
chert worden find, fondern demfelben nur aus dem Geſetze ge= 
bühren ($. 995). 2 


b. 1065, 
Kauf einer gehofften Sache, 

Denn Sachen, die noch zu erwarten ftehen, ge= 
fauft werden; fo find die in dem Hauptſtücke 
von gewagten Gefchäften gegebenen Anordnun— 
gen anzuwenden, 

Wenn Sachen, die noch zu erwarten ftehen, in der Art 
gekauft werden, daß man nad) Maß einer zu empfangenden Ers 
zielung das Kaufgeld verfpriht, 3. DB. 10 fl. für den Megen 
Meißen heuriger Fechſung; fo kömmt dadurdy ein ordentlicher 
Kaufvertrag zu Stande, und es find fohin die aus demfelben 
für die Contrahenten hervorgehenden Rechte und Verbindlichkei— 
ten nach den hier erörterfen Vorfihriften zu beurtheilen. Wer 
dagegen die Fünftigen Nugungen einer Sache in Paufch und 
Bogen, oder wer die bloße Hoffnung, daß er unter einer zu: 
fälligen Bedingung von dem Andern etwas erhalten werde (3. B. 
eines Fiſchzuges), verbunden mit der Gefahr, auch wenig oder 
gar nichts zu befommen, Faufet, der fchließt einen Glücksver— 
frag, und die aus demfelben für die Pasciscenten hervorgehen: 
den Nechte und Verbindlichkeiten find nah den in dem neun 
und zwanzigften Hauptftüde enthaltenen Beftimmungen zu be: 
urtheilen ($$. 1275 u. 1276). 


d. 1066. 
Allgemeine Vorschrift: 
In allen bey einem Kaufvertrage vorkommen: 
den Fällen, welche in dem Gefeße nicht aus: 
drücklich entichieden werden, find die in dem 
Hauptſtücke von den Berträgen überhaupt, und 
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von dem Zaufchvertrage insbefondere aufgeftell- 
ten Vorſchriften anzuwenden, 

Daß die allgemeinen Vorfchriften über Verträge überhaupt 
auch auf Kaufverfräge in Anwendung gebracht werden müffen, 
ift einleuchtend. — Da übrigens ein Kauf im weiteren Sinne 
ded Wortes gleichfall5 nichts anders als ein Tauſch ift, fo find 
auch die insbefondere für Tauſchverträge aufgeftellten Vorſchrif— 
ten auf Kaufverträge anzuwenden. 


. 1067. 
Befondere Arten oder Nebenverträge eines Kaufvertrages. 
Befondere Arten oder Nebenverträge eines Kauf— 
vertrages find: der Vorbehalt des Wiederkaufes, 
des Nüdverfaufes, des Vorkaufes; der Verkauf 
auf die Probe; der Verkauf mit Vorbehalt eines 
beſſeren Käufers, und der Verkaufsauftrag. 
Der Kaufvertrag kann unter verfihiedenen Modificationen 
abgeichloffen werden. Die gewöhnlicheren werden hier von dem 
Gefege befonderd ausgehoben, und mit beftimmten Benennungen 
bezeichnet» 


d. 1068. 
Verkauf mit Vorbehalt des Wiederkaufes. 

Das Recht eine verkaufte Sache wieder einzulö— 
‚fen, heißt das Necht des Wiederkaufes, St dies 
ſes Recht dem Berfäufer überhaupt und ohne 
nähere Beftimmung eingeräumt, fo wird von 
einer Seite das Kaufſtück in einem nicht vers 
fhlimmerten Zuftande, von der andern Seite 
aber das erlegte Kaufgeld zuriick gegeben; und die 
inzwifchen beyderfeits aus der Sache gezogenen 
Nutzungen bleiben gegen einander aufgehoben. 

4) Den Vorbehalt des Wiederfaufed, macht, wie v. 

Zeiller bemerkt, ein Verkäufer, wenn er z. B. feine Sachen in 
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einer Geldverlegenheit, oder wegen Veränderung feines Mohn: 
figed, hintan gibt, in der Hoffnung, nach einiger Zeit feine Wer: 
mögend : Umftände zu verbeffern, oder an den nähmlichen Ort 
zurüdzufehren. Der Käufer macht ſich dadurch verbindlich, 
die erkaufte Sache dem Verkäufer zur beftimmten Zeit oder bey 
Eintreffen der gefesten Bedingung, z. B. bey feiner Rückkehr in 
den früheren Wohnfig, auffein Berlangen gegen Rüdver: 
gütung ded bezahlten Kauffchillings im unverfchlimmerten Zu: 
ftande wieder zu überlaffen. — Ich fage auf Verlangen des 
Derfäuferd; weil nur diefem und nicht auch dem Käufer durch 
diefen Vertrag das Necht eingeräumet wird, bey dem Cintritte de3 
beftimmten Zeitpunctes oder der Bedingung die Sache dem 
Käufer wieder abzufordern. Sollte auch dem Käufer diefes Recht 
zuſtehen, fo müßte dasfelbe befonders bedungen werden ($. 1071). 
ft daher ein Kaufvertrag mit Vorbehalt des Wiederfaufed abges 
fchloffen worden, fo befommt der Käufer nur ein woiderrufliched 
Eigenthbum, welches der Verfäufer nach einer beftimmten Zeit oder 
nach einer eintretenden Bedingung wieder an fich löſen kann. 
2) Ueber die Rechte, welche in einem ſolchen Falle dem 
Käufer der Sache zuftehen, äußert fi) Herr Negierungdrath 
v. Scheidlein ') folgender Geftalt: „Man Fann nähmlich annehs 
men, daß dem Käufer, bis er nach verftrichener Zeit, auf welche 
der Verkäufer ſich den Wiederfauf vorbehalten hat, oder bi 
es fich zeigt, daß die Bedingung, unter welcher diefer fich den 
Wiederkauf vorbehalten hat, nicht zur Wirklichkeit gelangt fey, 
unwiderruflicher Eigenthümer der Sache wird, die Rechte und 
lichten eines Sruchtrießerd zukommen; er alfo, ohne über die 
Subftanz der Sache verfügen zu Fünnen, alle Nußungen aus 
derfelben zu ziehen berechtiget fey, aber auch alle der Sache 
anflebende ordentlihe und außerordentliche Laften zu tragen 
habe. — Denn da nad) Maßgabe des $. 708 derjenige, wel— 
cher eine Erbfchaft unter einer auflöfenden Bedingung erhält, 


> 


gegen den, welchem fie bey dem Eintritte der Bedingung zufällt, 


eben diefelben Rechte und Verbindlichkeiten hat, die einem Erz 


— e — —— 


In feiner Abhandlung Über den Kaufsvertrag ?. Abth. h. 108. 
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ben gegen den fibelcommiffarifchen Gubftituten zufommen, und 
vermög des $. 613 einem Erben gegen den fideicommiffarifchen 
Subjtituten die Nechte und Verbindlichkeiten eined Fruchtnießers 
zufommen, der F. 897 aber verordnet, daß die Vorfchriften, 
welche über die den Erklärungen des legten Willens beygefesten 
Bedingungen aufgeftellt worden find, auch in Anfehung der Bes 
dingungen bey Verträgen gelten; fo folgt, daß die Vorfchrift 
des $. 613 auch auf den Verkauf mit Vorbehalt des Wieder: 
Eaufed, anzuwenden fey. — Macht der Verkäufer von dem Bor: 
behalte des MWiederfaufes Gebrauch, fo fommt e3 von dem Kauf: 
vertrage ab, und der Käufer ift dem Verkäufer die Sache, ohne 
daß es nöthig ift, einen neuen Kaufvertrag zu errichten, zurück— 
zuftellen verbunden, weil dad auf den Käufer übertragene einge: 
fchränfte Eigenthum in dem Augenblicke -aufhört, ald der Lor— 
behalt des Wiederfaufes geltend gemacht wird.” 

3) Diefes NRaifonnement geht von einer Anficht aus, die 
zwar auch Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Kommentare äußert, 
die mir aber keineswegs richtig zu feyn fiheint, nähmlich: daß der 
Vorbehalt ded Wiederfaufes ald eine auflöfende Bedingung ans 
zuſehen fen; denn nach der Erklärung, welche der $. 696 
von einer Bedingung gibt, ift felbe eine Ereignung, von wel- 
cher ein Necht abhängig gemacht wird. — Nun ift der Vorbe: 
halt des Wiederfaufed entweder für eine beftimmte Zeit, oder 
für den Fall des Eintreffen: einer gewiffen Greignung z. B. 
den der Wiederkehr, feſtgeſetzt. — In beyden Fällen ift zwar 
nach obiger Erklärung eine Bedingung vorhanden, aber eine 
auffhiebende, weil das Recht des Verkäufers die verkaufte 
Sache wieder an ſich zu löfen, von der feftgefegten Ereignung 
abhängig gemacht wird '). Allein die Ausführung eined dem 
Verkäufer bedingt zugeftandenen Nechtes nach eingetroffener Be— 
dingung kann Eeineswegd ald eine Ereignung angefehen. wer: 
den, mit welcher der Verluft eines Rechtes in Verbindung ge: 
feßt wird, — Bey einer auflöfenden Bedingung geht mit dem 
Gintreffen der Ereignung das übertragene Necht eo ipso verlo: 
ren; während bier das Eintreffen der Greignung oder des be: 

1) 9. 696. 
Nippel's Commentar VII. Ip. 43 
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ftimmten Zeitpunctes dem Verkäufer nur ein perfdnliched Recht 
gegen den Käufer gibt, die Ueberlafjung der Sache gegen Entrich: 
tung des beftimmten Preifes zu fordern. — Der Vorbehalt des 
MWiederfaufes ift vielmehr als eine fürden Käufer verbindliche Ver— 
abredung anzufehen, Fünftig einen Kaufvertrag um die nähmliche 
Sache abfchließen zu wollen, bey welchem der gegenmwärtige Käu— 
fer ald Verkäufer, und diefer als Käufer einzutreten hat (F. 936). 
Die Richtigkeit diefer Anſicht ergibt fi aud folgender Betrach— 
tung: Geſetzt A verkaufe fein Haus dem B um den Kauf: 
fhilling von 40000 fl. — Nun äußere GC den Wunfch, dies 
ſes Haus für den Sal, ald er feinen Wohnfig an diefem Dite 
aufichlagen würde, zu befigen. Nun macht fi) B gegen den 
© verbindlich, ihm für diefen Fall das erfaufte Haus um 10000 fl. 
abzutreten. — Würde man mohl hier von einer auflöfenden Be: 
dingung fprechen? — und würde man wohl einen Anftand neh— 
men, diefe Verabredung nach der Vorfchrift des J. 936 zu be= 
urtheilen? wird aber dadurch die Natur diefer Verabredung ges 
ändert, daß der Verkäufer felbft es ift, der diefe Werabredung 
als eine weitere Beftimmung des Kaufvertrages anfügt ? 

4) Die practifche Wichtigkeit diefer verfchiedenartigen Grund 
anfichten ergibt fid) aus den daraus bervorgehenden Folgen. 
Aus der gegentheiligen Anſicht ginge nähmlidy ganz confequent 
hervor, daß der Käufer die Nechte und Pflichten eines Frucht— 
nießers übernehme. — Wäre nun aber diefes richtig, fo müßte 
man auch behaupten, daß in dem Falle, als der Verkäufer das 
Miederkaufsrecht geltend macht, und ſich daher die Fruchtnießung 
ded Käufers endiget, der erftere dem leßteren die auf die Erzie— 
Yung der noch ftehenden Früchte verwendeten Koften erfegen müſſe; 
dann daß die anderen Nugungen zwifchen dem Verkäufer und 
Käufer nach Maß der Dauer der Fruchtniegung getheilt werden 
müffen ($. 519). Allein die erftere Behauptung kann nur für 
den bejtimmten Fall ald richtig angenommen werden, wenn der 
Verkäufer dem Käufer die Sache ohne ftehende Früchte überge: 
ben hatte; indem in diefem Falle das Kaufſtück ald aus dem 
Seinigen des Käuferd verbefjert anzufehen wäre ($. 1069); die 
Legtere würde aber dem Inhalte des gegenwärtigen 9. fürmlich 
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wiberfprechen, daß die in der Zwifchenzeit beyderſelts aus dem 
Gelde und der Sache gezogenen Nugungen gegeneinander aufs 
gehoben bleiben. 

5) Aus der oben Nr. 3 aufgeftellten Anſicht geht die wei: 
tere Folge hervor, daß, wenn die Zeit, wann diefes Wiederkaufs— 
recht ausgeübt werden Fünne, auf feine Art und Weiſe beftimmt 
iſt, dieſer Nebenvertrag ald unwirkſam angefehen werden muffe 
($. 936). Ferner, daß diefes Recht der Wiedereinlöfung erlöfche, 
wenn auf die Vollziehung diefer Zufage längftens in einem Jahre 
nach dem bedungenen Zeitpuncte 3. B. nach der Wiederkehr in 
nähmlichen Ort, nicht gedrungen wird (Eod.). 

6) Eine weitere Berfchiedenheit in den practifchen Folgen 
der oben aufgeftellten Anfichten zeigt fich darin: Wird die Gel: 
tendmachung des Rechtes des Wiederkaufes ald eine auflöfende 
Bedingung angefehen, fo ift der Käufer auch ohne Abfchließung 
eines neuen Kaufvertrages verbunden, dad Kaufftück gegen Rüde 
vergütung des audgelegten Kauffchillings zurückzuſtellen, was auch 
v. Scheidlein in der oben Nr. 2 angeführten Stelle wirklich 
behauptet, woraus fich die weitere Folge ergibt, daß, wenn der 
Käufer dad Kaufſtück aus dem Seinigen verbeffert, oder zu def: 
fen Erhaltung außerordentliche Koften verwendet hat, in welchem 
Valle er nad) dem Geſetze den Erfaß zu fordern berechtiget ift 
($. 1069), er diefed fein Recht mit einer eigenen Klage zu ver: 
folgen gezwungen iſt; dagegen Fann er nach der Nr. 3 aufges 
ftellten Anficht verlangen, daß ein neuer Kaufvertrag zwifchen 
ihnen beyden errichtet, und der Vergütungdbetrag zum früheren 
Kauffchillinge hinzugefchlagen werde, und er Fann, bis diefe Anz 
gelegenheit nicht in Nichtigkeit geftellt ift, die Uebergabe des 
Kaufjtückes verweigern. Diefe Behauptung fcheint auch der Na— 
tur der Sache mehr zu entfprechen; denn durch das Necht 
des Miederfaufes ift dem Werfäufer lediglich dad Necht vorbe- 
halten, dad Kaufſtück feiner Zeit wieder einzulöfen; d. i. fo= 
hin dad Kaufſtück gegen Gntrichtung eines beftimmten Preifes 
an fich zu bringen. Diefer Preis beftcht aber in dem alle, 
wenn der Käufer dad Kaufſtück aus dem einigen verbeffert, 
oder zu deſſen Erhaltung außerordentliche Koften verwendet hat, 

43,” 
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nicht nur in dem empfangenen (oder bedungenen) Kauffchillinge, 

fondern auch in dem Betrage der von dem Käufer zu den letz⸗ 

teren Zwecken gemachten Auslagen; ed muß alfo früher, als der 

Verkäufer auf Nückftellung der Sache dringen Fann, diefer Wies 

derablöfungspreis genau beftimmt werden. 

7) Da5 Entgeld der Einlöſung Fann übrigens, wie bereits 

Hr. Hofrath v. Zeillee bemerkt Hat, größer oder geringer, als das 

empfangene war, oder nach dem Werthe, den die Sache zur 

zeit der Einlöfung haben wird, bedungen werden. Nur wenn 
hierüber nichts feftgefeßt worden ift, wird vermuthet, daß der 

Miederfauf den vorigen Zuftend herftellen, folglich der vorige 

Derfäufer, nun als Käufer, feine Sache unbefchädigt und unver 

mindert, der vorige Kaufer aber, nun als Verkäufer, fein Kauf: 

geld zurück erhalten fol. Um jedoch den vorigen Zujtand ganz 
herzuftellen, follte der Kaufer die aus der Sache, und der Ver: 
fäufer, die aus dem Gelde inzwifchen gezogenen Nußungen 
zurückſtellen. Allein einerfeitd wird hier angenommen, daß die 
beyderfeitigen Nußungen fich einander gleich ſtehen, andererfeits 
wird ja dadurch das dem Käufer wirklich übertragene Eigenthums— 
vecht nicht annulliret, ‚und ed Eönnen daher auch die von ihm 
inzteifchen als Eigenthümer bezogenen Nugungen für ihn nicht 
verloren gehen. Der Zweck des Wiederkaufes ift nicht, den frü— 
heren Kaufvertrag zu zernichten, fondern der DVerfäufer will ſich 
nur die Subftanz der Sache erhalten wiffen, um diefelbe wieder 
on fich bringen zu können. 

0. 1069, 

Hat der Käufer das Kaufſtück aus dem Seinigen 
verbefferf, vder zu deſſen Erhaltung außeror: 
dentliche Koften verwendet; fo gebührt ihm, gleich 
einem vedlichen Befiser, der Erſatz; er haftet 
aber auch dafür, wenn durch fein Verſchulden 
der Werth verändert, oder die Zurüdgabe ver— 


eitelt worden iſt. 
4) Der Verkäufer kann bey Ausübung ded Rückkaufes nur 


verlangen, daß er den Kaufgegenftand mit dem Zugehöre eben fo 
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zurückerhalte, als wenn fein Kauf gefchloffen worden wäre; er 
Eann aber nicht verlangen, fid) auf Koften des Käufers zu berei— 
dern. — Hat alfo der Käufer während der Zeit, als ihm das 
befchränfte Eigenthumdrecht zuftand, zur Vermehrung noch forte 
dauernder Nußungen einen nüßlichen oder zur Erhaltung einen 
außerordentlichen (mit der zeitlichen Benugung in feinem Ber: 
hältniffe ftehenden) nothwendigen Geld: oder Kraftaufwand 
gemacht; fo muß ihn der Verkäufer bey der Einlöfung eben fo 
erlegen, wie der Eigenthümer dem redlichen Befiger (9. 331), 
nähmlich nach dem gegenwärtigen Werthe, in fo fern er den 
wirklich gemachten Aufwand nicht überfteigt. — Von dem Auf: 
wande, welcher nur zum Vergnügen oder zur Verſchönerung ge: 
macht worden ift, wird nur fo viel erfeßt, ald die Sache dem 
gemeinen Werthe nach wirklich gewonnen hatz jedoch kann der 
Käufer alles für fich wegnehmen, was davon ohne Schaden der 
Subſtanz weggenommen werden Fann ($. 332). Zür einen natürz 
lichen und zufälligen Schaden ($$. 1305 — 1313) ift er Eeinen 
Erſatz fchuldig, 

2) Iſt die Sache inzwifchen durch VBerfhulden de 
Käufers verfchlimmert, und darum der Werth derfelben ver: 
ringert worden, oder ift fie durch fein Verfchulden gänzlich zu 
Grunde gegangen, und darum die Zurücdgabe vereitelt 
worden; ſo haftet er. dafür, weil er fich durch die Einräumung 
des Wiederfaufrechtes verbindlich machte, die Sache in einem 
nicht verfchlimmerten Zuftande zurückzugeben. Here Neg. Rath 
v. Scheidlein ') fagt: „der Käufer fey-in diefem Falle verbunden, 
den ſich bey der Zurückgabe zeigenden Abgang an dem Werthe, 
den die Sache zur Zeit der Uebergabe hatte, oder dad, wad dem 
Verkäufer daran liegt, daß die Zurückgabe vereitelt worden ift, 
zu erfeßen. Der Werth, den die Sache zur Zeit der Uebergabe 
hatte, fey der zwifchen dem Kaufer und Verkäufer verabredete 
Kaufpseid; der Werth, den die Sache zur Zeit der Zurückgabe 
bat, müſſe von Sachverftändigen mitteljt einer Schäßung erho: 
ben werden. Iſt diefe Schägung vorgenommen worden, fo ſey 





1) U. O. !. t10. 
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die Summe des jetzigen Werthes von der Summe des abo 
figen abzuziehen, und die übrig bleibende Summe fey der Abs 
gang am Werthe.“ — Allein es ift nicht fehwer zu zeigen, daß 
diefe Behauptung irrig fey; denn ed ift ja möglich, daß der 
Kaufpreis, um welchen Käufer und Verkäufer einig geworden 
find, entweder mehr oder weniger ald der wahre Werth der Sache 
betrage, und es beweifet die Lehre von der Schadloshaltung mes 
gen Verlegung über die Hälfte, daß der Preis, um welchen die 
Parteyen einig geworden find, von dem Geſetze Feineswegs als 
der wahre Werth der Sache angefehen werde. Aus eben diefem 
Grunde Fann auch die Differenz des durch die Sachverftändigen 
auögemittelten Werthes des Kaufftüdes, den es zur Zeit der Zus 
rüdgabe hat, von dem Betrage ded verabredeten Kaufpreifes 
nicht den wahren Betrag des Schadens ausmachen, der im Falle 
einer: Verfchlechterung der Sache von dem Käufer zu erfegen 
if. — 65 ift bey Erläuterung ded vorigen $. Nr. 4 bemerkt 
worden, daß der Vorbehalt des Wiederfaufes gewöhnlich in einer 
Geldverlegenheit, oder wegen Veränderung des Wohnſitzes, alfo 
immer in einer gewiffen Zwaͤngslage, die Sache zu veräußern, 
gemacht zu werden pflege, in welcher Lage man gewöhnlich die 
Sache unter dem wahren Preife herzugeben fich gendthiget fieht, 
und der Vorbehalt des Wiederfaufes hat gerade den Zweck, den 
daraus entjtehenden Schaden fich feiner Zeit wieder durch die 
Rückeinlöſung möglichft zu vergüten. — Wird nun aber die Sa— 
che unter dem wahren Preife, 3.3. eine Sache, die 12000 fl. werth 
ift, um 10000 fl. hintangegeben, und der Käufer läßt einen Theil, 
der 2000 fl. werth ift, zu Grunde gehen; fo hätte er nach obi— 
ger Behauptung Feine Vergütung zu leiften, weil die Sachver: 
frändigen den Werth, den das Kaufftüc bey der Zurückgabe Hat, 
noch immer auf 10000 fl. fihägen werden; folglich zwifchen dem 
Kaufpreife und dem Werthe der Sache bey der Uebergabe Feine 
Differenz vorhanden iſt. — Ich glaube alfo, daß in einem fol: 
chen Zalle Tediglich den Kunftverftändigen überlaffen werden 
müffe, tie fie den Betrag des Schadens, der dem Verkäufer 
durch diefe Verſchlimmerung zugegangen ift, auszumitteln finden. 
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5) Aus dem Inhalte des gegenwärtigen $. gehet aber auch 
hervor, daß, ungeachtet der $. 1068 fich ganz allgemein dahin 
ausdrüdt, daß die Sache in einem nicht verfchlimmerten Zus 
ftande zurücdgegeben werden müffe, der Käufer doch für die in: 
zwiſchen durch Zufall entftandenen Berfchlimmerungen nicht hafte. 
Wenn alfo der Verkäufer deffenungeachtet das Recht des Wie: 
derfaufes ausüben will, fo muß er fich gefallen laffen die Sache 
in dem Zuftande, in welchem fie fich befindet, zu übernehmen. 


d. 1070, 


Der Vorbehalt des Wiederkaufes findet nur bey 
unbeweglihen Sachen Statt, und gebührt dem 
Berfäufer nur für feine Lebenszeit. Er kann 
fein Recht weder auf die Erben, noch auf einen 

Andern übertragen, und zum Nachtheile eines 
Dritten nur in fo fern ausüben, als es den öf— 
fentlichen Büchern einverleibt ift, 

4) Da5 Recht des Wiederkaufes ift von der neueren Ge: 
feßgebung fowohl in Bezug auf den Gegenftand, ald auf die 
Dauer deöfelben ſehr befchränft worden‘). Es findet nähmlich 
nur bey unbeweglichen Sachen Statt, und ift höchit perſön— 
lih, da der Verkäufer dasfelbe weder bey feinem Lebzeiten an 
einen Dritten, noch nach feinem Zode auf feine Erben übertra— 
gen fann. Als Grund diefer gefeglichen Beſchränkungen führt 
Herr Hofrath v. Zeiller theild das Beforgniß häufiger, aus ei: 
nem unbefchränften Vorbehalte des Wiederkaufes entfpringender, 
dunkler Streitigkeiten, theild die Sicherheit des Verkehres, wel: 
he hauptfächlich durch einen folchen Vorbehalt in bewegli- 
hen Sachen fehr gefährdet würde, theil3 die Erhaltung und 
Beförderung der Culture unbewegliher Sachen an, die bey 
einem ungeficherten Genuffe kaum zu erwarten fey. Uebrigens 
fallt e5 in die Augen, daß diefe Beſchränkungen als Verboths— 
geſetze durch Einverſtändniß der Parteyen nicht überſchritten 
werden koönnen. 


4) Das galliziſche Geſetzbuch kennet dieſe Beſchränkungen nicht. 
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2) Dielen hier aufgeführten Befchränfungen fügt der $. 
noch eine dritte hinzu, nähmlich, daß ders Verkäufer fein Wie— 
derkaufsrecht zum Nachtheile eined Dritten nur in fo fern aus: 
üben Fonne, als es den Öffentlichen Büchern einverleibt ift. Diefe 
Einfhränfung fließt, wie v. Scheidlein bemerkt‘), ſchon au 


den allgemeinen Nechtögrundfägen, weil das Necht ded Wieder: 


Faufes ein aus einem Vertrage entfpringended, mithin perfonli= 
ches Recht iſt; perfönliche Rechte aber nur durch die Eintragung 
in die öffentlichen Bücher zu dinglichen umgefchaffen werden, und 
nur dingliche Nechte gegen den dritten Befiger der Sache gel: 
tend gemacht werden fünnen. Wenn daher der Verfäufer eines 
Hauſes fich dad Wiederfaufsrecht vorbehalten hat, und dasſelbe 
nicht in die Öffentlichen Bücher eintragen ließ, der Käufer aber 
dad Haus einem Dritten unbedingt verkauft hätte; fo würde 
der erfte Verkäufer das Haus von dem dritten Befiger zurüczus 
fordern nicht berechtiget feyn, fondern ihm nur der erfte Käufer 
nach Maßgabe des $. 1069 dafür haften, daß durch den weite— 
ren Verkauf die Zurücgabe des Haufed vereitelt worden ift. — 
Es ift aber ganz natürlich nicht hinreichend, daß in dem Kauf: 
verfrage, wodurch der erfte Verkäufer die Sache dem Käufer 
überträgt, der fohin zum Behufe feiner Anfchreibung ald Eigen= 
thümer in dem Urfundenbuche eingetragen wird, der Vorbehalt 
des MWiederfaufes eingefchaltet fey, fondern e5 muß diefes Wie— 
derfaufsrecht ausdrücklich in dem Hauptbuche als Laft erfcheis 
nen. — Auf gleiche Art verhält es fich mit den Laften, womit 
die Sache von dem Verkäufer bebürdet worden ift. — Es Fann 
zwar derjenige, dem von dem Käufer eine Servitut oder ein 
N randrecht auf die Sache eingeräumt worden ift, diefes fein 
Recht ungeachtet des in dem öffentlichen Buche eingetragenen 
MWiederfaufsrechtes intabuliren laffen; allein er Fann dieſes Recht 
zum Nachtbeile des Verkäufers nicht geltend machen, fondern es 
fieht diefem das Necht zu, in dem Zalle, als er fein Wirderz 
Faufsrecht geltend macht, die Löfchung diefer Laft zu begehren. — 
So lange der Käufer ald Eigenthümer angefchrieben fteht, Fann 
der Gläubiger zwar fein Pfandrecht ausüben, und in deſſen Folge 
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die Feilbiethung des verhupothezirten Gutes verlangen ; allein der 
Käufer hat dad verfteigerte Gut mit diefer Laft zu übernehmen. 


b. 1071. 
Kauf mit Vorbehalt des Rückverfaufes, 


Den nähmlichen Befchränkungen unterliegt das 
von dem Käufer ausbedungene Recht, die Sache 
dem Berfäufer wieder zurück zu verfaufen; und 
es find auf dadfelbe die fie den Wiederfauf er— 
theilten Vorfehriften anzuwenden, Iſt aber die 
Bedingung des Wiederverfaufes oder Wiedere 
kaufes verftellt, und eigentlich, um ein Pfand 

recht oder ein Borggefchäft zu verbergen, ges 
braucht worden, fo tritt die Vorſchrift de 
0. 916 ein, 

4) Der Vorbehalt des Nüdverfaufed, daß nähmlich 
der Käufer die gekaufte Sache dem Verkäufer wieder zurück zu 
verkaufen berechtiget, und diefer fie zu übernehmen verpflichtet 
feyn foll, ift, wie v. Zeillee bemerkte, weit felfener, ald der Vor— 
behalt des MWiederfaufed, woraus mit Recht die Folgerung gezo— 
gen wird, daß zmweifelhafte Ausdrücke eher von dem leßterem ald 
‚ von dem erfleren Vorbehalte zu verftehen find. 

2) Sind die Bedingungen des Nückverfaufes von den Par: 
feyen nicht ausdrücklich beftimmt, fo gelten die nähmlichen, wel- 
che von dem Gelege für den Fall ded Worbehaltes des Wieder: 
kaufes feftgeftellt worden find. — Es muß alfo auch hier jeder 
Theil in den vorigen Stand zurückverſetzet, alfo die Sache gez 
gen eben dasſelbe Kaufgeld, und den Erfaß der zur Erhaltung 
verwendeten außerordentlichen Koften, oder ded zur Vermehrung 
forfdauernder Nugungen gemachten Aufwandes in einem nicht 
verfchlimmerten Zuftande zurücgeftellt, oder für den Schaden 
Erfaß geleiftet werden. Ob der Schade, den die Sache iu den 
Händen des Käufers erlitten hat, aus Verſchulden des letzteren, 
oder durch einen bloßen Zufall entftanden ift, fcheint hier gleich— 
gültig; denn die von dem Verkäufer dem Käufer gemachte 
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Zuficherung, die verkaufte Sache um den nähmlichen Kaufpreis 
wieder zurücübernehmen zu wollen, Fann doch dem Leßteren 
Fein größeres Recht geben, ald wenn zwiſchen beyden Theilen 
bereit5 ein neuer Kaufcontract gefchloffen worden wäre, gemäß 
welchem die früher von dem einen Theile an den andern ver: 
Faufte Sache, wieder an den erfteren übergehen follte. In dies 
fem alle aber gehen alle in der Ztoifchenzeit, nahmlich von dem 
Zeitpuncte des gefchloffenen Gontractes bid zur beftimmten Zeit 
der Uebergabe durch Zufall erfolgten DVerfchlimmerungen der 
Sache und Laften auf Rechnung des Beſitzers ($$. 1049 u. 1064), 
folglich auch hier auf Rechnung ded Käufers, der ſich das Rück— 
verfaufsrecht bedungen hat. Wäre die Sache in der Zwifchenzeit 
ganz außer Verkehr geſetzt, oder über die Hälfte an Werth zu 
Grunde gerichtet worden; fo fiele die Verbindlichkeit, fie zurück 
zu nehmen, ganz weg (F9. 1048 u. 1064). So wie aber auf 
dad Nücverfaufsrecht die für den Wiederkauf .ertheilten Vor— 
föhriften anzuwenden find, unterliegt dasfelbe auch den nähmli: 
chen Befchränfungen, weil für die Befchränkfungen des Nücdver- 
Faufes eben diefelben Gründe, wie für die Beſchränkungen des 
Wiederkaufes, ſtreiten. 

3) Durch den Vorbehalt des Rückkaufes kann der ge— 
ſetzwidrige Pfandvertrag, vermbg deſſen dem Pfandgläubiger 
ſtatt der Zinſen die Fruchtnießung des verpfändeten unbewegli— 
chen Gutes gebühren ſoll ($. 1372), und durch den Vorbehalt 
des Rückverkaufes Eann ein wucherliches Darleihen bemän: 
telt werden. Denn feßen wir, daß der Pfandgläubiger und 
Pfandfchuldnee übereinfommen, daß dem erfteren die Früchte 
der verpfändefen Grundftüce ftatt der Capitals - Äntereffen zu: 
fallen folleu, fo wäre ein folcher Vertrag wirkungslos. Um nun 
ihrem Webereinfommen doc) eine rechtliche Wirkung zu verfchaf: 
fen, können beyde Theile leicht in Verſuchung gerathen, anftatt 
diefed von dem Geſetze ausdrücklich für wirfungslos erklärten 
Nebenvertraged einen andern nach dem Gefege im allgemeinen 
zuläſſigen Vertrag zu ſchließen, dabey aber folche Nebenbeftim: 
mungen einfließen zu laffen, daß dadurdy der nähmliche Zweck 
erreicht werde, als wenn fie wirklich den verbothenen Vertrag 
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ſelbſt gefchloffen, und derfelbe fi) des Schutzes der Geſetze 
zu erfreuen hätte, Hierzu biethet ihnen die Nebenbeftimmung 
eined Kaufvertrages, nähmlich der Vorbehalt des Rückkaufes, ein 
geeignetes Mittel an; denn indem der Schuldner und refpec, 
Pfandgeber feinem Gläubiger die ald Pfand beftimmte unbe: 
weglihe Sache wirklich veräußert, d. i. in das Eigenthum über- 
gibt, dabey fich aber vorbehält, diefe nähmliche Sache nach ei: 
ner beftimmten Zeit, 3. B. nach drey Jahren, zurüczufaufen, und 
er dieſes nach diefer beftimmten Zeit auch wirklich bemwerkjtelliget ; 
fo haben beyde Theile ihren obigen Zweck vollfommen erreicht. 
Der Pfandgläubiger erhielt dadurch, dab das Pfandſtück formell 
in deffen Eigenthum überging, die vollfommenfte Sicherheit für 
feine Forderung, weil dadurch dee Schuldner außer Stand ges 
fest wurde, mit der Sache nad) Belieben zu diöponiren, und 
er erhielt, während diefer Zeit, was bezweckt wurde, den Ge— 
nuß des verpfändeten Grundftücdes anftatt der Capitalözinfen. — 
Setzen wir dagegen, Jemand nehme ein Capital von 1000 fl. 
auf Ein Zahr zu leihen, und der Darleiher bedinge ſich auf, daß 
diefed Darleihen mit 1100 fl. zurückbezahlt werden folle; fo wäre 
bier der Vertrag in fo weit wirkungslos, daß der Schuldner 
nur verbunden wäre, nad) Ablauf de3 Jahres 1050 fl. zu be: 
zahlen ($. 993). Um nun diefe gefegliche Vorfchrift zu umge: 
ben, kann e5 beyden Theilen beyfallen, den Vertrag zu fehlie= 
fen, zufolge welchem der Schuldner die ald Pfand beftimmte 
Sache dem Gläubiger al Eigenthbum überläßt; wobey fich je: 
doch der legtere ausbedingt diefe Sache nad) Verlauf eines Jah 
res dem Schuldner um 1100 fl. wieder zurück zu verfaufen. Das 
durch ift ihr beabfichtigter Zweck volllommen erreicht; der Dar— 
leiher wird durch die Uebergabe des Pfandſtückes in fein Eigen— 
thum wegen feiner orderung vollfommen ficher gejtellt, und 
erhält nach Verlauf einer Jahreöfrift die bedungenen 1100 fl. 5 
welche er, wenn dad Webereinfommen in Geſtalt eined Dars 
leihendvertrages abgefchloffen feyn würde, nicht erhalten hätte. 
| 4) Ob nun aber der Kaufvertrag mit dem Vorbehalte des 
oder des Rückverkaufes ein wahrer Kaufvertrag 
Ilas eine folhe Scheinhandlung fey, ift, wie v. Scheidlein 
| 


\ 
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bemerft ), aus der Befchaffenheit der vertragfchließenden Par— 
teyen, aus dem Gebrauche, den der Käufer von dem angeblich 
verfauften Segenftande machen kann, aus dem längeren oder 
Fürzeren zur Ausübung des MWiederfaufs- oder Rückverkaufsrech— 
te5 beftimmten Zeittaume, hauptfächlicy aber aus dem auffallend 
verfchiedenen Kaufs- und Wiederfaufs: oder Rückverkaufspreiſe 
zu entnehmen. Vorzüglich fcheint der Kauf mit Vorbehalt. des 
Rückverkaufes den Verdacht einer. Scheinhandlung zu erregen, 
weil zur Schliefung eines folchen Gefchäftes in feinem wahren, 
Sinne fich weit feltner Motive ergeben, ald diefes bey dem 
Vorbehalte des Wiederkaufes der Fall if. — Der Vorbehalt 
des MWiederfaufes oder Rückverkaufes wird dann einem befons 
deren Bedenken unterliegen, wenn dabey ausgemacht wird, daß 
die zufälligen Verfchlimmerungen der Sache auf Rechnung des 
Miederfäufers gehen follen. 


0. 1072. 
Vorbehalt des Vorfaufsrechtes. 


Mer eine Sache mit der Bedingung verkauft, daß 
der Käufer, wenn er folche wieder verkaufen 
will, ihm die Einlöfung anbiethen fol, der hat 
dad Vorkaufsrecht. | 

1) Nach den früheren dfterreichifchen Gefegen gab es ein 

zweyfaches Vorfaufsrecht (auch Einſtands oder Näherrecht genannt) , 

nähmlich ein gefegliches und verfragsmäßigeds. Das. gefekliche 

wurde ſchon durch die SS. 4 u. 6 des zweyten Hauptftüces des 

Joſephiniſchen Gefeßbuches aufgehoben, und durch) das Patent 

vom 8. März 1787) zur Vermeidung alles Mißverftändniffes 

erklärt, daß nicht bloß dad landmänniſche Einftandörecht, fondern 
alle Gattungen des in verfchiedenen Landeögefeßen oder Gewohne 
heiten gegründeten Ginftandsrechted allgemein und ganz, unter 
was Art und Benennung dadfelbe derzeit gewöhnlich und Nechtens 
gewefen, aufgehoben fey. — Jedoch befchränft ſich diefe Aufhe— 


$. 113. 
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bung nur auf jenes Ginftandörecht, dad in den Landeögefegen 
und Landesgewohnheiten gegründet war, und die Rechte, welche 
aus Contracten entftehen, blieben durch diefe DBerordnungen 
unberührt '). 

2) Wenn daher der Verkäufer das Vorkaufsrecht ausüben 
will, fo muß dasſelbe immer ausdrücklich vorbehalten werden. 
Es unterfcheidet fich von dem Wiederfaufsrechte darin, dag, wenn 
der Verkäufer fich das erftere vorbehalten hat, er den Käufer 
nicht verhalten Fünne, die Sache wieder zu verfaufen, fondern 
nur zu begehrten befugt fey, daß, wenn der Käufer die Sache 
wieder verfaufen will, er fie vielmehr ihm, als einem Dritten 
gegen gleiche Bedingungen überlaffe, wo entgegen der Vorbehalt 
des MWiederfaufsrechtes die Verbindlichkeit des Käuferd, die Sache 
dem Verkäufer auf deffen Begehren wieder zu verkaufen, nach 


fich zieht ). 


0. 1073. 


Das Vorkaufsrecht ift in der Regel ein perfönliches 
Recht. Sn Rückſicht auf unbeweglide Güter 
fann es durch Eintragung in die öffentlilichen 
Bücher in ein Dingliches verwandelt werden, 


4) Schon bey Erläuterung des $. 307 wurde darauf auf: 
merffam gemacht, daß man fowohl die perfönlichen als dinglichen 
Sachenrechte in folche eintheilen müſſe, welche ihrer Natur nad) 
perfonlich oder dinglich find, und in folche, welche ihrer 
Mirfung nach perfönlicy oder dinglich find. — Die Sachenrechte, 
die ihrer Natur nach dinglich find, find im $. 308 aufgezählt. — 
Alle übrigen Rechte find der Negel nach perfönlicher Natur. 
Dad Vorkaufsrecht wird hier von dem Geſetzgeber ausdrücklich 
unter die Teßteren Arten von Nechten gezählet. Es ſcheint diefe 
ausdrückliche Zumeifung diefes Nechtes in die Claffe der perſön— 
lichen aus dem Grunde gefchehen zu ſeyn, weil das in früheren 


1) Hofdec. vom 27. April 17375 J. G. ©. N. 673. 
2) Siehe v. Scheidlein am a. O. $. 11% 
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Zeiten beftandene gefeßliche Einftandsrecht die Natur eines ding: 

lichen Rechtes hatte. 

2) Jedes Recht aber, dadfelbe mag feiner Natur — ein 
perſönliches oder dingliches Sachenrecht ſeyn, wird nur dann 
als ein dingliches Recht wirkſam, wenn es (in ſo weit es 
die unbeweglichen Güter betrifft) in die öffentlichen Bücher ein— 
getragen wird. — Alſo auch das Vorkaufsrecht. Jedoch auch in 
dieſem Falle iſt es mehreren Beſchränkungen unterworfen 
(F. 1076). Ein ſeiner Natur nach perfönliches Sachenrecht kann 
aber nicht durch eine einfeitige Verfügung deöfenigen, dem diefed 
Necht gebuhret, in ein dingliches umgeftalteg werden; fondern 
ed muß hierzu die Einwilligung des anderen Theiles hinzutreten; 
woraus folgt, daß der Berechtigte nicht befugt fey, die Präno— 
tirung dieſes Nechtes zu verlangen, wenn nicht der andere 
Theil die Einwilligung dazu gegeben, oder überhaupt fich dahin 
geäußert hat, daß dasſelbe auch auf feine Beſitzes- ONE 
übergehen fol. 

b. 1074, 

Auch kann das Vorfaufsrecht weder einem Dritten 
abgetreten, noch auch auf die Erben des Bes 
rechtigten übertragen werden. 

4) Der Grund diefer gefeglichen VBorfchrift ift, weil durch das 
PVorkaufsreht die Freyheit de5 Verkehrs gehemmt wird, und 
diefe Hemmung der Landescultur nachtheilig ift. — Es erlifcht 
daher immer mit dem Tode ded Berechtigten, wenn auch im 
dem Vertrage demfelben ausdrüdlicy dad Necht eingeräumt wor— 
den wäre, daß er ed an feine Erben übertragen dürfe. — Eben 
fo ift die Uebertragung deöfelben an einen Dritten für jeden 
Fall wirfungölos. 

2) Indeſſen ſcheint ed nicht gerade wefentlich nothwen: 
dig zu feyn, daß dad Vorkaufsrecht gerade von dem Ver— 
Eäufer ausbedungen werde, obfchon das Geſetz F. 1072 diefen 
Umftand in die Grflärung des Vorfaufsrechtes aufgenommen 
hat. — Die Einfchaltung diefed Umftandes in den Begriff des 
Vorkaufsrechtes fiheint daher zu Fommen, weil der Gefeßgeber 
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hier ded Vorkaufes lediglich als eines Nebenvertrages bey dem 
Kaufvertrage erwähnt ($. 1067). Es kann aber jeder Eigenthü— 
mer einer Sache ſich gegen einen Andern verpflichten, daß er 
ihm, wenn. er die Sache verfaufen follte, die Einlöfung anbies 
then wolle; und es ift fein Grund vorhanden, warum ein fol: 
cher Vertrag wirkungslos feyn follte. — Wollte man hier ftrenge 
bey dem Buchftaben des Geſetzes ftehen bleiben, fo müßte man 
behaupten, daß das einem Dritten (nicht dem Verkäufer) eins 
geräumte Cinlöfungsrecht Fein Vorfaufsreht im Sinne des Ge⸗ 
fees fey , was aber nicht nur allein mit dem früher gangbaren 
Begriffe eines Vorkaufsrechtes im Widerfpruche ftehen, fondern auch 
ganz gewiß der Abſicht des Gefetgeberd nicht entfprechen würde, 

3) Aus eben diefer Bemerkung glaube ich aber auch die 
Folgerung ziehen zu dürfen, daß, wenn derjenige, dem bad 
Borkaufsrecht gebührt, daöfelbe einem Dritten abtritt, und 
diefem Abtretungsacte der Verpflichtete feine Zuftimmung ertheis 
let, diefe Abtretung allerdings dadurd) gültig und von rechtlis 
cher Wirkung ſey. — Denn in diefem Falle ift es ja eben fo 
viel, ald ob der urfprünglich zum Vorkaufsrechte befugte auf 
dadfelbe WVerzicht geleiftet, und diefed dann unmittelbar von 
dem Eigenthümer der Sache diefem Dritten eingeräumt wors 
den wäre. 


4) Mebrigens verfteht es ſich von felbft, daß das Vors. 


Fauförecht auch auf eine Fürzere Zeit eingefchränft werden Fönne, 
nach deren Ablauf ed erlifcht, obfchon ſich Feine Gelegenheit 
zur Ausübung anboth ($. 1449). 


8.1078 

Der Berechtigte muß bewegliche Sachen binnen 
vier und zwanzig Stunden; unbewegliche aber 
binnen dreyßig Sagen, nach der gefchebenen 
Anbiethung, wirklich einlöfen. Nach Verlauf die= 

fer Zeit ift das Vorkaufsrecht erlofchen. 
4) Die Hauptpflicht des Befigerd der mit dem Vorkaufs: 
rechte belafteten Sache ift, daß er die zum Verkaufe beftimmte 
Sache vorerft dem Verkaufsberechtigten zur Ginlöfung anbiethe, 
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und bie Verfaufsbebingungen getreulich vorlege; nähmlid) in der 
Art, wie fie zwifchen dem Befiger und den ſich meldenden Kauf: 
Injtigen wirklich und im Ernfte verabredet worden find. 

2) Sit von dem Eigenthümer dem DVorfauföberechtigten die 
Einlöfung angebother worden, fo muß er bewegliche Sachen 
binnen vier und zwanzig Stunden, unbewegfiche aber binnen 
dreyßig Tagen wirklich einlöfen. — Diefe Friften laufen von 
dem Tage der gefchehenen Anbiethung, fo, daß die erftere für 
verfallen zu halten ift, wenn der Berfäufer von der Stunde der 
gefchehenen Anbiethung an, diefe Stunde nicht mitgerechnet , in 
der vier und zwanzigften Stunde, und die leßtere, wenn von '' 
den Tage der gefchehenen Anbiethung an, diefen Tag nihte 
mitgerechnet, am drevßigften Tage die Sache nicht wirklich ein= 
gelöfet hat, für verfallen zu halten ift. — Diefe v. Scheidlein 
gemachte Auslegung ') ift, wie er felbft bemerkt, allerdings 
den Worten deö gegenwärtigen $. und der Analogie des $. 903 
angemeffen. - 

3) Die Einlöfung Fann dem VBerpflichteten entweder außer: 
gerichtlich, und zwar mündlich oder fchriftlich, oder, was zur. 
Erleichterung des Beweiſes räthlich ift, gerichtlich „ d. i. mittelft 
Zuftelung durch den Gerichtödiener angebothen werden. Von 
©eite des Vorfauföberechtigten iſt es aber, um der gefeglichen 
Vorſchrift Genüge zu leiften, nicht genug, wenn er vor Verlauf 
der Fallfrift erklärt, daß er dad ihm gemachte Anerbiethen an 
nehme, mithin bereit fey, den vollftändigen Kaufpreis, welcher 
von einem Dritten angebothen worden ift, dem Gigenthümer zu 
entrichten, fondern er muß denfelben gegen Webernahme der 
Sache vor Verlauf der Zallfrift entrichtet haben, weil der ge= 
genwärtige $. ausdrücklich anordnet, daß der Berechtigte binnen 
der erwähnten Fallfrift die Sache wirklich einlöfen müffe. 
Nur wenn der DVorfaufdverpflichtete mit der Webergabe der Sa— 
che zauderte, würde der Berechtigte der Wirfung der Fallfrift 
ausweichen, wenn er den vollftändigen Kaufpreis gerichtlich hin— 
terlegt hätte. °). Wäre der Berechtigte abweſend, fein Aufent— 


1) Um a. D. |. 115. 
2) B. Scheidlein am a. D. 9. 116. 
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haltöort aber befannt, fo müßte das fehriftliche Anerbiethen, wo 
er fih immer befindet, zu eigenen Handen zugeftellt werden. 
Wäre aber fein Aufenthaltsort unbekannt, fo würde nichts an- 
ders erübrigen, als daß demfelben ein Curator aufgeftellt, die 
ſem Curator da5 Anerbiethen gerichtlich zugeftellt, ein Edict aus: 
gefertigt, und in die Zeitungdblätter eingerückt werde. — Nur 
wäre ed in diefem Falle fehr zweifelhaft, von welchem Zeitpuncte 
an die Sallfrift zu laufen anfange. — Da: Narürlichfte fcheint 
zu feyn, wenn man diefe Fallfriſt von der Zeit "berechnet, als 
da5 AUnerbiethen dem aufgeftellten Curator zugefertigt worden 
iſt. — Allein dagegen ift zu bemerfen, daß hier, befonder5 wenn 
der Gegenftand des Dorkaufsrechtes eine bewegliche Sache ift, 
die Audfertigung eined Edicts ganz überflüffig wäre, weil es in 
die Augen fpringt, daß der Berechtigte durch dasfelbe nicht 
frühzeitig genug in die Kenntniß diefes Anerbiethens Fommen 
Eonne. — Der Gurator kann aber eigenmächtig, und ohne be: 
fondere Autorifation des Berechtigten von dem Vorkaufsrechte 
einen Gebraudy machen, noch weniger kann er gezwungen wer— 
den, ‚den Kauffhilling aus feinem Vermögen vorzufchießen. 
Ach glaube daher, daß hier die Analogie des $. 865 ein: 
trete, und daher der Vorfauföverpflichtete fich einen unvermeidli— 


chen Auffchub gefallen Taffen müffe. — Das Gericht hätte daher in 


dem Edicte einen den Umftänden angemeffenen Zeitraum zu be— 
ftimmen, binnen welcher Friſt der Abwefende diefes Einlöſungs— 
recht in Ausübung zu bringen habe. 

4) Während der UWeberlegungdftift Fann der DBerpflichtete 
weder von dem Verkaufe zurück treten, noch zum Nachtheile 
des Berechtigten in den Kaufpuncten Abänderungen freffen (9, 
862), Wenn nun der Berechtigte binnen der gefeßlichen Friſt 
wirklich einlöfet, fo wird der von dem Verpflichteten mit dem 
Dritten bedingt gefchloffene Kaufvertrag, weil die Bedingung 
wegfällt, außer Kraft gefeßt, der Dritte alfo von feiner Ber: 
bindlichkeit entlediget, fo wie der Kaufvertrag, wenn binnen 
der gefeglichen Zeit die Sache von dem Berechtigten nicht einges 
löfet wird, im feine volle Rechtswirkung eintritt, weil dann da3 


Vorkaufsrecht eben fo erlofchen ift, als wenn der Berechtigte 
Nippel’s Commentar VIEL. Th. 14 
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ausdrüclich erfläret hätte, die Sache nicht einlöfen zu wollen '). 

Die bloße Erklärung ded WVorkauföberechtigten, daß er von dem 

Vorkaufsrechte Gebrauch machen wolle, kann nach dem Inhalte 

des F. den erfteren Käufer von feiner Verbindlichkeit nicht bes 

fregen, weil der Vorkauföberechtigte binnen der gefeslichen Zeitz 
frift, bey Verluſt feines Vorkaufsrechtes, die Sache wirklich eins 
löſen muß, der frühere Kaufcontract folgli mit der Bedingung 
gefchloffen wird, daß der Vorkauföberechtigte die Sache binnen 
der gefeglichen Zeitfrift nicht wirklich einlöfe »). 

ſ. 1076. 

Das Vorkaufsrecht hat im Falle einer gerichtlichen 
Feilbiethung der mit dieſem Rechte belaſteten 
Sachen keine andere Wirkung, als daß der den 
öffentlichen Büchern einverleibte Berechtigte zur 
Feilbiethung insbeſondere vorgeladen werden 
muß. 

1) Ehe ich zur eigentlichen Grefärung. diefed $. übergehe, 
will ich ganz kurz von den rechtlichen Wirkungen eine Erwähs 
nung machen, welche die Gintragung des Vorkaufsrechtes in die 
Öffentlichen Bücher hervorbringt. — Wird die mit dem Dora 
EFaufsrechte belaftete unbewealiche Sache einem Dritten unter der 
Hand verkauft, ohne daß dem Vorfaufsberechtigten die Einlö— 
fung angebothen worden ift; fo kann die Behörde, unter der dad 
öffentliche Buch fteht, die Anfchreibung des Käufers nicht ver» 
weigern. Denn dad Vorkaufsrecht Fann nur unter der Rubrid 
der Belaftungen erfcheinen, und fohin hat diefe Gintragung nue | 
die Wirkung, daß der neue Eigenthümer die Sache mit der dars 
auf haftenden Laft übernehmen müffe. Auch it die Landtafel— 
oder Grundbuchsbehörde nicht verpflichtet, bey der Anfchreibung 
eines neuen Eigenthümers der Sache die auf felber haftenden Las 





1) Hr. R. R. v. Scheidlein an a. D. 6. 115. 

2) Eine andere Unordnung enthält das preußifche Landrecht. 1. TH. Tit. 11., 19. 623 
— 625, umd auch Herr Hofrath v. Zeiller behauptet in feinem Gommentare 
das Gegentheil. Was übrigens unter wirflicher Cinlöfung zu verſtehen fey, 
wird dey Grläuserung des $. 1077 näher befprochen werden. 
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ften durchsugehen, fondern e5 muß fich der Käufer. felbft, der 
fih von. den auf der Sache haftenden Laften durch die Einfichts 
nahme in dad Öffentliche Buch die gehörige Kenntniß nicht vers 
fchafft, die widrigen Rechtöfolgen gefallen Laffen- — Die Wir- 
Fung aber ift nicht die, daß der Dritte, wenn er die Sache wie: 
der veräußert, felbe dem Berechtigten anbiethen müffe, fondern dee 
lestere ift berechtiget, die Sache von ihm abzufordern ($. 1079). 

2) Iſt die Sache Iemanden vermacht oder gefchenft wor— 
den, fo ift von einer Verpflichtung des Erblafferd oder Schen- 
kers, diefelbe dem Workauföberechtigten anzubiethen, Feine Rede; 
denn ‚diefe fritt nur dann ein, wenn die Sache verk auft mwers 
den till. — Da aber das Vorkaufsrecht auf der legirten oder 
gefchenkten Sache haftet, fo geht die dießfallige Verpflichtung an 
den Legatar oder Gefchenfnehmer über (SS. 443 u. 662). Es 
bat fomit diefer die Obliegenheit, wenn er von feiner Seite die 
Sache verkaufen will, dem Berechtigten auf vorftehende Art die 
Einlöfung anzutragen. Diefes Nähmliche ift der Tal, wenn 
die mit dem Vorkaufsrechte belaftete Sache gegen eine andere 
vertaufcht, oder auf eine andere Art ald mittelft Kauf entgeld: 
lich veräußert wird. 

3) Wird aber die Sache in einer gerichtlichen Zeilbiethung 
veräußert, fo bringt die bücherliche Gintragung, ohne Unterfcyied, 
ob die Zeilbiethung eine fregwillige oder gezwungene ift, Feine 
andere Wirkung hervor, ald daß der Berechtigte zur Feilbiethung 
insbeſondere vorgeladen werden müffe. 

Es genügt daher nicht, wenn der Berechtigte von der be: 
vorftehenden Feilbiethung nur mitteljt de an dem Gerichtöorte 
angehefteten und in die öffentlichen Zeitungsblätter eingetragenen 
Beilbiethungs = Edicted benachrichtiget wird, fondern es muß ihm 
durch den Gerichtödiener ein von demjenigen, welcher die Zeil 
biethung bewirkt hat, überreichtes Verftändigungögefuch zugeftelle 
werden. Wäre diefe Vorficht unterlaffen worden, fo wäre die 
Beilbiethung ungültig, und ed müßte daher eine neue Feilbiethung 
von dem Gerichte angeordnet werden. — Man könnte zwar glau— 
ben, daß. dad Vorkaufsrecht in dem legten Falle von dem Ver: 


pflichteten nach Belieben vereitelt werden fünne, wenn ed ihm 
14 * 
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in den Sinn kommt, eine gerichtliche Werfteigerung feiner Rea⸗ 
fität anzufuchen. — Allein es ift in Erwägung zu ziehen, daß a) 
bey einer öffentlichen Feilbiethung der Ablöfungdpreid nach den 
im $. 1077 erörtert werdenden Lehrfägen derjenige wäre, wel— 
hen der Meiftbiethende angebothen hat, und b), daß die 
Derfteigerungsordnung Fein Maß vorfchreibt, dad genügend ift, - 
um dad frühere Anboth zu überfchreiten, folglich auch der Vor— 
Faufsberechtigte durch die Verftändigung in den Stand gefegt 
wird, fein Vorkaufsrecht mit einem Opfer von einem Pfenninge, 
wenn ihm an dee Geringfähigfeit des Opfers mehr, ald am vers 
ſchiedenen anderen — gelegen ift, in Ausübung zu bringen. 


Ö. 1077, 


Der zur Einlöfung Berechtigte muß, außer dem 
Falle einer anderen Verabredung, den vollftän- 
digen Preis, welcher von einem Dritten ange— 
bothen worden ift, entrichten. Kann er die aus 
Ber dem gewöhnlichen Kaufpreife angebothenen 
Nebenbedingungen nicht erfüllen, und Yaffen fie 
ſich auch durch einen Schäßungswerth nicht aug> 
gleichen; fo kann das Vorkaufsrecht nicht auss 
geübt werden, 

4) Will der zur Einlöſung Berechtigte fein Recht geltend 
machen, fo ift zu unterfcheiden, ob von den Parteyen ein Ein= 
loͤſungsbetrag verabredet worden ift oder nicht. — Am erften 
Falle muß derfelbe den verabredeten Einlöfungöbetrag entrichten. 
Außer diefem Falle aber muß er den vollftändigen Preis, wel— 
cher von einem Dritten angebothen worden ift, entrichten, damit 
der Verpflichtete genau dasjenige von dem Berechtigten erhalte, 
wad er von dem Dritten befommen haben würde. 

2) Unter dem vollftändigen Preife find, wie ed der 
Schlußſatz des gegenwärtigen $. deutlich anzeigt, nicht nur der 
Betrag des Kaufgeldes, fondern auch die Urt der Entrichtung 
deöfelben und die übrigen vortheilhaften Bedingungen zu verfte: 
hen, die der Dritte zu erfüllen fich erbothen hatz 3. B. dieſer 
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hätte feinem Vormanne Tebenslängliche freyge Wohnung im Haufe 
zugeftanden, oder eine jährliche Entrichtung in Naturalien zuges 
fagt. — Aus dem Inhalte ded gegenwärtigen $. wird es dann 
auch Elar, was das Gefeg $. 4075 unter wirklicher Einlös 
fung verjtehe. Es kann nähmlich darunter nur die genaue Er— 
füllung jener Verbindlichkeiten verftanden werden, zu welchen 
fi) der Dritte anheifchig gemacht hat. Segen wie 3. B. den 
Sal: A habe dem B das Vorkaufsrecht auf fein Haus einges 
säumt; nun melde ſich C ald Kaufluftiger um diefed Haus, und 
biethe dem A einen Kauffchilling von 2000 fl. an, wovon die 
Hälfte gleich bar bezahlt, über die andere Hälfte ein Schuldfchein 
ausgefertigt, darin die Zahlung nach vorhergegangener halb: 
jähriger Auffündung zugefichert, und die Intabulation auf dad 
Haus bewilligt werden folle. Dabey mache ſich C. noch ver: 
bindlich, dem A feine gegenwärtige Wohnung Iebenslänglich un— 
entgeldlich zu belaffen. In diefem Falle wäre nun die wirkliche 
Einlöfung gefchehen, wenn B dem A die 1000 fl. in Barem 
zuzählet, und über die andere Hälfte den Schuldfchein unter den 
nähmlichen Modalitäten, wie C verfprocdhen, ausfertiget. — 
Leiftungen, welche in die Zukunft geftellt find, 3. B. wenn fich 
C zur "Ablieferung einer gewiffen Quantität Wein im Herb: 
fte jeden Zahred verpflichtet hätte, Eönnen nur zugefichert wer: 
den, und der Vorkaufsverpflichtete muß fich daher damit begnüs 
gen, daß der Berechtigte die Leiftungen zu erfüllen verfpricht, und 
ee kann nicht einmahl eine Sicherftellung diefer Leiftungen for: 
dern, wenn ſich der dritte Raufluftige hierzu nicht verpflichtet hat. 
5) Kann der Berechtigte die außer dem gewöhnlichen Kauf: 
preife angebothenen Bedingungen nicht erfüllen, fo kommt es 
darauf an, ob fie fich durch einen Schäßungspreis ausgleichen 
laſſen oder nicht. Im erften Falle ift der Preis nur dann voll: 
ftändig zu nennen, wenn außer dem gewöhnlichen Kaufpreife auch 
der Schägungswerth der von dem Dritten angebothenen Neben: 
bedingungen, 3. B. der Schägungswerth der Wohnung oder der 
Naturalien auögemittelt wird; im zweyten Falle kann dad Vor: 
Faufsrecht gar nicht ausgeübt werden, weil dann der Berechtigte 
nicht den vollitändigen Preis entrichten Eann, welcher von einem 
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Dritten angebothen toorden ift. Unter die Unmdglichfeit der Er⸗ 
füllung gehört auch, wenn die Bedingung nicht in der Art in 
Erfüllung gebracht werden Fann, wie fie der Dritte in Erfüllung 
gebracht haben würde. Setzen wir 3. B.: ein berühmter Mah: 
ler biethe für dad Haus, worauf dem A dad Vorkaufsrecht zus 
fteht, 10000 fl. an, und mache fich zugleich anheifchig, dad Pors 
trait des Verpflichteten zu mahlen. A fey zwar auch ein Porz 
traitmahler,, aber bey weitem nicht fo ausgezeichnet, wie jener. 
Sn dieſem Sale wird das Vorfaufsrecht eben fo wenig aus—⸗ 
geübt werden fonnen, als wenn A gar Fein Mahler märe. 
Laßt ſich der Vorkaufsberechtigte herbey, diefe Nebenbedingung 
durch einen Dritten, der der Erfüllung volffommen gewachlen 
ift, zu bewerfftelligen, und macht fich diefer Dritte auch dazu 
anheiſchig, fo verjteht es fich von felbft, daß das Vorkaufsrecht 
dann nicht erlöfche. 

4) Was in dem Falle, ald das Vorkaufsrecht wider den 
Derpflichteten geltend gemacht wird, in Anfehung der mittler: 
voeiligen Verbefferungen und Berfchlimmerungen Rechtens fey, 
wird hier nicht entfchieden; doch find ſowohl Here Hofrath v. 
Zeiler, al5 Herr Reg. Rath v. Scheidlein der nach meiner 
Ueberzeugung ganz richtigen Mleinung, daß dad, mad hierüber 
in Anfehung des MWiederfaufsrechtes in dem $. 1069 verordnet 
worden, auch auf das Vorkaufsrecht anzuwenden fey. 


0. 1078, 


Das Borkaufsrecht läßt fihd auf andere Veräuße— 
rungsarten ohne eine befondere Verabredung 
nicht auszudehnen, 

1) Daß dad Vorkaufsrecht in jenen Fällen nicht ausgeübt 
werden könne, wenn die damit belaftete Sache unentgeldlich an 
Jemanden überlaffen wird, fpringt wohl in die Augen. Zwei—⸗ 
felhafter dürfte eö feyn, was bey einer entgeldlichen Veräußes 
rung 3. B. duch Tauſch, Rechtens fey, oder eigentlich vom 
Standpuncte des Geſetzgebers aus ald Necht feftgefegt werden 
fol. Da das Vorkaufsrecht die Freyheit ded Verkehres hemmet, 
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und fohin immer nachtheilig auf die Landescultur wirft, fo iſt's 
der Politif der Gefeggebung angemeffen, wenn. e5 genau auf 
feinen Begriff, der fi) aus der wörtlichen Bedeutung ergibt, 
eingefchränft bleibt; um fo mehr, als e5 den Parteyen freufteht, 
den Begriff deöfelben durch ausdrückliche WVerabredungen zu ers 
weitern. Dabey verfteht e3 fich von felbft, daß, wenn die. Vers 
Außerungdart blog zum Scheine verabredet worden wäre, um 
dadurch ein Kaufdgefchäft zu bemänteln, der $. 916 in Anmwens 
dung zu kommen hätte. Wird die Sache theil3 gegen Geld, 
theil5 gegen eine andere Sache veräußert, fo ift fich dabey der 
g. 1055 vor’ Augen zu halten. Das Vorkaufsrecht Fann auch 
ohne Zweifel dann nicht ausgeübt werden, wenn aus dem Ver: 
hältniffe, in welchem der Veräußerer zu dem Dritten fteht, 3. B. 
wie der Vater zum. Sohne, und aus dem niederen, Kaufpreife 
zu entnehmen iſt, daß ein aud einem entgeldlichen und unent: 
geldlichen vermifchter Vertrag gefchloffen worden fey; teil der 
DVeräußerungdact in diefem alle ald Fein reiner Kaufsvertreg 
mehr angefehen werden Fann. | 

2) Betrifft das Vorkaufsrecht eine unbemwegliche Sacher 
und iſt daöfelbe in die öffentlichen Bücher als Laft eingetragen, 
fo geht diefe Laft in der 9.1076 Nr. 2 berührten Art auf den 
Uebernehmer über. Iſt diefes aber nicht der Fall, fo ift das 
Borkaufsrecht durch den Veräußerungsact für immer erlofchen. 
Es könnte hier die Trage aufgeworfen werden, ob in einem fol: 
hen Falle der Vorkaufsverpflichtete nicht verbunden fey, in dem 
Veräußerungsacte dem Berechtigten fein Recht ausdrücklich vor 
zubehalten? — welche Frage aber ohne Zweifel verneinend bes 
antwortet werden müßte; denn dad Vorkaufsrecht ift feiner Nas 
fur nach nur ein perfönliched Recht, und kann nur mit Uebers 
einſtimmung beyder Theile durch die wirkliche Cintragung in die 
Öffentlichen Bücher in ein dingliches umgefchaffen werden. 
Der Vorkaufsverpflichtete macht fi) daher in dem Vertrage nur 
für feine Perfon verbindlich, daß er, im Falle er die Sache einem 
Anderen verkaufen würde, dem Berechtigten die Sache zur 
Einlöfung anbiethen wolle; er macht fich aber nicht auch ver: 
bindlih, dem Dritten, den er auf eine andere Art und Meile 
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als durch Kauf die Sache überlaffen wird, diefe Verbindlich 
Feit aufzulegen. 


6. 1079, 


Hat der Beſitzer dem Berechtigten die Einlöfung 
nicht angebothen, fo muß er ihm für allen Scha— 
den haften. Sm Falle eines dinglichen Vorkaufs— 
rechtes kann die veräußerte Sache dem Dritten 
adgefordert werden, und diefer wird nad Bes 
Thaffenheit feines vedlichen oder unvedlichen Be: 
fißes behandelt. 


4) Derjenige, welcher einem Andern das Vorkaufsrecht ein⸗ 
geräumt hat, und deſſenungeachtet die Sache an einen Dritten 
veräußert, ohne dem erſteren die Einlöſung anzubiethen, handelt 
vertragswidrig, und hat daher nach der allgemeinen Regel, daß 
Derjenige Erfaß zu Teiften habe, der fich im Verſchulden befindet 
($. 1295), für allen Hieraus entfpringenden Schaden zu haften. 
In Anſehung diefer Haftungsverbindlichkeit macht es keinen Uns 
Kerfchied, ob das Vorkaufsrecht dinglich oder nur perfönlich, d. i. 
in die öffentlichen Bücher eingetragen fey oder nicht. 

2) It das DVorfaufsrecht nur perfönlich, fo muß fich ber 
Berechtigte mit der Haftung des Verpflichteten begnügen. Iſt 
ed aber dinglih, fo kann ed nicht nur allein gegen den neuen 
Käufer, fondern, in fo fern auch diefer bereit die Sache veräu- 
ßert häfte, gegen den dritten nachgefolgten DBefiger geltend ges 
macht, mithin die veräußerte Sache diefem abgefordert werden. 
— Hat der Dritte gewußt, oder aus den Umſtänden vermuthen 
müffen, daß die Sache mit dem Vorkaufsrechte belaftet fey, fo 
erfcheint er als unredlicher Befiger ($. 326), und er ift fohin 
verpflichtet, dem Berechtigten alle durch den Befig der Sache 
erlangten Bortheile fammt denjenigen, die der Berechtigte er: 
Tangt haben würde, zuruckzuftellen, und allen durch feinen Be: 
fig entftandenen Schaden zu erfegen. — Hat er aber davon nichts 
gewußt, und auch keinen befonderen Grund gehabt, dieſes zu 
vermuthen; fo erfcheint er ald redlicher Befiger, und er hat da= 
ber die Sache nur in dem Zuftande, in dem fie fich befindet, 
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daher nur jene Früchte, welche von der Sache noch nicht abge: 
zogen find, und jene bereits eingehobenen Nußungen, welche 
mährend feines ruhigen Befiges noch nicht verfallen waren, zus 
rücdzuftellen ($. 330)... Dagegen gebührt ihm der Erſatz de 
nothwendigen und nüßlichen Aufwandes nach dem gegenwärtigen 
Merthe der Sache, in fo fern er den wirklich gemachten Auf: 
wand nicht überfteigt ($. 331). Aus dem Umftande allein, daß 
der Dritte die Öffentlichen Bücher hätte einfehen können, und nicht 
eingefehen hat, oder aus dem, daß er fi) bey dem Berechtigten 
hätte erkundigen können, ob ihm die Einlöfung angebothen wor— 
den fey, läßt fich, ohne Hinzutreten anderer Umjtände, noch nicht 
fchliegen, dag er ein unredlicher Befiger fey. 


J. 1080, 
Kauf auf bie Probe, 


Bey dem Kaufe auf die Probe geht das Kaufſtück 
vor Bezahlung des Preifes nicht in das Eigen- 
thbum des Käufers, Der Käufer wird während 
der Probezeit als ein Entlehner; nach Verlauf 
diefer Zeit aber das Kaufgefchäft für unbedingt 
abgefchloffen, und der Käufer ald Eigenthümer 
des Kaufſtückes angefehen. 


J. 1081. 


Hat der Käufer für das übernommene Kaufftüc 
den Preis bezahlt, jo gebührt ihm fogleich das 
Eigenthum; er kann aber vor Verlauf der Pros 
bezeit von dem Kaufe zurüdtreten, 

4) Ein Kauf auf die Probe geht dann vor fich, wenn der 
Käufer, ungeachtet er mit dem Verkäufer über den Kaufpreis 
einig iſt, fich vorbehält, zu unterfuchen, ob bie gekaufte Sache 
auch wirklich die Belchaffenheit habe, die er bey derfelben vor— 
ausgefet hat. — Man Eauft ein Pferd, eine Uhr auf die Pro: 
be, wenn man nicht nur den Preis dafür feſtſetzt, fondern auch 


218 [$. 4081.) 
dad eine oder dad andere übernommen, ſich jedoch Horbehalten 


hat, zu unterfuchen, ob das Pferd einen ficheren Zritt auf fteilen 


Wegen habe, oder die Uhr die Stunden genau anzeige. Man 
Fauft auch ein Grundſtück auf die Probe, wenn man fich durch die 
Bebauung deöfelben von der Güte des Bodens überzeugen will 
2) Daß der Käufer vor Uebergabe der Sache das Eigen: 
thum des Kaufgegenftandes nicht erlange, geht fchon aus dem 
Inhalte des 9. 1053 hervor; worin aber dad Recht des Käufers 
vor diefer Uebergabe eigentlich beftehe, ob er nähmlich dad Necht 
erlange, die Uebergabe der Sache auch ohne Bezahlung des Kauf: 
preifes, oder nur gegen Entrichtung deöfelben zu verlangen, ift 
zweifelhaft. Herr Hofrath v. Zeiller fpricht fich „ mit Berufung 
auf den $. 1062, für die letztere Behauptung aus. Allein dieſe 
Meinung ſcheint dem Sinne des gegenwärtigen $. und der Abe 
fiht des Geſetzgebers nicht zu entfprechen. Der gegenwärtige $. 
fagt nähmlich, daß der Käufer während der Probezeit als ein 
Entlehner angefehen werde. - Durch den Kauf auf die Probe 
macht fich daher der Verkäufer verbindlich, dem Käufer dad Kauf: 
ſtück während der Probezeit zu leihen, d. i. zum unentgeld— 
lichen Gebrauche zu übergeben ($. 9741), und fomit kann der 
Käufer, wenn nicht dad Gegentheil ausdrücklich ausgemacht ift, 
auch die Uebergabe der Sache, zwar nicht in dad Cigenthum, 
wa5 der $. 1062 vorausfest, fondern zum zeitweifen Gebrauche, 
um fid) dadurch von der Brauchbarkeit der Sache zu überzeu— 
gen, ohne Bezahlung des Kauffchillings fordern. Der Kaufpreis 
ift fa nur dad Entgeld für die wirkliche Meberlaffung des Eigen— 
thums, welches aber bey dem Kaufe auf die Probe durch die 
Yebergabe der Sache noch nicht auf den Käufer übergeht. 

3) Wenn nun eine Sache auf die Probe verkauft wird, 
ohne daß der Kaufpreis dafür entrichtet wird; fo ift der Kauf— 
vertrag unter einer auffchiebenden Bedingung abgefchloffen, und 
er ift fohin vor dem Eintritte der Bedingung, mithin vor Ver— 
ftreichung der verabredeten oder. gefeglichen Probezeit für nicht 
vollkommen gefchloffen zu halten, und es wird bis dahin der 
Käufer auf die Probe, dem die Sache übergeben wurde, als 
ein Entlchner angefehen und behandelt. Menn daher der Käus 
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fer die Sadıe anders gebraucht, al5 es bedungen war, 3. B. 
das ihm zum Reiten anvertraute Pferd auch als MWagenpferd 
benüßt, oder den Gebrauch desfelben eigenmächtig einem Dritten 
geftattet; fo kann der Verkäufer die Sache fogleich zurückfordern 
($. 978). Der die Sache während der Probezeit zufällig gez 
troffene Schade trifft den Verkäufer (F. 979). 

4) Während der Probezeit ift der Käufer immer berechtigt, 
von dein Kaufe zurüczutreten, und dad Kaufſtück zurückzuſtellen. 
Nach Verlauf der Probezeit ift aber dad Kaufgefchaft für unbe— 
dingt gefchloffen anzufehen; weil aber der Verkäufer nicht vers 
pflichtet ift, dem Käufer das Kaufftüd vor Bezahlung des Kauf: 
preised in dad Eigenthum zu übergeben, fo Fann er fogleicy nach 
Verlauf der Probezeit den Kaufpreis, oder dafern felber nicht fo= 
gleich bezahlt wird, den Raufgegenftand als fein Eigenthum zurück— 
fordern, ohne daß er jedoch den Kaufvertrag felbft dadurch als aufs 
gelöft anfehen fann ($. 919). Unterläßt der Verkäufer von dies 


ſem Rechte Gebrauch zu machen, fo ift der Kaufpreis als geborgt, 


/ 


und der Käufer ald Eigenthümer ded Kaufgegenftandes anzufehen. 
5) Wird der Kauf auf die Probe gefchloffen, und deſſen— 
ungeachtet von Seite des Käufers der Preis fogleich entrichtet; 
fo geht, nach obiger Vorfchrift, dad übernommene Kaufftüf auch 
fogleicy in dad Eigenthum des Käufers über. Da aber unter 
der Uebernahme, von welcher bier die Rede ift, nur die phufifche 
Uebernahme verjtanden werden kann, weil nur diefe den Käufer 
in den Stand fegt, die Cigenfchaften der verkauften Sache zu 
unterſuchen, fo Fann der $. 1084 eigentlich nur von Förperlich 
beweglichen Sachen verjtanden werden; denn dad Kigenthum 
einer in den phufifchen Befig übergebenen Sache Fann für feinen 
Ball, vor Eintragung des Erwerbungsgefchäftes in die öffentlichen 
Bücher, in das Eigenthum des Käufers übergehen ($. 431). — 
Sn dem Falle nun, daß für die auf die Probe verfaufte Sache 
fogleich der Kaufpreis entrichtet wird, ift das Kaufgefchäft als 
unter einer auflöfenden Bedingung gefchloffen anzufehen;z indent 
der Käufer vor Verlauf der Probezeit von dem Kaufe zurück— 
treten Fan. Der Verkäufer kann das auf den Käufer übertras 
gene Eigenthum in keinem Falle widerrufen. 
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6) Bey unbeweglihen Sachen kann, mie bereits erwähnt 
worden, durch die bloße Bezahlung des Kauffchillingd, und eben 
fo wenig durch den bloßen Ablauf der Probezeit dad Eigenthum 
an den Käufer nicht übergehen, e3 kann aber in dem einen oder 
anderen alle der Käufer begehren, daß ihm der Verkäufer eine 
Urkunde ausfertige, mittelft welcher er in den öffentlichen Bü— 
chern als — angeſchrieben werde. 


— IJ 

Iſt die Probezeit durch Verabredung nicht beſtimmt 

worden, jo wird fie bey beweglichen Sachen auf 

Drey Tage; bey unbeweglichen aber auf Ein Jahr 
angenommen, 

Der Grund, warum bey unbeweglichen Sachen die Stift 

eines Jahres beftimmt wurde, liegt darin, weil fich gewöhnlich 


erft nach deffen Ablauf der Ertrag derfelben erkennen läßt. — | 


Der Käufer hat aber nicht nöthig, den Verlauf der Probezeit | 
abzuwarten, fondern er Fann auch während derfelben, wenn er | 
fi) von der Befchaffenheit des Kaufftücdes überzeugt hat, dem 


Verkäufer feine Zufriedenheit erklären. Hat er diefes gethan, fo 


fteht e5 ihm nicht mehr frey, von dem Vorbehalte des Rüde 

verkaufes Gebrauch zu machen. 

0. 1083. 

Verkauf mit Vorbehalt eines befferen Käufers. 

Wird dad Kaufsgefchäft mit dem Vorbehalte ver- 
abredet, daß der Verkäufer, wenn fich binnen |) 
einer beftimmten Zeit ein befjerer Käufer mel: 
def, denfelben vorzuziehen befugt fen; fo bleibt 
in dem Salle, daß dad Kaufſtück nicht überge— 
ben worden, die Wirklichkeit des Vertrages bis 
zum Eintritte der Bedingung aufgefchoben, | 

b. 1084. 


Sit das Kaufftüc dibergeben worden, fo ift der 
Kaufvertrag abgefchloffen; er wird aber durch 


* 
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den Eintritt der Bedingung wieder aufgelöfet. 
Bey dem Mangel einer ausdrücklichen Zeitbe— 
flimmung wird der bey dem Kaufe auf die Pro- 
be angenommene Zeitraum vermuthet, 


4) Der hier berührte Vorbehalt wird geröhnlid einem 
Kaufvertrage angehängt, wenn mehrere Kaufluftige vorhanden 


“find, oder doch die Hoffnung vorhanden ift, daß ſi fih in Eurzee 


Zeit mehrere einfinden dürften, und Umftände den Befiger nd» 
£higen, feine Sache fogleich, und vielleicht um einen dem Merz 
the derfelben nicht angemeffenen Kaufpreis dem nächſten Beſten 
zu überlaffen. — Der Vorbehalt eines befferen Käufers ift nicht 
fo durch dad Geſetz befchränft, wie der Vorbehalt ded Wieder» 
Eaufeö, weil bey demfelben die Gründe der Beſchränkung nicht 
eintreten, die bey diefem vorhanden find; dad aus demfelben ent: 
fiehende Recht erftreckt fich daher auch auf bewegliche Sachen '). 

2) Der Vorbehalt kann nach gemeinem Rechte ald eine 
auffchiebende oder auflöfende Bedingung beygerüdt werden. Da 
aber die gewählten Ausdrücke oft zweifelhaft find, und Strei— 
tigfeiten erzeugen Fönnen; fo nimmt, wie v. Zeillee bemerkt, 
unfer Sefeg die Lebergabe zum entfcheidenden Dierfmahle 
an, dergeftalt, daß der Vorbehalt, wenn er von der Lebergabe 
begleitet wird, nur für eine auflöfende, hingegen ohne die Ueber— 
Habe ald eine aufichiebende Bedingung anzufehen ift. — Im er: 
fien Sale erlangt der Käufer fogleich ein, obgleich widerrufliches 
Eigenthum; im zweyten aber nur ein bedingtes perfönliched Necht, 
welches er nur gegen den Verkäufer, nicht gegen einen Dritten, 
und auch gegen den Käufer nur dann, wenn binnen der beftimms 
ten Zeit fich Fein befferer Käufer gemeldet hat, geltend machen 
kann, und welches dahin gerichtet ift, daß ihm, gegen Erlegung 
ded Kaufgeldes, die Sache übergeben werde. Unter Uebergabe 
wird aber hier in Bezug auf unbewegliche Sachen nicht fo, wie 
es im $. 1084 der Fall ift, die phyſiſche Webergabe, fondern die 
Eintragung des Eigenthumd in die Öffentlichen Bücher verftanden. 





1) Sr. R. NR, v . Scheidlein am a. D- $. 121. 
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3) Die Zeitfrift, binnen welcher die Crfüllung der Pe 


gung abgewartet werden muß, hängt von der Willführ der Pars 


teyen ab. In Ermanglung einer auddrüdlihen Beftimmung 


der Zeitfrift vermuthet dad Gefeß den bey dem Kaufe auf die 


Probe angenommenen Zeitraum. 


d. 1085. 


Ob der neue Käufer beffer fen, beurtheilt der Ber | 
käufer. Er Fann den zweyten Käufer, wenn der 
erfte auch noch mehr zahlen wollte, vorziehen. 


Bey der Auflöfung des Vertrages heben fi die 


Nubungen der Sache und des Geldes gegen eins 


ander auf, In Rückſicht der Verbefferungen oder 
Berjchlimmerungen wird der Käufer gleich einem 


redlichen Beſitzer behandelt. 
4) Ein befferer Käufer ift nicht nur derjenige, Gelapr ein 


höheres Kaufgeld, fondern auch der, welcher vortheilhaftere Bes | 


dingungen, 3. B. unverzügliche Zahlung, in einer vorzüglicheren 
Münzforte u. fe mw. anbiethet. — Die Entfcheidung der Frage, 
wer als der beffere Käufer anzufehen fen, ift lediglich dem Aus— 
fpruche ded Verkäufers felbft überlaffen, ohne daß Jemand berech: 
tiget ift, diefen Ausfpruc anzufechten. Doch muß der neue An 
both nicht etwa nur vorgegeben oder nur zum Scheine gemacht 
. werden, fondern ein wirklicher Anboth ſeyn; weil, wenn derfelbe 


nur vorgegeben oder nur zum Scheine, um dad Recht ded er= 


ften Käufers liſtiger Weife zu vereiteln, gemacht würde, der er— 





fie Käufer befugt wäre, zu fordern, daß, da fich in der That 


Eein befferer Käufer gemeldet hat, ed bey dem von ihm gefchloß |), 


fenen Kaufvertrage verbleibe. 


2) Iſt aber ein wirklicher Anboth gemacht worden, den‘ 


der Verkäufer für beffer Hält; fo kann er den zweyten Käufer, 
wenn der erfte auch noch mehr zahlen wollte, vorziehen, weil 
die Bedingung des Nücktrittes eingetreten ift, und der Verkäufer 
ift nicht verpflichtet, den erften Käufer von dem befferen Anbo: 
the ded neuen Käufers zu dem Ende zu benachrichtigen, daß die: 





! 


N 
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fer erEläre, ob ex eben denfelben Anboth machen molle “Denn 
der Verkäufer kann ſelbſt auch die galaalshen Eigenfchaften des 
neuen Käuferd vorziehen. 
3) Iſt das Kaufftüc übergeben worden, und e5 meldet fich 
ein befferer Käufer, wird alfo der Kaufvertrag aufgelöfet; fo her 
ben fich, wie bey dem Vorbehalte des Wiederfaufes und ausdem— 
felben Grunde, die Nugungen der Sache und des Geldes gegen 
einander auf; der Kaufer ftellt alfo die Sache ohne die aus ders 
felben inzwifchen gezogenen Nugungen und der Verkäufer das 
Kaufſtück ohne Zinfen zurück. | 
4) Iſt der Kauf mit Vorbehalt eines befferen Käufers ab» 
efchloffen worden, ohne daß die Uebergabe des Kaufftüdes ers 
folgt ift; fo finden zwifchen dem DVerfäufer und Käufer bis zum 
Eintritte der Bedingung die nähmlichen Nechte und Verbindlich: 
keiten, wie bey einer fideicommifjarifchen Subftitution Statt 
($. 707); es bleibt fohin während diefer Zeit dem Verkäufer 
das eingefcehränkte Cigenthbumsrecht mit den Rechten und Ber: 
bindlichkeiten eined Fruchtnießers (F. 613). Er ift fohin vers 
bunden, dad Kaufftük ald ein guter Haushälter in dem Zuftans 
de, in dem fie fih zur Zeit des abgefchloffenen Kaufed befand, 
zu erhalten, und aus dem Ertrage die Ausbefferungen, Ergän— 
zungen und Herftellungen zu beforgen ($. 513), und es Fann 
der Käufer bey fich äußernder Gefahr die Sicherftellung der Sub: 
ſtanz ded Kaufftüces verlangen ($. 520). Meldet fih nun bins 
nen der (vertragsmäßig oder gefeglich) beftimmten Zeit Fein Käu— 
fer, fo hat der Verkäufer, gegen Leiftung der Verbindlichkeiten 
von Seite des Käufers, die Sache mit allen ftehenden Früchten 
zu übergeben ; doch muß der Käufer dem Verkäufer die auf des 
ren Erzielung verwendeten Koſten erfegen. Die anderen Nuguns 
gen werden zwifchen beyden Zheilen nah Maß der Dauer der 
Fruchtnießung getheilt ($. 519). 
| 5) Ein gleiches Nechtsverhältniß ift zwifchen beyden Theis 
| len dann vorhanden, wenn dad Kaufſtück übergeben worden, nur 
‚ mit dem Unterfchiede, daß die Verpflichtungen, die im vorer— 
| wähnten Falle der Verfäufer zu erfüllen hat, dem Käufer ob: 
liegen (59. 708 und 897), Der Käufer ift fohin berechtiget, 


| 
| 


| 


| 
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fi bis zum Eintritte der Bedingung ald Gigenthümer der Sa⸗ 


che, obgleich nur ald befhränften Cigenthümer, anzufehen 


($. 613); er ift fohin, in fo weit er fih als folcher benimmt, 


als redlichee Befiger zu behandeln ($. 326); nur mit diefer Be: 
fchränfung Kann der Satz verftanden werden, daß der Käufer 


in Nückficht der WVerbefferungen oder Verſchlimmerungen gleich J 
einem redlichen Beſitzer behandelt werde. Auf ihn kann daher 


der $. 329, der dem redlichen Beſitzer aus dem Grunde des 
redlichen Beſitzes das Necht einräumet, die Sacye, die er befikt, 


ohne Verantwortung wach Belieben zu brauchen, zu verbrauchen, | 








auch fogar zu vertilgen, nicht angewendet werden. Der Käufer 7 


hat daher allerdings für folhe Verfchlimmerungen zu haften, die 


in Hintanfegung der audy für ihm gültigen Vorfchrift ded $. 513 


ihren Grund haben. Dagegen kann er nach Maßgabe der $$. 331 


und 332 den Erſatz des gemachten nothwendigen oder nüßlichen 1 
Aufwandes von dem Käufer bey Rüdftellung der Sache anfprechen. 


0. 1086, 
Berkaufs s Auftrag. 
Denn Semand feine bewegliche Sache einem Ans 


dern für einen gewiffen Preis zum Verkaufe übers 
gibt, mit der Bedingung, daß ihm der Ueberneh⸗ 
mer binnen einer feitgefegten Zeit entweder das ", 
beftimmte Kaufgeld Liefern, oder die Sache zus 
rückſtellen ſoll; fo ift der Uebergeber die Sache 
vor Verlauf der Zeit zurüc zu fordern nicht bez )' 
rechtigt; der Uebernehmer muß nach deren Ab: 1° 


lauf das beftimmte Kaufgeld entrichten, 
J. 1087, 


Während der feftgefekten Zeit bleibt der Leber 


geber Eigenthümer. Der Uebernehmer haftet ihm 


für den durch fein Berfchulden verurfachten Scha= 
den, und ed werden ihm bey Zurüdftellung der 


Sache nur folche Koften vergütet, die Dem Ueber 
geber zum Nugen gebrauchen. 














[$. 1088. ] 295 


0. 1088. 


Iſt die Sache unbeweglich; oder ift der Preis oder 
die Zahlungsfrift nicht beftimmtz fo wird der 
Uebernehmer wie ein Gewalthaber angefehen. 
Sn einem Falle kann die zum Verkaufe an- 
verfraute Sache dem Dritten, welcher fie von 
dem Uebernehmer redkicher Weife an ſich gebracht 
hat, abgefordert werden. (ſ. 367.) 


1) Ein Auftrag zu einem Verkaufe wird überhaupt gege: 
ben, wenn der Eigenthümer feine Sache Jemanden zu dem En: 
de libergibt, daß fie an Mann gebracht werden fol. Nach Be: 
Ichaffenheit ded Gegenjtanded und der Bedingungen ift der Ver: 
trag bald eine bloße Bevollmächtigung ($. 1002), bald ein da- 
von verfchiedener, eigentlicher Verfaufsauftrag, den man, weil 
er häufig mit Zrödlern gefchloffen wird, auch Xrödlerverträg 
(contractus aestimatorius) zu nennen pflegt. 

2) Schon Herr Hofrath v. Zeiller hat in feinem Commen: 
tare auf die Wichtigkeit des Unterfchiedes zwiſchen diefen beyden 
Verträgen aufmerffam gemacht. — In dem erften verbindet fich 
der Uebernehmer ald Gemwalthaber bloß zur Mühe, die Sache zu 
veräußern; er haftet nicht für den Erfolg, muß aber allen aus 
dem ©efchäfte entfpringenden Nugen dem Machtgeber überlaffen, 
und kann fih nur allenfalld eine Belohnung (Provifion) von 
demfelben bedingen ($$. 1004 u, 1009). In dem eigentlichen 
Berfaufsauftrage aber verbindet fi) der Empfänger, entweder 
die Waare binnen der beftimmten Zeit wieder zurückzuſtellen, 
oder den beftimmten Kaufpreis nach Ablauf dieſer Zeit für jeden 
Gall zu bezahlen, er mag diefe Sache während der Zeit an Mann 
gebracht haben oder nicht. 

3) Die Nechte, welche demnach aus dem Verkaufb auftrage 
für den Uebernehmer hervorgehen, beſtehen im folgenden: a) daß 
er die Sache während der beſtimmten Zeit behalten, b) daß er 
felbe gegen den feftgefesten Kaufpreis für ſich als Eigenthum 
an ſich bringen, oder c) auch an einen Dritten veräußern, und 

Nippel's Commentar VII, Ip, 45 
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den allfallig daraus gelöften Mehrbetrag des Kaufſchillings fich 
zueignen könne. — Cr hat die Wahl, die Sache vor Verlauf 
der Zeit wieder zurückzuſtellen, oder nach Verlauf derſelben den 
beſtimmten Kaufpreis zu entrichten. — Im erſten Falle muß 
er dem Uebergeber, weil dieſer ſein Eigenthumsrecht auf die 
Sache fortwährend behalten hat, auch die in der Zwiſchenzeit 
gezogenen Früchte und den Zuwachs, z. B. die Jungen des an— 
vertrauten Mutterthieres, herausgeben, und ihm den während die— 
ſer Zeit aus ſeinem (Uebernehmers) Verſchulden der Sache zu— 
gegangenen Schaden erſetzen. — Dagegen trägt der Uebergeber 
den zufälligen Schaden, und die zur fortdauernden Erhaltung 
oder Vermehrung der Nukungen verwendeten Koſten. 

4) Die Worte ded Geſetzes, daß während der feftgefegten 
Zeit der Uebergeber Eigenthümer der Sache bleibe, unterliegen 
einer zweyfachen Befchränfung ; denn a) fteht dem Vebernehmer 
frey, ſich auch vor Ablauf der Zeit durch Bezahlung des Kauf— 
preifes zum Eigenthümer zu machen, und b) wird in dem Falle, 
als die Sache von dem Uebernehmer vor der Zeit an Jeman— 
den gegen Entgeld veräußert würde, von diefem (vorausgeſetzt, 
daß ihm Feine Unredlichfeit zur Laft fallt) dad Eigenthum ers 
worben, und geht daher für den Webergeber verloren ($. 367). 

5).Wenn während diefer Zeitfrift der Uebernehmer in Con» 
curs werfiele, und die Waare noch unverwendet in der Maffe 
vorhanden wäre, fo könnte der Uebergeber felbe (fall der Preis 
dafiir nicht ſchon entrichtet it) ald fein Eigenthum zurückfor— 
dern, oder die Gläubiger müßten den feftgefegten Preis dafür 
bezahlen. 7 

6) Sehr zweifelhaft ift es, ob nach verftrichener Zeitfrift 
der Empfänger fogleich, und noch vor Entrichtung des Kaufgele 
des Eigenthümer der Sache ‚werde 2? — Herr Hofrath v. Zeiller 
beantwortet diefe Frage bejahend, und führt dafür ald Grund 
an, daß dem Vebernehmer dad Kaufgeld geborgt worden fey 
( F. 1063). Allein gegen: diefe Behauptung Taffen fih nicht uns 
wichtige Bedenken erheben. Der $. 1063 läßt fich Hier nicht in 
Anwendung bringen, weil dadurch mehr bewiefen würde, ald 
bewiefen werden foll; denn nach dieſem VParagraphe geht das 
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Eigenthum fogleic durch die Uebergabe an ben Käufer über. — 
Wollte man daher diefen Paragraph auf den vorliegenden Fall 
in Anwendung bringen, fo müßte man behaupten, daß der Ueber— 
nehmer von der Zeit an, ald ihm die Sache übergeben wurde, 
al3 Gigenthümer derfelben anzufehen fey, was offenbar mit dem 
$. 1087 im Widerfpruche ftünde. — Mehr fcheinen mir die Worte 
diefes $. 1087 für die Meinung des Hrn. Hofrathes v. Zeiller 
zu fprechen, welche dahin lauten: Während der feftgefeg: 
ten Zeit bleibt der Uebergeber Eigenthümer, aus 
welchen man daher e contrario zu fchliegen berechtigt zu feyn 
foheint, daß nach Verlauf der feftgefegten Zeit der Webergeber 
aufhöre, Eigenthümer zu ſeyn, woraus dann von felbft folgen 
würde, daß das Eigenthum auf den Uebernehmer übergehe. Als 
lein wir haben bereits auf einer Seite die Befchränfungen ein= 
gefehen, welchen die erwähnten Worte unterliegen (Nr. 4), und 
eine ähnliche Befchränfung dürfte auf diefer anderen, hier be= 
rührten Seite eintreten. Weberhaupt ift bekanntlich bey Schluß: 
folgerungen e contrario behuthfam zu Werfe zu gehen. — Che 
ih nun aber zur Erklärung des eigentlichen Sinnes diefer Worte 
und des wahren Umfanges derfelben übergehe, müß ich auf die 
Grflärung zurüdfehren, welche das Gefeg von einem Verkaufs— 
auftrage gibt. — — Aus diefer ($. 1086) ift nähmlich zu erſe— 
ben, daß die Abficht des Verkäufers nichtd weniger ald dahin 
gehet, dem anderen Theile dad Eigenthum der Sache auf 
Borg zu überlaffen, indem er ihm die Sache nur in feine In— 
nehabung mit dem Vorbehalte feines Eigenthumsrechtes hierauf 
und der Bedingung übergibt, daß er ihm bis zur fetgefegten 
Zeit entweder die Sache zurücitelle, oder den Kaufpreis bezahle. 
Nur zwifchen diefen beyden Handlungen fieht dem Berechtigten 
die Wahl frey; und hat er daher nach Ablauf der Zeit Feine aus 
beyder unternommen, fo muß dem Verkäufer frey ftehen, ihn 
zu einer aus beyden zu zwingen. — Wollte man behaupten, daß 
der Uebernehmer nach Verlauf der Zeit eo ipso Gigenthümer 
werde, fo müßte man zugeben, daß der Uebernehmer eine drey: 
fache Wahl habe: a) die Sache vor der beftimmten Zeit zurück— 
zujtellen, oder b) den Kaufpreis zu entrichten, oder c) ſich ohne 
45% 
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Bezahlung ded Kaufpreifed zum Eigenthümer der Sache zu ma: 
chen; während es doch in der deutlichen Abficht des Uebergebers 
liegt, daß ohne Bezahlung des Kaufpreifed dad Eigenthum der 
Sache auf den Undern nicht übergehen fol. — Die Worte: „iv ähe 
rend der feftgefegten Zeit bleibt der Uebernehmer 
Eigenthümer” müffen daher offenbar dahin gedeutet wer— 
den, daß ohne einen befonderen (inzwifchen erfolgten) Act da 
Gigenthun der Sache für den Uebergeber während diefer Friſt 
nicht verloren gehe, und er auch den andern Theil nicht zwingen 
Eonne, die Sache ald Eigenthum zu übernehmen, welches Teßtere 
er jedoch nach Verlauf der beftimmten Zeitfrift zu thun berechs 
tiget ift ). 

7) Der Öegenftand des eigentlichen Verkaufsauftrages, von 
welchem die gegenwärtigen Paragraphe handeln, find nur beweg— 
liche Sachen. — Der Grund hiervon läßt fich Teicht einfehen, 
Der Verkaufdauftrag, im Sinne des $. 1086, feßt die Uebergabe 
der Sache voraus, und diefe hat hier Tediglich den Zweck, damit 
der Empfänger durch diefe in den Stand gefeßt werde, die Sa— 
che Anderen zur Einficht vorzuhalten, und fich dadurch um Kauf: 
Iuftige zu bewerben, — Worin foll nun diefe Webergabe bey un 
beweglichen Sachen beftehen? — in der Eintragung des Ge— 
fchäftes in das öffentliche Buch — gewiß nicht, indem eine fol= 
che Eintragung für den berührten Zweck einerfeit3 ganz nutzlos 
wäre, amdererfeitd nur die Uebergabe zum Behufe des Eigene 
thumsrechtes felbft auf eine ſolche Art vollzogen wird. Durch 
die Einräumung der phufifchen Annehabung? — Allein auch diefe 
‚ftellt fih in Beziehung auf den oben angegebenen Zweck ald 


überflüfftg dar. Die unbewegliche Sache Fann nicht von einem - 


Orte zum andern übertragen und den Kaufluftigen zur Schau 
geftellt werden ; diefe haben fich vielmehr von der rechtlichen Bes 


1) Das preußifhe Landrecht fcheint zwar (I. Th., 11. Tit., ſ. 513) der gegentheiliz 
gen Meinung das Wort zu fprechen, da es faat: daß Das Eigenthuttt der Gas 
che mit Ablauf des Termins auf den Empfänger fofort übergehe. Allein der 
K. 515 fügt die Befchranfung hinzu: daß, wenn der Empfänger bis zum Ab> 
lauf des Termins den beſtimmten Preis nicht Liefert, der vorige Inhaber die 
Sache felbft, wenn fie fich bey dem Empfänger noch unverfauft befindet, zus 
ruckzunehmen berechtiget fey. — Dieje Vorſchriften find Daher auch mit mei> 
ner Erklärung vollkommen übereinſtimmend. 
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fchaffenheit derfelben durch Einfichtnahme der öffentlichen Bücher, 
und von der phufifchen an Ort und Stelle, wo die Sache fi) 
befindet, zu überzeugen. — Wird daher Jemanden der Auftrag 
gegeben, eine unbewegliche Sache zu verkaufen, fo ift diefer Act 
als Fein. eigentlicher Verkaufsauftrag, im Sinne der gegenwärti— 
gen $S., fondern ald eine Bevollmächtigung anzufehen, und nad) 
den dafelbft aufgeftellten Grundfägen zu beurtheilen. — — Es 
iſt zwar der Fall keineswegs ungedenfbar, daß Jemand einem 
Andern die Innehabung einer unbeweglichen Sache überläßt, und 
fi) dabey auöbedingt, daß der Uebernehmer ihm binnen einer 
feftgefegten Zeit entweder ein beftimmted Kaufgeld hiefür ent— 
richte, oder ihm die Innehabung der Sache wieder zurückabtrete, 
und es ijt Fein Grund vorhanden, einen folchen Vertrag ald uns 
gültig zu erklären. — Allein ein ſolches ungewöhnliche Weber: 
. einfommen muß firenge erwiefen werden, und es ift im Zweifel 
die Auslegung auf eine Art zu machen, daß dieſes Uebereinkom— 
men von der Natur und den Vorfchriften, welche über den Be— 
vollmächtigungsvertrag beftehen, fo wenig als möglich abweiche; 
darum wird auch der Uebergeber in der Negel lediglich dad Necht 
haben, nach Verlauf der feftgefegten Zeit die Sache wieder in 
feine Innehabung zurüczufordern, Feineswegs aber das Kaufgeld 
zu verlangen. 

8) Ebenfo gehört ed zur Weſenheit des Verkaufsauftrages 
(Trödelvertrages), daß der Preis und die Zahlungsfrift beftimmt 
werde, Wäre der Preis nicht beytimmt, fo könnte der Lebergeber 
nicht verhalten werden, den von dem Vebernehmer angebothenen 
beliebigen Preis anzunehmen; noch weniger Fönnte aber der leb: 
tere gendthiget werden, den vom Webergeber beliebig geforderten 
Preis zu bezahlen, — Hätte der Aebergeber dem Uebernehmer 
ausdrücklich überlaffen, die Sache einem Dritten um einen be: 
liebigen Preis zu verfaufen, und derfelbe hätte fie auch wirklich 
um einen folchen hintangegeben, fo müßte ſich der Uebergeber 
allerdings damit begnügen, eben weil der Uebernehmer hier ald 
ein Bevollmächtigter erfcheint, und es feinem Zweifel unterlie: 
gen kann, daß ein Dritter bevollmächtiget werden könne, eine 
Sache um einen beliebigen Preis zu veräußern ($. 1008). Allein 
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eben daraus folgt auch, daß der Webernehmer nicht felbft die 
Sache um einen beliebigen Preis an fich bringen könne, indem 
er nicht zugleich die Perfon des Verkäufers und die des Käuferd 
reprafentiren kann, und das Geſetz nicht geftattet, daß die Feitz 
ſetzung des Kaufpreifes der Willkühr des Verkäufers oder Käu— 
fers überlaſſen werde ($. 1056). 

9) Wäre die Zahlungsfriſt nicht beſtimmt, fo könnte, wenn 
auch eine noch ſo lange Zeit verſtrichen wäre, der Uebernehmer 
dem Uebergeber die Sache immer mit dem Vorgeben zurückſtel— 
len, daß er Feinen gefunden habe, der die Sache um den bes 
ſtimmten Preis an fich zu bringen Willens fey, und daß er, 
Vebernehmer, gleichfall3 hierzu nicht geneigt fey, und auch der 
Uebergeber Fönnte die Sache nach Belieben zurückfordern ($- 1020). 


0. 1089, 


Auch) bey gerichtlichen Verfäufen finden die über 
Verträge, und den Tauſch und Kaufvertrag ins— 
befondere aufgeftellten Vorſchriften in der Re— 
gel Statt; in fo fern nicht in dieſem Gefege, 
oder in der Gerichtsordnung eigene Anordnuns 
gen enthalten find, 

4) Dey gerichtlichen, freymilligen oder nothwendigen 


Verkäufen müffen, wie bey dem Kaufvertrage überhaupt ($. 1066), 


in der Regel die allgemeinen Borfchriften über Verträge, über 
den Zaufch und über den Kaufvertrag beobachtet werden; da das 
durch die Natur des Gefchäftes in feinen Hauptbeftimmungen 
Feine Aenderung erleidet. — Einzelne Abweichungen kommen 
theild in den zukömmlichen Orten diefed Gefegbuches, theils in 
der Öerichtöordnung oder in den damit in Verbindung ftehenden 
Verordnungen vor. 

2) Dede Feilbiethung gleicht einem Verkaufe mit Vorbe— 
halt eines befferen Käufers. Nachdem aber die Nebenbedingune 
gen bey folchen gerichtlichen Feilbiethungen für jeden Kaufluftie 
gen gleich find, fo wird der Vorzug demjenigen gegeben, der 
den größeren Kauffchilling anbiethet. Bey freywilligen Licitatio— 
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neh, befonders in jenen Faͤllen, wo fich die Natification des Gi: 
genthümers oder deſſen gefeglichen Vertreters vorbehalten wird, 
konnen zwar ebenfalld befondere Eigenheiten eintreten, und der 
Berkäufer kann fic feine eigene Beurtheilung vorbehalten, wen 
er den Vorzug geben wolle, Bey nothwendigen Verſteigerun— 
gen ift aber die Sache immer Demfenigen zu überlaffen, der den 
größten Kauffchilling anbiethet. Darum ijt auch indem Mo— 
mente, alö ein höherer Kauffchillings = Unboth gemacht wird, der 
frühere Anbiether feines Werfprechend enthoben, Ob bey frey: 
willigen Verfteigerungen, wo ſich die Natification vorbehalten 
wird, bis zum Auöfpruche des Verkäufers die früheren Anbiether 
on ihr Verfprechen gebunden feyen, ift zweifelhaft.) Nach der 
gegenwärtigen Vorſchrift fiheint aber diefe Trage bejahend be— 
antwortet werden zu müffen; denn eben dadurch, daß fich von 
dem Eigenthümer die Ratification vorbehalten wird, erfläret der: 
felbe, daß es feiner Beurtheilung anheim gejtellt bleiben folle, 
wen er als den befferen Käufer anſehe; in einem folchen Kalle 
bleibt aber die Wirklichkeit des Wertrages bi5 zum Eintritt der 
Bedingung aufgefchoben, und es fteht dem Verkäufer frey, un: 
ter denjenigen, welche fich zum Kaufe der Sache um einen be: 
ftimmten Preis gemeldet haben, frey zu wählen, wer die Sache 
befommen folle. Bis die Wahl gefchehen ift, bleibt Jeder an 
fein Berfprechen gebunden. ' 

3) Die Urt und Weife, wie bey gerichtlichen Feilbiethungen 
zu Werfe gegangen wird, ift bereitd bey Grläuterung des $. 461, 
Nr. 3 zur Sprache gefommen. — Hier find nur noch die SS. 
558 — 339 der allgemeinen, und der damit ganz übereinftim: 
menden $$. 447 — 452 der gallizifchen Gerichtöordnung in Er— 
innerung zu bringen, Wenn bey einem außergerichtlichen Ver: 
Faufe der Käufer die bedungenen Zahlungdfriften nicht zuhält, fo 
fteht dem DBerfäufer Fein anderes Rechtsmittel, um zur Zahlung 
zu gelangen, zu Gebothe, als daß er diefe fchuldigen Kauffchil- 
lingöreften ordentlich einflage, und erft nach erwirften Urtheile 
auf Zahlung kann er dielelbe executive eintreiben. Anderd ver: 
halt es fich bey gerichtlichen (erecutiven) Feilbiethungen, bey wel: 
chen nach den oben citirten gefeglichen Vorfchriften der Meift: 
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biethende die bedungenen Zahlungöfriften um fo genauer zu bes 
obachten hat, als fonft dad Gut auf Unlangen des Gläubigerd 
fowohl ald ded Schuldner3 ohne neue Schätzung, und mit Ans 
beraumung einer einzigen Friſt auch unter der Schägung auf ſei— 
ne Gefahr und Unfojten feilzubiethen und zu verfieigern iſt. 
Wenn er jedoch vor der Stunde, melche zur Verfteigerung bes 
ſtimmt iſt, die rückſtändigen Währungen und aufgelaufenen Uns 
Eoften bar erlegte, fo wären folche anzunehmen, und mit der 
Derfteigerung nicht vorzugehen. — Auch ift angeordnet, daß das 
erftandene Gut dem Meiftbiethenden nicht eher in das Eigene 
thum zu übergeben fey, als nachdem er den ganzen Kauffchilling 
erleget, oder. für die bedungenen Zahlungöfriften hinlängliche ©is 
cherheit gegeben, oder ſich mit den Theilnehmern dießfalls ein 
verftanden hat. | 

Wird nun aber in Folge eines folchen Einverftändniffes 
der Käufer früher ald Eigenthümer ded erftandenen Gutes ans 
gefchrieben, als er den ganzen Kauffcyilling erlegt hat, fo fcheint 
obige Anordnumg nicht mehr einzutreten; fondern der rücdftäns 
dige Kauffchillingsreft im ordentlichen Rechtöwege eingetrieben 
werden zu müſſen. 
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Fünf und zwanzigſtes Hauptſtück. 
Von, Beſtand⸗, Erbpacht- und Erbzinsverträgen. 


§. 1090, 
Beſtandvertrag. 


Der Vertrag, wodurch Jemand den Gebrauch einer 
unverbrauchbaren Sache auf eine gewiſſe Zeit 
und gegen einen beſtimmten Preis erhält, heißt 
überhaupt Beſtandvertrag. 

1) Nach dem Tauſch- und Kaufvertrage, wodurch das voll— 
ſtändige Eigenthum einer Sache überlaſſen werden ſoll, folgen 
nun ſolche entgeldliche Verträge, die nur die Uebertragung des 
Gebrauches, der Benützung oder des unvollſtändigen Eigenthums 
einer Sache zum Gegenſtande haben. 

2) Das Gefeßbuch beginnt mit dem Beftandvertrage, und 
erklärt in dem gegenwärtigen $., was ed unter dem Beftandver: 
frage verſtehe. — Nach diefer gefeglichen Erklärung hat er mit 
anderen Verträgen Vieles gemein, unterfcheidet fich aber wieder 
von ihnen durch wefentliche Merfmahle. Durch die Beftimmung, 
daß Iemanden der Gebrauch einer unverbrauchbaren Sache auf 
eine-gewilfe Zeit überlaffen werde, nähert er fich dem Leihver— 
frage, unterfcheidet fich aber von demfelben wefentlich wieder da: 
rin, daß bey diefem für den Gebrauch Fein Entgeld gegeben 
wird (9.971); und dadurch, daß der Beftandnehmer dem Beſtand— 
geber einen beftimmten Preis zu entrichten hat, welcher der Be: 
ftandzind genannt wird, hat er Uehnlichkeit mit dem Kaufvertrage, 
weil auch bey diefem von dem Käufer ein beftimmter Preis dem 
Verkäufer zu entrichten ift, welcher Kaufgeld heißt; allein er un: 
terfcheidet fich von diefem woefentlich dadurch, daß bey dem Kauf: 
verfrage nicht bloß der Gebrauch einer Sache, fondern dad wirt: 
liche Eigenthum des Gegenftanded den anderen Gontrahenten 
überlaffen wird, und daß ſowohl unverbrauchbare, als verbrauch: 
dare Sachen verkauft, dagegen nur unverbrauchbare Sachen in 
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Beſtand gegeben werden Eönnen. — Durch diefe Merfmahle un: 
terfcheidet fich der Beftandvertrag auch von dem Tauſchvertrage. 
Dad befondere Merkmahl aber, wodurch fich jener von dem 
Kaufvertrage unterfcheidet, ift, daß der Kaufpreis in barem Gel: 
de beftehen muß, der Beftandzins aber auch in anderen Gegen— 
ftänden beftehen Fan, wogegen er gerade umgekehrt von dem 
Zaufchvertrage darin abweicht, daß bey dem Tauſchvertrage Sa: 
hen mit Sachen vergolten werden, wogegen der Beftandzins 
auch in Geld.beftehen kann, und auch wirklich der Regel nad) 
in Geld beftehet. — Mit dem (verzinslichen) Darleihen hat der 
Beſtandvertrag gemein, daß jenes fo wie diefer auf eine beftimm- 
fe Zeit gefchloffen, und ein beftimmter jährlicher Zins abgereicht 
wird; dagegen unterfcheidet er fich darin, daß bey dem Darlei- 
henövertrage verbrauchbare Sachen, und zwar nicht zum 
bloßen Gebrauche, fondern zur willkührlichen Verfügung 
übergeben werden ($. 983). 


d. 1091. 
Mieth- und Pachtvertrag. 
Der Beſtandvertrag wird, wenn ſich die in Be— 
ſtand gegebene Sache ohne weitere Bearbeitung 
gebrauchen läßt, ein Miethvertrag; wenn ſie aber 
nur duch Fleiß und Mühe benüst werden kann, 
ein Pachtverfrag genannt, Werden durch einen 
Bertrag Sachen von der eriten und zweyten Art 
zugleich in- Beftand gegeben; fo ift der. Ber: 
trag nach der Beichaffenheit der Hauptſache zu 
beurtheilen. 

4) Der Beſtandvertrag faßt als Gattung zwey Arten der 
Dertrage in fi), die ganz natürlich die im vorigen $. befchrie= 
benen Merkmahle gemein haben, fich aber durch andere Senne 
zeichen wieder unterfcheiden muffen. Diefe Verträge find der 
Mieth: und der Pachtvertrag. Das Unterfcheidungs: Merk: 
mahl liegt in der Cigenfchaft des Objectes, welches zum entgeld: 
lichen Gebrauche überlaffen wird. Iſt dasſelbe nähmlich von der , 
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Urt, daß ed ohne Cultur oder Bemühung zum Gebrauche und 
Nutzen dienet, wie 3. B.: Gebäude, Seräthiihaften, Wagen, 
Pferde u. dgl., fo nennt man den Beftandvertrag einen Mieth- 
vertrag; ift dadfelbe aber nur dann geeignet, einen angemeifenen 
Nutzen oder Gewinn abzumwerfen, wenn man Mühe oder Arbeit 
damit verbindet, fo heißt der Beftandvertrag insbefondere Pacht: 
vertrag. Dergleichen Gegenftände find 3. B. Grundſtücke, wel- 
che bearbeitet werden müffen, damit felbe Früchte tragen, Fabri— 
Een, die nur durch induftrielle Bemühungen gewinnbringend ge= 
macht werden, Schaufpiel Unternehmungen, Gefälle, wie Weg— 
mauthen, Verzehrungsfteuer u. f. w. 

2) Defters gefchieht ed, daß durch einen und denfelben Ber: 
trag Sachen von der erften und zweyten Gattung zugleich in 
Beſtand gegeben werden, 3. B.: es befinden fich bey der in Bes 
ftand gegebenen Landwirthfchaft, Wohngebäude, Oeräthfchaften 
u. fe w., oder bey einem Mohngebäude befindet fid ein Gar— 
ten. In einem folchen Falle ift der Vertrag nad) Befchaffen: 
heit der Hauptfache zu beurtheilen. — Er wird daher im erften 
Falle ald ein Pachtvertrag, im legten Falle aber als ein Mieth— 
vertrag anzufehen ſeyn. — E5 ftimmen zwar beyde Arten dies 
fer Verträge, wie die folgenden SS. lehren, in verfchiedenen Be— 
jiehungen miteinander überein, aber fie unterfcheiden fich auch 
wieder in vielen Stücken; daher ed auch vielfach wefentlich if, 
zu bejtimmen, unter welche Art diefer beyden Verträge ein Be— 
ftandvertrag gereihet werden müſſe. 


0. 1092, 
Erforderniffe. 

Mieth» und Pachtverträge Fünnen über die nahme 
lichen Gegenftände und auf die nähmliche Art, 
als der Kaufvertrag gefchloffen werden, Der 
Mieth- und Pachtzins wird, wenn Feine andere 
Uebereinkunft getroffen worden iſt, wie dad Kaufz 
geld entrichtet, 

41) Der Beftandvertrag unterfcheidet fich, wie bereit5 vorne 
bemerkt worden ift, von dem Kaufvertrage wefentlich darin, daß 
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bey dem letzteren nicht bloß der Gebrauch einer Sache, fondern 
dad wirkliche Eigenthum des Gegenftanded dem anderen Contra: 
henten überlaffen wird. Allein da der Gebrauch einer Sache 
felbft wieder al5 eine Sache im rechtlihen Sinne des Wortes 
angefehen werden Fann ($. 285); fo wird in diefer Bezie— 
bung der bemerkte Unterfchied aufgehoben, und der Beftandver: 
frag ift daher in dem Falle, ald der, Beftandzind entweder ganz 
oder zum größten Theile in barem Geld entrichet wird, als ein 
Kaufvertrag anzufehen, wobey jedoc) zur Vermeidung von Miß— 
verftändniffen immer vor Augen zu halten ift, daß nicht die Sa— 
che felbft, fondern lediglich der Gebrauch der Sache Gegenftand 
diefes Kaufvertrages fey. Beftünde der Beftandzind nicht in ba= 
tem Gelde, fondern in anderen Sachen, 5. B.: Weinen, Getreide 
u. f. w., fo wäre der Beftandvertrag in diefer Hinficht als ein 
Zaufchvertrag anzufehen. 


2) Der Audfpruch ded gegenmärtigen JF., daß die nähmli— 


chen Gegenftände, über welche ein Kaufvertrag gefchloffen wer: 
den Fann, auch in Beftand gegeben werden können, erhält durch 
den vorhergehenden $. 1090 eine Befchränfung; denn. Kauf 
verträge können auch über verbrauchbare Gegenftände gefchloffen 


werden, Beftandverträge aber bloß Uber unverbrauhbare. Das 


ber find nur jene unverbrauchbare Sachen, über welche ein 
Kaufvertrag gefchleffen werden kann, Gegenftände des Beftand: 
verfraged, Auch darf man nicht den umgekehrten Schluß ziehen, 


dag über Sachen, worüber wegen des befchränften Rechtes des - 


Eigenthümers Fein Kaufvertrag gefchloffen werden darf, edenfalld 
Fein Beftandvertrag errichtet werden dürfe; denn der Beſitzer eines 
unveräußerlichen Zamtiliengutes ift, fo lange er im Befige ift, 
nicht gehindert, dasfelbe beftandweife hintanzugeben. 


3) Die Einwilligung muß eben fo, wie bey den Verträgen 


überhaupt, erfläret werden ($. 869); auch gelten in Anfehung 
der Fähigkeit der Perfonen die allgemeinen Borfchriften über 
Verträge (II. 865 — 868). Dabey wird hier aufmerkffam ge— 
macht, daß zwar nicht die Miethverträge, wohl aber die Pacht: 
verfräge unter diejenigen gehören, zu deren Rechtsgültigkeit nebft 
der Einwilligung des Vertreters eines Curanden, auch die Ge— 
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nehmigung des Gerichte hinzufreten muß ($. 233). So wie ein 
Kaufvertrag, Fann auch der Beftandvertrag fchriftlich oder münd⸗ 
lich, ja — auch ſtillſchweigend geſchloſſen werden (SS. 863 — 883); 
überhaupt gelten hier die Beftimmungen der 99. 884 — 887. 

4) Der Beftandpreis wird gewöhnlich fo, wie der Kaufs 
preis, feftgefegt, und befteht auch gewöhnlich in barem Gelde, — 
Indeſſen ift in Feiner Stelle des Gefegbuches vorgefchrieben, daß 


‚er in barem Gelde beftehen müffe, und felbft der gegenwär— 


tige F., welcher die Beftandverträge mit Kaufverträgen in einen 
gewiſſen Einklang bringt, fagt nicht, daß jene auf die nähmliche 
Urt, wie die Kaufverträge, gefchloffen werden müffen. Da: 
Geſetz hat hier nur den gemöhnlichen Fall vor Augen; daß es 
aber die Entrichtung des Beftandzinfes in barem Gelde nicht für 
wefentlicy anfehe, gehet au dem $. 1403 hervor, wie bey Er— 
läuterung deöfelben umftändlicher gezeigt iſt. Uebrigens muß der 
Preis beftimmt und nicht gefegwidrig feyn, und es find fich da: 
her hier auch die SS. 1055 — 1060 vor Augen zu halten. Wird 
eine Verlegung über die Hälfte behauptet, fo ift nicht der Werth 
der in DBeftand gegebenen Sache felbft, fondern Tediglich der de3 
Gebrauches derfelben in Anfchlag zu bringen, da nur diefer aß 
verkauft anzufehen ift. 


0. 1093, 


Der Eigenthümer Tann fowohl feine beweglichen 
und unbeweglichen Sachen, alö feine Nechte in 
Beftand geben; er kann aber auch in den Fall 
fommen, den Gebrauch feiner eigenen Sache, 
wenn er einem Dritten gebührt, in Beſtand zu 
nehmen, 

4) So wie ein Kaufvertrag forwohl über bewegliche als un— 
bewegliche, fa fogar über unförperliche Sachen. oder Rechte ges 
fchloffen werden Fann, fo Fann auch der Eigenthümer ſowohl 
feine beweglichen und unbeweglichen (jedoch unverbrauchbaren) 
Sachen als feine Nechte in Beftand geben. — So Fann ein 
Haus, eine Wohnung, ein Gewölb, eine Stallung, ein Pferd, 
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dad Zehentrecht, eine Bibliothek, Ginrichtungsftüde und Fahr— 
niſſe, ja felbft perfönliche Servituten, 3. B. dad Fruchtnießungss 
recht, in Beftand gegeben werden, weil, ob fie fhon auf die Pers 
fon ded Berechtigten befchränft find, doch die Ausübung, mite 
hin der Gebrauch deöfelben, einem Anderen unentgeldlich oder 
gegen Entgeld überlaffen werden kann. — Dingliche Servituten 
entgegen können, da fie dem herrfchenden Gute ankleben, zwar 


mit demfelben, aber nicht abgelondert, in Beftand gegeben wer— 
den, weil fie fich von demfelben nicht trennen laſſen, folglich wer 


der für fich beftehen, noch auf ein anderes Gut übertragen wer: 
den fünnen. Perfonal: Gewerbe müffen von dem Acquirenten 
felbft betrieben, und dürfen nicht in Beftand verlaffen werden '). 

2) Ein Miteigenthümer Fann die ihm mit einem Andern 
gemeinfchaftliche Sache in Beftand nehmen, auch der Obereigen- 
thümer die Sache des Nutzungs-Eigenthümers; allein der volle 
ftändige und -unumfchränfte Alleineigenthümer einer Sache Fann 
fie nicht in Beftand nehmen, weil ihm der Gebrauch derfelben 
fhon aus dem Eigenthumsrechte zufteht, und er mit fich felbft 
den Beftandvertrag fchliegen müßte. Iſt er aber in Ausübung 
feines Eigenthumsrechtes in der Art befchränft, daß der Gebrauch 
der Sache einem Dritten gebührt, wie 3. B. bey der Beftellung 
einer Fruchtnießung, fo kann der Gigenthümer allerdings in die 
Lage kommen, feine eigene Sache in Beftand zu nehmen. — 
Mird eine Nealitat in Beftand gegeben, fo müffen dem Bes 
ftandnehmer alle Zugehörungen derfelben übergeben werden, von 
welchen er jedoch ebenfalld nur den Gebrauch, nicht dad Eigen: 
thum erlanget ?). 

0. 1094, 


Wirkung. 


Sind die vertragſchließenden Theile über das We— 
ſentliche des Beſtandes, nähmlich über die Sa— 


1) Hofverordnung vom 2. December 1731. 

2) Vergleiche die Ahhandfung über den Mierh= und Pachtvertrag von (weiland) 
Hrn. Reg. Rathe v. Sceidlein, ©. 13 und 10. Bey Beflandverlaffung des 
Zehentrechtes ift der Eigenthümer befchränft, daß er vor allen erft den Zee 
hentholden den Beſtand anbiethen müffe, (Circ. vom 31. Maı) 1797.) 
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che und den Preis übereingekommen; ſo iſt der 
Vertrag vollkommen abgeſchloſſen, und der Ge— 
brauch der Sache für gekauft anzuſehen. 
1) Die gegenwärtige geſetzliche Vorſchrift zeigt, daß der 
Beſtandvertrag ein Conſenſual-Vertrag ſey, und daß die Ueberga— 


be des Vertrags-Objectes nur zur Erfüllung des Vertrages, kei— 


neswegs aber zur vollendeten Abſchließung des Vertrages ſelbſt 
gehöre. — Aus der oben $. 1090 gegebenen Definition des Be— 
ſtandvertrages könnte Mancher verſucht werden, zu ſchließen, 
daß derſelbe erſt dann für geſchloſſen zu halten ſey, wenn die 
Sache dem Beſtandnehmer übergeben worden iſt. — Allein ein 
ſolcher Schluß könnte ſich nur auf eine unrichtige Deutung des 
Wortes „überlaffen” gründen, welches mit dem Ausdrucke „über— 
geben” nicht identifch ift, wie aus dem Inhalte der II. 1045 
und 1053 Elar hervorgehet. 

2) Der Beftandvertrag verleiht daher dem DBeftandnehmer 
das Necht, nach Verlauf der feftgefegten Zeit auf die Uebergabe 
der Sache zu dringen. Unter der Uebergabe wird aber hier nur 
die Uebertragung der Sache in die Macht und Gewahrfame des 
Deftandnehmers, und nicht etwa die bücherliche Gintragung, von 
welcher bey der Erwerbung des Eigenthums einer unbeweglichen 
Sache durch Uebergabe die Rede ift ($. 431), verftanden. Diefe 
Uebergabe erwirft auch nicht einmahl ein Befigrecht ded Beftand: 
geber5 in Bezug auf die ihm zum Gebrauche übergebene Sache ; 
fondern nur ein mit dem Befugniffe der Benützung verbundenes 
Necht der Innehabung. ‚ Daraus Fann man aber. nicht fchließen, 
dag dem Beftandnehmer durdy die Uebergabe gar Fein Beſitzes— 
recht eingeräumt werde; er tritt vielmehr dadurch in den Befig 
des Nechtes, die Sache zu gebrauchen. Denn, wie bereit frü— 
ber erwähnt worden äft, ift das Recht des Gebrauches ſelbſt als 
eine (obgleich unförperliche) Sache anzufehen, deffen Eigenthum 
dadurch an den Beftandnehmer übergeht, und fohin auch für 
ihn den Beſitz dieſes Nechted begründet. Der $. 312 fagt ja, 
daß man in den Befig unkörperlicher Sachen oder Rechte durch 
den Gebrauch derfelben in eigenem Nahmen gelange; nun ijt 
hier die phyſiſche Innehabung der Sache der Anfang, und die 
conditio sine qua nom ded Gebrauches derfelben, 
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Wenn ein Beftandvertrag in die öffentlichen Bits 
cher eingetragen iſt; fo ift das Recht des Bez 
ftandnehmers als ein dingliches Necht zu betrach— 
ten, welches fi) auch der nachfolgende Beſitzer 
auf die noch übrige Zeit gefallen laſſen muß. 

41) Das aus dem Beftandvertrage für den Beftandnehmer 
hervorgehende Recht ift feinee Natur nach ein perfönliches Recht, 
welches aber durch die Eintragung in die dffentlichen Bücher ald 


ein dingliches wirffam wird ($. 307 Nr. 4). Es unterliegt Feis 


nem Zweifel, daß der Beftandnehmer die unbedingte Eintragung 
in die öffentlichen Bücher bewirken fönne, wenn ihm dad Befug— 
niß, diefelbe anzufuchen, von dem Beftandgeber in dem Beftande 
vertrage felbft, oder nad) der Hand in einer befonderen Urkunde 
ausdrücklich eingeräumt worden ift, und diefe Vertrags- oder bes 
fondere Urkunde die vorgefchriebenen Förmlichkeiten zur Einver— 
feibung bat, und daß er im Mangel der legteren wenigftend die 
bedingte Eintragung verlangen könne; hat aber der Beftandges 
ber ihm. diefed Befugniß nicht eingeräumt, und fich in dem Bez 
ftandvertrage nicht erklärt, daß er auch die nachfolgenden Beſi— 
ger verbindlic) machen wolle; fo kann die Eintragung in die 
öffentlichen Bucher nicht Statt finden, weil ed nicht in dem Bes 
lieben des DBeftandnehmers liegen kann, dad ihm eingeräumte 
perfönlihe Recht ohne Einftimmung des Beftandgeberd in ein 
dingliches Necht zu verwandeln. Die vom Hrn. Regierungs— 
rathe v. Scheidlein ') gegen diefed Naifonnement vorgebrachte 
Ginwendung, daß fede fi) auf eine glaubwürdige Urkunde grünz 


dende Korderung an den Beſitzer einer Realität, wo nicht infa= - 


bulict, doc) wenigftend pränotirt werden kann, und der Beftand: 
nehmer in der Rechtfertigung der Pränotirung lediglich feine ihm 
aus dem Beftandvertrage hervorgehende perfönliche Forderung zu 
-beweifen habe, findet in dem, was bey Grläuterung ded $. 453 
gefagt worden ift, ihre Widerlegung. 


1) Um a. dd. © 2 — 21. 
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2) Zt aber die Eintragung auf eine rechtliche Weife ge= 
fcheben, fo frägt es fich, zu welcher Gattung der dinglihen Rech— 
te das aus dem Beſtandvertrage entftandene Recht gezählet wer— 
den müffe? — Da der $. 308 nur fünf Gattungen der dinglis 
hen Sachenrechte benennt, fo glauben Einige, das dingliche 
Recht ded Beftandnehmers in eine derfelben einreihen zu müſ— 
fen; wobey ihnen nicht erübriget, ald dasfelbe unter die per— 
fonlichen Servitutörechte zu zählen, mit welchen ed auch am meis 
ſten Uehnlichkeit hat, weil der Eigenthümer der Realität dadurch 
verpflichtet wird, zu dulden, daß der Beftandnehmer das Be— 
ftandftück während der bedungenen Zeit gebrauche vder genieße, 
welche Berpflichtung auch durch diefe Eintragung dem Beſtaͤnd— 
ftücde anflebend, fohin dadfelbe gleichfam zu einem dienenden 
Gute gemacht wird. Allein ungeachtet diefer Aehnlichkeit unters 
ſcheidet fich dieſes dingliche Recht des Beftandnehmers von einem 
perfönlichen Servitutsrechte. Das letztere ift fo innig mit dem 
dienenden Gute verbunden, daß felbed nicht einmahl bey exe— 
eutiven DVerfteigerungen erlifcht, fondern an den neuen Befiger 
übergeht, was in Anfehung des dem Beftandnehmer zuftehenden 
Rechtes nicht der Fall ift ($. 1121). Dagegen geht da5 grunds 
büchlich einverleibte Recht des Beftandnehmers ohne Zweifel auch 
auf feine Erben über (F. 948), was bey den perfönlichen Ser— 
vitutsrechten der Negel nach der Fall nicht ift ($. 529). Durch 
die Gintragung in die dffentlichen Bücher werden auch die aus 
dem Beftandvertrage hervorgehenden Rechte und Verpflihtungen 
nur in fo meit geändert, daß auch jeder nachfolgende Beſitzer 
des Beftandftücdes die von dem Beftandgeber eingegangene Ver— 
bindlichkeit erfüllen muß. — Es ift aber nicht nothwendig, das 
dem Beftandnehmer durch die Eintragung in die öffentlichen Bü: 
cher erwachfene dingliche Recht unter die in $. 308 aufgeführ: 
ten fünf Gattungen der dinglichen Rechte einzureihen, weil in 
diefem nur die ihrer Natur nach dinglihen Rechte benannt 
wurden; durch die Cintragung in das öffentliche Bud) aber jedes 


Nippels Commentar. VII. Th. 16 


zT 
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perfönliche Sachenrecht feiner Wirkung, nicht feiner Natur nad), 
in ein dingliche5 umgeändert wird '). 

3) Der gegenwärtige $. verbindet mit der Eintragung de 
DBeftandvertrages in die Bffentlichen Bücher Tediglih die Wir: 
fung, daß fich auch der nachfolgende Befiger dad Recht des Bes 
ftandnehmerd auf die ncch tibrige Zeit gefallen Taffen müffe. — 
Allein es fragt fich, ob denn die Wirkung der Eintragung in die 
Öffentlichen Bücher auf diefe allein befchränft fey, und ob dem 
in dad dffentlie Buch eingetragenen Beftandnehmer nicht auch 
Rechte gegen Diejenigen zuftehen, welche fi) in der. Ausübung 
eined Beftandrechtes befinden? — Hat 3. B. Derjenige, der mit 
dem HDaudeigenthümer einen fchriftlichen Miethvertrag gefchloffen, 
und denfelben zur Ginverleibung gebracht hat, dad Recht, Den 
jenigen, der biöher die Wohnung gemiethet hatte, mit einer Kla— 
ge zu verfolgen, und ihn aus der Wohnung zu verdrängen ? 





Hätte der Beftandnehmer durdy die Eintragung ded Beftandver: 


trages ein Servitutsrecht erworben, fo Eönnte demfelben diefes 
Recht gar nicht beanftändet werden, weil diefes Necht eine ding» 
liche Klage gegen alle Jene gibt, die den Servitutsberechtigten 
in der Ausübung feines Nechtes ftören wollen. Diefed Recht 
haftet auf der Sache felbft, — es fteht dem Berechtigten über 
die dienftbare Sache ohne Rückſicht auf gewiffe Perfonen zu; er 
kann Jedermann von dem Gebrauche der Sache auöfchließen; 
und fohin ift er auch berechtigt, denjenigen, der im Gebrauche 


der Sache begriffen ift, und Fein dingliches Recht auf die Sache 


felbft erworben hat, aus dem Genuſſe zu vertreiben. Die bloße 
Eintragung des Beftandcontractes in die dffentlichen Bücher ohne 
Conftituirung einer eigentlichen Servitut fcheint aber diefe Wir: 
kung nicht hervorzubringen. Durch den Beltandvertrag hat fi 
der Beftandgeber als Befiger der in Beſtand gegebenen Sache 


4) Herr Reg. Rath v. Scheidlein, welcher in feiner obigen Abhandlung das aus 
dem Befandvertrage hervorgehende Recht des Beftandnehmers im Falle der 
Eintragung gleichfalls unter die Gervituten zählt, feheirt fid) Dadurch in eiz 
nen Widerfpruch verwickelt zu Haben, indem er zum Beweiſe, daß der Bes 
ſtandnehmer auch ohne Einwilligung des Beftandgebers diefe Eintragung ere 
wirken Fönne, fib auf den ſ. 453 beruft, — der doch ausdrüdlih von Ermwirs 
Fung eines bedingten Pfandrechtes fpricht. 
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Tediglich zu einer perfönlichen Leiftung verpflichtet, und die Eins 
fragung des DBeftendverter ed in die öffentlichen Bücher hat da= 
ber nur den Zweck, fich der richtigen Grfüllung dieſer perfönlis 
chen Verprlichtung zu verfichern. Diefe Verpflichtung geht das 
her als dingliche Laft von einem Befiger der in Beftand geges 
benen Sache an den andern über, hat aber auf dad Gontractds 
Verhältniß eines Dritten mit dem Beftandgeber Eeinen Einfluß. 
— Durdy die Eintragung des Beftandvertrages in die öffentli— 
hen Bücher erlangt der Beftandnehmer nur die Sicherftellung 
feiner Forderung, Feineswegs aber den wirklichen Befiß; denn 
nur der Beſitz eines (feiner Natur nach) dinglichen Rechtes wird 
durch die Eintragung in die öffentlichen Bücher erworben (9.321), 


und nur in dem Falle, wenn der Beitandnehmer als Befiger der 


ihm aus dem Beftandvertrage zufommenden Rechte anzufehen 
wäre, könnte er gegen diejenigen, welche  bereit3 in Ausübung 


‚von Beitandrechten begriffen find, mit einer Klage verfolgen. — 


Daß diefe Anſicht in dem Beifte des öfterreichifchen Gefesbuches 
gegründet fey, fcheint ſelbſt aus einer Vergleichung diefes Ge— 
fegbuches mit dem preußifchen Landrechte hervorzuleuchten. Es 
ift gewiß fein Zweifel, daß man bey PVerfaffung ded bürgerlis 
chen Gefegbuches fich die Beftimmungen des preußifchen Landrech- 
tes vor Augen gehalten habe. Es ift nun eine originelle Bes 
fchaffenheit diefes Gefeges, daß es den Pachtvertrag unter der 


- allgemeinen Auffchrift: „oom.eingefhränften Nutzungs— 


rechte” in dem nähmlichen Zitel abhandelt, in welchem auch 
die Lehre vom Nießbrauche (Fruchtnießung) erfcheint, und da— 
durch offenbar eine verwandtfchaftliche Natur zwifchen beyden 


annimmt. Dagegen hat das dfterreichifche Geſetzbuch zwiſchen 


denjenigen Rechten, welche Jemanden in Folge einer eingeräum: 
ten Servitut auf eine Sache zuftehen, und denjenigen, die ihm 
durch einen Beftandvertrag eingeräumt worden, eine die Natur 
der beyden Rechte genau bezeichnende Scheidelinie dadurch gezo— 
gen, daß fie die erfteren bey den dinglichen, die legteren dage— 
gen bey den perfönlichen Sacenrechten abhandelt. — Selbft aus 
der DVergleichung des weftgallizifchen Gefegbuches mit dem ge: 
genwärtigen kann die Begrundung diefer Meinung hergehohlet 
— 
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werden; indem das erftere (1II. Th., $. 231) ſagt, daß durch 
die Eintragung des Mieth- oder Pachtvertrages in das dffentlis 
ce Buch dad perfönliche Recht in eine Grundfervitut ver: 
wandelt werde, welcher Zufag in dem gegenwärtigen $., der 
übrigend die gleiche Beſtimmung, wie der vorne erwähnte des 
meftgallizifchen Geſetzbuches enthält, wie es fcheint, mit Vorbe— 
dacht weggelaffen worden ift. 


0, 1096, 
Mechfelfeitige Rechte: 1) Sn Hinficht auf Ueberlaffung, Erhaltung, 
Benügung. 


Die Vermiether und Verpächter find verpflichtet, 4 


das Beſtandſtück auf eigene Koſten in brauch— 
barem Stande zu übergeben und zu erhalten, 
und die Beſtandinhaber in dem bedungenen Ges 
brauche oder Genuffe nicht zu ftören. Die ges 
wöhnlichen Ausbefferungen der Wirthfchaftöge- 
baude hat, der Pächter nur in fo weit, als fie 
mit den Materialien des Gutes, und den Dien- 
ften, die er nah Befchaffenheit des Gutes zu 
fordern berechtiget ift, beftritten werden können, 
ferbit zu fragen, die übrigen aber dem Berpäch- 
ter zur Beforgung anzuzeigen, | 
4) Nachdem in den vorhergehenden Paragraphen von der 
Natur des Bejtandvertrages, dann von den Eintheilungen, Er: 
forderniffen und der Wirkung deöfelben gehandelt worden ift, 
geht nun dad Gefeg auf die Beftimmung der wechlelfeitigen Rech: 

te und Pflichten des Beſtandgebers und Beftandnehmersd über. 
2) Die erfte Pflicht des DBeftandgebers ift, das Beftandftüd 


auf eigene Koften dem Beftandnehmer im brauchbaren Stande a 
zu übergeben. Dadurch unterfcheidet fich der Beftandvertrag we⸗ 


fentlich von der Einräumung der Servitut, der Fruchtnießung 
oder des Gebrauches. Wird nähmlih eine Wohnung vermies 
thet, fo hat der Vermiether dafür zu forgen, daß fie mit Thü— 
ren, Schlöffeen, Oefen und Fenſtern verfehen fey; wird ein Ader 








I 
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verpachtet, fo muß er in einem ſolchen Stande feyn, daß auf 
demfelben durch Bearbeitung Früchte erzielt werden können, und 
wäre er ed nicht, fo hätte der Verpächter dafür zu forgen, daß 
er in diefen Zuftand gefegt werde. Räumt dagegen Jemand 
einem Andern dad Servitutsrecht der Sruchtnießung des Wohn— 
gebäaudes oder de3 Ackers ein, fo verpflichtet er fich lediglich zu 
einer Duldung, Feineswegd aber auch zu einer pofitiven Leiftung. 
Der Servitutöberechtigte übernimmt die Wohnung oder den Ader 
in dem Zuftande, worin fie fich befinden, und es ift dann- feine 
Sache, den Öegenftand der Servitut zu feinem ©ebrauche her— 
äuftellen, 

3) Der $. bedient ſich ded Auddrudes „brauhbarem 


Stande?” Unter diefem wird nun eine folche Beſchaffenheit 


der Sache verftanden, welche fie zu dem Zwede, zu dem fie ver— 
tragsmäßig benüßt werden follte, tauglich macht. Wäre die Sa— 
che vor der Vebergabe außer Verkehr gefegt worden ($. 880), 
oder wäre auch nur ein beträchtlicher Theil davon durch Zufall 


zu Örunde gegangen oder unbrauchbar geworden; fo Fann, wie 


v. Zeiller bereitö bemerkte, von dem Beftandmanne die Ueber— 
nahme und Erfüllung des Vertrages verweigert werden. — Da 
zur gehörigen Benügung eined Landgutes auch ein gehörig be= 
ftellter fundus instructus gehört, fo ift der Beftandgeber auch 
verbunden, dad Beſtandſtück mit demfelben zu verfehen. 

4) Der Beftandgeber ift aber auch verpflichtet, die Sache 
im brauchbaren Stande zu erhalten. Daraus geht die Ver: 
pflichtung des Vermiethers einer Wohnung hervor, dad zum 
Gebrauche derfelben nothwendige Zugehör, wenn es ohne Ber: 
fhulden des Beftandnehmerd durch den ordentlichen Gebraud) 
fchadhaft wird, auf feine Koften ausbeſſern zu laffen, und wenn 
e5 durch Zufall zu Grunde geht, an die Stelle des zu Grunde 
gegangenen ein neued zum Gebrauche dienliched auf feine Koften 
anzufhaffen, 3. B. an die Stelle der vermoderten Breter des 
Qußbodens neue einlegen, oder an die Stelle des altershalber 
sufammengefallenen Ofens einen neuen fesen zu laffen ). Uebri⸗ 


1) Siehe die erwähnte Abhandlung bes Hrn. Req. Rathes v. Scheidlein S. 26. 
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gend ift, wie v. Zeiller bemerkt, der Beftandnehmer verbunden, 
dem Beitandgeber die Anzeige zur Belorgung: zu machen, wis 
drigen Falles haftet er für den meiteren daraus entfpringenden 
Schaden ($. 1295). 

5) Wenn nun der Deftandgeber felbft zur Grhaltung 
der Sache, fohin zu einer pofitiven Leiftung verbunden ift, fo 
ift es um fo mehr feine Pflicht, fih von allen jenen Handlun— 
gen zu enthalten, wodurdy der Beftandnehmer in feinem Ge— 
brauchsrechte gejtöret würde. — Würde daher der DBeltandgeber 
einen Bau unternehmen, wodurch der Beftandnehmer in dem Ge: 
brauche der Wohnung gehindert würde, oder würde jener eine Vers 
fügung treffen, wodurch diefer auch nur auf einige Zeit in der Bes 
arbeitung des Ackers oder in der Cinfammlung der Früchte ge— 
hindert würde; fo wäre er hiefür verantwortlich. — Uebrigens 
it es Elar, daß der Beftandgeber den Beftandnehmer von ei- 
nem verfragswidrigen Gebrauche der Sache abzuhalten be: 
fugt fey. ) 

6) Aus dem, daß der Beftandgeber verpflichtet ift, dad Be: _ 
ſtandſtück in brauchbarem Stande zu erhalten, folgt unmittelbar, 
daß er fchuldig fey, den zur Herftellung des Beftandftücdes er— 
forderlichen Aufwand zu machen, fo bald ihm von dem Beſtand— 
nehmer die Anzeige zur Beforgung gemacht worden iſt. Diefe 
Negel leidet in AUnfehung der Miethungen Feine Ausnahme. Da: 
gegen findet eine Einfchrankung diefer Vorſchtift bey Pachtun— 
gen von Landgütern Statt, bey welchen fich Wirthfchaftägebäude 
befinden. Hiee muß der Pächter die gewöhnlichen Ausbeſſe— 
zungen in fo weit beftreiten, als fie mit den auf dem Gute er: 
zeugten Materialien, 3. B. mit dem in den zum Gute gehdriz 
gen Walde gefüllten Bauholze u. f. w., und mit den Dienften, 
die er nach Befchaffenheit des Gutes zu fordern berechtiget ift, alfo 
mit den Robothen, welche die Grundholden zu Teiften ſchuldig 
find, fohin ohne in die Nothiwendigfeit verfegt zu feyn, eine bare 
Geldauslage machen zu müffen, beftritten werden Fünnen. Ganz 
neue Herftellungen oder folche Ausbefferungen, welche durch außer— 
ordentliche Zufälle, 5. B. durch eine Ueberſchwemmung, nothwen— 
dig werden, Tiegen auch Hier dem Verpächter ob. Jedoch iſt 
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der Pächter, fo wie der Beftandnehmer überhaupt, zur Anzeige 
verpflichtet (Nr. 4). Daß übrigens der Beftandnehmer den blog 
zur Erzielung des ihm eingeräumten Genufjes oder zum beque= 
meren oder anftändigeren Gebrauche der Sache dienlichen Auf: 
wand felbft tragen müffe, bedarf, wie v. Zeiller bemerkt, Feines 
Beweiſes. Dad, was hier von Wirthfchaftsgebäuden gefagt wor: 
den ift, fcheint auch auf den fundus instructus angewendet wer: 
den zu müffen, da er im rechtlichen Sinne einen Theil derfel: 
ben ausmachet. 


0. 1097. 


Hat der Beftandnehmer einen dem Beftandgeber 
obliegenden nothwendigen, oder einen nüßlichen 
Aufwand auf das Beftandftüd gemacht; fo wird 
er. als ein Gefchäftsführer ohne Auftrag betrach— 
tet (N. 1036); er muß aber den Erſatz Längftens 
binnen ſechs Monatben nad Zurüdftellung des 
Beitandftüdes gerichtlich fordern, ſonſt ift die 
Klage erlofchen, 

4) Wenn der Beftandgeber den ihm obliegenden Aufwand 

($. 1096) unterläßt, fo hat der Beftandnehmer dad Recht, ihn 

zur Erfüllung gerichtlicdy anzuhalten ($. 904), ja felbft den Be: 

ftand aufzugeben ($. 1117). Macht: aber der Beftandnehmer die: 
fen Aufwand felbft, weil der Bejtandgeber denfelben zu machen 
fi) weigert, oder bey vorhandener Gefahr mit Bornahme der 

Ausdbefferungen zaudert, oder zu weit entfernt ift, daß er von 

der Nothwendigkeit derfelben zeitig benachrichtigt werden könnte; 

fo vertritt er die Stelle ded DBeftandgebers, mithin muß ihm 
von diefem der Erſatz ebenfo geleiftet werden, wie jedem Ge: 
fchäftöführer, welcher auch unberufen einen nothwendigen und 
zweckmäßigen Aufwand auf eine fremde Sache gemacht, und fol: 
hergeftalt ein fremdes Gefchäft zur Abwendung eines bevorfte= 
henden Schadens beforgt hat ($. 1036). Hat er aber einen 
bloß nützlichen, d. i. einen folden Aufwand gemacht, wodurch 
die Rußungen fortdauernd vermehrt worden find, und die Gas 
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che nicht nur für ihn, fondern audy feiner Zeit für den Beftand: 
geber einträglidyer wird, 5.8. wenn er zum Landgute gehörige 
dde Gründe urbar gemacht hat; fo gebührt ihm der Erſatz nur 
in fo meit, ald diefe Koften zum Elaren überwiegenden Vorfheile 
des Beitandgeberd verwendet worden find, weil auch der Eigen: 
thümer dem Gefchäftsführer ohne Auftrag nur in fo weit vers 
bunden ift, den nüglichen Aufwand zu erfegen ($. 1037). 

2) Der Grund, aus welchem der Beftandnehmer in Hinficht 
des auf die Sache gemachten Aufwandes ald ein Geſchäftsfüh— 
rer ohne Auftrag betrachtet wird, liegt, wie v. Scheidlein bes 
merkt '), darin, weil auf ihn nur dad Recht, die Sache in dem’ 
Stande, in welchem fie ihm übergeben worden ift, zu gebraus 
chen, übertragen worden, und er, wenn fie auf ihn in einem 
nicht brauchbaren Zuftande übertragen worden wäre, oder wähs 
rend der Beftandzeit ganz oder zum Theile unbrauchbar würde, 
befugt ift, die nöthigen Auöbefferungen dem Beftandgeber anzus 
zeigen, und ihn zur Vornehmung derfelben zu belangen, er alfo 
eigentlich gar Eeine Veränderungen in der Subftanz der Sache 
vornehmen follte, und darum fie, wenn er fie vornimmt, auf 
feine Gefahr vornimmt. Daß der Beftandnehmer dad, was er 
verwendet hat, wegnehmen Eönne, wenn ed fich ohne Verlegung 
der Subſtanz wegnehmen läßt, 3. B. die Statuen, mit denen 
er den zu feinem gepachteten Landgute gehörigen Garten hat 
verzieren laffen, ift niyt nur in der Analogie ded $. 332, fons 
dern vielmehr in dem deutlichen Ausfpruche des $. 1109 ges 
gründet, vermöge welchem der Beftandnehmer nur verpflichtet 
ift, die Sache in dem Zuftande, in dem er fie übernommen hat, 
zurücdzuftellen. Für einen gegen den gültig erklärten Willen des 
Beſtaͤndgebers gemachten, wiewohl nüglichen Aufwand Fann der 
Beftandgehmer feinen Erfaß fordern ($. 1040); und hätte der 
Beſtaͤndnehmer eigenmächtig fo wichtige Veränderungen vorge— 
nommen, daß die Sache zu dem Zwede, wozu der Beftandge: 
ber fie bisher benüßt hatte, unbrauchbar wird, fo Fann der Bes 
ftandgeber verlangen, dag der Beftandnehmer fie in den vorigen 
Stand zurücdverfege ($- 1038). 








4) In feiner angeführten Abhandlung ©. 37 








[9. 1098. ] 249 


3) Hat der Beftandnehmer einen nothmwendigen Aufwand 
gemacht, fo kann er auch fogleich auf den Erfaß dringen; hat 
er aber einen bloß nüglichen unternommen, fo kann er, nad) 
meiner Veberzeugung, nur nach beendeter Beftandnahme den Gr- 
fat anfprechen. Denn während der Beftandzeit hat der Beftand- 
geber von den vermehrten Nußungen noch feinen Genuß, ec 
zieht aus der Verbefferung noch Feine Vortheile, und ed ift mög— 
lih, daß die durch den gemachten Aufwand erzielten Vortheile 
während der Beftandzeit durch zufällige Ereigniffe ganz oder theil- 
voeife wieder verloren gehen. — Es kann ficy daher erft ben der 
Nückftellung des DBeftandftücked zeigen, ob und ie weit durch 
ben gemachten Aufwand auch für den Beftandgeber ein wirklich 
überwiegender Vortheil erwachlen fey. In beyden Fällen aber 
muß er dieſen Erſatz längſtens binnen ſechs Monathen nach 
Zurückſtellung des Beſtandſtückes gerichtlich, d. i. mittelſt An— 
bringung einer ordentlichen Klage fordern, ſonſt iſt ſein Recht 
erloſchen. 

0. 1098. 

Miether und Pächter ſind berechtiget, die Mieth— 
und Pachtſtücke dem Vertrage gemäß durch die 
beſtimmte Zeit zu gebrauchen und zu benützen, 
oder auch in Afterbeſtand zu geben, wenn es 
ohne Nachtheil des Eigenthümers geſchehen kann, 
oder im Vertrage nicht ausdrücklich unterſagt 
worden iſt. 

1) Durch den Beſtandvertrag wird von Seite des Beftand: 
geberd der Gebrauch und die Benützung der in Beftand gegebe: 
nen Sache für die beftimmte Zeit gegen Entgeld veräußert. So 
wie alfo der Käufer über die Subftanz fowohl, als über die 
Nußungen der verkauften Sache beliebig zu verfügen berechtiget 
iſt; fo ifl auch der Beftandnehmer während der Beftandzeit über 
die Nutzungen des Beftandftüces beliebig zu verfügen befugt, 
wenn anderd dad Gebrauchs: oder Benußungsrecht in dem Be: 
ffandvertrage nicht eingefchränkt worden ift. Iſt aber in dem 
felben eine Einſchränkung enthalten, fs darf der Beſtandnehmer 
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von dem Beftandftüde Feinen anderen Gebrauch machen, als 
denjenigen, der ihm von dem Beſtandgeber ausdrücklich geſtat— 
tet worden iſt. 

2) So wie aber Miether und Pächter berechtiget ſi ſind, — 
Mieth- und Pachtſtücke dem Vertrage gemäß durch die beſtimm— 
te Zeit zu gebrauchen und zu benützen, find fie auch berechtiget, 
diefelben in Afterbeftand zu geben, d. i. den Gebrauch und die 
Benügung derfelben einem Dritten zu überlaffen, weil jeder. das 
Necht, welches er hat, wenn ed nicht ein höchft perfönliches ift, 
auf einen Dritten übertragen Fann ($. 1393). Als ein folches 
höchſt perfönliches Recht kann aber das Recht, die gemiethete 
oder gepachtete Sache zu gebrauchen und zu benügen, um fo 
weniger angefehen werden, als der Beitandgeber in der Negel 
nicht auf die perfönlichen Eigenfchaften des Beſtandnehmers, fon: 
dern auf den Betrag des Beftandgelves Nückficht nimmt. — Da 
jedoch Niemand auf den Andern mehr Rechte übertragen Fann, 
als er felbft hat, fo folgt, daß a) der Afterbeftandnehmer das 
Beftandftüc nicht auf eine längere, als in dem erften Beſtand⸗ 
vertrage beſtimmte Zeit gebrauchen und genießen könne, und b) 
daß derſelbe dad Beſtandſtück zu keinem anderen Gebrauche ver: 
wenden, und nicht anders benützen dürfe, als zu welchem es 
dem erſten Beftandnehmer überlaffen worden iſt. 

3) Bon der Negel, daß der Beſtandnehmer das Beftand: 
ſtück in Afterbeftand geben könne, gibt es felbit in civilrechtlicher 
Beziehung zwey Ausnahmen. Der erfte Ausnahmsfall ift, wenn 
mit der Afterbeftandgebung ein Nachtheil des Eigenthümers ver: 
bunden wäre, z. B. wenn der Miether eines Handlungsgewöl— 
bes daöfelbe einem Schloffer, oder der Miiether einer Wohnung 
diefelbe einer Frauensperfon, die einen unfittlichen Lebenswandel 
führt, in Afterbeftand gäbe; der zweyte Ausnahmöfall ift, wenn 
die Aftervermiethung oder die Afterverpachtung in dem Vertrage 
ausdrücklich unterſagt worden iſt. Denn pacta dant leges con- 
trahentibus, und überdieß gibt dadurch der Beftandgeber zu er: 
Eennen, daß er auf die perfönlichen Eigenfchaften des Beftand- 
nehmers NRücficht nehme, und ed ihm nicht bloß un die Zah: 
lung ded Beftandgeldes zu thun fey. 
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4) Da5 Recht der Afterbeftandgebung unterliegt aber auch) 
durch politiihe Verordnungen mehreren Befchränkungen. In 
Wien iſt das Recht zu Aftermiethen nur unter der Bedingniß 
geftattet, daß der Afterbeftand- Verlaffer in der Wohnung, von 
welcher er Theile verläßt, felbft wohne. Wo dieſes Bedingnig 
nicht erfüllt ift, ift die Aftermiethe als eine gefegwidrige Hands 
fung erklärt, und derjenige, der diefer Anordnung zuwider handelt, 
verfällt in die Strafe des Grlages des halbfährigen Zinsbetrages 
der ganzen Wohnung. Uebrigens ift es dem Miether einer Woh: 
nung, der wegen einer unvermuthetfen Abreife, oder wegen ans 
derer Derhältniffe die Wohnung felbft zu bewohnen gehindert 
wird, geftattet, feine Wohnung in dieſem Falle für die Dauer 
des mit dem Haudinhaber gefchloffenen Contractes, oder wenn 
Fein Contract befteht, längftens auf ein halbes Jahr in After: 
beftand zu verlaffen, und kömmt dieſes Befugnig auch den Gr: 
ben des Beltandmannes zu, welcher mit Tode abgegangen ift. 
Es ift aber in einem jeden folchen Falle der Beſtandmann oder 
der Erbe verbunden, noch vor der Aftermiethe die Anzeige an 
den Stadtmagiftrat zu machen, und der diefe Anzeige zu machen 
unterläßt, wird ebenfalls mit dem Grlage des halbjährigen Zins: 
betrages beftraft '). Bey dem in Wirkſamkeit getretenen allge- 
meinen bürgerlichen Gefegbuche hat ed von dem durch Hofde— 
eret vom 20. September 1805 ©. ©, Nr. 749 erlaffenen Ver: 
bothe der Afterpachtungen in der Buckowina fein Abkommen 
erhalten ?). 

5) Hierher würde auch die Erörterung der Trage gehören, 
welche Nechtömittel dem Miether oder Vächter zuftehen, wenn 
er in der verfragsmäßigen Benützung der vermietheten oder ver 
pachteten Sache gehindert wird ? — Da aber die Deantwortung 
diefer Stage ganz aus den nähmlichen Örundfägen hergeleitet 
werden muß, auf welche die Beantwortung einer anderen Stage, 
nahmlich: welche Rechtsmittel dem Vermiether oder Verpächter 
zuſtehen, wenn ihm der Miether oder Pächter nach geendeter 





1) Hofkanzley⸗-Decret vom 28. April 111593. G. S. Ne. 34a, 
2) Hofdeeret vom 16. Jänner 13135 I. ©. ©. Nr. 102, 
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Beftandzeit die Uebergabe der Sache verweigert, die erft bey Er: 
läuterung des $. 1109 in Erörterung kommen Fann, zur Grund— 
lage dienen, fo wird hiervon an dem bezeichneten Orte gehan: 
delt werden. 


J. 1009, 
2) Eaften. 

Bey Bermiethungen trägt alle Kaften und Abga— 
ben der Vermiether. "Bey eigentlichen Pachtun: 
gen, wenn fie in Paufch und Bogen gefchehen, 
übernimmt der Pächter, mit Ausfchluß der ein: 
getragenen Hppothefarlaften, alle übrige; wird 
aber die Pachtung nach einem Anfchlage gefchlof: 
fen, fo trägt er jene Laften, welche von dem Er: 
trage abgezogen worden find, oder bloß von den 
Früchten, und nicht von dem felbft ent: 
richtet werden müßten. 

4) Der Grund, daß bey Vermiethungen alle Laften und 
Abgaben der Vermiether trage, liegt vorzüglicd darin, weil der 
Miether den: Gebrauch der Sache gekauft hat, und eben darum, 
weil ſich dieſelbe ohne weiterer Bearbeitung gebrauchen läßt, bey 
Schließung des Miethcontractes keine andere Auslagen, als die 
Entrichtung des Miethzinſes vor Augen hat. — Das Geſetz macht 
keinen Unterſchied zwiſchen ordentlichen und außerordentlichen Abe. 
gaben; der Vermiether hat alſo beyde zu beſtreiten. — Was die 
ordentlichen und die öfter wiederkehrenden zeitlichen Abgaben an: 
belangt, fo bringt, wie v. Zeiller bemerft, felbe der Vermiether 
ſchon bey Beftimmung des Miethgeldes in Anfchlagz und in 
Nüucdficht der unvermutheten, außerordentlichen Abgaben Fann er 
ſich theils durch kürzere Miethfriften, theils durch die Bedingung, 
eines verhältnißmäßigen Beytrages ſicher ſtellen. — Dieſem zu 
Folge hat der Vermiether von den auf dem Hauſe intabulirten 
Schuldpoſten die Zinſen zu entrichten; alle auf das Haus repare 
tirten landeöfurftlichen Steuern und Gemeindebeyträge, z. DB. 
für den Beleuchtungs-, Polizey-, Straßenſäuberungs-Fond u: f. w. 
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zu bezahlen; alle Einquatierungen ſowohl einheimifcher ald feind: 
licher Truppen, wenn fie nicht ausdrüdlich von Seite der Behör: 
de dem Miether zugewiefen werden, auf feine Koften zu tragen. 

2) Bey eigentlichen Pachtungen hingegen (9. 4094) Eörnmt 
e5 darauf an, ob fie in Paufch und Bogen gefchloffen worden, 
oder ob denfelben ein Anfchlag zum Grunde liege. Im erfteren 
Falle will man, daß der Pächter dad Gut in dem Zujtande, 
worin es fich befindet, übernehmen und den reinen Ertrag das 
von genießen foll. — Er übernimmt alfo alle Bortheile und nutz— 
bringenden Rechte, welche mit der Sache in Verbindung ftehen; 
dagegen unterzieht er fi) auch allen dem Gute anflebenden, und 
aus deffen Ginfünften zu beftreitenden Laften und Abgaben. — 
Nur die Hypothefarlaften find hiervon ausgefchloffen. Unter die— 
fen werden aber jene verftanden, welche eine perfünliche Verbind— 
lichkeit eined Schuldnerd vorausfegen, zu deren Sicherftellung 
und DBefeftigung die in Pacht gegebene Sache dienet ($. 1343). 
— Es ift daher nicht leicht einzufehen, wie Herr Reg. Rath 
v. Scheidlein behaupten Eonnte '), daß felbft die von den verhnpo= ' 
thecirten Schulden zu bezahlenden Zinfen von dem Pächter ent— 
richtet werden müffen; denn in fo fern dad Hypothekargut und 
deffen Früchte ($. 457) felbft für die Zinfen der darauf intabu: 
lirten Capitalien haften, find auch diefe Zinfen in Verhältniß 
zur Nealität nicht5 anders, ald Hypothekarlaſten; denn ed kann 
auch der Gigenthümer einer Realität, worauf Gapitalien haften, 
wenn ee nicht zugleich Perfonalfchuldner ift, zur Zahlung der 
davon zu entrichtenden Zinfen nicht unbefchränft verhalten wer: 
den, fondern er ift, wenn er fich zur Zahlung derfelben nicht 
herbeyläßt, nur verpflichtet zu gedulden, daß der Gläubiger fic) 
aus der Realität oder den Srüchten derfelben zahlbar mache. Es 
ift fohin auch die Zinfenlaft eine wahre Hypothekarlaſt. Dage— 
gen gehören unter die übrigen, von dem Pächter zu fragenden 
Laften diejenigen, welche vermöge ihrer Natur oder der ausdrüd- 
lichen Webereinfunft der Parteyen aus den Einfunften de3 Gu— 
tes beftritten werden müffen, wie z B. wenn auf dem verpach: 


1) In obiger Abhandlung Wr, 19. 
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teten Gute die Schuldigkeit intabulirt wäre, dem benachbarten Gute 
zur Erhaltung einer Mauer, oder einer anderen Scheidewand einen 
beftimmten jährlichen Beytrag zu leiften. Es ift zwar richtig, daß 
der Sruchknießer die Zinfen der auf dem Gute haftenden Capi— 
talien übernehme ; allein die Vorfchriften, welche in Anfehung der 
perfonlichen Dienftbarfeiten beftehen, find nicht durchgehends auf 
die aus einem Beftandvertrage für die Kontrahenten hervorgehen: 
den Nechte und Pflichten anwendbar. Solche perfönliche Ser: 
vituten verdanken ihr Entftehen meiftend nur dem letzten Willen 
eined Erblaſſers. Da nun derjenige, dem dad vollftändige Cie 
genthum einer Sache legirt ift, auch die darauf haftenden La: 
ften zu tragen hat ($. 662), folglich geftatten muß, daß fie zur 
Befriedigung der darauf eingetragenen Gläubiger verwendet wer— 
de, ohne daß der Legatar von dem Erben einen Erſatz anfpres 
chen könnte; fo iſt es auch ganz confequent, daß derjenige, dem 
der Sruchtgenuß einer Sache legirt ift, auch die Zinfen der dar: 
auf eingetragenen Gapitalien aus den Grträgniffen ded Gutes 
berichtige, ohne dießfall5 an den Erben einen Negreßanfpruch zu 
haben. — Dagegen bemerkt Herr Reg. Nath v. Scheidlein ganz 
richtig, daß diejenigen Laften und Abgaben, welche der Pächter 
von den Nutzungen des Pachtgutes nicht beftreiten Fann, von 
demfelben nicht getragen werden dürfen, weil ihm fogar der Zins 
‚ zu erlaffen ift, wenn er das Pfandſtück nicht benügen Fann ($. 1104). 

3) Wird dagegen die Pachtung nach einem Anfchlage ges 
fchlojfen, dad heißt, wird dad Erträgniß des Gute mittelit Ans 
gabe der natürlichen Früchte, die ‚dad Gut nad) einem Durch: 
fehnitte jährlich tragt, und der frodenen, ſowohl periodifchen, als 
folcher Gefälle, die nur bey gewiſſen Gelegenheiten abfallen, 3. 
B. der Veranderungsgebühren, ald welche ebenfalld nach einem 
Durchſchnitte zu berechnen find, mittelft Angabe wie auch der 
von dem Gute zu entrichtenden Abgaben beftimmt, welches ge: 
wöhnlich in einer von dem Verpächter verfaßten, mit den ver— 
fehiedenen Erträgniße und Ausgabörubrifen verfehenen Urkunde 
gefchieht, und hiernach der Pachtzind ausgemeſſen; fo geht dgr 
Mille der Parteyen offenbar nur dahin, daß der Pächter die 
nahmhaft gemachten und vor Beftimmung ded reinen Ertrages 
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abgezogenen Laſten übernehmen ſoll. Alle mit Stillſchweigen 
übergangene Laſten, die von dem Gute ſelbſt entrichtet werden 
müffen, liegen dem Verpächter ob; dagegen hat der Pächter für 
jeden Fall diejenigen Laften zu tragen, welche bloß von den Früch- 
ten entrichtet werden müffen. Auch über den Sinn diefes Aus: 
druckes fiheinen die Meinungen de5 Hrn. Hofrathes v. Zeiller 
und Hrn.Reg. Rathes v. Scheidlein getheilt.zu feyn, indem Er: 
fterer nur jene Laften dem Pächter zumeifet, welche von den 
Früchten, bey deren Verwendung oder Veräußerung (ald Ber: 
zehrungsfteuer , 3. B. bey Ausbrauung des Bieres, oder bey 
Derfendung von Weinen. oder Früchten) zu entrichten find, Letz— 
terer dagegen alle Laften, die bloß von den Früchten entrichtet 
werden müſſen, ohne Unterfchied unter diejenigen rechnet, welche 
von dem Pächter übernommen werden müffen, und alö Bey— 
fpiel den Zehent und Bergdienft anführet. — In der That fiheint 
fi) auch die einfchränfende Auslegung des Hrn. Hofrathed aus 
dem Gefege nicht rechtfertigen zu laffen, obwohl fich nicht ver: 
fennen läßt, daß, wenn man den Worten des Geſetzes gar Feine 
Einfchränfung beyfegt, man gegen die an Tag liegende Abficht 
des Gefeßgeberd dem Pächter mehrere Laften aufbürden Eönnte, 
als ihm nach felber zu bejtreiten obliegen; denn auch Steuern und 
Abgaben werden eigentlich von den Früchten entrichtet, da Une 
glüdefälle, welche das Erträgniß eined Gutes in einem Jahre be= 
trächtlich vermindern, auch auf einen Steuernachlag Anfpruch ge— 
ben. — Indeffen wäre es doch offenbar gegen die Abficht des Ge— 
feed, wenn man behaupten wollte, daß Steuern, wenn fie aud) in 
dem Anfchlage nicht aufgenommen wurden, doch von dem Päch- 
ter zu entrichten feyn. — Denn mären fie, wie es fich gebührt 
hätte, in den Anfchlag aufgenommen worden, fo hätte da5 Re— 
fultat des Grträgniffes nicht fo hoch ausfallen können, weldes 
bey Feſtſtellung des Pachtfchillingd doch zur Bafid diente. — Ih 
glaube daher, daß das Geſetz unter den Laften, welche von den 
Früchten entrichtet werden müffen, außer den vom Hrn. Hofra— 
the v. Zeiler berührten, folche verftehe, welche gleich in natura 
von den eingehenden Früchten genommen zu werden pflegen, fo, 
dag fchon bey Ausmittelung des Erträgniffes felbjt auf diefe Laft 
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Bedacht genommen wird. Dieſes ift daher allerdings der Fall 
bey dem Zehente oder dem Bergdienfte, in fo weit beyde in na- 
tura abgenommen werden; denn es ift hier anzunehmen, daß 
bey dem Anfchlage ſchon dad Erträgniß an Getreide und Wein 
nach Abrechnung diefer Natural: Entrichtungen angefegt worden 
it. — Wäre aber der Zehent oder der Bergdienft in eine Geld: 
oder auch in eine beftimmte Naturalabgabe umgeändert, fo ift 
diefes eine Lajt, die nach dem Sinne des gegenwärtigen $. nicht 
bloß von den Früchten, fondern von dem Grunde felbft entrich- 
tet werden muß. 
0. 1100, 
3) Bine 
Außer dem Falle einer befonderen Verabredung 
tft der Zind, wenn eine Sache auf Ein oder meh— 
rere Sahre in Beftand genommen wird, halbjäh— 
rig; bey einer Fürzeren Beftandzeit hingegen nach 
Berlauf derfelben zu entrichten. 

Die Hauptverbindlichkeit des Beftandnehmers ift, den bes 
dungenen Zins zu bezahlen. Meiftend wird in dem Beftandver: 
frage die Zeit beftimmt, zu welcher der Zins zu entrichten ift. 
Wäre aber in dem DBeftandvertrage Feine Zeit zur Entrichtung 
des Zinfes beftimmt worden, fo tritt die gegenwärtige Anord: 
nung in Wirkfamfeit, bey deren Grlaffung der Gefeßgeber auf 
die bisher bejtandene Gewohnheit Nüdficht genommen hat. 

„ Mebrigend unterliegt es Feinem Zweifel, daß die Beftandzeit auch 
ftillfchweigend durch die Benennung des Beftandgegenftandes, 3. B. 
Monathzimmer, oder durch den. bekannten Zwed beftimmt wer: 
den kann. Die Zeit fängt von dem Tage zu laufen an, ald 
die Sache nach der gefchehenen Verabredung hätte übernommen 
werden follen, und dee Beltandgeber auch in Bereitfihaft war, 
felbe in Beftand zu übergeben. 


d. 1101. 


Zur Sicherftellung des Mieth- oder Pachtzinies 
hat ver Bermiether einer Wohnung das Pfand: 


a 
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recht auf die eingebrachten, dem Miether oder 
Aftermiether eigentbümlichen, oder von einem 
Dritten ihnen anvertrauten (. 367) Einrichtungs— 
ftücde und Fahrniffe, welche zur Zeit der Klage 
noch darin befindlich find. Der Aftermiether haf- 
tet aber nach Maß feines Miethzinfes; doch oh— 
ne die Einwendung einer dem Hauptmiether ge— 
fchehenen Vorauszahlung entgegen feßen zu Eön- 
nen, Dem Verpächter eines Grundſtückes hinge— 
gen ſteht das Pfandrecht aufdas aufdem Pacht: 
gute vorhandene Bieh und die Wirthichaftsge: 
räthſchaften, und die darauf noch befindlichen 
Früchte zu, 

4) Da ein Beitandgeber bey dem gemöhnlichen Zufammens 
fluffe mehrerer Beftandnehmer nicht Teicht eine ſtrenge Auswahl, 
oder genauere Erforfihung ihrer Vermögensumftände vornehmen 
kann; fo hielt man ed für billig, daß er, zumahl wenn dad 
Beftandgeld nicht voraus bezahlt, Oder der Vertrag auf mehrere 
Jahre gefchloffen wird, auf eine andere Art in Rücklicht ded Be: 
ftandzinfed ficher geftellt werde. Der Gefeßgeber hat fich daher 
veranlaßt gefunden, dem Deftandgeber diefe Sicherſtellung uns 
mittelbar durch ein ftillfchweigendes Pfandrecht zu ertheilen. 

2) In Abfiht des Gegenſtandes, worauf dad Pfandrecht 
haftet, muß zwiſchen Wermiethungen und Werpachtungen uns 
terfchieden werden, — Der Vermiether einer Wohnung hat da 
Nfandrecht auf die eingebrachten Einrichtungsſtücke und 


Bahrniffe. — Here Regierungsrath v. Scheidlein ) bemerkt 


dabey ganz richtig, daß der Ausdruck „Sahrniffe” zur Bezeichnung 

der Gegenftände, worauf dad gefegliche Pfandrecht ded Vermie— 

therd haftet, hinlänglich gemwelen wäre, weil darunter auch Eins 

richtungsſtücke begriffen werden. — Da indeffen der Ausdrud 

„Fahrniſſe“ in manchen Fällen im gewöhnlichen Leben bloß für 

Einrihtungsftüdke angewendet wird *), fo bat der höchfte Ge: 
1) U. a. O. ©. 52. 


2) Siehe Schuſters Commentar zu 9. 5, &. int 
Nippels Eommentar. VII. Th, 17 
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feggeber durch die Worte: „Einrichtungsſtücke und Fahrniffe” 
einer unrichtigen Deutung des Wortes „Fahrniſſe“ vorgebeugt: — 
Unter Bahrniffen werden aber hier alle beweglichen Eorperlichen Sa— 
chen überhaupt verftanden, welche Bedeutung fich aus dem Inhalte 
des $. 1228 ergibt, wo die Sachen, aus denen dad Heiraths— 
gut beftehen Fann, in unbewegliche Güter, Rechte oder Zahrniffe 
eingetheilt werden. — Der VBermiether hat daher dad Pfandrecht 
nicht nur auf die zum Gebraͤuche der vermietheten Wohnung, 
oder auf die zur Führung der Haushaltung erforderlichen Ges: 
räthichaften ($. 674), fondern auch auf die übrigen körperlichen 
beweglichen Sachen ohne Unterfchied, welche in die Wohnung 
eingebracht worden find. Da übrigens der gegenwärtige $. übers 
haupt von einer Sicherftellung des Miethzinſes fpricht, und. die 
Miethe dem Pachte entgegenteht, der Pacht fich aber bloß auf 
Gegenftände bezieht, die nur durch Fleiß und Mühe benügt wer: 
den können; ſo folgt, daß unter dem Ausdrude „Wohnung” alle 
nicht zur Tandwirthfchaftlichen Benügung gehörigen Gebäude und 
Behältniffe verftanden werden müffen, als: Gewölbe, Diagazine, 
Stallungen, Keller u. f. w.; es hat daher der Vermiether das 
gefegliche Pfandrecht auf dad in dad Magazin eingebrachte Waa— 
renlager, auf die in die Stallung eingejtellten Pferde, auf die in 
den Keller eingelagerten Weine u. f. w. 

3) Das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers erſtreckt fich 
aber nicht nur auf die eingebrachten, dem Miether eigenthümlis 
chen, fondern auch auf die von einem Dritten ihm anvertrauten 


Ginrihtungsftüde und Zahrniffe. — In der Regel hat dad Pfand⸗ 


recht nur auf Sachen Statt, die dem Schuldner eigenthümlich 
find, nicht auf fremde, wenn auch der Schuldner Inhaber der- 


felben if. — Es hat aud in Uebereinftimmung mit diefem 


Grundfage dad weſtgalliziſche Gefegbuch ) dem Vermiether dad 
Pfandrecht nur auf die hereingebrachten, dem Vermiether 
eigenthümlichen Einrichtungsſtücke und Fahrniffe eingeräumt. 
Allein da dadfelbe *) bereitd der Verpfändung einer fremden 
Sache unter gewiffen Befchränfungen, fo wie das gegenwärtige 


4) III, Th. $. 282, 
2) 1. TH. $. 230. 
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Geſetzbuch $. 456, eine Wirkung beygelegt hat; fo war es nicht 
ganz confequent, dem Vermiether das Pfandrecht ausnahmslos nur 
auf die eigenthümlichen Fahrniſſe des Miethers zu befchränfen. — 
Dem im S. fcheint daher die Abficht zu Grunde zu lie= 
gen, die in dem Hauptftücde vom Pfandrechte in Anfehung der 
Verpfändung einer fremden Sache aufgeftellten Grundſätze auch in 
Bezug auf das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers in Anwen— 
dung zu bringen. Aus diefem Grunde bin ich daher auch der 
Meinung ded Herrn Hofrathed v. Zeiller, daß das Pfandrecht 
des Vermietherd fich nur dann auf Fahrniſſe erjtrecfe, die dem 
Miether von einem Dritten anvertraut worden find, wenn der 
Dermiether fie redlicher Weile für ein Eigenthum des Miethers 
halten konnte. — Einer anderen Meinung ijt jedoch Herr Re— 
gierungsrath v. Scheidlein ) aus folgenden Gründen: a) weil 
der gegenwärtige 9. Feinen Unterfchied mache, ob der Vermie— 
ther die eingebrachten Fahrniſſe redlicher Weiſe für ein Eigen 
thum des Miethers halten Eonnte oder nicht; alfo auch und nicht 
erlaubt fey, diefen AUnterfchied zu machen; b) meil fonft folgen 
würde, daß, wenn Jemand einem Fremden eine Wohnung ver: 
miethet hat, und weiß, oder aus den Umftänden leicht wiſſen 
Fann, daß ein Trödler ihn mit Meubeln verfehen habe, ihm Fein 
gefegliched Pfandrecht auf diefelben zuftehe, diefe Folge ſich aber 
nicht wohl ziehen laffe, da dad Geſetz, wodurch das Pfandrecht 
dem Dermiether eingeräumt wird, zur Ubficht hat, ihm auf jeden 
Tal in Anſehung des ausftandigen Miethzinfes Sicherheit zu ver: 
fhaffen, ihn alfo in den Stand zu fegen, fich aus den einge: 
brachten Sahrniffen aller Art, mit alleiniger Ausnahme der frem: 
den, dem Miether nicht anvertrauten, zahlhaft zu machen; und 
c) weil die Ausſage des $. 367, mit der Ausfage des $. 368 
äufammengehalten, auf den gegenwärtigen Fall nicht anwendbar 
fey, da es fich hier um dad Recht ded Beſtandgebers auf die 
eingebrachten Einrichtungsſtücke und Fahrniffe handelt, und man 
nicht fagen fünne, daß der Vermiether diefe Gegenftände von 
dem Miether, dem fie von einem Dritten anvertraut find, an 
fih gebracht habe. — Dagegen glaube ich nun Folgendes be: 

47:8 





—“ 


1) Um a. O. S. 170, 
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merfen zu müffen: ad a) muß ein Geſetz nach $. 6 nicht nur nach 
den trocenen Worten der andzulegenden Gefegeöftelle felbft, fone 
dern auch aud feinem Zufammenhange mit andern Gefegen und 
aus der klaren Abficht ded Gefeggeberd verdeutlichet werden. 
un ſcheint aber eben der angegebeneilnterfchied in dem Zufamz 
menhange des gegenmärtigen $. mit den in der Lehre vom Pfand» 
rechte aufgeftellten Grundfäßen und in der hervorleuchtenden Ab— 
fiht des Geſetzgebers um fo mehr gegründet zu feyn, als diefer 
Zufammenhang und die Abficht nicht undeutlich durch die Hin: 
weifung auf den $. 367 erfennbar gemacht wird; ad b) die frü— 
here Gefeßgebung hatte dad Pfandrecht ded Wermietherd ledig— 
lich auf die dem Miether eigenthümlichen Fahrniffe befchränft ); 
und es läßt fich nicht nachweifen, daß die Ausdehnung des Pfande 
rechted auch auf fremde Sache in dem gegenwärtigen $. aud dem 
Grunde verfügt worden fey, weil man den Vermiether durch 
die früheren gefeglichen Anordnungen in Hinfiht des Miethzin— 
ſes zu wenig gefichert hielt, fondern man mwoüte vielmehr, wie 
bereitd erwähnt worden ift, auch dad Pfandrecht des Vertaiethers 
mit dem Geifte des F. 456 in Einflang bringen; endlicdy ad c) 
die FF. 367 und 368 müffen hier audy mit dem $. 456 zufam= 
mengehalten werden, wodurd) fich der gemachte Anſtand behebt. 
Uebrigend verfteht eö fich von felbft, daß ed hier bloß auf den 
Zeitpunct ankomme, in welchem das Pfandrecht erworben wird, 
und daß dadfelbe nicht erlöfche, wenn der Vermiether in die 
Kenntnig kommt, daß die fragliche Sache eine fremde fey. 

4) Dad Geſetz räumt dem Vermiether dad Pfandrecht auf 
jene von dem Miethmanne eingebrachten Zahrniffe ein, welche 
zue Zeit der Klage noch in der Wohnung befindlich find. — 
Daraud glauben nım Mehrere folgern zu müffen, daß erſt durch 
die Ueberreichung der Klage das wirkliche Pfandrecht erworben 
werde, — daß fohin die vor der Klage in der Wohnung befind: 


lich gewefenen Gffecten noch Feine Pfandſtücke des Vermiethers 


feyn, und daß daher durch dad bloße Entftehen des Zinsrück— 
ftanded an und für fich noch keineswegs dad wirkliche Pfand» 


1) Geſetzb. für Weſtgallizien III, Th., $. 292; Dann Hofdecret vom 16. September 
1196, Nr. 309, 
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recht in dad Leben trete"); denn dad Geſetz gebe eigentlich 
nur den Titel zum Pfandrechte, nicht dad Pfandrecht felbit, 
zu deffen Erwerbung immer ein befonderer Act erfordert werde. 
Diefer Act beftehe aber in der nach Hofdecret vom 5. Novents 
ber 1819 vorzunehmenden Befchreibung der Fahrniſſe, welche 
fi) zur Zeit der eingebrachten Klage in der Wohnung des Diter 
thers befinden. — Diefed Hofdecret Tautet aber dahin; „Weber die 
gemachte Anfrage: ob die von dem Vermiether oder Verpächter 
nach Einflagung eines rückſtandigen Mieth s over Pachtzinfes fo: 
gleich geforderte Befchreibung der Fahrniſſe des Miethers oder 
Pächterd unbedingt Statt finde? — wird folgende Belehrung er: 
theilet: Da aus den $$. 340 bis 342 der a. ©. D. erhellt, 
daß die gerichtliche Befchreibung mit der Pfändung der Fahrniſſe 
in der nächiten Verbindung fteht, und der $. 41104 des b. ©. B. 
die darin benannten Fahrnijfe, welche zur Zeit der Klage in der 
vermietheten Wohnung oder. auf dem verpachteten Grundſtücke 
ſich befinden, für Pfandſtücke des Vermiethers oder Verpächters 
erklärt; fo räumt ihm dieſer $. auch dad Recht ein, daß dieſe 
nad) eingereichter Klage auf fein Verlangen fogleich gerichtlich bee 
ſchrieben werden folen, daher ed außer befonderd obwaltenden 
Bedenklichkeiten hierzu Feiner Tagſatzung bedarf.’ Aus dem drit— 
ten Bande meiner Erläuterungen $. 450 Nr. 1 ift bereitd zu ers 
fehen, daß ich diefe Anficht auch früher nicht theilte, und in 
die Claffe Derfenigen gehöre, welche behaupten, daß da5 Pfand: 
recht dem Vermiether fchon unmittelbar aus dem Gelege gebühre, 
und daß ed eines befonderen Actes zur Erwerbung deöfelben nicht 
bedürfe. — Indeſſen wäre ich vielleicht nicht im Stande, dieſe 
meine Meinung zur Befriedigung zu begründen, wenn nicht 
Herr Hofrath Benoni felbjt aus der Gefchichte der Gefeggebung 
den Irrthum der entgegengefegten Behauptung durdy einen 
Licht verbreitenden Auffag nachgewielen hätte’), welchen zu be: 
nügen mir der Here Verfaffer und die Redaction geftatten wird» 
Das Pfandredyt super illata et invecta war ſchon in dem römi: 
fhen Rechte gegründet ; dasfelbe frat in dem Augenblife der Eins 


1) Stiche Wagn. Zeitfh. 4831, X. Heft, ©. 187 — 195, 
2) Wagn. Zeitſch. i83t, XI. Heft, S. A — 820, 
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bringung der Mobilien in die Wohnung oder auf dad Gut in 
Wirkſamkeit. — Doch mußte ein ſolches Pfandrecht einer in 
der Natur der Sache gegründeten Befchränkung unterliegen. Es 
car nähmlich nicht zulaffig, daß dad DVerfügungsrecht des Ber 
ftandnehmerd über- fein Mobilarvermögen durch die Fortdauer 
der pfandmäßigen Haftung deöfelben auch nach deſſen Entfer: 
nung aus der gemietheten Wohnung oder dem gepachteten Gute 
gleichfam aufgehoben, und daß felbft jeder redliche dritte Be: 
figer mit der PfandElage verfolgt würde. Man nahm daher an, 
daß das Pfandrecht des Vermiethers auf die eingebrachten Fahr: 
niffe aufhöre, wenn fie aus der Wohnung wieder weggebracht wer— 
den, und befchränfte daher die Ausübung des Pfandrechtes auf 
diejenigen Fahrniſſe, die zur Zeit, ald diefes geltend 
gemacht wurde, fi noch in der Wohnung oder auf dem 
Gute befanden '). Diefe Grundfäge find auch in der öſterreichi— 
fhen Gefeßgebung unverändert geblieben; denn dad Hofdecret 
vom 16. September 1796?) bedient ficb folgender Ausdrüde: 
„Dem Dermiether gebührt nah den [bon beftehbenden 
Gefegen zur Sicherheit des Miethzinfes dad Pfandrecht auf 
die in die Wohnung gebrachten Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe, 
die zur Zeit der Klage darin noch vorfindig, und fo 
weit fie ein Eigenthum des Miethers find.” Diefe Beftimmung ijt 
dann auch in der Folge in den $. 242 III. des gallisifchen und 
in den $. 41101 des gegenwärtig geltenden bürgerlichen ©efeß: 
Buches übergegangen, und man hat daher dadurch nur die alten 
Geſetze und die alte Uebung beftätigen, und nicht abändern 
wollen. — Durch dad oben angeführte Hofdecret vom 5. No: 
vernber 1819 Nr. 1621 wurde nicht die Frage: ob zur Erlan— 
gung des wirkſamen Pfandrechtes die Klage, oder die gericht- 
liche Befchreibung der Fahrniffe nothwendig fey, — fondern die 
Stage: ob ed geftattet fey, die bereit mit dem wirklichen ges 
feglihen Pfandrechte behafteten Sahrniffe nach Ueberreichung der 
Klage, und bloß zum Zwecke, die Verfchleppung oder Unter 
ſchlagung derfelben zu verhindern, gerichtlich befchreiben zu laſ— 


1) L. 6. et 9. D. in quib, caus. pigu. tac. cont, 
2) J. G. ©, Nr. 309. 
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fen ? beantwortet, und man war bey Abfaffung derfelben weit ent: 
ferne, die Wirkfamkeit des Pfandrechtes von dem Tage der Ein- 
bringung der Fahrniffe in die Wohnung oder auf das Gut im 
Zweifel zu ziehen, diefelbe wurde vielmehr als eine unbeftrittene 
Mahrheit ausdrücklich vorausgefest, und für die Geſtattung der 
gerichtlichen Befchreibung der Fahrniſſe nach überreichter Klage 
zu dem erwähnten Zwede gilt die Betrachtung: daß der Be: 
weis und die Gemwißheit, weldhe Fahrniſſe zur 
Zeit der Klage vorhanden waren, unerläßlid 
werde; nur durch diefe Befchreibung werde die 
Abficht des Geſetzes erreicht, indem ed fonft der 
Willkühr des Miethers überlaffen bliebe, die 
Sahrniffe aus dem Haufe zufchaffen, ohne daß 
es der Vermiether hbindern könnte 

Durch die Beziehung auf die SS. 340 — 342 der a. ©. D. 
folte nur angezeigt werden, daß, fo wie in Erecutionsfällen 
die dem Pfandrechte unterzogenen Sachen gerichtlid) verzeichnet 
werden, damit der Gläubiger fein Pfandrecht Leichter verwah— 
ren fönne, und der Gegenftand. des Pfandrecht5 außer Zweifel 
gefegt werde, — auch dem Beftandgeber eine folche Wohlthat 
nicht verweigert werden könne. Die oberjte Juftizftelle hat auch 
im Jahre 1821 einen in Gallizien durch zwey gleichlautende 
Urtheile dahin entfihiedenen Prozeß: dan die Mlierhzinsforderung 
ded Vermiethers, welcher die erwähnte Befchreibung nicht er= 
wirkte, der Forderung eines Gläubigers, welcher im Executions— 
wege die Zahrniffe des Mietherd gepfändet hatte, nachzujtehen 
habe; reformirt, und den Forderungen des Befchwerdeführes den 
Vorzug zuerkannt. — Aus Beranfaffung diefes Spruches ift 
diefelbe Frage, zu Folge allerhöchfter Anordnung und Genehmi: 
gung, bey der oberften QJuftisftele und der Hofcommilfion in 
Quftizgefegfachen im Allgemeinen einer neuerlichen Erörterung 
unterzogen und damit bejtimmt worden, daß auch für die Zus 
Eunft bey der von der oberfien Juſtizſtelle in dem erwähnten 
einzelnen Falle angenommenen von nun an authentifchen Aus: 
legung des Geſetzes zu verbleiben habe, ohne dag ed hier wer 
gen der Kundmachung einer Grläuterung bedürfte. — Berfelbe 
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Zmeifel iſt auch in dem lombardifch = venet. Königreiche erhoben | 


voorden, und die Öerichtöftellen waren darüber nicht einig. Man 
erkannte die Nothwendigkeit, die fo eben berührte Auslegung 
des Gefeges auch in diefem Königreiche in Anwendung zu brin— 
gen, und ed wurde auf Anordnung des lomb. venet. Senates 
der oberften Juſtizſtelle und im Einverftändniffe mit der oberften 
Auftizftelle zu Wien mit der Hofcommilfion in Juſtizgeſetz— 
fahen — und zwar nicht ald ein eigenes pofitived Ge 
feg für diefes Königreich, fondern bloß ald eine Belehrung über 
den Sinn und den Geift der in den deutfchen und in den ita: 
Tienifchen Provinzen geltenden Gefege — folgende Erklärung Fund 
gemadht '): „Die Kundmachungen der Gubernien und der Ap— 
pellationsgerichte in Mayland und Venedig (nähmlidy den Ins 
halt des Hofdecretes vom 5. November 4819 enthaltend) haben 
auf Feine Urt das gefegliche Pfandrecht beſchränkt, welches nad) 
dem $. 1101 des a. b. G. DB. dem DBermiether einer Wohnung 
oder dem Verpächter eines Grundſtückes gebührt. Diefes ding: 
liche , im Gefege felbft gegründete Recht beiteht, und äußert feine 
Wirkungen unabhängig von der Befchreibung oder Sequeftration 
der dem gefeglichen Pfandrechte des Wermiethers oder Verpäch— 
ter5 unterliegenden Gegenftände, und jene Mittel (der Befchreis 





bung und Sequeftration) find in den angeführten Kundmachun- 


gen einzig zu dem Zwede angedeutet, um dasfelbe Pfandrecht 
beſſer zu fchügen und zu verwahren.” 

5) Schon aus dem Geſagten ift zu entnehmen, daß dad 
\ Pfandrecht des WVermietherd feine Wirfungen ſchon von dem 
Momente, als die Fahrniffe in die Wohnung gebracht werden, 
und nicht erft von dem Augenblicke des Entſtehens des Zinsrück— 
ftandes herleite.e — Der möglichen Ginwendung gegen dieſe 
Behauptung, daß jedes Pfandrecht eine Forderung vorausſetze, 
und daß daher in fo lange von einem Pfandrechte Feine Rede 
feyn Fönne, ald noch eine Forderung eriftirt, wurde ſchon bey Erz 


läuterung der 99. 449 Nr. 1 und 469 Nr. 5 begegnet; daher 


4) Hoffanzfeydecret vom 13. April 1395, kundgemacht durch Circulare Des maylän— 
diſchen Suberniums vom 2. May 1826 und des venetianifchen Guberniums 
som 10. May 1826, 


* 


* 
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ich mich darauf beziehe. — So lange fein Zinsrückſtand exi— 
flirt, ruht dad Pfandrecht, — fo wie ein ſolcher aber entſteht, 
fängt die Wirffamkeit des Pfandrechted von dem Momente an 
ins eben zu treten, al die FZahrniffe in die Wohnung gebracht 


worden find. — Die Nichtigkeit diefer Behauptung wird auch) 


durch die Motive bejtätiget, worauf zufolge der oberwähnten 
Abhandlung des Herrn Hofrathes Benoni fich diefe authenti= 
ſche Erklärung gründet. — Gr erzählt nähmlich, man habe 
in Erwägung genommen, daß bey VBermiethung einer Wohnung 
oder Verpachtung eines Grundftücdes von dem Beftandgeber das 
gefegliche Pfandrecht auf die Fahrniffe des Beftandnehmers in 
eben dem Augenblide erworben werde, als diefels 
ben in die Wohnung oder auf dad Grundſtück gebracht werden, 
und daß daher auch das gefegliche Pfandrecht des Beftandgeberd 
felbft nach der Zeitordnung den Vorzug vor demjenigen Pfand: 
rechte behalten müſſe, welches fpäter einem Gläubiger des Bes 
ftandnehmerd von dem Richter ertheilet wird. 

6) Daß der Vermiether dad Pfandrecht auf diejenigen Fahr: 
niffe wieder verliere, welche der Miethmann vor eingereichter 
Klage aus der Wohnung gebracht hat, ift bereit oben Nr. 4 
vorgefommen, — Da aber dad Hofdecret vom 5. November 1819 
den Dermiether nur berechtiget, keineswegs verpflichtet, gleich 
nach eingereichter Klage die gerichtliche Befchreibung der in der 
Wohnung feines Miethmannes fich befindlichen Fahrniſſe anzu: 
fuchen, daher ed dem erfteren frey fteht, die Beſchreibung zu 
wa3 immer für einer Zeit nach eingereichter Klage vornehmen 
zu laſſen: fo frägt es ſich, ob der Vermiether fein Pfandrecht 
auf jene Sachen auch gegen dritte Befiger realijiten könne, wel: 
che der Miethmann nach bereitö gegen ihn angebrachter Klage, 


‚aber noch vor der gerichtlichen Befchreibung, aus der Wohnung 


gebracht hat? — Diefe Frage ift nach dem Inhalte des gegens 
wärtigen F. offenbar zu bejahen; denn der gegenwärtige 9. 
fagt ausdrüdlich, daß dem Vermiether dad Pfandrecht auf jene 
Sahrniffe des Miethers  zuftehe, welche zur Zeit der Klage 
noch in der Wohnung befindlich find, und das Hofdecret von 5. 
Rovember 1849 hat an diefem $. nichts abgeändert, fondern, 
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wie aus dem bereitd vorne Gefagten erfichtlicy ift, dem Vermiether 
nur den Beweis erleichtern wollen, welche Gegenjtände zur Zeit 
der Klage in der Wohnung ded Miethers befindlich waren. 

7) Herr Hofrath von Zeiller iſt der Meinung, daß auch vor 
eingebrachter Klage das geſetzliche Pfandrecht gegen einen Unred— 
lichen, der die Fahrniſſe im Nahmen des Miethers inne hat, 
noch immer geltend gemacht, und gegen redliche Beſitzer wenig— 
ſtens ein Verboth nach der Gerichtsordnung erwirkt werden könne. 
Allein ſchon v. Scheidlein hat gegen dieſe Meinung bemerkt), 
a) daß der gegenwärtige $. zwiſchen einem redlichen und unredli® 
chen Inhaber der aus der Wohnung weggefchafften Einrichtungds 
ftüdfe und Sahrniffe feinen Unterfchied made; und daß b) wider 
denjenigen, der diefelben imMlahmen des Miethers inne hat, zwar 
ein Verboth, fie dem Miether nicht erfolgen zu laffen, nach Vor— 
ſchrift der Gerichtöordnung bewirfet, jedoch dad Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden könne. Denn aus dem gegenwärtigen $. 
geht deutlich hervor, daß der Vermiether dad Pfandrecht ganz 
ausnahmlod nur auf jene Fahrniſſe realifiren könne, welche fich 
zur Zeit der eingereichten Klage noch in der Wohnung des Mie: 
thers befinden. 

8) Dagegen behauptet v. Scheidlein, daß die Wirkung des 
dem Vermiether auf die eingebrachten Einrichtungsſtücke und Fahr: 
niffe des Miethers zuftehenden gefeglihen Pfandrechtes darin be— 
ſtehe, daß demfelben jedes von einem Gläubiger ded Miethers 


im Wege der gerichtlichen Grecution bewirkte Pfandrecht ſelbſt 
dann weichen müſſe, wenn ed auf den erwähnten Gegenſtänden 


(bon zu der Zeit, ald fie in die Wohnung einge: 


brabht worden find, gehaftet hat; a) weil es fogar auf 


fremde in die Wohnung eingebrachte Gegenftände geltend gemacht 
werden kann; b) weil es fonft leicht ganz vereitelt werden könnte, 
wenn ein Gläubiger die Pfändung auf alle Eintichtungsftüde und 
Fahrniffe feined Schuldners geführet hat; c) weil der Vermiether 
nicht unterfuchet, ob auf das eine oder andere in die Wohnung 
eingebrachte Einrichtungsſtück dad gerichtliche Siegel aufgedrudt 
fen, diefes Siegel aber oft ſogar weggeriffen ift, er fich alfo 


DU. ©. 7% 
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in feinem oder in einem weit geringeren Berfchulden befindet, 
als der Pfandgläubiger, welchem es freygeftellt ward, zu feis 
ner Sicherheit die Zrandferirung der gepfändeten Segenftände 
zu erwirfen; und d) weil, wenn der Schuldner die gepfändeten 
Meubel ganz oder zum Theil verfauft hätte, das Pfandrecht von 
dem Gläubiger auf diefelben gegen den redlichen Befiger eben fo 
wenig ausgeübt werden Eonnte, ald gegen denfelben das Eigen— 
thumsrecht in einem Falle ausgeübt werden kann, in welchem 
er die Sache von Jemanden an fich gebracht hat, dem fie von 
dem Cigenthümer anvertraut worden ilt. 

Allein die erfteren drey Gründe find wohl rein politifiher Nas 
tur, und können allerdingd geeignet feyn, den Gefeßgeber felbft 
zu bewegen, eine folche Beftimmung ausdrücklich feftzufegen; als 
lein fie find offenbar nicht geeignet, den Beweis zu liefern, 
daß nach dem dermahligen beftehenden dfterreichifchen Nechte das 
Pfandrecht des Vermiethers felbft vor dem früher erlangten exe— 
eutiven PDfandrechte anderer Gläubiger den Vorzug behaupte; 
— der sub d angeführte Beweidgrund hat aber wieder eines 
weiteren Beweifes eben fo vonnöthen, wie der aufgeftellte Bes 
weisſatz felbft. Die Entfiheidung der hier berührten Streitfrage 
hängt überhaupt von der Beantwortung der Vorfrage ab: ob 
derjenige Gläubiger, welchem eine bereitd gerichtlich gepfändete 
aber in Verwahrung des Schuldners belaffene Sache, oder eine 
folhe Sache verpfändet worden iſt, welche bereit5 einem anderen 
Gläubiger ald Pfand übergeben wurde, der fie aber mit Vor: 
behalt feines Pfandrechtes dem Schuldner wieder rückſtellte ($. 
467), ein Vorrecht vor dem früheren Pfandgläubiger genieße ? 
— 63 ſcheint zwar Fein Zweifel, daß, wenn man hier die Anas 
logie des $. 456 anmendet, obige Frage bejahend beantwortet 
werden müſſe. — Allein, daß hier die Analogie angewendet 
werden dürfe, » muß verneinet werden; denn ſchon bey Er: 
läuterung des $. 7 wurde bemerkt, daß die Analogie nur dann 
in Anwendung Eommen könne, wenn ein Fall zu entfcheiden ift, 
für welchen gar fein auddrücliches Gefeg vorhanden ift. Weber 
dad Vorzugsrecht der einzelnen Pfandgläubiger unter fich, fpricht 
fi) aber die Concursordnung dahin aus, daß der Rang unter 
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ihren nach Maßgabe der Zeit, ald fie dad Pfandrecht erlangt 
haben, zu bejtimmen fey. — Eine Ausnahme von diefer Regel 
hat dad Gefeß nirgends ausdrücklich feftgefegt, — und eine bloß 
aus der Analogie gefolgerte Ausnahme kann nad) dem oben auf: 
gejtellten Grundſatze nicht Plaß greifen. 

9) Auch dem Verpächter eined Grundſtückes fteht zur Si— 
herfiellung des Pachtzinfes dad Pfandrecht auf folgende Gegen: 
ftände zu: a) auf Dad aufdem Pahtgutevorhandene 
Vieh, worunter nicht nur darjenige, wad zum Wirthichaftöbe: 
triebe erforderlich ift, fondern auch alles dasjenige gehört, mad 
zum dceonomifchen Gebrauche beftimmt ift, 3. DB. die zum Ver— 
kaufe erzogenen Dchfen, fo wie Schweine, Schafe, Zauben 
u. f. w., nicht aber auch Luxuspferde oder andere Hauöthiere, weil 
man von diefen nicht fagen Fann, def fie auf dem Pachtgute 
ald folchem vorhanden feyn; b) auf die darauf vorhan 


denen Wirthſchaftsgeräthſchaften, d. i. jene Fahr: 


niffe, welche zum MWirthfchaftöbetriebe erforderlich find, als: 
Pflüge, Laftwägen, Hauen uf. w.;undc) auf die darauf noch 
befindlihen Früchte, worunter jedoch nur die bereitd ab» 
gefonderten, nicht aber auch die jtehenden Früchte verftanden wer— 
den Eönnen, da dieje ein Zugehör des Grundſtückes ſelbſt aus: 
machen ($ 295). Befinden ſich bey dem gepachteren Grundſtücke 
auch Wohngebäude, welche der Pächter auch wirklich für fich 
oder Andere al Wohnung benüßet, fo könnte man zu der Be: 
hauptung verfucht werden, daß der Beftandvertrag hier aus Mie— 
the und Pachtung zufammengefegt fey, daher auch der Beſtand— 
zind, theils Miethzins, theils Pachtzins fey, und daß daher in 
° Betreff des erfteren auch die in dad Wohngebäude eingebrach: 
ten Einrichtungsſtücke und andere Fahrniffe als Pfand zu haften 
haben. — Allein ich glaube, daß ein Beltandvertrag, wenn 
nicht ausdrücklich ein Mieth= und Pachtzind abgefondert feftgefeßt 
worden ift, immer nur ald Miethe oder Pacht, und Feineswegs 
ald beydes zugleich angelehen werden könne, weil hier ein ge: 
feglicher Mapftab zur Auseinanderfcheidung mangelt, bey bey: 
den auch verfchiedene Beftimmungen zu gelten haben, wovon 
die SS. 4105, 1115 u. 1116 Beyſpiele liefern, und doch nicht an= 
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genommen werden kann, daß dlie Parteyen bey Schliefung des 
Bejtandvertraged in Betreff der einzelnen zum Objecte ihres Be: 
ftandvertragd gehörigen Stücke abgefonderte Beftimmungen fefts 
fegen wollten. — 65 wird daher immer auf den Hauptzweck ans 
kommen, wozu dad Beſtandſtück verwendet werden fol. Wer 
ein Haus in Beftand nimmt, bey dem fich ein Garten befindet, 
will doch eigentlich nur einen Miethvertrag fchliegen ; denn die 
Wohnung ift hier Haupt, der Garten nur Nebenfache, der der 
Wohnung nur Annehmlichkeit verfchafftl. Wer aber ein ganzes 
Bauerngut in Beftand nimmt, auf welhem er felbft wohnet, 
hat dabey doch mehr auf das Erträgniß, als auf die Woh— 
nung gefehen, und fohin einen eigentlichen VPachtvertrag abge: 
fihloffen. — Uebrigens muß auf die gefeglichen Pfandftüde für 
dad Pachtgeld alled das angewendet werden, was von gefegli: 
chen Pfandftücen einer Miethe gefagt worden ift. 

10) Eben fo find die in Rüdficht des erften Hauptbeftand: 
nehmer gegebenen Vorfchriften auf einen Afterbeftandneh: 
mer audzudehnen. Als Grund diefer gefeglichen Beſtimmung führt 
v. Zeiller an, daß der erfte Miether gewöhnlich feine Einrichtung$= 
ſtücke und Fahrniſſe hinwegfchaffe, um jenen des Untermiethers Pag 
zu machen, wad auch von dem erften Pächter im Verhältniffe zu 


dem Unterpächter in Rückſicht des Viehſtandes und der Wirth: 


fchaftögeräthfchaften gelte. — Zudem hafte der Unterbeftandneb- 
mer feinem nächften Beftandgeber für dad bedungene Beſtand— 
geld, und diefer dem urfprünglichen Beftandgeber für das feinige, 
worunter jenes eingefchloffen ift. 

141) Der Aftermiether haftet jedoch dem Hauptvermiether 


nur nach. Maß feines Miethzinſes; denn wenn gleich der Af— 


termierher ald Schuldner des Aftervermiethers zugleich als Schuld— 
ner des Hauptvermietherd angefehen werden kann, fo wird er 
doch nur in fo weit Schuldner des letzteren, ald er Schuldner 
des AUftervermietherd ift. — Da er nun nur in Anfehung des be: 
dungenen Aftermiethzinfes Schuldner des Aftervermiethers ift, fo 
Fann er dem Hauptvermiether zu Feinem größeren Betrage de 
Miethzinſes, ald zu welchem er fich dem Aftervermiether verpflichtet 
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hat, verbunden werden‘). In Rückſicht des Uebermaßes Fann 
fi) alfo der urfprüngliche Bejtandgeber einzig an feinen nächften 
Deftandnehmer und dejjen vorfindige Zahrıniffe halten. — Nur 
die auf dem Pachtgute erzielten und noch vorhandenen Früchte 
bleiben, weil fie urfprünglic) und ihrer Natur nach fihon vers 
pfändet find, ohne Rückſicht auf diefen Betrag verpfändet *). 

12) Hat der Aftermiether dem Hauptmiether den Zins im 
voraus gezahlet, und der Hauptvermiether will fein Recht auf 
die Zahrniffe des Aftermietherd nach Maß diefes Zinfes geltend 
machen, weil der Hauptmiether ihm den Zins nicht abgeführt 
hat; fo Fann der Aftermiether die Einwendung nicht machen, 
daß er den Zins bereitd bezahlt habe, fondern muß defjenunge: 
ashtet denfelben dem Hauptvermiether abführen, damit dad Necht 
des Leßteren nicht von dem Aftermiether im Ginverftändniffe 
mit dem Hauptmiether nad) Belieben vereitelt werden Fonne. 
Unter Vorauszahlung wird aber nur eine ſolche Zahlung ver= 
ftanden, welche der. Afterbeftandnehmer vor der Zeit geleiftet 
hat, ald er zufolge der Vorfchrift des Geſetzes, ohne eine bes 
fonder5 getroffene Verabredung, den Zins zu entrichten gehabt 
hätte. — Denn nur in diefem Sale kann ihm ein Verſchulden 
beygemeffen werden, weil er wiffen mußte, daß er bis zur Ver— 
faUlözeit des von ihm zu bezahlenden Zinfes dem Hauptbeftands 
geber verantwortlich bleibe. 


. 1102. 


Der Beſtandgeber kann ſich zwar die Vorauszah— 
lung des Beſtandzinſes bedingen. Hat aber der 
Beſtandnehmer mehr als Eine Friſtzahlung vor— 
aus geleiſtet; ſo kann er dieſelbe nur in dem 
Falle, daß ſie in die öffentlichen Bücher einge— 
tragen iſt, den ſpäter eingetragenen Gläubigern 
entgegenſetzen. 

4) Obſchon nach dem Geſetze der Beſtandnehmer nur vers 
pflichtet ift, den Beſtandzins nach Verlauf eines halben Jah: 


1) Siehe 9. Scheidlein a. a. D. @.62. 
3) Zeillers Commentar Ar. 10. 
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res, oder bey einer kürzeren Beftandzeit nad) Verlauf derfelben zu 
entrichten ($. 1100); fo ift doch hiervon der Fall einer befonderen 
Berabredung audgenommen, und ed ijt Fein Grund vorhanden, aus 
melchem der Vertrag, wodurch die Vorauszahlung des Beftand: 
zinfed bedungen wird, ungültig oder auch nur unerlaubt feyn 
fol. — Selbſt eine ähnliche Befchränfung in der bedungenen 
Doranszahlung, wie bey dem Darleihendvertrage ($. 997), ift 
bier, da der nähmliche Grund nicht vorhanden ift, nicht an ih— 
rem Plage. Der Beſtandnehmer Fauft eigentlidy den Gebrauch 
der Sache, und es fteht daher fein Hindernig entgegen, daß er 
den bedungenen Kaufpreis für die ganze Beſtandzeit gleich an— 
fanglich entrichte. 

2) Nur in Beziehung auf die infabulicten Gläubiger ent: 
hält das Recht des Beftandgeberd und Beſtandnehmers, in Anſe⸗ 
hung der Entrichtung des Pachtzinſes eine beliebige Verabredung 
zu treffen, eine in der Natur ihres dinglichen Rechtes liegende 
Beſchränkung. Denn zufolge des $. 457 erſtreckt ſich dad Pfand— 
recht der intabulirten Gläubiger auch auf die noch nicht abgefon- 
derten Früchte, und die noch nicht bezogenen Nutzungen der ver- 
pfändeten Sache. — Der Beftandgeber ift daher, fobald die Be- 
ftandfache mit Pfandlaften befchwert ift, nicht mehr uneingefchränfe 
ter Eigenthümer der Nugungen, fondern ed muß hier dad Recht 
der Gläubiger, fich aus den Nugungen der Sache zahlhaft zu 
machen, in Berüdfichtigung genommen werden. Den bereit in— 
tabulirten Gläubigern kann alfo eine ſolche Vorauszahlung zu 
keinem Nachtheile gereichen. — Nur in der Beruckfichtigung, dag 
an vielen Orten gebrauchlih und an mehreren derfelben fogar 
durch politiiche Verordnungen angeordnet ift, daß der Zins im- 
mer halbjährig vorhinein entrichtet werde, geftattet auch hier das 
Gefeß, eine Sriftzahlung im Voraus zu Teiften, ohne daß fich da- 
durch die intabulirten Gläubiger in ihren Rechten auf die Früchte 
der Sache beeinträchtiget fühlen Fünnen. Hat aber der Beftand- 
nehmer mehr ald eine Zriftzahlung im Voraus geleiftet, fo kann 
diefe Vorauszahlung den bereit3 intabulirten Hläubigern durch: 
aus zu Seinem Nachtheile gereichen. — Hat 5. B. der Beftand: 
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nehmer zu Georgi den Beſtandzins bis Georgi des folgenden 
Jahres entrichtet, und der intabulirte Gläubiger hätte noch vor 
Michaeli die Sequeſtration der Beitandfache erwirfet; fo müßte der 
Bejtandnehmer allerdings den Zins von Micyaeli bis Georgi 
- zum zweyten Mahle entrichten. — Gegen die etwa noch nach— 
folgenden Tabulargläubiger Eann fich aber der Beftandnehmer das 
durch fichern, daß er die Quittung über den bezahlten Beftands 
zins auf die Bejtandfache in dem öffentlichen Buche eintragen 
läßt. Durch diefe Eintragung wird den noch nicht eingetragenen 
Gläubigern erfennbar, in wie weit die Früchte der Beftandfache 
noch zur Bedeckung ihrer Forderungen dienen; fie. Fönnen fich 
daher über eine ſolche Vorauszahlung nicht befchwert fühlen. 

3) Die Eintragung der Quittung in dad Öffentliche Buch 
hat ohne Zweifel außer der hier erwähnten noch die weitere Wir: 
Eung, daß dadurch der Beſtandnehmer auf das DBeftandjtud ein 
eventuelles Pfandrecht, nähmlich für den Fall erlange, als durch 
eine vor der Zeit gefchehen® Auflöfung des Beſtandvertrages, 
oder auf eine andere Weife der Beitandgeber zur Zurüdzahlung 
eines Theiles des Beftandzinfes verpflichtet würde. 


b. 1103. 
Zins in Früchten. 

Wenn der Eigenthümer fein Gut mit der Bedin— 
gung überläßt: daß der Uebernehmer die Wirth: 
Ichaft betreiben, und dem Uebergeber einen auf 
die ganze Nusung ſich beziehenden Theil, 3. 8. 
ein Dritt-Theil oder die Hälfte der Früchte ges _ 
ben foll; jo entſteht fein Pacht: fondern ein Ge— 
ſellſchaftsvertrag, welcher nach den darüber auf: 
geitellten Regeln beurtheilet wird. 

Schon bey Erläuterung des $. 1090 wurde bemerkt, daß 
der Beftandpreid nicht gerade in barem Gelde bejtehen müſſe, 
fondern auch in anderen Gegenftänden beftehen könne. Ei 
auch nach dem Inhalte des gegenwärtigen $. gar fein Zweifel, 
daß er auch im Srüchten entrichtet werden könne; jedoch muß die 
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Qualität und Quantität derfelben beftimmt feyn. So Fann fich 
bey Beftandgebung eines Landgutes ausbedungen werden, daß 
der Beftandnehmer anftatt eines Zinfes im Gelde jährlich eine bes 
ftimmte Quantität Weisen, Korn, Hafer u. dgl. entrichte. — 
Ganz verfchieden aber hiervon ift die Bedingung, zufolge wel: 
cher ausgemacht wird, daß Derfenige, dem die Wirthfchaftsführung 
eines Gutes überlaffen wird, einen auf die ganze Nutzung fich 
beziehenden Theil geben foll. — Kraft einer folchen Bedingung 
“wird, wie v. Zeiller bemerkt, von dem Gigenthümer ded Gutes 
eine Hauptfumme herbeygefchafft, woraus der mittelft der Bemü— 
hung des andern Theiles erzielte Nuten gemeinfchaftlich feyn 
foll. — Ein folcher Vertrag ift alfo ein wahrer Geſellſchaftsver— 
trag zum gemeinfchaftlichen Erwerbe, weldyer nach den im 27. 
Hauptſtücke aufgeftellten Vorfchriften zu beurtheilen ift, woraus 
es gefchehen Fann, daß der Gigenthümer des Gutes nicht nur 
feinen beftimmten Preid, fondern gar feinen Gewinn erhalte, 
und eben fo der andere Theil feine Bemühung einbüße (9. 1183, 
4193 und 1197). 


ſ. 1104. 
Fälle und Bedingungen einer Erlaſſung des Zinſes. 

Wenn eine in Beſtand genommene Sache wegen 
außerordentlicher Zufälle, als: Feuer, Krieg oder 
Seuche, wegen großer Ueberſchwemmungen, Wet— 
terſchläge oder wegen gänzlichen Mißwachſes, gar 
nicht gebraucht oder benützt werden kann; ſo iſt 
auch kein Mieth- oder Pachtzins zu entrichten. 

1) In wie fern der Beſtandnehmer in einem ſolchen Falle 
die gänzliche Aufhebung des Beſtandvertrages fordern könne, wird 
ſpäter an dem Orte abgehandelt werden, wo von der Aufhebung 
des Beſtandvertrages die Rede iſt. — Hier berührt das Geſetz 
nur den Fall, in welchem entweder die gänzliche Aufhebung des 


Vertrages unzuläſſig, oder dem Beſtandnehmer nicht anſtändig 
iſt, dieſelbe zu verlangen. 
Nippel's Commentar VIL, Th 18 
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2) Der Grund der gegenwärtigen Vorſchrift ift, meil der 
Beftandzind für den Gebrauch oder die Benügung der Sache 
bedungen wird, mithin die Verbindlichkeit, denfelben zu bezahlen, 
erlifcht, fobald der Gebraudy oder die Benügung der Sache un— 
möglich wird. Da diefer Grund fowohl auf Mieth- als Pachte 
verträge paßt, fo ift Fein Unterfchied zwifchen dem einen und 
andern zu machen. — Wenn daher dad Pachtſtück in Cinem Jah— 
re gar nicht benüßt werden kann, fo ift es einerley, ob dasfelbe 


auf Ein oder auf mehr als Ein Jahr verpachtet worden ſey; ins 


dem dad Geſetz im gegenwärtigen $. diefen Unterfchied nicht 
macht, den es im folgenden F. feftfegt, worin von dem Zalle 
gehandelt wird, in welchem die Nußungen des Pachtgutes unter 
den gewöhnlichen Ertrag gefallen find, mithin dasfelbe doch 
benüßt worden ift. 

3) Cine gänzliche Störung des Gebrauches oder der Bes 
nüsung der Sache gefchieht gewöhnlich durch einen außerordent= 
/ lichen Zufall. Hier werden von dem Gefege nur beyfpieläweife 
ſolche Zufälle aufgezählt, und ed fchließt andere, diefen ähnliche 
Zufälle nicht aud. Here Hofrath v. Zeiller vermehrt daher die 
angegebenen gefeßlichen Beyfpiele noch durch folgende: ein Eins 


fturz des Wohngebäudes durd) Erdbeben, Ginziehung und Ver: | 


wendung des DBeftandgutes zu öffentlichen Bedürfniffen, Erkran— 
fung der zu einer Reife gemietheten Pferde, Hat der Beſtand— 
nehmer den Beſtandzins fehon im Voraus entrichtet, fo ift der 
Beftandgeber fchuldig, ihm jenen Betrag wieder zurück zu er: 
fegen, welchen der Beftandnehmer nach den hier aufgeftellten 
Vorfchriften nicht zu bezahlen gehabt hätte. — Wenn daher Jes 
mand eine Wohnung gegen einen halbfährig zu bezahlenden Zins 
auf drey Jahre gemiethet hat, und diefelbe nach drey Monathen 
von dem Tage an, als er fie bezogen hat, durch eine entjtandene 
Feuersbrunſt unbrauchbar, jedoch binnen drey Monathen wieder 
hergeftellt wird ; ift er ftatt des halbjährigen nur einen dreymo— 
nathlichen Zins zu zahlen verbunden, und wenn er den halbjäh: 
tigen Zind vorhinein bezahlt hat, einen dreymonathlichen zürückzu— 
fordern berechtiget. Eben fo, wenn Jemand Grundſtücke auf drey 
Jahre gepachtet, und ein Wetterfchlag im zweyten Jahre die ges 
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fammten ftehenden Srüchte zu Grunde, gerichtet hat, ift der Päch, 
ter für dad zweyte Jahr Feinen Pachtzind zu entrichten fchuldig '). 

4) Liegt dad Hinderniß in einem Berfchulden eines Drits 
ten, nicht in einem reinen Zufalle, wie z. B., wenn dad Wohn: 


gebäude durch einen Dritten in Brand geftekt, worden wäre; fo - 


bat dad Nähmliche zu gelten, weil diefes Verfchulden eines Dritz 
ten in Bezug auf den Beftandnehmer doch nur als Zufall anzufes 
ben ift, und der oben Nr. 2 angegebene gefegliche Grund auch 
für diefen Fall vollkommen anwendbar ift. — Liegt dagegen dab 
Hindernig in einem Berfchulden des Beitandnehmers felbft, oder 
in einem fein® Perfon treffenden Zufalle; fo kann von einer Er— 
laffung des Beftandzinfes Feine Rede ſeyn (F. 1107). Eben fo 
muß der Beftandnehmer den Unfall tragen, der feine eigenthüm— 
lihen Sachen, 3. B. feine in da5 nachher abgebrannte Gebäude 
eingebrachten Fahrniſſe, getroffen hat ($. 1311). 


b. 1105. 


Wird dem Miether der Gebrauch des Miethftücdes 
nur zum Theile entzogen; fo wird ihm auch ein 
verhältnigmäßiger Theil des Miethzinfes erlaſ— 
fen, Dem Pächter gebührt ein Erlaß an dem 
DMachtzinfe, wenn durch außerordentliche Zufälle 
die Nußungen des nur auf Ein Jahr gepachteten 
Gutes um mehr als die Hälfte des gewöhnlis 
chen Ertrages gefallen find. Der Verpächter ift 
fo viel zu erlaffen fchuldig, als durch diefen Ab— 
fall an dem Pachtzinfe mangelt. 

4) Wird dem Beftandnehmer der Gebrauch oder die Be: 
nützung des Beſtandſtückes nicht gänzlich, fondern nur zum Theile 
entzogen, 3. B. wenn durch eine entjtandene Zeueröbrunft ein 
Theil der Wohnung durch einige Zeit, oder auch während der 
ganzen Dauer des DBeftandvertraged unbrauchbar würde, oder 
wenn, durch einen Wetterfchlag die auf dem gepachteten Acer 
ſtehenden Früchte zum Theile, oder die auf einigen zu dem ge 


1) Siche v. Scheidlein a. a. D. ©. 97. 


18 * 
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pachteten Landgute gehörigen Grundſtücken ftehenden Früchte durch 
eine große Ueberſchwemmung gänzlicy zu Grunde gerichtet wor: 
den wären; fo iſt nach dem gegenwärtigen $. zwifchen Miethun: 
gen und Pachtungen zu unterfcheiden. Dem Miether wird in eis 
nem folcyen Zalle immer ein verhältnigmäßiger Theil des Mieth— 
zinfes erlaffen. — Um diefen verhältnigmäßigen Theil audzumit- 
teln, muß fowohl auf die Dauer de3 entbehrten Gebrauched, als 
auf die Größe des Theiles, welcher dem Gebrauche entzogen 
worden ift, Nucdficht genommen werden. Gin jährliches Mieth— 
geld von 4000 fl. litte alfo, wenn die Hälfte der Wohnung durch 
Ein Vierteljahr vermißt wurde, einen Abzug von 500 fl. Da 
übrigend der gegenwärtige $. im Zufammenhange mit dem voris 
gen $. erflärt werden muß, und diefer nur von außerordentlis 
chen Zufällen fpricht; fo ergibt ſich, daß diefe Erlaſſung wegfalle, 
wenn der Zufall Fein außerordentlicher, unvorherfehbarer wäre, 
wie 3. DB. Eleine Ueberſchwemmungen von Häufern nahe an ei: 
nem nicht felten audtretenden Fluſſe. 

2) Wa3 die Pachtungen anbelangt, fo fand man Beben: 
Een, die Nr. 1 angegebenen Beftimmungen auch auf foldhe an— 
zuwenden, theild weil fie gewöhnlich felcher Zufälle wegen gefor= 
dert werden, die nicht, wie im vorigen alle ($. 1104), die Be: 
nüßung ded Gutes entziehen, nicht die Subſtanz ded Guted, fonz 
dern vielmehr die Früchte treffen; theild weil der Abgang oder 
die Unfruchtbarkeit in einem Jahre durch die Sruchtbarfeit der 
übrigen erfegt wird 9. 

3) Im gegenwärtigen Geſetzbuche find dießfall3 die nahnız 
lichen VBorfchriften benbehalten worden, welche bereitd im galli= 
- zifchen Gefegbuche, al3 dem Entwurfe des gegenwärtigen, aufges 


ftellt worden find, und zwar, tie v. Zeiler in feinem Com: - 


mentare angibt, aus den Gründen: da dad römifche Necht, 


welches von gleihen Grundſätzen ausging, auc in diefem Ges. | 


genjtande bi5 dahin ald Regel gegolten habe; daß in Gallizien, 
wo doch diefe Pachtungen am häufigften vorfommen, Feine Be: 
fchwerden dagegen erhoben morden ſeyn; daß diefe Vorfchriften 
mit der angenommenen Regel, die Benügung als gefauft anzu= 


1) Siehe v. Zeiller's Cominentar Mr, 3. 
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ſehen ($. 1094), übereinftimmten; daß fie den häufigen Ausflüch— 
ten und Chicanen der Pächter, die nur äußerſt felten wiederhohlte 
außerordentliche Unglüdsfalle ausweifen Eönnen, begegnen, und 
dag den Parteyen Fünftig, wie bisher, frey bleive, andere Pacht: 
bedingungen feitzufegen. 2 

4) Zufolge den in unferem Gefeßbuche aufgenommenen 
Dorfchriften Eommt es nun bey Pachtungen darauf an, ob fie 
auf mehr ald Ein Jahr, oder nur auf Ein Jahr errichtet worden 
find. Sind fie auf mehr als Cin Jahr, alfo auch nur auf zwey 
Jahre errichtet worden, und die Benügung des Pachtgutes wird 
dem Pächter in dem einen oder dem anderen Nahre durch ei— 
nen außerordentlichen Zufall, 3. B. durch Mißwachs, fey ed auch 
zum größeren Theile, entzogen; fo gebührt ihm Fein Einlaß an 
dem Pachtgelde, weil, wenn auch der Ertrag in einem Jahre 
unter dem gewöhnlichen war, derſelbe doch in dem andern den 
gewöhnlichen überjteigen Fann, mithin angenommen wird, daß 
die Anfruchtbarkeit des einen Jahres durch die Fruchtbarkeit des 
andern aufgewogen werde. — So mie alfo, wenn in einem fehr 
fruchtbaren Jahre der Ertrag des Pachtgutes den gewöhnlichen 
um Vieles überfteigt, der Pächter zu feinem höheren Pachtzinfe 
verbunden ift, Fann er auch in einem minder fruchtbaren Jahre 
nicht fordern, daß der Berpächter ihm einen Theil de3 Pacht: 
zinfes erlaſſe. Es ift zwar möglich, daß, wenn ein Pachtgut nur 
auf einige, 3. B. zwey Jahre verpachtet worden ift, der Ertrag 
desfelben in dem einen, fo wie in dem anderen Jahre fehr ge: 
ting ausfalle; allein da das Geſetz auf einer allgemeinen, aus 
dem, was meiſtens zu gefchehen pflegt, abgeleiteten Bermuthung 
beruht; fo bleibt ed bey der Ausſage deöfelben, wenn wirklich in 
einem befonderen Sale dad Widerfpiel erhellte, mithin bewiefen 
werden könnte, daß die Unfruchtbarkeit des einen Jahres durch 
die Fruchtbarkeit ded anderen nicht erfegt werde. — Bielleicht 
wollte dad Geſetz bey Pachtungen, die über Ein Jahr dauern, 
dadurch auch die Parteyen antreiben, ordentliche Pachtverträge 
zu errichten, und in felben für folche ungewöhnliche Fälle aus: 
drückliche Berabredungen zu treffen. 
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5) Iſt dad Gut nur auf Gin Jahr gepachtet worden, fo 
gebührt dem Pächter ein Einlaß an dem Pachtzinfe nur dann, 
wenn duch außerordentliche Zufälle die Nugungen des 
Gutes um mehr ald die Hälfte des gewöhnlichen Ertrages ges 
fallen find. Was unter einem —— Zufalle, der auch 
ohne die Verpachtung unmittelbar den Eigenthümer getroffen 
haben würde, zu verſtehen ſey, iſt aus dem vorhergehenden $. 
zu entnehmen. Daß aber der Pächter, um über eine Verkürzung 
ſich befchweren zu Fönnen, nicht einmahl die Hälfte des gewöhn— 
lichen ganzen Ertrages (mit Rüdfiht auf alle Theile ded Pacht: 
gegenftandes) erzielen müffe, ift, wie v. Zeiller bemerkt, der Ana— 
logie ded Kaufes gemäß (F. 1060). Nach eben diefer Bemers 
Eung kann der gewöhnliche Ertrag nach Abzug der Beſtellungs— 
Eoften aus dem Anfchlage, oder, wenn die Verpachtung in Paufch 
und Bogen gefchieht, aus den Gutörechnungen des Verpächters ') 
oder Eigenthümers, oder anderer benachbarter Eigenthümer ähn— 
licher Grundſtücke dargethan, oder auch, wie v. Scheidlein weis 
ter bemerkt, durch fachverftändige Männer beſtimmet werden. 

6) Die Frage, wie viel in einem folchen Falle der Bere 
pächter an dem Pachtzinfe zu erlaffen fcbuldig fey, wird von dem 
gegenwärtigen J. dahin beantwortet, daß der Verpächter fo viel 
zu erlaffen fchuldig fey, als durch diefen Abfall an dem Pacht: 
zinfe mangelt. — Leber den eigentlichen Sinn diefer Worte find 
die Meinungen getheilt. Einige legen diefe Worte dahin aus, 
daß der Verpächter einen eben fo großen Theil am Pachtzinfe 
nachzulaffen habe, als der Theil beträgt, um welchen fich der 
gewöhnliche Ertrag vermindert hat; fo 3. B., daß, wenn ein 
Pachtzins von 450 fl. bedungen worden, und das Pachtgut nur 
ein Deittheil ded gewöhnlichen Ertrages abgemorfen hat, der 
Berpächter dem Pächter zwey Drittheile am Pachtzinfe zu er— 
laffen fchuldig fey; mithin ftatt der bedungenen 150 fl. nur 50 fl. 
fordern Eönne. Andere aber glauben, daß der Verluft der Hälfte 
1) In dem v. Zeiller’fchen Gommentare heißt es zwar: »Pächter« allein ich Hals 

te diefes für einen Drudfehler; denn es iſt Hier von dem Falle, als ein 

Gut nur auf Ein Jahr gepachtet iſt, Die Rede; Daher Fönnen die Rechnun— 


gen des Wachters den gewöhnlichen Ertrag des veepachteten Gutes nicht 
ausweiſen. 
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dis gewöhnlichen Ertrages gar nicht in Anfchlag zu bringen fey, 
fordern nur dad Verhältniß des Vachtzinfes zu den Nugungen, 
die der Pächter unter der Hälfte des gewöhnlichen Ertrages be: 
zogen hat, berückfichriget werden müffe; mithin in dem gegebe: 
nen Deyfpiele dem Pächter nur 25 fl. am Pachtfchillinge erlaffen 
werden müßten, der Pächter fohin noch immer 125 fl. an fols 
chem zu fordern berechtiget wäre. — Da ich ganz der Meinung 
des Hrn. Reg. Rathes v. Scheidlein beypflichte, welcher die er= 
ftere Auslegung vertheidiget '), und ich feine Gründe für felbe 
auch ganz richtig und erfchöpfend finde; fo fey ed mir erlaubt, 
die bezügliche Stelle hier mit einigen Abkürzungen wörtlich an— 
zuführen. — „Die erftere Auslegung gründet fic) a) auf die Wor: 
te des Gefeßes, und b) auf die Analogie der in dem $. 954 
enthaltenen Borfchrift. In der legten Periode des F. 1105 kann 
nähmlich unter dem Ausdrucke: „durch diefen Abfall,” Fein an: 
derer verftanden werden, ald derjenige, von dem in der vorher: 
gehenden Periode die Nede wat. Da nun in felber von einem 
Abfalle der Nugungen um mehr ald die Hälfte des gewöhnlichen 
Ertrages die Rede war, fo find die Worte der Ietten Periode 
diefes 9. dahin auszulegen, daß der Verpächter fo viel zu ers 
laffen fchuldig ſey, als durch den Abfall der Nutzungen um mehr 
als die Hälfte des gewöhnlichen Ertrage3 an dem Pachtzinfe 
mangelt, das heißt, al3 der Pachtzins, welcher nady Maßgabe 
der gewöhnlichen Nugungen beftimmt worden iſt, eine geringere 
Summe hätte betragen müffen, wenn man diefen Abfall voraus: 
geſehen hätte; und fo wie nad) der Analogie des 9. 934, wel: 
che bier allerdings Statt findet, da die Nugungen des Pachte 
gutes für gefauft anzufehen find, ein Erlaß am Pachtzinſe nicht 
angefprochen werden Fann, wenn der Ertrag des Pachtgutes 
überhaupt geringer ift, ald der gewöhnliche, fondern nur dann, 
wenn die Nugungen um mehr al die Hälfte de3 gewöhnlichen 
Ertrages gefallen find, weil auch ein Kaufvertrag nicht wegen 
jeder Verlegung, fondern nur wegen einer Verlegung über die 
Hälfte des wahren Werthed der Sache angefochten werden kann; 


— 


1) Am a. O. 9935 — 9. 
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f6 muß nach eben diefer Analogie, wenn die Nugungen de 
Pachtgutes um mehr ald die Hälfte ded gewöhnlichen Ertraged 
gefallen find, nicht nur fo viel am Pachtzinfe erlaffen werden, 4 
als mit dem Abfalle der Nugungen unter der Hälfte des ge 
wöhnlichen Erträge, fondern fo viel, als mit dem Abfall: der 
Nugungen unter dem gewöhnlichen Ertrage im Verhältniffe ſteht; 
weil im Falle einer bey einem Kaufvertrage vorgegangenen Ber: 
legung über die Hälfte ded wahren Werthes der Sache die Auf: 
hebung des Vertrages nicht dadurch, daß der eine Theil das ers 
ſetzt, was dem anderen bis zur Hälfte ded wahren Werthed 
mangelt, fondern nur dadurch gehindert werden kann, daß der 
Abgang bis zum wahren Werthe erfeget werde.” 


J. 1106. 


Hat der Beftandnehmer unbeftimmt alle Gefahren 
auf fih genommen; fo werden darunter nur die 
Feuer: und Wafferfhäden und Wetterfchläge ver: 
ftanden. Andere außerordentliche Unglüdsfälle 
kommen nicht auf feine Gefahr. Verbindet er ſich 
aber ausdrücklich, auch alle andere außerordentli— 
he Unglücksfälle zu tragen; fo wird deßwegen noch 
nicht vermuthet, daß er auch für den zufälligen 
Untergang des ganzen Pachtftüdes haften wolle, 

4) Der Grund der gegenwärtigen Vorfchrift liegt darin, 
weil die in dem gegenwärtigen $. berührten Unglücksfälle unter 
den außerordentlichen Zufällen die gewöhnlicheren find, und eben 
darum angenommen wird, daß der Beftandnehmer bey der Erz 
klärung, alle Gefahren übernehmen zu wollen, nur diefe Zufälfe, 
vor Augen gehabt, nicht aber auf andere Zufälle, die fich höchft 

felten ereignen, wie 3. B.: Krieg, Erdbeben, Erdfall u. f. w. 

gedacht habe; mithin nur in Hinficht auf diefe Zufälle dem Rech— 

te, einen Erlaß ded Pachtzinfes zu fordern, entfagt habe. — 

Diefe müffen alfo insbefondere, oder auch durch den allgemeinen 

Ausdruck: „aller anderen außerordentlichen Gefahren (außer den 

obigen) oder aller Gefahren ohne Ausnahme u. dgl.” eingefchloffen 
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werden; weil der Beftandnehmer durch dergleichen Beyfage hin: 
länglich zu erfennen gibt, daß er bey der Verzichtleiftung auf 
den Erlaß des Beftandzinfes audy die feltneren Zufälle vor Aus 
gen gehabt habe. 

2) Selbſt diefe Ausdrücke, welche mehr ald die minder un: 
gewöhnlichen Unglüdsfälle in ſich begreifen, beziehen fich in der 
Regel nur auf jene Fälle, wo dem Beftandnehmer der Gebrauch 
des Beſtandſtückes nur zum Theile entzogen wird, und find 
ohne eine ausdrückliche Erklärung nit auch auf diejenigen aus: 
zudehnen, welche den Untergang des ganzen Pachtſtückes zur 
Folge haben. — Dieſes fcheint mir mwenigftens der Zinn de 
Schlußfages ded gegenmärtigen F. zu ſeyn. — Indefjen geben 
v. Zeilleer und v. Scheidlein eine andere Erklärung deöfelben. 
Sie verftehen nähmlich den Nachfag dahin, daß diefe Ausdrücke 
nur von der Verzichtleiftung auf eine Grlaffung des Beſtandzin— 
fed, nicht aber auch dahin zu verftehen feyn, daß der Beftandneh: 
mer noch überdieg dem Beftandgeber für den an feinem Gigens 
thume zufällig erlittenen Schaden Erfag leiten folle. Allein bey 
diefer Auslegung geräth man in Verlegenheit, wie man den Aus— 
druck „des ganzen Pachtſtückes“ zu deuten habe; denn gewiß 
wird man nicht geneigt feyn, anzunehmen, daß man mit dem 
Ausdrude, „der Beftandnehmer nehme alle Gefahren ohne Aus— 
nahine auf fich,” auch den Sinn zu verbinden habe, daß, wenn 
nur ein Theil des Beſtandſtückes zerftört werden follte, der Be— 
jtandnehmer diefen Theil dem Beftandgeber zu erfegen fich vers 
pflichte. Beyde Commentatoren finden fich daher auch genöthis 
get, den Schlußfaß dei gegenwärtigen $. in zwey Sätze zu zer— 
gliedern, und deuten diefe Gefegeöftelle dahin: Wenn auch die 
Ausdrüde auf alle Gefahren ohne Ausnahme lauten, fo könne 
man doc) nur die Verzichtleiftung auf den Beftandzins darunter 
begreifen; follten aber diefe Ausdrücke fogar dahin gehen, daß 
der Beftandnehmer dem Bejtandgeber fogar den zufälligen Scha— 
den, den das Beftandftück leidet, erfegen wolle; fo fey auch dies 
fee Ausdruck (ohne eine auddrücliche Erklärung) nicht auf eine 
höchft ungewöhnliche Creignung des gänzlichen Untergangs des 
Beſtandſtückes zu beziehen. Allein ich halte diefe Auslegung für 
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etwas gezwungen; wäre dieſe Deutung die Abſicht und der Sinn 
des Geſetzgebers, fo hätte er in dem $. offenbar einen Satz über: 
gangen, wa man, ohne dazu gendthigt zu feyn, nicht annehnien 
kann. Meine Grflärung diefer Gefegeöftelle weicht offenbar dies 
fer Schwierigkeit aus, und ift der Natur der Sache angemeffe: 
ner. Uebrigens unterftüge ich fie nody durch folgende Gründe: 
a) Der gegenwärtige $. redet, fo tie die beyden vorhergehenden 
und nachfolgenden SS. Tediglich von den Bedingungen der Erz 
laffung des DBeftandzinfes, und erft die F99. 4109 — 4111 han: 
deln die Beftimmungen ab, in welchem Zuftande das Beftand- 
ſtück nach geendeter Pachtzeit zurücfgeftellt werden müſſe. Ins— 
befondere aber fagt der $. 1111, dag Miether und Pächter fo: 
wohl für ihr eigenes, als des Afterbeftandnehmers Verſchulden, 
nicht aber für den Zufall, haften. Nach der fohin von dem Ger 
feßgeber beobachteten Ordnung in Darftellung der aud dem Bes 
ftandvertrage hervorgehenden Nechte und Verbindlichkeiten war 
daher die Frage, in wie weit der Beftandnehmer auch für die 
Integrität der Subftanz des DBeftandgutes zu haften habe, in 
den gegenwärtigen $. gar nicht gehörig. — b) Wenn man den 
gegenwärtigen $., losgeriffen von den ihn umgebenden Geſetzes— 
jtelfen, Tefen wollte; fo müßte man gleichfalls auf den Gedanfen 
gerathen, daß, wenn der Beftandnehmer jich erklärt, alle Gefah: 
ren auf fich zu nehmen, er dem Beftandgeber jene Befchädigun: 
gen vergüten müßte, welche dem DBeftandftüce durch Feuer- und 
Mafferfchäden und MWetterfchläge verurfacht worden find. Allein 
die diefen $. umgebenden Gefegeöftellen zeigen, daß hier nicht 
von der Sudftanz, fondern nur von den Nußungen des Be— 
ſtandſtückes die Nede fey; und man iſt daher auch berechtigt zu 
fliegen, dag im Schlußfage ebenfalld nur von jenem Entgang 
der Nugungen die Rede fey, reelcher durch den Untergang des ganz 
zen Beftandftüces entftehet. — c) Die Gefahr auf ſich neh: 
men, und haften find im Allgemeinen gleichbedeutende Aus: 
drücke, wie aus den SS. 4047 — 1051 Elar hervorleuchtet. — 
Darum ſcheint es mir auch, daß der Gefegeber unter’ dem Aus— 
drucke „haften im Schlußfage ded gegenwärtigen $. gar nichts 
anders verftanden habe, ald was er im dem WVorderfage unter 
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dem Ausdrucke „Oefahren auf fic) genommen” gefagt hat. So 
wie fich nun diefe nur auf die entgangenen Nußungen, nicht aber 
auf die Subftanz der Sache beziehen, fo beziehet ſich auch der 
Ausdruck „haften” im Schlußfage auf den Entgang jener Nu— 
gungen, die aus dem zufälligen Untergang des ganzen Beſtand— 
ftücles entfpringen. d) Scheint meine Auslegung auch mit dem 
Geiſte des gegenwärtigen $. vollfommen zu harmoniren, welcher 
vorzüglich dasjenige berücfichtiget, wad die Parteyen bey Feſt— 
fegung ihrer gegenfeitigen Rechte und Verpflichtungen vor Aus 
gen haben. — Nun hat Derfenige, welcher fich verpflichtet, alle 
Unglüdöfälle ohne Ausnahme auf feine Gefahr zu nehmen, doc) 
fehr wahrfcheinlicy nur theilweife oder zeitliche Entziehung des 
Gebrauches des Beftandflüdes, Feinedwegs aber den Fall vor 
Augen, daß dasfelbe ganzlich untergehe. 

3) Der Ausdruck „Pachtſtück“, deffen fich der gegenwärti= 
ge $. am Schluffe bedient, Eönnte gleichfalls zu der Meinung 
verleiten, daß da5 Gefagte nur bey Pacht, nicht auch bey Mieth— 
verträgen gelte. — Allein da der Eingang diefes $. von einem 
Beſtandnehmer ohne Unterfchied, ob er ein Miether oder Päch— 
ter ſey, fpricht, laßt in Verbindung mit der Betrachtung, daß 
Eein Grund erkennbar fey, warum bier zwifchen Miethungen und 
Pachtungen ein Unterfchied gemacht werden fol, fhliegen, dag 
der Ausdruck „Pachtſtück“ hier offenbar nicht abfichtlich gewählt 
fey, fondern gleichbedeutend mit Beftandftük überhaupt genom— 
men werden müffe. 


0. 1107, 

Wird der Gebrauch oder Genuß des Beſtandſtü— 
des nicht wegen deſſen Beſchädigung oder fonft 
entftandener Unbrauchbarkeit, fondern aus einem 
dem Beftandnehmer zugeltoßenen Hinderniffe oder 
Unglüdöfalle vereitelt; oder waren zur Zeit der 
Beichädigung die Früchte von dem Grunde ſchon 
abgefondert: fo fallt die widrige Ereignung dem 
Beftandnehmer allein zur Laft, Er muß den Zins 
doch entrichten, 
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1) Der erſte Abſatz ded gegenwärtigen $. ift eine conſe— 
quente Kolgerung aus dem bey der Lehre von dem Nechte des 
Scyadenerfages und der Genugthuung $. 41311 aufgeftellten 
Grundfage, daß der bloße Zufall Denjenigen treffe, in deffen 
Perſon er fic) ereignet hat. — Wenn alfo Jemand eine Woh— 
nung gemiethet hat, und diefelbe in der gehörigen Zeit zu besies 
ben außer Stande ift, weil er in Staatögefchäften eine Reife 
bat unternehmen müſſen; oder, wenn Jemand durch eine Krank: 
beit, welche ihn unvorgefehen befallen hat, gehindert worden ift, 
von der gemietheten Wohnung fogleicy Gebrauch zu machen, ift 
nicht5 defto weniger der ganze bedungene Zins zu entrichten, und 
e5 fteht dem Beltandnehmer nur frey, fich allenfalld durch einen 
Afterbeftand zu entfchädigen. Eben fo ijt der ganze Pachtzind , 
wenn aud) dad Gut nur auf Ein Jahr gepachtet worden wäre, 
in dem Galle zu entrichten, ald der Pächter bey annahender 
Feindesgefahr dad Pachtgut verlaſſen, und die ſchon reifen Früchte 
nicht geerntet hart ). | 

2) Auf gleiche Weife muß der Beftandnehmer den Unfall 
tragen, der fich an feinem und nicht an des Beftandgeberd Ci: 
genthume ereignet. — So lange die Früchte von Grund und Bo— 
den nicht abgefondert find, find fie ald ein Zugehör deöfelben , 
und daher al5 ein Cigentbum des Beftandgebers zu betrachten; 
find fie aber bereit abgefondert, z. B. ed ift dad Korn bereits 
gefchnitten, das Gras gemähet, dann gehen fie in dad Eigenthum 
de5 Beftandnehmers über, ohne Unterfchied, ob fie fi noch auf 


dem Felde befinden, oder bereitd in die Scheuer eingebracht find. 


Es iſt alfo auch die weitere Anordnung des gegenwärtigen $., 
daß, wenn zur Zeit der Befchädigung die Früchte bereitd abge: 
fondert waren, die widrige Creignung dem Beftandgeber allein 
zur Laſt falle, ganz in den allgemeinen Grundfägen, welche das 
Geſetzbuch in Anſehung der Entfchädigungäleiftung aufftellet, ge: 
gründet. Zudem kömmt noch, daß, wie v. Scheidlein bemerkt, 
die Benugung des Pachtguted ald gekauft anzufehen ift, und 
durch die Abfonderung der Nußungen der Kaufgegenftand als 


— — 


1) Siehe v. Scheidlein am a. D. $. 22. 
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übergeben zu befvachten ift, daher auch die Anordnung des $. 
1064 bier in Anwendung tritt. Diefer in den Regeln der Ge— 
rechtigffit gegründeten Lehre ftehet auch die Billigfeit nicht ent— 
genen, da es den Parteyen frenficht, andere Pachtbedingungen 
fejtzufeßen. 

3) In fo ferne die abgefonderten Früchte zur Fortſetzung 
des ordentlichen Wirthfchaftöbetriebes erforderlich, und hierzu wirk— 
lich beftimmet find, werden fie von dem Gefege als unbeweglis 
che Sachen angefehen ($. 296), und machen ald Zugehör gleich= 
fam einen Theil des Pachtgutes felbft aus. Es kann alfo dass 
tenige, wad oben (Ne. 2) von abgefonderten Krüchten überhaupt 
gefagt worden ijt, nicht auf jene Gattung der Früchte angewen— 
det werden, welche zur Fortſetzung des ordentlichen Wirthfchaftd: 
betricbed gewidmet find. Zufällige Beſchädigungen, welche fich 
an diefen Früchten ereignen, find daher eben fo anzufehen, als 
ob fie fich in dem Pachtgute felbft ergeben hätten. — Daher tritt 
bier der $. 1096 in Anwendung. — Durch diefe Auslegung wä— 
re daher auch ein Vorwurf befeitiget, welchen der rühmlichft be: 
Eannte verftorbene Eöniglich-baierifche Staatdrath v. Gönner, der 
übrigend die Verdienfte unfered Geſetzbuches im Allgemeinen ſehr 
heraushebt, der Anordnung des gegenwärtigen $. in Bezug auf 
Zweckmäßigkeit mache. — Ich glaube hier nicht, die Rüge be= 
fürchten zu müffen, daß ich eine vom Geſetze ald unzuläfiig 
erklärte einfchränfende Auslegung des Geſetzes gemacht habe, da 
der gegenwärtige $. ganz allgemein von abgefonderten Früchten 
redet, und Feinen Unterfchied macht, ob diefelben zum Genuffe 
oder zum weiteren Betriebe der Wirthfchaft beftimmet find. — 
Denn eine fi) aus anderen Gefegeöftellen, welche mit der zu er— 
Elärenden in Webereinftimmung gebracht werden muß, fich ers 
gebende Einſchränkung ift Feine vom Gelege ald unzuläffig ers 
Elärte einfchränfende Auslegung des Geſetzes. Die vorhergehen: 
den SS. 1104 u. 14105 reden offenbar nur vom Entgange der 
Nußungen ; es Fonnen daher auch in dem gegenwärtigen $., wel— 
cher Ausnahmen von den in den fo eben erwähnten Paragraphen 
enthaltenen Anordnungen feftfeget, unter dem Ausdrucke „Früch— 
te“ nur diejenigen verftanden werden, welche als Nugungen des 
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gepachteten Grundſtückes anzufehen find. Unter diefe koͤnnen aber 


jene Früchte nicht gerechnet werden, die nicht zum Verkaufe, 
fondern zur Bewirthichaftung des Gutes gewidmet find; denn 
wären 3. B. in einem Qahre nur fo viel Früchte gewonnen, als 
zur weiteren Bewirthfchaftung ded Gutes erforderlich find, fo 
wird man mit vollem Rechte behaupten, daß der Pachter gat 
Feine Nußungen bezogen habe. — Wenn daher durch einen Zus 
fall die zur meiteren Bewirthfchaftung des Gutes bejtimmten 
Srüchte eine Beſchädigung erleiden, fo kann zwar der Pächter 
dießfall3 Feinen Nachlaß an dem Pachtzinfe anfprechen, wohl 
aber fordern, daB der Abgang von dem Derpächter herbeyges 
fchafft werde, weil diefer verbunden ift, das Beftandgut im brauch— 
‘baren Stande zu erhalten, und dad Geſetz von der Regel nur 
in fo fern eine Ausnahme macht, als es fih um die gewöhn— 
lichen Ausbefferungen der Wirthfchaftögebäude handelt. 


J. 1108, 


Behauptet der Pächter den Erlaß des ganzen 
Dachtzinfes, oder eines Theiles davon, entweder 
aus dem Bertrage oder aus dem Gefeße; fo 
muß er dem Berpächter ohne Zeitverluft den ges 
fchebenen Unglüdsfall anzeigen, und die Bege— 
benheit, wenn fie nicht landkündig ift, gericht: 
lich, oder wenigitens durch zwey ſachkündige 
Männer erheben laſſen; ohne diefe Borficht wird 
er nicht angehört, 

1) Der gegenmärtige $. redet bloß von dem Pächter und 
von dem Grlaffe des Pacht zinſes. Hr. Hofrath v. Zeiller aber re: 
det in feinem Commentare von dem Beftandnehmer, und fcheint 
daher von der Anficht auszugehen, daß der gegenwärtige $. aud) 
auf Miethungen auszudehnen fey. Hr. Regierungsrath v. Scheid: 
fein ) dagegen bleibt bey den Worten des Geſetzes ftehen, und 
ift der Meinung, daß gegenmwärtiger F. auf Miethungen nicht 


9 Am a. O. 9. 24. 
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ausgedehnt werden Fonne. Al muthmaßlichen Grund des Ge: 
feed führt er an, weil der Umftand, daß der Gebrauch de 
Miethftücdes dem Miether ganz oder zum Theile entzogen wor— 
den fey, in die Augen fällt, 3. B. der Umijtand ded ganz oder 
zum Theile abgebrannten Haufe; oder doch auch fpäter noch 
leicht bewiefen werden kann, 3. B. der Umftand einer Ueber: 
fhremmung, die den Miether gehindert hat, dad gemiethete Ge— 
bäude zu bewohnen; wo hingegen der Umftand, daß der Pächter 
dad Pachtgut gar nicht, oder nur zum Theile habe benügen kön— 
nen, ſich fpäter gar nicht mehr, oder doch fehr ſchwer erheben 
läßt, wie 3. B. im Salle einer feindlichen Verheerung. Obfchon 
mie der Grund diefed Unterfchiedes zwifchen Pacht und Miethe 
nicht ganz genügend fcheint, indem auch bey einem Miethftücfe 
Beichadigungen vorfallen können, die nicht in die Augen fallen ; 
fo glaube ich doch der letteren Meinung (jedoch unter der gleich 
unten folgenden DBefchranfung) aus dem Grunde beytreten zu 
müffen, weil ſich über die Worte des Gefeßes nicht hinausgehen 
laßt. Ih glaube hier nicht den Einwurf fürchten zu müffen, 
daß ich ja auch bey Erläuterung des $. 4106 den Ausdruck 
„Pachtſtück“ in Beftandftük umwandelte; hierzu berechtigte nebft 
dem anfcheinend gleichen Grunde felbft der Ausdruck Beftande 
geber, defjen fich der Gefeßgeber in dem ebenerwähnten $. 
bediente, wogegen in dem gegenwaärfigen $. immer nur von 
Pächter, Verpächter und Pachtzins die Rede ift. — Ins 
deſſen Fann diefe Bemerkung nur von der am Schluffe des ge: 
genwärtigen $. getroffenen Anordnung gelten, da fchon bey Er: 
läuterung des $. 1096 bemerkt worden ift, daß der Beſtandneh— 
mer überhaupt, folglich auch der Miether, verbunden fey, dem 
Beſtandgeber die Anzeige zu machen, wenn dem Beftandftüce 
eine Befchadigung zugehet. 

2) Nebft der Anzeige an den Verpächter ift daher der Päch- 
ter in dem Falle einer zufälligen Befchädigung, wenn er den 
Nachlaß eines Pachtzinfes anfprechen will, verpflichtet, die Be— 
gebenheit, welche die Befchädigung werurfachte, wenn fie nicht 
ohnehin landkündig (notorifch) iſt, gerichtlich oder wenigſtens 
durch zwey ſachkündige Männer erheben zu laſſen. Here Neo. 
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Rath v. Scheidlein ift der Meinung, daß auch die Verpflichtung 
zur Anzeige wegfalle, wenn die Begebenheit landkündig if. — 
Allein er muß bey dieſer Auslegung des Geſetzes felbft anneh— 
men, daß der gegenwärtige $. nicht erfchöpfend abgefaßt fen; 
dag in diefem Falle der Ausdruck: „wenn die Begebenheit nicht 
landfündig ift”, fehon in den Vorderſatz gehört hätte, — Allein 
e5 ift Fein Grund anzunehmen, daß der Gefeßgeber den Beyſatz 
„wenn die Begebenheit nicht Tandfündig ift” nicht abfichtlich erft 
dem zweyten Safe beygerüct habe, und zwar um fo mweniger, 
al der $. 1096 den Beftandnehmer, und insbefondere den Päch— 
ter ohne Unterfchied, ob die DBegebenheit landkündig iſt oder 
nicht, zur Anzeige verpflichtet, und auch dad preußifche Gefeß: 
buch diefe Anzeige ganz unbedingt fordert '). 

3) Die Erhebung der Begebenheit Fann auf zreeyfache Art 
gefchehen, entweder gerichtlich mittelft eines von dem Gerichte 
angeoröneten Augenfcheind, oder, befonderd dann, wenn Gefahr 
am Verzuge obwaltet, wenigftend durch zwey fachfündige Män— 
ner, alfo mittelft eines außergerichtlichen Augenfcheins, welcher 
ohne Beyſeyn des Gerichted und ohne Beeidigung der Sachver— 
ftändigen (denn, wer foll fie in diefem Falle beeiden ?) vorges 
nommen wird. GB fcheint indeffen nicht zweifelhaft, daß, wenn 
in der Folge die Nichtigkeit des Befunde von dem Verpächter 
angefochten wird, die Sachverftändigen hierüber eidlich abgehört 
werden müſſen. 

4) Da es indeffen wünfchenswerth ift, daß der Verpächter 
felbft bey Vornahme des Augenfcheind erfcheine, fo kann nad) 
meiner Meinung, wenn nicht Gefahr am Verzuge obwaltet, da: 
mit allerdings fo lange zugewartet werden, bis es demfelben 
möglich ift, dabey felbft oder durch einen Bevollmächtigten zu 
interveniren. — Für feinen Fall kann dem Pächter ein Saum: 
fal zur Laft gelegt werden, wenn er ohne unnöthigen Zeitverluft 
das Geſuch um Anordnung einer Augenfcheins = Tagfagung ges 
ftellet hat, und dad Gericht felbft mit Vornahme deöfelben zögert. 


4) 1, Th., 21. Tit. 9. 980. 








— — — 
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5) Unterläßt der Pächter die in diefem $. enthaltenen Bor: 
fihriften, fo wird er nicht gehört, d. b. er kann keinen Erlaß 
am Pachtzinfe fordern, wenn er wirklich den geſchehenen Unglücks— 
fall und den ihm dadurch verurſachten Entgang der — 
zu beweiſen ſich erböthe. 


0. 1109, 
4) Zurüdftellung. 


Nach geendigtem Beftandvertrage muß der Be— 
ftandnehmer die Sache, dem etwa errichteten In— 
ventarium gemäß, oder doch in dem Zuftande, 
in welchem er fie übernommen hat, gepachtete 
Grundjtüde aber mit Rückſicht auf die Zahres 
zeit, in welcher der Pacht geendiget worden i ii, 
in gewöhnlicher wirthſchaftlicher Cultur zurüic- 
ftellen. Weder die Einwendung des Compenſa— 
tions: Rechtes, noch felbit des früheren Eigens 
thumsrechtes Tann ihn vor der Zurückſtellung 
ſchützen. 

d. 1110. 


Wenn bey dem Beftandvertrage Fein Snventarium 
errichtet worden iſt; fo tritt die nähmliche Ver— 
muthung, wie bey der Fruchtnießung (). 518) ein. 

‘ 4) Der Beftandgeber foll, dem Begriffe des Beftandver- 

trages gemäß, zwar während der Beftandzeit den ordentlichen 

Gebrauch und Genuß entbehren, indem derfelbe für diefe Zeit 

als verkauft anzufehen iſt; allein die Subjtanz des Beſtandgu— 

tes, mit allen feinen Xheilen und Zugehörungen, foll er nad) 

Ende der Beftandzeit ganz unverfehrt und fo zurück erhalten, .als 

wenn feine Beftandnehmung vorgegangen ware. 

2) Gewöhnlich wird bey der Beftandnehmung ein Inven— 
tarium ervichtet, und ift diefes gefchehen, fo zeigt dasfelbe bey 
Beendigung ded Beitandvertraged, welche Beftandftüde und in 
welchem Zuftande fie übergeben worden, daher auch zurückgeftellt 

Nippels Commentar. VIE. Th. 19 
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werden follen. — Außerdem aber ftreitet, wie bey der Frucht— 
nießung, die VBermuthung, daß der Beftandnehmer dad Beſtand— 
gut ſammt allen zum ordentlihen Gebrauche und Genuffe ers 
forderlihen Stücken im brauchbaren Zujtande von mittlerer Be: 
Tchaffenheit erhalten habe ($. 518). Aus diefer gefeßlichen Anord— 
nung folgt auch, daß der Beftandnehmer feine eigenthümlichen 
Sachen, und jenes, was über den Empfang vorhanden ift, zu: 
rücknehmen Fünne. In Rückſicht der Verbefferungen hat er die 
Rechte eines Gefchäftöführerd ohne Auftrag ($. 1097). Um über 
den eigentlichen Sinn der gefeglichen Anordnung, daß der Bes 
ftandnehmer dad Beſtandſtück in dem nähmlichen Zuftande zu 
- übergeben habe, ald er dasfelbe übernommen hat, eine Flare An— 
fiht zu befommen, muß die gegenwärtige Anordnung mit dee 
des folgenden $. verglichen werden ($. 414111 Nr. 2). 

3) In AUnfehung gepachteter Grundſtücke fordert dad Ge— 
feß insbefondere, daß fie in dem Zuftande zurüdgeftellt werden 
folfen, in welchem fie fich bey einer ordentlichen, landwirthfchaft® 
lichen Cultur in dem Zeitpuncte, in welchem fie übergeben werden 
(z. B. mit dem gehörigen Vorrathe zur Ausfaat), befinden follen. 

4) Der Beftandnehmer muß nach geendigtem Beſtandver— 
trage dad Beſtandſtück fogleich zurückſtellen, und darf dasfelbe 
unter feinem Vorwande mehr in feiner Innehabung behalten. — 
Würde der Beftandnehmer die Zurückgabe verweigern, oder mit 
derfelben zaudern 5; fo ftünde dem Beltandgeber bevor, denfelben 
im gerichtlichen Wege mittelft Anbringung einer ordentlichen Kla- 
ge hierzis zu verhalten. Gr würde aber nicht gut thun, wenn er 
die Eigenthumsklage gegen ihn anbringen wurde, weil er fich in 
diefem Falle felbft ohne Noth den ftrengen Beweis des Eigen— 
thumes des DBeftandftüced aufladen würde. Zudem muß ja der 
Beftandgeber nicht: gerade Eigenthümer des Beſtandſtückes, er 
kann ja bloßer Sruchtnießer deöfelben feyn; ja, auch der Beftand: 
nehmer felbft muß ja dad Recht haben, den Afterbeftandnehmer 
nad) Ausgang ded Afterbeftandvertrages zur Herausgabe zu vers 
halten. Die Verpflichtung, das Beſtandſtück nach geendetem Be: 
ftandvertrage zurückzuſtellen, fließt ja aus dem Vertrage felbft ; es 
hat daher der Beftandgeber nur nöthig, dieſen Beftandverfrag 
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zu produeiren — Nach $. 1093 kann der Gigenthümer felbft 
in die Cage Eommen, den Gebrauch feiner eigenen Sachen 
in Beſtand zu nehmen; wie foll nun der Beftandgeber hier mit 
der Eigenthumsklage gegen den Beſtaͤndnehmer auftreten können? 
5) Herr Landrechtö:Präfidento Dminik Edler v. Drdadi bes 
antwortet in einer ausführlichen Abhandlung die Stage: ob die 

Nechtömittel der - Erhaltung im Beſitze und Miedereinfegung in 

denfelben auf Pächter und Verpächter anwendbar feyn und in 

wie weit? — dahin, dag die. beyden Nechtömittel der Erhaltung 

im Befige und Wiedereinfezung in denfelben, auf Pächter und 

Verpächter als Folche gar nicht anwendbar feyn, ohne Unter. 

ſchied, ob der Pachtvertrag in den öffentlichen Büchern eingetras 

gen fey oder nicht. — Die Gründe feiner Behauptung .beftehen 
wefentlich in Folgendem: 

a. Es gibt Eeine andere Art der dinglichen Nechte, als welche 
im.$. 308 aufgeführt find. Es können daher auch die geſetzli— 
chen Beftimmungen, welche den dinglichen Rechten eigenthüm— 
lich und auöfchliegend zukommen, Feineswegs auf perfönliche 
Sachenrechte, worunter die des Pächters und Werpächterd ges 
hören, angewendet werden. 

b. Zur Erwerbung eines dinglihen Rechtes ift nothwendig, daß 

man dasſelbe in Befiß befomme. Daher werben mit dem Nah: 
men: Beſitz, alle dinglichen Rechte bezeichnet und begriffen. Es 
gibt alfo nach dem. Ausſpruche deö $. 308 nur einen eigene 
thümlichen, einen Pfand:, Dienftbarfeit3= und 
Erbſchaftsbeſitz, aber Eeinen Pachtbefis. Der Pacht ift 
nicht anders, als Kauf und Verkauf der Fünftigen Früchte, 
So wenig nun der Käufer einer Sache, ohne deren Uebernah— 
me in Befig, Eigenthümer wird, fo wenig wird ed der Päch: 
ter, bevor er die gepachteten Feuchte wirklich erhoben hat. Die 
noc) nicht abgefonderten und bezogenen Früchte erklärt das 
Geſetz ausdrücklich als Zugehör der Sache, alfo als Gigen: 
thum ihres Beſitzers (F9. 294, 295 und 457). Der- Pacht 
gibt nur einen Titel zum Befige, aber nicht den Befig felbft. 

Wer num nicht im Befise ift, Fann darin weder geſtört noch 
echalten, und wer niemahls im Dejige war, der Fann nicht 

39° 
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wieder eingefegt werden. Hieraus ergibt fich die noth— 
wendige Folge, daß der Pächter, wenn er um die Erhaltung 
im Pachtbefige und Schug gegen Störung Klage führt, 
oder die Wiedereinſetzung in den Pachkbefig via posses- 
sorii summarissimi anfpricht, zurückgewieſen werden müffe. 

d. Un diefem Rechtsverhältniffe wird nichts geändert, wenn der Vers 
trag in die öffentlichen Bücher eingetragen wird; denn die erfolgte 
Antabulation bringt Feine andere Wirkung hervor, als daß er: 
ften5 der Pachtnehmer das Pfandrecht in Rüdficht des ihm 
gebührenden Erſatzes erwirbt, wenn der Vertrag vor Ablauf 
der bedungenenZeitvon dem perſönlich verbundenen Pacht: 
geber oder deffen Nachfolger im Gutsbefige widerrehtlich, 
d. 1. ohne gefeßlichen Grund ($. 4118) gebrochen würde (SS, 
4120 und 1124), und dag zweytend dem Pächter das 
Klagrecht unmittelbar gegen den neuen Beſitzer wie ein 
dingliched zufteht, obwohl diefer den Vertrag nicht einge: 
gangen bat, folglih von dem Pachtnehmer ohne vorausgegan— 
gener Verbücherung gar nicht belangt werden könnte ($. 307). 

IH will nun über diefe bier aufgeftellten * meine 

Meinung ausſprechen: 

ad a. Der hier aufgeſtellten Behauptung wurde ſchon durch. die \| 
bey Erlauterung des J. 307 angeführte Bemerkung begegnet, 
daß es zweyerley Arten von dinglichen Nechten gebe, nahm: 
fich folhe, die ihrer Natur nach, und foldye, die ihrer 
Wirkung nad dinglicy find. Nur von den erfteren ift im 
$. 308 die Nede, 

db. Daß zur Erwerbung eined — Rechtes die Ueber: 
fommung in DBefig erforderlich fen, iſt in fo fern richtig, al 
ed fihb um Erwerbung eines feinee Wirkung nach dinglichen 
Rechtes handelt. Es ift aber nicht einzufehen, wie aus dieſem 
aufgeftellten Grundfage die Folgerung gezogen werden könne, 
daß nur (und zwar ihrer Natur nach) dingliche Nechte in Bes 
fig überfommen werden; daß es daher nur einen Eigenthums-, 
Pfandrechts-, Dienſtbarkeits- und Erbrechts = Befiß geben 
Fonne, Der F. 312 redet im Allgemeinen von dem Befige 
unförperliher Sachen oder Rechte, und fihreibt vor, wie 
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man in den Befiß folcher Nechte Fommmen Fonne, nähmlich 
durch den Gebrauch im eigenen Nahmen, d, i. durch die 
Ausübung. Bey dem Pachte ift der Befig des Rechtes, die 
Nutzungen der verpachteten Sache zu beziehen, von dem Be— 
fige der Früchte felbjt zu unterfcheiden. Die Früchte felbft be— 
kommt der Pächter freglich erft durch die Abfonderung derfelben 
in Befis, aber den Pachtbefig felbft, d. i. den Beſitz des Rech— 
tes, die Früchte des verpachteten Gutes zu beziehen, erlangt er 
durch den wirklichen Gebrauch, den er von dem verpachteten 
Gute macht. — Aus diefer Bemerkung folgt, daß der Päch— 
ter, wenn der Eigenthümer des gepachteten Gutes die Früchte, 
auf die ihm zufolge des Pachtverhältniffes Fein Recht zuſtehet, 
felbft bezogen und fich zugeeignet hätte, diefelben nur mittelſt 
der Entfchädigungsklage, nicht aber aus dem Grunde des uns 
echten Beſitzes zurücdfordeen Eönne. Diefe Bemerkung jteht aber 
der mweitern Behauptung nicht entgegen, daß, wenn der Bere 
pächter dem Pächter den Gebrauch der verpacdhteten Sache 
eigenmächtig wieder entziehen will, Lebterer dad Necht habe, 
zur Erhaltung feines Pachtbefiged die richterliche Hülfe anzu: 
rufen, oder in fo fern diefe zu ſpät fommen würde, felbjt Gewalt 
mit angemefjener Gewalt abzutreiben ($. 344), oder im Falle er 
durch den Verpächter fchon wirklich durcy Gewalt außer Lage 
gelegt wurde, die Sache vertragsmäßig zu gebrauchen ,„ nach 
$. 346 die Zurückſetzung in die vorige Lage von dem Gerich— 
te zu begehren. Der VPachtvertrag an und für fich gibt freu: 
lich noch Eeinen Befig, fondern nur den Titel zum Befige 
wird daher dem Pächter von dem VBerpächter nach abgefchlof: 
fenem Vertrage die Uebergabe der Sache zum Gebrauche (F. 
1096) verweigert, fo fteht dem Erſteren freylich noch Fein pol: 
Vefforifches Nechtömittel zu Gebothe, fondern er muß dießfulls 
in. petitorio auftreten; anderd verhält ſich aber die Sache, 
wenn der Pachtgegenftand dem Pächter bereits zum Gebrau— 
he und Genuffe übergeben worden ift, da er durch diefe Ueber: 
gabe den wirklichen Pachtbefig erlangt. 

ad e. Durch die obigen Gegenbemerkungen (a und b) zerfällt die 
hier aufgeführte, Tediglich ald Folgerung der Vorderfäge gejo: 
gene Behauptung von felbft. 
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ad d. Dit diefer Behauptung, in fo fern fie gegen die Annahme 
eined Servitutsrechtes gerichtet ift, bin id, wie aus der Er— 
läuterung des 9. 1093 Nr. 3 zu erfehen ift, vollfommen ein: 
verftanden, Allein diefes thut der Behauptung, daß ed einen 
Pachtbefig gebe, feinen Gintrag, weil diefer, wie gezeigt wots 
den, auf anderen Berhältniffen beruht '). 

6) Als Refultat diefer hier gemachten Bemerkungen ergibt 
fih, daß der Verpächter, wenn ihm der Pächter nach geende: 
ter Pachtzeit die Uebergabe des Pachtgutes verweigert, in via 
possessorii summarissimi (F. 346) die Webergabe des Pachts 
gutes gerichtlich fordern Eonne. — Denn nach Verlauf der bes 
dungenen Zeit mangelt dem Pächter der Zitel zur Fortfegung 
feined Pachtbefige3; feine Weigerung, die Sache zurückzuſtellen, 
erſcheint ſohin als ein eigenmächtiger Schritt, den Pachtbeſitz 
fortzuſetzen, und ein Recht, das ihm nur für einen beſtimmten 
Zeitpunet eingeräumt worden iſt, in ein immerwährendes Recht 
zu verwandeln, er wird ſohin nach dem Inhalte des F. 345 
zum unechten Befiger. — Damit jedoch der Verpächter von die: 
ſem Rechtömittel Gebraudy machen könne, ift nöthig, a) daß 
er ſich ausmweife, für welchen Zeitpunct er dem Pächter das 
Gut zum Gebrauch eingeräumt habe, und b) daß er glei) 
nad) beendeter Pachtzeit ohne unnöthige Zögerung die Klage 
enbringe, indem fonft zum wenigften der Zweifel entftünde, 
ald ob der Pachtvertrag nicht als ftillfchweigend erneuert anzus 
fehen ſey (9. 1114). 

7) Auf gleiche Weiſe kann der Pächter, wenn er von dem 
PVerpächter ungerechter Weife in der Benügung ded Pachtftüdes 
geftört wird, auf eben dieſem Wege die richterliche Hülfe anſpre— 
chen. Er hat in diefem alle feinen Bachtbefiß und den Umftand 
der Störung dedfelben zu erweifen. — Dad, was hier von Päch: 
ter und Verpächter gefagt wurde, gilt auch, in fo weit durch 
Geſetze nicht etwad Beſonderes feftgefeßt ift, für Miether und 
Vermiether. 


— — 





1) Ueber dieſen Gegenſtand kann geleſen werden die Abhandlung des Herrn Land— 
rechtspräſidenten Carl Wittig in der Wagn. Ztſchft 1851, VII. Heft, ©. 20 — 56. 
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d. 111. 


Wird das Mieth- oder Pachtſtück befchädiget, oder 
dureh Mißbrauch abgenützt; fo haften Miether 
und Pächter ſowohl für ihr eigenes, als des Af- 
terbeftandnehmers Verſchulden, nicht aber für 
den Zufall. Doch muß der Beftandgeber den Er- 
ja aus diefer Haftung längſtens binnen Einem 
Sabre nah Zurückſtellung des Beftandftüdes ge- 
richtlich fordern; fonft ift das Recht erloſchen. 

1) Zedermann ift berechtiget, von dem Befchadiger den 

Erſatz des Schadens, welchen ihn diefer aus Verſchulden zuge: 

fügt hat, zu fordern ($. 1295). Schon aus diefem allgemeinen, 

bey der Lehre von dem Rechte ded Schadenerfages und der Ges - 
nugthuung aufgeftellten Grundfage fließt die Verpflichtung des 

Beftandnehmers, jene an der Beftandfache fich ergebenen Beſchä— 

digungen gut zu machen, welche in feinem (DBeftandnehmers) 

Berfehulden ihren Grund haben. — Der gegenwärtige S. ſpricht 

diefe Verpflichtung insbefondere, und dehnet fie auch auf das 

Verſchulden des Afterbeftandnehmers ohne Unterfchied aus '), 

ob der Beftandnehmer denfelben ohne Einfluß ded Beftandgebers, 

oder mit feinem Einfluffe gewählet habe; weil Lesterer nur mit 
dem Afterbeftandgeber in einem Contractöverhältniffe fteht, und 

Lesterer fich ald unmittelbarer Beftandnehmer gegen den Beftand: 

geber fich durch den gefchloffenen Beftandvertrag ftillfehweigend 

verbindlich gemacht hat, die Sache. im unverfchlimmmerten Zu: 
ftande wieder zurickzuftellen, und er dadurch, daß er die Sache 
in Afterbeftand gibt, von der Verpflichtung der Obforge tiber 
diefelbe nicht enthoben wird. — Zindet es indeffen der Beſtand— 
geber feinem Vortheile mehr zufagend, fih unmittelbar an den 

Afterbeftandnehmer felbft zu halten, fo kann ihm auch das Necht 

hierzu aus dem allgemeinen Grundfaße ded 9.1295 nicht be= 

nommen werden. — Hält er fih aber an den eigentlichen Be: 


— — ——— 


1) Anderer Meinung iſt Here R. R. v. Scheidlein, a. a. ©. 4. 25. 
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fandnehmer, fo kömmt ihm dad Regreßrecht an feinen Afterbe: 
ftandnehmer zu. 

2) Für eine aus dem gejtatteten ordentlichen Gebrau— 
he entjtandene Abnützung oder Verminderung haftet aber der 
Beftandnehmer eben fo wenig als für den bloßen Zufall, der 
von dem Eigenthümer getragen werden muß ($. 1311). Durd) 
diefe gefegliche Anordnung enthält daher die im $. 1109 aufge: 
ffellte Regel, daß der Bertandnehmer die Sache in dem Zuftan: 
de, in dem er fie übernommen hat, zurückſtellen müſſe, eine Be: 
ſchränkung. — Daß fih, wenn in dem Beitandvertrage ausdrück— 
lich etwad Anders feftgefegt worden ift, auch darnach geachtet 
werden müffe, verfteht fich von felbft. 

3) Der Beftandgeber muß aber fein Erſatzrecht binnen 


Einem Jahre nach Zurückſtellung des Beſtandſtückes durch 


Meberreichung einer ordentlichen Klage gegen den Bejtandnehmer 
geltend machen, font ift es erlofchen. — Da dad Geſetz hier ganz 
allgemein fpricht, und nicht unterfcheidet, ob die Beſchädigung in 
dem eigenen Verfchulden des Beſtandnehmers, oder in dem feines 
Ufterbeftandnehmers gegründet iftz fo muß diefe gefegliche Vor: 
fohrift auch für beyde Fälle angewendet werden, obfchon im erften 
Salle das Erfagrecht fchon aus der allgemeinen Regel des $. 1295 
fließt, und nicht aus dem Rechtsverhältniſſe des Beftandnehmers 
sum Beitandgeber herzuleiten ift. — Hieraus ergibt fih, daß, 
wenn 3. B. der Beftandnehmer felbft einen Wardfpiegel in feiner 
Wohnung aus Unvorfichtigkeit zertrümmert hätte, er hiefür Eeinen 
Erſatz zu leiſten Hätte, wenn der Beftangeber unterlaffen hat, bin: 
nen Einem Jahre nach Zurüdftellung der Wohnungsbejtandtpeile 
den Erſatz hiefür gerichtlich zu fordern; hat aber ein Dritter den 
Spiegel zerfchlagen, fo geht das Erſatzrecht erft nach drey Jahren 
von der Zeit, ald dem Beftandgeber der Schade befannt geworden 
it, was in der Regel ebenfalls bey Zurücftelung der Sache ge: 
fchieht ($. 1489), verloren. Als eine folche dritte Perfon it 
aber in Bezug auf den Beftandgeber auch der Afterbeftandnehmer 
anzufehen, und es dauert daher in der Regel die Haftung des Af— 
ferbeftandnehmers gegen den urfprünglichen Beſtaͤndgeber für fein 
eigenes Verfchulden länger, ald das des eigentlichen Beftandnehmers- 
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4) Die Klage des Beftandgebers geht dahin, daß der Be: 
ftandnehmer oder der unmittelbare Befchädiger die Sache in den 
vorigen Stand zurücdverfeße, oder den Schätzungswerth verglite 
($. 1323). Bor beendeter Beftandzeit kann aber der Beftandges 
ber dieſe Klage nicht anbringen, weil der Beftandnehmer nur ver: 
prlichtet ift, die Bejtandfache dem Beftandgeber in unverändertent 
Zuftande zu übergeben; Lesterer Eann alfo nicht fordern, daß 
der vorige Zuftand fchon vor der Zeit der Webergabe hergeftellt 
werde. — Da übrigens die Rechte des Afterbeftandgeberd und Af— 
terbeftandnehmers in der Regel die nahmlichen find, wie die des 
Beftandgebers und Beftandnehmers, fo folgt, daß der Afteı= 
beftandnehmer nach geendeter Beftandzeit die Sache im früheren 
Zuftande zurüdftellen müſſe. Der Afterbejtandgeber hat da— 
her dad Recht, von ihm zu fordern, dag er den zerbrochenen 
MWandfpiegel wieder ordentlich Herftelle; er muß aber, um diefes 
Necht nicht zu verlieren, gleichfalls binnen Ginem Jahre dießfalls 
gerichtlich die Klage überreichen. — Hat der Afterbeftandgeber die 
befchadigte Sache auf feine Koften herftellen laffen, fo Fann er von 
dem Afterbeftandnehmer den Erfaß fordern (F. 1042). 

5) Die Verpflichtung des Afterbeftandnehmers zur Herſtel— 
lung des vorigen Standes, liegt in der Unordnung des $. 1109; 
als eigentlich Befchädigter ift aber nicht der Afterbeftandgeber, fon: 
dern nur der Gigenthümer und respective urfprüngliche Beſtandge— 
ber anzufehen. E5 kann daher in dem Falle, als fich die Sache in 
den vorigen Stand nicht mehr zurückverſetzen läßt, nur der eigent- 
liche Beftandgeber, nicht aber der Ufterbeftandgeber auf Vergütung 
des Schäßungswerthed dringen. — Würde der Ufterbeftandnehmer 
ohne Zuftimmung des Beftandgebers dem Afterbeftandgeber diefen 
Schätzungswerth vergüten, diefer aber feiner Verpflichtung gegen 
den Beftandgeber nicht nachfommen ; fo würde er von dem Leßte: 
ten nochmahlö zur Zahlung verhalten werden können. Der After: 
beftandgeber kann höchftens einen angemeffenen Betrag für die 
durch die Befchädigung herabgefegte Brauchbarfeit derfelben von 
dem Afterbeftandnehmer in AUnfpruch nehmen. 

6) Da es eine Vertragspflicht des Beftandnehmers ift, die 
Beftandfache in dem Zujtande, in dem er fie übernommen hat, 
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zurückzuſtellen, fo folgt, daß ihm der Beweis obliege, wenn er behaup⸗ 
tet, daß der Schade nur durch bloßen Zufall. entftanden fey ($. 1298). 
Hieraud geht hervor, daß, wenn der Beftandgeber den Erſatz 
des Schadens von dem Beftandnehmer anfpricht , er lediglich den 
Umftand der Beſchädigung auszumweifen, nicht aber auch zugleich 
ein Verfchulden des Beftandnehmers oder Afterbeftandnehmerd 
darzuthun habe. — Gehet aber der eigentliche Beftandgeber den 
Afterbeftandnehmer um die Entfchädigung an, fo hat er außer der 


Beſchädigung im Allgemeinen nocy zu erweifen, daß ihm diefelbe 


durch Verſchulden des Afterbeftandnehmerd zugefügt worden ift. 


1 


§. 1112. 
5) Auflöſung des Beſtandvertrages: a) Durch Untergang der Sache. 


Der Beflandverfrag löſet fih von ſelbſt auf, 
wenn die beftandene Sache zu Grunde geht. 
Gefchieht dieß aus Verſchulden des einen Theis 
les, fo gebührt dem andern Erfaß; gefchieht es 
aber durch einen Unglücksfall, fo ift Fein Sheil 
dem andern dafür verantwortlich. 

4) Nebft den allgemeinen Arten, auf welche ein Beftandver: 
trag eben fo, wie jeder andere Vertrag, erlifcht, gibt es auch be: 
fondere Erlöfchungsarten, die dem Beftandvertrage eigenthümlich 
find. Das Gefeßbuch behandelt diefelben vom $. 1116 bis zum $. 
4121. Aus den allgemeinen Arten hebt daöfelbe ausdrücklich 
den Untergang der Sache und den Verlauf der Zeit aud dem Grun— 
de. aud, weil bey diefen in Hinficht auf den Beftandvertrag befone 
dere gefegliche Vorfchriften eintreten. - 

2) Außer den allgemeinen und den hier in dem Hauptſtück 
von dem Beftandvertrage ausdrücklich aufgeführten befonderen Er— 
Töfchungsarten muß auch hier auf zwey, in anderen Stellen unferes 
Geſetzbuches gegründete Erlöfchungsarten des Beftandvertrages auf: 
merkfam gemacht werden. Der Beftandvertrag wird nähmlich auch 
dann aufgelöfet, a) wenn das zeitliche Recht, des Beftandgeberd 
erlifcht, weil Niemand mehr Recht auf den Xndem übertragen 
kann, als er ſelbſt hat; b) wenn in dem Vertrage eine auflöfende 
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Bedingung beygerückt wurde, und diefe num einfritt. So wird, 
wenn Jemand dad ihm zur Zeuchtnießung überlaffene Haus oder 
Grundſtück vermiethet oder verpachtet hat, jder Vertrag mit dem 
Zode des Fruchtnießers aufgehoben, weil dad Fruchtnießungsrecht 
mit dem Tode des Fruchtnießers erlifcht ; und der unter der Bedin— 
gung, daß der Miether die Wohnung nicht in Aftermiethe gebe, 
errichtete Miethvertrag kann aufgehoben werden, wenn diefer Bes 
dingung entgegen gehandelt wird ). Herr Hofrath v. Zeiller macht 
in feinem Commentare befonders darauf aufmerffam, daß der Bes 
ftandvertrag weder durch den Tod des einen oder andern Theiles 
erlöfche, noch auch wegen jeder Vertragsverlegung (FJ. 1117 
und 1118) aufgehoben werden könne; bemerkt aber in der Anmer— 
Eung, daß ein unter der Bedingung, „fo lange man wolle,” gefchlofs 
fener Beftandvertrag fich mit der Willenskraft, mit dem Tode en— 
dige. Allein ich Fann diefer Meinung nicht beyftimmen; denn 
wird die Dauer des Beftandvertrages der Willkühr der Contra: 
henten vorbehalten, fo ift fie eigentlich unbeftimmt, und es tritt 
daher der $. 1116 in Wirkfamkeit. Stirbt nun der Beftandges 
ı ber oder der Beftandnehmer, fo bildet der Inbegriff feiner Nechte 
und Verbindlichkeiten deöfelben Nachlaß, darunter gehört fomit 
auch dad Recht, den Beftandvertrag aufzufünden. — Es ift daher 
der Beftandvertrag nicht durch das Eintreffen des Todfalles felbft 
als aufgelöft zu betrachten, fondern es fteht, wie zuvor, nun jeden 
Theile frey, den Vertrag aufzukünden, nur mit dem Unterfchiede, 
daß die Erben des PVerftorbenen (oder der Verlaßeurator) deffen 
Stelle vertreten. Zur Begründung der erfteren Meinung wird fich 
auf den $. 904 berufen, allein diefer $. paßt offenbar nicht hier: 
herz denn er redet von dem Falle, wenn eine verfprochene Leijtung 
der Willkuͤhr des Verfprecherd vorbehalten worden iſt; hier ift aber 
gerade unmgefehrt vom Aufhobren einer Leiftung die Rede. — 
Wenn Jemanden eine Leiftung zugefichert wird, und der Verſpre— 
cher fich nur die Zeit, wann felbe in Erfüllung gehen folf, feiner 
Willkühr vorbepält, fo erlangt Erfterer dadurch ein wirkliches Recht, 
welches realifirbar feyn muß, weil e3 fonft aufhoͤrte, ein Recht zu 


| 
1) Siehe v. Scheidfein am a) D. 4. ar. 
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feyn ; ginge nun auch dad Necht, den Zeitpunct der Leitung will- 
tührlich zu beftimmen, auf den Erben und dann weiter auf die 
Erbeö:Erben über, fo würde dad Necht des anderen Theiles ganz 
unwirkſam gemacht, e3 würde aufhören ein eigentliches Recht zu 
feyn. — Es ift daher ganz confequent, daß der Gefeßgeber den 
Borbehalt der Willkühr ald ein höchit perfönliches Recht des Pro» 
“mittenten anfieht, oder auf deffen Erben nicht überträgt. — Die: 
fer Grund iſt im vorliegenden Falle offenbar nicht vorhanden, 
vielmehr wäre die Verlaffesmaffe ſowohl, als der überlebende Theil 
übel daran, wenn mit dem Factum des Todes felbjt die gefchloffe: 
nen Deftandverträge ald aufgelöft anzufehen wären. WVeränderte 
Umftände in der Perfon des Beftandgebers oder Bejtandnehmerd 
geben Fein Recht, den Beftandvertrag aufzulöfen. | 

4) Durch den Untergang der Beftandfache löfet fich der Be— 
ftandvertrag von felbft auf; denn der DBeftandvertrag ſetzt ſei— 
ner Mefenheit nach das Dafeyn einer Sache voraus, deren Ger 
brauch oder Benügung dem Andern überlaffen wird; geht fie nun 
zu Grunde, fo ift ein Gebrauch derfelben nicht zu denken, und da: 
ber ift von einer Seite die Erfüllung unmöglich. geworden. — 
Bey dem Beftandvertrage ift aber eben diefer Gebrauch als ver: 
Fauft anzufehen ($. 1094), und das Beitandgeld vertritt die Stelle 
des Kaufgeldes ($. 1092). Der Kauf ift aber nicht für gefchloffen zu 
halten, wenn die verkaufte Sache vor der Zeit der Uebergabe zu 
Grunde gerichtet wird, ($. 1048). Der gegenwärtige $. feßt jedoch 
voraus, daß die beftandene Sache gänzlich zu Grunde gegangen 
fey. Wann der Beſtandvertrag auch wegen einer theilweifen Ver— 
nichtung der Sache aufgelöft werden Fünne, kömmt $. 4447 vor; 
denn ift nur ein Theil zu Grunde gegangen, fo Fann der Beftand- 
nehmer noch den übrigen Theil gebrauchen oder benüßen, es man 
gelt daher an der Weſenheit de3 Beftandvertraged nichtd, und dem 
Beftandnehmer kann felbjt daran liegen, den Beltandvertrag fort 
zufeßen, und einen Nachlaß am Bejtandzinfe dafür anzufprechen 
($. 1105). 

5) Iſt die Beftandfache durch einen Unglücksfall zu Grunde ges 
gangen, fo ift Eein Theil dem Andern verantwortlich, alfo weder der 
Beftandgeber dem Beſtandnehmer wegen des vermißten Gebrauches 
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der Sache, noch der Beftandnehmer dem Beftandgeber wegen der 
Sache felbjt, und wegen der Entrichtung des bedungenen Beſtand— 
zinfes von der Zeit an, als die Sache zu Grunde gegangen iſt. — 
Iſt fie aus Verfchulden des DBeflandgebers zu Grunde gegangen, 
fo hat der Beftandnehmer nicht nur von der Zeit an, als fie zu 
Grunde gegangen ift, feinen Beftandzins mehr zu entrichten, fon= 
dern kann auch Erſatz des Schadens verlangen, welcher ihm erweis— 
lich dadurch entjtanden ift, daß er durch die noch übrige Bejtandzeit 
des Gebrauches der Sache entbehren muß ; ift fie aber aus Verſchul— 
den des Beftandnehmerd zu Grunde gegangen, fo ift diefer verbunden, 
dem Beftandgeber den Werth, den fie zur Zeit der Uebernahme 
gehabt hat, mit Rückſicht auf die während der Beftandzeit ge= 
fchehene, dem ordentlichen Gebrauche zufagende Abnützung, zu 
erfegen, den Zins während der noch übrigen Beftandzeit zu bes 
zahlen, und wenn eine böfe Abficht, oder eine auffallende Sorg— 
fofigfeit, die der böfen Abficht gleich aehalten wird, unterlaufen 
ift, auch den entgangenen Gewinn zu vergüten. Doch fann der 
Beitandgeber den Werth der beftandenen Sache nur nach been— 
deter Beftandzeit in Anfpruch nehmen; denn diefer foll die Stelle 
der zu Grunde gegangenen Sache, die nicht mehr übergeben 
werden kann, vertreten. Auch müſſen von den fortwährend zu 
entrichtenden Zinfen jene Auslagen in Abzug gebracht werden, 
welche der Beftandgeber in Anfehung der zu Grunde gegangenen 
Sache zu entrichten gehabt hatte, und die dadurch aufhören, daß 
die Sache zu eriftiren aufgehört hat. — So müffen z. B. von 
dem abgebrannten Haufe die gewöhnlichen Auslagen auf Repa— 
raturen, die Zindfteuer u. f. w. in Abrechnung‘ gebracht werden, 
weil der Vermiether durch die fortwährende Bezahlung des gan- 
zen Miethzinfed mehr erhalten würde, als fein Schade beträgt. 
Um allen diefen Berechnungen audzumeichen, fcheint ed der Bil- 
figfeit am meiften zu entfprechen, wenn fich die Partenen dahin 
vereinigen, daß der Beftandnehmer dem Beftandgeber den Werth 
der zu Grunde gegangenen Sache fogleich vergütet, wo dann 
die Benüguug diefed Geld:Gapitald als ein billiges Entgeld für 
den zu entrichtenden Beltandzind angefehen werden Eann, 


302 [S. 1113. ] 


§. 1113, 
b) Durch ben Verlauf ber Zeit, ' 


Der Beftandvertrag erlifcht auch durch den Were 
lauf der Zeit, welcher ausdrücklich oder ftille 
ſchweigend, entweder durch den nad) einem ge— 
wiſſen Zeitraume ausgemefjenen Zins, wie bey 
jogenannten Tag-, Wochen: und Monathzims 
mern, oder durch die erklärte, oder aus den Um— 
fanden hervorleuchtende Abficht des Beftandneh- 
mers bedungen worden ift. 


4) Daß der Beftandvertrag mit dem Verlaufe der Zeit er⸗ 
löſche, fließt aus den erſten Begriffen des Vertragsrechtes ($. 
861), weil Niemand mehr Recht erlangen Fann, als auf ihn 
ausdrücklich oder ftillfehweigend ($. 863) übertragen worden ft. 

2) Sillfehweigend wird. die Dauer des Beflandverfrages 
dadurch feftgefegt: wenn a) der Zind nad) einem gewiffen Zeit» 
raume audgemefjen wird, wie bey fogenannten Zag:, Wochen⸗ 
und Monathzimmern, weil hier angenommen wird, daß, fo wie 
der Zins mit dem Verlaufe des Tages, der Woche, ded Mo⸗ 
naths verfällt, auch der DBeftandvertrag mit eben dieſem Ber: 
Taufe der Zeit erlöfche, Da diefe vom Gefege bier ausdrücklich 
aufgeführten WBermiethungdarten nur als die gewöhnlichen bey: 
fpielöweife aufgeführt wurden; fo ergibt fich die natürliche Folge, 
daß die hier aufgeftellte Regel auch auf einen längeren Zeitraum 
auszudehnen fey,. fo daß, wenn bedungen worden ift, daß der 
Zins viertel= oder halbjährig bezahlt werden foll, die Zeit der 
Dauer des DBeftandvertraged auch ein Viertel oder ein halbes 
Jahr iſt; dann wenn b) die Abficht, aus welcher der Beftande 
nehmer die Sache in Beltand genommen hat, ausdrücklich er: 
Eläret wird, oder diefelbe aus den (dem Beftandgeber bekannten) 
Umftanden hervorleuchtet. | 

3) Nach dem ausdrücklichen Inhalte des gegenwärtigen F. 
entfcheidet hier nur die Abficht des Beſtandnehmers und nicht 
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die des Beſtandgebers. Wenn 3. B. Jemand, der in feinem eis 
genen Haufe wohnt, an einen anderen Drt überfiedelt, oder ei— 
ne weite Reife unternimmt, und die Wohnung in feinem Haufe 
vermiethet; ſo kann mit Grunde angenommen werden, daß die 
Vermiethung der früher felbft benüsten Wohnung in feinem 
Haufe bloß darum gefchehe, weil er durch feine Weberfiedelung 

- an der eigenen Benügung derfelben gehindert ift. Deffenungeach: 
tet wird durch Wiederkehr deöfelben an feinen früheren Aufente 
haltsort der Beftändvertrag nicht aufgelöfet, wenn diefes nicht 
ausdrücklich bedungen worden iſt. Es waltet auch zwifchen bey: 
den Theilen in diefer Beziehung ein auffallender Unterfchied ob. 
Denn der nächte Zweck des Beftandgeberd bey Cingehung des 
Beftandvertraged iſt, für den überlaffenen Gebrauch der Sache 
ein beftimmtes Entgeld zu beziehen; und der ded Beftandnehmers, 
für eine beftimmte Summe Geldes den Gebrauch der Sache zu 
erlangen. Diefer nächte Zweck wird dem Beftandgeber nicht ver: 
eitelt, wenn auch dad eigentliche Motiv, warum er die Sache 
in Beftand gegeben, zu exiſtiren aufgehört hat; denn er bezicht 
fortwährend das für die Ueberlaffung des Gebrauches bedungene 
Entgeld. Iſt aber der Grund nicht vorhanden, aus welchem der 
Beftandnehmer bewogen wurde, die Sache in Beftand zu nehmen ; 
fo ift ihm in der Regel die Sache zu Eeinem Gebrauche mehr, es 
geht ſohin für ihn der nächte Zweck der Eingehung des Be: 
ftandvertraged verloren. 

4) Sobald die Dauerzeit ausdrücklich oder ſtillſchweigend bes 
ſtimmt ijt, bedarf es feiner Auffündung (F. 1116). Das Recht 
und die Verbindlichkeit erlifcht von felbft (dies interpellat pro 
homine) ; der ſchuldige Beftandzind muß fogleich errichtet, und 
dad Beftandgut ohne unndthigen Auffchub zurückgeſtellt und zurück⸗ 
genommen ‚werden. Leber die Nothwendigkeit des Aufſchubes ent— 
cheidet, ſobald darüber ein Streit entſteht, der ordentliche Richter 
($. 904). Die Unterlaſſung der Zurückſtellung kann eine Erneues 
rung. begründen, wovon in den folgenden zwey Paragraphen ges 
handelt wird '). 


1) Siehe v. Zeiller's Commentar F. auıs Nr. », 
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| d. 4114 
Mann eine Erneuerung geſchieht. 


Der Beftandvertrag kann aber nicht nur ausdrück— 


lich, fondern auch ftillfyweigend erneuert wer— 


den. Iſt in dem Vertrage eine vorläufige Auf- 
Eündigung bedungen worden; fo wird der Vers 
trag durch die Unterlaffung der gehörigen Auf: 
kündigung fHilfehweigend erneuert, Sit Feine Auf: 
kündigung bedungen worden; fo gefchieht eine 
ftillfehweigende Erneuerung, wenn der Beſtand— 
nehmer nach Verlauf der Beitandzeit fortfährt, 
die Sache zu gebrauchen oder zu benüßen, und 
der Beflandgeber e5 dabey bewenden läßt. 

4) Obwohl der Beftandverfrag durch den Verlauf der Zeit 
erlifcht, fo kann derfelbe doch erneuert, d. i. der Zeitpunck der 
Beendigung kann dergeftalt Hinausgefchoben werden, daß der Be— 
ftandvertrag der in demfelben beftimmten Zeit mit allen daraus 
fliegenden Rechte und Verbindlichkeiten noch fortdauert. 

2) Die Erneuerung ded DBeftandvertraged gefchieht aber ent: 
weder ausdrücklich oder ſtillſchweigend. Ausdrücklich wird 
derfelbe erneuert, wenn der Beflandgeber und der Beftandnehmer 
ihren Willen, daß der Vertrag auch nach Verlauf der in demfel- 
ben beftimmten Zeit fortbeftehen fol, mit Worten entweder münd— 
lich oder fchriftlich erklären. Stillfchweigend Fann der Beftandvers 
trag auf verfchiedene Arten (F. 863), 3. B. durch Annahme der 
wiederhohlten Vorauszahlung des Zinfes erneuert werden ; insbe— 
fondere aber theils durch Unterlaffung der bedungenen Aufkün⸗ 
dung, theils durch den einverſtändlichen fortgeſetzten Genuß. Aus 
dem Umſtande, daß der gegenwärtige $. nur von dieſen letzteren 
beyden Erneuerungsarten des Beftandvertraged eine ausdrüdliche 
Erwähnung macht, iftman nicht derechtiget, den Schluß zu ziehen, 
daß Feine andere ftillfehweigende Erneuerung Statt finden könne; 
denn es geht weder aud den Worten deöfelben, noch aud der dem= 
felben zu Grunde liegenden Elaren Abficht des Geſetzgebers hervor, 
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daß Höchftfelber durch die befondere Aufführung zweyer Erneue— 
rungsarten die allgemeine Regel des $. 863 hier befchränfen wollte. 

3) Es ift zwar bey Erläuterung des vorigen J. Nr. 4 be: 
merkt worden, daß, wenn die Dauerzeit beftimmt ift, e5 Feiner 
Auffündigung bedürfe, fondern das Necht und die Verbindlich: 
Eeit von felbjt erlöfche. — Diefer Behauptung fteht jedoch nicht 
entgegen, daß die Contrahenten zur bequemeren Auswahl eines 
Fünftigen Beftandes ausdrücklich bedingen können, daß eine be= 
flimmte Zeit vorher aufgekündet werden fol. — In diefem Zalle 
wird nun der Vertrag durch Unterlaffung der gehörigen (d. i. 
in der. bejtimmten Form und innerhalb der beftimmten Zeit ge: 
machten) Auffündigung ftillfhyweigend erneuert; z. DB» wenn See 
manden eine Wohnung auf ein Jahr gegen vorhergehende halbjäh- 
tige Aufkündigung vermiethet worden ift, und bey Verlauf eines 
halben Jahres weder von der einen noch von der anderen Seite 
aufgefündet wird. Diefe Erneuerungsart liege wohl in der Nas 
tur der Sache ; denn durch die Beftimmung der Zeit, für welche 
der Beftandvertrag dauern foll, verbunden mit der Bedingung 
einer vorherzugehenden Aufkündigung, haben fi beyde Con— 
trahenten verbindlich gemacht, durch die ganze beftimmte Dauer 
den Deftandvertrag zuzuhalten, und fich zugleich gegenfeitig dab 
Necht eingeräumt, nach Verlauf diefer beftimmten Zeit den Be: 
ftandvertrag aufzulöfen, jedoch unter der Bedingung, daß der: 
jenige, der denfelben nach (diefer) Zeit auflöfen will, binnen 
einer bejtimmten Zeit vorher die Auffündigung zu machen habe, 
Hat er daher die Bedingung, unter welcher ihm das. Necht 
eingeräumt wurde, den DBeftandvertrag nach Xerlauf der be: 
ſtimmten Zeit aufzulöfen, nicht erfüllet; fo ift fein Recht er: 
lofcyen, und er muß fich die Fortdauer deöfelben gefallen Taffen. 


‚Hat nur ein Theil, 3. B. der DBeftandgeber, fich die Auffündi: 


gung vorbehalten, fo würde zwar der Vertrag von feiner Seite 
durch die Unterlaffung der Aufkündigung für erneuert angefehen 
werden, der Beitandnehmer dagegen Eönnte, ungeachtet er nicht 
aufgefündet hat, bey dem Verlaufe der in dem Vertrage be: 
ftimmten Zeit von demfelben ohne weiterd abgehen. Wäre in 


dem Vertrage Überhaupt eine vorhergehende Auffündigung be— 
Nippels Commentar. VII Th, 20 
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dungen, ohne die Zeit, warn fie zu gefchehen hat, ausdrücklich In 
felbem zu beftimmen; fo wäre anzunehmen, daß die Contrahenz ' 
ten die im $. 1116 beſtimmte Zeit gemeinet haben. Der Eins 
wendung einer ftillfchweigenden Erneuerung vorzubeugen, ift ed, 
wie v. Zeiller bemerft, in einem folcyen Falle rathfam, ſich mit 
einem Beweiſe vorzufehen, daß die —— Aufkündigung ge— 
macht worden ſey. 

4) In dem Falle, daß zwar eine RER aber feine 
vorläufige Auffündigung bedungen worden ift, gefchieht eine ftille 
ſchweigende Erneuerung des Beftandes, wenn der Beftandnehe 
mer nach Verlauf der Beftandzeit fortfährt, die Sache zu ge: 
brauchen oder zu benügen, und der Beftandgeber ed dabey bes 
wenden läßt. — In der Fortfegung ded Gebrauches von Seite 
des Beitandnehmers liegt von feiner Seite die ftillfchweigende 
Erklärung, dag er den Beftandvertrag fortfegen, fohin noch forts 
wahrend die Nechte des Beftandnehmers, fo wie fie ihm früher 
eingeräumt worden find, ausüben, und die früher übernommenen 
Pflichten erfüllen wolle. Durch diefe einfache Erklärung des Des. 
ftandnehmerd kömmt aber noch fein Vertrag zu Stande, fondern 
es muß die ausdrücdliche oder ftillfehweigende Einwilligung des 
Beſtaͤndgebers hinzu treten. — Diefe legtere wird aber als vor- 
handen angenemmen, wenn derfelbe, nachdem er in die Keunte 
niß fan, daß det Beſtaͤndnehmer fortfahre, die Sache zu ges 
brauchen oder zu benügen, dagegen keine Einwendungen macht, 
euch nichts vorfchret, wa5 auf die Aufhebung des Vertrages Be— 
zug hat. Eine gewiffe Zeit, binnen mweldyer der Gebraudy oder 
die Geftattung fortgefegt werden mäffe, um daraus auf eine 
ſtillſchweigende Einwilligung ſchließen zu können, beftimmt da 
Gefeß nicht, und Fonnte es wegen DBerfchiedenheit der Gegen: 
ftände und Verhältniffe nicht wohl beftimmen, fondern fie muß 
im Falle eines Nechtöftreited dem vernünftigen Ermeſſen des 
Richterd überlaffen bleiben. 

5) Here Hofrath v. Zeiller fügt am Schluffe feiner Bemer⸗ 
kungen zu dieſem Paragraphe bey, daß, wenn ein Theil durch 
Zufall verhindert worden wäre, den entgegengefegten Willen zu 
erklären, diefer, wenn der Zufall ſich in feiner Perfon ereignet 
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hat, dem anderen Theile wenigſtens Schadenerfaß Teiften müßte 
($. 1311). Er ſcheint alfo dadurch von der Anficht auszugehen, 
daß der Erneuerungdvertrag dadurch vernichtet werde, wenn einer 
der Contrahenten darzuthun im Stande ift, daß die Unterlaffung 
der Erklärung des gegenfeitigen Willens nicht die Folge einer 
auf die Fortfegung des Beftandvertrages gegründeten Willens: 
meinung, fondern in andern Umftänden gegründet war. — Allein 
ich kann diefer Anfiht nicht ohne Beſchränkung beypflichten ; 
denn der gegenwärtige $. erklärt einmahl die Zortfegung de3 Ge: 
brauches der Beftandfache ald die ftillfhweigende Erklärung von 
der einen, und die Unterlaffung jeder Handlung, welche, auf die 
Aufhebung des Vertrages Bezug häfte, von der anderen Beite, 
65 ift nun allerdings auch bey der ausdrücklichen Willenserklä— 
rung möglich, daß die Erklärung mit dem wahren inneren Willen 
nicht übereinftimme, wenn 3. B. der Erflärende durd) Zwang ans 
gehalten worden ift, die ihm vorgelegte Schrift mit feinem Nah: 
men zu unterfertigen, Allein in fo fern der andere Theil eine 
Keniltniß von dem ausgeübten Zwange hat, und daher die in der 
Erſcheinung vorliegende Erflärung als den wahren inneren Wil⸗ 
len des Ausftellerd anzufehen Grund hat, befteht der Vertrag 
aufrecht. So auch hier; wenn der eine Theil in der Fortfegung 
des Gebrauches oder in dem Stillfchweigen des anderen Theile 
feinen wahren Willen, den Beftandvertrag fortzufegen, anerkennt, 
und fein Grund, an der Ernftlichfeit des Willens zu zweifeln, 
vorhanden ift. Es Hat daher jeder Theil den Schaden feldft zu 
tragen, voelcher ihm dadurch zugehet, daß er durd) einen in feiz 
ner Perfon ereigneten Zufall an der Erklaärung des entgegen— 
gefegten Willens verhindert worden ift. 


o. 1115. 


Die ſtillſchweigende Erneuerung des Beſtandver— 
trages gefchicht unter den nähmlichen Bedin— 
gungen, unter welchen er vorher gefchloffen war, 
Doch erfiredt fie fih bey Pachtungen nur auf 
Ein Jahr; wenn aber der ordentliche Genug 

20 * 
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erft in einem fpäteren Zeitraume erfolgen Fann, 
auf eine fo lange Zeit, als nothwendig ift, um 
die Nutzungen Einmahl beziehen zu können. Mies 
tyungen, wofür man den Zins erft nach einem 
ganzen oder halben Zahre zu bezahlen pflegt, 
werden auf ein halbes Jahr; alle Fürzere Mie- 
thungen aber auf diejenige Zeit ſtillſchweigend 
erneuert, welche vorher Durch den Beftandver- 
trag beftimmt war, Bon wiederhohlten Erneues 
rungen gilt das Nähmliche, was hier in Rüds 
ficht der erften Erneuerung vorgeschrieben ift. 
4) Die Negel, daß eine bloße Grnenerung des (früheren) 
Beftandvertraged unter, den nähmlichen Bedingungen gefchehe, 
unter welchen der Beftandvertrag vorher gefchloffen war, grüne 
det fich, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Gommentare be: 
merft, in der Betrachtung, daß fie an fich nur eine Verlängerung 
des vorigen Vertrages, und mit einem Neuerungdverfrage 
(85. 1376 — 4379) nicht zu verwechfeln iſt. Hieraus ift auch 
zu folgern, daß, wenn die Gontrahenfen bey der ausdrücklichen 
Erneuerung von den früheren abweichende Beftimmungen feftges 
fegt bäatten, doch nicht angenemmen werden dürfte, daß alle übri— 
gen Beltimmungen aufgehobem ſeyn, und dafiir nur die im 
Mangel einer auödrüdlichen Grflärung der Contrahenten von dem 
Gefege ſelbſt feftgefesten Beftimmungen einzutreten haben, — Es 
bleiben daher die nicht abgeänderten Puncte fortwährend diefelben, 
2) An Anfehung der Dauer, für welche der ernenerte Bes 
ftandvertrag ald abgefchloffen anzufehen ift, ift Kolgendes zu be— 
merken, ft die Erneuerung ausdrüdlich gefchehen, fo wird auch 
gewöhnlich die Zeit, auf welche derfelbe fortbeſtehen fol, von den 
Partegen befonderd feſtgeſetzt. Wäre dieſes aber nicht gefchehen, 
fo mußte hier die Analogie derjenigen Vorſchriften in Anwen⸗ 
dung gebracht werden, welche in dieſer Beziehung für die ſtill— 
ſchweigende Erneuerung beſtehen, die in dieſem J. aufgeführt find, 
und hier naher erörtert werden follen. 
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3) Aus der gefeglichen Anordnung, daß die ftillfchweigende 
Erneuerung ded Beftandvertrages unter den nähmlichen Bedin— 
gungen gefchehe, unter welchen derfelbe vorher gefchloffen war, 
müßte man aud) folgern, daß derfelbe auch auf eben die Zeit, auf 
die er vorher gefchloffen war, erneuert werde. Allein der Geſetz— 
geber hat es zu hart gefunden, daß der Beflandgeber oder Be— 
ftandnehmer, welcher in der gehörigen Zeit aufzukünden oft aus 
bloßer Unachtfamkeit unterlaffen, oder daß der Beſtandgeber, der 
nicht fogleich, nachdem er in die Kenntniß gefeßt worden ift, daß 
der Beftandnehmer nah Verlauf der Beftandzeit die Sache zu 
gebrauchen oder zu benügen fortfahre, widerſprochen oder fich wis 
derfeget hat, ſchuldig feyn foll, den erlofchenen Vertrag durch 
die im demfelben bejtimmten, oft mehreren Jahre fortzufegen, 
und hat daher in fernerer Berückſichtigung, dag aus der unter— 
laffenen Auffündigung oder der ftillfehweigend genehmigten Sort: 
ſetzung des Gebrauches wohl auf den Willen der Parteyen, den 
Vertrag fortzufegen, keineswegs aber auch auf den Entſchluß 
Hefolgert werden könne, daß der Vertrag auf eben diefelbe Zeit 
wiederhohlt fortdauern fol, auf welche er vorher geſchloſſen war, 
in diefer Hinficht angeordnet: daß die ftillfchweigende Erneuerung 
des Beftandvertraged, fie mag auf die eine oder andere Art ge: 
ſchehen feyn, fih bey Pahtungen auf Ein Jahr erſtrecke, weil 
der Pächter gewöhnlich in Ginem Jahre (aber auch nicht früher) 


. ale Nugungen aus dem Pachtgute zu beziehen im Stande ift, 


Miethbungen aber nie auf eine längere Zeit als auf ein hal— 
bes Jahr ftillfehweigend erneuert werden, alfo ohne Unterfchied, 
ob man den Zind hiefür erft nach einem ganzen oder halben Jah— 
re zu bezahlen pflege, wohl aber auf eine Eürzere, wenn die 
Miethung Fürzer, wenn alfo der Zins für vierteljährig, monatb: 
lich, wöchentlich zu bezahlen ift, dann nähmlich auf diejenige Zeit, 
welche vorher durch den Beftandvertrag beftimmet war, alfo auf 
ein Vierteljahr, einen Monath, eine Woche '). 

4) Nicht immer werfen aber die Pachtungen mit Ablaufe 
Eines Jahres den vollen Ertrag ab; oft wird dazu, wenn 


.— 


ı) Siehe v. Scheldlein am a. D. $. st. 
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die Aecker in gewiffe Felder oder Brachen getheilt find, oder bey 
Fiſchereyen, ein noch längerer Zeitraum erfordert: In einem fole 
chen Falle muß alſo diefer Zeitraum abgewartet, und hiernach das 
Pachtgeld, wofern es etwa uefprünglich nad einer länger fort 
dauernden Pachtzeit auögemeffen worden ift, beſtimmt werden. — 
Daß in einem folden Salle die frühere Pachtzeit Eürzer ausge— 
meſſen ſeyn follte, ift nicht zu denken. Sollte diefed aber doch 
der Fall feyn, fo müßte man annehmen, daß bey Feſtſetzung der 
übrigen Pachtbedingniffe eben auf diefen Amftand. Rüdficht ges 
nommen, und eben deßhalb ein billigeres Pachtgeld bedungen wor: 
den iſt. Ach glaube daher, daß in einem folchen Falle die frü— 
here Pachtdauer auch bey der Erneuerung des Pachtvertrages zur 
Richtſchnur zu nehmen ſey; denn offenbar geht die Abficht des 
Gefengeberd auf eine Beſchränkung der früher. bedungenen Ber 
ftandzeit, Feineöwegd aber auf eine ‚Ermeiterung derfelben. 

5) Solche ftillfhweigende Erneuerungen können ‚öfter: ge: 
fhehen, wenn bey jedesmahligem Ablaufe der ſtillſchweigend be= 
dungenen Beftandzeit die vorgefehene Aufkündigung unterlaſſen 
wird, oder der Beftandnehmer fortfährt, die Sache zu gebrauchen 
oder zu benügen, und der Beftandgeber es dabey bewenden läßt: 
Bon folchen ftillfchweigenden Erneuerungen gilt überhaupt dad 
Nähmliche, was in Rückſicht der erften Erneuerung vorgefchrieben.ift, 

6) Es gefchieht auch zuweilen, daß eine beftimmte Dauer 
des DBeftandvertrages fejtgefeßt, zugleich aber auch in demfelben 
-bedungen wird, daß nach Ablauf derfelben jedem Theile ‚die Auf: 
Fündigung freyftehen fol. — In diefem Falle wird nach Verlauf 
der beftimmten Zeit der Beftandvertrag immer erneuert; er geht 
aber fodann in einen Beftandvertrag über, wo über die Dauee 
des Beſtandvertrages nichts befonders feftgelegt ift, und ift ſohin 
in diefer erneuerten Geftalt ganz nach Borfchrift des folgenden $. 
au beurtheilen. je 

d. 1116, 
ec) Durch Auffündigung. 

In To fern Die Dauer eines Beftandvertrages we— 
der ausdrücklich, noch fHillfchweigend, noch durch 
befondere Vorſchriften beſtimmt ift, muß Der: 


ı 
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jenige, welcher den Vertrag aufheben will, dem 
Andern die Pachtung ſechs Monathe; die Mies 
thung einer unbeweglichen Sache vierzehn Tage; 
und einer beweglichen vier und zwanzig Stun— 
den vorher auffündigen, als die Abtretung er— 
folgen foll, | 
1) Wenn die Dauer eines Beltandvertraged ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend beftimmt iſt, fo kann in der Regel (99. 1117 
u. 4118) vor der Zeit nicht ‚aufgefündet werden, und bis zum 
Ablaufe der Zeit ift die Aufkündigung überflüffig ($. 1113)- 

2) Qt aber diefes der Fall nicht, hat z. B. Jemand ein 
Magazin fo lange, als er deffen bedürfen wird; eine Kutfche für 
die beliebige Zeit feines Aufenthaltes an diefem oder jenem Orte 
gemiethet, Fann doch der Miether nicht fogleich von dem Be: 
ftandvertrage abgehen, der Miether alfo nicht willführlich das 
Magazin räumen, die Kutfche zurücftellen, und fich folchergeftalt 
von der Verbindlichkeit, den Zins ferner zu bezahlen, entledigen, 
fondern e5 ift eine Auffündigung von der einen oder anderen, Seite 
erforderlich, — Daraus fließt, wie Herr Regierungdrath v. Scheid- 
lein ganz treffend bemerkt '), daß, wenn auch die Dauer des Be— 
ftandvertrages von den Parteyen weder ausdrücklich noch ftill: 
ſchweigend verabredet worden, noch durch befpndere Vorfchriften 

beſtimmt iſt, derfelbe doch nicht in ein Bittleihen übergehe, weil 
dann die durch das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch beſtimmte 
Zeit der Dauer deöfelben eintritt, und ſolchergeſtalt die in dem 
$. 41090 enthaltene Definition eined DBeftandvertraged, vermög 
welcher die Ueberlaffung des Beſtandſtückes auf eine gewiffe Zeit 
gefcheben muß, aufrecht erhalten wird. Diefe Zeit der Dauer 
des Beftandvertrages fegt eine Auffündigung voraus, und wird 
nach Verfchiedenheit der Gegenftände, die in Beſtand verlaffen 
werden, fo wie der $. ausdrücklich angibt, verfihieden bemeſſen. 
Der Grund, warum dad Gefeß bey Pachtungen eine weit län: 
gere Friſt als bey Miethungen, und bey Miethungen unbeweg- 
licher Sachen eine längere Zrift als bey Miethungen beweglicher 


— — 


1) Am a. O. ©. 144. 
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Sachen zue gänzlichen Aufhebung des Vertrages fejtgefeßt hat, 
liegt darin, weil der Verpächter eine längere Zeit brauht, um 
mit der Sache eine andere Vorkehrung zu treffen, der Vermie— 
ther einer unbeweglichen Sache aber eben zu diefem Zwecke län: 
gere Zeit braucht, al3 der Vermiether einer beweglichen Sache , 
und weil dem Pächter, wenn er in einer kürzeren Zeit als in 
ſechs Monathen nach der Aufkündigung von dem Vertrage ab— 


treten müßte, in mancherley Rückſichten ein großer Nachtheil zu⸗ 


gezogen werden könnte; der Miether aber in vierzehn Tagen, 
wenn die Sache eine unbewegliche, und in vier und zwanzig 
Stunden, wenn fie eine bewegliche ift, den ihm aus der Abtre: 
fung von dem Dertrage bevorftehenden Schaden leicht von fich 
abzuwenden, leicht eine ähnliche Sache zu miethen im Stande ift ). 

3) Der $. erwähnt noch befonderer, fohin außerhalb des 
Geſetzbuches, beſtehenden Vorſchriften, und deutet dadurch an, 
daß dieſe Vorſchriften, ungeachtet ſie ſich auf Gegenſtände des 
bürgerlichen Geſetzbuches beziehen, doch immer noch ihre Wirk— 
ſamkeit behalten. Solche beſondere Vorſchriften ſind die für 
einige Städte, nähmlich: Wien, Lemberg, Prag, Klagenfurt und 
Linz beſonders beſtehenden Miethordnungen, welche, als mit die— 


ſem Gegenſtande des bürgerlichen Geſetzbuches in innigſter Ver⸗ 


bindung ſtehend, hier angeführt werden ſollen. 

4) In der Stadt Wien und derfelben Vorſtädten iſt ſich in 
Ausziehungsgefchäften nach dem Patente vom 18. October 4782; 
J. ©. S. Nr. 93 alfo zu achten: 

a. Dat es zwar auf jenen Vorftadtögründen, wo biöher die vier- 
telfährige Ausziehung und die damit auch‘ verknüpfte Auffündi- 
gung und vierteljährige Zinfenentrichtnng beftanden ift, bey die— 
fer Beobachtung der gedachten vierteliährigen Ausziehung und 
viertelfährigen Zinszahlung in Anbetracht diefer Gegenden nod) 
fortan fein Bewenden ; in der Stadt und innerhalb dem gan: 
zen Umfange der Linien aber, wo biöher die halbjährige Aus: 
siehung (und zwar zu Georgi und Michaeli) eingeführt war, 
fol die vierteljährige Auffündigung (wenn nicht durch einen 


1) Siche v. Scheidlein’s Misgellen am a. 8. ©. 135 und ıas, 
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Beftandcontrack ein Eürzerer oder längerer Termin bedungen 
worden ift) jedeömahl längftens binnen 14 Tagen gefchehen , 
nahmlich jene von Michaeli bis Georgi binnen 14 Zagen nad) 
Lichtmeffe, das ift bis 45. Februar, und jene von Georgi 
bis Michaeli längftend binnen 14 Tagen nach Johanni, d. i. 
bis 7. Julius, und daher die Auffündigungen, die nicht binnen 
diefer beitimmten Zeitfrift , fondern etwa erft den 16. Februar 
und 8. Qulius gefchehen, nicht mehr angenommen, und als 
ganz ungültig gehalten werden. 

‚ Diefe Anordnung des Ausziehpatentes hat aber durch das 
fpäter erlaffene Hoffanzleydecret vom 28. April 1811 ') eine 
Abänderung erlitten, da es dafelbjt heißt: Die Auffündigungd- 
zeit wird von nun an in der Stadt und auf den bürgerlichen 
Gründen ftatt um Lichtmeß und Zohanni auf die gegenwärtigen 
Ausziehs Termine, nähmlich auf Georgi und Michaeli dergeftalt 
verlegt, daß a) die Auffündigung von beyden Theilen immer 
nur 14 Tage vor und 14 Tage nach Georgi oder Michaeli gul: 
tig geſchehen kann; b) daß die Auffündigung ihre Wirkung 
erjt auf den darauf folgenden Auszieh- und Auffündigungs: 
Termin äußere, fo daß, wenn z. B. zu Georgi 1811 aufgekün— 
diget würde, die Wirkung der Auffündigung erft auf Michaeli 
4811, und wenn zu Michaeli 4814 aufgefündet wird, die Wir: 
fung davon erft auf Georgi 1812 eintreten fol; c) daß jede 
Steigerung ebenfall5 mit dem nächften Auszieh-Termine auf 
diefelbe Art, wie die Auffündigung zu gelten habe. Auf den 
nicht bürgerlichen und fonftigen Sreygründen hat diefelbe Ein: 
richtung, nur mit dem Unterfchiede zu beftehen, daß die Auf: 
kündigungs-Termine nur vierteljährig anzunehmen find. 
Uebrigens Eann die Auffündigung einer Wohnung aus dem 
Grunde, weil fie früher als 414 Tage vor Georgi, oder 14 
Tage vor Michaeli überreicht worden: ift, keineswegs als un— 
gültig erklärt, und weder von dem Gerichte von Amtöwegen 
verworfen, noch von dem anderen Theile zurückgelegt werden >). 





1) 5: ©. 5,, Nr. 931. 
2), Hofdecret vom 7. März 12185 J. G. S., Nr. 1329, 
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Nach folchergeftalten gefchehener Auffündigung, und nach 
verftrichenen Georgi: oder Michaelis Tage hat der audziehende 
Beftandmann (er möge mit wad immer für einem Charakter 
be£feidet feyn) binnen den nächften acht Tagen mit Räumung 
eined Theiles feiner Wohnung den Anfang zu machen, und 

der einziehenden Partey zur Unterbringung einiger ihrer Effec- / 
ten einen hinlänglichen ſchickſamen Pla& einzuräumen, und fo= 
dann foll nach ganz verfloffenen 14 Tagen die Wohnung voll: 
ftändig geleeret und übergeben werden; fo fern aber binnen 8 
Tagen nach Georgi, d. i. den 2. May, und um die Michaeli: 
zeit am 8. Detober der new einziehenden Partey zur Unter: 
bringung ihrer Effecten Fein binlänglicher Plag von der aus: 
ziehenden Partey geräumt wäre; fo wird noch an felbem Ta— 
ge auf Anlangen der richterliche Beyftand mit Zuziehung der 
Wache zur Räumung eines fohidfamen Platzes ertheilt wer— 
den, welches auch in jenem Falle zu verftehen ift, wenn nad) 
den ganz verfloffenen 14 Tagen, nähmlich zu ©eorgizeit am 
7. May und um Micyaeli am 14. October die Wohnung nicht 
vollftändig geräumt wäre. Damit man aber bey Gerichte, daß 
die Auffündigung wirklich gefchehen fey, verfichert feyn möge; 
ſo fol 
b. eine jede Auffündigung, ed möge der Beftandverlaffer feinem 
Deftandinhaber, oder diefer jenem aufgefündiget haben, entwe— 
der durch eine fchriftlicy auögeftellte Befcheinigung desjenigen, 
dem aufgefündet worden it, oder durch einen Schein über 
die gefchehene gerichtliche Auffündigung alfo gewiß dargethan 
werden, als im widrigen eine andere Auffündigung, wenn 
fie gleich durdy Zeugen oder in anderem Wege bewiefen mer: 
den wollte, nicht für gültig angefehen, fondern verworfen wer: 
den ſolle ). Wenn nun die Auffündigung vorerwähnter Mae 
Ben rechtöbeftändig dargethan worden, fo ift weiterd verordnet, 
. daß, im Falle jene Partey, welcher aufgefündet worden, ein 
Recht zu haben vermeinte, ſich der ihr gefchehenen Auffündie 
4) Zur Bequemlichfeit des Publifums bat daher der Magiftrat Wien fowohl für 


die tunere Stadt als die ihm untergeordneten Borftadtgründe folche Auf: 
kündigungen druden laffen und die Grundgerichte damit verfehen. 


9% 
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gung zu widerfegen, felbe ihre Einwendungen dagegen den 
vierten Tag (fo mit Ausfchliegung des Tages, an welchem 
die Aufkündigung gefchehen, zu verftehen it) alſo gewiß bey: 
bringen fol; als im widrigen foldye Einwendungen nicht mehr 
gehöret, fondern der Auffündigung ohne weiterem Statt ge: 
geben werden foll; wenn aber 

eine dergleichen Einwendung binnen. den beſtimmten vier Ta— 
gen vorgefchriebener Maßen gehörig eingereicht worden ift, fo 
foll hierauf eine Tagſatzung mit dem Anhange beftimmt wer: 


den, daß beyde Theile dabey ſich alſo gewiß einfinden ſollen, 


wie im Widrigen von Amtswegen, was Rechtens iſt, erkannt 
werden würde; wo alsdann das dießfalls ergangene Urtheil 
noch den, nähmlichen Tag den beyderſeitigen Parteyen zuges 
ſtellt werden ſoll. Falls aber 

ein oder der andere Theil durch dieſes Urtheil beſchwert zu 
ſeyn vermeinte, ſoll feine Appellation hierüber geftattet ſeyn, 
jedoch demſelben der Recurs an dad k. k. N. Oeſt. Appella⸗ 
tionsgericht, und zwar ungehindert der etwa einlaufenden Fe— 
rien längſtens binnen den nächſten ſechs Tagen von Zeit des 
zugeſtellten Urtheiles (worunter jedoch der Tag der Zuſtellung 
des Urtheiles und der beygebrachten Beſchwerde nicht gerech— 
net werden fol) zu nehmen, und feine Beſchwerde mit Aus: 
Yaffung aller zur Hauptfache nicht dienlichen Einwürfe, ohne 
Wiederhohlung deffen, was ſchon bey den Mothdurftöhand: 
lungen in erſter Inftanz vorgefommen, nach möglichfter Kürze 
beyzubringen, fohin feine Belchwerdefchrift dem Richter erfter 
Inſtanz zur ungefäumten Einbegleitung der verhandelten Acten 
und der Beweggründe ‚feined Urtheils an dad Appellationdges 
richt einzureichen bevorftehen. Und damit die bemeldten vor: 
gefchriebenen Termine genau beobachtet werden, fo wurde 


‚ verordnet, daß ſowohl die in der erjten Inſtanz wider die ge: 


fchehene Aufkündigung einzureichenden Einwendungen, ald auch 
die an dad €. k. Uppellationdgericht zu verfaffenden Befchwer: 
defchriften mit den Worten: „In Ausziehungsiachen” von Aus 
Ben bezeichnet, und die dazu beftimmten Tage und Zeit für 
beftändig fortlaufend gehalten und verjtanden werden follen, 


316 [Ss 4116). | 


dergeftalt, daß, im Falle der zur Einreichung der Befchwerde | 
wider die gefchehene Auffündigung vorgefchriebene Tag in die 
Ferien einfiele (nur allein die Sonne oder gebothenen Feyer: 
tage ausgenommen), die Parteyen dergleichen Anbringen den= 
noch zur weiteren Vorfehrung an die Behörde alfo gewiß zu 
überreichen haben werden, ald im widrigen ein foldyes Anz 
bringen ohne alle Ausnahme für ungültig gehalten feyn folle. 
Wenn von dem Appellationdgerichte dad Urtheil der erften 
Inſtanz nicht bejtätiget worden, ſtehet dem fich dadurch be: 
ſchwert achtenden Theile ftatt der Revifion der weitere Recurs 
an die E E. oberfte Auftisftelle bevor; wobey fich ob der Fri: 
ften und fonjtigen Verfahrens durchgehend in jener Art zu 
benehmen ift, wie bey dem Recurſe an das nied. öfterr. 
lationsgericht vorgefchrieben ift. 

g. Alle hier erwähnten Verordnungen, welche auf den ganzen 
Umfang innerhalb der Linien fich erftreden, find nit nur 
allein auf die Auffündigung der in- und vor der Stadt be: 
findlichen Wohnungen und Zimmer, fondern auch in Abficht 
auf die vorgefchriebene Zeit und Art der Auffündigung, dann 
des bey entjtehendem Streite vorgefchriebenen Verfahrens, und 
hierbey zu beobachtenden Friften auf die Keller, Ställe, und 
was immer dergleichen in Beftand verlaffen werden kann, zu 
verftehen. 

5) Die oben Nr. 3 aufgeftellte Behauptung, daß die für 
einige Städte erlaffenen befonderen Vorfchriften in Bezug auf 
Beftandverträge durch das bürgerliche Gefegbuch nicht aufgeho: 
ben worden find, wird durch dad an dad gallisifche Appella— 
tiondgericht erlaffene Hofdeeret vom 416. Jänner 1813 ') aus= 
drücklich beftätiget, da dasfelbe beftimmt: daß das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch an den Vorſchriften des Ausziehpatentes 
für die Stadt Lemberg nichts geändert habe, da dasjenige, was | 
an jedem einzelnen Orte bey Dermiethung und Auffündigung | 
der Wohnungen zu beobachten, und wie bey vorfallenden Streie | 





























Re über eines und das andere der Beweis zu führen fey, 


1) 3. &. ©. Nr. 1028. \ 
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der Natur dee Sache nach, nie einen Gegenftand des allg. bürg. 

Geſetzbuches ausmachen Fonnte, und der buchftäbliche Inhalt des 

$. 1116 Elar beweifet, daß die befonderen Vorſchriften, welche 

die Dauer ded Miethverfrages beftimmen, auch fernerhin gelten, 
und nur in Ermangelung derfelben die allgemeinen Geſetze zur 

Richtſchnur dienen follen. 

Mit dieſem Hofdecrete ift zugleich die Miethordnung für 
die Stadt Lemberg und die Vorftädte derfelben vom 21. Sep— 
tember 1792 in die Quftiz= Gefegedslammlung aufgenommen wor— 
den, welche folgende befondere Beftimmungen enthält: 

a. Es bleibt dem freywilligen Uebereinfommen zwifchen Beftand- 
gebern und Miethleuten überlaffen, wegen Beziehung und Be: 
nügung aller Arten von Miethwohnungen, Gemwölbern zc. ent= 
weder fich mündlich zu verabreden, oder einen fchriftlichen Con— 
tract abzufchließen,, die Verabredung oder den Contract tag, 
mworben- oder monathweife, viertel-, halb: oder ganzjährig ein— 
zurichten, und zugleich zu beftimmen, in welchen Sriften der 
Zins entrichtet werden foll. Wenn aber Eein fchriftlicher Con— 
tract gefchloffen worden ift, hat die Miethperfon bey jahrwei— 
fen Miethen den beftimmten Zins immer vierteljährig zum 
voraus abzufragen. 

b. Sollte in dem Miethvertrage Feine beftimmte Frift zur Aufe 
Fündigung ausdrücklich bedungen worden feyn, fo muß bey 
der Miethe für ein Vierteljahr, ſechs Wochen vor Verlauf ded: 
felben ; ‚bey jener auf ein halbes oder ganzes Jahr, drey Mo— 
nathe vor dem Ende diefer Zeit aufgefündet werden. Die 
für eine Woche oder einen Monath gefchloffenen Miethverträs 
ge gehen natürlich mit demfelben zu Ende; wäre aber die 
Miethe für mehrere Monathe, ohne ihre Zahl zu beftimmen, 
eingegangen, wodurch eine Auffündigung nothwendig gemacht 
wird; fo foll vierzehn Tage vor dem Ausgange des Monaths 
aufgekündet werden. Wenn diefe Zriften, wozu der Tag, 
an welchem aufgefündet wird, einzurechnen ift, wären ver: 
ſäumt worden; fo ift nachher Fein Theil verbunden, eine Auf: 
fündigung anzunehmen, und fie ift ganz als ungültig anzufehen, 
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e. Miiethverträge, die nicht fchriftlich gefchloffen werden, kbnnen 
nicht Tänger als für ein Vierteljahr gelten. 

Die übrigen Verfügungen kommen mit jenen in dem Aus: 
ziehpatente für Wien überein. 

An Betreff der Berechnung der in der Miethordnung für 
die Stadt Lemberg zur Auffündigung der Wohnungen und zum 
Nückerlage feitgefegten Friften wurde angeordnet '): daß zwar 
der Auffündigende feiner Seits die Aufkündigung nur binnen 
der ihm dazu feitgefegten Srift bey Gericht anzubringen fchuls 
dig ſey; daß aber feinem Gegner die Frift zur. Ueberreichung 
des Rückerlages erft nach) dem Tage, an welchem die 0: au 
lung gefchehen ift, zu laufen anfange. 

.6) Für den Burgfrieden der Hauptftadt Prag wurde durch 
Hoffanzleydecret vom 9. März 1805 ?) über die Auffündigung 
und Räumung der Wohnungen, Keller, Ställe, und aller der: 
gleichen Beftandtheile eine Verordnung erlaffen, welche im Wee 
fentlichen die nahmlichen Anordnungen enthält, wie dad Auszieh— 
patent für Wienz nur ift dafelbft in Anfehung der Aufkündigungs— 
zeit $. 4 beftimmt, daß in Grmangelung eines ausdrücklichen 
Uebereinfommend eine, viertelfährige Auffündigung,. und zwar 
längftend binnen 144 Zagen nach Lichtmeß, Georgi, Jacobi und 
Galli, Statt haben folle. 

7) Eben fo wurde für die Hauptftadt Klagenfurt durch Hof: 
Fanzleydecret vom 19. Dctober 14792?) das für die Nefidenzitadt 
Wien geltende Ausziehpatent in Anwendung gebracht, und das 
bey verordnet, dag zur Auffündigung der gemietheten Wohnun: 
gen die bisher gewöhnlichen Zeitfriften aud) Fünftighin dergeftalt 
zu beobachten feyn, daß 14 Zage vor und nach Lichtmeß, dann 
414 Tage vor und nach Johanni die Wohnung aufgefündet, 
und im erften Sale zu Georgi, im zweyten aber zu Michaeli 
_ geräumt werden follen, fo zwar, daß nach Verlauf der vorge: 
ſchriebenen Auffündigungszeit eine fpätere Auffündigung nicht 
mehr angenommen werden dürfte. Doch bleibe ed den Haudin: 


41) Juſtiz⸗ Hofdecret son 28. Februar 1818. Goutta's 6. S., 45. 3.4 ©. Sr 
2) J. G. &. Ti. 719. 
3) P. ©. ©, 1, B., ©. 4195. 
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habern unbenommen, mit den Miethparteyen befondere Berträge 
zu fchliegen, in weldhem Falle beyde Contrahenten nad) den da= 
felbft eingefchalteten Bedingungen fich zu verhalten verbunden find. 
8) Für die Stadt Linz und den Marft Urfahr wurde mit 
Juſtiz- Hofdecret vom 15. März 1833 ') eine Ausziehvorfchrift 
Eundgemacht, welche mit dem Wiener » Ausziehpatente im We— 
fentlichen übereinfommt, inöbefondere aber 
a. alle Umtöhandlungen — ohne Ausnahme der Haudeigenthis 
mer und Mierhöleute mit Cinfchluß der Militärperfonen — 
dem Linzer Stadt: und Landrechte in erfter Inſtanz zumeift. 

b. Die Auffündigung der Wohnungen, in fo fern nicht ein aus— 
drüdliched Uebereinfommen getroffen wurde, auf die Termine: 
Lichtmeffe, Georgi, Zafobi und Michaeli beſchränkt; jedoch fo, 
daß die Auffündigung längftend 14 Tage nad) diefen Termi— 
nen an die betreffende Partey gefchehen muß; 

c, die Necuröfrift auf die nach dem Zuftellungstage deö erftrich- 

terlichen Urtheils nächitfolgenden 3 Tage feſtſetzt. Der Res 
curs iſt bey der erjten Inſtanz einzubringen, und fammt allen 
Acten und Entfcyeivungsgründen ohne Anordnung einer Inro— 
tulirungd = Zagfaßung unverzüglich an das k. k. n. d. Appella: 
tionde Gericht einzufenden. 

9) Da übrigens dad vorzügliche Verhältniß zwifchen einent 
Haudheren und feinem Haudmeifter, Gärtner, Portier u. f. w. 
ganz oder zum Theil ftatt des Lohne die freye Wohnung ges 
nießenden Leuten in dem Dienftcontracte beftehet; fo find diefels 
ben bey vorfallender Dienftesentlaffung aud) in Abficht auf die 
Auffündigung der Wohnung und Audziehung nach dem Dienft: 
bothenpatente zu behandeln, e& wäre dann, daß durch befondere 
Contracte zwifchen dem Hausherrn und derley Dienftleuten in 
Beziehung auf die ihnen eingeräumte Wohnung etwas Andered 
bedungen worden wäre 2). 


4) Wagner's Zeitfchrift, Jahrgang 1853, Notiz-Blatt. Seite tıs Nr, a5, 
2) Hofdecres vom a, Nov. 1781; I. G. ©, Nr. se, 
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A117, 

Der Beftandnehmer ift berechtiget, auch vor Ver— 
lauf der ausdrücklich oder ftillfehweigend bedun— 
genen Zeit von dem Vertrage abzuftehen, wenn 
die beftandene Sache ihrer mangelhaften Befchaf: 
fenheit wegen zu dem ordentlichen Gebraudje uns 
tauglich iſt; wenn ein beträchtlicher Theil des 
Beftandftüdes duch Zufall auf eine längere Zeit 
entzogen oder unbrauchbar wird; oder wenn Der 
Beftandgeber dasfelbe nicht mehr im brauchba— 
zen Stande erhält. 


41) Obſchon im Allgemeinen die Negel gilt, daß ein Pa: 
ciöcent von den feftgefegten Beftimmungen eined Vertrages felbft 
dann nicht eigenmächtig zurüdtreten fönne, wenn auch von Seite 
des anderen Pacidcenten die Vertragspflichten nicht erfüllet wer: 
den, fondern in diefem alle dem erfteren nur freyftehet, feinen 
Gonpaciscenten durch Zwang zur Grfüllung feiner Vertrags— 
pflichten anzuhalten ($. 949), und obfchon auch der $. 1311 
ausfpricht, daß der bloße Zufall denjenigen treffe, in deffen Per— 
fon oder Vermögen er fich ereignet, fo hat doch daS Geſetz bey 
dem Beftandyertrage hievon Ausnahmen gemacht, weil, wie 
v. Zeiller bemerkt, hierbey einerfeits der ordentliche Gebrauch, 
andererfeit5 der Beltandzind und die Erhaltung des Beſtandgu— 
tes zur natürlichen ftillfchweigenden Bedingung gemacht wird. 

2) Der $. geftattet daher aus obigem Grunde dem Bes 

N ftandnehmer den Rücktritt a) wenn die in Beſtand genommene 
/ &adye iprer (inneren Nr. 3) mangelhaften Befchaffenpeit 
wegen zu dem ordentlichen Gebrauche (ganz oder doch gro— 

fen Theils Nr. 5) untauglich if. — Herr Regierungsrath v. 
Scheidlein behauptet, ed fey einerley, ob fie ſchon zur Zeit der 
Uebergabe untauglich gewelen, oder erſt während der Dauer de 
Beftandvertrages untauglich geworden fey. Der Beftandnehmer 
habe nad) $. 922 immer Gemähr zu leiften. Dieſer Behaups 
tung, der ish übrigens ganz beypflihte, mangelt ed aber an der 
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gefelichen Begründung; indem der $. 922 offenbar den Zeitz 
punct der Mebergabe vor Augen hat. Es ift doch Eein Zwei— 
fel, daß der Verkäufer einer Sache für jene Mängel nicht 
hafte, welche erſt nach der Webergabe der Sache entjtane 
den find, und felbe zum Gebrauche untauglicdy gemacht ha= 
ben. Warum foll e5 fih nun mit dem Beftandvertrage an— 
derd verhalten ? — Allein es ift fchon bey Erläuterung des $. 
1092 bemerfet worden, daß der Beflandverfrag in gewiffer 
Beziehung als ein Kauf- und Zaufchvertrag angefehen wer: 
den könne, und daß der Gegenftand dieſes Kauf: und refpect. 
Taufchvertrages der Gebrauch der Sache fey, der dem Beſtand— 
nehmer an der übergebenen Sache eingeräumt wird. — Da aber 
der Gebraud der Sache nicht auf einmahl, fondern fucceffive ges 
macht wird, fo ift der Beftandvertrag einem folchen Kaufvertrage 
ähnlich, wo die Uebergabe des Kaufgegenftandes ebenfalls fuce 
ceffive gefchieht, wie 3. B., wenn Jemand zu einer Lieferung 
1000 Zentner Hafer einfaufte, und von dem Verkäufer alle 
Wochen ein hundert Zentner an ihn abgeliefert wurden. Es ift 
nun Eein Zweifel, daß bey der jedeömahligen Ablieferung der 
hundert Zentnee der Fall der Gewährleiftung eintrete. — 
Der dem Beftandnehmer verkaufte Gebraud) der Sache wird 
gleichfam täglich übergeben, darum hat der DBeftandgeber auch 
für folhe Mängel der Sache, welche erft nach Webergabe der— 
felben (die mit der Uebergabe des Gebrauches nicht zu vermech- 
feln ift) entftehen, und den ordentlichen Gebrauch der Sache 
hindern, zu haften. 

3) Sollte die mangelnde Befchaffenheit der Sache den or: 
dentlichen oder verabredeten Gebrauch derfelben: nicht gänzlich, 
fondern nur zum Theile hindern, oder follte der Mangel von 
der Art feyn, daß er gehoben werden kann; fo würde in der 
Negel der Beftandnehmer nicht fogleich von dem Vertrage ab: 
zuftehen berechtiget feyn. — Eine Ausnahme würde im erſten 
Falle dann eintreten, wenn ohne Verſchulden des Bejtandneh: 
mers, fohin entweder aus Verfchulden des Beftandgebers oder 
auch durch einen bloßen Zufall ein beträchtlicher Theil derfelben 


unbrauchbar wird, da es einerley iſt, ob der Gebrauch der Sa: 
Nippels Commentar VII. TH, } 21 
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he, der vom Beftandnehmer eigentlicy gefauft, und- der Gegen: 
ftand des Vertrages ift, durch Entziehung oder Vernichtung eis 
ned Theil der Subftanz der Sache ſelbſt (Nr. 4), oder auf 
eine andere Urt und Weife geftöret wird; und im zweyten alle 
dann, wenn dem Beftandnehmer der fogleiche Gebrauch der Bes 
ftandfache nothwendig ift, indem in diefem Falle die unver— 
zugliche Brauchbarkeit der Sache als ftillfchweigend bedungen 
angefshen werden Fann ($$. 922 u. 923). 

4) Ferner geftattet der gegenwärtige $. dem Beſtandneh— 
mer den Nüdtritt, b) wenn ein beträchtlicher Theil des Bes 
ſtandſtückes durch Zufall, d. i. ohne fein eigened Verſchulden 
auf längere Zeit entzogen oder unbrauchbar wird, wenn 3. B. 
der größere Theil einer Wohnung durch eine zufällig entſtandene 
Feuersbrunſt dergeftalt beſchädiget wird, daß derſelbe neu herge— 
ſtellt werden muß. Würde nur ein Wohnzimmer dadurch un— 
brauchbar, oder würde durch das Austreten des Fluſſes eine in 
der Nähe desſelben befindliche Wohnung auf einige Tage unter 
Waſſer geſetzt, oder würden einige zu dem Landgute gepachtete 


Aecker bey einer Ueberſchwemmung fo verfchlemmt, daß es ei⸗ 


niger Zeit bedarf, um diefelben von dem Schlamme- zu reinis 
gen; fo Eönnte der Beftandnehmer darum von dem Vertrage 
nicht abftehen, und im lesteren Falle nicht einmahl einen Erlaß 
am Pachtzinfe fordern‘). Die Beträchtlichfeit ded Entganges 
und die Länge der Zeit muß, mie v. Zeiller bemerkt, aus der 
Apficht, dem Stande, den Bedürfniffen und übrigen bekannten 
Berhältniffen des Beſtandnehmers beurtheilet werden. — Dem 
Sefagten zufolge hat die Aufhebung de5 Vertrages nur dann 
Statt, wenn man fagen fann, dad Beſtandſtück fey dem Bes 
ftandnehmer zu dem ordentlichen Gebrauche untauglih, 3 B.: 
wenn Qemanden, der mit einer Gattinn und mehreren Rindern 
zwen Zimmer bewohnt, der Gebrauch eined Zimmers durch Zus 
fall auf längere Zeit entzogen,. oder wenn ein Neifender das 
gemiethete Zimmer eined Zufalled wegen, auch nur auf einige 
Tage zu bewohnen außer Stand gefegt würde, 


1) Scheidlein a. a. D. $. 33. 
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5) Um fo mehr mußte fich der Gefeßgeber bewogen fine 
den, c) den Rücktritt dann zu verftatten, wenn ein Verfchulden 
des Beftandgeberd unterlauft, der, ungeachtet der gefchehenen Er— 
innerung, die Sache im brauchbaren Zuftande zu erhalten uns 
terläßt ($. 1097). Aus anderen Urfachen kann der Beftandneh: 
mer ohne Entrichtung des vollftandigen Zinfed von dem Beſtand— 
gute nicht abziehen; es bleibt ihm nur das Recht, Rune in Af: 
terbeftand zu geben ($. 1098). 
b. 1118, 


Der Beftandgeber kann feinerfeitö die frühere Auf: 
hebung des Bertrages fordern, wenn der Be— 
ftandnehmer der Sache einen erheblichen nach— 
theiligen Gebrauch davon macht; wenn er nach 
geihehener Einmahnung mit der Bezahlung des 
Zinfes dergeftalt ſäumig ift, daß er mit Ablauf 
des Termins den rüdftändigen Beftandzins nicht 
vollftändig entrichtet hats; oder wenn ein ver- 
miethetes Gebäude neu aufgeführt werden muß, 
Eine nüglichere Bauführung ift der Miether zu 
feinem Nachtheile zuzulafjen nicht ſchuldig, wohl 
aber nothwendige Auöbefjerungen. 

1) Dem Beftandgeber bewilligt das Gefeß aus dem oben 
angeführten Grunde ($. 41417 Nr. 1) die Aufhebung des Ver— 
trages, wenn der Beſtandnehmer der Sache einen nachtheiligen 
Gebraud davon macht, und der Nachtheil von Grheblichkeit 
ift. — Unter einem nachtheiligen Gebrauch wird ein folcher ver: 
ftanden, welcher den dem Beftandnehmer durch den Vertrag ent: 


‚weder ausdrücklich oder ſtillſchweigend überlaffenen Gebrauch über: 


fteiget, und dadurch der Sache einen Echaden verurfacht. Ei— 

nen folchen nachtheiligen Gebrauch pflegt man auch einen Miß— 

brauch zu nennen, Uber nicht jeder Mißbrauch, der von dem 

Beſtandſtücke gemacht wird, berechtiget den Beftandgeber, von 

dem Vertrage abzugeben, fondern nur der, der von Erheblich: 

Feit ift, d. i. der dem Beftandftüce einen bedeutenden Schaden 
Ei Ba 
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entweder wirklich zufüget , oder dasfelbe wenigftend der Gefahr 


eines folchen auöfeget; indem ein minder bedeutender Schade 
Veicht durch andere Nechtömittel abgewendet oder gut gemacht 
werden kann. Benfpiele find: wenn Jemand das gemtethete 
Keitpferd Über deffen Kräfte anftrenget, oder dasſelbe auch zu 
Zuhrwerfen verwendet, oder die wirthfchaftliche Cultur der Aecker 
im hohen Grade vernachläffigeb, oder die gemiethete Wohnung 
zur Aufnahme liederlichen Gefindeld benüst, wodurd) dem Wohn: 
haufe ein bleibender übler Ruf zugezogen wird, oder wenn er 


dasfelbe durch forglofes Benehmen mit dem Lichte und Feuer 


der Gefahr des Abbrennend ausſetzt. 

2) Huch wegen eines beträchtlichen Saumfald in der Ent: 
richtung ded Beftandzinfed geftattet das Gefeg den Beftandgeber 
den Vertrag aufzuheben. Jedoch wird in diefem Falle erfordert, 
daß a) eine Ginmahnung vorausgegangen fey, und b) der Be: 
ftandmann felbft nach diefer Cinmahnung mit der Bezahlung des 
Zinfes dergeftalt faumig fey, daß er mit Ablauf des Termins 
den rüdftändigen Beftandzind nicht vollftändig entrichtet habe. 
— Die Worte des gegenmwärtigen $. laffen ed etwas zweifelhaft, 
ob der Beftandmann mit Ablauf des zweyten Termin den gan 
zen, d. i. auch den mit Ablauf des zweyten Termins neuerlic) 
verfallenen Zind, um diefer üblen Rechtöfolge auszumeichen, ent: 
richten müffe, oder ob ed zur Hintanhaltung derfelben genüge, 
daß er mit Ablauf des zweyten Termins den früheren, bereits 
eingemahnten Nüdftand berichtige. v. Zeiller fcheint in feinem 
Sommentare der erfteren Meinung zu feyn, da er fagt, daß der 
Beſtandmann fein Recht verliere, wenn er nach Ablauf des näch— 
ſten Termind den rückſtändigen Zind nicht vollftändig (folglic) 
nicht den ganzjährigen') entrichtet hat. v. Scheidlein dagegen 
ſpricht fich *) für die zweyte Meinung aus, da er fagt, daß dad 
Gefeß dem Bejtandgeber erft dann von dem Vertrage abzuge: 


hen erlaube, wenn der Beftandnehmer bey Ablauf des nächften, 


Termins den von dem vorigen Termine rückſtändigen Zins noch 
nicht vollftändig entrichtet hat, und gibt zugleich als Grund die: 


4) Vergl. 9. 1103. 
2) U. a. O. 9. 3% 
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fer Vorſchrift an, weil zwar der Beftandgeber in Hinfiht eines 
Zermind durdy dad ihm eingeräumte gefegliche Pfandrecht hin: 
länglich bedecet ift, diefe Bedeckung aber nicht mehr zureichen 
würde, wenn bey Ablauf de3 zweyten Termind der erjte nicht 
vollfommen zugehalten würde, mithin mehr ald Ein Termin rück— 
ftändig bliebe. — Diefe leßtere Meinung fcheint auch die richti: 
gere zu feyn. Denn a) ftellt der $. 919 die Regel auf, daß 
wegen nicht genauer Erfüllung eines Vertrages Fein Theil be 
rechtiget fey, die Aufhebung, fondern nur die genaue Erfüllung 
ded Vertrages und Erfaß zu fordern; im Zweifel ift daher die 
geringfte Abweichung von diefera Grundfage anzunehmen; b) der 
$. 252 ded 3. Theils des weftgallizifchen Geſetzbuches, deffen Ins 
halt dem gegenwärtigen F. zu Grunde liegt, fagt: „Der Be: 
ffandgeber Fann feiner Seits die frühere Aufhebung des Con: 
tractes fordern, wenn der Beftandnehmer mit dem Zinfe über 
einen ganzen Termin im Nüdftande bleibt,” und der Ge— 
feßgeber ſcheint durch die in diefem $. gemachte Aenderung die 
frühere. Strenge nur mildern, und nicht verfchärfen zu wollen, 
und daher die frühere Cinmahnung ald weiteres Erforderniß vor— 
zufchreiben ; endlich c) fpricht felbft die Textirung des gegenwär— 
tigen $. für diefe Auslegung. Denn er drückt fich dergeftalt aus, 
daß der Beftandnehmer mit der Entrichtung des Zinfes derge— 
ftalt faumig feyn müffe, daß er mit Ablauf des Termines 
den rückſtändigen Beftandzind nicht vollftändig entrichtet hat. 
Nun ift zwar richtig, daß mit Ablauf ded zweyten Termins der 
Zind für alle zwey (oder auch mehrere) Termine rückſtändig wird, 
allein der Ausdruck dergeſtalt fäumig, der einen Saumfal 
in höherem Grade bezeichnet, paffet nur auf den von den früs 
heren Terminen rückſtändigen Zins, und nicht auf den, welcher 
erft mit Ablauf des letzten Termins fällig wird. Denn fegen 
wir den Fall; der Beltandnehmer habe den um Georgi verfals: 
lenen Zins nicht bezahlt, der Beftandgeber habe dann fpäter dies 
fen rücftändigen Zins eingemahnt; am 30. September hierauf 
bezahle. der erftere den zu Georgi verfallenen Zins; fo kann man 
nicht mehr fagen, daß er mit der Zindentrichtung im höheren Grade 
ſäumig fey, weiler den Zind, dener am 29. September hätte entrichten 
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follen, am 30. September noch nicht entrichtet hat. — Uebri— 
gend würde fich aus der entgegengefeßten Meinung die etwas 
fonderbare Folge ergeben, daß wenn der Beftandnehmer aud) fo: 
gleidy nach gefchehener Ginmahnung den früheren Zins bezahlt 
hätte, er doch auch am DBerfallötage den laufenden Zins um fo 
gewiffer entrichten müßte, als der Beftandgeber fonft fchon am 
darauf folgenden Tage die Aufhebung des Beftandvertrages for: 
dern könnte; — eine Strenge, die gewiß nicht in der. Abficht 
des Gefeßgeberd gelegen war. — Ob der Zins, wie ed der % 
4100 anorönet, erft nach Verlauf eines halben Jahres, oder 
äufolge der für den einen oder anderen Ort dießfalld beftehenden 
politiihen Vorſchriften oder eines ausdrücklichen Ginverftändniffes 
im vorhinein zu entrichten ift, ift hier gleichgültig; denn immer 
ift der Beftandnehmer von dem Zeitpuncte an im Saumfale, 
als er den bedungenen Beftandzind hätte entrichten follen, und 
‚ihn nicht entrichtet hat. 

3) Ein fernerer Grund, den Beftandvertrag vor der bedun: 
genen Zeit aufzulöfen, ift dann vorhanden, wenn der Fall eins 
tritt, daß ein vermiethetes Gebäude fo baufällig wird, daß ed 
den Cinfturz drohet, und daher Gefahr vorhanden ift, daß ed 
bey Unterlaffung einer neuen Bauführung ganz zu Grunde ges 
hen würde. — Ginen foldyen nothwendigen Bau zu führen, kann 
der DVermiether durch die Vermiethung, wenn auch feine politie 
ſchen Rüdfichten vorhanden wären ($. 343) nicht gehindert wer: 
den, und zwar um fo weniger, ald dadurch dem Beftandnehmer 
gar Fein Nachtheil zugehet, weil bey AUnterlaffung diefer Baus 
führung dad Beſtandgut dem Beftandnehmer ohnehin zu Feinem 
Gebrauche mehr feyn würde. Ob aber die neue Bauführung 
nothmwendig fey, ift, wenn hierüber zwifchen dem Beftandgeber 
und Betandnehmer ein Streit entjteht, von dem Nichter nach) 
Befund der Sachverftändigen zu entfcheiden, im Falle nähm: 
lich nicht fchon die politiſche Behörde aus, allgemeinen Rückſich— 
ten die neue Bauführung nothwendig fände. Von der nothwens 
digen Bauführung ift eine bloße nöthig gewordene Ausbeſſe— 
rung zu unterfcheiden, welche nicht fo, wie die ganz neue Baus 
führung, den Gebrauch ded Miethſtückes gänzlich hindert, fon: 
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dern nur einen beträchtlichen oder minder beträchtlichen heil 
deöfelben auf längere oder Fürzere Zeit unbrauchbar macht. Herr 
Hofrath von Zeiller fagt, daß dad Nähmlihe, was von einer 
nothwendigen Bauführung gefagt worden ift, auch von einer 
nothwendigen Auöbefferung gelte, fie mag eine zeitliche Entziehung 
oder nur Einfchränfung der Miethe zur Folge haben; allein, läßt 
fich der Beftandnehmer diefe zeitliche Entziehung oder Einſchränkung 
freywillig gefallen, fo ift Fein Grund vorhanden, dem Beltandgeber 
das Recht einzuräumen, die frühere Aufhebung des Vertrages zu for= 
dern. Nur dad muß aldrichtig angenommen werden, daß fich der 
Beftandnehmer diefe Ausbefferung gefallen Laffen müffe ; und es kann 
hier ſonach nur die Frage aufgeworfen werden, ob der Beſtandneh— 
mer von feiner Seite die Aufldfung des Vertrages fordern könne? 
— welche Frage nach dem Sinne des vorhergehenden $. 14117 dahin 
beantwortet werden muß, daß er die Aufhebung ded Vertrages nur 
dann fordern könne, wenn ihm durch die Ausbeſſerung ein beträchtlis . 
cher Theil des Beſtandſtückes auf längere Zeit entzogen wird. 


(. 1119, 

Wenn dem Vermiether die Nothwendigkeit der 
neuen Baufübrung fchon zur Zeit des gefchloffe: 
nen Vertrages befannt feyn mußte; oder, wenn die 
Nothwendigkfeit der durch längere Zeit fortzuſe— 
Benden Ausbefferungen aus Bernachläffigung der 
Eleineren Ausbefjerungen entjtanden iſt; fo muß 
dem Miether für den vermißten Gebrauch eine 
angemefjene Entfehädigung geleiftet werden, 

4) Wird eine neue Bauführung nothwendig, und darum der 
Vertrag vor Verlauf der Zeit aufgehoben, oder find nothiwendige 
Auöbeiferungen durch Tängere Zeit fortzufegen, und wird dei 
Miether dadurch in dem ordentlichen Gebrauche des Miethſſlückes 
gehindert; fo Fann er in der Regel auf Feine Entfchädigung Anz 
ſpruch machen , weil diefe Nothwendigkeit durch einen Zufall herz 
beygeführt wird, für welchen aber der Vermiether nicht haftet. 
AUS Ausnahmen von diefer Negel find diejenigen Fälle zu betrach— 
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ten, in welchen dem Zufalle ein vorhergegangened Verfchulden 
des Vermietherd zum Grunde liegt. Der gegenwärtige $. führt 
zwey Fälle auf, wo ein folches Verfchulden vorhanden ift. 

2) Der erfte Fall ift, wenn dem DBermiether die Nothmen: 
digkeit der neuen Bauführung fchon zur Zeit des gefchloffenen 
Vertrages bekannt war, oder ihm diefelbe aus der Befchaffenheit 
des Gebäudes bekannt feyn mußte. — Das Gefegbuch berührt 
im gegenwärtigen $. freylich nur den letzteren Fall, aber gewiß 
nicht in der Abficht, denjenigen Vermiether, welchem die Noth— 
wendigfeit der neuen Bauführung befannt war, ohne daß man 
gerade von ihm behaupten Fann, daß fie ihm befannt feyn mußte, 
von der Verpflichtung der Erſatzleiſtung loszuſprechen, fondern 
weil der Beweis diefer Kenntniß nicht leicht anders als dadurd) 
heraeftellt werden Fann, daß dargethan merde, ed fenen bey 
Schließung des Miethvertrages folche Umftände vorhanden gewe— 
fen, woraus dem DVermiether die Nothwendigkeit derimeuen Bau: 
führung einleuchten mußte. Daß ben Benrtheilung der Nothmendig- 
feit der Erfenntniß auf die individuelle Befchaffenheit des Vermiethers 
Nucdfiht genommen werden müffe, Tiegt in der Natur der Sache. 

3) Der zweyte Fall ift, wenn die Nothwendigkeit der durch 
längere Zeit fortzufegenden Ausbefferungen aus Vernachläſſigung 
der Eleineren Auöbefferungen entftanden ift. Dabey muß vor: 
auögefegt werden, daß der Miether dem DBermiether die Um— 
ftände, welche die Eleineren Ausbefferungen erforderlich machten, 
gehörig angezeigt hat, weil man dem Vermiether fonft Feiner 
Nachläſſigkeit, folglich auch keines Verſchuldens befchuldigen Fann, 
fondern diefed vielmehr auf Seite ded Mietherd vorhanden wäre. 

4) Der WVermiether mag nun auf die eine oder die andere 
Art ein Verſchulden begehen, fo ift er für daöfelbe verantworte 
lih; mithin ſchuldig, dem Miether fürden vermißten Gebraucd) eine 
angemeffene, d. i. eine mit dem durch Vermiſſung des Gebrau— 
ches ihm zugezogenen Nachtheile im Berhältniffe ftehende Ent: 
fhädiaung zu leiſten. Am Falle, ald eine neue Bauführung 
nothwendig, alfo der Beltandvertrag aufgehoben wird, befteht 
die Entfchädigung darin, daß der Vermiether dem Miether durch 
die noch übrige Zeit der Dauer des Miethvertrages eine ähnliche 
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eben fo vortheilhafte und bequeme Wohnung verfhaffe, oder 
ihm dad erfege, um was er für eine ähnliche, eben fo vortheil— 
hafte und bequeme Wohnung mehr Zins bezahlen muß, zugleich 
aber auch, es mag das Eine oder Andere Statt finden, die mit 
der Aleberfiedelung verknüpften Koften erfeße, im Falle entgegen, 
daß durch längere Zeit fortzufegende Auöbefferungen nothwendig 
werden, und der Miether von dem Vertrage nicht abftehen 
kann, weil ihm dadurch nur ein minder beträchtlicher Theil des 
Miethſtückes entzogen wird, oder nicht abftehen will; ift dem 
Miether ein verhältnigmäßiger Theil des Zinfes zu erlaffen, oder 
für. die Zeit, ald er die Wohnung zu gebrauchen gehindert wird, 
der zum einftweiligen Gebrauche einer ähnlichen eben fo vor: 
theilhaften und "bequemen Wohnung erforderlihe Aufwand zu 
vergüten '). 

5) Es fcheint auffallend zu ſeyn, daß das Gefeß hier nur 
vom DVermiether, und nicht vom Beftandgeber überhaupt fpricht, 
und man Fonnte daher den Schluß daraus zu ziehen verfucht wer: 
den, daß die gegenwärtige Vorfchrift auf Pachtungen Feine An— 
mendung leide. Was den in Nr. 3 angeführten Fall betrifft, 
fo ift nicht zu überfehen, daß der $. 1096 dem Pächter die ge: 
wöhnlichen Ausbefferungen in fo weit, ald fie mit den Materia— 
lien ded Gutes, und den Dienften, die er nach Belchaffenheit 
des Gutes zu fordern berechtiget ift, beftritten werden Fönnen, 
felbft aufbürdet ($. 1096), woraus ganz natürlich folgt, daß 
wenn die Nothmendigkeit der durch längere Zeit fortzufegenden 
Ausbefferungen aus Vernachläffigung diefer dem Pächter oblie— 


‚ „genden Ausbefferungen ſich ergeben hat, der Verpächter zu eis 


nem Erfage nicht verhalten werden könne. — Iſt aber die Noth: 
wendigfeit der oben angeführten Ausbefferung aus Vernaächläſſi— 
gung jener zwar Fleineren, jedoch dem Pächter nicht obliegenden 
Auöbefferungen ermwachfen, und find diefelben dem Verpächter 
gehörig angezeigt worden; fo ift offenbar ein Verſchulden des 
Derpächterd vorhanden, und er hat ſchon nach den allgemeinen 
Grundfägen der Lehre vom Schadenerfaße den daraus entjprins 


1) Siehe Scheidlein a. a. D. $- 35. 
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genden Nachtheil zu verantworten ($. 1295). Das nähmliche 
muf behauptet werden, wenn bey Pachtungen der oben Nr. 2 
berührte Fall eintritt, 


d. 1120. 
d) Veräußerung der Sache. 

Hat der Eigenthümer das Beſtandſtück an einen 
Andern veräußert, und ihm bereits übergeben ; 
fo muß der Beftandinhaber, wenn fein Recht 
nicht in die öffentlichen Bücher eingetragen ift 
(9. 1095), nach der gehörigen Auffündigung dem 
neuen Befiker weichen. Er ift aber berechtiget, 
von dem Beftandgeber in Rücklicht auf den er— 
littenen Schaden, und entgangenen Nußen eine 
vollfommene Genugthuung zu fordern. 

4) Ein weiterer Fall der Auflöfung des Beſtandvertrages 
it die Veräußerung der Beftandfahe Aus dem 
Beltandvertrage hat nähmlich der Beitandnehmer bloß ein pers 
fönliches Necht gegen den Beltandgeber, welches er, wenn da 
Beftandgut von demfelben veräußert worden ift, wider den drit- 
ten Beliger nicht geltend machen Fanı. Der Webernehmer Fann 
daher, fobald er in Befig des veräußerten Beftandftücdes gefegt 
worden ift, fordern, daß der DBeftandverfrag aufgelöfet werde. 
— Daß der Uebernehmer in fo lange, als er den Beſitz der 
Sache nicht erlanget hat, diefed Necht nicht ausüben Eönne, gibt 
da5 Geſetz hier Elar durch den Ausdruck zu erfennen, daß der 
Beftandınann dem neuen Befiger weichen müſſe. — Es muß 
alfo auch unter Vebergabe hier die Einräumung des Beſitzes 
verflanden werden. 

2) Unter Befig Fann hier nicht bloß der Naturalbefiß, fon- 
dern muß der Tabularbefig verftanden werden. Herr Regie: 
rungsrath v. Scheidlein ift zwar anderer Meinung, indem er 
fagt '): „Unter Uebergabe wird aber hier die Einfegung in den 
phyſiſchen Befis der Beftandfache verftanden, theil weil der 


4) A 0. D. f. 30. 
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Käufer dadurch fehon das Recht, über die Sache zu verfügen, 
mit alleiniger Ausnahme der auf die öffentlichen Bücher ſich be— 
ziehenden Handlungen erlanget, theils weil der Käufer dadurch 
wirklicher Beſitzer wird, der $. 1120 aber ausſagt, daß der 
Beftandinhaber dem neuen Befißer weichen müffe. — Es iſt da= 
her einerley, ob der Käufer ald Gigenthümer in die dffentlichen 
Bücher eingetragen worden fey, oder nicht, und wenn er in 
diefelben noch nicht eingetragen worden ift, einerlen, ob der 
Verkäufer ihm die Bewilligung ertheilt habe, fich als folcher ein— 
tragen zu Taffen, oder nicht.” — Es Teuchtet aud diefen Wor— 
ten Elar hervor, daß deffen Behauptung auf ſchwachen Funda— 
menten gegründet fey. — Der $. 321 fagt ja ausdrücklich: 
„Wo ſogenannte Landtafeln, Stadt oder Grundbücher, oder 
andere dergleichen öffentliche Regiſter eingeführt find, mird der 
rechtmäßige Beſitz eines dinnlichen Nechtes auf unbemegliche Sa— 
chen nur durch. die ordentliche Eintragung in diefe öffentlichen 
Bücher erlangt.” Mo daher das Geſetz ſelbſt von dem Beſitzer 
einer unbeweglichen Sache ſpricht, kann wenigſtens in der Re— 
gel nur derjenige darunter verſtanden werden, welcher als ſol— 
cher in den öffentlichen Büchern eingetragen iſt. — Beſonders 
muß in dem Falle, als Jemand im Tabularbeſitze, und ein Ande— 
rer im Naturalbeſitze einer und derſelben Sache iſt, nach $. 322 
der erftere ald der eigentliche Befiger angefehen werden. Nun 
redet der gegenwärtige $. von dem neuen Beſitzer. Er fest alfo 
den Fall voraus, daß der. frühere Eigenthümer aufgehört habe, 
Befiger zu feyn.- Diefes kann aber au den obigen Gründen 
in fo lange nicht behauptet werden, ald derfelbe noch in den öf— 
fentlihen Büchern ald Eigenthümer erfcheint. — Durch die 
bloße Einraumung ded Naturalbefiges kann der Uebernehmer doc) 
Fein ftärferes Recht erlangen, ald der Beftandmann, dem die 
Sache gleichfalls in die phufifche Macht und Gewahrfame übers 
tagen worden ift. 

3) Der Ausdruck „Veräußerung? hat in der — Spra⸗ 
che eine zweyfache Bedeutung, eine weitere und eine engere. In 
der weiteren Bedeutung verſteht man darunter die Uebertragung 


einer Sache an einen Andern überhaupt, in der engeren Bedeu— 
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fung verfteht man aber unter Veräußerung den Verkauf ei: 
ner Sache '). In welcher Bedeutung ift num in dem gegenwär- 
tigen $. diefer Ausdruck genommen? — Herr Hofrath v. Zeil: 
ler berührt diefe Frage in feinem Gommentare nicht, — allein 
Herr Regierungsrath v. Scheidlein fagt ausdrücklich?): „Das 
Wort: „Veräußerung ;” ift ein allgemeiner Ausdruck, begreift alfo 
nicht nur den Verkauf, ald die gemöhnlichfte Art derfelben, fon- 
dert auch alle anderen Handlungen in ſich, welche die Ueber: 
tragung des Eigenthums bezwecken, wie die Vertaufchung, Schen: 
fung, Vermächtniß.“ — Allein ich Kann diefer Auslegung wenig: 
ftend nicht ohne Befchränkung benftimmen. Insbeſondere fcheint 
e5 mir fogar dem gemeinen Sprachgebrauche entgegen zu lau— 
fen, wenn man unter Veräußerung auch die Legirung einer Sa: 
che verftehen follte. — Nie wird man fich 3. B. in dem Falle, 
als der Grblaffer A feinem Bruder B fein Haus Tegirt, des Aus: 
druckes bedienen, A hat fein Haus an B veräußert; doch müßte 
man diefen Ausdruck aebrauchen, wollte man auch diefen Fall 
unfer den gegenmärtigen F. fuhfumiren. Der Ausdruck „Ders 
äußern „” ſchließt den Begriff des „WBonfichgebend” in ſich; der 
Erblaſſer gibt aber die legirte Sache nicht von fih, ihm wird 
fie unwilfführlicy durch den Tod entriffen. — Es mangelt zwar 
nicht an Gefegesftellen, in welchen der Ausdruck „Veräußern” 
auch in diefer, ich möchte fagen, meiteften Bedeutung vorkömmt. 
- &p 3 DB. fagt gleich der bald folgende $. 1128: „Einer wie 
der Andere ift berechtiget feinen Antheill — — unter Lebenden 
oder durch eine legte Willenserklärung zu veräußern.” 
Dagegen fehlt e5 ebenfalls nicht an Stellen, und diefe dürften 
überwiegend feyn, wo unter dem gedachten Ausdrucke nur die 
Uebertragung des Eigenthums einer Sache an einen Andern, ins 
fofern fie unter Lebenden gefchieht , verftanden wird. So fagt der 
$. 244: „Gin Minderfähriger — — kann ohne Genehmhaltung 
der Bormundfchaft weder etwas von dem einigen veräußern, 
noch eine Verpflichtung auf fich nehmen.” Da er nun durdy legs 


1) Man fehe hierüber Heinfius und Campes Wörterbuch der deutfehen Sprache. 
2) U. a. D. |. 36. 
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ten Willen über fein Vermögen zu verfügen, die Genehmigung 
der Vormundfchaftöbehörde nicht bedarf, fo folgt, daß unter dem 
Ausdrud „veräußern? bier nur ein Act unter Lebenden verjtan- 
den werden könne. — Noch entfcheidender gegen die Annahme 
diefer weiteften Bedeutung fpricht der J. 610 in den Worten: 
„Das Verboth, die Sache zu veräußern, fließt das Recht, dar: 
über zu fteftiren, nicht aus.” Und hat nicht der gegenwärtige 
$. felbft, da er anorönet: „Hat der Eigenthümer das Beftandftüc 
an einen Andern veräußert, und ihm bereit5 übergeben u. 
ſ. w., offenbar einen unter Lebenden vor fich gehenden Act 
vor Augen? — Ich glaube fohin mit vollem Grunde behaup: 
ten zu Fönnen, daß unter dem Ausdrucke „Veräußerung“ im ge: 
genmwärtigen $. nur ein Act unter Lebenden verftanden werden 
könne. — Der Grund davon ift auch nicht ſchwer einzufehen. 
— Der $. 662 fagt: „ft die vermachte Sache verpfändet oder 
belaftet, fo übernimmt der Empfänger auch die darauf haftens 
den Laften.” Als eine Laft muß aber allerdings auch angefehen 
werden, wenn das legirte Haus mit Wohnparteyen befegt ift. 
— Müre der Legatar nicht verbunden, die von dem Erblaffer 
eingegangenen Beftandverträge zuzuhalten, fo würde der Erbe 
um Entfchädigung angegangen werden können; allein diefes fcheint 
der, Abficht , welche dem $. 662 zu Grunde liegt, zu widerfpre: 
chen, indem diefe nicht undeutlich dahin gehet, daß der Erbe in 
Anfehung der legirten Sache von allen Leiftungen frey feyn folle. 
— Der Grblaffer, der Jemanden ein Beftandftük legirt hat, 
will ganz ficherlich, daß der Legatar auch alle VBerbindlichkeiten 
übernehmen folle, die der Erblaffer in Bezug auf diefe Sache 
übernommen hatte, wenn fie fich auch nicht zu einem eigentlich 
dinglichen Rechte geftaltet haben. 

Ih habe bereitd im Eingange ded gegenwärtigen $. ange: 
führt, daß der Ausdruck „WVeräußerung” in der deutfchen Spra= 
che fih in manden Fällen auf den Verkauf einer Sache allein 
befchränfe, — Ich glaube nun auch behaupten zu dürfen, daß 
diefer Ausdruck auch im gegenwärtigen $. zwar nicht auf den Kauf 
allein, aber doch auf die entgeldliche Uebertragung der Ca: 
he an einen Andern befchränft ſey. — Daf der Ausdrud „Ders 
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äußerung“ wirklich in dem Sinne einer entgeldlichen Webertra= 
gung im Geſetzbuche vorfomme, beweifet der $. 1008, welcher 
fagt: „Folgende Gefchäfte: Wenn im Nahmen eined Anderen 
Sachen veräußert, oder entgeldlich übernommen u. ſ. w. 
erfordern eine befondere, auf diefe Gattungen der Gefchäfte lau— 
tende Vollmacht. — Wenn aber — — — Rechte unentgelds 
Lich aufgegeben werden ſollen; ift eine befondere auf das ein- 
zelne Geſchäft audgeftellte Vollmacht nothwendig.” Hieraus er⸗ 
gibt fich Elar, daß dad Geſetz hier unter Veräußerung nur die 
entgeldliche Uebertragung einer Sache oder eined Rechtes an ei— 
nen Andern verjtehen könne. — Diefe Bemerkung zeigt, daß 
die grammatifche Auslegung über die eigentliche Bedeutung ded 
oberwähnten Ausdrudes Feine genügende Auskunft gebe, — das 
her man hier zur logifchen Erklärung die Zuflucht nehmen muß; 
welche aud der hervorleuchtenden Abſicht des Geſetzgebers herzu— 
holen ift. — Bey unentgelolichen Verträgen ftellt nun der Se: 
feßgeber $. 915 den Grundſatz auf, daß im Zweifel angenorm: 
men werden müfje, der Verpflichtete habe fich eher die geringere 
als die fchwerere Laſt auflegen wollen; ed muß daher auch hier 
vorausgefeßt werden, daß Derjenige, der ein Beitandftüd an 
Jemanden verfchenft, ihm dasfelbe mit den von ihm in Bezug 
auf diefe Sache eingegangenen Berbindlichfeiten überlaffen wollte. 
Bey der entgeldlichen Veräußerung macht fich der Weberträger 
ftillfehweigend verbindlich, die veräußerte Sache zum freyen 
Befige zu übergeben ($. 1047); e5 würde daher felbft in dem 
Falle, ald dad Gefeß den Webernehmer verpflichtete, die von 
dem Uebergeber eingegangenen Beftandverfräge zu erfüllen, der 
Uebergeber dem Uebernehmer für jeden Fall zur Schadloshaltung 
verbunden ſeyn. — Bey der unentgeldlichen Veräußerung fichert 
aber der Uebergeber den freyen Befiß Eeineswegd zu. — Der 
Heberträger wird alfo in dem voraudgefegten Falle dem Ueber: 
nehmer zu feinem Grfaße verpflichtet feyn. — Auch in Anfehung 
der auf der Sache haftenden Schulden und Rüdftände hat dad 
Geſetz zwifchen entgeldlichen und unentgeldlichen Verträgen einen 
Unterfchied feftgefegt; denn bey den erfteren muß der Ueberträ— 
ger dem Uebernehmer in Beziehung auf diefe Schulden und Rück— 
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fände die Vertretung leiften ($. 928); bey unentgeldlichen Ver: 
trägen hat eine folche Gewährleiftung nicht Statt ($. 922). Es 
kann alfo auch hier nicht angenommen werden, daß der Geſetz— 
geber dem Gefchenfgeber eine doppelte Laft aufbürden wollte, 
nähmlich a) dem Befchenkten dad Eigenthum der gefchenften Sa— 
che zu übertragen, und b) zu Gunften deöfelben, und damit er 
in der freyen Ausübung feines Kigenthumes nicht gehinderk 
werde, den Beftandnehmer in Betreff der vorzeitigen Auflöfung 
des Beftandvertrages zu entfchädigen '). 

4) Was wäre aber wohl in dem Falle Rechtens, wenn der 
Käufer ſich gegen den Verkäufer verbunden hätte, den Beſtand— 
mann vor Verlauf der in dem Beftandvertrage feftgefesten Zeit 
in feinen früheren Beftandrechten nicht zu beirren? — v. Scheid- 
lein ift der Meinung ’), daß der Käufer deffenungeachtet das 
Recht habe, den Beftandvertrag aufzukünden. — Denn, fagt 
derfelbe, auch dann erwirbt in Folge der Negel, daß man durch 
einen Anderen Feine Rechte erwerben Eönne, der Beftandnehmer 
aus dem zwilchen dem Beftandgeber al5 Verfäufer, und dem 
Käufer gefchloffenen Vertrage Fein Recht, welche. er gegen den 
legteren geltend machen könnte. Wohl aber ift, wenn die Fort: 
fegung des Beftandvertraged zur Bedingung ded Kaufvertrages 
gemacht worden ift, der Verkäufer in dem Falle, ald der Käu— 
fer den Beftandvertrag nicht zuhält, von dem Kaufvertrage ab: 
zugehen berechtiget, in dem Kalle aber, ald das Verfprechen, 
den Beſtandvertrag fortzufegen, dem Kaufvertrage ald ein abe 
gefondertes Verfprechen beygerückt worden ift, erwirbt der Ver— 
Fäufer ein Recht, auf die Erfüllung deöfelben zu dringen, und 
ftehen ihm, wenn der Käufer denfelben zuwider handelt, alle 
diejenigen Nechtömittel zu Gebothe, welche jedem Pasciöcenten 
gegen den die Vertragspflicht verlegenden Mitpasciöcenten zu 
Sebothe ftehen. Wenn jedoch der Verkäufer in einem folcdyen 
Falle das aus dem DVerfprechen des Käuferd erworbene Recht 
dem Beitandinhaber abtreten würde, fo ift der Beftandinhaber 


1) Daß hier nur eine entgeldliche, Veräußerung zu verffehen ſey, fcheint auch Das 
Rechts» Sprihmwort: »Kauf bricht Miethe” zu bewähren. 
2) U. a. D. $. 35, 
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dadurch in die Lage verfeßt, gegen den Käufer davon Gebrauch 
zu machen, die Klage auf Zurückſtellung ded Beftandftüces durch 
die Cinwendung des dem Verkäufer gemachten Verſprechens zu 
entfräften. Gegen diefe Meinung fcheint auch nicht Gegrün— 
defes eingewendet werden zu können. 

5) Der Rechtöfaß, daB der Deftandinhaber dem Käufer 
de5 Beſtandſtückes, wenn er zum rechtlichen Befige deöfelben 
gelangt ift, weichen müffe, ift aber nicht dahin zu verftehen, 
als wenn der legtere den erfteren fogleich zur Zurücftellung des 
DBeftandftücdes verhalten, 3. B. den Inwohner fogleich nach der 
Uebernahme des Haufed aus der Wohnung vertreiben Fonnte, 
fondern es muß nach der Vorfchrift des gegenwärtigen $. die 
gehörige Auffündigung vorausgehen. Die gehörige Auffündigung 
ift in der Negel die in dem $. 4116 beftimmte. — Sn jenen 
Städten aber, wo befondere Miethordnungen beftehen, und es 
fih um Auffündigung eines Diethvertrages handelt, ift fi) auch 
hier nach diefen zu achten. 

6) Ungeachtet aber der Bejtandnehmer dem neuen Befißer 
- weichen muß, iſt er doch berechtiget, von dem Beftandgeber, 
welcher durch den Verkauf der Beftandfache die Fortfeßung des 
Beftandvertraged vereitelt, und folchergeftalt die Vertragspflicht 
vorfäglich verlegt hat, in Rückſicht auf den erlittenen Schaden 
und entgangenen Nugen eine vollfommene Genugthuung zu for: 
dern, alfo zu verlangen, daß ihm nicht nur der Schade, den 
er durch die frühere Aufhebung des Beftandvertrages wirklich 
leidet, fondern auch der Gewinn vergütet werde, den er über 
den dem Beftandzinfe zufprechenden Gebrauch der Sache aus | 
derfelben bezogen hat, oder durch feine Anduftrie noch hätte be— 
ziehen können, und der ihm nun durch die übujp Deftandzeit 
entgangen ift'). 

7) Eine weitere Frage, die fih hier zur Beantwortung 
aufdringt, befteht darin, ob der Beflandnehmer dem Käufer 
(oder überhaupt Webernehmer) der Beftandfache diefelbe vor Ver: 
lauf der mit dem Beftandgeber verabredeten Zeit auffünden 








1) v. Scheidlein 4. a. D- 
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könne? — dv. Scheidlein beantwortet fie dahin: hier müffe un— 
terfchieden werden, ob der Verkäufer das ihm aus dem Beftand: 
vertrage zufommende Recht dem Käufer abgetreten habe oder nicht. 
Im erfteren alle Eönne der Beftandnehmer dem Käufer die Be— 
ftandfache eben fo wenig vor Verlauf der Zeit aufzufünden bes 
rechtiget feyn, ald er fie dem Verkäufer aufzufünden berechtiget 
war; im entgegengefegten Falle müfje fich aber der Käufer die 
frühere Aufhebung de3 Beitandvertrages gefallen laffen, weil er 
mit dem Beftandnehmer feinen Vertrag gefchloffen, mithin wider 
denfelben Fein Recht erworben hat, und weil überhaupt die Rechte 
wechfelfeitig find, der Beftandinhaber alfo eben fo dem Käufer die 
Beftandfache aufzufünden berechtiget ſeyn muß, als diefer fie 
jenem aufzufünden befugt ift. — Allein ich glaube, daß obige 
Trage auf eine etwas abmweichende Art zu beantworten ſey. — 
Richtig iſt ed, daß dem neuen Beſitzer Fein Recht gegen den Bez 
ftandinhaber zuftehe, wenn ihm daöfelbe nicht von dem früheren 
DBefiger übertragen worden ift, und ich bin in diefer Hinficht ſo— 
gar der Meinung, daß der neue Befiger nicht immer zu fordern 
berechtiget fey, daß der Beftandinhaber die gehörige Aufkündzeit 
beobachte; und daß auch. hiervon felbit der Fall Feine Ausnahme 
mache, wenn der Beſtandvettrag in die Dffentlichen Bücher ein 
getragen ift, weil dadurch nur die Verbindlichkeit des Beftande 
geberö, nicht auch die ded Beffandnehmers befejtiget wird. — 
Allein durch die Veräußerung des Beſtandſtückes wird die Ver: 
bindlichfeit des Beftandinhaberd im Allgemeinen nicht aufgehoben, 
fondern dauert gegen den eigentlichen Beftandgeber noch immer= 
während fort. — Es fann daher auch nad) der Hand deſſen Necht 
auf den neuen Befiger übertragen werden, auch kann der vorige 
Befiger zu Gunften des Neuen dem Beſtandmann zur Erfüllung 
feiner gegen ihn übernommenen Berbindlichkeiten, anhalten. — 
Der Grund der Wechfelfeitigkeit beweifer hier nicht3, weil dad 
Geſetzbuch diefen Grundfag nirgends ausdrücklich aufgeftellt hat, 
und auch dad Recht ded Beftandmannes durch die Weräußerung 
nicht gänzlich erlifcht, fondern nur fein Recht auf Naturalleiftung 
in eine Beldforderung gegen den Berpflichteten umgewandelt wird. 


Nippel Commentar. VH. Ti 92 
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8) Iſt dad Necht auf die Sache dergeftalt getheilt, daß 
Einem die Proprietät, dem Andern aber dad Necht auf die Nutzun— 
gen (der Fruchtgenuß) zukömmt, fo kann auch die Veräußerung 
der Proprietät der Sache in den Beftandverhaltniffen des Frucht: 
nießerd zu den Beftandinhabern Feine Aenderung hervorbringen; 
denn der gegenwärtige $. feßt offenbar. voraus, daß der Eigen: 
thümer der Sache auch Herr der Nugungen derfelben fey. — 
Diefe Bemerkung gründet ſich ſowohl in der Natur der Sache, 
old in den Worten ded Geſetzes, daß der Beftandinhaber dem 
neuen Befiger weichen, d. i. den ungehinderten Genuß des Be: 
ftandftückes überlaffen müffe. — Die Anordnung ded gegenwär— 
tigen $. ift daher auf jenen Fall nicht anwendbar, wo der neue 
Befiger in den Genuß des Beftandftücded gar nicht einzutreten hat. 
Dieſes hat um fo mehr dann zu gelten, wenn lediglich das Ober— 
eigenthum der Sache veräußert wird. — Etwas ſchwieriger er— 
fcheint jedoch die Beantwortung der Frage, ob in dem Falle, al3 
der Fruchtnießer fein Recht des Fruchtgenuffes an einen Andern 
veräußert, der Beftandinhaber dem zum Fruchtgenuſſe Berechtig- 
ten meichen müffe? — Vorausgeſetzt, daß das übertragene Necht 
des Fruchtgenuffes (in fo weit ed übertragbar ift $. 509 Wr. 2) 
in das dffentliche Buch eingetragen, und dadurd) die rechtliche 
Vebergabe vollzogen ift, glaube ich gleichfalls, daß das perſön— 
liche Recht des Beftandinhabers dem dinglichen Rechte des neuen 
Fruchtnießers weichen müſſe. — Ich habe fihon oben bemerkt, 
daß der gegenwärtige J. den Umftand vorausfege, daß der Eigen: 
thümer des Beſtandſtückes zugleich dad Recht habe, die Nugungen 
deöfelben zu beziehen, und daß derfelbe Feine Anwendung für den 
all habe, wenn dad Recht auf die Sache dergeftalt getheilt ift, 
daß dem Ginen das audfchließende Necht auf die Proprietät, dem 
Andern aber ein folched auf die Nugungen zufdmmt. — Für den 
hier gefeßten Fall it nun Feine ausdrückliche gefegliche Norm vor: 
handen; und ed muß fohin nach der Vorfchrift des $. 7 bey Bes 
antwortung obiger Frage auf ahnliche, in den Gefegen beftimmt 
entfchiedene Falle, und auf die Gründe anderer damit verwand: 
ten Gefeße Nückfiht genommen werden, und diefe fprechen offen: 
bar obiger Beantwortung da5 Wort, 
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9) Iſt aber der Beftandvertrag früher, als der Veräuße— 
rungöverfrag (durch Antabulation oder Pränotation, die aber in 
der Folge gerechtfertiget wird) in das öffentliche Buch eingetra= 
gen worden, fo kann das Beftandgut nur mit der darauf hafz 
tenden Laft übernommen werden ($. 443), und es ift in einem 
ſolchen alle nicht einmahl der frühere Eigenthümer dem neue: 
ten Befiger veranfwortlic) ($. 928). 


0: 4421. 

Bey einer nothwendigen, gerichtlichen Veräuße— 
rung muß der Beftandnehmer felbit in dem Falle, 
daß fein Necht als ein dingliched Recht einge— 
tragen ift, dem neuen Käufer weichen, Nur in 
Rückſicht auf die Entfhädigung bleibt ihm fein 
Vorzugsrecht vorbehalten, 

4) Die oben Nr. I gemachte Bemerkung it von jeder 
freywilligen (entgeldlichen) Veräußerung, fie mag eine außer: 
gerichtliche oder gerichtliche, dad ift eine ſolche ſeyn, die mitteljt 
einer von dem Eigenthümer oder dem Vertreter im Nahmen eines 
Minderfährigen oder Pflegebefohlenen, bewirkten Feilbiethung vor 
fi) gegangen ift, zu verftehen. — Hievon macht jedoch eine not h- 
wendige gerichtliche Veräußerung eine Ausnahme, unter wel: 
cher man eine folche verfteht, die das Gericht entweder auf Ans 
langen eined Gläubigerd im Wege der Execution, oder auf Anz: 
langen des DVermögend » Verwalterd in Ordnung eines über da 
Vermögen des Beſtandgebers ausgebrochenen Concurſes veran: 
laßt hat. — In diefem Falle muß der Beftandnehmer felbft dann, 
wenn fein Recht als ein dingliches eingetragen ift, dem neuen 
Käufer weichen, kann alfo felbft fein dingliches Necht gegen den: 
felben nicht geltend machen. Als Grund diefer gefeglichen Vor: 
Schrift führt Here Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare 
an, weil durch eine folche Laſt oft viele Kaufliebhaber von ei- 
nem vortheilhafteren Anbothe abgehalten werden, und weil dad 
Recht des Beftandnehmerd gewöhnlich ein Furz dauerndes, und 

au 
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Fein ſo wichtiged Necht ift, als die Nechfe der übrigen, befone 
ders der früher, eingetragenen Gläubiger. 

2) Aus den Worten des Geſetzes, daß der Beftandnehmer 
dem neuen Käufer weichen müffe, Eönnte man ſich zur Schluß: 
folgerung veranlaßt fehen, dag der Beftandvertrag durch den 
Deräußerungdact felbft aufgelöfet werde, und es hierzu der Ueber: 
gabe in den rechtlichen Befig nicht bedürfe. — Allein diefe Fol: 
gerung wäre offenbar irrig; denn der $. 1120 ftellt eine Re— 
gel auf, von welcher der gegenwärtige $. eine Ausnahme ent— 
halt. Nach der deutlichen Abfiht des Geſetzgebers foll fich diefe 
Ausnahme bloß auf den Punct der bücherlichen Gintragung des 
Beftandvertrages befchränfen; nur hierin wollte er einen Unter- 
fchied zwifchen dem Käufer, welcher dad Beſtandſtück durch freyen 
Willen des Eigenthümers an ficy gebracht hat, und demjenigen, 
der in Folge des dem Eigenthümer zugefügten rechtlichen Zwan— 
ges hierzu gelangt iſt, feſtſetzen; in Anſehung der übrigen Be— 
ſtimmungen des $. 1120 wurde nichts geändert. 

3) Damit jedoch, im Falle einer nothwendigen gerichtlichen 
Veräußerung, die Wirkung ded von dem Beftandnehmer durch 
die Cintragung in die ffentlichen Bücher erlangten dinglichen 
Rechtes nicht gänzlich vereitelt werde, bleibt ihm in Rückſicht 
auf die Entfihadigung fein Vorzugsrecht vorbehalten. — Ent: 
fchadigung Fann nähmlich der Beftandnehmer von dem Beſtand— 
geber in allen Fällen fordern, in welchen er dem neuen Befiger 
weichen muß, fohin auch im alle einer nothiwendigen gerichtli= 
chen DBerfteigerung, wenn auch fein Necht nicht in die öffentli— 
ben Bücher eingetragen wäre. — Es ift alfo hier eben fo viel, 
al3 ob fein Necht der. Entfchädigung auf dad Beftandftüd inta= 
bulirt wäre. — Die Wirkung hievon ift, daß der Beſtandneh— 
mer mit dem von ihm audgewiefenen Entfchädigungsbetrage von 
dem aus dem Verkaufe der Beltandfache erlöften Preife vor al- 
len fpäter eingetragenen Gläubigern des Beftandgeberd, und um 
fo mehr vor allen Gemeingläubigern befriediget werden muß. 

4) Eine weitere Stage entfteht bier, worin eigentlicy die 
Gntfhädigung zu beftehen habe? — Für den Fall einer frey: 
willigen Veräußerung wurde diefe Stage bereit bey Grläuterung 
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des vorigen 9. Nr. 6 beantwortet. — Man könnte nun auf 
die Behauptung verfallen, daß hier dad Nähmliche gelte, was 
dort gefagt morden ift.— Allein hier muffen die Regeln, welche 
dad dreyßigſte Hauptftüd in Betreff der Entfchädigung aufitellt, 
vor Augen gehalten werden. Nun fagt der $. 1324; „In dem 
Falle eined aus böfer Abficht oder einer auffallenden Sorgloſig— 
keit verurſachten Schadens iſt der Beſchädigte volle Genugthuung, 
in den übrigen Fällen aber nur die eigentliche Schadloshaltung zu 
fordern berechtigt.” — Nun iſt eben bey Erläuterung des $. 1120 
Nr. 6 bemerfet worden, daß der Beftandgeber aus dem Grunde zur 
vollen Genugthuung verpflichtet ift, weil er die Vertragspflicht 
vorfäglic, (oder wenigftens, wenn er feine DVerbindlichkeiten 
aus dem Beftandvertrage überfehen hätte, durch auffallende Sorg— 
loſigkeit) verleget hat; es erfcheint alfo auf ihm nur die Regel 
des $. 1324 in Anwendung gebracht. In dem Falle einer noth— 
wendigen Veräußerung aber liegt immer ein Verſchulden des 
Beſtandgebers, oder wenigftend ein in feiner Perſon oder feinem 
Vermögen fich ereigneter Zufall zu Grunde, daraus ergibt ſich 
wohl feine Verpflichtung zur Entfchädigung im Ullgemeinen, aber 
nicht die im $. 41120 beftimmte Art der Entfihädigung insbeſon— 
dere. — Der gegenwärtige $. fagt auch nicht, daß dem Beſtand— 
nehmer fein im $. 1120 beftimmtes Entfchädigungsrecht, fon: 
dern, daß ihm in Nücficht auf die (ihm nach dem Gefeße ge: 
bührende) Entichädigung fein Vorzugsrecht vorbehalten bleibe. 
— Nach der Vorfchrift des $. 1324 Fann aber der Beftandneh: 
mer aus dem angeführten Grunde, nur die eigentliche Schad— 
Ioshaltung, nicht auch die volle Genugthuung fordern. — ch 
habe zwar Nr. 2 behauptet, daß der gegenwärtige $. nur in 
Beziehung auf den Punct der bücherlichen Gintragung eine Aus— 
nahme feftlfegen wollte, — die übrigen Beftimmungen diefes $- 
aber aufrecht beftehen, und ed Eönnten mie daher Manche eine 
Inconſequenz zur Laft legen. — Allein diefe Nr. 2 gemachte Be: 
merkung kann nur von fenen Didpofitionen ded F. 1120 gelten, 
welche der Lehre von dem Beltandverivage als ſolchem angehö: 
ren; die Stage: welche Entſchädigung der Bejtandgeber dein 
Beftandnehmer für die Vereitelung feines Nechtes zu leiften habe, 


* 
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ift aber lediglich nach den in dem dreyßigſten Hauptftäce auf: 
geftellten Grundfägen zu beantworten, und der Geſetzgeber hat 
diefe Beantwortung in Beziehung auf den Fall, wenn der Ei— 
genthümer des DBeftandftücdes dadfelbe au freyem Willen 
an Einen veräußerte, auch ausdrücklich mit offenbater Anwen— 
dung des $. 41324 aufgenommen; — er Eonnte fohin nicht. wol— 
len, daß dad Entfchädigungsrecht des Beftandnehmerd, in dem 
Valle, von welchem der gegenwärtige $. redet, nach einer an= 
deren, ald der im $. 1324 aufgeftellten Negel beurtheilt werden 
ſollte. — Es wird auch nicht behauptet, daß der gegenwärtige 
$. in Anfehung ded Gntfehädigungdrechtes eine Ausnahme von 
der im $. 1120 enthaltenen Beftimmung machen wollte, fon 
dern meine Behauptung geht nur dahin, daß der Gefesgeber fo: 
wohl in dem $. 1120 ald in dem gegenwärtigen $- die Anord— 
nung des $, 1324 in Anwendung gebracht wiffen wolle. 

5) Dagegen ift die im $. 1120 vorkommende Beftimmung 
daß ‘der Beftandinhaber nur nach der gehörigen Auffündigung 
dem neuen Befißer weichen müffe, eine folche, welche der Lehre 
über den Beftandvertrag, als ſolchem, angehöret; daher hat felbe 
auch für den Fall einer nothwendigen Veräußerung zu gelten. 

6) In Bezug auf die Nechte des Beftandinhaberd gelten 
hier die nähmlichen Grundfäße, welche bey Erläuterung des vo— 
rigen $. Nr. 7 aufgeftellt worden find. — Iſt in den Licitas 
tionsbedingniffen der Beyſatz enthalten, wie er öfters vorfömmt, 
daß der Erfteher die Sache eben fo zu genießen berechtiget feyn 
folfe, wie fie der frühere Eigenthümer felbft zu genießen berechs 
tiget gewefen wäre, fo find die Rechte des früheren Cigenthüs 
mers gegen den Beftandinhaber ald übertragen anzufehen. — 
Außerdem bleibt Letsterer Tediglich gegen feinen eigentlichen Be— 
ſtandgeber verpflichtet, und er kann nur mit Cinwilligung ded 
Legteren von dem Beſtandvertrage zurücktreten. 


b. 1122, 
1. Erbpyaht 
Der Vertrag, wodurch Semanden das Nußeigen- 
thum eines Gutes erblich unter der Bedingung 
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überlaffen wird, daß er die jahrlihen Nutzungen 
mit einer jährlichen, im Verhältniſſe zu dem Er: 
trage bejtimmten Abgabe im Gelde, in Früchten, 
oder auch in verhältnißmäßigen Dienften vergel- 
ten foll, heißt ein Erbpachtvertrag. 


ſ. 1123. 
III. Erbzinsvertrag. 


Wird eine geringe Abgabe von dem Beſitzer nur 
zur Anerkennung des Grundeigenthumes gelei— 
ſtet; ſo heißt der Grund ein Erbzinsgut, und der 
darüber errichtete Vertrag ein Erbzinsvertrag. 

1) Mit dem Zeitpachte, welcher bisher in Verbindung mit der 

Miethe abgehandelt worden iſt ($$. 1090 — 1121) kommt der Erb: 

pacht und Erbzinsvertrag darin überein, dag man die Erzielung der 

Nutzungen aus Grundſtücken gegen eine beſtimmte Entrichtung einer 

Abgabe zur Abficht hat: fie unterfcheiden fich jedoch in wefentlichen 

Merkfmahlen, welche weiter unten näher werden erdrtert werden. 
2) Grundftüde, welche bereitd gut bearbeitet find, werfen 

bald nach ihrer Uebernahme einen Ertrag ab, der fich in einem 

gewiffen Preife anfchlagen, und dafür vertaufchen oder verkau— 
fen läßt ($. 1094). — Dede, verwüftete, unfruchtbare Gründe 
bedürfen anfänglich einer undankbaren, längeren, mühevolleren 

Gultur, bis man dafür gelohnet wird. — Andere Grundftüce 

halten zwifchen beyden gleichfam die Mittelftraße; fie werfen 

fogleich einen Ertrag ab, der aber durch anhaltende Cultur, wozu 
der auf längere Zeit zugeficherte Befig anfpornt, noch fehr ers 
höht werden kann. Im erjten Falle fordert der Cigenthümer 
mit Necht fogleich ein beträchtliched, den bald einzuerntenden Nu— 
kungen angemeffened Pachtgeld; er verleihet dem Pächter bloß 
eim zeitliches, nur zufällig innerhalb dieles Zeitraumes auf deſſen 

Erben übergehended, perfönliches Recht, in der Hoffnung, den 

Pachtzins nach geendigtem Pachte den Zeitverhältniffen gemäß 

zu erhöhen. Am zweyten Falle kann der Uebernehmer zu fol: 

chen Bedingungen fich nicht einverfiehen. — Man verwilligt ihm 
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daher ein unbeſchränkteres, ein dingliches, ein Eigenthumsrecht, 
wovon mahrfcheinlih erft die Erben einen lohnenden Nus 
gen ziehen, und begnüget fich mit einer geringen unveränderlis 
hen Abgabe, in der Erwartung, daß die Grundftüce, gut cul: 
tivirt, nach längerer Zeit auf den DVerleiher oder deffen Erben 
zurückkehren, und dann gegen einen erhöhten, angemeffenen 
Pachtzins weiter verliehen werden können. — Der dritte Fall 
unterſcheidet ſich von dem zweyten nur in ſo weit, daß hier 
ſchon anfänglich eine beträchtlichere, mit den Nutzungen im Ver— 
hältniſſe ſtehende Abgabe gefordert werden kann. — Aus dieſen 
Bemerkungen, welche ich mir wörtlich aus dem Commentare des 
Herrn Hofrathes v. Zeiller zu entlehnen erlaube, laſſen ſich die 
Begriffe der vom Zeitpachte ($. 1091) verſchiedenen Erbpacht— 
und Erbzinsverträge deutlicher einfehen. 

3) Aus dem Öefagten läßt fich zugleich erfennen, daß dieſe 
Contracte feltener in jenen Zeiten und jenen Ländern vorfommen 
werden, in welchen die Cultivirung der Ländereyen bereits grö— 
ßere Sortfchritte gemacht hat. — Daher fommen fie in der Vor— 
zeit häufig, gegenwärtig aber, wenigftens in den Ländern, 
für welche dad Geſetzbuch erlaffen ift, viel feltener vor. — Am 
römifchen Recht hat diefe Art des Vertrages den Nahmen em- 
phiteusis, Die Veranlaffung und Gefchichte der emphyteusis 
bey den Römern ift folgende — Wenn fie ein Volk befiegten, 
fo nahmen fie den Befiegten ein Stück ihres Landes ab, und 
theilten e3 entweder den Bürgern oder den Soldaten aus, oder 
machten es zu einer &taatöländerey (agro publico populi ro- 
mani). Die ſchon angebauten Stücke diefer Länderey gaben 
fie auf einen bejtändigen Pacht, und ließen fidy eine verhältniß- 
mäßige Abgabe (vectigal) davon entrichten; die meiften Stellen 
gaben fie zur emphyteusi. — Die Kaifer, die Kirchen, die 
Städte ahmten diefe Anftalt in den folgenden Zeiten nah, fie 
gaben auch wüfte Stüde Landes zur emphyteusi. Endlich fin— 
gen aud) Privatperfonen an, ihre Güter auf diefe Weife auszu: 
thun, und man nannte dergleichen Güter bona emphyteutica, 
auch vectigalia '). 


1) Siehe Höpiners Commentar, 8 Auflage, ©. 952. 











[$. 1123. ] 345 


4) Der Erbpacht und Erbzinsvertrag unterfiheidet ſich da— 
her von dem zeitweifen Pachte wefentlich dadurch, daß bey dem 
fegteren bloß der Gebrauch der Sache, bey dem erfteren aber 
dad Nutzeigenthum derfelben überlaffen wird, wodurch diefe 
Verträge eine Eigenfchaft mit dem Kaufvertrage gemein haben 
($. 1053). — Nun iff aber auch ein Vertrag gedenfbar, worin 
Jemanden der bloße Gebrauch oder dad Nukungsrecht einer un— 
verbrauchbaren Sache gegen Entrichtung eined beftimmten Pacht: 
fchillingd auf immermährende Zeiten erblich überlaffen wird; fa 
nach dem preußifchen Landrechte unterfcheidet fich eben der Erb— 
pachtvertrag von dem Erbzindvertrage mefentlich dadurch, daß 
durch den erfteren dem Grbpächter nur dad vollftandige Nu: 
Bungdrecht'), durch den letteren aber dem Erbzinsmann 
dad nugbare Eigenthum dei überlaffenen Grundftüdes eins 
geräumt wird), Es fragt fich daher, nach welchen Geſetzen 
in Dejterreich ein Vertrag zu beurtheilen fenn würde, wodurch 
Jemanden Tediglich dad Nutzungsrecht einer Sache erblicy über: 
laffen wird ? — Da derjenige, welcher dad Nußungdrecht feiner 
Sache in der Art überläßt, daß ed auch auf feine Erben über: 
gehen folle, offenbar zur Abficht hat, zu Gunften des Berech— 
figten und feiner Erben eine fortwährende, auf der Sache haf: 
tende Verbindlichkeit zu begründen, welche auf alle Befiger der- 
felben übergehen folle, weil der fich verpflichtende nicht fort— 
währender Befiser der Sache feyn kann; fo folgt, daß durch 
einen folchen Vertrag eigentlich die perfönliche Servitut des Ge: 
brauched oder der Nukniegung gegründet werden foll (SS. 472 
u. 478). Solche perfönliche Servituten hören aber in der Re— 
gel mit dem Tode des Berechtigten auf, und werden fie aus: 
drücklich auf die Erben ausgedehnt, was nach der Vorausfegung 
hier der Fall ift; fo find im Zweifel nur die erften gefeglichen 
Erben darunter verftanden ($. 529). Die Rechte des Erbpäch— 
ters, wenn wir ihn fo nennen wollen, find daher in einem 
folhen Falle ganz nach den gefeglichen Beftimmungen, welche 


4) I. Th 21 Tik. 9. 187. 
271. Th., 18 Zit., $. 633 u. ſ. w. 
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in Anſehung der Servitut des Gebrauches oder der Fruchtnie— 
fung in den ſ0. 504— 529 feftgeftellt find, zu beurtheilen. 

5) Der Erbpacht- und Erbzinsvertrag, im gefeglichen Sinne 
des Wortes, haben nach der Vorfchrift ded gegenwärtigen $. 
dieß mit einander gemein, daß in beyden Fällen Jemanden dad 
. Nußeigenthum eined Gutes erblich unter der Bedingung über- 
Taffen wird, daß er jährlich eine beftimmte Abgabe, welche im 
Gelde, in Früchten, oder in Dienften beftehen Fann, entrichte. 
— Sie unterfcheiden fich aber von einander wieder darin, daß 
bey dem Erbpachte die beftimmte, jährlich von dem Erbpächter 
zu leiftende Abgabe, ald Entgeld für die überlaffenen Nutzun— 
gen, — bey dem Erbzindverfrage hingegen nur zur Anerfennung 
de Grundeigenthums gegeben wird. — Daraus wird fich die 
Erſcheinung ergeben, daß bey dem erfteren Vertrage die bedun: 
gene Abgabe, da fie das Entgeld für die überlaffenen Nutzun— 
gen feyn foll, in einem billigen Verhältniſſe zu dem Ertrage 
des Gutes fteht, wogegen felbe bey dem Erbzinsverfrage gewöhnlich 
eußer allen Berhältniffen mit dem Ertrage des Gutes ift — 
Das wefentliche Unterfcheidungsmerfmahl zwifchen dem Erbpacht: 
und Erbzinsvertrage beſteht alſo in der Beſtimmung, welche 
die bedungene jährliche Abgabe hat; kommt daher in dem Ver— 
frage ausdrücklich vor, daß dieſe Abgabe für die überlaſſenen 
Nutzungen entrichtet werde, fo ift derfelbe ein Erbpachtvertrag ; 
Fommt aber darin vor, daß diefe Abgabe zur Anerfennung des 
Dbereigenthumd geleiftet werde, fo ijt er ein Grbzindvertrag, 
und e3 ijt in dieſem Salle in feine weitere Unterfuchung einzu: 
gehen, ob diefe Abgabe zu dem jährlichen Ertrage wirklich in 
einem Verhältniſſe ſtehe oder nicht. 


. 41124, 


Im Zweifel, ob ein Nuseigenthum ein Erbpachtgut 
oder ein Erbzinsgut fey, ift auf den Betrag des 
jährlichen Zinfes, und andere Schuldigkeiten 
Rückſicht zu nehmen, — Steht diefer Betrag mit 
den jährlichen reinen Nutzungen außer allem 
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Berhältniffe, fo ift das Nußeigenthum ein Erb: 
zinsgut; laßt ſich aber wenigftend von alten 
Zeiten her und bey ganz öde übernommenen 
Gründen ein Verhältniß denken, fo ift es ein 
Erbpachtgut (6. 359). 

1) Läßt ſich das eigentliche, urſprüngliche Vertragsverhält— 
niß nicht mehr erheben, oder gibt der Vertrag ſelbſt keine deut— 
liche Auskunft, zu welchem Zwecke die jährliche Abgabe bedun— 
gen worden iſt; fo muß auf die im obigen $. Nr. 5. berührte 
Grfcheinung Rückſicht genommen, und aus derfelben der Schluß 
auf die Natur ded DVertragsverhältniffed gezogen werden. — Es 
ift fohin der Betrag der jährlichen Abgabe zu erheben, und in 
fo fern diefelbe nicht in barem Gelde, fondern in Früchten, 
Dienftleiftungen oder anderen Schuldigfeiten beftehet, — ift der 
Merth derfelben im Gelde anzufchlagen, und mit dem jährlichen 
Ertrage zu vergleichen. — Ergibt fi) aus diefer Vergleichung, 
dag die Abgabe fo hoch fey, daß fie ald ein Entgeld für die 
jährlichen Nugungen angefehen werden könne, fo wird das Gut 
als ein Erbpachtgut angefehen; geht aber aus der DBergleichung 
da5 Refultat hervor, daß die Abgabe unverhältnigmäßig gering 
ſeh, fo muß man annehmen, fie fey bloß zur Anerkennung des 
Örundeigenthumes bedungen worden, woraus fih dann weiters 
ergibt, daß dad Gut für ein Erbzinsgut gehalten werden müffe. 

2) Bey der Vergleichung des Betrages der jährlichen Abgabe 
mit dem Grtrage der jährlihen Nutzungen ift aber nicht To viel 
auf den Zeitpunct, wann die Erhebung wirklich vor fi) geht, 
fondern fo weit es thunlich ift, auf den des gefchloffenen Ver: 
trages ſelbſt Nucficht zu nehmen, weil nur von diefem Zeit— 
puncte aus auf die Abficht der Gontrahenten mit Verläßlichkeit 
gefchloffen werden Eann. Wenn fi) daher auc aus der Ver: 
gleichung der jährlichen Abgabe, mit dem gegenwärtigen Grtrage 
ergeben follte, daß erftere zur lesteren in keinem Verhältniſſe 
ſtehe; fo ift doch nicht fogleih auf die Eigenfchaft eined Erb: 
zinöguted der Schluß zu ziehen, fondern e3 ift darauf Bedacht 
zu nehmen, ob das Gut nicht erft in den Händen des Ueber: 


3 
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nehmer5 zu dem höheren Ertrage gebracht worden ift; es muß 
daher, fo weit die Auskünfte reichen, in die älteren Zeiten zu= 
rücdgegangen werden, und wenn fidy) aus allen Umſtänden er- 
gibt, daß der Betrag des jährlichen Zinfed beym Urſprunge des 
Contractverhältniffes wahrfcheinlicy im Werhältniffe zu dem Gr: 
Irage geftanden fey, ift dad Gut für ein Grbpachtgut zu halten. 

3) Erbpacht- und Erbzindrechte Fünnen zwar aud) auf an 
dere Urt, ald durch Vertrag, 3. B. durch Verjährung ($$. 1467 
u. f. f.) oder legten Willen entfpringen; allein durch. die Annahme 
wird doch immer ein Vertragdverhältnig gegründet. Beyde Ber: 
träge können auch, fo wie Verträge überhaupt ($. 833), ſchrift— 
lich oder mündlich gefchloffen werden. — Zur Realifirung eines 
folchen Vertrages ift e5 aber nothwendig,. daß hierüber eine 
fchriftliche Urkunde errichtet werde, weil ohne einer folchen die 
Einverleibung in die öffentlichen Bücher nicht gefchehen Eanır 
($. 434) und ohne Einverleibung das Nußungdeigenthum nicht 
erworben wird (9. 1126). 

4) Beyde Verträge können auch, wie gleichfall3 fchon v. 
Zeillee bemerkte, nicht nur über Grundftücde, fondern auch über 
Gebäude, Mühlen, Fabrifen und andere einer VBerbefferung fähige 
Unternehmungen gefchloffen werden. — Der vorhergehende $. 
4123 redet zwar nur von einem Grunde, und e5 könnte daher 
den Anfchein gewinnen, al ob bloß Grund und Boden der Ges 
genftand des Erbzinsvertrages feyn könnte. — Allein abgefehen 
davon, daß dem Gefesgeber bey Feftitellung diefer Anordnung 
dad Gewöhnliche ver Augen ſchwebte, darf auch nicht überfehen 
werden, daß zu jedem Gebäude Grund und Boden gehörig ift, 
daß das Gefegbuch $. 297 eigentlich diefen Grund und Boden 
al3 die wahre unbewegliche Sache, und die auf felbem aufgeführ= 
ten Gebäude als Zugehör diefes Grund und Bodens anfieht, da= 
her fonnen durch den Ausdruck „Grund, Häufer und andere Ge: 
bäude” von den Gegenftänden des Erbzinsvertrages nicht ausge: 
fohloffen werden. — Daraus folgt von felbft, daß alles dasjenige, 
wad in dem Gefegbuche von Grundſtücken hier gefagt wird, aud) 
‚auf oben berührte Gegenftände anzuwenden fey. Ob dad Zinsgut 
ein weltliches oder geiftliches fey, macht nad) unferem Gefeße, 
außer der allgemeinen Verſchiedenheit ($$. 287 u. 290), hier kei— 
nen befondern Unterfchied. 

5) Dad Geſetzbuch redet bey Feſtſtellung der Begriffe vom 
Erbpacht und Erbzinsgute"nur immer von dem Falle, ald Je— 
mand dad Nugeigenthum der Sache unter der Bedingung: 
daß hiervon eine jährliche beftimmte Abgabe geleiftet werde, ein= 
geräumt wird. — Es ift nun aber auch der Fall gedenkbar, daß 
Remanden dad vollftändige Cigenthbum eines Gutes unter 
einer gleichen Bedingung uberlaffen wird, und man kann daraus, 
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daß das Gefeßbuch von einem ſolchen Verttage keine Erwähnung 
macht, nicht fchließen, daß ein folcyer Vertrag, wenn er auch 
ungemöbhnlich feyn mag, gar nicht Statt habe. — Indeſſen ent: 
fteht doch hier die Frage, nach welchen gefeglichen Beftimmungen 
ein folcher Vertrag zu beurtheilen ware? — Da ein folcher Ber: 
trag Sehr große .Aehnlichfeit mit dem Erbpachtvertrage bat, und 
fi) von legterem eigentlich nur dadurch unterfcheidet, daß bey die— 
fem nur dad Nutzeigenthum an den Uebernehmer übergeht, 
dad Obereigenthum aber bey dem Weberträger verbleibt, während 
bey dem erfteren das vollftändige Eigenthbum der Sache an 
den Lebernehmer abgetreten wird; fo werden auch alle jene Beſtim— 
mungen, die dad Geſetz in Anfehung der Rechtöverhältniffe des Erb— 
pächters gegen den Leberträger feftgefegt hat, mit Ausnahme der: 
jenigen, welche auf das getheilte Eigenthbum Beziehung haben, 
hier zu gelten haben ). 


. 1125, 
IV. Bodenzins | 
Sft ein Eigenthum dergeftalt getheilt, daß einem 
Theile die Subftanz des Grundes ſammt der Be- 
nützung der Unterflähe, dem andern Theile 
aber nur die Benüßung der Oberfläche erblich 
gehöret; fo heißt die jährliche von dieſem letzte— 
ren Befiger zu entrichtende Abgabe, Bodenzins, 


1) Der Eingang ded gegenwärtigen $. redet hier ausdrück— 
lich von einem getheilten Gigenthume. — Da nun aber nach 
dem Begriffe, welchen dad Gefegbudy 9.357 vom getheilten Eigen: 
thume aufftellt, fowohl dem Nugungseigenthümer als dem Ober: 
eigenthümer ein Recht auf die Subftanz zuftehet; fo Fann der 
nachfolgende Satz, daß einem Theile die Subjtanz des Grun— 
des fammt der Benützung der Unterfläche, dem anderen Theile 
aber nur die Benügung der Oberfläche erblicy gehört, nicht 
dahin verftanden werden, daß diefer legtere gar keinen Antheil 
an der Subftanz habe, fondern das Wörtchen „nur, welches 
für die hier verneinte Behauptung dad Wort zu fprechen fcheinet, 
darf hier nicht im Gegenfage ded gefeglichen Ausfpruches, daß 
einem Theile die Subftanz ded Grundes gebühre, genommen, 
fondern muß lediglich auf den Nachſatz „ſammt der Benügung 
der Unterfläche” befchränfet werden, und zeiget fomit nur an, daß 


dem anderen Xheile Eein Necht auf die Benüguug der Unterfläche 
zufomme. 


1) Bon diefer Art »Zinsgütern” redet das preußifche Landrecht ausdrücklich im I. 
Th., 18. Tit., 9. 8318 — 319, 
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2) Dad Bodenzindrecht frifft mit dem Erbpacht- und Erb: 
zinsrechte darin zufammen, daß ed gegen Entrichtung einer jähr: 
lihen Abgabe ebenfalls ein erblicheds Nußeigenthum gewähret, 
unterfcheidet fih aber von diefen hier erwähnten Rechten darin, 
daß ſich dasfelbe nicht uber dad ganze Gut erftredt, fondern auf 
deſſen Oberfläche einſchränkt. — Die für diefed Recht zu entrich— 
tende jährliche Abgabe, welche Bodenzind heißt, kann nun eben: 
fall5 - eine aus zweyen Beftimmungen haben; fie kann nähmlich 
als Entgeld für den aus der Benügung der Oberfläche ſich erges 
benden Ertrag, oder lediglich. zur Anerkennung ded Grundeigen: 
thums von den Contrahenten feftgefegt werden. — Im erfteren 
Tale nähert fi) dad Bodenzinsrecht dem Erbpaht: — und im 
zwenten dem Grbzinsrechte; und es müffen daher, in fo fern nicht 
die Eigenthümlicyfeit ded Bodenzinsrechtes eine Ausnahme macht, 
hier für den einen oder andern Fall auch die in Anfehung des 
Erbpacht oder Erbzinsrechted geltenden gefeglichen Beſtimmun— 
gen Plaß greifen. 

3) Aus der bloßen Abführung eined fortdauernden Zinfed 
kann man aber noch nicht auf die Theilung des Gigenthumes fol- 
gern ($. 360). Aus diefer Bemerfung ergibt fich, daß bey eihem 
Gute, deſſen Eigenthümer fährlicy einen beftimmten Zins an Je— 
manden anderen entrichtet, in fo lange dad $. 1124 Nr. 5 er= 
wähnte VBertragdverhältniß angenommen werden müffe, bis das 
Gegentheil nicht nachgewiefen werden kann. ft aber das getheilte 
Eigenthum dargethan, fo ftreitet die Vermuthung eher für ein 
Erbpacht= oder Erbzinsgut, ald für ein Bodenzinsgut, weil bey 
dem leßteren die Freyheit des Beſitzers am eingefchränkteften ift; 
und im Zweifel, ob das Gut ein Erbpacht- oder Erbzinsgut fey, 
muß für dad erftere entfchieden werden, da der $. 1124 fagt, 
daß, wenn ſich über den Betrag des jährlichen Zinfed und der jährli= 
chen reinen Nugungen wenigſtens ein Verhältniß denken läßt, 
das Gut ald ein Erbpachtgut anzufehen fey. — Es muß fich alfo, 
damit ein Gut ald ein Erbzinsgut (im Gegenfage vom Erbpacht: 
gute) angefehen werden Fann, entweder ein Verhältniß zwifchen 
der Abgabe und dem Ertrage gar nicht denken laffen, und in 
diefem Sale kann von keinem Zweifel die Nede feyn, weil ein 
Zweifel nur dann entftehen Fann, wenn ſowohl Gründe für dad 
Eine oder Andere vorhanden find, daher fich dad ine und Andere 
denken läßt; oder derjenige, der behauptet, es fey ein Erbzindgut 
vorhanden, muß ermeifen, daß die Abgabe lediglich zur Anerfen- 
nung des Örundeigenthums feftgefegt worden, oder daß wenig: 
ftens die Abgabe zu dem Grerägniffe, felbft, wenn man in die 

alten Zeiten zurücfgehet, wirklich in keinem Verhältniſſe ftehr- 
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Erwerbung des nugbaren Eigenthums, 


Das getheilte Eigenthum einer unbeweglichen Sa: 
che kann eben fo wenig, als das vollftändige ohne 
Einverleibung in die öffentlichen Bücher oder Re: 
gifter erworben werden. — Ein gültiger Titel 
gründet nur ein perfönliched Recht gegen die vers 
bundene Perfon, aber Fein Dingliches Recht ges 
gen einen Dritten (). 431), 


4) Damit man von dem Inhalte des gegenwärtigen $. eine 
Eare Anficht gewinne, muß man die urfprüngliche Grwerbung 
eines getheilten Gigenthums von der abgeleiteten unterfcheiden. 
Die urfprüngliche Grwerbung gefchieht entweder durch Vertrag, 
legten Willen, Verführung und reſpect. Erfigung , oder durch uns 
mittelbar, gefeliche Verordnung ($$. 359 u. 1467). ‚Denn ein 
getheiltes Gigenthum entfteht durch die Abſonderung des Nechtes 
auf die Subſtanz von dem Nechte auf die Nutzungen; ed fegt 
daher ein volftändiged und ungetheilted Eigenthbum voraus, 
welches erft durch diefe Abfonderung zu einem getheilten fich ges 
ftaltet. — Der Gegenftand, aus dem ſich das Nugeigenthum bile 
det, muß daher bereitd in dem öffentlichen Buche, wohin er ge— 
höret, eingetragen feyn, es gefchieht daher in demfelben eine Abe 
fchreibung ; — für das gefonderte Nutzeigenthum wird aber in 
dem betreffenden Grundbuche ein eigenes Folium gewidmet, und 
in dasfelbe die-Realität mit einer Eurzen Benennung und mit Bes 
rufung auf die im Urkundenbuche eingetragenen Documente, 
welche. den Rechtätitel zu diefer Abfonderung enthalten, eingetragen, 
und zugleich der Nahme desjenigen eingelchrieben, auf welchen das 
Nugeigenthum der Sache übertragen worden if. — So lange 
diefe Grundbuchshandlung nicht vollzogen ift, gebührt dem Ueber: 
nehmer nur ein perfönliches Necht gegen den Meberträger, aber 
noch Fein wirkliches Eigenthums-, fohin noch Fein dingliches Recht. 

2) Soll nun das Nugeigenthum von dem erſten Erwerber 


wieder. auf einen anderen übergehen, fo muß gleichfalld die rs 
Nippel’! Commentar VIL, Ih 253 


554 | [S. 14427 u. 1128.]J. 
Funde, welche über das Grwerbungsgefchäft errichtet wird, wieder 
in dad öffentliche Buch eingetragen, und der neue Erwerber in 
der Rubrik des Beſitzſtandes als Eigenthümer angefchrieben wer⸗ 
den. So lange dieſe Anſchreibung nicht erfolgt it, ſteht dieſem 
nur ein perfönliches Recht gegen den Veberträger, Frineamtaß aber 
ein wirkliches  Eigenthumsrecht zu. 


9.1127, 
Geme inſchaftliche Rechte des Ober- und Nuͤtungseigenthuͤmers 
Die Rechte des Ober» und Nutzungseigenthümers 
kommen überhaupt darin überein, daß ein jeder 
mit ſeinem Theile in ſo weit verfügen kann, 
als die Rechte des Andern dadurch Ai Br 
werden (9,363). 


⸗ 


| N MR, 

Einer wie der Andere iſt betechtiget ‚feinen An—⸗ 
theil gerichtlich au verfolgen, ihn zu verpfänden, 
und unter Lebenden oder durch eine lehte Willens⸗ 
erklärung zu veräußern. — Wer eine Einſchran⸗ 
kung behauptet, muß ſolche durch die gehörigen 
Urkunden, durch ſo genannte, BO oder 

BGaͤndfeſten beweifen, 
1) Aus dem gedachten Rochtsverhältnſſſe des —— Gigend 
thums ($. 1126) entfpringen theils gemeinfchaftlüche,theils 
befondere Rechte des Obereigenthümers (88.112944 4138) 
und des Nußungeigenthiimerd ($$. 4139 — 1150% Die erſteren 
ergeben ſich aus dem gemeinfchaftlichen Begriffe des Eigenthunuesz 
doch dürfen fie, weil dad Eigenthum zwiſchen dem Ober⸗ und 
Nutzungseigenthümer getheilt, und durch den Vertrag beſchränkt 
ift, nicht fo weit ausgedehnt werden, dag dadurch das Recht des 
einen oder ded andern Eigenthümers vereitelt, der *— 
tiget würde ($$. 362 u. 363). In 
| 2) Daher Ffann ein, wie der andere Eigenthümer nicht nur 
wider einen Dritten, ſondern auch wider den Miteigenthümer ſei— 
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nen Beſitz ſchützen ($$. 327 u. 339 — 341), und fein Eigenthum 
mittelft der Eigenthumsklage verfolgen ($. 366); er kann fein 
unvollftändiges Eigenthum zur Hypothek ($. 448 u. 1148) oder 
in Afterpacht und Afterzind geben, oder durch was immer fir 
Handlungen unter Lebenden veräußern ($. 4140) oder auf feine 
Erben durch Teftament, Codicill, Erbvertrag ($. 536) oder mit— 
telft der gefeglichen Erbfolge vererben ($$- 731 u. 761). 

3) Wer den Ubgang oder eine Einfchränfung eines oder des 
andern diefer im Gefege gegründeten Nechte (Nr. 2) behauptet, 
der muß fie vollftändig, hauptfächlich aus den dazu geeigneten 
Urkunden, nähmlich den Gewährbriefen, die man an einigen Or: 
ten auch Handfeften zu nennen pflegt, erweiſen. Die natürlichen 
Befchränfungen der obgedachten Rechte, damit ein und der an— 
dere Theil in feinem Antheile und Vertragsrechte nicht gefährdet 
werde, Fommen nun in der Erörterung der befondern Rechte vor ). 


d. 1129, 
Befondere Rechte und Pflichten des Obereigenthümers. 

Der Obereigenthümer ift insbefondere berechtiger, 
dem Nußungseigenthümer nicht nur die Verrin— 

gerung der Nutzungsſache, fondern auch alle 
‚Beränderungen zu unterfagen, wodurch die Aus 
übung feiner Rechte vereitelt, oder erſchwert 

werden kann. 


| J. 1130, 
4) In Hücficht der Erhaltung, Bearbeitung und Veränderung des Gutes, 
Gr kann alfo verlangen, daß der Nußungseigens 
‚thümer, für die Erhaltung und Beſtellung der 
Grundftüde Sorge trage, Vernachläſſiget er, 
ungeachtet der geſchehenen Warnung, die Erfüls 
lung diefer Pflichten, oder ift er die auf dem 
Grunde haftenden Laften zu tragen unfähig; jo 
95 0 ii 


4) Ih bin hier ganz dem Commen tare des Her. Hofkathes 9. Zeiler gefolgt, dd 
ih zur Erläuterung diefes $. im Weſentlichen ſchwer eelwasianderes fagen Tüßte 
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Fann der Obereigenthümer auf die Ueberlaffung 
des Gutes an andere Erbpacht- oder Erbzins— 
männer dringen, 

4) Der Obereigenthümer kann, wie aus dem $. 1149 zu 
entnehmen, in die Lage fommen, dad volljtändige Eigenthum 
der Sache wieder zu erlangen; er hat dad Recht Veränderungds 
gebühren zu bezichen ($. 1142), deren Größe von dem Werthe 
des nußbaren Grunded abhängig iſt; ed muß ihm daher an der 
aufrechten Ethaltung deöfelben gelegen feyn. — Aus diefer Bes 
trachtung ergibt fich die WVorfihrift, dag der Obereigenthümer 
berechtiget fey, jede Verringerung der Nußungsfache zu unters 
fagen, und zu verlangen, daß der Nutzungseigenthümer für die 
Erhaltung und Beftellung der. Grundjtüde Sorge trage, — Ei— 
ne Ausnahme von diefer Negel kömmt $. 1143 vor, 

2) Theil3 aud obigem Grunde, theild aus der Betrachtung, 
daß der Obereigenthümer einen Theil an dem Rechte auf der 
Subftanz des Nuggutes habe, ergibt fich die weitere Folge, daß 
derfelde dem Nugungseigenthümer eine gänzliche Uniftaltung der 
Sache, und überhaupt ſolche wichtige Veranderungen, wodurch 
der Subftanz oder der Benützung ein fortdauernder, beträchtlis 
her Nachtheil verurfachet, und der Nusungseigenthümer zur Erz 
füllung feiner Pflichten außer Stand gefegt würde, zu unterfas 
gen das Recht habe. — Amftaltungen einzelner Theile (3. B. 
eines Theil von dem Acerlande in einen Wiesgrund, oder 
Obſtgarten) oder Veränderungen zur, fortwährenden -befferen Eule 
tur kann er nicht verhindern, weil dadurch die Ausübung weder 
erfihwert, noch weniger vereitelt wird. | 

3) In Hinficht der Beftellung ift zwar der Nutzungseigen— 
thümer nicht verbunden, dad Zinsgut unmittelbar felbft zu be= 
ftellen; doch muß er Sorge tragen, daß diefes von feinen Haus: 
genofjen, dem Dienftgefinde, oder anderen fähigen Stellvertretern 
geſchehe. Dazu Fann der Obereigenthümer den nachläfligen Zins— 
mann (gerichtlic) ‚oder außergerichtlich) ermahnen, und wenn die 
Sruchtlofigkeit der Warnung ausgewiefen wird, darauf dringen, 
daß der Nußungseigenthümer das Zinsgut (gegen Entgeld) einem 
anderen fähigen Erbpacht- oder Erbzinsmanne überlaſſe. 
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4) Eben dieſes Necht fteht dem Dbereigenthümer, damit 
feine Rechte nicht vereitelt werden, aud) dann zu, wenn ausge— 
wiefen wird , daß der Zinsmann die dem Gute anklebenden, und 
ihm obliegenden Laſten nicht entrichte, und dazu wegen feiner, 
es fey durch Verfchulden oder Unglücksfälle herabgefommenen 
Vermögens Umjtände mit Erfolge nicht angehalten werden könne '), 


. 4431, 
2) Des Erbzinſes. 

Das vorzüglichite Net des Erbpacht- und Erb: 
zinsheren beſteht in der Beziehung des jährlis 
Shen Zinfes und anderer bedungenen Gebühren, 
Diefe Eonnen unter keinem Vorwande erhöhet, 
von dem zum Grunde nicht gehörigen Fahrniſſen 
aber, jo wie von anderen beweglichen Saden, 
gar nicht bezogen werden. 

1) Die dem Obereigenthümer in dem vorigen $. eingeräumte 
fen Rechte haben nur die Verhinderung von Nachtheilen, nicht 
aber die Erreichung eines beftimmten Bortheiles zum Zwede. 
Nur aus der Entrichtung des jährlichen Zinfes und der übrigen 
bedungenen Gebühren, welche dem Erbpächter oder Erbzinsmanne 
obliegt, gehet dem Erbpacht- und Erbzinsheren der eigentliche 
Dortheil zu, den er aus dem Obereigenthume bezieht. — Daß 
diefer Zins im Gelde, in Früchten oder Dienjten beftehen könne, 
ift bereitö $. 1122 gefagt worden. 

2) Der Zindhere darf jedoch aus dem Grunde, daß der 
Merth ded Gutes und die Nußung durch die Zeitumftande oder 
durch Zuwachs ($. 404) erhöhet worden ift, oder unter irgend ei: 
nem anderen VBorwande weder den Zins erhöhen, noch die Ark 
der Entrichtung eigenmächtig abandern (J. 1413), Bey einen 
Erbzinsgute leuchtet diefe Behauptung von felbft ein, da der Zins 
nur zur Anerkennung ded Grundeigenthumes geleiftet wird, und 
daher mit den jährlihen Nutzungen des Grundes in Eeinem Ders 





1) Siehe Zeillers Commentar Nr. 5. u. 6. 
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hältniffe ftehet. — Dagegen könnte aus der Erklärung, die dad 
Geſetz $. 4122 vom Grbpachte gibt, vielleicht die Folgerung gezo— 
gen werden wollen, daß fich mit Erhöhung der jährlichen Rugungen 
auch der Zins erhöhen könne; diefer Folgerung wird num durch die 
ausdrückliche Vorfchrift des gegenwärtigen F. vorgebeugt. — Für 
Eeinen Sal Fönnen die Gebühren, welche für die Benützung des 
unbeweglichen Gutes und des Zugehörs zu entrichten find, auf 
andere bemwegliche Sachen ausgedehnt werden. - 

3) Da vorgefommen ift, daß vom vielen Obrigkeiten die 
Urbariale Giebigfeiten der Unterthanen in Elingender Münze abe 
genommen werden. wurde vermög Minifterial= Schreibens vom 
26. März 1824 ') den Länder = Chefs bedeutet, daß die Obrigfeis 
ten hierzu nicht berechtiget feyn, und anbefohlen: dag diefer das 
Geſetz und die Abficht der Staatöverwaltung hinfichtlich der Ur— 
barial⸗Gaben auffallend verlegende Unfug fogleich abgefchafft werde, 

4) Ir Anfehung der Entrichtung ded Zinfed von Erbpäd)s 
tern und Roboth = Reluenten auf Staat3= und öffentlichen Fonds— 
gütern find folgende Beftimmungen feitgefegt worden: 

A) Die Entrichtung des in der höchiten Entfchliegung vom 
47. April 1812 auögefprochenen Laudemiumd von 21/2 oder 5 von 
Hundert, dann ded Erbpachtzinfes und der Roboth-Reluition halb 
im Getreide und halb im Gelde, findet nur da Statt, wo diefe 
Derbindlichkeiten in dem erwähnten Maße in den urfprünglichen 


Noboth = Abolitions » Contracten ftipulict find. Wo hingegen der. 


urlprüngliche Vertrag in Beziehung auf dad Laudemium, den Erb: 
pachtzins und die Roboth-Reluition etwas Anderes beftimmt, da 
it fi firenge an den Anhalt de3 Vertrages zu halten. 

B) Haben jedody die Unterthanen auf einem Dominium 
vor dem Jahre 1784 entweder in einem interimiftifchen oder volls 
Fommen abgefchloffenen Roboth = Abolitiond = Contracte ein Laude— 


mium, den Zins und die Roboth =» Neluition entweder ganz oder 


zum Theile in Getreide übernommen, und ift nad) Erfliegung der, 
höchften Refolution vom '28. und 30. Juny 1784 von diefen ur— 
fprünglichen Stipulationen zu Gunften der Unterthanen wieder ab: 
gewichen, und den Grbpächtern und Noboth = Relnenten dad Lau— 


NP. B. S. vo. 





demium herabgefeßt, oder gänzlich. nachgefehen, und ihrer Will— 
kühr frengeftelle worden, den Zins entweder im Gelde, oder in 
Getreide zu entrichten; fo kommt zu unterſcheiden, ob dieſe be— 
günſtigende Abweichung: 
a. in.dem Contexte eines ſpäteren Contractes, oder in der Beſtä— 
tigungs = Glaufel deöfelben , oder 
b. bloß in der aus Mißverſtand der. Höchften Entfkiegung vom 
28. und 30. Juny 1784 entftandenen Beobachtung fich gründet. 

In dem unter a) bemerkten beyden Fällen findet die. höchſte 
Entfohliefung vom 47. April 1812 Eeine, Anwendung, d. h. ; hier 
Fonnen die wechfelfeitigen Nechte und Verbindlichkeiten zwifchen 
Obrigkeit und Unterthan auf die urfprünglichen Verträge nicht zu: 
rückgeführt, folglich die Unterthanen zur Entrihtung des. urſprüng— 
lich bedungenen Laudemiums und der Getreid: Schuldigfeit in fo 
fern nicht verhalten werden, alö fie hiervon entweder im Contex— 
te des Contractes oder in der Beftätigungd = Glaufel. befreyt find. 
— Wohl aber findet die Zurickführung diefer Verbindlichkeit auf 
die urfprünglichen Verträge in dem obenerwähnten Falle b) Statt, 

C) Die Abrechnung des Lohnes für verrichtete Arbeit, oder 
fogenaunte Aushülfstage von den contractmäpßigen Schuldigkeis 
ten der Unterthanen kann nur dort Plaß greifen, wo diefelbe in 
denn NRoboth = Abolitions = Berfrage ausdrüdlic bedungen. ift. — 
Wo die, Unterthanen die ſämmtlichen Schuldigkeiten blog im Gek 
de entrichten, Eann die Art der Abrechnung keinem Zweifel unters 
liegen. — Bey gemifchten Schuldigkeiten, d. i. bey folchen,, wel: 
che theild im Gelde, theild in Getreide entrichtet werden, find die 
£ohnarbeiten in gleichem Verhältniſſe fowohl von der Getreide: als 
Seldfchuldigkeit, und wo alle Schuldigkeiten bloß in Getreid bes 
ftehen, von diefer zur Gänze abzurechnen. 

Die Abrechnung des Arbeitölohnes von der Getreidefchuldigs 
keit hat für den Fall, wenn die Gontracte uber die Art der Abs 
rechnung nichtd Beftimmted enthalten, in der Art zu geſchehen, 
daß bey Berechnung der unterthänigen Yohnarbeiten von der Nas 
tural= Zinöfchuldigkeit erſtere jederzeit nach) den Normalpreifen, 
Veßtere hingegen in dem laufenden Marktpreife angefchlagen wer— 
den, das heißt, es wird der contractmäßig in Geld beftimmte 
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Erbpachtzins oder die Reluition, die z. B. bey einem Unterthan 
jährlich zwanzig Gulden ausmacht, zuerft nach dem normalmäs 
Bigen Preife zur Gänze oder zur Hälfte, je nachdem der Unters 
than den ganzen oder halben Zins in Getreide zu entrichten hat, 
auf Öetreide zurückgeführt, dad Getreid: Quantum hierauf wieder 
zu Geld, jedoch nach dem currenten Mar£tpreife berechnet, und 
von diefem gefammten Geldbetrage erft der contractmäßig ftipus 
lirte Arbeitslohn abgezogen. 

D) Haben die Unterthanen ihre eigentlichen Schuldigkeiten 
feit dem 4. November 4811 entweder 
a. vollſtändig geleiftet, oder 
b, weniger, oder endlich 
c. mehr entrichtet, fo entfällt gegenwärtig im erften Falle jede 

Ausgleichung von feldft. 

Im zweyten Falle ift die Einhebung der Tiquiden Rück— 
ftände nur dann zuläffig, wenn die Schuldigfeit von der Obrigs 
Feit in Quali rechtmäßig gefordert wurde, die Unterthanen aber 
nur in Duanto der Abitattung zurück blieben. 

Wo hingegen die Forderung der Obrigkeit durch irrige Aus— 
legung der Gontracte die eigentliche Schuldigkeit nicht erreichte, 
da ift über folche Falle, wenn fie hier und da eintreten follten, 
von den Behörden nach genauer Erörterung der Berhältniffe von 
Tall zu Fall, nah Maßgabe der Vorfchriften, dad Amt zu handeln. 
Mas die der Eintreibung unterliegenden Rückſtände betrifft, fo 
ift darauf zu fehen, daß dem Unterthane, welcher entweder wegen 
eined im Zuge begriffenen Dergleiches oder Rekurſes, oder aus 
Zahlungd = Unvermögenheit in diefe Rückſtände verfallen ift, zur 
Abtragung derfelben angemeffene Zahlungsfriften bewilliget wer— 
den, worüber die Landedftele in jedem einzelnen Falle, mit 
Berückſichtigung aller Umftände, vorzüglich aber der Erhaltung 
des Unterthaned im ftenerfähigen Stande, ihre Anträge zu) mas 
chen haben wird. Am dritten alle aber ift dad ungebührlich 
Seleiftete den Unterthanen zurüczuftellen. 

Auf die vor dem 4. November 1811 gefchehenen Rück ftande 
der Ueberzahlungen hat die gegenwärtige Vorfchrift Feinen Bezug 
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E) Die bisher auf den Sameral: und Fondsgütern zu Stande 
gebrachten, und der £. k. allgemeinen Hoffammer zur Beſtäti— 
gung vorgelegten Vergleiche find, weil fie theils auf der bishe— 
rigen irrigen Vorausſetzung einer, ohne Unterfchied, eintretenden 
Berbindlichkeit der Unterthanen zur Entrichtung der Halbfcheide 
ihres Zinfes in Körnern beruhen, theild wegen der mittlerweile 
fi) geänderten Steuerverhältniffe, zu reaffumiren. 

F) Wo der Inhalt des Roboth-Abolitions-Contractes über 
die wechfelfeitigen Nechte und WVerbindlichkeiten zwifchen Obrig: 
keit und Unterthan Eeinen befriedigenden Aufſchluß gibt, wo es 
fih daher um die Auslegung des Contractes handelt, fo wie 
auch, wenn fich in Betreff der erwähnten Schuldigkeiten der 
Erbpächter und Roboth >» Reluenten was immer für Anftände 
ergeben, iſt diefe höchite Entichließung Sr. Majeſtät lediglich 
als eine obrigkeitliche Entfcheidung in Anfehung der unter öffent: 
licher Verwaltung ftehenden Staats- und Fondsgüter in Böh— 
men anzufehen, und hat im Falle dagegen vorkommender Bes 
fhwerden dad vorfchriftmäßige Verfahren nach Umftänden ents 
weder im politifchen oder Nechtöwege von den ordentlichen Bes 
hörden nach Vorfchrift der Gefege Staat zu finden ). 


0. 1132, 


Wann der Zins zu entrichten ? 


Der jährliche Zins muß, wenn nichts verabredet 
oder durch Provinzialgefehe beftimmt ift, in der 
erften Hälfte des Monaths November abgefühs 
vet werden, 

Bey Beltimmung diefer Zeitfeift wurde berüdfichtiget, daß 
dem Landbearbeiter die Gntrichtung ded Zinfes in der erften 


Hälfte des Monaths November in der Regel am mindeften bes 
ſchwerlich fallt. 


4) Hofdec. vom 27. März 13205 3. G. S. N. 4555. Uebrigens hat diefe Höchfte Ents 
ſchließung auf Privat: Dominien Feine Anwendung, und ift ſich in Anſe— 
Hung der dießfalls zwifchen Dominien und Untertbanen entftcehenden Strei⸗ 
tigfeiten Lediglich an die beftchenden allgemeinen Gefege zu halten. 
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b, 1133, 
Wann eine Erlaffung Statt finde? w 

In der Regel haftet ein unvollſtändiger Eigen— 
thümer dem andern nicht für den Zufall. Al— 
lein, wenn ein Erbpächter durch Ueberſchwem— 
mungen, Krieg oder Seuchen ſein Pachtgut zu 
benützen verhindert worden iſt; fo muß demſel— 
ben für die Zeit der vermißten Benützung ein 
angemeſſener Erlaß vom Zinfe geftattet werden. 
4) In Anfehung der Erlaſſung des Zinfes macht dad Ge: 
feß zwifchen einem Erbpacht» und Erbzinsgute einen Unterfchied, 
der auch in der Natur der Sache gegründet ift. Bey einem 
Erbpachte ift der Zins ald ein Entgeld für die von dem Ober: 


* 





eigenthümer dem Nutzungs-Eigenthümer überlaffenen Nugungen 


anzufehen, und gleicht daher in diefer Hinficht einem gewöhn— 

lichen Pachtvertrage- — So wie ed alſo bey diefem Fälle gibt, 

wo der Pächter auf den gänzlichen oder theilweifen Erlaß des Be: 
ftandzinfes Anfpruch zu machen hat, fo auch bey dem Erbpachte. 

2) Die Fälle, in welchem der Erbpächter auf einen Erlaß 
einen Anſpruch zu machen hat, find Ueberſchwemmungen, Krieg 
oder Seuchen, welche den Erbpächter fein Pachtgut zu benüßen 
verhindern. — Eine bloße Verkürzung an der Benützung 
wäre alfo Fein hinreichender Grund, einen Erlaß an Pachtzinfe 
anzufprechen. 

3) Der Nachlaß wird nach Maß der Zeit der gehemmten 
Benützung, und nach Maß des entzogenen gewöhnlichen Ertra— 
ges ($. 1105 Nr. 1) beftimmt. : Ohne Zweifel Eann diefe gefeß- 
Kiche Vorfchrift durch Vertrag abgeändert, und dem Erbpächter 
alle Hoffnung eines Nachlaſſes benommen werden. 

. 1134, 

Gin Erbzinsmann bat auf einen ähnlichen Erlaß 
feinen Anfpruch; er muß, fo lange ein Theil des 
Erbzinsgutes vorhanden ift, den feſtgeſetzten Erb> 
zins voll entrichten. 
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4) Bey dem Erbzinsvatrage it der jährlich zu entrichtende 
Zins keineswegs als ein: Gntgeld für die überlaffenen Nutzungen 
anzufehen‘, ſondern wird "Tediglich zur Anerkennung ded noch 
immer beftehenden Dbereigenthumes bezahlt, und fieht daher 
ohnehin gewöhnlich auch mit dem Ertrage des Zinsgutes in kei— 
nem Derhältniffe. — Der Entgang der Nußungen Fann daher 
als fein rechtmäßiger Grund angefehen werden, einen Nachlaß 
am Erbzinfe in Anfpruch zu nehmen. Darum muß, wie v. 
Zeiller bemerkt, auch ein in Früchten bedungener jährlicher Erb: 
ins voll entrichtet werden, obfchon die migrathene Erzielung 
dazu nicht hinreichte. 

2) Selbft der Fall, daß das Erbzindgut, jedoch nur - zum 
Theile, zu Grunde ginge, würde den: Erbzinsmann nody nicht 
berechtigen einen Nachlaß am Zinfe anzufprechen, weil demfelben 
noch immer dad Recht bleibt, den übrigen Theil des Erbzind: 
gutes feiner Befchaffenheit nach zu bemügen, Im ſchlimmſten 
Galle ift er das Gut zu verlaffen berechtigt. 


9. 1135, 
Recht bey verzögerter Entrichtung des Zinfes, 
Hat der Erbzinsmann den Zins in der bedunges 
nen Zeit nicht abgeführt; fo kann der Erbzins— 
herr verlangen, daß die Nukung in Beſchlag 
genommen, und er aus derjelben ſchadlos ges 
halten werde, 


0. 1136, 

Ein Erbpachtherr Hat in Anfehung des über Ein 
Jahr ausftändigen Zinfes die Wahl, entweder 
Die Pfändung der Nutzungen, oder die gericht- 
liche Berfteigerung des Erbpachtgutes zur Bes 
richtigung der Rückſtände zu verlangen. 

1) Der Erbzins ift gleich nach Verlauf der Zeit, binnen 
welcher er entweder vermög Vertrag oder der Vorſchrift des 

Geſetzes ($. 1132) hätte entrichtet werden follen, executionsfähig, 
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d. h. er Fann duch Zwang eingebracht werden. — Doch find 
hier nicht alle rechtlichen Zwangsarten, welche in der Gerichts: 
prönung enthalten find, und wovon in anderen Fällen dem Gläu— 
biger die Wahl zufteht, hier zuläffig; fondern es ift hier viel: 
mehr nur Eine aus denfelben, nähmlich die Einbringung. de3 
Rückſtandes im Wege der Sequeftration vorgefchrieben. Herr 
Hofrath v. Zeiller fagt bey Erläuterung des F. 4435, daß, wenn 
feine Hoffnung vorhanden wäre, auf folche Art zum; Ziele zu 
gelangen, auf eine Veräußerung ded Gutes angetragen werden 
könnte. Allein ich glaube, daß der $. 4430, auf den fich der 
verewigte Commentator zuc Begründung feiner Meinung beruft, 
den Antrag zur Deräußerung des Gutes nur dann ald ftatthaft 
erkläre, wenn fich zeiget, daß der Erbzinsmann auch die in der 
Folge erft entfpringenden Laften zu tragen unfähig fey; daß aber 
wegen eines bloßen Rüdftandes auf die Veräußerung des Gutes 
felbft nie angetragen werden könne. — Indeſſen ift nicht zu bes 
zweifeln, daß der fruchtlofe Verfuch, den Rückſtand im Wege der 
Sequeftration einzubringen, auch die Unfähigkeit des Nugungds 
eigenthümers, feiner Schuldigkeit in der Folge Genüge zu thun, 
in der Regel ermeife. 

2) Dagegen ift der Erbpachtzins nicht gleich nach Ablauf der 
Zeit, als er hätte entrichtet werden follen, mit Zwang einzufrei= 
ben; fondern erſt dann, wenn er Ein Jahr rückſtändig if. Gr 
fängt aber erft von der Zeit an rückſtändig zu werden, al er hätte 
bezahlt werden follen. Iſt alfo der Grbpachtzins jahrlich bedun— 
gen, fo Fann die hier wahlweife bewilligte Erecution erft nach 
Ablauf des zweyten Jahres verlangt werden. — Sch glaube fo- 
gar, daß diefe Vorfchrift des Gefeges felbft in jenen Fällen in 
Anwendung zu bringen wäre, wo zwifchen den Parteyen in dem 
Gibpachtvertrage etwad Anders beftimmt worden feyn follte. — 
Denn die Beftimmung der Zeit und der Urt und Weile der Exe— 
eution hängt nicht von der Willführ der Parteyen, fondern von 
der Vorfchrift des Gefeßes ab. — Jeder, der zur Zahlung binz 
nen einer beftimmten Zeitfeift ſich verpflichtet, räumt dem Öläus 
biger fchon ſtillſchweigend dad Recht ein, nach Verlauf der Zeit 
die verfallene Schuld mit Zwang einzutreiben; wenn daher das 
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Geſetz deffenungeachtet dem Gläubiger nur nady Verlauf eines be- 
ſtimmten Zeitraumes dad Recht der Erecutionsführung einräumet, 
fo ift diefe gefegliche Anordnung von der Art, daß ihre der Wil: 
le der Parteyen nicht derogiren kann. 

3) Dem Erbpachtherrn räumt das Gefeß ein doppelte Exe— 
eutionsrecht einz er kann nähmlich, fo wie der Erbzinsherr, die 
Nugungen mit Befchlag belegen, und fich daraus fchadlos hal: 
ten, oder er kann auch die gerichtliche Berjteigerung des Erbpacht: 
gutes verlangen, und den Rückſtand von dem Kaufſchillinge ſich 
berichtigen laſſen. 

4) Das Begehren, daß die Nußungen mit Sequeftration be: 
legt, und die eingehobenen Früchte entweder in Natur, oder nach 
der Veräußerung im Werthe zur Entrichtung des rückſtändigen 
Zinfes verwendet werden, ift bey der competenten Behörde zu ftel= 
len. Diefe ift aber nach Umſtänden entweder die politifche Bes 
hörde , oder das ordentliche Civil: Juftisgericht, je nachdem nähm— 
lid zwifchen dem Obereigenthümer und Nugungseigenthümer 
ein Unterthand- Verband bejteht oder nicht. — Denn die em: 
phyteutiſchen Grundbeſitzer find nicht mittelft der Quftisftellen , 
fondern mittelft der politifchen Stellen zur Bezahlung ihrer jähr— 
lichen Giebigkeiten zu verhalten *). Es ift auch den Dominien 
nicht geftattet, von ihren Unterthanen über Urbarial : Nücitände 
ſich Schuldbriefe ausftellen, oder auf wad immer für seine. Weife 
ſolche Rückſtände auf die Realitäten der Unterthanen intabuliren 
oder pränotiren zu faffen, indem für die Urbarialien im politiz 
fhen Wege eine eigene privilegirte Erecutionsordnung beſteht, 
nach welcher fich ausfchliegend benommen werden muß *). Diefes 
gilt auch von den Gemeinden, wenn es fich um die Eintreibung 
ihrer Urbarial: Cinfünfte, Grund = und Pachtzinfen, oder auch 
der Wuftungöftener und fonftigen Gemeinanlagen handelt *). Das 
gegen gehören "Streitigkeiten zwifchen Parteyen über Zinfe und 
Dienfter bey welchen das Verhältnig von Grundobrigkeit und 
Orundunterthan nicht unterwaltet,, auf Feinen Fall vor die polis 


1) Hofdee. vom 17. März 179175 u G. S. Nr. 305. 
2) Hoffanzl. Dec. vom 15. Febr: 13215 P. G. ©., 19 B., ©: 1% 
3) Hofdec. vom 21: July 1792; I: & © Nr: 34. 
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tifhen Behörden, ſondern find von den ordentlichen: Öerichtöftels 
* zu verhanbela und zu enffcheiden '). 


* 437. 
3) In Rückſicht der Laften und Verbefferungen: 
Der Dbereigenthümer ift verpflichtet, den Nus 
tzungseigenthümer in Rückſicht des unmittelbar 
von ihm erhaltenen Nußungseigenthumes zu vers 
treten, und wenn das Nutzungsrecht mit Der 
Subftanz wieder vereiniget wird, ihm oder ſei— 


nem Nachfolger die getroffenen Berbefferungen 


wie einem anderen redlichen Beſitzer zu vergü— 

‚ten, und für die Nichtigkeit der öffentlichen Bü— 
her und Regiſter, die er über feine Zinsgüter 
führt, zu haften, 

4) Dem Obereigenthümer kommen aus feinem Rechtöver: 
hältniffe zu dem Erbpachtz oder Erbzindmanne nicht bloß Reche 
te, ſondern auch Pflichten zum Er verfichert ihm mittelft 
eines entgelolichen Titels, da er fich Abgaben im Gelde, in Früch— 
ten oder in Dienften (9. 1122) bedingt, dad Nugungseigenttum 
des Zindgutes und aller. dazu gehörigen Stücke, und muß ihm 
auch). nach der allgemeinen Borfchrift des J. 922 dafür Gewähr 
Yeiften.. — Hieraud fließt zuerfb die Verbindlichkeit den Zinsmann 
gegen alle: ungewöhnliche und’ verborgen geweſene AUnfprüche eines 


Dritten, fie mögen dad Eigenthum, Dienftbarfeiten oder andere) 


Rechte betreffen „zu ſichern und zu vertreten (K925) ). Es 


iſt jedoch. nicht zu überſehen, daß das Geſetz hier von dem Falle, 


ſpricht, als dad Nutzungseigenthum unmittelbar von dem 


Dbereigenthümer ‚- welcher früher vollſtändiger Eigenthümer dev; 
Sache war „an den Nußungseigenthümer überging zıdenn in dem 


Falle, ald dasfelbe von einem Nußungseigenthümer an einen anz 


deren übertragen wird, ‚hat nur der unmittelbare Ueberträger die 


im gegenwärtigen $. berührte Vertretung zu leiften, 


1) Hofdec. vom 21. July 18195 J. ©. ©. Ar, »äst, 
2) Siehe 9. Zeifers Commentar Rte i 
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2) Ferner fließt hieraus, wie v. Zeiller bemerkt, die Ver— 
Bindfichkeit, dem Zinsmanne den Beſitz des Zinsgutes in dem Zus 
ftande zu verſchaffen, in welchem es ihm Fraft de3 öffentlichen 
Buches übergeben worden ft, dergeftalt, daß der Zindmann alfe 
darin’ enthaltenen, oder mit der Natur des Nutzungseigenthu— 
med verbundenen Rechte ungeftört ausüben könne, und dag ihm 
Feine anderen, ald die darin verzeichneten, oder gewöhnlich damit 
verknüpften Laften aufgebürdet werden. 

3) In eben dem unverſchlimmerten Zuffande muß aber auch 
dad! Gut fammt Zugehbr dem Obereigenthümer, im Falle der 
Dereinigung des Nutzungseigenthums ($. 1149), wieder zurückge— 
fteftt werden. Für gewöhnliche , eigentlich nur die Nugung zeite 
weife — erhöhende, Eulturfoften ift der‘ Obereigenthümer Eeine 
Vergütung ſchuldig; wohl aber müffen dem Zinsmanne oder feis 
nen Erben die auf die Subſtanz zur Erhaltung nothwendigen, 
oder fortdauernd nüglichen, verwendeten Koften, gleich einen 
nn Ben ($. .. vergütet werden. 


9 1438. 
ar andere von dem Nukungseigenthümer aufges 
bürdete und den Hffentlichen Büchern nicht eins 
verleibte Laften hafter der Obereigenthümer nicht, 
— Der Nußungdeigenthümer kann Überhaupt 
„einem, Anderen nicht mehr Recht übertragen, 
als er ſelbſt hat. Das Recht des einen erliſcht 
alſo mit dem Rechte des Andern. 

9) Hat der Nutzungseigenthümer zur Erhaltung der Eub⸗ 
ſtanz oder zur, Erzielung fortdauernder Nutzungen einen nothwen— 
digen oder nützlichen Aufwand gemacht, und um dieſen zu mas 
hen Darleihen contrahivtz ſo ift der Obereigenthümer verbunden 
diefe Schulden , wenn fie auch, auf dem Nusungseigenthume nicht 
intabuliets-find, zur Zahlung zu übernehmen. ($ 1137). Für 
andere Schulden und Laften, welche in den vffentlichen Büchern 
nicht seinverleibt find, hat in der Negel (F. 14149) der Obereigenz 
thümer nicht zu haften, 
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2) Aus der Anordnung des Gefeßed, daß der Obereigen- 
fhümer für andere in den öffentlichen Büchern nicht: einverleibte 
Laften nicht zu haften habe, läßt ſich e contrario fihließen, daß 
er allerdingd für folche Laſten, welche in den öffentlichen Büchern 
eingetragen find, unbefchadet des Obereigenthums mit dem Nus 
Sungseigenthume verantwortlich fey, und felbe übernehmen müſſe. 
— Daß er die Pfandlaften der darauf intabulirten Schulden zu 
tragen habe, wird auch von dem Zeillerifchen Commentare be— 
hauptet; dagegen aber bemerkt, daß andere Laften, die der Nus 


Bungseigenthümer feinem Rechte aufgebürdet hat, worunter bey: 


fpielöweife ‚der. Dienftbarfeitörerhten eine Erwähnung. gefchieht, 
mit dem Nugungdeigenthume erlöfchen,, daher in: die Haftung des 
Dbereigenthümerd nicht übergehen, und zwar ohne Unterſchied, 
ob derley Laften in ‚den dffentlihen Büchern eingetragen find 
oder nicht. — Allein diefe Behauptung muß einer Prüfung uns 
terzogem werden, aud welcher fic) eine andere Leberzeugung erge— 
ben dürfte. — Die Eingangdworte ded gegenwärtigen H. rechtfers 
tigen felbe offenbar nicht. — Denn der Schluß, der hieraus e 
contrario gezogen werden muß, ift, daß der Obereigenthümer 
für die den öffentlichen Büchern einverleibten Laſten hafte, ohne 
einen Unterfchied zwifchen den verfchiedenen Arten der Laften zu ma: 
chen, die in den öffentlichen Büchern eingetragen feyn können. — 
Herr Hofrath v. Zeiler Teitet diefe Behauptung auch nur. aus der 
letzteren Bemerkung ded gegenwärtigen $. ab, indem er nähmlich 
anzunehmen fcheint, daß die Wirkung ded dem Nugungseigen: 
thümer zuftehenden Nechted nur in fo lange forfdaure, als dad 
Nutzungseigenthum felbft, daß daher auch die von dem Nugungse 
eigenthümer dem Nußungseigenthume aufgebürdeten Laſten mit 
demfelben erlöfchen. — Allein aus diefer Anſicht mußte folgerich: 
tig auch behauptet werden, daß auch die auf dem Nußungseigen: 
thume ruhenden Pfandlaften mit demfelben aufhören, und der 
Dbereigenthümer fie zu übernehmen nicht verpflichtet feyz; — wo 
doch von ihm felbft-dad Gegentheil behauptet wird, und: auch bes 
hauptet werden'muß, weil man fonft annehnten müßte, daß det 
Obereigenthümer für gar Feine grundbüchlich einverleibten Laften 
hafte, mit welchen der Nutzungseigenthümer die Sache bebürdet 
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hat, was dod) ganz gewiß gegen den Sinn des gegenwärtigen $. 
wäre. — Hätte diefes der Geſetzgeber gewollt, fo würde er 
fid) gewiß anderd, und zwar ungefähr auf folgende Art ausge: 
drückt haben: „Für andere von dem Nußungseigenthümer aufge: 
bürdete, obgleich den öffentlichen Büchern einverleibte Laften, haf- 
tet der Obereigenthümer nicht.” Der $. 362 räumet dem Eigen: 
thümer ein ganz freyed WVerfügungsrecht über die ihm eigenthüm— 
liche Sache ein, und der folgende $. 363 fagt : „Eben diefe Rechte 
genießen auch unvollftändige, fowohl Ober- ald Nutzungseigenthü— 
mer; nur darf der Eine nichtd vornehmen, was mit dem Rechte 
des Undern im Widerfpruche ſteht.“ Aus diefen beyden gefeglichen 
Anordnungen folgt, daß der Obereigenthümer in denjenigen Zäl- 
len, wo ihm das Nugungdeigenthbum zufällt, alle jene von dem 
Nutzungseigenthümer in Anfehung deöfelben getroffenen Verfü— 
gungen anerkennen müffe, welche der Nußungseigenthümer ohne 
die Einwilligung des Obereigenthümers einzuhohlen berechtigt war, 
und daß er fohin auch folche Laften, mit welchen dad Nutzungs— 
eigenthum zu bebürden, demfelben zugeftanden ift, wie jeder an— 
dere Partikular: Nachfolger übernehmen müffe. 

3) Es frägt ſich aber nun: was der Gefeßgeber durch die 
Worte: „der Nußungseigenthümer Fann überhaupt einem Andern 
nicht mehr Recht übertragen, als er felbft hat,” eigentlich ſa— 
gen wollte? — Offenbar ift der hier gemachte Ausfpruch eine 
Wiederhohlung deöjenigen, was der Gefeßgeber bereits im S. 
442 angeordnet hat; und will daher nur fo viel fagen, daß der 
Nußungdeigenthümer folche Rechte, die er felbft nicht hatte, oder 
ein auögedehnteres Recht, als ihm an der Sache zuftand, we— 
der an feinen Nachfolger, noch an jemanden Andern übertragen 
könne. — Cr kann 3. B. Niemanden Rechte auf dad Gut ein: 
räumen, welche dem Obereigenthumer als folchen zuftehen, weil 
ihm diefe Nechte felbit nicht zufommen. — Hat der Obereigen: 
thümer in dem Vertrage, worin er Iemanden das Nutzungsei— 
genthum überlaſſen hat, dem letzteren ausdrücklich nur Rechte für 
eine beſtimmte Dauer eingeräumt; ſo ſteht es ihm wohl frey dieſe 
Rechte an einen Dritten zu übertragen, allein das Recht des 


Nippel’s Commentar. VIL Ih 24 
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Dritten erlifcht mit dem Zeitpuncte, an welchem ed erlofchen ſeyn 
würde, wenn es an den Dritten nicht übertragen worden märe, 


b. 1139, 
Rechte und Verbindlichkeiten des Nusungseigenthümers überhaupt- 
Die Rechte und Verbindlichkeiten des Nutzungsei— 
genthümers fichen überhaupt mit den feitgefeb- 


ten Verbindlichkeiten und Rechten des Obereis 


genthümers im Verhältniſſe. 

Nechte und Verbindlichkeiten ftehen überhaupt in Wechſel— 
wirkung; fo auch diejenigen, welche aus einem Vertrage und 
getheilten Eigenthume entfpringen Die bereits erflärten (SS. 
1129 u. 1150) befonderen Rechte des Obereigenthümerd ziehen 
- Derbindlichkeiten des Nußungeigenthümerd nad) fi). So gehet 
aud dem in $. 1130 erwähnten Rechte des Obereigenthümers 
die Verbindlichkeit ded Nußungdeigenthümers hervor, für die Er: 
haltung und Beftellung der Grundfüde Sorge zu fragen; aus 
den in ben $$. 1131 u. 1132 audgefprochenen Befugniffen des 
Obereigenthümers die Berpflichtung des Nutzungseigenthümers 
den bedungenen Zins jährlich, und zwar in der Regel in der er— 
ſten Hälfte des Monaths November abzuführen; ſo wie umgekehrt 
aus den in den SS. 1133 u. 1434 ausgeſprochenen Verpflichtun— 
gen des Obereigenthümers für den Nutzungseigenthümer dad Necht 
entfpringt, in den dorf berührten Unglücksfällen einen verhältniß— 
mäßigen Nachlaß an Erbpachtzind zu begehrten u. f. wm. Aus 
dieſem Grunde fügt hier da3 Geſetzbuch noch einige befondere 
Verpflichtungen des Nutzungseigenthümers hinzu, welchen ganz 
natürlich auch wieder befondere Rechte des Obereigenthümers ent- 
gegen ftehen. 

ſ. 1140. 
Insbeſondere 1) in Rückſicht der Veräußerung, 
Der Nusungseigenthümer bedarf zur Veräußerung 
die Einwilligung des Obereigenthümers nicht; 
doch muß er ihm den Nachfolger zur Beurthei— 
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Yung, ob derfelbe dem Gute vorzuftchen, und 
die darauf haftenden Laften zu entrichten fähig 
fey, nahmhaft machen, Auf ein Vorfaufs- oder 
Einftandsrecht hat der Dbereigenthbümer EFeinen 
Anſpruch. 

1) Der Nutzungseigenthümer hat zwar das Recht, ſein Nu— 
tzungseigenthum nach Belieben zu veräußern (F. 1128), und er 
hat hierzu keineswegs die Zuftimmung des Obereigenthümers 
nothwendig. Indeſſen Fann es doch_auc dem Obereigenthümer 
nicht gleichgültig feyn, wer an deffen Stelle als Nutzungseigen— 
thümer eintrete, indem er dad Recht hat, darüber zu wachen, 
daß das Zinsgut gehörig beftellet, und die damit verbundenen 
Laſten von dem Zinsmanne erfüllet werden. — Wenn ihm nun in 
diefer Hinficht der $.1430 fogar dad Necht einraumet, für den Fall, 
al5 der Zinsmann zur Grfüllung feiner Verbindlichkeiten unfähig 
ift, auf die Veberlaffung des Gutes an einen anderen Erbpadıt: 
oder Erbzinsmann zu dringen; fo ift ganz confequent, daß in 
Veräußerungsfällen der Erbpacht: oder Erbzinsmann verhalten 
werde, dem Obereigenthümer feinen Nachfolger zur Beurtheilung 
anzuzeigen, ob er die mit dem Befiße des Zinsgutes in Verbin: 
dung ftehenden Leiftungen gegen den Erbzinsherrn zu erfüllen 
fähig ſey. — Hierbey verfieht eö fich von felbft, daß dem Ober: 
eigenthümer über die näheren Verhältniffe des Nachfolgers, wel: 
che zu diefer Beurtheilung nothwendig find, Auskunft gegeben 
werden müſſe. 

2) Ueber diefe im gegenwärtigen $. vorgefchriebene Nahms 
baftmachung des Nachfolgers im Nugeigenthume enthalten nach— 
gefolgte Verordnungen nahere Beftimmungen. So verordnet da3 
an dab Appellationd = Gericht in Tyrol und Vorarlberg am 17. 
September 1824 erlaffene Juſtiz-Hofdecret, welches mit Hofdecret 
vom 41. März 1823 auch in dem Salzburger: Kreife zur Dar: 
nachachtung eingeführt, und dann auch in die officielfe Juſt iz⸗Ge⸗ 
ſetzſammlung ') aufgenommen wurde, Folgendes: a) die Ge— 

24 


1) Nr. 1797. 
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richtöbehörben haben weder einen VBeräußerungsvertrag tiber Reali- 
täten vom getheilten Eigenthume (grundzinsbaren Gütern) zu pro= 
tocolliren, noch einen folchen außerämtlicy errichteten Vertrag zu 
dem Gerichtöprotocolle zu regiftriren, fo lange ihnen die Erklä— 
tung ded Obereigenthümers oder feines Beamten oder Verwal: 
terö, daß er gegen die Fähigkeit des Nachfolgerd, dem Gute vor: 
äuftehen und die darauf haftenden Laften zu entrichten, nichts 
einzuwenden habe, nicht beygebracht wird. b) Sollte ein Ober: 
eigenthümer oder fein Beamter oder Verwalter fich weigern, dem 
Nugungdeigenthümer auf fein Unfuchen diefe Grflärung auszu— 
ftellen ; fo ftehet diefem frey, den Nachfolger dem Gerichte, in 
deffen Bezirke dad zu veräußernde Gut liegt, anzuzeigen und 
zu bitten, daß er dem Obereigenthümer um feine Aeußerung ges 
richtlich befannt gemacht werde. — Dad Gericht hat dem Ge: 
fuche zu willfahren, und dem Obereigenthlimer aufzutragen, er 
habe binnen dreyßig Tagen entweder feine Erklärung, daß er 
gegen den Nachfolger nichtS einzuwenden habe, vder feine Ein: 
wendungen gegen denfelben, bey eben diefem Gerichte fo gewiß 
anzubringen, ald er widrigend nicht mehr gehöret, und der Vers 
äußerungsvertrag auf Anlangen der Vertragſchließenden ohne weis 
terd protocollirt werden würde. c) Sollte ein Obereigenthümer 
gegen den ihm nahmhaft gemachten Nachfolger Einwendungen 
anbringen; fo hut das Gericht auf eine kurze Zeit eine Tagſatzung 
mit Borledung beyder Theile anzuordnen, in derfelben ihre An— 
fprüche zu Protocol zu nehmen, die gütliche Abthuung der Sache 
zu verfuchen, und wenn diefe nicht Statt findet, feine Grledis 
gung durch einen Befcheid zu ertheilen, gegen welchen der fich 
befchwert achtenden Partey der Weg des NRecurfes an das Appel: 
lationsgericht, und bey VBerfchiedenheit der Entfcheidungen der 
eriten und zweyten Anjtanz auch an den oberften Gerichtöhof, bin: 
nen der gefeßlichen Zrift von vierzehn Tagen offen fteht. 

An Bezug auf diefen Gegenftand hat auch die allgemeine 
Hoffammer an die vereinte Gefallen = Verwaltung in Tyrol den 
Auftrag erlaffen, die Rentämter anzumweifen, daß fie, menn fie 
in ſolchen Fällen al5 Obereigenthümer um ihre Einwilligung an: 
gegangen werden, fich einzig auf die Beurtheilung zu beſchränken 
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haben, ob der neue Käufer fähig fey, dem Gute vorzuftehen, 

und die darauf haftenden Laften zu enfrichten; und daß allfällige 

Grundzins-Rückſtände u. f. w. damit nicht in Verbindung zu 

fegen, und überhaupt bedingte Einwilligungen zur Veräußerung 

ganz zu befeitigen feyen ). Ein Grundfaß, den fich auch an— 
dere Obereigenthumer vor Augen zu halten haben. 

3) Unter Veräußerung ift hier ohne Zmweifel wegen des glei: 
chen Grundes fowohl eine unentgeldliche ald entgeldliche zu ver: 
ſtehen; nicht aber eine bloße Verpfändung, die, wie v. Zeilfer 
bemerkt, nur felten eine Uebertragung des Eigenthums nach fich 
zieht. — Auf nothiwendige Veräußerungen ift die Vorfchrift des 
gegenwärtigen $. nicht anwendbar. — Daß e5 Fein gefegliched 
Borfaufsrecht mehr gabe, ift bereitö bey Erläuterung des $. 1072 
vorgekommen. 

J. 1141, 

Hat fih aber der Obereigenthümer diefe Einwilli— 
gung und Rechte ausdrücklich vorbehalten; fo 
muß er ſich binnen dreyßig Tagen nach der ihm 
gemachten ordentlichen Anzeige erklären. Nach 
dieſer Stift wird feine Einwilligung für ertheilt 
gehalten, Dhne Ausübung des Vorkaufs- oder 
Einftandrechtes Fann er die Einwilligung nur 
wegen offenbarer Gefahr der Subſtanz und der 
damit verknüpften Rechte verweigern, 

4) Wenn der Obereigenthümer ſich das Necht der Ein wils 
ligung zur Veräußerung des Erbpacht- oder Erbzinsgutes aus— 
drüclicy vorbehalten hat; fo ift auch der Nußungdeigenthumer vers 
pflichtet diefe Cinwilligung vor dem Veräußerungsacte einzahohlen. 
— Hat er nun aber um diefelbe angefucht, fo ift der Obereigen: 
thümer verpflichtet, fich binnen dreygig Tagen nach der ihm ges 
machten Anzeige zu erklären, ob er feine Ginwillisang hierzu ers 
theile oder nicht. — Nach Verlauf diefer Friſt ift fe für ſtillſchwei— 
gend gegeben anzufehen; und eine erſt nach dieſer Friſt abgegebene 


4) Zuftishofd. vom 3. Hug. 1526. Goutta's Gef. Sam. 27: B. ©. 261. 
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verweigernde Erklärung wäre daher von Feiner Wirkung mehr, und 
fo anzufehen, als wenn die anfangs ertheilte Einwilligung in der 
Solge widerrufen worden wäre; ein folcher Widerruf Fann aber 
nicht mehr zugeftanden werden. 

2) Ift nun aber binnen der vom Gefeße ertheilten Zrift 
eine verweigernde Erklärung abgegeben worden; fo kömmt es 
darauf an, ob fie aus einem rechtmäßigen Grunde abgegeben 
worden ift oder nicht. Ein rechtmäßiger Grund, die Einwilligung 
zu verweigern, ift aber dann vorhanden, a) wenn der angezeigte 
Nachfolger dem Gute nicht vorzuftehen, oder die darauf haften= 
den Laften zu entrichten unfähig wäre; denn in diefem Falle 
wäre der Dbereigenthlimer fogar berechtiget, die Veräußerung 
zu verweigern, wenn er ſich auch feine Einwilligung zur. Der: 
äußerung nicht ausdrücklich vorbehalten hätte; er muß daher zu 
diefer Weigerung um fo mehr berechtiget feyn, wenn er fich feine 
Einwilligung ausdrücflich vorbehalten hat; dann b) wenn durch 
diefe Veräußerung die Subftanz und die damit verfnüpften Rechte 
einer offenbaren Gefahr auögefegt feyn würden, 3. B. bey einer 
angefragenen Zerftücelung des Grundes unter mehrere gleichzei= 
tige Nachfolger, wodurch die Behebung des Zinfed, oder der 
Beweis des Dbereigenthumes fehr erfchweret würde, wie Herr 
Hofrath v. Zeiler in feinem Commentare bemerft hat. — Bey 
dem Vorhandenſeyn eines folchen rechtmäßigen Grunded Fann 
der Obereigenthümer die Einwilligung unbedingt verweigern. — 
Wäre aber Feine vechtmäßige Urfache, die Ginwilligung zu ver: 
weigern, vorhanden; fo könnte der Obereigenthümer den Veräuße— 
rungsact nur dann verhindern, wenn er fich zugleich anheifchig 
machte, den um dad Nußeigenthbum angebothenen Kaufpreis felbjt 
zu entrichten, und fohin dadfelbe für fich felbjt einzulöfen. — 
Denn der gegenwärtige $. fagt, daß der Obereigenthümer, wel: 
cher fih die Einwilligung vorbehalten hat, ohne Ausübung des 
Dorfaufs= oter Einftandrechtes die Einwilligung nur wegen offen- 
barer Gefahr der Subjtanz u. f. w. verweigern könne, woraus 
folgt, daß er duſe Einwilligung für jeden Fall verweigern kön— 
ne, wenn er dad Workaufd= oder Ginftanddrecht ausübet. Der 
Vorbehalt der Einwiligung ſchließt fohin frillfchweigend den Vor— 
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behalt des Vorkaufs- oder Einftandsrechtes in ſich. — Da übrigens 
der gegenwärtige $. von der Ausübung ded Vorkaufs- oder 
Einſtandsrechtes fpricht, fo folgt, daß fich diefes Recht der 
Einlöfung nicht gerade auf den Fall befchränfe, wenn der Nutz— 
eigenthümer die Sache mittelft Kaufes zu veräußern anträgt, 
fondern ſich dieſes Necht auch auf alle übrigen, entgeldlichen 
oder unentgeldlichen Veräußerungdarten ausdehne. — Herr Hof: 
rath v. Zeiller fcheint zwar in feinem Kommentare von der An— 
ficyt auszugehen, daß der Obereigenthümer nur dann zur Aus— 
übung des Vorkaufs- oder Einftandsrechtes berechtiget fey, wenn 
er fich daöfelbe ausdrücklich vorbehalten hat, und daß fohin der 
bloße Vorbehalt der Einwilligung hierzu nicht genüge. — Allein 
aud diefer Auslegung würde fich ergeben, daß der Obereigenthü— 
mer, der die Einwilligung zur Veräußerung fic) ausdrücklich vor: 
behalten hat, nicht nur vor demjenigen, der diefen ausdrüdti, 
hen Vorbehalt nicht gemacht hat, nicht3 voraus habe, fondern 
fogar in feinem Rechte gegen diefen mehr beſchränkt ſey. Denn 
bey dem Vorhandenſeyn eines rechtmäßigen Grundes fieht auch 
demjenigen, der feine Einwilligung nicht vorbehalten hat, dad 
Recht zu, die angetragene Veräußerung zu verweigern, und Dies 
fer hat noch das voraus, daß er auf einen Termin, wenn ihm 
derfelbe nicht vom Gerichte felbft feftgefest worden ift ’), gar 
nicht befchränft ift. 

3) In wieweit ift der Vorbehalt der Einwilligung oder 
de3 Ginftanddrechted für denjenigen, der dad nutzbare Eigenthun 
an fich zu bringen fucht, von Wirkffamfeit? — Da felbft in 
dem Falle, als der Vorbehalt der Einwilligung nicht gemacht 
worden wäre, der Nußungseigenthumer zur Anzeige des Ders 
außerungdactes an dem Obereigenthümer gehalten ift, und die 
Erklärung deöfelben, oder das gerichtliche Erkenntnig abwarten 
muß; — fo ift jedem, der fih mit einem Nußungseigenthünter 
in einen folhen Vertrag einläßt, fchon aus dem Gefeke be: 
Fannt, daß zur Perfection des Vertrages die einjtimmende Ein— 
willigung des Obereigenthümers, oder dad gerichtliche Erkennt: 
niß, daß auch ohne diefe der Veräußerungdact gültig vor ſich 


1) $. 1190. Nro, 2 lit. b. 
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gehen koͤnne, erforderlich fey. — Es ift daher feine Sache, fich | 


dad eine oder andere vorlegen zu laffen. — Uebrigend Fann oh: 
nehin die Behörde, der das betreffende Grundbuch unterfteht, 
die Anfchreibung des Nachfolgers nicht. früher bewilligen, bis 
nicht die einwilligende Erklärung des Obereigenthümers vorliegt , 
oder ausgewiefen ift, daß der Termin zur Abgabe derfelben frucht= 
los verlaufen, oder daß die abgegebene verweigernde Erklärung 
ohne Wirkung ſey. 

4) Das Verfahren dürfte hier, nach der Analogie des bey 
dem vorigen $, citirten Hofdecretes auf folgende Art eingerichtet 
werden: Wenn der Obereigenthümer binnen den vorgefchriebenen 
dreyßig Tagen die Erklärung nicht abgibt, hätte der Nutzungs— 
eigenthümer die Anzeige diefed Verhältniffes bey dem Gerichte, 
in deifen Bezirke das zu veräußernde Gut liegt, zu machen und 
zu bitten, dag ihm die Bewilligung zur Veräußerung ertheilt 
werden wolle — Da: Gericht hätte dann diefes Geſuch dem 
DObereigenthümer mit dem Auftrage mitzutheilen, fich binnen einer 
beitimmten Friſt auszuweiſen, daß er feine Erklärung in der ge: 
“ hörigen Zeit abgegeben habe, widrigens die Angabe ded Nutzungs— 
eigenthümers, daß felbe nicht erfolgt fey, für wahr angenommen 
werden würde, — Wenn fich aus dem Stillfehweigen des Ober: 
eigenthümerd, oder aus deſſen ausdrüdlicher Erklärung ergibt, 
daß diefe Erklärung binnen der gehörigen Zeit nicht erfolgt fey — 
hätte dad Gericht die Bollziehung des Veräußerungsactes zu bes 
willigen. — In dem Zalle aber, ald binnen der gefeglichen Friſt 
eine verweigernde Grflärung abgegeben morden wäre, fo wäre 
fi) ganz nach der im $. 1140 Nr. 2 lit. c erwähnten Vorſchrift 
zu benehmen. — Wäre dad Gericht, unter welchem dad Gut 
gelegen ift, in der Sache felbit befangen, fo müßte um die De: 
legation eines anderen Gericht3 zu diefem Acte bey dem Ober: 
gerichte angefucht werden. 

5) Auf nothwendige Veraußerungen Fann auch der ausdrück— 
liche Vorbehalt der Einwilligung oder des Einftandsrechtes nur 
dann eine Wirkung außern, wenn diefer Vorbehalt in den öffent: 
lichen Büchern eingetragen ift, 








en 
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Die Abgabe, welche der Obereigenthümer zuweilen 
von einem neuen Nußungseigenthümer zu for— 
dern hat, beißt, wenn die Veränderung bey Leb— 
zeiten gefchieht, Zehenwaare (Laudemium), ges 
Thieht fie aber von Todeswegen, Sterbelehen. 
Beyde werden auch BVeränderungsgebühren ge: 
nannt. Db und wie diefe Rechte gegründet feyn, 
entfcheidet die Landesverfaſſung, die öffentlichen 
Bücher und Urkunden, oder ein dreyßigjähriger 
ruhiger Beſitz. 

1) Der Urſprung der Veränderungsgebühren, welche ſo 
oft abgenommen zu werden pflegen, als das Nutzungseigenthum 
von einem Beſitzer an den anderen übergeht, fällt in das zwölfte 
und dreyzehnte Jahrhundert. Das Recht hierzu gründet ſich 
theils auf befondere Verträge, theils auf die factiſche, durch die 
längere Dauer der Ausübung geheiligte Gewalt, und galt urs 
fprünglich ald ein Entgeld für die grundherrliche Bewilligung 
der Abtretung des nußbaren Grundes und der Annahme de 
neuen Nutzungseigenthümers. — Da jedoch heut zu Zage dad 
Necht zur Abtretung fihon im Gefege, und nicht mehr in der 
Willkühr des Dbereigenthümers gelegen iſt; fo haben die Vers 
Anderungsgebühren auch gegenwärtig ihre urfprungliche Natur ver— 
änderf, und fie fiheinen nunmehr für die Cinführung in den Bes 
fi des Nutzungseigenthumes entrichtet zu werden ). 

2) Die vorzüglichfte Eintheilung der Veränderungsgebühren 
(Pfundgeld auch Freygeld) genannt, ift die, in Lehenwaare 
(Laudemium) und in Sterbelehen (Todten : Pfundgeld). Erftere 
wird entrichtet, wenn eine Veränderung im Belige des Nutzei— 
genthumes unter Lebenden, 3. B. durch Kauf, Tauſch, Schenkung 
vorgeht; letere, wenn fie durch den Tod des Nugeigenthümers 

1) Die Veränderungsgebühren in Defterreich ob der Enns. Bon Dr. Johann 

Heinrih Edlen von Kremer FR Hoffammer - Procurationg Adiuneten. 


Bien 1228, Bey J. G. Ritter von Möste's fet. Witwe. Diefes Werf wurde 
aus zur Grundlage der hier angeführten Bemerfungen genommen. 
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gefchieht. — Alle Veränderungdgebühren fommen darin üserein, 
daß fie in einem Theile des Werthes des Nußeigenthumes be: 
ftehen,, und daher in gewiffen Percenten von dem Kaufpreife oder 
Schätzungswerthe des legteren an den’ Obereigenthümer entrich— 
tet werden. 

3) Ob und in wie fern dem Dbereigenthümer dad Necht 
zuftehe, Veränderungsgebühren zu beziehen, entfcheidet , wie der 
gegenwärtige $. fagt ‚Die Landesverfaſſung, die öffentlichen Bü— 
cher und Urkunden, oder ein dreyßigfähriger ruhiger Beſitz. — 


Hierbey ift jedocy Solgendes zu bemerken: Das Necht zum Bez. 


zuge des Laudemiums muß fich, wie jedes andere, auf einen 
Nechtötitel gründen. Solche Nechtötitel find: a) der Vertrag, 
b) der Ausſpruch des Richter oder c) dad Geſetz felbft. Die 
nächfte Quelle, aus welcher der Rechtötitel zum Bezuge der Ver: 
änderungsgebühren abzuleiten kömmt, ift in den. Urkunden gele- 
gen, welche über dad zum Grunde Tiegende Vertragsverhältnig 
errichtet worden find. — Wenn das Freygeld-Bezugsrecht von dem 
Dbereigenthiimer behauptet, dagegen von dem Nußungdeigenthüs 
mer widerfprochen wird, und diefer Streit dann auf dem vom 
Geſetze vorgezeichneten Wege durch den competenten Richter zu 
Bunften des erfteren entfchieden wird; fo bildet diefer richterliche 
Ausfpruch auch in Anſehung des Freygeld-Bezugsrechtes einen ge= 
eigneten Nechtötitel. — Der Titel, welchen das Geſetz gibt, liegt 
entweder in der Landedverfaffung, oder in der Grfigung. Unter 
der Landedverfaffung kann aber nur entweder: a) der Anbegriff 
der den Ständen ded Landes von jedem Negenten ausdrücklich 
oder ftillfchweigend verliehenen oder beftätigten Privilegien und 
Rechte, oder b) der Inbegriff der für eine beftimmte Provinz 
befonders Eund gemachten und bejtehenden Gefege verftanden wer: 
den. — Die Erfigung gehört zwar in der Regel zu den Erwer: 
bungsarten ($. 1452); da ed aber bey der Erfißung nicht immer 
nothwendig ift, einem befonderen NRechtötitel auszumweifen ($. 1477), 
und doch jeder Erwerb eines Rechtes einen Rechtötitel voraus: 
ſetzt; fa, da felbft in denjenigen Erſitzungsfällen, wo ein Rechts— 
titel überhaupt nachgewiefen werden muß, derfelbe an und für 


fih als fein tauglicher Rechtsgrund zur Erwerbung des erſeſſe- 
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nen Nechted angefehen werden Fann, fondern erft durch den Ver— 
lauf der Erfigungözeit die Tauglichkeit hierzu erhält: fo 
ift die Erfigung nicht allein ald Erwerbungsart, fondern zugleich 
als Rechtötitel bey Erwerbung eines Rechtes anzufehen '). 

4) Da aber zur Erwerbung eined Rechtes der bloße Titel 
nicht hinreicht, fondern auch eine Erwerbungsart erfordert wird, 
fo gilt dieß auch von der Erwerbung des Rechte, ein Freygeld 
zu beziehen.— Nach den Beftimmungen dieſes $, wird nun die Er: 
werbungsart ded Freygelds-Bezugsrechtes a) durch die Erfigung, 
und b) durch die öffentlihben Bücher und Urfunden nachges 
wiefen. Die Haupt: Momente einer jeden Erfigung, alfo auch jener 
des Freygeld-Bezugsrechtes find: 4) der Befig und 2) die Zeit, 
durch welche diefer Beſitz unbeftritten fortgefegt worden ift. Der 
Dbereigenthümer fegt ſich nach $. 313 in den Bezug des Frey: 
geld = Bezugsrechtes, wenn er von dem Nußungdeigenthümer bey 
einem Veränderungsfalle die Entrichtung des Freygeldes fordert, 
und diefer dad Sreygeld entrichtet. Don diefem Momente der 
Sorderung und Leiftung angefangen, ift der Wille, das Necht zu 
beſitzen (animus possidendi) von der einen Seite, dann die Ans 
erfennung der der Forderung entsprechenden Pflicht von der an— 
deren Seite erkennbar, und fängt, unter Vorausfegung der übri— 
gen Qualification des Befißes (SS. 1461 — 1464), die Erfigung 
zu laufen an. Doch genügt ein einzelner Veränderungsfall und 
die hierbey geleiftete Zahlung des Freygeldes keineswegs, um das 
Recht bereits für erfelfen zu erklären, fondern bey Rechten, welche 
felten ausgeübt werden Eönnen, muß derjenige, welcher die Erfigung 
behauptet, nebft einem Verlaufe von dreyßig Jahren zugleich er: 
weifen, daß der Fall zur Ausübung binnen diefer Zeit wenigjtend 
drey Mahl fich ergeben, und er jedes Mahl dieſes Necht ausgeübt 
habe ($. 14741). Den zur Erfigung nöthigen Verlauf der Zeit ans 
belangend,, fo wurde nach der früheren Gefeggebung ein Termin 
von zweyunddreyßig Jahren al nothwendig ausgeſprochen; doc) 


4) Diefe Unficht kann jedoch erft näher bey der Lehre von der Verjährung und 
Erfigung auseinandergefegt werden. Daß die Erfisung nıcht allein Erwer— 
bungsart, fondern auch Rechtötitel fey, gehet auch aus dem $. a30 Hervor- 
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nach dem $. 1471 mit Rückſicht auf die SS. 1466 — 1470 ift 
die ordentliche Erfigungszeit von dem Zeitpuncte angefangen, an 
welchen das a. b. ©. B. in Wirkfamfeit trat, auf den Verlauf 
von dreyßig Jahren, gegen Gemeinden, Kirchen und andere der: 
gleichen erlaubte Körper von vierzig Jahren bedingt ($. 1472). 
Nur in dem Falle, ald das Freygeld-Bezugsrecht in den öffentli— 
chen Büchern eingetragen ift, wird dad volle Necht gegen allen 
Widerſpruch durch Verlauf von drey Jahren erfeffen. 

5) Unter den öffentlichen Büchern, deren der gegenwärtige 
$. erwähnt, nehmen die Grundbücher die erfte Stelle ein, da 
e3 ihre Beftimmung ift, über die auf einem Gute haftenden La— 
ften rechtliche Gewißheit zu verfchaffen. — In fo ferne nun, wie 
es gefeglich angeordnet iſt, dad Grundbuch mit Zuziehung der 
Nugungseigenthümer zu Stande Fam, und die Conceptbögen, d.is 
die mit jedem einzelnen Nutzungseigenthümer aufgenommenen 
Protocolle, in welchen diefer durch feine Unterfchrift bejtätiget , 
jene Schuldigfeit für richtig anzuerkennen, welche in dad neu 
zu verlegende Grundbuch, als auf feiner Kealität haftend, ein: 
getragen merden follen, ordentlich gefertigt vorliegen, erſchei— 
nen die Grundbücher auch in Bezug auf die von dem Nußungd: 
eigenthünter gegen den Dbereigenthümer zu entrichtenden Schul: 
digkeiten als üffentliche, vollen Glauben verdienende Urkunden, 
und dienen zum Beweife der rechtlichen Erwerbungsart des Frey: 
geldö-Bezugsrechtes. — Dieſes gilt auch von den Urbarien, Stock— 
urbarien und dergleichen vor Einführung der ordentlichen Grund: 
bücher von den Dominien über ihre unterthänigen Realitäten ge: 
führten Büchern, in fo fern diefe Bücher mit Einfluß der Unter: 
thanen zu Stande gekommen, und felbe mit ihrer Unterfchrift 
verfehen find *). Außer diefem Falle beweifen aber folche Urbarien 
und andere dergleichen Bücher ald scriptura propria nur gegen, 
niemahl3 aber für den Obereigenthümer. Eben fo find das Gült— 
buch und der Catafter als Feine folche öffentlichen Urkunden 
und Bücher zu erkennen, aus welchen zu Gunften eines Ober» 
eigenthümerd das Freygeld-Bezugsrecht erwielen werden Fönnte, 
indem fie nicht zum Behufe des Beweiſes der unterthänigen 


1) Hofdee. vom 8. Sept. 1726. Nr. 574 
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Schuldigkeiten verfaßt, auf der Grundlage der eigenen Bekennt— 
niffe dee Dominien beruhen, welche ohne Zusiehung, ohne Wife 
fen und Anerkennung der Unterthanen eingelegt worden find. 

6) Durch das Nebenwort „zuweilen, deſſen fich der gegen— 
wärtige $. bedient, wird angedeutet, daß dad Recht zum Bezu— 
ge des Freygeldes nicht ſchon in dem Begriffe eines Grundober— 
eigenthbumd nothwendig und untrennbar gelegen fey, fondern daß 
es allerding5 auch Grundobereigenthümer gebe, welchen diefes 
Recht nicht zufteht, — Daraus folgt nun aber au), daß aus 
dem Rechte, ein Freygeld bey Veränderungsfällen von beftimm: 
ten Grundjtücden zu beziehen, nicht mit Nothwendigfeit auf den 
Befi des Obereigenthums geſchloſſen werden müſſe; denn 
fürs erfte ftellt fich der Vertrag nicht unerlaubt dar, daß Je— 
mand bey Veräußerung eined Grundftüdes, uber welches ihm 
das vollftäandige Eigenthumsrecht zufteht, fich eine folche Abgabe 
in Veränderungsfällen ausbedinge, ohne ſich übrigens das Ober: 
eigenthbum über das veräußerte Grundſtück vorzubehalten; dabey 
tritt noch 'der Umftand hinzu, daß in früheren Zeiten die verfchul: 
deten Grundherren ihren Gläubigern oft einzelne Nechte und Ein 
Fünfte ihrer Herrfchaft zum Pfande gegeben, diefed nicht mehr 
einlöften, oder ihnen folches wohl auf Abfchlag der Schuld in dad 
Eigenthum abtraten, fich auch oft einzelne Obereigenthümer hier: 
durch den Schuß von einem benachbarten mächtigeren Herrfchafts: 
befiger erfauften. 

7) Zufolge der politifchen Vorfchriften darf das Freygeld 
in jedem Veränderungsfalle nur Ein Mahl bezogen werden. In 
der Vorzeit, wo die Leibeigenfchaft noch an der Tagesordnung, 
und dad Nutzungseigenthum dem Begriffe nach noch nicht ſyſtema— 
tifch ficher geftellt war, bezogen die Grundherren fowohl von dem 
abtretenden, ald von dem in Befig eintretenden Nutzungseigen— 
thümer das Sreygeld, und zwar im erfteren Salle unter dem Titel 
der Abfahrt, im leßteren unter der Benennung Auffahrt. 
— Nachdem aber diefer doppelte Bezug des Freygelded abgeftellt 
wurde, verordnete das Hofdecret vom 22. Sept. 4785 hierüber, 
daß folches, entweder von dem Käufer oder Verfäufer, worüber 
fih beyde Theile einzuverfichen haben, zu entrichten fey. Der 
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gegenwärtige 9. ftellt dagegen die Negel auf, daß die Verän— 
derungögebühr von dem neuen NRußungdeigenthümer 
zu entrichten fey. Diefe Negel hindert jedoch nicht, daß auch 
mittelft einer befonderen Webereinkunft die Pflicht, das Treygeld 
zu entrichten, von dem abtretenden Nußungdeigenthümer , oder 
von wen immer übernommen und erfüllet werde; fie hat nur 
dann zu gelten, wenn eine befondere Verabredung hierüber nicht 
getroffen worden ift. 

8) Aus dem Gefagten geht dann die weitere Folge hervor, 
daß nur der zum wirklichen rechtlichen Befige des zu verfreyen— 
den Vermögens gelangende Nugungseigenthlimer die Pflicht hier: 
zu haben könne; dagegen derjenige, der den rechtlichen Befis und 
rücfichtlic das Nugeigenthum nicht wirklich erlanget, 3. B. der 
blog phyſiſche Befiger, dad Freygeld, welches durch die wirkliche 
Eigenthums = Uebertragung bedingt ift, zu entrichten, keineswegs 
verpflichtet werden könne. — Nach diefem Grundfage wurde . 
in Folge Allerhöchftee Entfchliegungen vom 5. April und 14. 
Juny 1824, aus Anlaß eines vorgefommenen einzelnen alles 
verordnet: „Daß bey Güter -Lotterien eine Beſitzveränderungs— 
Gebühr oder Taxe, fie möge Laudemium, Lehenwaare, Pfunde 
geld oder fonft wie immer heißen, ungeachtet der Verbucherung 
des Spielplanes in jenem Falle nicht Statt zu finden habe, wenn 
die Ziehung gar nicht vor fich geht, oder wenn der Gewinnende, 
ftatt deö5 gewonnenen Gute, den im Spielplane angebofhenen 
Abfindungdbetrag vorwählt, oder endlich, wenn der die Reali— 
tät mit ſich führende Treffer auf ein Loos fällt, welches zur Zeit 
der Ziehung ein Eigenthum des bisherigen Beſitzers des Gutes if 
folglich Feine Beſitzveränderung eingetreten iſt ).“ 

9) Die zur Entrichtung des Freygeldes Verpflichteten ſind 
entweder phyſiſche oder moralifche Perſonen, fe nach— 
dem nähmlich ein einzelnes Individuum ein zu verfreyendes Ver— 
mögen an fich bringt, oder mehrere Perfonen zufammen genom— 
men, die fich zu einem gemeinfchaftlihen Entzwede vereiniget 
baden °). Sin fo fern mehrere phufiihe Perfonen zufammen, 
1) Hofdee. vom 13. Aug. 1899, Nr. 2030; 3. G. S. 


2) Ueber den Begriff einer moralifchen Perfon herrſchen verſchiedene Meinungen, 
die zum Theile erſt nach Erfcheinung des erften Theils meines Commentars 











[$. 1142.] 383 


ein zu verfreyendes Vermögen befigen, in welchem Zalle daher 
jeder Theilnehmer vollftändiger Eigenthümer feined Antheiles, 
und daher zur Veräußerung deöfelben berechtiget iſt, ift in jedem 
Falle, wo ein Theilhaber feinen Antheil veräußert, in Bezug auf 
diefen Antheil von dem neuen Befiger dad Freygeld zu entrichten. — 
Iſt eine Sefelifchaft zu einem fortdauernden Zwecke errichtet „ fo 
Eommt die Geſellſchaft nur ald Ganzes, nicht die einzelnen Mit— 
glieder, in eine Betrachtung, welche fich durch den Austritt ein— 
zelner Mitglieder immer wieder durch andere ergänzt, und bey 
welcher auf einem Veranderungsfalle nicht zu rechnen iſt, und fo 
wird gewöhnlich in dem Falle, als eine folche moralifche Perfon 
ein folches Vermögen an fidy bringt, im Wege einer guütlichen 
Derhandlung die Ausgleichung dahin getroffen, dag von der Ge— 
fellfchaft oder moralifchen Perfon ein Nahmendträger aus ihrer 
Mitte gewählet, und als ſolcher an das freygeldpflichtige: Gut 
an die Gewähr gefchrieben wird, durch deifen Tod fodann die 
Pflicht zur Entrichtung des Freygeldes bedingt iſt, oder ed wird 
vertragsmäßig beftimmt, nah Verlauf welcher Zeit das unbe: 
wegliche , einer moralifchen Perfon angehörige Gut neuerlich ver: 
freyt, und die Gewähr wieder genommen werden foll. Für 
Defterreich unter der Enns befteht in diefer Hinficht dad Gefeg '), 
daß in der Negel für moralifche Perfonen die Pflicht, dad unter 
thänige Vermögen zu verfreyen, alle zehn Jahre neuerlich aufle: 
be. Dagegen fagt das für das Innviertel erfloffene Patent vom 
30. Jung 1781, mit welchem die Verwandlung der Leibgedinge 
in Erbrechte anbefohlen wurde: „daß, weil man indgemein in 
zwanzig Jahren einen Fall rechnet, dem Käufer für jedes Jahr, fo 
lange er das dominium utile oder nußbare Eigenthum genoffen 
bat, 1/20 des Leibgelded für die Grundherrfchaft abzuziehen ge: 
ftattet ſeyn foll.” 

10) Dad Gefegbuch ‚enthält über die Frage, ob der fun- 
dus instructus der Verfreyungspflicht unterliege oder nicht ? kei— 





zur Sprache gebracht worden find. Es würde zu weit führen, diefe Begriffs— 
Seftftelung hier einer Reviſion gu untergieben ; ich muß mir daher vorbehal⸗ 
ten, das in den Nachträgen zu thun, welche ich meinen Erläuterungen nach s 
folgen zu Iaffen gedenfe. . 

2) Tract. de jur, “incorp. IV. Titi 19. 9. 
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ne nähere Beftimmung, fondern e5 beruft fich rückfichtlich der 
Deränderungdgebühren überhaupt auf die Landesverfaffung und 
den erwiefenen Befißftand. — Der Grund der bejahenden Be: 
hauptung liegt darin, daß das bürgerliche Geſetzbuch in den 
$$. 293 — 297 alle jene bewegliche Sachen, welche dad Zuges 
hör einer unbeweglichen Sache ausmachen, unter welche befon= 
derd der fundus instructus gehöret, gleichfalld als unbemegliche 
Sade, und gleihfam als einen integrivenden Beftandtheil des: 
jenigen Gutes erkläret, bey welchem fich derfelbe befindet. — 
Allein über die Modalitäten des Freygeldsbezuges enthalten nicht 
die Juſtiz-, Sondern die politifchen Geſetze die näher bezeichnen: 
den Normen, und man Fann nicht behaupten, daß aus den Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Gefegbuched, zufolge welchen der fun- 
dus instructus zum unbeweglichen Gute gerechnet wird, auch 
fhon die Verpflichtung, hiervon auch ein Freygeld zu entrichten, 
refultire, fondern hierüber entfcheidet bloß die Landeöverfaffung, 
und die für jede einzelne Provinz in diefer Beziehung erlaffenen 
politifchen Verordnungen, welche durch dad Kundmachungspatent, 
womit da5 bürgerliche Gefegbuch ind Leben eingeführt wurde, 
ausdrüdlich aufrecht erhalten worden find. 

441) Ein Gleiches muß auch in AUnfehung der auf einem 
Haufe haftenden, radizirten Gewerbögerechtigkeiten behauptet wer— 
den; obgleich foldhe Gewerbe in der Hausgewähr mitenthalten 
find, einen wahren Theil des Haufes ausmachen, und als Zus 
gehör in dem Grundbuche eingetragen erfcyeinen. Denn dad Ge— 
werböverleihungsrecht ift nach firengem Nechte niemahls ein Aus— 
flußrecht des Dbereigenthumd geweſen; es fann fich auch in Bezug 
auf diefe Gerechtigfeiten Fein Obereigenthum angemaßet werden. 

42) Es gefchieht oft, daß der Obereigenthümer eines Grun— 
de5 einer dritten Perfon geftattet, die Unterfläche ded Grundes 
durch Grabung eines Keller zu benüßen; es fragt fih nun in 
einem folcyen Salle, ob der DObereigenthümer felbft in den Ber: 
änderungsfällen des Kellerbefigerd von dem Werthe des Kellerd 
das Freygeld zu beziehen berechtiget fey ?— Dad Recht des Nutz— 
eigenthümers, mit Ausnahme des Bodenzinsmanned , befchränft 
fih nicht bloß auf die Oberfläche des von ihm befigenden Örun: 
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des, fondern dehnt ſich auch auf die Unterfläche aus; was ſowohl 
aus der Natur diefes Nechtöverhältniffes, da dem Nutzeigenthü— 
mer der Grund und Boden zur ausfchliegenden Benügung ges 
geben wurde, ald auch aud der Beftimmung des $. 1147 fließt, aus 
folge welcher derjenige, der nichtd ald einen Bodenzind entrich: 
tet, nur auf die Benüßung der Oberfläche Anfpruch hat; wor— 
aud e contrario gefolgert werden muß, daß den Erbpächtern 
und Erbzindleuten auch das auöfchliegende Benugungdrecht der 
Unterfläche ihrer Gründe zufteht, Dem gemäß, und da der Nu— 
Bungdeigenthümer für den ganzen Complex der Ober: und Un: 
terfläche den Gewährbrief ($. 1145) erhalten hat, den Grunde 
ind und die übrigen Gaben hievon entrichtet, ift er auch ohne 
Zweifel berechtiget, mit Berudfichtigung der durch die politifchen 
Verordnungen gebothenen Vorfichten, in feinem Grunde Keller 
zu graben, oder diefes dritten Perfonen zu geftatten, diefe Kels 
ler entweder felbft zu benügen, oder die Benügung entgeldlich 
oder unentgeldlich an jemand Andern, und zwar auf beftimmte 
Zeit, oder auf immer, abzutreten, — mit der Beſchränkung je 
doch, daß in fo ferne durch eine folche Veräußerung der Sub— 
ftanz de3 Gutes felbft ein Nachtpeil zugehen follte, nach $. 1129 
dem Obereigenthümer dad Unterfagungsrecht zuſtünde. Durch 
Seftattung der Benügung der Unterfläche zur Grabung eines Kels 
lers hat fich fehin der Nugungdeigenthümer verbindlich gemacht, 
zum Vortheile eined Andern in Nückficht feiner nußbaren Sache 
etwad zu dulden, und in fo ferne er dadurch auch auf jede Bes 
nügung der Oberfläche Verzicht Teiftet, welche in die Nechte des 
Kellerbefigerd eingreifen würde, ald z. B. auf der Oberfläche 
tiefe Wurzel fehlagende Baume und Gewächſe zu fegen, Bruns: 
nen und Cifternen zu graben u. f. w., etwad zu unterlaffen, 
was er fonft Eraft feined Eigenthumdrecht3 zu unternehmen bes 
‚rechtiget gewefen wäre. Ed ift dadurch eigentlich Tediglich eine 
Servitut gonftituiret worden ($. 472). Da nun Servitutsrechte 
kein Gegenftand der Eintragung in dab Grundbuch als ſelbſtſtän— 
dige Nealitäten find, fo find auch folcye Keller Fein Gegenftand, 
von welchem im Falle einer Veränderung des Befigerd ein Frey— 


geld gefordert werden kann. 
Nippel's Commentar VII, Ih: 


25 
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43) In Bezug auf die Abnahme des Freygelds von Berg: 
werfö: Entitäten wurden durch Hoffanzleydecret vom 20, Octo— 
ber 4815 folgende Beftimmungen feftgefegt: 

a. Die Örundobrigfeiten find nicht befugt von den ihrer Neal: 
Gerichtöbarfeit nicht unterftehenden Bergwerks-Entitäten bey 
Befigveränderungdfällen ein grundherrfchaftliched Laudemium zu 
beziehen; fondern jenen Herrfchaften, unter welchen der Grund 
und Boden, worauf felbe fiehen, unterthänig ift, wird, in fo 
weit fie von jeher dazu berechtiget waren, geftattet, von dem 
Schätzungöswerthe diefed rundes, und den darauf ftehenden 
Gebäuden dad Tandesübliche Laudemium abzunehmen ; jede Lau— 
demial = Forderung aber, in Bezug auf die Bergwerks-Entitä— 
ten felbit, iſt unzuläffig. 

b, Auf gleiche Art ift fi) auch in Rückficht auf jene Hammer: 
und Senfenfchmieden und dergleichen zu benehmen , welche der 
grundherrlichen Neal: Gerichtöbarfeit unmittelbar unterjtehen; 
auch bey diefen darf dad landesübliche Laudemium nur vom Schä— 
Kungswerthe ded Grunde und Bodens, der Wohn: Wirth- 
ſchafts- und Fabriksgebäude abgenommen werden, .ohne dabey 
die landedfürftliche Concefjion, oder das ohnehin unfichere und 
ſehr vielen Zufällen unterliegende Erträgnig ded Hammers 
und Werfgebäudes in Anfchlag zu bringen. 

c. Verſteht ed fich von felbft, daß die erläuternde Vorſchrift nur 
für jene Grundobrigkeiten zu gelten habe, welche das Befug— 
nid zu einem ſolchen Laudemial = Bezuge wirklich befigen; daß 
aber denjenigen, Grundherrfchaften, welche einen Befisftand nicht 
erweifen können, dadurch Fein Necht zu einem Fünftigen Lau— 
demial = Bezuge eingeräumt werde. 

14) Sn Betreff der Schiffmühlen wurde über die Frage: 
ob von felben in Befigveränderungdfällen ein Freygeld abgenom— 
men werden dürfe, mit Hoffanzleydecret vom 3, März 1808 fol- 
gende Verordnung Fund gemacht: 

Schiffmühlen find auf Schiffe gebaute, auf einem Fluſſe 
fehwebende Mahlmafchinen; fie gehören zu den beweglichen Sa— 
chen ihres Gigenthümerd, und Fünnen nicht ald unmittelbare Zus 
gehörungen eines unbeweglichen Gutes befrachtet werden, Lau— 
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demien find eine Gebühr, welche für die Leberlaffung ded Nug: 
eigenthums eines Grundes zur Anerfennung ded Obereigenthums 
an den Grundheren, bey vorfallenden Veränderungen in dem 
Nutzeigenthumsbeſitze diefed Grunded, von dem neuen Antreter 
entrichtet werden müffen. — Der Bezug des Laudemiums ift da: 
her nur auf Grund und Boden und auf deffen unmittelbare Zus: 
gehörungen beſchränkt, Fann folglich bey beweglichen Sachen, 
wozu die Schiffmühlen als wandelbare Mafchinen, welche bald 
da, bald dorthin übertragen werden können, und oft auch über: 
tragen werden müffen, nicht Statt haben. Daher dürfen der Ne: 
gel nach bey Befigveränderungsfällen von Schiffmühlen Feine 
grundherrlichen Laudemien bezogen werden: Sollte aber eine oder 
die andere Herrfchaft beweifen Eönnen, dag fie zum Bezug eines 
Laudemiumd von Schiffmühlen durdy einen ausdrüclichen Ver: 
trag berechtiget ſey; daß fie z. B. eine Schiffmühle felbft erbauet, 
oder folche einer Familie mit dem auddrüclichen Vorbehalte über: 
laſſen habe, daß ihr bey jedem Erbfalle oder bey fonftiger Ber: 
äußerung derfelben, von dem Werthe gewiffe Perzente ald Beſitz- 
veränderungsgebühr entrichtet werden ſollen; fo ift dieſes ald eine 
Ausnahme von der Negel zu behandeln, weil ähnliche Beftimmte 
Verträge politifcher Seits nicht aufgehoben werden können— 

15) Dad Frengeld ift ein Beftimmter VProcential= Antheil 
von dem Werthe eines unterthänigen Vermögens. Der Werth 
einer Sache wird nun entweder durch dad gegenfeitige Einver— 
ftändniß der Parteyen, dder durch die Schäßung erhoben. In 
der Regel wird bey der Uebertragung eines Gute von dem Be: 
fiser an feine Nachfolger der Werth, über welchen beyde über: 
eingefommen find, bey Abheifchung des Freygeldes zur Grund: 
lage genommen. Gewöhnlich wird diefer Werth in der Weber: 
gabd = Urkunde deutlich und beftimmt ausgedrückt, in diefent Falle 
gibt nun diefer Werth auch den Maßftab bey Entrichfung des 
Freygeldes an die Hand. Sollte der Obereigenthümer behaupten; 
daß diefer Werth nur zum Scheine verabredg worden ſey, oder 
daß ein fogenannter Freundſchaftskauf, d. ti. ein aus einem 
entgeldlichen und unentgeldlichen vermifchter Wertrag ($. 935) 
gefchloffen worden fey, fo wird es demfelben obliegen, diefes ge: 

5 a8 
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hörig nachzumeifen. Wenn der Betrag nicht deutlich beftimmt und 
erkennbar ift, muß im Falle, daß ein Vergleich zwifchen dem 
Ober- und Nutzungseigenthümer der Freygeldberechnung we— 
gen nicht zu Stande kömmt, auf den bey den früheren DBefig- 
veränderungen angenonmmenen Werth Nüdficht genommen, und 
wenn auch diefed nicht möglich iſt, ift die rectificatorifche Cinlage 
zur Grundlage zu nehmen, und hiernach dad Freygeld zu berech- 
nen '), — Von der hier erwähnten Negel gibt es jedoch folgende 
Ausnahmen, in welchen auf eine Schäßung abzugehen ift: a) dad 
Derboth der Vornahme von eigenen Schäßungen befteht bloß zu 
Gunften der Nutzungseigenthümer; wenn es fich daher ergäbe, 
daß ein folcher felbft auf die Erhebung des Werthes durch eine 
ordentlihe Schätzung dringen würde, fo wäre folche allerdings 
vorzunehmen. b) Wenn bey Gelegenheit eines Befigveränterungds 
falled der Werth des zu verfreyenden Vermögens nicht ausgefpro= 
chen ift, und wegen anderer DVerhältniffe ohnedieß eine gericht: 
lihe Schäßung vorgenommen werden muß. c) Bey Bergmwerks- 
Entitäten, oder überhaupt folchen Realitäten, mit deren Befig 
fandeöfurftliche Privilegien oder Conceffionen verbunden find, die 
auf die Erhöhung des MWerthes der zur Betreibung des priviles 
girten Gefchäftes befonders eingerichteten Realitäten einwirken ?). 
16) Das Freygeld ift eine Quote des Kauffchillings und 
rüuchfichtlich jenes Preifes, um welchen das Nugeigenthbum auf 
einen neuen DBefiger Übertragen wird; natürlich) alfo, dag auch 
dnaöfelbe nur in jener Währung in der Regel abgenommen wer 
den Eönne, in welcher der Kauffchilling, der Vermögenswerth felbft 
angegeben erfcheint °). In fo fern der Kauffchilling in dffent- 
lichen $ond3 » Obligationen, in Staatöfchuldverfchreibungen oder 
in Xctien der k. k. priv. öſterr. Nationalbanf angegeben ift, und 
der Betrag des Freygeldes die Summe nicht erreicht, daß es in gleichen 


41) Berordn. vom 9. May ı735. Hofdec. vom a. Jänner 1733, 13. Juny 1739, Erbfteuers 
Pat. vom 13. Det. 1310, Hofentich. vom 13. Febr. 1519. Rectifications-Par, 
vom 3. July 1250, 9. 2, 

2) Die zum Behufe Wer Lotterie » Husfpiefung vorgenommenen Gchäßungen Fönz 
nen für Feinen Sal bey der Treygelds- Berechnung zur Grundlage genome 
men werden. 

3) Hoffanzl, Der. vom 24. Dee, 1310. 








.[$. 1142. ] 389 


Obligationen berichtiget werden kann; fo ift dad Freygeld zwar 
in der Fandesüblichen Währung zu entrichten, jedoch muß das zu 
verfreyende Capital auf viefe Währung nach jenem Gurfe redu— 
cirt werden, welcher rüffichtlich folcher Schuldverfchreibungen an 
dem Tage, an welchem die Zahlung der Veränderungsgebühr ge: 
leiftet wird, oder hätte geleiftet werden follen, Statt hatte, Der 
Betrag ift in den verfchiedenen Provinzen, nach den einzelnen 
Landeöverfaffungen, und den in denfelben geltenden befonderen 
politiſchen Vorfchriften verfchieden. 

17) Ein Laudemial:Rüdftand ift dann vorhanden, weni 
von Seite des Dbereigenthümerd der demfelben befannt gemachte 
Nachfolger und rückſichtlich neue Erwerber des Nutzungseigen— 
thums angenommen, und in den rechtlichen Beſitz desſelben ein— 
geführt, zugleich demſelben die Berechnung über die Laudemial— 
gebühr zugeftellt, und von dem Nugungdeigenthümer, ohne gegen 
diefe Berechnung Einwendungen gemacht zu haben, dad Laude: 
mium nach Verlauf einiger Zeit, ohne einen weitern Termin ans 
gefucht und verhalten zu haben, nicht berichtiget wird. — Die 
Eintreibung foldyer Rückſtände gefchieht, wie in Anfehung aller 
übrigen contractmäßigen herefchaftlichen Giebigkeiten, im politi— 
fchen Wege ') nad) der hierüber befonderd vorgefihriebenen Exe— 
‚eutiondart °). Den Dominien ift für feinen Sal geftattet, von 
dem zur Eintreibung der Urbarial-Rückſtände vorgefihriebenen poli— 
tifchen Verfahren abzumweichen, und diefe Rückſtände auf die Rea— 
litäten ihrer Unterthanen einverfeiben oder vormerken zu lafjen, 
fonach- aber hierauf gegründet dad gerichtliche Verfahren gegen 
legtere einzuleiten ?). Eben fo wenig dürfen von derley Rück— 
ftänden Sntereffen oder auch nur Verzugszinfen angerechnet wer— 
den; wo diefes gefihähe, müßte diefe Forderung ald eine Untere 
thans-Bedrückung angefehen werden “). Wird über dad Bere 
mögen ded Unterthand der Concurs eröffnet, fo gehört deſſen an 
die Herrfchaft fehuldender Laudemial-Rückſtand, in fo fern ev 





4) Hofdec. vom 3. März 1797. 

2) Pat. vom 1. Dec. 1731 yet in Snneröfterreich. 

3) Hofd. vom 6. März 18215 J. G. ©. Nr. 1744, 

» Hofdec. vom 10, Aug. ee dann Zuſtiz-Hofdec, von 7. April 18205 3. G. ©, 
Nr, 1657, 
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noch nicht über drey Jahre audfteht, in die zweyte Claſſe vor allen 
Hypothekargläubigern. Diefed ift auch dann der Sal, wenn eine 
Realität im Wege der Grecution veräußert wird. Daöfelbe gilt 
auch von allen übrigen gutöherrlichen Abgaben '). 

18) Das Recht, ein Laudemium zu beziehen, erlifcht entweder 
durch den freyen Willen des Berechtigten, oder es ift dieſe Er— 
Yöfchung felbft durd) das Gefeß angeordnet. — Der erfte Fall tritt 
ein, wenn der Obereigenthümer fich feines Nechtes, in Fünftie 
gen Befigveränderungdfällen ein Laudemium zu beziehen, mittelſt 
eines entgeldlichen oder unentgeldlichen Vertrages begibt. Da 
jedoch der Dominicalkörper durch eine folche Begebung der ober: 
herrlichen Rechte einen Abfall erleidet, welcher auf die Sicherheit 
der auf demfelben intabulicten Korderungen und anderen Laften 
Einfluß hat; fo ordnet dad Patent vom 1. Sept. 1798 ?) an, 
die Intereffenten durch dad Landrecht zu vernehmen, und wenn 
von diefer Seite die Genehmigung de3 Vertrages in Güte, oder 
im Wege des Civil: Prozeffes erwirket ift, fo ift diefer Vertrag 
der DBeurtheilung des Kreisamted, ob ed nähmlich dem Vortheile 
ded Unterthans zufage, und zur Beftätigung deöfelben zu unter- 
ziehen. — Zur weiteren Sicherftellung des Nutzungseigenthümers 
iſt erforderlich, daß die Laudemial-Verpflichtung in dem Grund: 
buche und Gewährbriefe abgefchrieben, und dad Gültenbuch, fo 
wie der Catafter hiernach rectificirt werden. — Durch dad Geſetz 
erlifcht da5 Recht, Veränderungsgebühren zu beziehen, aus dem 
Grunde der Verjährung; bey welcher auf den Umftand Rückſicht 
zu nehmen ift, daß diefes Recht nur felten ausgeübt werde, weil 
fih rücfichtlich einer und derfelben Nealität nur felten Befigver: 
änderungen ergeben, daher hier der F. 1484 in Anwendung zu 
bringen ift. 

49) Defterd gefchieht ed, daß zur Verkürzung der Rechte 
des Obereigenthümers von den Vertrag ſchließenden Nutzungseigen— 
thümern der Preis des abgetretenen Grundes zum Scheine gerin— 
ger angeſetzt wird, als um welchen er wirklich veräußert worden 


1) Zuftiz Ho ec. vom 16. Sept. 13255 J. ©. S., Nr. 2132, 
3) 9. ©. ©., Nr. 392, 
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ift. In folhen Fallen Hielten fich in früheren Zeiten die Domi- 
nien berechtiget, dad berechnete Laudemium des verfchwiegenen 
Berraged in boppeltem Betrage zu beziehen; fpäter glaubte man 
felbft hierin eine verbrecherifche Handlung zu entdeden. — Das 
Hofdecret vom 3. Dec. 4319 ordnet aber hierüber Nachftehendes 
an: „Wenn Örundobrigfeiten durch unrichtige Angaben von Seite 
derjenigen, die ihnen Laudemial-Gebühren zu entrichten fchuldig find, 
an ihren Rechten fich verfürzt halten; fo gebührt ihnen nad) er= 
tiefenem Anfpruche der vorenthaltene Betrag, ohne daß aber 
wegen diefer Vorenthaltung gegen den Unterthan eine Beftrafung 
(eben fo wenig, als gegen eine andere wegen einer Nechtöver: 
Fürzung fachfälfig gewordene Partey) Platz greifet. — Es finden 
daher in folchen Fällen weder arbiträre Strafen, noch Geldſtra— 
fen Statt; fondern den Grundobrigfeiten fteht bloß die Verfol— 
gung ihrer Nechte gegen die Parteyen, von welchen fie fich ver 
kürzt halten, im gefeßlichen Wege zu.“, 


b. 1143, 

2) In Nückſicht eines Schadens, und der Verminderung der Subftanz. 
Dem Nutzungseigenthümer gebührt auch ein ver— 

hältnißnäßiger Theil von einem gefundenen Scha: 

be (0. 399), Er ift fogar befugt, die Subftanz zu 

verringern, wenn er dem Obereigenthümer bes 

weifen kann, daß die Benützung des Grundes 

fonft nicht Statt finde (). 1129), 

4) Ein Erbpacht- und Erbzinsmann iſt Fein bloßer Frucht: 
nieger, noch weniger ein gewöhnlicher Beftandmann; er it Nu: 
tzungseigenthümer und hat einen Antheil an der Subſtanz oder 
Proprietät ($. 357). Es gebührt ihm daher nicht nur gleich je— 
nem, ſowohl der gewöhnliche als ungewöhnliche Ertrag (9.511), 
fondern auch mit dem Obereigenthümer ein Drittheil von einem 
in einem Zindgute gefundenen Schabe, folglich, fo wie jenem, 
ein Sechstheil. Wäre der Nutzungseigenthümer zugleich der Finder, 
ſo hätte er noch insbeſondere auf ein Drittheil Anſpruch (F. 399) 

2) Da bey getheiltem Eigenthume ſowohl der Dbereigen: 
thümer ald der Nutzungseigenthümer einen Anſpruch auf die 
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tzungseigenthümer nicht berechtiget fey, die Subftanz zu verrins 
gern (FJ. 1129). Don diefer Regel tritt jedoch in dem Falle 
eine Ausnahme ein, wenn außerdem die Benügung nicht Statt 
findet, 3. B. wenn der in das Nugeigenthum übgrlaffene Grund 
der Gefahr der Ueberſchwemmung ausgefegt ift, — und daher 
ein Theil ded Grundſtückes zu einem Vorwerke gegeu dergleichen 
Ueberſchwemmungen verwendet werden muß. 

3) Da aber die Befugniß des Nutzungs-Eigenthümers, die 
Subftanz zu verringern, nur eine Ausnahme von der Regel ift; 
— fo liegt diefem die Verbindlichkeit ob, dem Obereigenthümer 
zu beweifen, daß wirklich ein folcher Fall vorhanden fey, welz 
cher ihn ausnahmsweiſe hierzu berechtige. Die Vorficht fordert 
auch, wie v. Zeiller in feinem Commentare bemerft, daß der 
Nugungdeigenthlimer dem Obereigenthümer, um Feiner Verſchlim— 
merung ded Zinsgutes befchuldiget zu werden, vorläufig, wenn 
Feine Gefahr am Verzuge obwaltet, zu Rathe ziehe, ob dem 
Hebel nicht auf unfchädlichere Urt, geftenert werden könne. 


§. 1144, 
3) In Rückſicht der Laften.. 

Der Nutzungseigenthümer trägt alle ordentliche 
und außerordentliche vem Gute anflebenden Ras 
ſten; er enfrichtet die Steuern, Zebenten; und 
andere befonders vorgemerfte Abgaben. Für La: 
ften, die den Zins betreffen, haftet der Obereiz 
genthümer, 

4) Indem der Erbpacht- und Erbzindmann alle Nusuns 
gen, und der Obereigenthümer nur einen geringen, oder fehr 
mäßigen Zind bezieht; fo bürdet dad Geſetz dem Grfteren alle fo= 
wohl ordentlichen Real-Laſten, fie feyen allgemeine, wie Grund: 
fteuern, Stohndienfte oder befondere dem Zinsgute ankleben— 
de, wie Zehente und andere vorgemerkfte Abgaben; als auch 
die außerordentlichen, fie mögen vom ©taate oder von feind- 
lihen Truppen in Rückſicht des Grundes gefordert werden, zu 
tragen auf. 


| 


Subftanz zu machen hat, fo folgt, daß in der Regel der Nu⸗ 
|| 
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2) Aus dem nähmlichen Grunde, aus welchem dem Nlus 
tzungseigenthümer alle jene Laften treffen, welche in der Regel 
aus den Nutzungen des Guted bejtritten werden, liegt dem Ober— 
eigenthümer ob, diejenigen zu tragen, welche auf die Einfünf: 
te, die er ald Obereigenthümer bezieht, gelegt werden ). 


§. 1145, 
4) Rückſicht des Gewährbriefes. 
Seder neue Nutzungseigenthümer ift in der Negel 
verbunden, fi von dem Obereigenthümer einen 
Beglaubigungsfchein oder eine Urkunde des er— 
neuerten Nußungseigenthumes zu verfchaffen. 
Diefe Anordnung bezielt die Sicherftellung des Obereigen: 
thümerd, damit fein Necht nicht in DBergeffenheit komme, und 
der DBeliger des Nutzungs-Eigenthumes nicht behaupten könne, 
daß er das Gut ſtets ald ein vollftandiges Eigenthum befeffen , 
oder als ein folches erfeffen habe ($. 1468). Doch hängt auch, 
wie v. Zeillee bemerkt, die Entfcheidung über die Erneuerung, 
und insbefondere der Frage, ob und binnen welcher Zeit (uns 
fterblihe) Gemeinden eine Erneuerung anfuchen müffen, und 
worin die Strafe einer unterlaffenen Erneuerung beftehe, von 
oben ($. 1442) erwähnten Quellen ab. 


§. 1146. 
Befondere Berhältniffe zwifchen Gutsbefisern und Unterthanen. 
Sn wie fern die Nusungseigenthümer gegen die 
Dbereigentbümer noch in anderen Verhältniffen 
ſtehen, und welche Rechte und Berbindlichkeiten 
insbefondere zwifchen den Gutsbefigern und den 
Gutsunterthanen beftehen, ift aus der Berfaf: 


4) Se. Maieftät haben über den Vortrag der. k. vereinten Hofkanzley, mit allerhöch- 
fer Entſchließung vom 23. Zuly 1319 zu verordnen geruhet: daß, jo Fange Die 
gegenwärtige Grunpdfteuer » Berfaifung aufrecht erhalten wird, in das rück— 
fihtlih der Steuer-Entrichtung beftehende Rechtsverhältniß von Geite der 
Staatsverwaltung kein imperativer Einfluß genommen werden Fönne, fonz 
dern dießfalls die Austragung dem Einverfandniffe der Parteyen oder dem 
Ausfpruche des Richters zu überlaffen fey- 


\ 
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fung jeder Provinz, und aus den politifchen Vor— 
Thriften zu entnehmen, 

Das bürgerliche Gefegbuch Fonnte über das Rechtsverhält— 
niß aus einem Erbpacht- und Erbzindvertrage im Allgemeis 
nen wenig Beftimmted feftfegen (S$. 1122 — 1145). Denn 
Erbpachtungen werden, wie v. Zeiller bemerkt, unter fehr ver: 
fchiedenen Bedingungen verliehen, und Erbzindgüter werden faft 
durchgehendd nur von Gutdunterthanen oder Grundholden befeflen, 
bey denen dad Rechtöverhältniß aus einem (reinen) Erbzinsvertra— 
ge mit dem Berhältniffe aus dem Bande der Unterthänigfeit zu: 
fammen fließt. — Das Teste Verhältniß ift aber ein Gegenftand 
der politifchen Geſetzgebung, und ift auch in den verfchiedenen 
Provinzen in vielen Beziehungen von einander abweichend, da: 
her fich auch bier außerdem, was bereits hier vorgefommen ift, 
Feine allgemeinen Beftimmungen feftfegen laſſen. 


0, 1147, 
Rechte aus dem Bodenzinfe, 


Der nichts als einen Bodenzins enfrichtet, bat 
nur auf die Benügung der Oberfläche, ald: Baus 
me, Pflanzen und Gebäude, und auf einen Theil 
des auf derfelben gefundenen Schaßes Anfpruc, 
Bergrabene Schäße und andere unterirdifche Nu- 
&ungen gehören dem Obereigenthümer, 

4) Dad Eigenthumsrecht in Bezug auf eine unbewegliche 
Sache kann auch in der Art zwifchen zweyen oder mehreren Per: 
fonen getheilt feyn, daß der einen, nebft einem Rechte auf die 
Subſtanz der Sache überhaupt, auch das auöfchliegende Necht auf 
die Benützung des unfer der Oberfläche befindlichen Grund 
und Bodens, der anderen dagegen dad auöfchließende Necht auf 
die Benügung der Oberfläche zuſtehet. Da nun die jährliche für 
diefe Benützung zu entrichtende Abgabe Bodenzind genannt 
wird ($. 1125), fo folgt umgekehrt, daß derjenige, welcher ei— 
nen Bodenzind entrichtet, auch auf nicht mehr, al5 auf die Bes 
nüßung der Oberfläche Anfpruch machen könne. 
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2) Wird nun das Recht des Bodenzinsmannes in die öffent— 
lichen Bücher eingetragen, fo erwirbt er dadurch das Nutzungs— 
eigenthum aller auf der Oberfläche fich befindlichen Gegenftände, 
als: Bäume, Pflanzen und Gebäude, bergeftalt, daß er fie gleich 
wie andere Nugungseigenthümer ($. 1425) vollftändig benügen, 
und fomohl den gewöhnlichen al ungewöhnlichen Ertrag ſich zu: 
eignen, mit Dienftbarkeiten belegen, fein Recht verpfänden,, oder 
(mit dem anklebenden Zinfe) auf feine Erben übertragen, oder 
unter Lebenden veräußern, ſich im Befige fchügen, und fein 
Recht mit der Eigenthumsklage verfolgen könne; mit einem Wor— 
te, es ftehet ihm dad gleiche Recht, wie jedem anderen Nutzungs⸗ 
eigenthümer zu, mit dem einzigen Unterfchiede, daß, während fich 
da5 Recht des Erbpächterd oder Erbzinsmannes auch auf die lin: 
terfläche ausdehnet, das Recht des Bodenzinsmannes Yon der 
Benützung derfelben audgefchloffen ift. — Aus diefer Bemerkung 
folgt auch, daß letzterer als wirklicher Nugungs » Eigenthümer 
auch auf einen Schat in eben jenem Maße, wie ein anderer 
Nutzungs-Eigenthümer einen Anſpruch zu machen habe, in fo 
fern derfelbe auf der Oberfläche, 3. B. in dem Gemäuer eines 
Gebäudes gefunden wird. 


b. 1148, 
Erlöfhung des Nugungseigenthumes. 
Was von der Aufhebung des vollitändigen Eigen 
thumes beftimmt worden ift ($. 444), gilt überz 
haupt auch von dem getheilten, 

4) Die Erlöfchungsarten des getheilten Eigenthums find 
theilö folche, die es mit dem volljtändigen Eigenthume gemein 
haben; theild folche, die den in diefem Hauptſtücke erdrterten Zins— 
gütern eigenthümlich zukommen. In erfterer Hinficht beruft fich 
der gegenwärtige $. ausdrücklich auf die Vorfchrift des J. 444, 

2) Diefem nad) geht das Nugungseigenthum durch den Wil: 
len des Nußungseigenthümers verloren, welcher Eraft des dem Ei: 
genthümer zuftehenden Verfügungsrechtes, die Sache verlaffen, 
oder Anderen abtreten Fann. An dem letzten Falle wird jedoch 
auch hierzu der Wille des Uebernehmers erfordert. Denn bey 
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der Abtretung der Sache an einen Anderen geſchieht nur eine bes 
dingte Entſagung, nähmlich für den Fall, als derjenige, dem 
die Sache abgetreten werden foll, diefe Abtretung auch annimmt. 
— Nach dem gemeinen Nechte iſt es ſehr ftreitig, ob der Ems 
phyteuta dad Gut auch gegen-den Willen des Dbereigenthümerd 
zurücdigeben könne, wenn er ed nicht länger cultiviren will. — 
Diele Nechtögelehrte verneinen diefes und unter andern aus Grün— 
den, welche auch nach öfterreichifchem Nechte zuc Begründung | 
diefer verneinenden Meinung angeführt werden können. Diele | 
Gründe find: a) daß ed dem Obereigenthümer nur ald eine Präs 
rogative geftattet fey, den Nugeigenthümer feines Nutzungsei— 
genthums zu entfegen ($. 41130), wenn er feiner Verbindlichkeit 
Fein Genüge geleiftet. Hieraud folgert man, daß es dem Nußungs: 
eigenthümer nicht erlaubt feyn könne, dad Gut dem Herrn wider 
feinen Willen aufzufagen ; b) fey hier ein auf beyden Seiten ver: 
bindlicher Vertrag vorhanden, von welchem der Erbpächter oder 
Erbzinsmann fchon nach allgemeinen Nechtögrundfägen einfeitig 
nicht abgehen könne. — Andere unterfcheiden hingegen, ob der jähr— 
Vich zu entrichtende Zind gering, oder in Verhältnig zu den Früch— 
ten gefeßt fey. In jenem Falle Eönne dad Recht des Nutzungs— 
eigenthümers, dad Gut dem Obereigenthümer zurücdzugeben, nicht 
beftritten werden. — Denn bier habe die Emphyteufe die Eigen: 
Schaft eined Beneficiums, dergleichen Niemanden aufgedrungen zu 
werden pflege. Hier Fonne auch die von dem Emphyteuta gefchehes 
ne Begebung dem Erbzinsherrn ſehr gleichgültig feyn, weil ſich 
leicht ein anderer Emphyteuta finden werde. Allein in dem leß: 
tern Salle nehme die Emphyteufe die Eigenfchaft eines Pachtes 
an, und bier ftehe e5 nicht in der Willkühr des Emphyteuta, 
einfeitig vom Gontracte abzugeben. — Die in der Praxis ange: 
nommene, und durch die Autorität vieler berühmter Rechtsge— 
lehrten unterftügte Meinung ift jedoch die, daß dem Emphyteu— 
fen die Aufgebung der Emphyteuſe nach Willkühr zuftehe. — 
Für diefe werden folgende Gründe angeführt: Durch den em⸗ 
phyteutifchen Contract macht fich bloß der Herr verbindlidy, 
dem Emphyteuta dad Gut auf immer zu laffen, fo daß ed we: 
der ihm, noch demjenigen, an welchen derfelbe dad Gut veräus 
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Bert hat, genommen werden folle, fo Tange der Befiger feine Pflich- 
ten erfüllen, und den Zins alle Jahre richtig abtragen wird, 
Der Emphyteuta dagegen verpflichtet fi) das Gut zu cultiviren, 
“ und den jährlichen Canon davon zu entrichten, fo lange er das 
Gut befigt. Auf Eeine Weife macht er fidy auch durch den Con— 
track verbindlich, das Gut aud) wider feinen Willen ewig zu be= 
halten. Denn liege diefes in der Natur des Contracts, fo häts 
ten ihm die ©efege Feine freye Veräußerungdbefugniffe äufteben 
Eonnen '). 

Diefe hier angeführten Gründe unterftügen offenbar auch 
nach dfterreichifehem Nechte die Behauptung, daß der Nutzungs-— 
eigenthümer auch ohne Einwilligung des Obereigenthümers feis 
nem Eigenthum entfagen fünne, und fie wird durch den Wortz 
laut des gegenwärtigen $, und die Berufung auf den $. 444 
unterftügt. — Zwar könnte nac) dfterreichifchem Rechte auch noch 
der $. 1140 für die gegentheilige Meinung angeführt werden, weil 
nad) demfelben der Dbereigentbümer in Veräußerungsfällen des 
Nutzungseigenthums darauf zu fehen berechtiget ift, daß der Nach: 
folger die auf dem Nutzungseigenthume haftenden Laften zu ent= 
richten fähig fey, und er die Veräußerung an einem zur Entrich— 
tung-diefer Laften unfähigen Nachfolger zu verbiethen berechtiget 
ift. — ©o lange die Laften aus den Erträgniffen des Nußungdeigen: 
thums beftritten werden Fünnen, fcheint der Obereigenthümer in 
diefer Beziehung gar nicht nöthig zu haben, auf die Perſönlichkeit 
des Nachfolgerd Rückſicht zu nehmen, indem die Fähigkeitzur Bes 
ftreitung der Laften in den Erträgniffen des Gutes felbft liegt. — 
Das Gefeß fcheint daher auch auf jene Falle Rüsficht genommen 
zu haben, in welchen die Erträgniffe des Nugungseigenthumd von 
den Laften überwogen werden, und ſcheint daher die fortwähren: 
de Verpflichtung des Nußungseigenthümerd, ungeachtet der die 
Erträgniffe überfchreitenden Laften den bedungenen Zins fortwäh— 
vend zu entrichten, von welcher er fich felbft durch Entfagung 
feines Rechtes ſich nicht foll entledigen können, vorauszufegen. 
— Allein diefe aud dem $, 1140 gezogene Folgerung feheint zu 
weit ausgedehnt. — Denn allerdings ift auch in dem Falle, als die 

1) Slüd’s Commentar, J. 616, 
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Grerägniffe des Gutes die Laften überwiegen auf die Perfönlich: 
keit des Nutzungseigenthümers Rücklicht zu nehmen, indem eine 
Teichtfinnige oder verkehrte Bewirthfchaftung des Grundes aud) 
bey guter Ertragsfähigkeit die Erträgniffe des Gutes fo herabfe: 
gen kann, daß hievon die Laften nicht mehr beftritten werden 
können. — Es ift alfo aud dem Umſtande, daß der Nutzungs— 
eigenthümer fein Eigenthum nicht dem nächften Beften übertra: 
gen darf, Feineswegs die Kolgerung zu ziehen, daß er auf dad: 
felbe nicht gänzlich verzichten, und felbes nicht dem Obereigen: 
thümer wieder anheim fagen könne. 

3) Die übrigen gemeinfchaftlicyen Arten der Erloͤſchung 
find, dad Geſetz, wohin beſonders die geſetzlichen Anordnun— 
gen über Verjährung und Erſitzung (5. 1478 u. ſ. w.), oder auch 
die über die Erwerbung des Eigenthums durch Zuwachs, und 
insbeſondere die F9. 411u.412 gehören; dann auch der richter— 
lihe Ausſpruch, wodurch Nemanden dad Nußeigenthum ab», 
und einem Anderen zuerfannnt wird ($. 424), oder wenn durch 
die Uebertretung eined Strafgefeges durch richterliches Erkennt: 
niß der Verluft des Nutzungseigenthums al3 Strafe erfannt wird. 
— Uebrigens muß zu allen diefem, da e5 fich hier um den Verluft | 
des Eigenthums eined unbeweglichen Gutes handelt, auch immer 
noch die Löfchung aus den üffentlichen Büchern vor fich gehen 
($. 444 Nr. 2). Zu diefen im S. 444 aufgeführten Erlöſchungs— 
arten kann auch der Untergang der Sache, worauf Jemanden dad 
Nutzeigenthum zuſtand, gerechnet werden, 


d. 1149. 

Erbpacht- und Erbzinsgüter gehen auf alle Erben 
über, die nicht ausdrücklich ausgefchlöffen wor— 
den find. Hat der Nugungseigenthümer Feine 

rechtmäßigen Nachfolger; fo wird das Nutzungs— 
eigenthun mit dem Obereigenthum vereinigef. 
Doch muß der Obereigenthümer, wenn er von 
dieſem Rechte Gebrauch machen will, alle Schul: 
den des Nugungdeigenthümers, Die aus einem 
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anderen Bermögen nicht getilgt werden Eönnen, 
berichtigen, Sn wie fern ein Obereigenthimer 
das heimgefallene Gut an Andere zu überlaffen 
verbunden fey, beftimmen die politifchen Ver— 
grönungen. 

4) Eigenthümliche Erlöſchungsarten find: die Vernachläſſi— 
gung der Pflichten der Zinsmänner, oder ihre Unvermögen die 
Laften zu tragen ($$. 1130 u. 1136). — Durch den Tod des 
Eigenthümersd erlifcht ganz natürlich jedes Eigenthum in Bezug 
auf die Perfon des Verftorbenen, und fo auch das Nutzeigen— 
thum; in diefer Hinficht kann der Tod unter die gemeinfchaftlis 
chen Erlöfchungdarten gerechnet werden. — Uber der Tod des 
Nusungdeigenthümerd kann auch ald eine eigenthümliche Erlö— 
fchungdart des Nugungseigenthbumd angefehen werden, nahme 
Yich in denjenigen Sällen, wo Fein zu demfelben berufener Nach: 
folger vorhanden ift. — In der Regel geht zwar dad Nutzungs— 
eigenthbum, fo wie das ungetheilte Eigenthum, auf die Vertragd: 
teftamentarifchen oder gefeßlichen Erben über; eine Ausnahme 
hiervon tritt jedoch in dem Falle ein, wenn bey Verleihung ded 
Nugungdeigenthbums auddrüdlih über die Nachfolge eine Be: 
flimmung getroffen worden ift. — Denn mit Erlöfhung der 
Nachfolge, auf welche das Necht eingefchränft worden ift, en— 
digt fi) auch das Nugungdeigentbum, und wird in diefem 
alle mit dem Obereigenthume vereinigt. — Die Nußungen ded 
Iesten Jahres werden dann nad) der Analogie der Fruchtnießung 
getheilet. — In vollfommenen Einklange mit diefer Beftimmung 
de3 bürgerlichen ‚Gefegbuches fagt dad Hofdecret vom 9, März 
4798 '): „Wenn in dem emphyfeutifchen Gontracte, welcher 
von dem Grundherrn mit dem Grundholden abgefchloffen wurde, 
bedungen worden ift, wie fi) mit Uebertragung des Beſitzers 
nal) dem Zode des jeweiligen Befigerd geachtet werden ſolle; 
fo ift bey allen einzelnen Grundftüden, und wo nicht eigens 
auf den emphyteutifchzüberlaffenen Dominical- Gründen ein neues 
Haus geftiftet worden, ſich platterdings nach der gefeßlichen 


1) J ©. ©,, Res 905, 
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Erbfolge zu halten. Die gefeßliche Erbfolge hat zwar auch bey 
jenen emphpteutifchen Befigungen, wo mit den Dominical-Grün— 
den ein neues Haus, und eine damit verbundene Wirthfcyaft 
geftiftet ift, einzutreten; doch mit der Befchränfung, daß dabey ' 
eine Zerftücdung oder DVertheilung der Wirthfchaft nicht Statt 
finden könne.“ 

2) In AUnfehung des Heimfalldrechtes unterthäniger Gründe 
an die Örundobrigfeiten wurde es früher fehr firenge gehalten. — 
Denn nad) dem Hofdecrete vom 25. September 1789 ') Fonnte 
der Heimfall eined von den Unterthanen befeffenen Gutes an 
die Obrigkeit nur damahls Platz greifen, wenn deffen lehenbare 
Eigenfchaft ftandhaft erwiefen, und in diefer Rücficht ein ordents 
licher Lehenbrief vorhanden wäre. — Ein obrigfeitliched Cadu— 
citätd : Recht, außer dem nexu feudali, wurde dafelbft ausdrücklich 
aberfannt, und angeordnet, daß da, wo die Privat» Succeffion 
aufhöre, jene des Staatd eintrete. Das Hofdecret vom 24, 
Sung 1790 ?) erklärt gleichfalls dad Heimfälligkeitsrecht als 
eine At von Lehen. Es wurde jedoch vermög deöfelben geftatz 
tet, daß da, wo dad Heimfälligkeitsrecht auch auf andere zwi— 
ſchen Obrigfeiten und Unterthanen zu Stande gebrachten Vers 
träge, die vor dem Normale vom 25. September 1789 ein: 
gegangen worden find, gegründet ift, folched, wenn gleich Fein 
Lehensband eintritt, in Nückficht auf die vergangene Zeit gültig | 
feyn könne; Fünftig hingegen, und von der Zeit des gedachten . 
Normales an, dürften da, wo Fein Lehensband ermweislich it, 
auch Feine anderwärtige neue Verträge über Heimfälligkeiten, von 
was immer für einer Gattung fie feyn mögen, zwifchen Obrig: 
keiten und Unterthanen gültig errichtet werden. 

Hieraus wurde zugleich die Folgerung gezogen, daß auch 
die vermög der vor dem Normale und außer dem Lehensbande 
errichteten gültigen Verträge den Obrigfeiten von Zeit zu Zeit 
anheimfallenden Unterthandgründe, gegen die allgemeine Vor: 
fchrift, welcher zu Folge die Obrigkeiten fteuerbare Gründe nicht für 
ſich behalten dürfen, künftig nicht mehr mit dem Heimfälligfeits: 4 


1) J. G. ©. Nr, 1052. x 
2) P. G. S., 4. B., &: 52, 
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rechte an Unterthanen überlaffen, fondern‘ mit Erhöhung des 
Kauffchillingd an andere Unterthanen erbeigenthümlicy verkauft 
werden müſſen. — Allein beyde hier erwähnten Verordnungen 
wurden durch dad Patent vom 20; December 1790 ') in Be: 
zug auf dad Erzherzogthum Defterreich ob und unter der Enns 
aufgehoben, und verordnet: a) die unterthänigen Grundgüter 
einer Berlaffenfchaft, wozu weder aus einer letztwilligen Anord: 
nung, noch aus dem Geſetze ein Erbe vorhanden it, fallen ih: 
tem Grundherrn zu. Doch ift derfelbe fehuldig, wieder einen 
unterthänigen Befiger, der allgemeinen »Landedverfaffung gemäß, 
darauf zu ftiften. b) Das übrige zu einer folchen: erblofen Ber: 
Laffenfchaft eines Unterthand gehörige Vermögen unterliegt ins— 
gemein der Einziehung des Iandesfürftlichen Fiskus, und kann 
fi) darauf das Heimfälligkeitsrecht der Obrigkeit nur in dem 
einzigen Falle erſtrecken, wenn diefe fich mit einer befonderen 
Verleihung, oder dem vechtöfräftigen Befige gegen den Fiskus 
auszuweiſen vermögend ift. — Obſchon nun diefed Patent aus: 
drücklich nur für Defterreih ob und unter der Enns erlaffen wur: 
de, fo wurde es doch fpäter durch Hoffanzleys Decret vom 26. 
Juny 1792 2) auf Mähren und Schlefien ausgedehnt; und da 
felbed auch in die officielle Juſtiz-Geſetzſammlung aufgenom: 
men, und fpäter dann auc in dem an ſämmtliche Län 
derftellen erlaffenen Hoffanzley:Decrete vom 18. May 1825 ?), 
welches das Derfahren bey Ausübung des Caducitätsrechtes 
in Anfehung der bey Gerichten liegenden Depofiten regulirte, 
fi) ausnahmöweife auf den gegenwärtigen $. des b. ©. B., 
dann auf dad Patent vom 20. December 1790 bezogen mur= 
de: fo dürfte Fein Zweifel feyn, daß Letzteres dermahl für alle 
Provinzen ald geltende Norm anzufehen, und die früheren Hofe 
decrete als aufgehoben zu betrachten fenn. 

3) Dad Gefeß geftattet jedoch dem Obereigenthümer die Ver— 
einigung nur unter der Bedingung, daß er nicht nur die dem Gute 
mit Necht aufgebürdeten Laften (SS. 14137 u. 1138), fondern auch 


1) I G. ©. Nr. 91. 
29.8. S., 1. B., © 11% 
3) P. G. S., 55. 8, ©. 93 
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alfe übrigen Schulden, in fo weit fie aus einem anderen Ver: 
mögen des Zindmannes nicht getilgt werden können, übernehme, 
Diefe gefegliche Anordnung gründet fi) ohne Zweifel auf die bey 
Erläuterung des 9.447 Nr. 1. gemachte Bemerkung, daß ein 
jeder Schuldner mit feinem ganzen Vermögen für die Erfüllung 
feiner VBerbindlichkeiten hafte, und daß diefes Vermögen in ſei— 
ner Gefammtheit als ein allgemeined und gemeinfchaftliches Un— 
terpfand aller feiner Gläubiger anzuſehen fey. — In fo fern 
dem Obereigenthümer die Uebernahme diefer Laft zu befchwerlich 
fallt, fteht e3 ihm. frey, dad Nugungseigenthum mit Vorbehalt 
feines Dbereigenthumes der Greeutinn fühenng den Gläubiger zu 
überlaffen. 


9. 1150, 


Durch Zerftörung der Pflanzen, Bäume und Ges 
bäude geht das Nusßungseigenthum der Oberflä- 
che nicht verloren, So lange noch ein Theil des. 
Grundes bleibt, Fann ihn der Befiger, wenn er 

. anders feinen Zins abführt, mit neuen Pflan- 
zen, Bäumen und Gebäuden befeßen. 

Zu den im $. 444 aufgezählten Exrlöfchungsarten des Eigen— 
thums ift auch, wie bereitö bey Erläuterung des $. 1148 be= 
merft wurde, der Untergang der Sache gerechnet worden. So 
lange aber nur ein Theil davon erübriget, erhält fih auch 
dad Nugeigenthum. Daher geht auch das Nutzungseigenthum 
einer Oberfläche durch Zerftörung der Pflanzen, Bäume oder 
Gebäude nicht verloren, fo lange nur, obgleih auch nur zum 
Theile, die Oberfläche, worauf dad Recht gegründet ift, noch be= 
fteht, indem der Befiger den Grund durch Erneuerung der Anz 
lagen wieder benügen kann. 
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Sechs und zwanzigftes Hauptitück. 


Bon entgeldlichen DBerträgen über Dienftleiftungen. 


J. 1151. 
4) Lohnvertrag. 


Wenn Semand fich zur Dienftleiftung oder Ver: 
fertigung eined Werkes, gegen gewifjen Kohn im 
Gelde, verflichtetz; fo entfteht ein Lohnvertrag. 

4) Nach den in den vorhergegangenen Hauptftüden abges 
handelten entgeldlichen Verträgen über dad vollftändige oder unvolls 
ftandige Eigenthbum und dad Benützungsrecht von kör— 
perlihen Sachen, folgen nun entgeldliche Verträge über 
Dienftleiftungen, wodurdh Handlungen gegen Geld ($$. 
4151 — 1172), oder Handlungen gegen Sachen oder gegen 
Handlungen ($$. 1173 u. 1474) verfprochen werden. Sie grüns 
den entweder ein vorübergehendes, oder ($. 1172) ein bleibendes 
Dienftverhältnig. Die erfteren haben theil3 Eorperliche, theils 
Geiftedarbeiten zum ©egenftande ($$. 1151 — 1163), worunter 
fih hauptſächlich die Darftellung und Vervielfältigung der Gei— 
fies: Producte (99. 1164 — 1171) auszeichnet. Hieraus entftchet 
a) der Lohnvertrag, b) der Verlags : Vertrag und c) der Ber: 
frag zwifchen dem Dienſtherrn und dem Dienftgefinde ). 

2) Der Ausdruck „Dienftleiftung” kann in einer allgemeine: 
ren und eingefchränfteren Bedeutung genommen werden. — In 
der allgemeineren Bedeutung verfteht man darunter überhaupt 
eine Anwendung von Förperlichen oder Geiſteskräften, wodurch 
die Zwecke eined Andern befördert werden follenz; und in die: 
fem Sinne ift diefer Ausdruck offenbar in der Weberfchrift die: 
ſes Hauptftücded genommen worden. — In der engeren Bedeu: 
fung verfteht man aber unter Dienftleiftung eine folche Anwen: 
dung von Eörperlichen oder geiftigen Kräften, welche unmit: 
telbar dahin zielen, die Zwede des anderen zu befdrdern, 


26* 
41) Siehe v. Zeiller's Commentar. 
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und in diefer Bedeutung ift der Ausdruck „Dienftleiftung” von der 
DVerfertigung eines ganzen Werkes unterfchieden, indem in dies 
fem Falle die Anwendung der Kräfte nur zur Hervorbringung 
diefes Werkes gefchieht, welches erft nach feiner Vollendung in 
die Cigenthumdfphäre des Anderen übergehen fol, daher die ein— 
zelnen Kraftäußerungen nur mittelbar dazu dienen, die Zwecke 
des Andern zu befördern. — Daß der Ausdruck „Dienftleiftung” 
in dem gegenwärtigen $. in diefer engeren Bedeutung genom— 
men fey, fallt in die Augen. 

3) Durch den Lohnvertrag macht fich einer der Padciöcenten zu 
einzelnen Dienftverrichtungen, welche unmittelbar oder mittelbar 
dazu dienen, die Zwecke des Anderen zu befördern, der andere Pad: 
eiöcent hingegen zur Abreichung eines beftimmten Lohnes im Gele 
de verbindlich. Wird die Entrichtung anderer Sachen ftatt Gel— 
des ausbedungen, fo entfteht zwar Fein eigentliher Lohnver— 
trag, — wohl aber ein diefem ganz ähnlicher Vertrag, welcher auch 
ganz nach den nahmlichen Vorfchriften beurtheilet wird ($. 1175). 


b. 1152, 
Stillſchweigender Lohnvertrag. 


Sobald Semand eine Arbeit oder ein Werk beitel- 
let; fo wird auch angenommen, daß er in einen 
angemefjenen Lohn eingewilliget habe, Sit der 
Kohn weder durch die Verabredung, noch durch 
ein Gefeg feſtgeſetzt; fo beftimmt ihn der Richter. 

41) Das Gefeg redet hier ausdrudlih nur von dem Falle, 
wenn Jemand eine Arbeit oder ein Werk beftellt hat; von 
diefem Falle muß aber. derjenige unterfchieden werden, wenn Jeman— 
den von einem Undern eine Arbeit, oder ein Werf ohne Beftel- 
lung verrichtet und resp. geliefert wird, und diefer die Verrichtung 
oder Lieferung angenommen hat. Da man nicht annehmen Fann, 
daß derjenige, der eine Arbeit oder ein Werk beftellet, darauf 

Rechnung mache, daß derfelbe ihm die Arbeit oder dad Werk 

unentgeldlich Tiefern wolle, indem man ſich für einen ſolchen Fall 

nicht in der Form einer Beftellung, fondern nür in der einer 

Bitte an den Andern zu verwenden pflegt; fo ift die Vermus 
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thung, daß der Befteller in einen angemeffenen Lohn gemilliget 
habe, ganz in der Natur der Sache gegründet. — Wird daher 
das Factum der Beftellung bewiefen, fo ijt auch die VBermus 
thung begründet, daß der DBefteller dafür einen angemeffenen 
Lohn wenigftens ftillfehweigend zugefichert habe, 

2) Das Factum der Beftellung muß aber erwieſen feyn. 
— Der Umftand allein, daß Jemand eine Arbeit oder ein Werk 
geliefert, und der andere Theil die Arbeit oder dad Werk auch 
angenommen habe, begründet nach dem Wortlaute ded gegen 
wärtigen $. keineswegs die Vermuthung, daß der Letztere auch 
dafür einen Lohn zugefagt habe. — Man beruft fi) zwar, um 
auch in diefem Falle die obige Vermuthung geltend zu machen, 
auf den Nechtöfag: Schenkungen werden niht vermus 
thet. Diefer Sag enthält, obſchon er in unferen Gefegen 
nicht ausdrücklich auögefprochen it, allerdingd eine Wahrheit 
in fih; aber nur in fo ferne, als man ihn aus dem allgemei: 
nen gültigen Grundfage ableitet, daß jeded Factum von demjenis 
gen erroiefen werden müſſe, der fi) darauf berufet, und daß 
nur ſolche Bermuthungen, denen inöbefondere vom Geſetze eine 
Kraft beygelegt wird, die Stelle des Beweiſes vertreten ($$. 104 
u. 105 der ©. O.). — Ulein in diefer Beziehung gilt obige 
Regel nicht nur allein von Schenkungen, fondern von allen 
Verträgen überhaupt, folglich audy von dem Lohnvertrage; und 
c5 darf der im gegenwärtigen $. feftgefegten Ausnahme von dies 
fer Regel Feine größere Ausdehnung gegeben werden, ald die 
ausdrüdlichen Worte deöfelben enthalten, — Auch fließt aus der 
Rechtsregel: Schenkungen werden nicht vermuthet, 
zur fo viel, daß derjenige, welcher dad Dafeyn einer Schen— 
Eung behauptet, diefelbe auch erweifen müſſe, unrichtig ift aber 
die daraus gezogene Folgerung, daß derjenige, welcher die Exi— 
ftenz eined anderen beftimmten WBertrages behauptet, von dere 
Beweisführung losgezählt fey, und die Vermuthung für fich has 
be. — Diefem fteht nicht entgegen, daß ich bey Erläuterung 
des F. 915 felbft behauptet habe, daß die Triebfeder der menſch— 
lichen Handlungen gewöhnlich Cigennug fey; denn aus diefer 
Benierkung läßt fih mit eben fo vielen Gründen folgen, daß 
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die Leiftung einer Arbeit, oder die Lieferung eines Werkes in 
Zolge einer fchon früher beftandenen Rechtöverpflichtung geſche— 
ben, ald daß dabey erft die Begründung einer Verpflichs 
fung von ©eite ded anderen Theiles bezielt worden fey. 

3) Die Größe des Lohnes ift entweder durch ausdrücdliche 
Derabredung beftimmt oder nicht. Im erfteren Falle ift fich 
nad) diefer Verabredung zu achten, wenn nicht dad Geſetz felbft 
denfelben durch eigene Zarordnung beftimmt hat, oder übers 
haupt der Willführ der Parteyen vom Gefege Feine Schranken 
geftellt find; — im leßteren Falle beftiimmt ihn der Nichter, aber 
nicht nah Willkühr, fondern nad) folgenden Regeln: ind 
die Öattungen der Belohnungen, um die es ſich handelt, durch 
eigene Zarordnungen beftimmt, fo ift nach felben die Beloh— 
nung zu bemeſſen; find ed gemeine Arbeiten, welche eine 
Art von Marktpreis haben, wie 3. B. bey Taglöhnern, Zimmers 
leuten, Mauerern, Miethkutſchern, Lohndienern, — nach diefem 
Marktpreiſe; gehören zur Beurtheilung des Werthes der Arbeit 
oder ded Werkes Kunftkenntniffe, die dem Richter als ſolchen 
nicht zugemuthet werden können, fo Fann fich der Ausfpruch des 
Nichterö nur auf die Angaben folcher Kunftverftändigen ftüßen ; 
biömweilen kann aber der Werth, weil z.B. dad Werk nicht mehr 
vorhanden tft, nur durch die Angabe der Partey felbft beſtimmt 
werden, in welchem Falle der Richter den angegebenen nach 
Gutbefinden und Billigfeit mäßiget, und der Partey den gemäs 
Bigten Betrag befchwören läßt '), wad der Regel nad immer 
nad) ordentlicher NRechtöverhandlung durch Urtheil gefchieht. — 
An Betreff ded Verdienftes der Advofaten ift der Nichter als 
folcher felbft Kunftverftändiger, und über die Ausmittelung der 
Belohnung derfelben beftehen befondere, bereits bey Erläuterung 
des F. 1004 erwähnte Vorfchriften. 


b, 1153, 
Rechte aus dem Lohnvertrage. 
Bey wefentlihen Mängeln, die das Werk zum Ges 
brauche untüchtig machen, oder der ausdrükklis 


4) 99. 217, 213. der a. G. 9: t 
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chen Bedingung zuwider laufen, ift der Befteller 
berechtiget, von dem Verfrage abzugeben. Will 
er diefes nicht, oder find die Mängel weder wes 
fentlich, noch gegen die ausbrüdliche Bedingung; 

ſo kann er entweder die Verbefferung, oder eis 
ne angemeffene Schadloshaltung fordern, und 
zu dem Ende einen verhältnißmäßigen Theil des 
Lohnes zurüchalten, 

4) Sp wie bey jedem entgeldlichen Vertrag dem Weber: 
nehmer einer Sache Gewähr zu leiften ift, daß fie die ausdrück— 
lich bedungenen, oder gewöhnlich dabey voraudgefegten Eigen— 
fchaften habe, und daß fie der Natur des Gefchäftes oder 
der gefroffenen Verabredung gemäß, benüßt und verwendet wer: 
den könne ($. 922); fo haftet auch hier der Befteller dem Be— 
ftelltem dafür, daß die Arbeit, welche er fich zu liefern anhei— 
fig macht, von der bier berührten Art fey. — Fallen daher 
wefentliche, d. i. folche Mängel auf, die den ordentlichen 
oder vertragsmaßigen Gebrauch des beftellten Werfes ausfchlies 
Ben ; fo kann der Befteller von dem Vertrage gänzlich abgehen, 
und iſt nicht verpflichtet, erft noc) auf eine Probe anfommen 
zu laffen, daß der Beftellte, welcher feine Sorglofigfeit oder 
Unfähigkeit an Tag gelegt hat, den wefentlichen Mangel verbef: 
fere. Der Befteller Eann alfo auc) die Zurückſetzung in den vori— 
gen Stand, z. DB. die Zurückgabe ded Angeldes ($. 908), die Er: 
ftattung des gegebenen Stoffes, und überhaupt die angemeffene 
Scyadloöhaltung begehren ($. 1295). E5 ift hier im. wefentlis 
chen gleichgultig, ob die Mängel in einem Verſchulden ded Bes 
ftellten, oder in einem Zufalle, der fic) auf Seite des letzteren 
ereignet hat, ihren Grund haben. Uebrigens kann fich ber 
Beſteller aber auch (was oft die Billigfeit anräth) damit begnü— 
gen, daß entweder der Beftellte felbft, oder ein anderer Sach: 
verftändiger den wefentlihen Mangel verbeffere '). 

2) Iſt der Mangel ein außerwefentlicher, d. i. betrifft er 
eine folche Eigenfchaft, welche weder ausdrücklich bedungen ift, 


4) Berge. den Commentar des Herrn Hofrathes p. Zeiler . 1153. Nr, 2, 
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noch. den ordentlichen Gebrauch derfelben verhindert; fo fteht 
dem DBefteller überhaupt nur dad am Schluffe ded vorigen Ab— 
faßes erwähnte Recht zu (F. 932). Zur Sicherheit der von 
dem Beitellten zu bewirfenden Verbeſſerung oder der Schadloshal— 
tung räumt der $. hier dem Befteller dad Recht ein, einen vers 
hältnißmäßigen Theil des Lohnes zurüczuhalten, welcher, in fo 
fern fich die Contrahenden über den eigentlichen Betrag nicht 
vereinigen Eönnten, durch Sachverftändige auszumitteln und von 
dem Richter zu beftimmen wäre. 

3) Wer ſich zu einem Handwerfe oder Gewerbe öffentlich 
befennt, muß den Mangel des gehörigen Fleißes oder der nö— 
thigen Kräfte und Kenntniffe vertreten. Hat aber derjenige, 
welcher ihm dad Geſchäft überließ, die Unerfahrenheit desfelben 
gewußt, oder bey gewöhnlicher Aufmerkfamkeit wiſſen können; 
fo fällt zugleich dem Leteren ein Verfehen zur Laſt ($. 1299). 
Beftellee und Beftellter haben daher in diefem Falle den Scha— 
den gemeinfchaftlih zu fragen ($. 1304). Ein Bau, Maurer: 
oder Zimmermeifter, welcher bey Führung eines Baues nder bey 
Veränderungen etwas anlegt, was in der Löfchordnung, we— 
gen Feuersgefahr, verbothen wird, ift nicht nur allein verbuns 
den, den ordnungswidrig angelegten Theil auf feine Koften ab» 
äubrechen, und nad Vorfchrift herzuftellen, fondern wird auch 
nad) dem zweyten Theile ded Strafgeſetzbuches $. 185 als ein 
ſchwerer Polizey = Uebertreter behandelt, und das erfte Mahl mit 
einer Geldftrafe von fünf und zwanzig bis zweyhundert Gulden 
belegt; bey Wiederhohlung einer ſolchen Uebertretung wird die 
früher verhängte Geldftrafe verdoppelt; und im dritten alle, 
ihm alle weitere Führung eined Baues unterfagt ). Auf gleis 
che Weiſe macht ſich ein Töpfer (Hafner), Klempner (Blechfchmied) 
und Schlofjermeifter oder wer immer fonft Defen verfertiget, 
wenn er gegen die Vorfchrift der Feuerlöfchordnung einen Ofen 
feget, oder eine Roͤhre zieht, einer ſchweren Polizey= Uebertres 
tung fchuldig, und ift mit fünf und zwanzig Gulden zu beftrafen ; 
diefe Strafe ift im miederhohlten Falle zu verdoppeln; und dad 
dritte Mahl wird der Uebertreter des Gewerbes verluftig erklärt °). 


1) St. ©. B., II. Tp., {. 136. 
2) Eben da S. 153, 
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$. 1154. 

Kenn der Beftellte aus feiner Schuld das Berfpre- 
chen in der zur Bedingung gefegten Zeit nicht er— 

füllet; jo ift der Befteller nicht mehr fchuldig, 
die beitellte Sache anzunehmen; er kann auch für 
den daraus entſtandenen Schaden Erfaß fordern, 
Zögert aber der Befteller mit der Entrichtung 
des Lohnes; fo ift er auch verbunden, den Bes 
jtellten vollfommen zu entfchädigen. 


1) Dem Befteller ift nicht felten eben fo fehr an der genauen 
Beobachtung der Erfüllungdzeit, als daran gelegen, daß die 
Arbeit von mwefentlihen Mängeln frey fey ($. 1153). In einem 
folhen Falle pflegt die Friſt ausdrücklich zur unerläßlichen Bez 
dingung, ohne deren Erfüllung der Vertrag wegfallen foll, durch 
die Ausdrüde, daß man außer dem an fein Wort nicht gebun— 
den feyn wolle, oder daß man fonft die Arbeit gar nicht braus 
chen fonne u. dgl., gemacht zu werden '). 

2) Ein ohne dergleichen Ausdrücke beftimmter Zeitraum 
ift für Feine eigentliche Bedingung zu halten, und berechtigt den 
Befteller nach fruchtlofem Verlauf derfelben lediglich auf die Er: 
füllung des Vertrages zu dringen, den Beftellten dießfalls ges 
richtlich zu belangen, und den Erſatz des Schadens zu verlan— 
gen, der dem Befteller dadurch zugegangen ijt, daß der andere 
Theil jenes in der beftimmten Zeit nicht geliefert oder verrich- 
tet hat, was er zu liefern oder zu verrichten ſchuldig war; wo— 
bey dem Beſteller noch die Begünftigung zu Statten fommt, 
daß er den Betrag des Schadens auf die einfache Art, durch 
Ablegung des Schägungseides (unter Vorbehalt der gerichtlichen 
Mäßigung) erprobe °). 

3) Es iſt nicht immer nothwendig, daß die Zeit ausdrücklich 
zur wefentlichen Bedingung gefeßt werde ; dieſes kann öfterd auch 
ſtillſchweigend geſchehen, wenn nähmlich der Zweck der Beftele 





1) Siehe v. Zeillers Commentar Nr. 1 
2) 4. ©. O. . 212. 
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lung ausdrüclich angegeben, oder aus der Natur der Beftellung 
hervorleuchtet, und derfelbe von der Art ift, daß er nach Ver: 
lauf der Zeit nicht mehr in Grfüllung gehen Fann. Wer ſich zu 
einer beftimmten Seyerlichkeit ein Kleid beftellet, gibt dadurch 
ftillfchweigend zu erfennen, daß das Kleid, wenn er e5 nicht in 
einer Zeit erhält, um bey diefer Zeyerlichkeit von demfelben 
Gebrauch machen zu Fönnen, für ihn zu keinem Gebrauche mehr. 
fey, — und er an den Vertrag nicht mehr gebunden feyn wolle. 
Eben fo kann derjenige, der zu einer vorhabenden Reife einen 
Reiſewagen beftellet, nicht mehr gezwungen werden, denfelben 
anzunehmen, wenn der Zeitpunct, auf welchen er die Neife fefts 
gefegt hatte, verftrichen ift, und er daher aud Mangel diefes 
Reiſewagens genöthiget worden ift, die Reife aufzugeben, oder 
fi) um einen andern Wagen umzufehen. Indeſſen iſt ed aud) 
zur Vermeidung von Streitigkeiten in folcyen Fällen fehr räth— 
lich, die Zeitbefiimmung ausdrücklich ald auflöfende Bedingung 
beyzurücden. So ift es 3 B. fehr zweifelhaft, was in dem 
Falle Rechtend wäre, wenn nähmlich der Befteller des Reiſewa— 
gens dem Beftellten die Zeit, wann er abreifen werde, beſtimmt 
hätte, fpater aber, ohne dem Beftellten dießfalld eine Erinne— 
rung zu machen, den Zeitpunct der Abreife weiter hinaus ver: 
Vegt, und, weil der Beftellte den Neifewagen zur beftimmten Zeit 
nicht geliefert hat, fich fogleich einen anderen Reifewagen bey: 
gefchafft Hätte. — Könnte der Letztere dem Beſteller nicht erwies 
dern, er habe die befchloffene Abänderung des Neifeplanes in 
Erfahrung gebracht, und daher die urfprünglich feftgefeßte Zeit zu 
Ablieferung ded Wagens nicht mehr als auflöfende Bedingung 
anfehen Fonnen ? 

4) Mebft dem, daß in den beyden Ir. 1. und 3. berührs 
ten Fällen, der Befteller an den Vertrag nicht mehr gebunden 
ift, Eann derfelbe auch von dem Beſtellten für den ‚daraus ent= 
ftandenen Schaden Eıfaß fordern, und er it, fo wie in dem 
Tr 2. angeführten Falle, um den Betrag ded Schadens zu er— 
weifen, zur Ablegung des Schätzungseides zuzulaffen. 

5) Der gegenwärtige $. redet ausdrücklich nur von dem Zal: 
le, wenn der Beftellte aud feiner Schuld dad Verſprechen 
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in der zur Bedingung gefeßten Zeit nicht erfüllt, man könnte nun e 
contrario zu folgendem Schluſſe verfucht werden: Wenn der Bes 
ftellte durdy einen Zufall verhindert wird, dad Verfprechen in der 
zur Bedingung gefeßten Zeit zu erfüllen; fo ift der Befteller ſchul— 
dig, die beftellte Sache auch nach Verlauf diefer Zeit noch anzunehe 
men; und er kann auch für den daraus entftandenen Schaden Feis 
nen Erſatz fordern, — Allein diefe Schlußfolgerung ift nur in 
dem leßteren Theile richtig. — Denn daß der Befteller in dies 
fem Zalle keinen Erfaß des ihm durch die Nichterfüllung des 
Verſprechens zugegangenen Schadens von dem Beftellten for— 
dern Fönne, ift fchon in den allgemeinen Grundfäßen, welche 
bey der Lehre von dem Schadenerfage aufgeftellt worden, ges 
gründet ($$. 1295 u. 4311). Daß aber der Befteller, unge: 
achtet er die Nicht: Erfüllung des Verfprechend zur beftimmten 
Zeit ausdrücklich oder ftillfchweigend zur auflöfenden Bedingung 
gemacht, und der Beftellte hierzu eingewilligt hat, — dennoch 
zur Annahme des bejtellten Werkes auch noch nach Verlauf der 
Zeit follte angehalten werden Eönnen, ftünde im offenbaren Wis 
derfpruche mit dem $. 699, nach welchem e5 ganz gleichgültig 
it, ob das Eintreffen oder Nicht: Eintreffen der Bedingung vom 
Zufalle, oder von dem Willen des intereffirten Theiled abhängt. — 
Zu dem fagt der $. 1311, daß der Zufall denjenigen treffe, in 
deffen Vermögen oder Perfon er fich ereignet hat. — Iſt nun 
der Beftellte aus einem, in feiner Perfon fich ereigneten Zufalle 
verhindert worden, fein VBerfprechen zu erfüllen; fo hat er den 
daraus für ihm hervorgehenden Nachtheil felbft zu fragen, und 
er kann daher nicht fordern, daß von dem Inhalte des Vertras 
ges abgewichen, und dem Befteller aufgebürdet werde, nicht nur 
den eigenen, aus der nicht gehörigen Erfüllung des Vertrages 
ihm zugehenden Schaden zu tragen, fondern durch die nachträgs 
lihe Annahme des beftellten Werkes auch dem Beftellten feinen 
Schaden zu vergüten. Gin neuer Beweis, wie vorfichtig man, 
bey den Schlußfolgerungen e contrario zu Werke gehen mülfe. 

6) Es entfteht hier die weitere Frage, was in dem Falle 
Rechtens fey, wenn der Beftellte aus Verfchulden des Beftel: 
lers, oder aus einem fich in der Perfon des Legteren ereigneten 


412 ; [9. 41155. ] 
Zufalfe fein Verfprechen in der zur Bedingung geſetzten Zeit nicht 


erfüllet ? — was ſich leicht dann ereignen Fann, wenn der Bes 


fteller fich felbft zur Lieferung des Materiald anheifchig macht, 
diefed aber fo fpät übergibt, daß der Beftellte das Werf bis 
zum bejtimmten Zeitpunct zu vollenden außer Stand gefest ift 2 
— Da die Beantwortung diefer Trage eine genaue Auseinan⸗ 
derfegung ded folgenden $. vorausfegt, fo wird felbe bey Er— 
lauterung diefes $. vorgenommen werden. 

7) Iſt die Zeit der Erfüllung weder ausdrücklich noch ſtill— 
fchweigend beftimmt, fo muß der Vertrag von beyden Seiten 
ohne unnöthigen Auffchub erfüllet werden ($. 904). Es kann 
daher der DBejteller darauf dringen, daß der DBeftellte die Arbeit 
ohne unnöthige Zögerung beginne, und eben fo fortfege. — 
it die Zeit der Ablieferung ausdrücklich beftimmt worden, fo ijt 
der Beftellte nicht befugt, das beftellte Werk noch vor Ablauf der 
ausdrücklich bejtimmten Zeit abzuliefern, und den Befteller zur 
Uebernahme desfelben zu nöthigen. — Außer einer folchen ausdrück— 
lichen Zeitbeftimmung fann der Befteller die Uebernahme des beftell- 
ten Werkes, ald zu frühzeitig, in der Negel nicht verweigern, nut 
wenn momentane Hinderniffe der Uebernahme entgegen ftünden, 
müßte ſich auch der Beſtellte einen Eleinen Auffchub gefallen laf: 
fen. — Wird die Uebernehmung des fertigen Werkes von dem 
Befteller ohne rechtlichen Grund verzögert, fo liegt dem Beftell- 
ten ob, die gerichtliche Einleitung zu deren Verwahrung anzu— 
fuchen ($. 1425), welches dann die Stelle der fürmlichen Ueber: 
gabe vertritt. — Wann für den Befteller die Verbindlichkeit ent— 
fiehe, den Lohn zu entrichten, wird bey Erläuterung des $. 
4156 vorkommen. — GEntrichtet er nun den Lohn zu diefer be= 
ftimmten Zeit nicht, fo ift auch der DBeftellte berechtigt, dießfalls 
Entfhädigung zu verlangen, die nach $$. 1333 u. 1334 in Ent: 
richtung der Apercentigen Zögerungszinfen befteht. 


„. 1155. 


Auch für Dienfte und Arbeiten, die nicht zu Stande 
gekommen find, gebührt der beftellten Perfon 
eine angemefjene Entſchädigung, wenn fie das 
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Gefchäft zu verrichten bereit war, und von dem 
Befteller durch Schuld, oder einen Zufall, der 
ſich in feiner Perſon ereignet hat, daran ver— 
hindert, oder überhaupt durch Zeitverluft ver: 
kürzt worden ift. 

1) Der Zweck des Beftellten, den er bey Eingehung in 
den Lohnvertrag bezielet, beftehet eigentlich nicht in der Verrich— 
tung der Arbeit felbft, oder der Lieferung des beftellten Wer: 
kes, fondern in der Beziehung des bedungenen Lohnes, oder des aus 
Derfertigung des Werkes für ihn hervorgehenden Gewinnes; 
und nur der Lohn oder der Gewinn ift dem Bejtellten als ver: 
heißen anzufehen. Daher ift auch Fein Zweifel, daß der Beſtel— 
ler von dem Bertrage zurücdgehen Fönne, wenn er nur dem 
Beftellten den verheißenen Lohn oder den. Gewinn vergütef, 
welcher für ihn aus der Berfertigung des Werkes entftanden 
ſeyn würde. — Es kann daher dem Befteller die Arbeit oder 
dad Werk nicht aufgedrungen werden, fondern er ift nur zur 
Leiftung defjen verpflichtet, was dem Beftellten daran gelegen 
ift, daß die Arbeit oder dad Werk zu Stande fomme. 

2) Daraus fließt, daß auch für Dienfte und Arbeiten, die 
nicht zu Stande gefommen find, dem Beftellten in allen jenen Fäl— 
len Entfchädigung gebühre, wenn die Urfache, daß fie nicht zu Stans 
de gefommen find, nicht in dem Verſchulden des Beftellten, 
oder in einem in feiner Perfon fich ereigneten Zufalle, fondern auf 
©eite des Beftellers felbft gelegen ift. — Auf Seite des Letzte— 
ren Fann aber die Urfache darin liegen, daß diefer feinen Ent: 
fhluß, die Arbeit verrichten, oder dad Werk liefern zu laffen, 
aufgibt ;— oder daß der Beftellte aus Verfchulden des Beftellers, 
oder aus einem fich in der Perfon des letzteren ereigneten Zus 
falle verhindert wird, die Dienfte oder Arbeiten zu verrichten, 
zu denen er gedungen worden ift. Here Hofrath v. Zeiller führe 
in feinem Commentare ald Beyfpiel auf, wenn einem Fabriks— 
Unternehmer, welcher entfernte Arbeiter Fommen ließ, oder fie 
zur Derlafjung eined anderen Dienftes oder Arbeiten bemwog, 
die gehoffte Verwilligung ded Befugniffes, obfchon zufälliger Erz 


414 [$. 1155.] 


eignungen wegen, verfagt wird, — Dagegen fpricht, nach feiner 
Behauptung, den Unternehmer ein bloßer und noch dazu dußes 
rer (außer feiner Perfon) ‚liegender Zufall von aller Haftung frey, 
3: B. wenn dad eben erwähnte Fabrif5 + Gebäude durch einen 
Donnerftreih in Afche gelegt wird. — Der Unterfchied des er— 
fieren alles von dem letzteren beruht aber einzig darin, daß 
fi) dort der Zufall in feiner Perfon, hier aber in dem Vermö— 
gen de3 DBeftellerd ereignet hat. Im erfteren Falle dienen dem 
Beſteller die Fabriksarbeiter zu Feinem ©ebrauche mehr, weil 
ihm die Ausübung der Fabrikd » Unternehmung rechtlich unmög— 
lich, im legteren Zalle dagegen, weil fie ihm phyſiſch unmög— 
lich gemacht worden iſt. — Soll nun diefer Unterfchied auch eis 
nen Unterfchied in den Verpflichtungen des Beſtellers hervorbrin— 
gen? — Setzt der $ 878 die rechtliche Unmöglichkeit mit der 
phnfifchen nicht in eine Cathegorie? — und fagt nicht der $. 1311, 
welchen Herr Hofrath v. Zeiler ſelbſt zur Begründung feiner 
Behauptung anführt, daß der bloße Zufall denjenigen treffe, 
in defien Bermdgen oder Perfon er fich ereignet ')? 
Es ift zwar richtig, daß der gegenwärtige $. nur von einem 
in der Perfon ded Beftellerd ereigneten Zufalle ſpricht; — als 
lein, wenn, wie nicht zu zweifeln ift, die Anordnung de gegen⸗ 
wärtigen 9, daß der Befteller auch in dem Falle, ald die beftellte 
Derfon aus einem fi) in der Perfon des erfteren ereigneten Zus 
falle die Arbeit zu verrichten verhindert worden ift, zur Ente 
fhädigung verpflichtet fey, Tediglich eine, obgleich etiwad auddeh: 
nende Anwendung der Vorfchrift des $. 14311 auf vorliegenden 
Salt iftz fo ift nicht abzufehen, warum dad Gefeß den in dem 
Vermögen ded Beftellerd fich ereigneten Zufall, den ed $. 1311 
mit dem fich in der Perfon deöfelben fich ergebenen Zufalle ganz 
gleich geftellt hat, — hiervon auögenommen haben follte! — 
Sehen wir: A wolle fich porfraitiren laſſen, und bejtelle zu die: 
fem Ende einen berühmten Portrait: Mahler aus Wien. Die 


4) In dem oben berührten erſten Zalle läßt ſich freyfich von einem Verſchulden 
des Beftelers Faum abftrahiren ; denn wer in der Hoffnung, die Bewilligung 











zur Fabrifs = Unternehmung zu erhalten, bereits Arbeiter beftellet hat, fleht | 


immer in Verſchulden, wenn ihm dieſe verfagt wird. — Indeſſen muß bier 
nach der Vorausſetzung von einem Berfchulden abgeſehen werden, 
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diefer in Gräß anlangt , ift A bereitö geftorben. Offenbar were 
den nun die Erben des Verftorbenen A felbft nach dem buchftäbs 
lichen Auöfpruche ded gegenwärtigen $. den Mahler wegen dies 
fer Reife entfchädigen müffen, meil diefer durch einen Zufall, 
der ſich in der Perfon des Beftellerd ereignet hat, an der Ver, 
richtung ‚der beftellten Arbeit gehindert worden if. — Setzen 
wir nun: B babe fich zu gleicher Zeit einen Zimmer:Mahler aus 
Wien beftellt, um die Wohnzimmer feines Haufes auszumahlen, 
am Tage zuvor aber, ald er in Grätz anlangt, hat der Blitz 
diefed Haus in Afche und Schutt gelegt. — Sollte hier B den 
Mahler wegen feiner Reife nicht entfchädigen müffen, weil letz— 
feree an der DVerrichtung der Arbeit nicht wegen eines in der 
Perſon des DBeftellerd, fondern lediglich in dem Vermögen des— 
felben ereigneten Zufalled an der Verrichtung der Arbeit gehins 
dert worden it? — Ich bin fohin der Ueberzeugung, daß der 
Ausdruck: „in der Perfon des Beftellerd” in dem gegens 
wärtigen $. nicht ald Gegenfa von dem Vermögen deöfelben, 
fondern nur ald Gegenfag von der Perfon des DBeftellten ges 
nommen werden müffe ; daher nichtd anders heiße, als: „auf Seite 
des Beſtellers.“ 

3) In Bezug auf die Art und Weiſe der Entſchädigung 
muß aber ein Unterſchied gemacht werden, ob die Arbeit aus 
dem Grunde nicht zu Stande gekommen iſt, weil der Beſteller 
ſeinen Plan freywillig aufgegeben hat, oder derſelbe aus einem 
einfachen Verſchulden, oder einem ſich in ſeiner Perſon ereigneten 
Zufalle gehindert worden iſt, von der bedungenen Arbeit Ges 
brauch zu machen. — Im erften Falle wird ee dem Beftellten 
alles dasjenige zu erfegen verbunden feyn, was demfelben dars 
an gelegen ift, daß die Arbeit zu Stande komme. Denn er haf 
ſich durch den Vertrag verbindlich gemacht, den aus der Leiftung 
der Arbeit für ihn hervorgehenden Gewinn zu verfchaffen. "Die: 
ſes Verſprechen muß er erfüllen, und kann eigenmächtig nicht 
davon zurüdtreten ($. 1160). Die Entfchädigung wird fohin 
um fo beträchtlicher feyn, wenn der DBeftellte eine Perfon ift, 
welche fonft befchaftigungslos ift, die fohin ein ungleich grö— 
heres Intereſſe am der Zuftandebringung der Arbeit hat als 
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eine Perfon, die fi im anderen Wege Gewinn und Vortheil 
verfchaffen Eann. — Diefem muß aud) der Fall gleidy geftellt 
werden, wenn ſich der Befteller durch eine auffallende Sorglo— 


figfeit in die Lage verfeßt hat, von der beftellten Arbeit feinen 


Gebrauch machen zu können. Bey einem einfachen Verfchulden 
oder einem fich auf feiner Seite ereigneten Zufalle Fann er aber 
nur zur eigentlichen Schadloshaltung angehalten werden. 

4) Dad, was hier von dem Falle gefagt worden ift, wenn 
die Dienfte und Arbeiten gar nicht zu Stande kommen, gilt 
auch für den Fall, als der Beftellte durch Schuld des Beſtellers, 
oder durch einen fich auf feiner Seite ereigneten Zufall gehindert 
worden ift, die Arbeit in jener Zeit zu verrichten, al3 er fie 
fonjt verrichtet haben würde. — Diefes wäre z. B. der Fall, 
wenn ein Mierhkutfcher durch eine dem-Neifenden zugeftoßene 
Krankheit längere Zeit auf der Reife zubringen muß. — Bey 
Ausmeffung der Entfhädigung wird, wie v. Zeiler bemerkt, 
vorzüglich auf den Umftand zu fehen feyn, ob das Hinderniß 
dem Beftellten zeitlich gemeldet worden, und er im Stande gemes 
fen fen, während der Hemmungdzeit auf eine andere Art fich 
einen Lohn zu erwerben. 


; 1156. 

In der Regel gebü ihre der Lohn nad vollbrachter 
Arbeit. Wird aber die Arbeit in gewiſſen Ab— 
theilungen der Zeit oder des Werkes verrichtet, 
oder ſind Auslagen damit verbunden, die der 


Beſtellte nicht auf ſich genommen hat; ſo iſt | 


diefer befugt, einen mit der Dienftleiftung oder 
dem Werke verhältnigmäßigen Theil des Lohnes, 
und den Erfaß der gemachten Auslagen vor voll- 
endetem Werke oder gänzlich verrichteter Arbeit 
zu fordern, 


4) Der Eingang ded gegenwärtigen $. fcheint eine Ausnah⸗ 








me von der im $. 1052 aufgeſtellten Regel, daß der eine Con⸗ 


trahent, wenn er zur Erfüllung feiner eigenen Verbindlichkeit 


bereit ift, auch von Seite deö andern auf die Erfüllung deine. 


! 
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gen kann, feſtzuſetzen. Allein genauer betrachtet, ſind dieſe Ein— 
gaͤngsworte nur eine conſequente Folgerung aus dem $. 1052, nicht 
eine wirkliche Ausnahme von demſelben. — Denn fo wie die 
Erfüllung des Zaufchvertrages in der Uebergabe der vertaufchten 
Sache beiteht, fo befteht die Grfüllung des Lohnvertrages in der 
Bollendung der Arbeit oder Weberlieferung des beftellten Wer: 
kes auf einer ©eite, und die Entrichtung des bedungenen Loh— 
ned auf der anderen Seite. Die Bereitfchaft im Sinne des $. 
105% liegt‘ alfo nicht in der Geneigtheit des Willens, die Arbeit 
zu beginnen und gehörig fortzufegen, fondern in dem thätigen Wil: 
len, dem auch Fein äußeres Hinderniß entgegen ftehen darf, — den 
Zweck des einen Contrahenten fogleich zu realifiven. Diefes 
kann aber. hier nur nach vollbrachter Arbeit gefchehen. it alfo 
‚ eine Mühe oder Arbeit zu einem beftimmten Zwede ganz zu 
Stande zu bringen, oder ein vollendetes Werk zu liefern, 
z. DB. eine Fahrt an einem beftimmten Orte, oder die Vollen: 
dung, eines Kleidungsſtückes, die Verfertigung oder Verbefferung 
einer Uhr; fo gebührt erft darnach der Lohn. 

2) Es gibt aber Arbeiten und Werke, die Zufolge der Be: 
nennung oder Gewohnheit nach einer Zeit: oder Maßabthei— 
lung verrichtet und bezahlt werden, 3. B. die Arbeiten der Tag: 
töhner, der Wochenlohn der Handiverfögefellen, der m o- 
nathliche oder-vierteljährige Lohn des Gefinded und eini= 
ger Mierhkutfcher, eine Bauführung oder Straßenanlegung nad) 
Rlaftern, nah Rutyen m dgl. — Hier ift der Lohn nad) 
Maßgabe diefer Abtheilung zu bezahlen, weil hier der Zweck 
des Beftellers auch noch vor vollendeter Arbeit gewöhnlich we— 
nigftens theilweiſe erreicht wird. 

3) Selbft in. dem Falle, daß der Lohn für die Arbeit 
erft nach ihrer ‚gänzlichen Vollendung zu entrichten ift, kann 
man doch nicht vermuthen, daß der Werfmeifter aud) die oft 
fehe beträchtlichen baren Auslagen, 3. B. zu einer Baufüh: 
rung bis dahin rückſtändig laffen wolle; das Geſetz berechtigt 
ihn daher in dem gegenwärtigen $. den Erſatz der gemachten 
Auslagen vor vollendetem Werke oder gänzlich verrichteter 


Arbeit zu fordern. — Daß aber zur Beſtreitung der erſt zu ma— 
Nippel’s Eommentar VII, Th 27 
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chenden Auslagen, der Werkmeifter gleich einem Bevollmächtigten 
($. 1014), auch einen angemeffenen Vorſchuß verlangen könne '), 
hiervon fagt der gegenwärtige $. nicht, und ed fcheint daher auch 
diefe Behauptung nicht ald richtig angenommen werden zu kön— 
nen. — Der Beftellte Fann nicht als ein Gemwalthaber angefehen 
werden; denn fonft müßte der Befteller denfelben auch den zur 
Zuftandebringung ded beftellten Werkes nothwendig oder nüßlich 
gemachten Aufwand, felbit bey fehlgefchlagenem Erfolge erfegen 
($. 1014), wad doch gewiß Niemand behaupten wird. 


— 1157. 


Penn duch einen bloßen Zufall der zur Berfer- 
tigung eines Werkes vorbereitete Stoff oder 
Das Werk felbit ganz oder zum Theile zu Grun: 
de acht; fo trägt der Eigenthümer des Stoffes 
oder des Werkes den Schaden. Hat aber der 
Befteller einen zur zweckmäßigen Bearbeitung 
offenbar untauglichen Stoff geliefert; fo ift der 
Arbeiter, wenn die Arbeit aus diefem Grunde 
mangelhaft ausfällt, und er den Befteller nicht 
gemwarnet hat, für den Schaden verantwortlich. 

4) Unter bloßem Zufalle verfteht hier dad Geſetz ein 
von jeder Willkühr des Beſtellers fowohl als des Beftellten une 
abhängiged Ereigniß. Er fchließt nicht nur ein unmittelbares, 
fondern auc ein folches Verfchulden aus, ohne welches ein zu= 
nächſt zufälliger Schade die Sache nicht getroffen haben würde. 

— Beyſpiele eines ſolchen mittelbaren Verſchuldens liefern meh— 

rere SI. des Geſetzbuches, mie die $$. 965, 979. Den Stoff 

zur Verfertigung eines Werkes liefert nähmlich entweder der Be— 
ſteller ſelbſt oder der. Beſtellte. — Im erſten Falle bleibt: der 

Beſteller noch immer Eigenthümer desſelben, im zweyten Falle 

verliert der Beſtellte dad Eigenthumsrecht dieſes Stoffes erſt dann, 

‚wenn er das vollendete Werk an: den: Beftelfer überliefert hat: 


1) Siehe v. Beiller's Sommentar $.. 1156, Nr. .3) s had 








— 
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2) Iſt nun der Stoff durch (unmittelbares oder nur mittel- 
bares) Berfchulden eines der Kontrahenten befchädiget worden, 
fo trägt natürlich der fihuldtragende Eigenthümer felbft den ver- 
urfachten Schaden, und ift er nicht der Eigenthümer, fo ift er 
dem anderen Theile nach Maßgabe der Größe und der Art der 
Beſchädigung ($. 1524) zur Entfchädigungöleiftung verpflichter. — 
Gründer fih aber die Beſchädigung auf einen bloßen Zufall 
(Nr. 4), fo trifft der Schade den Eigenthümer; Folglich entwe— 
der den DBefteller, der den Stoff hergegeben, oder den Beftellten, 
der ihn angelchafft hat, fammt dem Verluſte feiner fruchtlofen 
Arbeit. — Der verunglüdte Befteller, der feinen gegebenen 
Stoff verarbeiten laffen wollte, ift zur Erneuerung der Beftellung 
nicht verpflichtet, jedoch wäre er gehalten, den aus der Vereite— 
lung der Beftellung für den andern Theil wirklich erwachlenden 
Machtheil zu erfegen ($. 1155). Wohl aber bleibt der Beſtell— 
te, dem fein eigener Stoff zu runde ging, in fo fern zur 
Veberlieferung des Werkes Fein Zeitraum beftimmt worden ift, 
nicht nur berechtiget, fondern auch verpflichtet, das Werk mittelft 
eines frifchen brauchbaren Stoffes zu liefern, wobey ſich jedoch 
der Beſteller einen diefen Umftänden angemeffenen Aufſchub ge: 
fallen lajfen muß ($. 904). — Iſt aber zur Lieferung ein be— 
ſtimmter Zeitpunct feftgefeßt worden, fo ift zwar der Beftellte be— 
rechtigt, das beftellte Werk zu liefern, wenn er es binnen des feft: 
gelegten Zeitraumes zu liefern im Stande iftz er kann aber hierzu 
nicht verhalten werden, wenn ihm die Erfüllung des Verſpre— 
chens dadurch unmöglich geworden iſt, und: kann auch zu einer 
Entfhädigung dießfals nicht angehalten werden. 

3) Iſt ein fchlechter Stoff zur Verfertigung des Merkes 
verwendet worden, und dadfelbe geht dadurd) zu Grunde; fo 
koͤmmt es gleichfall5 darauf an, ob der Beiteller oder der Be: 
ftellte den Stoff geliefert hat. — Hat der Befteller denfelben 
hergegeben, fo Liegt die Befchädigung in feinem Verſchulden, 
er hat daher nicht nur allein (den für ihn Hieraus entfpringene 
den Nachtheil felbft zu, tragen, fondern er ijt auch verpflichtet , 
dem DBejtellten, wenn es vor gänzlicher Vollendung aus diefer 
Urfache zu Grunde gegangen ift, für feine Arbeit eine angemef: 

97° 
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fene Entſchädigung zu leiſten ($. 4155), — Nur dann, wenn 
der Beitellte die Mängel des Stoffes gekannt, oder fie wenig: 
ftend nach den im $. 4299 berührten Verhältniſſen hätte Fennen 
follen, und den Befteller dießfalls nicht gewarnet hätte, ift er 
zum Schabdenerfage entweder ganz oder menigftend theilmeife 
verpflichtet, je nachdem nahmlich der DBefteller von den Män— 
geln Wiffenfchaft hatte, oder Wiffenfchaft hätte haben follen 
oder nicht (F. 1304). Hat aber der DBeftellte den fchlechten 
Stoff geliefert, fo muß er, obgleich der Mangel etwa verbor: 
gen war, den Schaden übernehmen, und er mag ſich dann bey 
dem Weberbringer des fchlechten Stoffes erhohlen; eine Bemer: 
Eung, die auch von dem Befteller in dem Cingangd erwähnten 
Galle gilt. 

4) Da bey Ararifchen Baulichkeiten, worunter alle unter 
den Einfluffe der Staatöverwaltung vorzunehmenden Baufüh: 
zungen verftanden werden '), die Lieferung des Materiald abs 
gefondert von der Verarbeitung deöfelben gepachtet werden kann, 
fo ift die Stage entftanden: ob in dem Falle, in welchem wegen 
des nicht in gehöriger Güte gelieferten Material3 ein Bau im 
Sanzen, oder an irgend einem Theile fchadhaft würde, der dad 
Maͤteriale verbrauchende Arbeiter oder etwa der Lieferant dafür 
zu haften, und den Schaden zu erfegen habe? — Diefe Frage 
wurde durch höchfte Entfchliegung vom 417. April 1820 dahin 
entfchieden: daß nur der Pächter der Verarbeitung des Materiald 
dem Aerarium für allen an dem von ihm ausgeführten Baue 
fowohl wegen der fchlechten Arbeit, als auch der fchlechten Qua— 
lität de5 dazu verwendeten Materials entftehenden Schaden ver: 
antwortlich ſey, da es ihm zuftehe, die nicht in contractmäßi- 
ger guter Qualität gelieferten Materialien dem Lieferanten aus: 
zuftoßen. Zugleich wurde jedoch angeordnet, daß die bey den 
Bauten zur Aufficht beftellten Baubeamten forgfältig darüber zu 
wachen haben, damit nur gute Materialien contractmäßig gelie: 
fert und angenommen werden ?). 


4) Hoff. Dec. vom 8. July 18203 P. ©., 13. B. ©.; 158. 
2) Hoff. Dec. vom 23. April 1320, II, Ubfaß, 3.25 P. G. ©., 28. B., ©. 104. 
Siehe Winniwarters HYandbub, 3.8, ©. 76. 
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5) Ein ähnlicher Fall kann auch bey Privatbauführungen 
vorfommen, — und er wäre ebenfall ganz nach den hier bey 
Aerarial » Bauführungen aufgeftellten Grundſätzen zu entfcheiden. 
Nur glaube ich, daß der Befteller lediglich berechtiget ſey, den: 
jenigen, der die Verarbeitung ded Materials übernommen hat, 
um den aus der fohlechten Qualität des verarbeiteten Materiald 
hervorgehenden Schaden anzugehen, daß er aber hierzu nicht ges 
halten fey, fondern auch unmittelbar den Lieferer um Schaden: 
erfaß angehen Eönne; wobey fich jedoch die SS. 1301 u. 1302 
vor Augen zu halten waren. — Ja ich bin felbft der Meinung, 
daß die obige politifche Vorfchrift eigentlich nur die Norm ent: 
halte, an wen fich die Vertreter des Höchften Aerars wegen der 
Entfhädigung zu wenden haben, und daß dadurdy weder dem 
Bauführer fein Negreß an den Lieferer de Material benommen, 
noch der Staatöverwaltung felbft dad Befugniß entzogen werden 
wollte, im Falle es vortheilhafter befunden würde, auch den 
Lieferer des Material als Xheilnehmer an der Beſchädigung nad) 
Maßgabe der $$. 1301 u. 1302 um den Erfa zu belangen. 


J. 1158. / 
Mann die Beftellung in einen Kaufvertrag übergehe. 

Sm Zweifel, ob die Beftellung einer Arbeit für 
einen Kauf= oder für einen Lohnvertrag zu hal— 
ten fey, wird vermuthet, daß derjenige, Der 
den Stoff dazu liefert, den Arbeiter beftellet 
habe. Hat aber der Arbeiter den Stoff gelies 
fert; fo wird ein Kauf vermuthet. 

4) Die Ueberfchrift bezeichnet hier nicht ganz paſſend das— 
jenige, was eigentlich diefer F. anordnet; denn aus felber 
Fönnte man fchliegen, daß in dem Falle, ald derjenige, der ſich 
zur Verfertigung eined Werkes verpflichtet hat, den Stoff ſelbſt 
dazu liefert, Bein eigentlicher Lohnvertrag, fondern ein Kaufvers 
trag gefchloffen werde. — Allein diefes fagt der gegenwärtige 
$. nicht, fondern er ftellt für diefen Fall nur eine Vermuthung 
auf. Treffender dürfte der Inhalt des gegenwärtigen $. durch 
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die Morte bezeichnet werden: Warn im Zweifel der Vertrag für 
einen Lohn, und wann für einen Kaufvertrag angelehen werde, 

2) Es muß nähmlich bemerfet werden, daß die Lieferung 
eines Werkes, für welches eine beftimmte Summe Geldes ent: 
richtet oder zugefichert wird, ſowohl die Zolge eined Kauf ald 
eines Lohnvertrages feyn könne. Verſpricht nähmlich Jemand 
eine ihrem Individuum, oder ihrer Gattung nach beſtimmte 
Sache um eine beſtimmte Summe Geldes einem Andern zu über: 
laſſen; fo fommt, wenn diefed DVerfprechen von dem Andern 
auch angenommen wird, ein Kaufvertrag zu Stande (F. 1053); 
macht ſich aber Jemand anheifchig, eine Sache erft zu verfertigen, 
und wenn fie verfertiget ift, dem Anderen in fein Eigenthum zu 
übergeben; dann ift ein Lohnvertrag vorhanden ($. 1151). Wenn 
ich 3. B. mit einem Uhrmacher den Vertrag fchließe, daß er 
mir eine goldene einfache Sackuhr von einer beftimmten Größe 
gegen Entrichtung einer beftimmten Summe Gelde in mein 
Eigenthum übergebe, fo fchliege ich einen Kaufvertrag; fchliege 
ich) aber den Vertrag dahin, daß er mir gegen Entrichtung 
einer beftimmten Summe Geldes eine goldene Sackuhr verfer- 
tige, und mir die verfertigte Ahr dann aud) übergebe, fo fchließe 
ich einen Lohnvertrag. — Diefer Unterfchied ift in mancher Be: 
siebung von practifcher Wichtigkeit. — In dem erfteren der hier 


berührten Fälle muß ed mir gleichgültig feyn, ob mir der Uhr: 


macher eine bereitö vorhandene Sackuhr, oder eine erft nach 
der Hand von ihm verfertigte, ob er mir eine von ihm felbft, 
pder von einem anderen Uhrmacher gearbeitete Uhr übergebe, 
wenn er fie nur innerhalb des bejtimmten Zeitpunctd liefert; 
in dem zweyten Falle fordere ich mit Necht, daß die Ahr neu, 
und zwar in der Regel von ihm felbft verfertigt werde ($ 1161). 

3) Entfteht nun ein Zweifel, ob die Uebergabe eines Wer: 
kes in Folge eines Kaufs= oder Lohnvertrages gefchehen fey, 
ober zu gefchehen habe; fo ift vor Allem darauf zu fehen, wer 
den Stoff zu diefem Werke geliefert habe. — Hat der Arbeiter 
felbft den Stoff geliefert, fo wird ein Kaufvertrag, hat aber 
der andere Theil den Stoff, aus welchen dad Merk verfertiget 
worden ift, hergegeben, fo wird ein Lohnvertrag vermutbet. 
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Da Vermuthungen überhaupt einen Gegenbeweis aulaffen, fo 
ift diefed auch hier der Fall, Seltener wird jedoch die Erſchei— 
nung feyn, daß in dem alle, als der Uebernehmer des Wer: 
kes den Stoff zu felbem felbft geliefert Hat, ein Kaufgefchäft 
zu Grunde liege, — Doc) laffen ſich allerdings auch folche Fälle 
denken. — Sehen wir 5. B: es fey audgemacht, daß A dem 
B für ein von ihm im Baue begriffeneds Haus 12000 fl. zuge: 
ſichert, diefer e5 um diefe Summe Geldes vollendet zu überge: 
ben verfprochen habe. — Nun begehrt B, nachdem er einen 
Theil des Hauſes vollendet Hat, zur Bedeckung feiner gemachs 
ten Auslagen einen denfelben angemeffenen Vorſchuß, den A zu 
geben verweigert. — Ob nun B berechtiget fey , diefen Vorſchuß 
zu begehren oder nicht, wird einzig von der Beantworfung der 
Frage abhängen, ob zwiſchen ihnen ein Lohnvertrag, oder ein 
eigentlicher Kaufvertrag zu Stande gefommen ſey; denn im er— 
fteren Falle Spricht ihm der $. 1156 diefes Recht offenbar zu, 
nicht aber im zweyten, weil dad Kaufgeld erft bey Uebergabe 
der verfauften Sache abzuführen ift (F. 1062). Wenn nun 
hier B den Beweis herftellet, daß A die Ziegel zu Erbauung dies 
ſes Haufes geliefert hat; fo wird in fo lange, als A fein Vor— 
geben, es liege ein eigentliche Kaufvertrag zu Grunde, nicht 
zu erweifen im Stande ift, das zwifchen beyden Theilen bejte= 
hende Rechtögefchäft für einen Lohnvertrag angefehen werden müſ— 
fen; kann aber der A darthun, daß B den Bau des Haufes bloß 
aus eigenem Antriebe begonnen, und bey ihm die Ziegel dazu be: 
ftellet hat, und daß erſt in der Folge zmwifchen ihnen der Vertrag ge: 
fchloffen worden ift, vermög welchem fich der B verbindlich machte, 
das von ihm im Baue begriffene Haus nad) feiner Vollendung dem 
A um 12000 fl. zu übergeben; fo würde A die dem B zu Guten 
kommende gefegliche Bermuthung durch den Gegenbeweis zerftören. 


§. 1159, 


Wenn mit dem Lohnvertrage noch andere Neben: 
verträge verbunden werden; fo müſſen die jedem 
derjelben angemefjenen gefeglichen Borfchriften 
beobachtet werden, 
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Mit einem Lohnvertrage Fönnen andere Hauptverträge ver: 
bunden werden, 3. B. ein Borgvertrag durch Auslagen des Bes 
ftellten zur Anfchaffung des Stoffes, eine Verwahrung ded ihm 
anvertrauten Stoffes, eine Bevollmächtigung zum Verkaufe alter 
Materialien u. f. w. Da diefe Verträge ganz felbfiftändig für 
ſich beftehen, und ihre Verbindung mit dem Lohnvertrage ganz 
zufällig iſt; fo find fie ganz nach ihrer eigenthümlichen Natur, und 
nach den für diefe Gattungen von Verträgen beftehenden geleß- 
lihen Vorfchriften zu beurtheilen. Noch häufiger kommen aber 
Nebenbeftimmungen und Nebenverträge vor, von welchen einige 
von der Art find, daß fie bey allen Verträgen vorfonmen, wie 
3. B. die Bedingung eined Ungelves, Reugeldes u. f! w., in 
Anfehung welcher gleichfalls die in dem Hauptftüde von Ver: 
fragen enthaltenen allgemeinen Borfchriften gelten; andere dage— 
gen fommen gewöhnlicher bey anderen Verträgen vor, und das 
Geſetzbuch hat fie daher auch dort abgehandelt, wie 5. B. Weber: 
gabe eines Werkes auf die Probe, hier tritt die Analogie diefer 
Iegteren Vorfihriften in Anwendung. 


$. 1160. 
Erlöfchung des Lohnvertrages. 

Arbeiter, welche auf eine beftimmte Zeit, oder 
bis zur Vollendung eines gewiflen Werkes be— 
ftellt worden find, Eönnen ohne rechtmäßigen 
Grund vor verlaufener Zeit, und vor vollendes 
tem Werke weder die Arbeit aufgeben, noch ver: 
abfchiedet werden. Wird die Arbeit unterbro— 
chen; fo verantwortet jeder Theil fein Verſchul— 
den, aber Feiner den Zufall. 

1) Ein Lohnvertrag erlifcht, fo wie jeder Vertrag, durch 
Verlauf der ausdrücklich oder ftillfchweigend beftimmten Zeit 
($. 4449), folglich audy mit Vollendung des Werkes, wozu der 
Urbeiter gedungen worden ift. 

2) Vor der Zeit kann weder der eine noch der andere Theil 
eigenmächtig, ohne rechtmäßigen Grund, abgehen. Der 
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weigernde Arbeiter kann zufolge der Gerichtsordnung durch ans 
gemefjene Zwangsmittel zur Fortfegung der Arbeit angehalten 
werden, auch ift er nebftbey verpflichtet, den aus feiner wider— 
rechtlichen Weigerung entfpringenden Schaden zu vergüten. — 
Der Bejteller kann zwar nicht directe verhalten werden, ſich die 
bedungene Arbeit verrichten zu laffen, er kann aber angehalten 
werden, dem Beftellten alle jene Vortheile zu erfeßen, welche 
ihm aus der Leiftung der Arbeit zugefloffen feyn würden, und 
welche er ohne diefelben nicht erlangen kann ($. 1055 Nr. 1). 

3) Ad recht mäßiger Grund zur Aufhebung ded Ver— 
trages Eann aber nur dad Eintreffen eines ſolchen Umſtandes 
angefehen werden, bey deffen Vorhandenfeyn ed dem einen oder 
anderen Theile phyſiſch oder rechtlich unmöglich wird, den Ver— 
frag zu erfüllen. Auf Seite des Arbeiterd tritt daher ein fol 
cher Grund ein, wenn er zur Fortfegung der Arbeit unfähig 
wird, — auf Seite des Beftellers, wenn der aus den Umftän= 
den hervorleuchtende , oder fonft dem Arbeiter bekannt gemachte 
Zweck der Arbeit vereitelt wird, auf beyden Seiten, wenn die 
Leiftung der bedungenen Arbeit von Seite der Staatsverwal— 
tung verbothen wird. — Die eingetretene Unfähigkeit des Ars 
beiterö bringt ſowohl diefen felbft, da er den Lohn entbehren 
muß, der ihm für die Vollbringung der Arbeit zugefichert wor— 
ven, ald dem Befteller einen Nachtheil; rührt daher diefelbe von 
einem bloßen Zufalle her, fo hat jeder Theil den für ihn ent: 
fpringenden Nachtheil felbft zu tragen ($. 1311). It ein Ver— 
ſchulden des einen oder anderen Theiled unterlaufen, fo ift dies 
fer hierfür verantwortlich ($. 1295). — Iſt dent Befteller der 
Zweck, um deffen willen er fich die Leiftung der Arbeit verfpres 
chen lieg, vereitelt worden, fo kann er zur Leitung der Ent: 
ſchädigung angehalten werden, welche aber in diefem Falle nur 
in der eigentlichen Schadloshaltung, d. i. darin befteht, daß dent 
Beftellten feine bisher gehabten baren Auslagen erfeßt, und 
eine Vergütung für die bisher gehabte Bemühung, und den 
gemachten Zeitaufwand geleitet werde ($. 1055 Nr. 2). Es Fönnte 
zwar dagegen gerüget werden, daß dem $. 1311 eine fo große 
Ausdehnung gegeben werde, indem diefer, wie bey Erläuterung 
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diefes $. bemerkt werden wird, demjenigen, in deffen Perfon 
oder Vermögen fich der Zufall ereignet hat, nur zur Tragung 
des aus demfelben hervorgehenden Nachtheiles, keineswegs aber 
zu einer Entfchädigungöleiftung an einen Dritten verpflichtet. — 
Allein es ift Folgendes in Erwägung zu ziehen. Durch den Lohn 
vertrag macht fih, wie bereitd bey Erläuterung des $. 1151 
Nr. 3 bemerft worden ift, der. Beftellte zu einzelnen Dienftver- 
richtungen, welche überhaupt dazu dienen, die Zwecke des Anz 
deren zu befördern, der Beſteller dagegen zur Abreichung eines 
beftimmten Lohnes verbindlich. Sind mit der zugefiherten Dienſt— 
leiftung auch bare Auslagen verbunden, fo umfaßt der verfpro- 
chene Lohn auch diefe. — Die gänzliche Zuftandebringung eines 
Werkes feßt einen Inbegriff einzelner Dienftleiftungen voraus; 
jede ſolche einzelne Dienftleiftung gibt nun ſchon einen Anſpruch 
auf einen verhältnigmäßigen Theil des Lohnes, obfchon diefer 
erſt in der Regel nach vollbrachter Arbeit entrichtet wird ($. 1056). 
Wird nun die Arbeit nicht vollendet, fo kömmt es darauf an, 
ob fie wegen eines auf ©eite des Beſtellers oder des Beitellten 
entftandenen Berfchuldens oder ergebenen Zufalls nicht zu Stande 
gekommen ift. Iſt das erftere der Fall, fo it fein Grund vor— 
handen, dem Belteller von der in dem Lohnvertrage dem Be— 
ftellten azugeficherten Vergütung der gehabten baren Auölagen, 
und der bereitö zur Beförderung der Zwecke des Beſtellers un: 
ternommenen Handlungen, für weldye der Kohn verfprochen wurde, 
zu befreyen. Die oben berührte Schadloshaltung gründet fic) 
daher in einer von ihm übernommenen contractmäßigen Verbind— 
lichkeit, von welcher ihm der ſich auf feiner Seite ereignete Zus 
fall nicht befreyen fol. — Kommt aber die Arbeit wegen eines 
auf Seite des Beftellten ſich ereigneten Zufalls nicht zu Stande; 
fo ift fein Grund vorhanden, die Begünftigung für ihn eintreten 
zu laffen, daß er auch noch vor vollbrachter Arbeit einen Theil 
des Lohnes fordern könne. 

4) Mit diefer Erklärung ſteht auch der Schlußfag des ge: 
genwärtigen $., daß Eein Theil den Zufall verantworte, in voll: 
kommener Harmonie. Denn eben darum, weil Eein Theil den 
Zufall verantwortet, muß ſich derjenige Theil, auf deſſen 
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Seite fich der Zufall ergeben hat, die daraus entftandene Folge 
felbjt gefallen laffen; denn von demjenigen, welcher bloß die 
nachtheiligen Zolgen des Zufall trägt, kann man nicht fagen, 
daß er den Zufall verantmworte, 

5) Hat fi) Jemand an einen Anderen zur Dienftleiftung 
verdungen, fo iſt es ihm rechtlich unerlaubt, fich mit einem 
Dritten in eine ähnliche Verbindung einzulaffen, welche mit der 
erfteren nicht zugleich in Erfüllung gebracht werden kann. — 
Wenn daher 5. B. ein Schaufpieler von einem Theater = Unter 
nehmer auf drey Jahre engagiret wird, fo Fann er während dies 
fer Zeit mit keinem anderen Theater-Unternehmer in Verbindung 
treten, und wenn er deffenungeachtet mit einem anderen Unterneh: 
mer, der von dem früheren Contract5 = VBerhältniffe Feine Kennt: 
niß hat, einen Vertrag eingehen würde; fo könnte er wohl zur 
Entfchädigung aber nicht zur Erfüllung ded Vertrages gezwun— 
gen werden. Vielmehr muß demjenigen, deffen Rechte durch 
den nachträglichen Contract verleget worden, dad Recht zuſte— 
ben, dem Deftellten mit Zwang zur Grfüllung feiner früher 
eingegangenen Verbindlichkeit zu verhalten, ohne daß der fpä- 
tere Sefteller, bey welchem er zur Dienftleiftung bereitö einges 
treten iſt, diefes verhindern könnte. — Nur fcheint es, daß, 
wenn der eine Beſteller die Entlaffung des Beftellten verweigern 
follte, inöbefondere zwifchen den benden DBeftellern ein Rechts— 
ftreit abgeführt werden müßte. Denn die Dienftleiftungen der 
Menfchen machen einen Gegenftand des rechtlichen Verkehres 
aus, und werden daher den Sachen beygezählet ($. 285 Nr. 3). 
Der eine Befteller befindet fich fohin im Befige der Dienftlei- 
ftung als Sache betrachtet, und ed darf fich daher der andere 
Befteller nicht eigenmächtig in den Befiß fegen '), fondern 
muß fein Recht im ordentlichen Rechtswege gegen ihn ausfüh— 
ren ($. 320). 


4) Die Einfimmung oder Verurtheifung des Beftellten hebt den Begriff der 
Eigenmächtigkeit nicht auf, indem Dadurch nur das perfönlihe Rechtsver— 
hältniß des Beftellten gegen den Befteller, nicht aber auch das dinafiche 
Verhältniß der beyden Befteller gegen die Dienfleiftung als Sache betrach— 
tet, feſtgeſtellt wird. 
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Nur in dringenden Umftänden Fann der beftellte 
Arbeiter oder Werfmeifter das ihm aufgetragene 
Gefhäft einem Andern anvertrauen, und felbft 
in diefem Sale haftet er für ein Verſchulden in 
der Auswahl der Perfon, 


4) Schon bey Erläuterung des vorhergehenden Paragra— 
phes Nr. 3 wurde bemerkt, daß auf Seite des Arbeiterd ein 
rechtmäßiger Grund zur Aufhebung des Vertrages dann vorhan- 
den fey, wenn er zur Fortſetzung der Arbeit. unfahig wird. Aus 
den Worten diefes $., daß der Arbeiter ohne rechtmäßigen Grund 
die Arbeit nicht aufgeben Fönne, gehet hervor, daß er bey 
dem Gintreffen eines folhen Umftandes dem Befteller dad Hin: 
derniß anzeigen müffe. — Die Nichtigkeit diefer Behaupfung 
ergibt ſich auch noch aus der Betrachtung, daß der Arbeiter 
oder Werfmeifter den Zwed des Beftellerd durch feine Arbeit zu 
befördern fich anheifchig gemacht hat, und daß er fohin auch 
bey Eintreten eines Hinderniffes den Zweck des Beftellerd aus 
eigener Kraftanwendung zu befbrdern, doch verpflichtet feyn müſſe, 
von feiner Seite das Mögliche und Nöthige zu verfügen, damit 
der Zweck des DBeftellerd erreicht werde. — In dringenden Fäl— 
len, wenn nähmlich Gefahr am Verzuge haftet, ift der Be— 
ftellte fogar verpflichtet, das ihm aufgetragene Geſchäft ſelbſt 
einem Stellvertreter anzuverfrauen. — Zwar redet der gegen: 
wärtige $. nur von dem Rechte ded Beftellten, einen Stellver: 
freter aufzunehmen, keineswegs aber von der Verpflichtung hier— 
zu. — Allein eben aus der Berechtigung fließt auch die Ver: 
pflihtung hierzu; denn bey Abfchliegung des Lohnvertrages hat 
fich der DBeftellte lediglich zur Verrichtung beftimmter Dienfte 
oder Verfertigung eines Werkes verpflichtet ($. 1151). DBey 
dem Beftande der Rechtöregel: quod quis per alium facit ipse 
fecisse videtur, die auch im gegenwärtigen Geſetzbuche noch 
fortlebt, liegt in dem Beflandverfrage an und für fich Keine 
Ausfchließung eines Stellvertreterd, und nur die befonderen ges 
feglihen Beftimmungen enthalten hierüber einige Befchränkun: 
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gen. — Da nun bey bem Mangel einer entgegengefeßten aus: 
drüclichen Verabredung alle gefeglichen Beſtimmungen ald in 
ven Vertrag aufgenommen angefehen werden müſſen; fo ift e3 
eben fo viel, als ob fich der Beftellte verpflichtet hätte, die 
Dienftleiftung entweder felbft zw verrichten, oder durch einen 
Stellvertreter verrichten, dad Werk entweder felbft zu verferti— 
gen, oder durch einen Dritten in feinem Nahmen verfertigen 
zu laffen, und als ob der Befteller die Befchränfung hierzu ge: 
fügt hätte, daß nur in dringenden Fällen ein Stellvertreter ein: 
treten dürfe. — Da fih nun der Beftellte im Allgemeinen ver: 
pflichtet hat, das ihm aufgetragene Gefchäft entweder felbft, 
oder durch einen Stellvertreter zu verrichten; fo folgt, daß er 
in allen jenen Fällen, wo er verhindert ift, dad Geſchäft felbft 
zu verrichten, und wo ed ihn zugleich phyſiſch und rechtlic) 
möglich) ift, das Gefchaft durch einen Stellvertreter verrichten 
zu laffen, er auch hierzu verpflichtet fey. 

2) Der Beftellte, der fich zur WVerrichtung eines Geſchäf— 
tes für einen Anderen anheifhig gemacht hat, gleichet bier einem 
Gewalthaber. Es ift daher auch ganz confequent, daß die Vor— 
fchrift des F. 1010, zufolge welcher der Bevollmächtigte auch in 
dem Falle, als die Beftellung eines Stellvertreter durch die 
Umftände unvermeidlich wird, dennoch für ein bey der Auswahl 
der Perfon begangenes Berfchulden verantwortlich bleibt, auch 
hier in Anwendung gebracht werde. 

3) Von der Regel, daß nur in dringenden Umftänden 
dad Geſchäft einem Stellvertreter anvertraut werden dürfe, macht 
ganz natürlicy der Ball eine Ausnahme, wenn der Befteller 
ſelbſt dem Beftellten die Macht eingeräumt, die Arbeit durch 
einen Dritten beforgen zu laſſen. Diefed kann entweder aus: 
drücklich oder ftillfchweigend geichehen. Eine folche ftillfchwei- 
gende Berechtigung muß in allen jenen Fällen angenommen wer: 
den, wo ein Werfmeifter oder Gewerbömann befannter Maßen 
fidy auch fremder Hülfe von Geſellen, Lehrjungen und anderen 
untergeordneten Arbeitern, 3. B. bey einem Baue, bedienen muß. — 
In diefen Falle beftimmt auch die gewöhnliche Verwendungdart 
diefer Individuen die Gränze der Bevollmächtigung. Daß auch) 
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in dem Falle einer ausdrücklichen oder ftillfehtweigenden Grmächz \ 
tigung der Beſtellte für die Wahl: ded Stellvertreterd verant-⸗ 
mortlich fey, fließt gleichfal5 aus der Analogie‘ des $. 1010, 
und liegt in der Natur, der Sache, weil es in Bezug auf die 
Verpflichtungen des, Beftellten einerley ift, ob feine Berechtigung 
in dem ausdrücklich oder jtillfchweigend erklärten Willen des Be: 
ſtellers, oder Lediglich in dem diefen Willen vertretenden Gefege 
gegründet fey. 


‘. 1162. 


Ein Lohnvertrag über Arbeiten, bey denen auf 
die befondere Gefchiclichkeit der Perfon Rüd- 
ficht genommen zu werden pflegt, wird durch 
den Tod des Arbeiter aufgehoben, und die 
Erben können nur den Preis des zubereiteten 
brauchbaren Stoffes, und einen dem Werthe 
der geleiteten Arbeiten angemeffenen Theil des 
Kohnes fordern. Stirbt der Befteller einer Ar— 
beit; fo müffen feine Erben den Vertrag fort: 
ſetzen, oder den Beftellten ſchadlos halten. 

41) Da gerade der. vorhergehende $. die Regel aufftelt, 
daß der beftellte Arbeiter oder, Werkmeifter dad ihm aufgetragene 
Geſchäft in eigener Perfon verrichten müſſe, und. nur in drin— 
genden Umftänden ſich eines Stellvertreterd bedienen könne; fo. 
folgt, daß in der, Negel jeder. Lohnvertrag durch den Tod des 
Arbeiter aufgehoben werde, und «die Erben des Urbeiterd nur 
in den Fallen, als Gefahr am Verzuge haftet, das Geſchäft 
durch einen Stellvertreter fortführen fönnen., Der gegenwärtige 
$., aus welchem hervorzugehen fcheint,. daß der Lohnvertrag 
durch den Tod des Beftellten nur dann erlöfche, wenn er über 
Arbeiten gefchloffen wurde, bey denen auf die befondere Geſchick— 
Vichfeit der Perſon Rüdficht genommen zu werden pflegt..fann 
daher nur für den Fall verſtanden werden, wenn es dem: Be: 
ftellten erlaubt” worden iſt, die Arbeit: auch mittelft Beſtellten 
oder Gehülfen zu Stande zu bringen; weil, wie vw. Zeiller bes 
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merkt, auch hier auf die perfönlichen Eigenſchaften ded Beitells 
ten, auf feine Auswahl, Dberauffiht und Leitung Bedacht ge: 
nommen wird. — Man Fann daher die Regel aufftellen, dag 
der Lohnvertrag mit dem Tode des DBeftellten erlöfche; und muß 
hiervon nur den Fall ausnehmen, ald der Lohnvertrag Arbeiten 
betrifft, bey welchen man auf die befondere Gefchicklichkeit der 
Perfon Feine Rücdficht zu nehmen pflegt, und dabey dem Be: 
ftellten ausdrücklich oder ftillfchweigend dad Recht eingeräumt 
worden it, ſich zur Verrichtung der beftimmten Arbeit auch 
dritter Derfonen zu bedienen. 

2) Wenn daher der Lohnvertrag auf diefe Urt erliſcht, fo 
find die Erben nur berechtiget den Preis des zubereiteten brauch: 
baren Stoffes, und einen dem Wetrthe der geleifteten Arbeiten 
angemeffenen Theil des Lohnes zu fordern. — Unter zuberei- 
teten Stoffe verfteht hier das Gefeß denjenigen, welcher bereits 
eigens die Beftimmung erhalten hat, für die beftellte Arbeit 
verwendet zu werden, — Der Stoff muß jedoch brauchbar ſeyn, 
d. i. er muß auch von einem Andern derley Arbeiter zu dem 
berührten Zwecke verwendet werden können. Dabey verfteht 
es ſich von ſelbſt, daß die Erben des Beftellten den zubereiteten 
Stoff an den DBefteller ausliefern müſſen. — Bey Ausmittelung 
des Lohnes,. welcher den Erben für die bereits geleifteten Ar— 
beiten zu entrichten iſt, iſt der Werth der bereit5 geleifteten 
Arbeit ſowohl, als der Schätzungsbetrag der noch zu leiftenden 
Arbeiten zu erheben; und folgende Proportion anzuſetzen: Wie 
fih die Summe der, Schäßungäpreife. der, bereit geleifteten und 
nocy zu leiftenden Arbeiten zum bedungenen ganzen Lohne ver: 
hält, eben fo verhält ſich der Schätzungswerth der bereits gelei- 
fteten Arbeiten zu ‚dent Theile des Lohned, der an die Erben 
des beſtellten Arbeitens zu entrichten. ift. — Denn ift ein höhe- 
rer Lohn bedungen, als welcher font für derley Arbeiten gezahlt 
zu werden pflegt, ſo muß den Erben des Beſtellten auch für 
die bereits theilweife verrichteten Arbeiten diefer höhere Lohn 
verhältnißmäßig zu Theile werden; ift aber ein niederer Lohn 
als der,gewöhnliche ausgemacht, fo muß dem Beſteller auch 
bey DBertheilung der theilweifen Arbeit dieſer Vortheil zu Gu— 
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ten kommen, welches nur durch die * angeführte proportionelle 
Berechnung geſchieht. 

3) Der Beſtellte nimmt in der Regel auf die per: 
fonlichen Gigenfchaften des Beſtellers Feine Rückſicht, ihm ift le— 
diglich an dem Lohne gelegen, welchen der leßtere für die Zus 
ftandebringung det Arbeit zugefihert hat, — Es ift daher Fein 
Grund vorhanden, warum der Vertrag durd) den Tod des Be: 
ftellerd aufgehoben werden foll. — Die Erben des Beftellers find 
alfo nach der allgemeinen Regel des $. 918 aus dem DBertrage 
verbunden, — Die vom Geſetze am Schluffe des gegenwärtigen 
$. beygerückte Alternative, daß die Erben entweder den Vertrag 
fortfegen, oder den Beftellten fchadlos halten müffen, iſt als 
Feine Ausnahme von der Negel anzufehen, daß alle aus Ver: 
trägen entftehende Verbindlichkeiten auf die Erben der verfragenden 
Theile übergehen; denn e3 wurde bereit5 ſchon bey Erläuterung 
des F. 1155 Nr. 4 bemerkt, daß der DBefteller von dem Ber: 
trage zurüctreten fünne, wenn er nur dem Beftellten den Ge: 
winn vergütet, welcher für Tegteren aus der Vollendung det 
Arbeit entjtanden feyn wurde. — Wollen daher die Erben den 
Vertrag nicht fortfegen, fo fteht ihnen das nämliche Necht zu, 
welches dem Erblaffer augeftanden ift; nähmlich fie Fonnen von 
dem Vertrtage zurücktreten, wenn fie dem —— volle Ge⸗ 
nugthuung leiſten. 

Ich befürchte nicht die eg; daß der gegehmäufige 
$. nur von Schadloshaltung, und nicht von voller Genugthuung 
redet; denn ed darf nicht überſehen werden, daß auch auf Seite 
. der Erben ſolche Umftände eintreten können, welche die. Fortſe— 
gung des Vertrages unthunlid machen, wie z.Be wenn der- 
jenige, der ein perfönliches Privilegium oder Gewerb ausübt, 
zum Behufe diefer Ausübung Arbeiter 'gedungen hat, welche die 
Erben, auf welche dad Privilegium oder Gewerb nicht übergeht, 
nicht mehr gebrauchen fünnen. — Da nun bey dem Eintreten 
ähnlicher Umſtände felbft der Erblaffer zu nichts’ mehr, als der 
eigentlihen Schadloshaltung verhalten Werden könnte, ſo 
können ed nm fo weniger feine Erben, — Da nun’ der gegen: 
„ wärtige $. nicht unterſcheidet, ob die Erben den Vertrag ledig: 
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lich nicht fortfegen wollen; oder ob fie ihn wegen der vers 
änderten Umftände nicht fortfegen können, in beyden Fällen 
aber die Verpflichtung zum Erfage für den Erblaffer verfchieden 
ift, — fo wird fich hier auch nur des allgemeinen Ausdruces 
„Schadloshaltung“ bedient, und man Fann nicht behaupten, daß 
diefer Ausdruck hier im engeren Sinne, nähmlich für eigentliche 
Schadloshaltung zu nehmen fey ($. 1324). 


J. 1163. 


Ausdehnung biefer Vorfhriften auf Rechtsfreunde, Aerzte und dergleichen 


Die hier aufgeftellten Vorfchriften gelten auch von 
KRechtöfreunden, Aerzten und Wundärzten, Fac— 
foren, Prodiforen, Künftlern, Lieferanten und 
anderen Perfonen, welche ſich für ihre Bemü— 
Hungen einen Gehalt, eine Beftallung, oder fonft 
eine Belohnung ausdrüdlich, oder ſtillſchwei— 
gend. ausbedungen haben, in fo fern hierüber 
feine befonderen Vorfchriften beftehen. 

4) Die meiften Menfchen leben, wie v. Zeiller bemerkt, 
von der Verwendung ihrer Eörperlichen oder Geiſteskräfte, 
wodurch fie marmigfaltige Verkehrsgegenſtände zu Stande brin- 
gen, oder Arbeiten unter Aufficht und auf Beftellung Anderer 
gegen Lohn verfertigen, oder in Privatverhältniffen unmittelbar 
die Zwecke ihrer Mitbürger gegen Entgeld befördern. Die in 
dem gegenwärtigen $. erwähnten Stände gehören vorzüglich zur 
Teßteren Claſſe. Das Entgeld, welches fie für ihre edleren, 
nit blog in Anwendung mechanifcher Kräfte bejtehenden Be— 
mühungen empfangen, wird Ehren halber nicht Lohn, fondern 
Belohnung, Honorar, Remuneration, und wenn eb bleibend 
ift, Beftallung, Gehalt u. dgl. genannt. 

2) Den Nahmen abgerechnet, ift dad Rechtöverhältniß die: 
fer Perfonen: mit jenen, denen fie ihre Bemühungen widmen, 
von dem aus einem ausdrücklichen oder ftillfehweigenden Lohn: 
verfrage entfpringenden Rechtöverhältniffe wenig verfchieden, folg: 


lich nach ähnlichen WVorfchriften zu beurtheilen, Oft find die 
Nippels Commentar VII, Th, 98 
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hier erwähnten Perfonen, twie z. B. Nechtöfreunde, Agenten 
($. 1003), zugleich ald Bevollmächtigte ihrer Befteller, 
mit Anderen Rechtsgeſchäfte abzufchliegen berechtigt, und in die: 
fer Eigenſchaft ift auch bereit5 von diefen Perfonen in dem 
Hauptftücde von der Bevollmächtigung gehandelt. — In fo fern 
nun die Advocaten oder Agenten lediglich ald Machthaber ihrer 
Befteller handeln, find ihre Nechte und Verpflichtungen aus 
den im zwey und zwanzigften Hauptftüde enthaltenen Vorfchrif: 
ten, in fo fern fie aber außer diefem Verhältniſſe erfcheinen, 
nach den im gegenwärtigen Hauptftüde vorfommenden Beftim: 
mungen zu beurtheilen. Diefe Bemerkung ift da von practifcher 
Wichtigkeit, wo die VBorfchriften über Bevollmächtigung von 
denen über den Lohnvertrag abweichen und fich entgegen ſtehen; 
welches unter anderen dann der Fall ift, wenn e3 fi) um Auf: 
löfung des Vertrages handelt. Jemand vertraut z. B. einem 
Nechtöfreunde die Führung eines Prozeffes an. Werden nun 
die hieraus hervorgehenden Rechte und Pflichten nach den Vor— 
fehriften über den DBevollmächtigungd = Vertrag beurtheilt; fo 
fteht ed Sowohl dem erfteren frey, auch vor Vollendung des 
Prozeſſes diefe Gefchäftsführung den ‚beftellten Advocaten abzu— 
nehmen, und an einen anderen zu übertragen, ald auc dem 
Icsteren, die Vollmacht aufzufünden ($$. 1020 u. 1022). Würz 
den fie aber nach den Vorfchriften über den’ Lohnvertrag beur: 
theilt, fo Fann ohne rechtmäßigen Grund weder der Advocat 
die Führung des Prozefied aufgeben, noch kann er von feinem 
Befteller verabfchiedet werden ($. 1160). Ein. gewöhnlicher Gone 
fliet diefer gefeglichen Beftimmungen ergibt ſich, wenn derjenige, 
der den Advocaten beſtellte, ftirbt. — Denn nad) den Vor— 
fchriften über den Bevollmächtigungsvertrag wird dadurch der 
Vertrag aufgelöfet. ($. 4022), während nach den Vorfchriften 
über den Lohnvertrag die Erben des Verftorbenen zur Forte: 
Bung des Vertrages oder Entfchädigungöleiftung verpflichtet find 
($. 4462). UWeberhaupt muß. bier bemerkfet werden, daß, da 
nach Vorfchrift ded gegenwärtigen Geſetzbuches ein Vollmachts— 
Vertrag auch) gegen Vergeltung gefchloffen werden kann ($. 1004), 
der urſprüngliche Bevollmächtigungsvertrag dadurch in Feinen 
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Cohnvertrag umgewandelt werde, weil babey eine Belohnung be: 
dungen wurde. — Am Zweifel, ob die Rechte und Pflichten 
des Beſtellers oder des Beftellten nach ‚den Vorfchriften über 
die Bevollmächtigung, oder nach denen über den Lohnvertrag 
beurtheilet werden follen, ift alfo vorzüglich darauf Rücficht zu 
nehmen, ob das dem Beitellten anvertraute Geſchäft ein folches 
ift, welches eigentlich der Befteller felbft verrichten ſollte, und 
das fohin der Beftellte nur in deffen Nahmen verrichtet, oder 
ob diefes nicht der Zall if. — Am erften Falle Fommen die 
Borfchriften Uber den Bevollmächtigungsvertrag, im zweyten 
die über den Lohnvertrag in Anwendung. — So liegt 3. ©. 
die Führung eines Prozeffes dem Befteller ſelbſt ob, und in— 
dem der Advocat diefes Gefchäft beforgt, Handelt er daher bloß 
in Rahmen des Beſtellers. Es find daher in diefer Beziehung 
feine Rechte und Verbindlichkeiten nach den WBorfchriften über 
den Bevollmächfigungsvertrag zu beurtheilen. — Beftellt aber 
Jemand von einem Advocaten über einen beftimmten Nechtöfall 
ein Gutachten, fo kommen die Vorfchriften über den Lohnver: 
trag in Anwendung. Uebrigens Eönnen in vielen Fällen die leg: 
tern Vorfchriften bey onerofen Bevollmächtigungdverträgen anas 
logifch in Anwendung Fommen, da fich in vielen Beziehungen 
die Aehnlichkeit diefer beyden Verträge nicht in Abrede ftellen läßt. 

3) Die ärztlihen Bemühungen haben das eigene, daß fie 
auf die Perfon des Beſtellers eingefchränkt finds. — Sie müffen 
daher ihrer Natur nach mit dem Zode des Letzteren aufhören ; 
und die Vorfchrift des F. 14162, daß, wenn der Befteller einer 
Arbeit ſtirbt, feine Erben den Vertrag fortfegen müffen , leidet 
hier ganz natürlicdy Feine Anwendung. Wenn daher Jemand ei- 
nem Arzte eine jährliche Beftallung für feine Bemühungen aus: 
geworfen hat, und derfelbe ſtirbt, fo find die Erben allerdings 
verpflichtet dem Arzte einen verhältnigmägigen Theil der Beſtal— 
lung zu verabreichen, fie Fünnen aber nicht gehalten werden, 
den Vertrag fortzufegen, oder demfelben den ferneren Entgang 
des Gemwinned zu vergüten. 98 * 
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4) Dad preußifche Landrecht enthält ') in Anfehung der 
für gemeinnügige Arbeiten ausgefeßeen öffentlichen Prämien aus: 
führliche Beftimmungen. — Herr Hofrath v. Zeiller bemerft in 
feinem Commentare, daß auch für folche Arbeiten die im gegen: 
wärtigen Hauptſtücke ertheilten Worfchriften anwendbar jeyen. 


So richtig diefe Behauptung im Allgemeinen ift, fo ergeben ſich 


in der Anwendung doch manche Eigenthümlichkeiten, daher foll 
diefer Gegenftand hier einer Furzen Grörterung unterzogen werden. 

Es ift ohne Zweifel Jedermann erlaubt, auf nügliche Gei— 
ftedarbeiten, oder gemeinnüßige körperliche Fähigkeiten oder Un: 
ternehmungen, öffentliche Belohnungen auszufegen. Durch das 
Ausſetzen eined folchen Pramiums wird nun ein Berfprechen ge: 
macht; durch dad bloße Verſprechen wird aber noch Fein Ver: 
tragöverhältniß gegründet, fondern diefed fegt die Annahme des: 
felden voraus. — Die Vorfchrift ded $. 862, warn ein Ver: 
fprechen angenommen werden müffe, bat offenbar feine Anwen: 
dung, weil diefer F. beftimmte Perfonen vorausfegt, denen 
dad Verfprechen gemacht wird, was hier nicht der Zall ift. — 
Allein es darf nicht überfehen werden, daß der $. 862 den Zeit: 
punct zur Annahme ded Berfprechend nur für den all feftfe: 
get, wenn in dem Verfprechen felbft Fein Zeitraum beftimmt 
worden ift; da nun bey folchen öffentlichen Ausfchreibungen 
auch immer der Termin feftgefegt wird, binnen welchem das 
Merk zu liefern ift, und da in folchen Zallen die Annahme des 
Verfprechend auf Eeine andere Art, als die Lieferung des Wer- 
kes felbft, auf welches die Prämie gefegt iſt, erkläret wird, fo 
iſt der in der öffentlichen Auöfchreibung für die Lieferung des 
Werkes ausgeſetzte Termin zugleich ald derjenige anzufehen, der 
für die Annahme des Verfprechens feftgefegt wird. — Die Vor: 
fchrift des preußifchen Landrecht5, daß derjenige, welcher der: 
gleichen Pramien audfest, fein Verfprechen vor dem Ablaufe 
der beftimmten Zeit nicht zurücknehmen könne, gilt alfo auch 
bier. Da ed naturwidrig ift, daß Demand fich felbft ein Ver— 
fprehen und. mit fid) einen Vertrag eingebe, fo kann dad ge: 


1) I. Th., 11 Tit,, 3. Abſch., (96. 983 — 995. Sie find, wie das Reſultat zeigen 
wird, auch in Defterreidy größtentHeils anwendbar, 
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machte Verfprechen nur auf Andere bezogen werden; es Fann 
daher der Ausfeger des Pramiums, wenn er fi) diefes bey 
der Bekanntmachung nicht ausdrücklich vorbehalten hat, ſich 
auch nicht felbft in dem Wettſtreit mit einlaffen. Wer fich nicht 
zu rechter Zeit, oder nicht mit den vorgefchriebenen Maßregeln 
als Mitwerber. gemeldet hat, kann auf den Preis Feinen An: 
fpruch machen. — Da in der öffentlichen Kundmachung demje— 
nigen der Preis zugefichert wird, deffen Werk fich unter denje= 
nigen Mitwerbern, die ſich zur rechten Zeit und unter den vor: 
gezeichneten Miaßregeln melden, am meilten auszeichnet; fo kann 
felbft derjenige, der den Preis auögefest hat, Keinen Mitwer: 
ber, der die feftgefesten Bedingungen der Mitwerbung nicht 
erfüllt, zum Nachtheile der übrigen zulaffen. — Eben fo geht 
aus der Natur diefed Gefchäftes hervor, daß ſich fämmtliche 
Mitbewerber ohne Widerrede und weitere Berufung dem Urtheile 
des Auöfegerd , oder dem von diefem gleich bey Bekanntmachung 
der Aufgabe ernannten Nichter unterwerfen müffen. — Wenn 
in der Bekanntmachung nicht dad Gegentheil auddrüdlich ver: 
fügt ift, fo bleibt das Eigenthum der von einem jeden geliefer: 
ten Arbeit ihrem Urheber, und der Ausfeger des Preiſes kann 
fi) darüber Feine andere Verfügung anmaßen, ald die er fich 
bey der Bekanntmachung ausdrücdlich vorbehalten hat, oder die 
aus dem erklärten Zwecke der Aufgabe von ſelbſt folgt '). 


$. 1164. 
2) Berlagsvertrag. 

Durch den Vertrag über ven Verlag einer Schrift 
wird Semanden von dem Berfaffer das Recht 
ertheilt, diefelbe durch den Druck zu vervielfäl- 
tigen und abzufegen, Der Verfaſſer begibt fich 
dadurch des Rechtes, das nahmliche Werk einem 
Andern in Verlag zu überlaffen, 

4) Der Verlagdvertrag hat ganz eine eigenthümliche Na= 
fur, und obfchon er ſowohl mit dem Bevollmächtigungs = ald 


4) Siehe die oben citirten $$. aus dem preußifchen Landrechte. 
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mit dem Lohnvertrage einige Aehnlichkeit hat; fo Fann er doch 
nicht durchgehendd nach jenen gefeglichen Beftimmungen beurtheis 
let werden, welche für den einen oder anderen Vertrag aufgejtellt 
find. — Aus diefem Grunde wird auch diefer Vertrag in dem 
gegenwärtigen Geſetzbuche, fo wie ed im preußifchen Landrechte 
gefchieht,, ald eine eigene Vertragsart abgehandelt '). 

2) Die Verbreitung einer Schrift durch den Drud hat 
nähmlich das Eigene, daß die dazu erforderlichen Koften nur 
durch den Abfag einer gewiffen Anzahl Exemplare hereingebracht 
werden Fönnen. Die vorzüglichfte Bemühung bey der Druderey, 
die den meilten Zeitaufwand, und die vorzüglichite Gefchickliche 
keit und Fertigkeit erfordert, befteht in dem Zuſammenſetzen der 
Lettern, und der dießfalld erforderliche Koftenaufwand ift daher 
ganz gleih, ob nur ein Exemplar, oder ob Zaufende derfel- 
ben gedrudt werden. Vorausgeſetzt nun, daß alle Eremplare 
Abfag finden, fo ift der Koftenpreis eines einzigen Gremplars 
(in diefer Beziehung) gleich dem Koftenaufiwande, den das Ge: 
gen erforderte, dividirt durch die Anzahl der gedrudten Exem— 
plare. Der Verleger muß daher bey Beftimmung ded Preifes, 
um welchen er die einzelnen Exemplare dem Publifum anbiethet, 
auf die Wahrfcheinlichkeit Rückfiht nehmen, wie viel er ſolche 
Eremplare abfegen wird, und nach Maßgabe diefer Berechnung 
fi) zu dem Entfchluffe beftimmen, wie viel Exemplare er auf: 
legen laſſe. Ich glaubte hier diefe, obgleich hinlänglich befannte 
Bemerkung voraudgehen laffen zu müffen, weil fie zur beffern 
Einfiht in die dem Verlagsvertrage eigenthümlichen geſetzlichen 
Beftimmungen beyträgt. 

3) Der vorzüglichfte Zweck des Schriftftellerd im echten 
Sinne ded Wortes ift, feine Gedanken dem Publikum mitzu: 
theilen. Das Mittel hierzu ift, daß er diefe Gedanken zu Pa: 
pier bringt, und diefe Schrift dann durch den Druck verviel: 
fältiget, und dad Publikum in die Lage feet, ſich die gedruck— 
ten Eremplare zuzueignen. Diefed Geſchäft nun, die Gedanken 
des Schriftftellerd dem Publifum duch den Druck der Schrift 


4) In dem Code Napoleon wird diefelbe übergangen. 
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bekannt zu machen, übernimmt nun in deffen Nahmen der Ver: 
leger. In diefer Beziehung gleicht nun der Verlagsvertrag ganz 
einem Bevollmachtigungsvertrage. Der pecuniäre Vortheil, den 
der Schriftfteller gewöhnlich nebfibey noch bezielet, iſt bloß fe: 
cundär, und gehört zur Wefenheit ded Verlagsvertrages nicht. 
Auf der anderen Seite gehört dad Verlegen einer Schrift in 
der Regel unter jene bürgerlichen Befchäftigungen, welche dazu 
beftimme find, fi) die Mittel zu einem anftändigen Lebensge— 
nuffe zu verfchaffen. Der Verleger erwartet daher von dem Ab- 
fage des Werkes nicht nur die volljtändige Vergütung feiner 
Auslagen, fondern auch einen angemeffenen Gewinn. Diefe 
Demerfung rechtfertigt den das Recht des Machthabers befchrän: 
Eenden Beyfaß, daß fich der Verfaffer des Rechtes begebe, dad 
nähmliche Werk einem Anderen in Verlag zu überlaffen, obfchon 
fein vorzüglichfter Zweck der größtmöglichften Verbreitung feiner 
Gedanken dadurch vielleicht ficherer erreicht würde. — Denn da 
der Buchhändler die Vergütung feiner Koften und den gehofften 
bürgerlichen Gewinn nur durch den Abfag einer beftimmten An: 
zahl der Exemplare erreichen Fann, er aber nie auf einen bes 
ftimmten Abfag rechnen könnte, wenn auch ein Anderer fich mit 
dem Abſatze folcher Eremplare befchäftigte; fo wäre ohne dieſe 
Belchränkung der Verleger fehr beeinträchtiget, ja, es könnte 
fih ohne diefelbe Niemand zur — des Verlages ent— 
ſchließen. 

4) Aus der vom Gefetze aufgeſtellten Erklärung eines Ver— 
lagsvertrages folgt auch, daß dem Verleger nicht, wie dem Käu— 
fer das Eigenthum der Schrift, welches vielmehr dem Verfaſſer 
verbleibt, fondern bloß ein eingeſchränktes Benützungsrecht, der— 
felben zuſtehe. — Es darf daher auch der Verleger fih nicht 
ermächtigen, die Schrift zu vernichten, oder durch Zuſätze, Weg— 
lafjung und Veränderungen über die Subftanz der Schrift zu 
verfügen '). Da übrigens der Verleger in gewiffer Beziehung 
ald ein Bevollmächtigter des Verfafjerd anzufehen ift, fo folgt, 
daß er in der Regel fein Verlagsrecht nicht an einen Dritten 


4) Siehe den practifhen Commentar zum allgemeinen Landrechte für die prenfir 
fhen Staaten. Bon Dr. Guſtav Alerander Bielik. 2. B., ©. 733. 
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abtreten könne, und in fo fern er es doch thun follte, er für den 
Erfolg verantwortlich bleibe ($. 1010). 

5) Uebrigend Eann der Verlagdvertrag nach dfterreichifchem 
Nechte fowohl mündlich als fchriftlich gefchloffen werden, und 
die Verfchiedenheit der Form macht in Anfehung der gegenfeitis 
gen Rechte und Verbindlichkeiten Eeinen Unterfchied. 


b. 1165, 
Rechte und Pflichten zwifchen dem Verfaffer und Verleger. 


Der Berfaffer tft verbunden, das Werk ver Ver— 
abredung gemäß zu liefern, und der Verleger, 
gleich nach geliefertem Werfe die ——— Be⸗ 
lohnung zu entrichten. 

4) Zwiſchen dem Verfaſſer und Verleger werden gewöhn⸗ 
lich verfchiedene Puncte verabredet, als: über den Inhalt und 
Umfang des Werkes, die Zahl der Gremplare und Form des 
Abdruckes, über die Zeit der Uebergabe des vollftändigen Wer: 
kes, oder einer Theillieferung, und die Entrichtung einer Be: 
lohnung für dasfelbe überhaupt, oder nad) der Bogenzahl u. dgl. 

2) Zeder Theil hat nun das Recht auf die Erfüllung der 
Puncte, die er fich ausbedungen hat, zu dringen, für die Ueber— 
tretung Schadloshaltuug zu begehren, und die Grfüllung zu ver: 
roeigern, bis der andere Theil feine Pflicht erfüllet hat, der 
fie zu erfüllen bereit ift ($. 1052). Insbeſondere kann alfo der 
Verleger darauf dringen, daß die Schrift der Verabredung ge: 
mäß, in der feftgefegten oder einer angemeffenen Zeitfriſt (F. 904) 
übergeben werde, und der Verfaffer Eann fordern, daß das Werk 
in der-bedungenen Form abgedruckt, die vorgefchriebene Zahl der 
Exemplare nicht Überfehritten, und die Belohnung pünctlich ges 
leiftet werde. 

3) Diefen aus dem Gommentare des Herrn Hofrathes v. 
Zeller entlehnten, übrigens ganz aus der Natur diefes Vertrags: 
verhältniffes fließenden Bemerkungen glaube ich noch folgende 
äugefellen zu müſſen. Hat der Verfaffer dem Verleger ein Werk 
in den Verlag übergeben, ohne fich hiefür eine Belohnung aus— 
zubedingen; fo iſt ihm der Verleger auch Feine zu leiſten fchul- 
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dig '). Iſt zwar eine Belohnung bedungen, jedoch der Betrag 
derfelben in Keiner Art (Mr. 4.) beftimmt worden; fo wäre fie 
über Einvernehmen von Sacyverftändigen nach der Analogie des 
$. 1142 durch den Richter zu beftimmen, Iſt Feine ausdrücdli- 
che Verabredung über die Zeit, wann die Belohnung zu ent: 
richten fey, getroffen worden; fo muß fie nach Vorfchrift des ge— 
genwärtigen $. gleich nad) geliefertem Werke entrichtet werden. 
Nur verfteht es fich von felbft, daß dad Manufeript bereit von 
der Genfur zum Drucke zugelaffen feyn müffe, weil fi der Ver— 
leger nur unter der ftillfehweigenden Bedingung verbindlich macht, 
dad MWerf in den Verlag zu übernehmen, wenn von Geite der 
Staatöverwaltung die Bewilligung zum Drucke ertheilt feyn 
wird. — Bevor diefe Bedingung nicht erfüllt iſt, ift auch der 


Verlagsvertrag noch nicht zur Neife gediehen; und es kann da= 


her auch der Verleger nicht gehalten feyn, die bedungene Bes 
Iohnung für ein Werk zu entrichten, von dem ed noch ungewiß 
ijt, ob er daöfelbe durch den Druck vervielfältigen dürfe. 


b. 1166, 

Wird das Werk von dem Schriftfteller zur be- 
flimmten Zeit, oder auf die feftgefegte Art nicht 
geliefert; fo Fann der Verleger zurüdtreten, 
und wenn die Ablieferung aus Verfchulden des 
Verfaſſers unterbleibt, die Schadloshaltung 
fordern, 

4) Die Vorfchrift ded gegenwärtigen $. ift als eine Aus: 
nahme von der im $. 919 aufgeftellten Regel, daß der eine 
Contrahent wegen nicht gehdriger Erfüllung des Vertrages von 
Seite de3 anderen Kontrahenten nicht die Aufhebung, fondern 
nur die genaue Erfüllung des Vertrages und Erfaß fordern könne, 
anzufehen. Der Grund diefer Ausnahme liegt, wie aus dem 
Commentare des Heren Hofrathes v. Zeiler zu entnehmen ift, 
in der Betrachtung, daß dem Berleger wegen der Gewißheit 
und Schnelligkeit des ihn für die Koften entfchädigenden Abfages 


1) Die Ausnahme fiehe man bey $. 1170. 
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einerfeitd oft fehr daran gelegen fey, daß dad Werk in der be: 
ftinnmten oder angemeffenen Zeit, und ſowohl in Nüdficht des 
Gehaltes ald der Form oder des Umfanges der Verabredung 
gemäß geliefert werde, daß aber andererfeitd der Zwang in die: 
fem Verhältniſſe oft ein unfichered und unfchickliches Mittel zum 


Zwede ſey. — Man kann auch den gegenwärtigen $. nicht das 


hin auslegen, als ob ed in der Willkühe des Verlegers ftehe, 
den Schriftfteller mit Zwang zur Lieferung zu verhalten, oder 
von dem Vertrage zurückzutreten; fondern er ift einzig zum leßte: 
ren, verbunden mit der Befugnig Entfchäadigung zu fordern, 
berechtigt. — Diefe Behauptung fliegt fchon aus der Natur des 
Derlagdvertrages nach den $. 1464 gemachten Erörterungen. — 
Mur dem Berfaffer liegt daran, daß feine Gedanfen dem Pub: 
likum mitgetheilt werden; dem DBerleger nur an der Vergütung 
der Koften, und Beziehung eines angemeffenen Gemwinnes. — 
Wird ihm nun beydes vergütet, fo ift gar Fein Grund vorhan— 
den, dem Berfaffer Zwang anzuthun, feine Gedanfen dem Pub: 
likum mitzutheilen. — Gegen volle Genugthuungöleifiung it 
daher auch der Verfaffer jederzeit berechtigt, von dem Vertrage 
zurücdzutreten. — In welchen Fällen aber diefe zu Teiften ift, 
und in welchem fich der Verleger mit der eigentlichen Schadlos- 
haltung begnügen müſſe, wird unten Nr. 4 vorfommen. 

2) Der gegenwärtige $. redet eigentlicy von dem Falle, als 
die Zeit beſtimmt morden ift, wann die Ueberlieferung des Wer: 
kes gefchehen fol. Iſt die Zeit in dem Vertrage nicht feſtgeſetzt 
worden, ift fie fohin unbeftimmt; fo muß fie, bevor der Verleger 
von dem Vertrage zurüctreten Fann, erſt in eine beftimmte Zeit 
umgewandelt werden. Dieſes gefchieht dadurch, daß der Verleger 
auf die Beftimmung des Zeitpunctes dringe, und wenn er und der 
Verfaſſer fich über diefen Zeitpunct nicht vereinigen Eönnten, er im 
Wege Nechtens da5 Gericht zur Beftimmung diefes Zeitpunctes 
auffordere ($. 904 des b. ©. 3. und $. 300 der a. ©. O.). 
Dad Petitum der Klage kann in diefem alle auch nicht dahin 
gerichtet feyn, daß der Verfaſſer dad Werk binnen der zu be: 
flimmenden Zeit bey Vermeidung der Erecution lie 
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ferne; es muß dahin lauten, daß zu Recht erfaunt werde, der 
Derfaffer fen fchuldig, dad Werk bis zur (in dem Urtheile zu 
beftimmenden) Zeit zu liefern, widrigens deffen der Verleger 
von dem Vertrage zurüdzutreten berechtiget, und ihm das Recht, 
Entfhädigung zu fordern, vorbehalten fey. 

.. 3) Die in Defterreich beftehende Anordnung, daß jedes 
Merk, bevor ed gedrudt wird, der Genfursbehandlung unterzo= 
gen werden müffe, erregt hier den Zweifel, ob, wenn in dem 
Dertrage bloß im Allgemeinen die Zeit beftimmt ift, wann dad. 
Werk geliefert werden müffe, hierunter bloß die Zeit, wann der 
Verfaſſer dad Werk vollendet haben müffe, zu verftehen fey, 
oder ob der Werfaffer verpflichtet fey, dad bereit cenfurirte 
Merk binnen diefer Zeit an den Verleger zu überliefern. — 
Für die Behauptung, daß hierunter bloß die Zeit, warn der 
Derfaffer dad Werk vollendet haben müfjfe, zu verftehen fey, 
läßt fi) anführen, daß nur die Erfüllung diefer Zuficherung der 
Regel nach in der Macht des Verfaſſers liege; denn daß bis 
zur beftimmten Zeit auch die Bewilligung der Staatöverwaltung 
zur Drudlegung diefes Werkes erfolge, hängt weder von dem 
Willen noch der Miacht des Verfaſſers ab; es ijt daher auch 
nicht anzunehmen, daß er bey Beftimmung der Zeit, wann er 
dad Werk liefern werde, den Zeitpunct könne verftanden haben, 
wann die Bewilligung zur Drucklegung erfolgt. Dagegen laffen 
fih für die entgegengefeßte: Behauptung folgende Gründe an: 
führen: a) In dem vorhergehenden $. 41165 ift, wie bey Gr: 
läuterung deöfelben gezeigt worden ift, unter dem Zeitpunct der 
Ablieferung des Werkes jener zu verftehen, warn dad Werk mit 
der Bewilligung zur Druclegung verfehen, dem Verleger ein- 
gehändiget wird. — Es kann daher in dem diefer Gefeßeöftelle 
zunächft nachfolgenden $. unter der Zeit der Ablieferung Eein 
anderer Zeitpunck verftanden werden. b) Dem Verleger ift nicht 
fo viel an der Beftimmung ded Zeitpunctes, wann dad Werk 
vollendet feyn wird, als an der Feftfegung deöjenigen gelegen, 
wann er mit der Drudlegung deöfelben beginnen könne, meil 
er nad) diefem Zeitpuncte die Voranftalten treffen muß. c) Liegt 
es überhaupt dem Verfaſſer ob, dem Verleger dad Werk in 
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einer folchen Geftalt zu liefern, daß der Verleger fein Verſpre— 
chen, dasſelbe durch den Druck zu vervielfältigen und abzufeßen, 
in Erfüllung bringen kann. So lange nun dad Werk hierzu 
nicht geeignet it, kann es nicht als ganz vollendet angefehen 
werden. — Wenn daher der Verleger eine Zeit beftimmt, wann 
dad Merk geliefert werden fol, fo will er offenbar, daß das 
Werk um diefe Zeit zur Drudlegung geeignet fey. d) Die grö— 
Bere oder geringere Schnelligkeit, in welcher die Bewilligung zur 
Drucklegung erfolgt, hängt größtentheil5 audy von dem Stoffe, 
den dad Werk behandelt, und von den Anftänden ab, die darin 
entdedet, und die fehin vor der Drucdlegung befeitiget werden 
müffen. — Es liegt daher zum Theile auch in der Macht des 
Schriftſtellers, die Genfuröbehandlung zu befchleunigen oder 
zu verzögern; auch ift er mehr al5 der Verleger in der Lage be: 
urtheilen zu Eönnen, wann nad) dem gewöhnlichen Gefchäfts: 
gange mit Berüdfichtigung des Inhalte der Schrift die Druck— 


bewilligung erfolgen werde. — Diefe Gründe beftimmen mid) 


der Meinung derjenigen mich anzufchliegen, welche dafür halten, 
daß bey der Beftimmung des Zeitpunctes der Ablieferung derje- 
nige zu verftehen fey, wo dad MWerf mit der Bewilligung zur 
Drucklegung verfehen dem Verleger eingehändigt werden fol. 
4) Indem der Verfaffer verfpricht, dad Werk binnen einer 
beftimmten Zeit zu liefern, nimmt er auch die Haftung für die 
pünctliche Ablieferung des Werkes auf ſich. — Er ift daher, 
wenn fie aus feinem Verſchulden nicht gefchieht, hierfür verant- 
wortlih. Daher die am Schluffe ded gegenwärtigen $. vorkom— 
mende Unordnung, daß der Verleger, wenn die Ablieferung 
aus Verfchulden ded Verfafferd unterbleibt, die Schadloöhaltung 
fordern könne. Indeſſen liegt nicht dem Verleger der Beweis 
ob, daß die Ablieferung des Werkes aus Verfchulden des Ders 
fafferd unterblieben fey; fondern ed hat vielmehr der Verfaſſer, 


der ein folches Verſchulden in Abrede ftellt, feine Schuldlofige 


keit audzumeifen ($. 1298). Die Schadloshaltung beſchränkt 


fi) entweder auf den Erfaß des eigentlichen Schadens, oder deh⸗ 


net fi) auch auf den Entgang des Gewinne aus. Letzteren 











kann der Verleger fordern, wenn der Verfaſſer ohne rechtmäßiz. 
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gen Grund feinen Plan aufgegeben, oder aũüs offenbarer Nach): 
Läffigkeit dad Werk, dad er bis zur beftimmten Zeit leicht hätte 
vollenden Fünnen, nicht geliefert hat. Der Entgang des Gewin: 
ned ift nach dem wahrfcheinlichen, von Sachverftändigen zu be= 
urtheilenden Abfage in Verbindung mit dem im Gontracte ein: 
gegangenen Verpflichtungen auszumitteln. — In den übrigen 
Fällen hat der Schriftfteller dem Verleger nur für die fruchtlos 
gemachten Vorauslagen und Verrichtungen Erfag zu leiften. — 
Iſt ein zufälliges Hinderniß eingetreten, fo bleibt zwar der Ver: 
leger immer berechtigt, von dem Verlage zurückzutreten; den dar: 
aus für den einen oder anderen Theil hervorgehenden Nachtheil 
aber hat jeder felbft zu fragen. 


$. 1167. 


Wenn die Zahl der Exemplare beftimmt worden 
iſt; jo muß der Verleger zu jeder neuen Aufla- 
ge die Einwilligung des Verfaſſers einhohlen, 
und über die Bedingungen ein neues Ueberein— 
fommen treffen. 


4) Durch den Verlagsvertrag erwirbt der Verleger das 
Recht, die Schrift durch den Druck zu vervielfältigen und ab: 
zufegen ($. 41164). Iſt daher über die Art und Weile der Ver: 
vielfältigung und des Abfages in dem Vertrage nichts befonders 
beftimmt worden, fo hängt ed ganz von der Willführ des Ber: 
legerd ab, wie viel Eremplare er und ob auf einmahl,- oder 
wiederhohlt auflegen laffen wolle. Hofft er einen großen Abfaß, 
fo wird er fich entfchließen, eine bedeutende Anzahl verfertigen 
zu laſſen; ift ihm der Abſatz zweifelhaft, fo wird er mit einer 
geringeren Anzahl den Verſuch machen, in der Abfiht, wenn 
diefer glücklich ausfallen follte, neuerding5 eine Anzahl Exem— 
plare nachdrucken zu lalfen, d. i. eine neue Auflage zu veran: 
ftalten, Hat fich daher in dem Verlagsvertrage der Verfaffer 
nicht ausdrücklich vorbehalten, daß zu einer neuen Auflage feine 
Ginwilligung eingehohlt werden müffe, und ift auch in demfel: 
ben die Zahl der Gremplare der erften Auflage nicht beftimmt 
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worden; fo fteht e5 dem Verleger frey, auch ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Verfaſſers, neue Auflagen zu veranftalten. 

2) Hat aber der Verfaſſer diefen Vorbehalt in dem Ber: 
trage ausdrücklich beygerückt, oder hat er die Zahl der Exem— 
plare befiimmt, aus denen die Auflage beftehen fol; fo muß 
der Verleger, wenn er. eine neue Auflage machen will, die Ge— 
nehmigung des Verfaſſers hierzu einhohlen, und fich über die 
Bedingungen mit ihm einverfiehen. Würde der Verleger gleich 
anfänglich, oder in der Folge eine größere Anzahl von Exem— 
plaren eigenmächtig abdruden; fo wäre ed eine Ueberfchreis 
tung feines Verlagsrechtes, und ein Gingriff in die Freyheit des 
Schriftftellerd, wodurch der Legtere berechtiget wird, die Unter— 
drücung der überzähligen Gremplare, oder eine angemeffene 
Schadloshaltung zu verlangen '). 

3) Der gegenwärtige $. macht übrigens Feinen Unterfchied, 
ob der Verleger von dem Rechte, eine beftimmte Zahl der Exem— 
plare abzudruden, vollftändig Gebraudy gemacht habe oder nicht. 
— Gr hat daher für jeden Fall zu einer neuen Auflage die Be— 
voilligung des Autors einzuhohlen. Wenn daher der Verleger, 
welchem von dem Verfaſſer da5 Recht eingeräumt worden ift, 
4500 Exemplare abdruden zu laffen, aus Beforgniß, den ent= 
fprechenden Abfag nicht zu finden, nur 1000 Eremplare aufle- 
gen ließ; fo ift er, wie man vielleicht glauben Fünnte, nach Ab: 
faß derfelben nicht berechtiget eine neue Auflage von 500 Exem⸗ 
plaren zu veranlaffen. — Iſt in dem Verlagsvertrage von dem 
Verleger Feine Vorſehung getroffen worden, fo fteht dem Schrifte 
ftellee nach der vergriffenen Auflage auch frey, die neue Auflage 
einem anderen Verleger zu überlaffen °). 


ſ. 1168. 

Will der Berfaſſer eine neue Ausgabe, mit Ver: 
änderungen in dem Inhalte des Werkes vers 
anftalten; fo ift darüber ebenfalls ein neuer 
ı) Siehe v. Zeiller's Commentar. Ne. 2. 


2) Anders verhält fich dieſes nach den Vorſchriften des preußifchen Landrechtes. 
1. Th., 14. Tit., 99. 1015 — 1046. 
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Dertrag zu ſchließen. Vor dem Abſatze der Auf: 
lage aber ift der Verfaffer nur dann zu einer 
neuen Auögabe berechtiget, wenn er dem Ver: 
leger in Rüdficht der vorräthigen Eremplare eine 
angemefjene Schadloshaltung zu leiften bereit ift, 

4) Wenn ein neuer unveränderter Abdruck einer Schrift 
in eben demfelben Formate veranlagt wird; fo heißt folches eine 
neue Auflage. Wenn aber eine Schrift in verändertem Kormate, 
oder mit Veränderungen im Inhalte, von Neuem gedrucdt wird; 
fo wird folches eine neue Ausgabe genannt '). Daß der Ver— 
faffee, wenn er fein Werk dem Verleger gänzli und für im— 
mer überlaffen hat, zu Eeiner Zeit, und wenn da5 Recht auf 
eine Anzahl von Exemplaren, oder auf die erfte Auflage befchränft 
worden ift, wenigftend in fo lange, ald diefe nicht abgeſetzt 
worden, Feine neue Auflage, oder auch Feine neue Ausgabe, 
wenn durch folche nur in dem Formate eine Uenderung getrof: 
fen werden foll, veranftalten dürfe, erhellet aus dem vorge: 
henden F. — Anders verhält ed fih, wenn der Verfaſſer eine 
neue Ausgabe veranftalten will, bey welcher Veränderungen 
im Inhalte vorgenommen werden follen. 

2) Die verfchiedenen fcharffinnigen Anſichten, welche bey 
Beantwortung der Frage, in wie fern dem Schriftitellee das 
Recht eine neue Ausgabe mit Veränderungen in dem Inhalte 
zugeftanden werden follte, bey der Berathfchlagung der Geſetz— 
commilfion dargelegt wurden, find zu intereffant, ald daß ich mir 
nicht erlauben follte, felbe aus dem Commentare eines der vor: 
zuglichften Mitglieder derfelben hier aufzunehmen. Für ‚die uns 
befchränfte Berechtigung des Schriftftellerd zur Weranftaltung 
einer folchen Ausgabe wurde angeführt: Es fey dem Fortgange 
der Wilfenfchaften zuträglih, daß man dem Schriftfteller eine 
uneingefchränfte Sreyheit einraume, wann immer eine veränderte, 
mit Zufagen und neueren Erfindungen oder Entdeckungen berei= 
cherte Ausgabe feines Werkes zu veranftalten, und nicht erft 
den Abſatz der erften Auflage abzuwarten, oder vor der Zeit 


1) Man fehe das preußiſche Landrecht a. a. O. ſ9. 41044 u, 1012, 
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die Freyheit hierzu fich erft von den Verleger erfaufen zu müfs 
fen. Legterer werde bey Werfen, die einer neuen Ausgabe wür⸗ 
dig find, gewöhnlich fehr bald durch einen ftarfen, obgleich nicht 
vollſtändigen Abfag von Eremplaren der eriten Auflage reichlich 
entfchädiget, und oft könne der minder fchnelle Abfag nicht dem 
minderen inneren Werthe des Werkes, fondern nur der Schuld 
des Verlegers beygemeffen werden, indem er eine übermäßige 
Anzahl von Eremplaren aufgeleget, oder das Werk fchlecht ge: 
druckt, nicht hinlänglich befannt gemacht, oder einen zu hohen 
Preis gefordert hat. — Dagegen wurde aker erinnert, daß eine 
unumfchränkte Sreyheit zu neuen Auflagen die Verleger offenbar 
der Gefahr ausſetze, durch Speculationen gereinnfichtiger Schrift: 
fteller die erfte Auflage bald in Maculatur umgefchaffen zu fehen. 
Bedeutende Zufäge oder Abänderungen Eönnten die Autoren noch 
immer indbefondere drucen laffen. Dadurdy werde der Verleger 


de5 Hauptwerkes gefichert, und zugleich den Beſitzern derfelben | 
der Vortheil gewähret, daß fie fich die nachgehohlten Verbeſſe-⸗ 


tungen ohne beträchtliche Koften anfchaffen können. Gänzliche, 
bedächtliche Umarbeiten aber fordern einen längeren Zeitraum » 
binnen welchen eine mäßige Auflage eines Werfed, die der Berfaf 
fer fich bedingen kann, meiftens ſchon ganz vergriffen iſt. — Eine 
Einſchränkung der Freyheit des Schriftftellers in der Veranftaltung 
einer neuen Ausgabe fehien alfo weder unpolitifch, noch widerrecht- 
lich oder unbillig zu feyn. — Vian fand ed aber nicht räthlich 
einen Stufengang von Zahren nad) dem Umfange und der Wichtig: 
Eeit der Werke zum Maßftabe zu wählen, weil man dadurch der 
Streitfucht der Parteyen, und der Willkühr des Richters in der 
Anwendung ein zu weites Feld zu eröffnen befürchtete. — Man 
beſchloß demnach dem Schriftfteller gegen Leiftung einer angemef- 
fenen Schadloshaltung in Rückſicht der noch vorräthigen Exem— 
plare an den Verleger das Necht einzuräumen, eine neue Ausga— 
be mit Veränderungen im Inhalte des Werkes zu veranftalten. 

3) Es entfteht nun aber Hier die Frage, worin die ange: 
meffene Schadloshpaltung zu beftehen habe? — Daß hierunter 
nicht der vollftändige Ecſatz des Laden» oder Buchhändlerpreifes 
für jedes vorräthige Gremplar verftanden werden Fünne, darf 
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ald ausgemacht angenommen werden. — Denn wäre dieſes die 
Abſicht des ©efeßgeberd geweſen, fo hätte es der gegenmwärti- 
gen Vorfchrift gar nicht bedurft, indem es dem Verfaſſer jeder: 
zeit Frenfteht durch Anfichbringung der noch vorräthigen Exem— 
plare den Fall einer neuen Auflage herbey zu führen. Auc) 
würde fich hier der Gefeßgeber ganz gewiß beftimmt ausgefpro- 
chen, und ſich nicht des unbeftimmten Ausdruckes „angemeffene” 
bedient Haben. — Es ift aber hier ſchwer den Maßſtab ausfin- 
dig zu machen, nach welchem die Entfchädigung ausgemeffen 
werden fol. — Herr Hofrath v. Zeiler fagt in feinem Com: 
mentare, daß diefe Schadloshaltung mit Rückſicht auf den aus 
dem Abſatze bereit bezogenen Erfaß der Koften und den Gewinn 
im Ganzen zu beftimmen ſey. — Allein in diefem Falle gibt 
der Beyſatz in Rückſicht der vorräthigen Eremplare Feinen guten 
Sinn. Denn ed Fann fich ergeben, daß der Verleger durch die 
bereitö abgefegten Exemplare nicht nur allein für feine Koften ent: 
fchädiget ift, fondern daraud felbft einen angemefjenen Lohn gezo— 
gen hat. — Wäre nun die Behauptung des Herrn Hofrathes v. 
Zeiller richtig, fo Fonnte der Verleger von dem Schriftjteller Eei- 
nen Schadenerfaß für die noch vorräthigen Exemplare, die er durch 
die neue Ausgabe an Mann zu bringen verhindert wird, anfpre= 
chen, was den Worten und auch dem Sinne ded gegenwärtigen $. 
entgegen ftehen würde, der dem Verfaffer vor dem vollftändigen 
Abfage der Auflage die Veranftaltung einer neuen Ausgabe nur 
gegen Schadloshalling geftattet. — Ich bin daher der Meinung, 
daß in einem ſolchen Galle der wahre Werth der noch vorräthis 
gen Exemplare durch Sachverſtändige erhoben werden müſſe. 
Bey Beftimmung ded eigentlichen Werthes muß zwar auf den 
Ladenpreis Nückficht genommen werden, zugleich aber auch au 
der bisherigen Schnelligkeit, mit welcher die übrigen Eremplare 
abgefegt worden find, die Schlußfolgerung auf die größere und 
mindere Wahrfcheinlichkeit, ob und wie viele von den vorräthigen 
Gremplaren und binnen welcher Zeit um den feitgefegten Ladens 
preis an Mann gebracht werden würden, gezogen, und aus 
diefer Vergleihung, verbunden mit der Betrachtung der Mühe 
und Gefahr der längeren Aufbewahrung, und der den Commiſ— 

Nippel's Commentar VII. Th. 29 
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ſionären wegen Abſatz der Exemplare zugeſicherten Belohnung 
der Vottheil erſichtlich gemacht werden, welcher dem Verleger 
dadurch zugehet, wenn ihm die vorräthigen Exemplare mit eis 
nem Maͤhle abgelöfet werden. Die Summe de5 Ladenpreifes 
nach Abzug diefed erörterten und in Geld anzufchlagenden Bor: 
theiles wird nun die Summe beftimmen, welche der Verfaſſer 
dem DBerleger zu vergüten hat. — Ilm meine Anficht deutlich 
zu machen, glaube ich diefelbe mit einem Beyſpiele beleuchten 
zu müffen. Segen wir, ed feyen von einem Werke nod) 100 
Gremplare vorhanden, und der Ladenpreis fey auf 3 fl. pr. 
Exemplar feftgefegt: — Die Sachverftändigen beftimmen nun 
nad) Maßgabe des bisherigen Abfaged und mit Berückſichtigung 
der übrigen Berhältniffe, daß diefe 100 Eremplare wahrfcheinz 
lih in zehn Jahren abgefegt werden würden, wobey man ans 
nehmen fünne, daß jährlich 10 Gremplare an Mann gebracht 
werden. Wenn nun die gewöhnliche Benügung des Capitald zu 5. 
pCt. angefchlagen wird, fo wird aus demfogleichen Abfage jener 
10 Eremplare, die erft nach einem Jahre abgelegt würden, ein 
Antereffengewinn von 1 fl. 30 Er,, dann aus dem Abfage jener 
410 Exemplare, deren Abſatz erſt nad) zwey Jahren erfolgt wäre, 
ein folcher mit 3 fl. u. f. w., fohin, wenn man diefe Beredy: 
nung fortfegt, an gewonnenen Intereffen für die Benügung 
ded Gapitals eine Summe von 82 fl. 30 Fr. fich ergeben, Bringt 
man fernerd den eigentlichen. Buchhändler NRabbath, welcher für 
den Abfag der Bücher bezahlt zu werden ot, mit 25 Yon 
Hundert in Anfchlag, fo ergibt fich eine weitere Erfparniß von 
75 fl. '). Endlich kommen auch noch die Koften der Aufbe: 
wahrung und die Gefahr zu berüdfichtigen, welche hinwegfallen , 
wenn die vorräthigen Exemplare fogleich abgelöfet werden. Ich 
nehme diefe für die zehn Jahre beyfpielöweife auf 30 fl. an. 
Diefe einzelnen Exfparniffe mit 82 fl. 30 fr. + 75 fl. + 30 fl. 
geben nun eine Summe von 487 fl. 30 Er. — Wird nun von der 
Summe des Ladenpreifes der 100 vorräthigen Eremplare pr. 


1) Wenn glei der Verleger zugleih Buchhändfer ift, und ihm daher auch ein 
Theil davon zu Guten kommen würde, fo ift dieſer Buchhändlergewinn doch 
son dem Verlagsgewinn zu unterfiheiden, der eigentlich au vergüten iſt. 
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300 fl. — die Summe der Erfparniffe mit 487 fl. 30 fr. in 
Abrechnung gebracht; fo ergibt ſich, daß der Verfaffer dem Vers 
leger 112 fl. 30 fr. zu vergüten habe. 

4) Der gegenwärtige $. macht übrigen hier Feinen Unter— 
fchied, ob ſich der Verfaffer für eine neue Auflage dad Recht 
vorbehalten, oder die Anzahl der aufzulegerden Exemplare be: 
fiimmt habe, oder ob Feines von beyden der Fall ift. Da3 
Necht, eine neue Ausgabe mit Veränderungen in dem Inhalte 
des Werkes zu veranftalten, bleibt ihm daher in jedem Falle 
gegen Leiftung einer Schadloshaltung vorbehalten. — Hätte aber 
der Derleger zu einer neuen Auflage, zu der er nach $. 1167 
Nr. 1. berechtigt ift, bereit3 Voranftalten getroffen, und er würde 
an derfelben durch die von dem Verfaſſer ſelbſt veranftaltete 
neue Ausgabe verhindert ; fo könnte der Verfaſſer allerdings an— 
gehalten werden, dem erfteren in Anfehung der bereit gemach- 
ten Auslagen zu entfchädigen. 


d. 1169, 

Die Rechte des Schriftitellers in Rückſicht einer 
neuen Auflage oder Ausgabe gehen auf feine 
Erben nicht über, 

1) Der Grund diefer Befchränfung Tiegt, wie aus dem 
Commentare des Herten Hofrathes v. Zeiler zu entnehmen ift, 
‚ in der Betrachtung, daß dad Recht des Schriftjtellerd zu einer 
neuen Ausgabe auf perfönlichen Gigenfchaften und Vorausſe— 
gungen beruhe, indem er vor allen anderen die Fähigkeit, die Kennt: 
niffe und dad vorzüglichfte Intereffe habe, fein Werk zu ver: 
beffern, den von ihm entworfenen Plan feines Werkes zu vers 
vollftändigen, feine Gedanken mehr zu entwiceln und anfchaus 
licher zu machen, feine Lehren und Meinungen gegen Mißver— 
ftändniffe und Einwürfe fefter zu begründen u. dgl., welche 
Vorausſetzungen und Eigenfchaften aber auf die Nachfolger nicht 
vererbt werden. — Freylich paffet diefer Grund nur auf eine neue 
Ausgabe, welche mit Veränderungen in dem Inhalte des Werfed 
veranftaltet wird, und nicht auf eine bloße neue Auflage, welche ledig: 
lich in einem neuen unveränderten Abdrucke der Schrift befteht. — 

29 


452 [$. 1469.] 


Allein ed muß hier berücfichtiget werden, daß der Schriftftelfer 
fehe oft nur deßmwegen eine mäßigere Anzahl von Gremplaren 
der früheren Auflage fich bedingt, weil er die Abficht hat, vor: 
erft die Meinung ded Publikums einzuhohlen, um daraus zur 
erfehen, ob er dad Werk in feiner Geftalt unverändert belaffen, 
oder eine Verbejferung oder Vermehrung in dem Inhalte vor: 
nehmen fol, woran er durch feinen Tod verhindert wird. — 
Hierzu gefellet fich noch die Betrachtung, daß fich ohne ein be: 
fondered Uebereinkommen nicht wohl eine Gränze beftimmen 
laſſe, wie weit diefes Recht vererblich feyn foll, ob bloß auf 
den nächſten gefeglichen oder teftamentarifchen Erben, oder 
and) auf die entfernteren Erbeserben, und bis auf welchen 
Grad; und daß weder der Staat, noch dad Gedeihen der Wiſ— 
fenfchaften und die Verbreitung der Lectüre ein ntereffe daran 
haben, wenn wichtigere, gefuchtere, den Tod des Schriftftellers 
überlebende Werke durch dad fortgefegte Necht der Erben auf 
ein Honorar im höheren Preife erhalten werden. 

2) Da der $. nicht auddrüclich ſagt, daß dad Necht, eine 
neue Auflage oder neue Ausgabe zu veranftalten auf den Ver— 
leger übergehe; fo Eönnte man zur Solgerung verleitet werden, 
daß nach dem Tode ded Schriftftellerd diefes Recht gleichlam 
als ein frenftehended auf denjenigen übergehe, welcher davon 
zuerft Gebrauch machen will. — Allein diefe Folgerung wäre 
ficherlich ierig; denn durch den Verlagsvertrag im Allgemeinen 
hat der Verleger dad ausſchließende Necht erlangt, die ihm 
von dem Werfaffer übergebene Schrift durch den Druck zu ver: 
vielfältigen und abzufegen, gleichviel, ob er dieſes durch eine ein— 
zige oder durch mehrere Auflagen bewerkftellige. — Die in den 
86. 1167 u. 1468 enthaltenen Beſchränkungen diefes dem Ver: 
leger eingeräumten Rechtes find lediglich zu Gunften des Schrift— 
fiellerd feftgefegt, wenn nun diefe Begünftigung megfällt, fo 
fallt audy für den Verleger die Befchränfung weg, und fein jihm 
durch den Verlagdvertrag an und für fich eingeräumtes Recht tritt 
nun wieder in volle Wirkfamkeit. 

3) Dem Schriftfteller fteht es übrigens frey, dad Recht, 
eine neue Auflage oder eine neue Audgabe des Werkes zu vers 
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anftalten, auch für feine Erben vorzubehalten. — Iſt in dem 
Berlagsvertrage nicht befonders erkläret worden, welche Erben 
bierunter zu verftehen feyen, und ob diefes Necht auch auf die 
Grbederben übergehen folle; fo fcheinen nach der Analogie des 
$. 529 nur die erften gefeglichen Erben darunter begriffen wer: 
den zu können. — Denn nach der Vorfchrift des gegenwärtigen 
$. ift das Necht des Schriftjtellerd, eine neue Auflage oder Aus: 
gabe zu veranftalten, ald ein höchft perfönliches Recht desfelben 
erklärt, das fo, wie eine perfonliche Servitut, mit dem Tode des— 
felben erlifcht, und nur mittelft eines befondern Uebereinfommens 
auch auf die Erben ausgedehnt werden kann. — So wie alfo 
bey perfönlichen Servituten die Erlöfchung durch den Tod des 
Berechtigten eine natürliche Gigenfchaft derfelben ift, von wel— 
cher im Zweifel die geringfte Abweichung vermuthet wird, 
fo muß dad nähmliche auch in Bezug auf die hier dem Schrift: 
ftellee zugefprochenen Rechte behauptet werden. 


b, 1170, 

Wenn ein Schriftftelleer nach einem ihm von dem 
Verleger vorgelegten Plane die Bearbeitung 
eines Werfes übernimmt; fo hat er nur auf die 
bedungene Belohnung Anſpruch. Dem Berleger 
ſteht in der Folge das ganze freye Berlagsrecht zu, 

1) In dem gegebenen Zalle wird, wie v. Zeiller bemerkt, 

im Grunde der Schriftfteller von dem Verleger gedungen, ein 

Geiſteswerk der Beſtellung gemäß für einen ausdrücklich oder ftill 

fhweigend ($. 1152) verheißenen Lohn zu liefern. Dadurch wird 

der Befteller Eigenthümer des gelieferten Werkes, womit er frey 
zu verfügen berechtiget ift. — Er kann das Manufeript zum 

Drucke befördern, oder ungedrudt laſſen; er beftimmt die Auf: 

lage und Fann nach Belieben eine neue Auflage, oder auch eine 

neue Ausgabe allenfalls mittelft eined anderen Schriftitellerd ver: 
anftalten. Ueberhaupt ift diefed Verhältniß nicht mit dem Ber: 
lagövertrage ($. 1164) zu verwechfeln, vielmehr nach dem obi: 
gen allgemeinen Nechtsverhältniffe zwifchen einem Befteller und 
Beftellten (99. 1151 — 1157) zu beurtheilen. 
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2) Aus der Natur dieſes DVertragdverhältniffes ergibt ſich 
demnach auch, daß, wenn der Verleger von dem Schriftfteller 
ein Werk beftellet, aud) angenommen werde, daß er hierfür eine 
angemeffene Belohnung ftilfehweigend zugefichert habe ($. 1152), 
was bey dem eigentlichen Verlagsvertrage keineswegs der Fall 
it ($ 1165 Nr. 3). Dem Verfaſſer gebührt auch in diefem 
Falle der Lohn gleich nad) vollbrachter Arbeit ($. 1156), und 
es ift hier Sache des Derlegerd, die Bewilligung zum Drude 
diefed Werkes zu erwirfen. Der Verleger ift in diefem Salle auch 
verbunden dem Verfaffer die benöthigten Materialien zu Vers 
faffung diefed Werkes zu liefern, und in fo fern der DBerfaffer 
dießfalls felbft Auslagen gemacht hat, ihm diefelben auch vor 
gänzlich vollendetem Werke zu vergüten ($. 1156). Der Verle— 
ger kann zwar auch nach gefihloffenem Vertrage von feinem 
Plane zurücktreten, er muß aber dießfall den Verfaſſer ent— 
fhädigen ($. 14151 Nr. 1). 


j. 1174, 


Diefe Vorfchriften find auch auf Landkarten, topo⸗ 
graphifche Zeichnungen und muſikaliſche Compo— 
fitionen anzuwenden, Die Befchränkungen des 
Nachdruckes find in den politifchen Geſetzen ent: 
halten, 

4) Aus dem Sommentare des Herrn Hofrathes v. Zeiller ift 
zu entnehmen, daß hier die Kupferftiche abfichtlich und zwar in der 
Betrachtung weggelaffen worden find, weil fie felten, fo wie ein 
Buch, einreined, aus fich felbft gefchöpftes Geiftesproduct, fondern 
meiſtens bloß Copien von vorhandenen Öegenftänden, Gemähl- 
den, Statuen u. dgl, find, wobey die Schönheit des Stiches 
den Hauptwerth ausmachet. — Ein Nachſtich von gleicher Schön— 
heit fey nicht, gleich dem Nachdrucke eines Buches, eine bloß 
mechanifche Arbeit, fondern ein gleiches Kunſtwerk. — Da übris 
gend die erft nach Erfcheinung des bürgerlichen Gefegbuches er: 
laffenen politifchen Anordnungen, wie aus Nr. 3 zu erfehen ift, 
auch das Nachftechen und die Copirung von Kupferftichen ald vers 
bothenen Nachftich erklären, und dad bürgerliche Gefegbuch in 
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biefem $. in Anfehung des Nachdruckes auf die politifchen Ge— 
fege hinweifet; fo müffen auch gegenwärtig die Kupferftiche als 
in die Vorſchrift des gegenwärtigen $. begriffen gedacht werden. 

2) In Unfehung des Büchernachdrudes erklärt dad Hofdecret 
vom 13. Jänner 1781 '), daß ed bey der unterm 17. Sebruar 1775 
feftgefeßten höchften Verordnung, vermög welcher der den Wil: 
fenfohaften, den Buchdruckern und dem Handel fo fchädliche Nach: 
druck der inländifchen, und einem jeden rechtmäßigen Verleger 
zugehörigen Auflagen bey ſchwerer Strafe verbothen worden iſt, 
fein gänzliched Verbleiben haben fol, dergeftalt, daß nach. deffem 
Sinne ein jeder inländifche WVerfaffer eined Buches, oder der mit 
diefem wegen des Abdruckes des von ihm gemachten Wertes con: 
trahirende inländifche Verleger wider den Nachdruck auf das Eräf: 
tigfte gefchüugt, hingegen der Nachdruck fremder und erlaubter 
ausländifcher Bücher einem jeden Buchdruder ald ein Geſchäft 
frey geftattet werden fol, wenn gleich eben diefes Werk von 
einem oder mehreren inländifchen Buchdrudeen ſchon aufgelegt 
worden wäre. Vermög eines Befchluffes der deutfchen Bundes: 
verfammlung vom 6. Sept. 1832 °) wird aber gegenwärtig zwi— 
fhen den eigenen Unterthanen des öſterreichiſchen Kaiferftaatgs , 
in fo weit derfelbe zum deutfihen Bunde gehört, und jenen der 
übrigen im deutfchen Bunde vereinigten Staaten in Bezug auf 
die Behandlung des Nachdruckes Fein Unterfchied mehr gemacht, 
fondern die Herausgeber, Verleger und Schriftfteller eines Bun: 
deöftaates haben fich in Defterreich des daſelbſt beſtehenden Schu— 
bed gegen den Nachdruck zu erfreuen, 

3) Was eigentlich für Handlungen unter dem verbothenen 
Nachdrucke zu fubfumiren feyen, hierüber hat fich das pofitive Geſetz 
nicht beftimmt ausgefprochen, und daher die Beurtheilung der— 
felben in vorfommenden Fällen dem vernünftigen Grmefjen deö 
Richters überlaffen. Ohne Zweifel it Nachdrud dann vorhan— 
den, wenn ein Werk ohne alle Veränderung des Inhalte und 
unter den Nahmen ded Autord, ohne Cinwilligung deöfelben, 
oder deffen Verlegers neuerdingd gedrudt wird. Ob in den nähm— 


1) Handb. der Geſetze Joſeph IL. 1. Th,, ©. 512. 
2) Wagı. Zeitſch. N. B., ©. 508 u, 529. CLXIX, CLXXII. 
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lichen oder in einem anderen Formate ift einerley. Cine Heraus: 
gabe des nähmlichen Werkes mit bloßen Anmerkungen ſcheint 
gleichfalls als Nachdrud behandelt werden zu müſſen; ebenfo die 
Aufnahme einzelner gedrucdter Schriften in ganze Sammlungen. 
— Uebrigens ift der Steindrud dem Nachdrude mit Lettern 
gleich zu halten, und gleich dem verbothenen Nachdrucke zu bes 
handeln '). Keinem erbländifchen Kupferftecher ift erlaubt, den 
Kupferftich eines inländifchen Künſtlers nach den nähmlichen Zeich— 
nungen, in dem nähmlichen Formate nachzuftechen oder zu copie 
ren; und da die Kupferftecherey und die Steindrucerey in fo 
naher Kunftverwandtfchaft ftehen, fo ift die in Betreff der Ku: 
pferftiche beftehende Anordnung auch auf den Steinftich auszu— 
dehnen 2). } 

4) Da der Nachdruck unter Strafe verbothen ift, hiervon 
aber weder der 4. noch der 2. Theil des Strafgefegbuches eine 
Erwähnung macht; fo ift er ald ein einfaches Polizeyvergehen zu 
behandeln, und mit einer arbiträren Strafe zu belegen. Als Mia: 
zimum der Beftrafung dürfte die Verhängung einer Geldftrafe 
von 200 fl. angefehen werden. Denn da derjenige, der ein Werk, 
zu deſſen Drud Eeine Genfuröbewilligung vorhanden ift, drudt, 
dad erfte Mahl mit einer Geldftrafe von 200 bis 500 fl. zu be= 
legen ift ?), und vermög Hofdecret vom 30. Sept. 1806 bey 
Uebertrefungen, denen jene gefährlichen Eigenfchaften fehlen, um 
nach dem zweyten Theil ded Strafgefegbuches behandelt zu wer: 
den, die darauf verhängte Strafe ald die größte anzunehmen ift, 
welche die geringfte wäre, wenn diefe Handlung in der Eigen: 
fchaft einer fchweren Polizey-Uebertretung zu beftrafen feyn würde; 
fo kann derjenige, der dad Verboth ded Nachdruces nicht achtet, 
zu Feiner größeren, ald der obenerwähnten Geldftrafe verurtheilet 
werden. Da übrigens dad Verboth des Nachdruckes der Verhin— 
derung des weiteren Abſatzes des nachgedructen Werkes der Nas 





1) Hoff. Dec. vom 12. Suly 18255 P. G. ©., 53. B., ©. 139. 

2) Hoff. Dec. vom 16. Aug. 132335 P. ©. S., 54. B., ©. 191. Da der obenerwähnte 
Befchluß der Bundesverfammlung auch zum Schuße des Kunſthandels 
gegeben wurde; fo gilt das Nr. 2 Erwähnte au von den Kupfer: und 
Steinftichen. 

3) St. G. ©., In Th. , $. 57. 
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tur der Sache nach in fich begreift; fo ift die Zerftdrung des 
Schriftfaßed und der Verfall der Auflage oder der davon vorhan: 
denen Gremplare mehr ald eine natürliche Folge, ald eine Be: 
firafung des Nachdruckes anzufehen. Uebrigens ftehen die Amts— 
handlungen wegen ded Nachdruckes der erjten politifchen In: 
ftanz zu '). 

0. 1172, 
3) Vertrag zwifchen Dienftherren und dem Gefinde, 


Die Rechte und Pflichten zwifchen ven Dienfther- 
ten und dem Dienftgefinde find in den befonders 
darüber beftehenden Borfchriften enthalten, 

41) Dad Verhältniß zwiſchen den Dienftherren und dem 
Dienftgefinde beruht zwar auf einem Vertrage und gehört daher in 
diefer Hinficht dem Civiltechte an. Allein, da es zugleidy auf 
den Wohlftand der Familien, auf die häusliche Sicherheit und 
Drdnung einen höchſt wichtigen Einfluß behauptet; fo glaubte 
man die Regulicung diefed Nechtöverhältniffes nicht der Civilge: 
feßgebung, fondern wegen des dabey vorzüglich obwaltenden dffent: 
lichen Intereſſes der politifchen Gefeggebung überlaffen zu müffen. 

2) Da e5 indeffen bey Kegulicung diefes Verhältniſſes fehr 
viel auf Orts- und Provinzial-Verhältniffe ankömmt, da in gro: 
Beren Städten ganz andere Bedurfniffe in diefer Hinficht rege 
werden, al5 auf dem Lande; fo ift es auch ganz unthunlic) ein 
für alle Provinzen und Ortfchaften geltendes Geſetz in dieler Hin: 
fiht zu erlaffen. — Aus diefem Grunde hat ſich auch die polis 
tifche Gefeßgebung nur darauf befchranft, für einzelne Provin— 
zen und Städte dergleichen Verordnungen, unter der Benennung: 
„Dienſtbothen-Ordnungen“ zu erlaffen. 

3) Die für die verfchiedenen Provinzen erlaffenen Dienft: 
bothen= Ordnungen theilen fih ein in Dienftbothen = Ordnungen 
für dad Land und für dad Stadtgefinde. An Niederöfterreich 
wurde das Dienftbothenwefen für das Land durch dad Patent vom 
27. März 1784 ?) regulirt, und enthält folgende von dem uber 


1) Hoffanzl. Dec. vom 19. July 18255 P. ©. ©., 53. B., ©. 139 
2) Handbuch der Gefere Joſephs IL, 6, B., ©. 77. 
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Verträge überhaupt und den Lohnvertrag insbeſondere in dem bür— 
gerlichen Gefegbuche enthaltenen Beftimmungen abweichende An 
prönungen: 

Der Dienftbothen Vertrag kömmt fo wie jeder andere durch 
da5 gegenfeitige Einverftändniß der Dienftherren und des Dienft: 
bothen zu Stande, und wird gewöhnlich durch dad fogenannte 
Darangeld, welches aber nie weniger ald den zwanzigften Theil 
des Lohned betragen darf, und dad von dem Dienjtherrn bey 
der erſten Bezahlung wieder abgezogen werden Fann, zu Stans 
de ). — Der Dienftboth, „welcher dad angenommene Dar: 
angeld ohne rechtmäßige Urfache zurückgibt, und von dem Dien- 
fie, zu dem er fich bedingt hat, wegbleibt, ift nicht nur zur 
Einftehung zu verhalten, fondern auch noch nach Befchaffenheit 
der Umſtände zu beftrafen »). Hätte ein Dienftboth von meh 
reren Dienftherren Darangeld genommen; fo ift derfelbe nad) 
Umftänden zu beftrafen, immer aber bey demjenigen einzuftehen 
verbunden, von dem er dad erfte Darangeld erhalten hat. Das 
von dem zweyten erhaltene Darangeld ift er zurückzuſtellen fchul: 
dig. Balls aber der legtere Dienfthere von der erften Aufdine 
gung gewußt hatz fo fällt nicht nur die Darangabe der Armen: 
caffe zu, fondern er ift auch noch mit einer befonderen Strafe 
anzufehen ?). Bey dem Cintritte in den Dienft find unverhei: 
tathete Dienftbothen fehuldig, zur Sicherheit und Bedeckung de3 
Dienftpälterd feine Zeugen, oder wad er fonft an Kleidung, 
Wäſche u. dgl. eigen hat, in den Dienftort mitzubringen ). 


Wäre Über die Art und Weife der Dienftleiftung zwifchen den 


Darteyen durch einen fchriftlihen Vertrag oder fogenannten 
Spannzettel etwa befonderd feftgefegt worden; fo wäre fic) 
darnach zu achten, fonft aber ift der Dienftboth feinem Dienfts 
herrn nicht nur die Dienfte, zu denen er ſich ausdrücklich ver 
bindlich gemacht hat, fondern auch alle diejenigen, welche uns 
ter den Bedingten billig und vernünftiger Weiſe verftanden wer— 


den können, durch die ganze Dienftzeit zu leiften verbunden °)» 


— 


2) 6. 4. 
2) 9.0. 
3) 9. 5. 
2) 9. 6. 
5) 9. 7. 
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Dienftbothen dürfen fich ohne ausdrückliche Erlaubniß der 
Dienftherren Peiner Gehülfen bedienen ), und find für allen 
aus einem vertragswidrigen Benehmen, oder aus fonftigem Ber: 
Ichulden entftandenen Schaden verantwortli und zum Erſatze 
verpflichtet ?). 

Ein unter Verrechnung ftehender Dienftboth iſt erft als— 
dann von der Haftung für die ihm anvertrauten Gelder, Weine 
oder andere Hab- und Geräthftüde befreyet, wenn die von ihm 
gelegte Rechnung gehörig überfehen,, für richtig erkannt und ihm 
das Abfolutorium ertheilt worden ift ?). 

Die Beftimmung ded Lohne bleibt dem Ginverftändniffe 
des Dienftheren und des Dienftbothen überlaffen, und Tegterer 
Fann über den bedungenen Lohn nichts weiters fordern, — Er 
ift fohuldig fich gegen feinen Dienſtherrn gehorfam und ehrerbie= 
thig zu befragen. Dienftbothen, die bey dem Ortörichter ange: 
klagt werden, daß fie gegen ihren Herren mit Schmähmworten fich 
vergangen haben, find mit öffentlicher Abbitte vor Gericht, nad) 
Umftänden auch mit empfindlicher Förperlicher Züchtigung „ die je— 
doch niemahls zehn Karbatfchftreiche überfteigen darf, zu belegen *). 

Die gegenfeitigen Dienftverbindlichkeiten können aufgelöfet 
werden: a) bey einer von dem Herrn auf beftändig außer Lanz 
de zu unfernehmenden Reiſe; b) bey einer ſchweren den Dienft: 
bothen zu aller Arbeit unfähig machenden Krankheit; c) durch 
eine dem Dienftbothen vorfallende Heirath; d) wenn die Aeltern 
oder Anverwandten ded Dienftbothen ihn zu ihrer Unterftügung 
oder Anfretung eined Grundes abrufen; e) wenn ihm eine Erb— 
{haft zufallt, welche feine Gegenwart an einem Orte unentbehrs 
lich macht; f) wenn der Dienftboth wegen gewaltfamen und fit 
tenwidrigen Betragen feines Herrn Gefahr läuft, an feiner 
Ehre, feinen Gliedern, oder gar an feinem Leben Schaden zu 
leiden. Alle dieſe Urfachen müffen jedoch glaubwürdig dargethan, 
und von dem Dienftbothen felbft zu feiner Sicherftellung gehö— 


1). 

2) $. 3 u. 1. 
3).$. 12 

2). 15 — 1m 
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rigen Ortes angezeigt werden. Bor erfolgtem obrigkeitlichen Er: | 1 


Fenntniffe darf fich gleihwohl der Dienftboth nicht entfernen, 
ausgenommen, mo augenfcheinliche Gefahr des Lebens, oder eis 
ner Befchädigung vorhanden wäre '). 

Der Dienſtherr iſt dagegen: in folgenden Fallen berechtiget 
den Dienftvertrag aufzulöfen: #) wenn der Dienftbothe den 
Dienft aus was immer für einer Urfache nicht verfehen Eönnte ; 
b) wenn er der Trunfenheit oder anderen Ausſchweifungen in 
oder außer dem Haufe ergeben wäre; c) wenn er ein ungeſtü— 
med, unruhiges Betragen äußerte, und das Mitgefind gegen 
den Herrn oder gegen einander aufzuhegen wagte; d) wenn er 
in Deruntreuung, in einem Diebftahle, oder fonft in einem 
Vergehen betreten wird, welches der perfönlichen Sicherheit oder 
dem Vermögen des Dienfthälters zum Nachtheile gereichen Eönnte. 

Außer diefen Fällen kann der Dienftvertrag durch Aufkün— 
digung erlöfchen. Die Auffündigungszeit, welche wechfelfeitig 
iſt, ift von Lichtmeß auf Jakobi, und von Jakobi auf Lichtmeß 
beitimmt. Zum Beweiſe, daß die mechfelfeitige Auffündigung 


wirklich erfolgt und angenommen worden ift, ift allzeit hievon | 


dem Ortörichter Unzeige zu machen. Gin Dienftboth, der vor 
Ablauf diefer Zeit feinen Dienft verläßt, ift anzuhalten, durd) 
den Schub an den Ort feined Dienjted zurückzuſenden, zur Ber: 


antwortung zu ziehen, und nah Maßgabe der erfchwerenden 


und mildernden Umftände mit Urreft, auch Anlegung von Eifen 


zu beftrafen. Dabey iſt aber immer vorzüglich auf den Dienſt- 


herrn zu fehen, dem ſehr oft viel an der augenblicklichen Zurück— 
erhaltung gelegen, und überhaupt bid zur geendigten Straf— 
‚zeit ohne Dienftbothen gelaffen zu feyn, nicht gleichgültig iſt. 
Daher wird vor Allem der entwichene Dienftboth dem Gefinds 
halter, wofern er es verlangt, nicht allein die noch übrige Dienft: 
zeit erſtrecken, fondern auch den durch die Entweichung verurz 
fachten Schaden entweder bar, oder dur Abzug von feinem 


Lohne, oder auch durch verlängerte Dienjtzeit zu erfeßen haben. 
In diefem Falle ift daher die verhängte Strafe erft nad) Ber: ' 
lauf der Dienftzeit zu vollziehen. — Hätte ein Dienjipalter ge⸗ 


4) 4. 21. 
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gründeten Verdacht, daß einer feiner Dienftbothen entflichen 
wolle; fo ift derfelbe berechtiget, einen Theil des bedingten Lied: 
lohnes zu feiner Dicherheit zurücdzubehalten; bey denen, die 
Koftgeld haben, einen Monathfold, bey denen aber, welche die 
Nahrung im Haufe genießen, eine vierteljährige Befoldung '). 

DBerabredungen und Einverftändniffe ded Gefindes um den 
Dienft zu verlaffen oder durch diefes Mittel höheren Lohn 
oder andere unbillige Bedingniffe zu erzwingen, dann die Ber: 
leitung der Dienftbothen zum Verlaſſen des Dienftes find an 
allen denen, die dazu mitwirfen fowohl, als an dem einer folchen 
Berführung folgenden -Dienftbothen zu beftrafen. Diejenigen, 
welche einem flüchtigen Dienftbothen wifjentlih Unterfommen 
oder Aufenthalt geftatten, follen nebjt dem Erſatze de5 dem 
Dienftheren durch die Flucht des Dienftbothen zugewachlenen 
Schadend und der Unfoften, nody mit dreytägigem Arreſte bey 
Maffer und Brot beftraft werden 2). 

Um ſolchen unzeitigen Dienftverlaffungen vorzubauen, foll 
jeder von einer Herrfchaft auf eine andere übertretende Dienft: 
both von der Amtskanzley mit einem Entlaßfcheine, auf unge: 
ftämpelten Papier unentgeldlich verfehen,, und ohne einen folchen 
Schein nirgends aufgenommen werden. — Wird einem Dienfts 
bothen, der fich mit einem folchen Entlaßfcheine nicht rechtfertis 
gen kann, irgendwo Aufenthalt geftattet; fo ift der pflichtwis 
deig handelnde Beamte. mit einer angemeffenen Geldftrafe, der 
Haudwirth aber, der einen folchen Dienftbethen aufnimmt, mit 
Arreſt oder Gemeindearbeit zu beftrafen. — Diejenigen, welche 
noch nicht gedient haben, und an einem fremden Orte in Dienft 
treten wollen, müffen von der Ortsobrigkeit, wo fie ſich zeither 
aufgehalten haben, ein Zeugniß ihres Herfommens und Wohl: 
verhaltens anfuchen, auch daß fie mit Einwilligung ihrer Ael— 
tern oder Vormünder in Dienft gehen ?). Dagegen ift den 
Gefindhaltern alle Mißhandlung ihres Gefindes bey Vermei— 

4) 99. 20, 22, 23, 28 u. 25, 


2) 99. 26 — 23, 
3) 66. 29 — 31. 
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dung des doppelten Schadenerſatzes, oder nach Umſtänden auch 
der Geld- oder Arreftftrafe unterfagt '). 

4) Dad für dad Landgefinde in Bbhmen, Mähren und 
Schlefien unterm 20. September 1782 erlaffene Patent °) ent: 
halt im Wefentlichen mit obigen gleiche Anordnungen, nur fol 
gende Gigenthümlichfeiten find befonderd zu bemerken. — Hier 
ift eine von der Amtöfanzley aus zu gefchehen habende Ges: 
findeftellung in fo weit vorgefchrieben, daß der aufgenommene 
Dienftboth dem Hauswirth zugefchrieben und der Liedlohn vore 
gemerkt werde ?). Zwiſchen dem Austritte aus dem alten und 
dem Eintritte in den neuen Dienft find dem Dienftbothen höch— 
ſtens drey Tage zur Beforgung ihrer eigenen ©efchäfte zu ges 
ftatten *). Bey der Aufnahme find alle unſchickliche Beding: 
niffe > B., zu gemwiffen Zeiten zum Zanze zu gehen u. dgl. für 
nichtig anzufehen °). Der Lohn muß zur beftimmten Zeit, wie 
auch die bedungene Koft und Trunk verabreichet: werden, und 
es hat daher das Wirthfchaftdamt bey dem Schluffe des Jahres 
jeden Dienftbothen zu befragen, und ihm hierinfalld Hülfe zu 
leiften %) Bor Einem Jahre kann Keiner den Dienft eigens 
mächtig verlaffen. Die Auffündigungszeit ift ohne Unterfchied 
drey Monathe vor dem neuen Jahre, und ift bey dem Amts= 
richter anzubringen, der fie in dad Gefindebuch vormerken läßt”). 

5) Eine ganz ähnliche Verordnung ift auch für Inner: 
Defterreich erfchienen °). Diefe Verordnung wurde durdy Hof: 
kanzley- Decret vom 20. July 1819 auch für das Königreich 
Illyrien als fortan beftehend erklärt, und zugleich verordnet: 
a) daß Fein Dienftboth ohne Beybringung des Abfchiedes oder 
Dienftzeugniffes feined früheren Dienftheren aufgenommen wer: 
den dürfe; b) daß jene, welche erft zu dienen anfangen, oder 
auch von einer anderen Beſchäftigung in die Claffe des Dienfte 

1) $. 33, 
2) Handbuch der Gef. Sof. I. 4. B., ©. 5% 


3) 9. 5 — 7. 

9) $. 9. 

5) $. 20. 

6) Sf. a3 u. 29, 

7) 69. 57 — 59. 

8) Patent vom 29. Sept, 1737. Handbuch der Gefehe Joſeph IT. 13. B., ©. 111. 
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volfes übergehen wollen, fich bey ihrer Bezirksobrigkeit perſön— 
lich zu ftellen, und um die Ertheilung des, dießfälligen Amtöfcheie 
ned anzufuchen haben, ohne welchen fie von Niemand in den 
Dienft aufgenommen werden dürfen; c) daß der eintretende 
Dienftboth verbunden fey, dem Dienftgeber feinen Amtöfchein 
oder Dienftabfchied auszuhandigen, der folchen bi zum Austritte 
deöfelben in Verwahrung behält, und vom Tage des Eintrittes 
an die Bezirfäobrigkeit eine mündliche oder fihriftliche Anzeige 
bey Strafe von einem bis auf fünf Gulden zu machen hat; d) 
daß jeder Dienftboth, welcher in einen andern Bezirke in Dien- 
fte übergehen will, ſich überdieß noch mit einem befonderen Ent: 
laßfcheine der Bezirksobrigfeit verfehen und fi) damit bey feis 
ner neuen Bezirksobrigkeit ausweiſen müffe ). 

6) In Gaͤllizien gelten dießfalls noch jene Beſtimmungen, 
welche in dem für Weſtgallizien gegoltenen bürgerlichen Geſetz— 
buche ?) enthalten find, und die Folgendes vorfchreiben: Die 
Pflichten der Dienftperfonen, fo verfchieden ihre Verrichtungen 
feyn mögen, ſtimmen darin überein, daß fie aufmerffam, flei- 
fig und freu feyn, und das Befte ihrer Herrfchaft nad) ihren 
Kräften befördern follen. — Eigentlich fteht e8 dem Haupte der 
häuslichen Gefellfchaft zu, Dienftperfonen aufzunehmen ; doch gilt 
die rechtliche VBermuthung, daß die Wahl weiblicher Dienftperfos 
nen der Stau des Haufes überlaffen ſey. — Kein Dienftwerber 
fol ohne Abfchied oder Entlaßfchein von feiner vorigen Herrfchaft, 
der ein andered bewährtes Zeugniß feines Verhaltens in einen 
Dienft aufgenommen werden. — Die Herrfchaft hat den Abfchied 
oder da5 Zeugniß einer aufgenommenen Dienftperfon in Ber: 
wahrung zu nehmen, und zu ihrer Sicherheit einen Gegenfchein 
audzuftellen. — Wer einer Dienftperfon wiffentlich ein unmwahre 
haftes Zeugniß auöftellet, oder einen verfänglichen Dienftbothen 
aus eigener Schuld in ein Haus bringt; der feßet fich einer 
fhweren Verantwortung bey dem Polizeyamte aus, und haftet 
außerdem noch für allen daraus entftehenden Schaden. — Wer 
über feine Perfon nicht frey fchalten kann, fondern unter der Ges 


1) Kundmachung vom 11. Jänner 1321. Goutta's Geſetzſ. 13, B., S. 152. 
2) 1. Thl., 6. Hptſt., 9. 266 — 299, 
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walt eined Anderen fteht, kann ohne deffen Einwilligung in kei— 
ne Dienfte treten. Diefe Einwilligung wird aber für die ducch 
da5 Geſetz beftiimmte Dienftzeit vermuthet, wenn eine unter vä— 
terlichee oder vormundfchaftliher Gewalt ftehende minderjährige 
Perſon, oder auch eine Ehegattinn in dem Falle it, fich durch 
Dienfinehmung den ordentlichen Unterhalt verfchaffen zu müffen. 
— Ein Dienftvertrag wird zwar durch mündliche Verabredung 
allein fchon gültig; doch gebührt bey eintretenden fremden An: 
fprüchen jener Herrfchaft und jenem Dienftwerber der Vorzug, 
welche ihr Recht durch einen fchriftlichen Vertrag, oder durch 
wirklich gegebened und empfangenes Miethgeld beweifen können. 
— Diefed Miethgeld oder fogenannte Angeld ift ald ein Theil 
des Eünftigen Lohnes anzufehen, und wird in der Regel an den 
Lohn abgerechnet. — Die Herrfchaft, welche einen unverwerfli: 
hen Dienftbothen ihrer Zufage gemäß nicht aufnimmt, verliert 
dad Miethgeld, und der Dienftbothe, der aus feiner Schuld ei: 
nen Dienft nicht antritt, hat da5 Miethgeld doppelt zurüdzus 
ftellen. Beyde find zum Erſatze ded weiter erfolgten ermweigli: 
chen Schadens verbunden. — Worin die Dienftleiftung und der 
£ohn beftehen, und wie lange die Dienftzeit dauern fol, diefes 
wird durch den Vertrag beftimmt, den Herrfchaften und Dienft: 
perfonen mit einander eingehen. Nur darf in diefem Bertrage 
nicht5 gefegwidriges aufgenommen werden. 

Werden die mechfelfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten der 
Herrfchaften und ihrer Dienftperfonen weder durch einen Vertrag, 
noch durch einen Aufnahmöfchein oder fogenannten Spannzettel 
binlänglich beftimmt; fo verordnet dad Geſetz: daß Bediente und 
andere Dienfibothen, welche unter dem Nahmen des gemeinen 
Geſindes begriffen werden, jede erlaubte ihren Kräften angemeffene 
Haus: und Feldarbeit zu übernehmen verbunden find. — Lehr: 
jungen, Gefellen und alle übrigen Gehülfen der Handwerker, Ge— 
werbömänner und Künftler Fönnen zu Eeinen Verrichtungen an— 
gehalten werden, welche mit ihren Berufögefchäften, oder gar mit 
ihren Innungsartikeln im Widerfpruche find. — Haudofficianten, 
- oder folche Perfonen, welche zur Bedienung oder zum Gefolge 
einer Herrfchaft aufgenommen worden find, und denen dad ge: 
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meine Gefinde verhältnißmäßig untergeordnet ift, müffen fich al- 
fen häuslichen Gefchäften unterziehen, die ihrer eigentlichen Bes 
ftimmung nicht gerade zu entgegengefegt find. — Was Erzieher, 
Leib» und Wundärzte, Kaplane, Secretäre, Wirthichafter, Rech: 
nungdführer und andere Hausgenoffen, die mehr mit den Kräf: 
ten des Geiftes als des Körpers dienen, für häusliche Verrichtun- 
gen zu unternehmen haben, dieſes wird ſchon hinlänglicy durch 
eines jeden Amt und Charakter beftimmt. — Am Nothfalle ift 
eine jede in Dienften ftehende Perfon die Stelle einer anderen 
verhältnißmäßig zu vertreten ſchuldig. Es iſt aber auch jede 
Herrſchaft verbunden, ihren Dienftperfonen die zur Pflegung 
des gewöhnlichen Gottesdienftes und ihrer Gefundheit nöthige 
Zeit zu geftatten. — Wer einen Dienft angetreten hat, ohne 
mit feiner Herrfchaft über feinen Lohn, er beftehe nun in Koft, 
Wohnung, Kleidung, Gelde oder in anderen Sachen, vorher 
übereinzufommen, der Fann nie auf etwas mehr Anſpruch machen, 
als auf dad, was fein Vorgänger in diefem Dienfte erhalten hat, 
oder Dienjtperfonen feined Gleichen in dem nähmlichen Orte ge: 
meiniglich erhalten; er muß fich fogar mit den geringften der ge: 
wöhnlichen Vergeltungen begnügen. — ft die Dauer der Dienft: 
zeit nicht durch einen Vertrag, oder die Art ded Dienftes felbft 
entfchieden; fo beftimmt das Gefeg diefe Dauer auf dem Lande 
auf ein ganzes Jahr, und in den Hauptftädten auf ſechs Wo— 
chen. Der Schade, welcher aus der früheren Gntlaffung oder 
Austretung aud einem Dienfte enftehet, muß von dem vergütet 
werden, der ihn verurfachet. — Die Herrſchaft und die Dienft: 
perſon, welche den Dienſtvertrag über den Verlauf der bedun— 
genen oder gefeßmäßigen Zeit nicht fortſetzen will, muß den 
Dienft in Städten vier Wochen, und auf dem Lande ſechs Mo— 
nathe vor diefem Verlaufe auffündigen. — Allein die Herrfchaft 
und die Dienftperfon find in manchen Fällen berechtiget, die 
Auffündigungdfrift auf vierzehn Tage einzufchränfen. ine Herr 
chaft iſt diefes berechtiget, wenn eine Dienftperfon zum Dienfte: 
ungefchidt befunden wird, wenn fie dem Spiele, dem Trunfe, 
dem Auslaufen oder einer anderen unordentlichen Lebensart er: 
geben iftz wenn fie mit Feuer und Licht unvorfichtig umgeht, 
Nippel's Commentar VIL, Th. 30 
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oder mit ihren Dienftgenoffen unverträglich lebt; auch eine ſchwan— 
gere Tedige Weiböperfon kann man nach vierzehntägiger Auffüne 
digung, jedoch mit Vorficht für die Sicherheit der Leibeöfrucht, 
entlaffen. — Eine Herrfchaft muß nach vorhergegangener vier: 
zehntägiger Auffundigung eine Dienftperfon entlaffen, wenn fie 
ihren Lohn zur Verfallzeit, oder wenigftend vierzehn Tage nach: 
her nicht erhalten hat; oder wenn fie ohne Urfache hart oder 
fhimpflich behandelt worden ift. — Ein Dienftbothe, der auf 
dem Lande fich verheirathen, oder eine eigene Wirthfchaft an: 
treten voill, muß feinen Dienft nur ſechs Wochen vorher auf: 
Fündigen. — Auf der Stelle und ohne alle Aufkündigung kann 
eine Herrſchaft einen Dienftbothen entlaffen, wenn fich diefe 
durch einen unmahrhaft befundenen Abfchied, oder durch ein 
anderes falfched Zeugniß in den Dienft eingefchlichen hatz wenn 
fie die häusliche Ruhe ſtöret; wenn fie ihre Herrfchaft beleidis 
get, ihre übel nachredet, wenn fie ihre Haudgenoffen zum Böſen 
verleitet, oder fich einer Verumtreuung ſchuldig macht. — Eine 
Herifchaft Hat Fein Recht, eine Dienftperfon deßhalb, weil fie 
erkranket ift, ohne ordentliche Auffündigung zu entlaffen;z fie 
ift vielmehr verbunden, ihr mwenigftend auf Rechnung des fchon 
verdienten Lohnes, oder des fonftigen Vermögens der Dienftper: 
fon allen möglichen Beyftand zu leiſten; reicht diefes Vermögen 
nicht zu, geftatten es die häuslichen Umftände der Kerrfchaft 
nicht, oder ift Gefahr der Anftefung da; fo kann und muß die 
Herrfchaft zu den öffentlichen wohlthätigen Kranfenanftalten die 
Zuflucht nehmen. — Eine Dienftperfon fann ohne Auffündigung 
audtreten, wenn fie in einer fchweren Kranfheit anderswo un— 
tergebracht werden will; wenn man ihr die bedungene Koft 
und den Lohn verſagt; wenn fie der Gefahr grober Mißhandlun: 
gen oder der Verführung ausgelegt iftz wenn man fie falfch- 
lich eines Verbrechens befchuldigt; wenn man ihr aufträgt, außer 
Landes zu reifen, oder fi) von dem Dienftorte auf länger, ald 
ihre Dienftzeit dauerf, zu entfernen. — Verweife, Vorwürfe, 
anhaltende Befchäftigungen, felbft dad Verboth, einige Tage nicht 
aus dem Haufe zu gehen, gehören unter die Zucht und Beſſe— 
rungömittel der Dienjtbothen, und geben ihnen Fein Recht, ges 
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gen eine Herrfchaft gerichtlich. zu Elagen, oder den Dienft vor 
der gefegmäßigen Zeit aufzufündigen. 

Wenn der Zeitpunct, an welchem einer Dienftperfon der Lohn 
bezahlt werden fol, nicht voraus bedungen worden iſt; fo muß 
er ihr, wenn fie fich felbft verföftiget, zu Ende eines jeden 
Monath3, fonjt aber mit jedem Vierteljahre bezahlt, und in al: 
len Zällen bis auf die Stunde ihres Austrittes aus dem Dien— 
fte berechnet werden. Zur Vermeidung aller Mißverftändniffe 
Fann die jedesmahlige Bezahlung ded Lohne in den Spannzettel 
gefchrieben werden. — Neujahrs- oder andere Gefchenke, die ei— 
ner Dienftperfon gegeben worden, kann die Herrfchaft nicht auf 
den bedungenen Lohn anrechnen. — Die Livree ift ein Theil des 
Lohnes; es gebühren einem Bedienten, der. durch drey Monathe 
in einem Dienfte geftanden ift, die Schuhe und Strümpfe, 
und nad) Verlauf des Dienftfahres alle Stücke der täglichen Liz 
vree. Auf Pelze, Mäntel, Kaputröcke und dergleichen hat Fein 
Bedienter einen rechtlichen Anfpruh. — Dienftperfonen, welchen 
die Führung einer Wirthfchaft ganz oder zum Theile anvertraut 
worden ift, find verbunden, zu allen Zeiten, befonderd aber vor 
ihrem Auötritte aus dem Dienfte, Rechnung zu legen; fo wie 
diejenigen, welchen die Herrfchaft gewiſſe einzelne Dinge zur 
Verwahrung übergeben hat, fie richtig audzuliefern, und jeden 
durch ihre Schuld entftandenen Schaden zu erfegen fchuldig find; 
entftehbt in Anfehung des einen oder ded anderen diefer Puncte 
zwifchen den Herrfchaften und einer Dienftperfon ein Streit, 
fo mag die Herrfchaft auf ihre Verantwortung einer Dienftper: 
fon ihren Lohn zurücdhalten, und im Falle einer Gefahr um 
Perfonalarrejt derfelben anfuchen; in Anfehung der Rechnungss 
fegung aber muß fie nady Vorfchrift der Gerichtsordnung vers 
fahren. — Die Herrfchaft fieht bey Aufnehmung einer Dienft- 
perfon vorzüglich auf die Brauchbarfeit derfelbenz aus diefem 
Grunde endigt fich der mit ihr gefchloffene Vertrag mit dem Leben 
der Dienjtperfon, und ihre Erben haben Eeinen andern Anfpruc), 
ald auf den rückſtändigen Lohn. Eine Dienftperfon aber nimmt 
auf die Befchaffenheit der Haushaltung, in welche fie fich ver: 
dinget, Nüdficht, und deßwegen dauert der Dienftvertrag auch 

30: * 
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nach dem Tode der Herifchaft bis zur Auffündigung fort. — 
Die Herrfchaft ift verbunden, jeder Dienftperfon zur Zeit ihred 
gefeßmäßigen Austrittes ein Zeugniß über ihr Verhalten wäh: 
rend der Dienftzeit zu ertheilen, und für die Wahrheit deöfelben 
gegen Jedermann zu haften; ift die Dienftperfon mit diefem Zeug: 
niffe unzufrieden: fo fteht ed ihre frey innerhalb vierzehn Tage 
bey der nächften Polizeybehörde um ein befferes anzuſuchen. — 
Hat der Herr gegen feinen Diener, oder diefer gegen feinen 
Herrn irgend eine Klage, den Dienftvertrag betreffend; fo foll die: 
feö noch binnen dreygigtägiger Zeitfrift, vom Tage ded Austrit— 
ted an. gerechnet, gefchehen. ft diefe Zeit verftrichen, fo kann we— 
der des einen noch des anderen Klage vor der politifchen Behörde 
dießfalls angebracht werden '). — Iſt ed aber darum zu thun, die 
geftörte Ruhe und Ordnung eines Haufes ſchnell herzuftellen; eine 
plögliche Trennung zwifchen einer Herrfchaft und einer Dienftper: 
fon zu unterfuchen ; Vergehungen ſchärfer zu jüchtigen, oder gar 
Verbrechen zu beftrafen: fo hat man fich in erfteren Fällen an 
die Polizey, im letztern Falle aber an dad Strafgericht zu wenden. 

7) Die Stadtgefindeordnung für Böhmen, Mähren und 
Schlefien *), welche auch für Defterreich vorgefchrieben wurde ?), 
enthält im Wefentlichen jene Beftimmungen, wie die Gefinde: 
prdnung für das Landvolf, — Folgende Zufäge und Modificas 
tionen werden bier bemerkt. — Mit der Livree, wenn nichts 
anders verabredet wird, ift ed fo zu halten: Denen Dienft: 
bothen, die nach einem ganzen Jahre austreten, find der Hut, 
Nof, Weſte und Unterfleider, folglich die ganze Livree, jenen 
aber, die nach einem halben Jahre austreten, find die Unter: 
Eleider, Strümpfe und Schuhe zu laffen; hierunter ift jedoch die 
Sala = oder fogenannte Staatölivree, fo die Dienftherrn nicht 
jährlich, fondern nah Willkühr machen laſſen, nicht mitbegrife 
fen. — Senen, fo fich übel verhalten haben, gebührt von der 
Livree gar nichtd ). Jene Dienftherren, die ihe Gefind nicht 


1) Siehe Nr. 13. 

2) Pat. vom 1. Dec. 1732; Handb, der Gef. of. IL. 1. B., ©. 201. 
3) Pat. vom 27. März 1739. Obiges Handd. 6, B. ©, 136. 

9) Ebenda $. 16. 
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monathlich oder vierfeljährig bezahlen, fondern nur überhaupt 
einen jährlihen Lohn bedingen, müffen dem Gefinde ein Lohn— 
büchel behändigen, und darin den rücditändigen Lohn fammt 
dem Zage, an welchem er verfallen ift, ordentlich eintragen, 
auf der andern Seite aber vormerken, wa3 an dem Nüdftande 
berichtige worden ift ') Zu den Urfachen, aus weldyen der 
Dienftherr feine Dienftbothen fogleich entlaffen Fann, find noch 
binzuzuzählen: a) wenn der Dienftboth, der etwas zu verrech- 
nen hat, die Rechnung nicht ordentlich führte, b) feine Rech: 
nung zur gehörigen Zeit nicht legte, oder e) in einen Reſt ver: 
fiele, und ſich auszumweifen nicht im Stande wäre, folglich der 
Dienfthere Gefahr Tiefe, durch Unordnung, Unwiffenheit und 
Untauglichfeit deöfelben an feinem Vermögen immer mehr noch 
verfürzt zu werden »). Uebrigens muß der Dienfthere dem 
Dienftbothen bey dem Auötritte ein Zeugniß oder fogenannten 
Abfcbied über feine Aufführung ertheilen, und darin deutlich und 
nach Gewiffen ausdrücken, wie derfelbe a) in Anfehung der 
Treue und Rechtfchaffenheit, b) der Sitten und der Nüchternheit, 
und c) in Anfehung feines Fleißes fih verhalten habe. Dem 
Dienftheren fteht ed zwar frey, einem Dienftbothen einen durd) 
Untreue verurfachten Rait- oder Caſſereſt nachzufehen, und 
ihm einen bloßen Raitfchein auszuftellen, daß er von ihm nichtd 
mehr fordern wolle; allein bey Ertheilung eines förmlichen Ab— 
folutoriumd oder eines unverdienten vortheilhaften Zeugniffed 
würde fich jeder Dienftherr der Gefahr ausfegen, dem Geſind— 
halter, der durch ein unmahrhaftes Zeugniß einen untreuen Dienft: 
bothen aufnähme, für allen Schaden zu haften °). 

8) An Beziehung auf die Dienftbothenordnung für Defter: 
reich wurde nachträglich Folgendes verordnet: Da die Anord— 
nungen des für dad LandvolE erlaffenen Dienftbothen = Patente: 
vom Jahre 1784 bloß vom Dienftgefinde handeln, zu welcher 
Claſſe die Herrfchaftlihen Beamten nicht zu zählen find; fo kann 
auch dad gedachte Gefes nicht als Norm der Entfcheidung bey 


1) Ebenda $. 29. 
2) Ebenda j. 32, 
3) Ebenda dj. 35 u, 3%. 


470 [$. 1472. ] 


Streitigkeiten zwifchen Herrfchaft3 = Befigern und ihren Beamten 
dienen, fondern folche Angelegenheiten find im Rechtswege, nach 
den gefeglichen TRFRR über den enerims zu ver⸗ 
handeln ). 

9) Mit Patent vom 1. Mah 1810 ?) wurde für die Stadt 
Wien und den Umkreis innerhalb der Linien eine eigene Dienft: 
bothenordnung erlaffen, von welcher ich nachftehende Beſtim— 
mungen audzeichne: Die Benennung: Gefindhalter, Dienſtge— 
ber, Dienftheren (mworunter auch Dienftfrauen zu verftehen find), 
auf welche fich die Verbindlichkeit der Gefindeordnung erftredt, 
begreift fammtliche innerhalb den Linien anfaffige Familienhäup— 
ter, männlichen und weiblichen Gefchlechtes, welche Dienftvolf 
halten, mit Inbegriff der Militär= Parteyen in Anfehung ihres 
nicht zu einem Militärkörper gehörigen, mithin durch Dienftver- 
trag angenommenen Dienftvolfed, diejenigen Säle und Gegen: 
„ fände ausgenommen, für welche in Anfehung der unter der Mili— 
tärbehörde ftehenden Dienfthälter in Verfolg diefer Verordnung 
die Ausnahmen ausdrücklich beftimmt werden. Unter der Benen: 
nung: Dienfthälter, find ferner auch Fremde begriffen, wenn fie 
während ihres hiefigen Aufenthaltes Dienftbothen aufnehmen oder 
verabfchieden °). Die Benennung : Dienftboth, Dienftvolf, Dienft: 
gefind, welche unter der Verbindlichkeit diefer Gefindeordnung 
ftepen, begreift, einzeln oder zufammengenommen, diejenigen Per: 
fonen, die ſich gegen beftimmten Lohn, ohne oder mit noch an: 
deren Nebenbedingungen, als für Koft, Kleidung u. dgl., auf län: 
gere Zeit, bey Privaten in Dienft verdingen, mit Ausnahme 
der Haushofmeifter, des Kanzleyperfonals, der Wirthfchaftd = und 
Gaffe = Beamten, auch überhaupt alle Bedienungen, zu deren Be— 
Eleidung eine wiffenfchaftliche Vorbereitung erfordert wird. Dar: 
unter find ferner nicht begriffen: Handlungsdiener, Arbeiter bey 
Kunftgewerben und Fabrifen, noch Handwerfögefellen, als welche 
ſich nad) den beftehenden Saßungen und Vorfchriften der Innun— 
gen und Zunfte zu richten haben ). Die Vorfichten, welche bey 


1) Hoffanzl. Dec. vom 22. Det. 13195 & Safür Heft, unter der Enns. 1. B. ©. 796. 
2) P. ©. 9.,3.8,©.% 

3) Ebenda 9. 2. 

9 Ebenda S. 4. 
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dem Eintritte eined Dienftbothen in den Dienjt zu beobachten 
find, kommen im Wefentlichen mit den bereits dargeftellten Dienfts 
bothenmrdnungen überein. Uebrigens ift hier dad gewilfermaßen 
zu einem Gewerbe gewordene Gefchäft de Gefindezubringens auf 
dad firengfte unterfagt, und wer überführt wird, für Geld einen 
Dienft zugewiefen zu haben, ift, nebft Zurüdftellung des empfan— 
genen Geldes, mit 2aſtündigem, nach Beihaffenheit der Umftände 
mit Saften, und bey mehrmahligen Rückfällen mit einem mit kör— 
perlicher Züchtigung verſchärften Urrefte zu beſtrafen ). Dagegen 
iſt für die Bequemlichkeit der Dienſtherren den Polizeydirectionen 
die Führung eigener Dienſtbothen-Regiſter aufgetragen, wo ſich 
jeder, der einen Dienſtbothen benöthiget, erkundigen kann ?). 

Der Dienſtvertrag erhält ſeine volle Gültigkeit, wenn nach 
vorausgegangener wechſelſeitiger Zuſage das Angeld gegeben und 
angenommen worden. Zum Angeld (Darangeld) ſoll bey einem 
bloßen Lohndienſte das Viertel eines Monathlohnes, bey einem 
Koſt- und Lohndienſte der Betrag des auf drey Wochen fallenden 
Lohnes gegeben werden ?). Gin Dienſtbothe, der von mehreren 
Dienftgebern Darangeld annimmt, fol wegen fihwerer Polizey— 
Uebertretung des Betruges nad) $. 211 St. ©. 3. IL. Th. bes 
ftrafet werden. Hätte jedoch der Dienftbothe, da er bey einem 
Dienftheren eingefreten, dad von anderen empfangene Darangeld 
ſelbſt zurückgeſendet; fo ift diefer Fall zwar nicht ald eine ſchwere 
Polizey -Lebertretung zu behandeln, aber der Dienftbothe wegen 
KHintergehung des Zutrauend mit einem 2aſtündigen Arrefte zu 
betrafen. — Der Dienftherr, der von dem anderweitigen Empfange 
einer Darangabe des von ihm aufgenommenen Dienftbothen Kennt: 
niß hat, it zum Erlage des zweyfachen Betrages des gegebenen 
Darangeldes zu verhalten *). Dem Dienftheren- bfeibt felbft nach 
abgefchloffenem: Dienftvertrage die Sreyheit, den Dienftbothen nicht 
anzunehmen, gegen dem vorbehalten, daß er ihm da5 Darangeld 
laßt, und die Aenderung feined Entſchluſſes wenigftend binnen drey 





4) Ebenda $. 13. 
2) Edenda. $f. 13 — 17. 
3) Ebenda $. 19. 
4) Ebenda 99. 2ı — 2, 


472 [9. 1172.] 


Zagen zu wiffen macht. Auch noch nach Verlauf von drey Tagen 
fteht dem Dienfthalter frey, einen befprochenen Dienftbothen nicht 
anzunehmen. Dann ift er aber dem Dienftbothen, der in der 
Zroifchenzeit um einen andern Dienft fich hätte bewerben können, 
nebft dem Darangelde zur Entfchädigung, wenn der Dienft ein 
Lohndienft ift, einen A4tägigen Lohn, ift ed aber ein Lohn- und 
zugleich Koftdienft, den Betrag eines monathlichen Lohnes zu ges 
ben verbunden. Ein Dienfthalter ift ferner der Verbindlichkeit, 
einen befprochenen Dienjtbothen in Dienft treten zu laffen, ent: 
hoben: a) wenn er nad) der Hand gegen dad vorgewiefene Dienft: 
zeugniß in AUnfehung der Zreue und Anftändigfeit der Aufführung 
gegründetes Bedenken zu tragen Urfache hat; b) wenn der Dienfte 
bothe mit einer vorher nicht wahrgenommenen efelhaften oder 
fonft anſteckenden Krankheit behaftet; c) wenn ein weiblicher 
Dienftbothe ſchwanger ift; d) wenn der Dienftbothe Umftände ver: 
heimlichet oder unwahr angegeben hat, die den Dienftgeber, wo: 
fern er fie gewußt hätte, abgehalten haben würden, ihm den 
Dienft zusufagen: wenn 3. B. ein verheiratheter Bedienter fich 
für unverheirathet angegeben hat u. f. w. Bey Eintreten folcyer 
Umftände Fann der Dienfthalter von dem Dienftbothen das Dar: 
angeld zurücfordern, muß aber demfelben ohne Verzug die Abs 
fagung des Dienftes wiffen laffen. Eben fo verfteht fich ald eine 
natürliche Folge, daß, wie der Dienfthalter die zur Dienftauffüns 
digung beftimmte Zeit abzufürzen befugt ift, er um fo mehr be: 
fugt ift, fo weit die Fälle anwendbar find, den Dienftbothen auch 
nicht anzunehmen, und diefem fodann dad empfangene Darangeld 
zurück zu ftellen. Ein gleiches Recht hat der Dienftboth im ums 
gefehrten Kalle gegen Zurücftellung ded Darangeldes. 

Ueber den Dienftvertrag ift eine fchriftliche Urkunde (ſoge— 
nanntes Spannzettel) dem Dienftbothen zu behändigen. Bey Ueber: 
nahme von Silber, Wäfche u. f. wo. ift der Dienjtbothe zu feiner 
Bedeckung ein fchriftliches, von dem Dienftgeber unterfertigtes Ver— 
zeichniß zu verlangen befugt. Dagegen ift ec auch fehuldig, zur 
Öegenficherung ded Dienftgeberd, den Empfang durch eine mit ſei— 
ner (de5 Dienftbothen) Unterfchrift oder Handzeichen betätigte Ab: 
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fchrift diefes Werzeichniffes zu bezeugen '). Dienftperfonen Fönnen, 
in fo fern häusliche Zurechtweifungsmittel nichts fruchten, felbft durch 
die Polizeybehörde zur Erfüllung ihrer Berbindlichkeiten angehalten 
werden, und wenn fie fich einer ihnen zufommenden Berrichtung 
unter Umftänden weigern follten, wodurch der Dienftherr, feine 
Familie, oder auch nur Jemand von den Hauögenoffen Gefahr 
läuft, oder in eine große Verlegenheit gefeht würde, z. B. in 
eine Krankheit; fo ift der Fall nad) $. 183 des St. ©. 2. II, 
Th. zu behandeln. Wenn Dienftperfonen aus einer boöshaften 
Abfiht, um den Dienfthalter in Schaden zu verfegen, demfelben 
einen Schaden zufügen, find fie nebft dem Schadenerfage noc) mit 
Zuftündigem, bis aufdrey Tage verlängerten, durc) Faften und kör— 
perliche Züchtigung verfchärften Arrefte zu beftrafen °)., Dem 
Dienfthalter fteht dad Recht zu, von feinen Dienftbothen, fowohl 
über die Erfüllung ſämmtlicher Neligionspflichten ald überhaupt 
über deffen Aufführung auch außerhalb des Haufes Nechenfcaft 
zu fordern. Dagegen erwartet auch die dffentliche Aufficht von 
den Dienfthältern, daß, wenn auf einem oder andern Wege Aus: 
fchweifungen oder fonftige Unordnungen, welche die Ahndung 
der Geſetze verdienen, zu ihrer Kenntniß gelangen, fie die An: 
zeige an die Behörde nicht unterlaffen werden, und es kann ei- 
ne folche Unterlaffung für fie manchmahl, in Anſehung der Fol: 
gen, Verantwortlichkeit nach fich ziehen 3). In wie fern aber ein 
Dienfthalter fich überzeugt, daß ein Dienftbothe außerhalb des 
Haufed ſich Ausfchweifungen erlaubt, welche einer beftimmten 
gefeglichen Strafe unterworfen; fo iſt er befugt, denfelben auf 
der Stelle zu verabfchieden *). Wenn ein Dienfthalter bey eis 
nem feiner Dienftbothen einen übermäßigen Aufwand wahrnimmt, 
ift er denfelben darüber zur Nede zu ftellen berechtiget, und der 
Dienftbothe entgegen verpflichtet, fich gehörig auszumweifen. Sollte 
derfelbe diefed verweigern, oder wäre die Ausweiſung nicht ge: 
nügend; fo fteht dem Dienftgeber frey, den Dienftbothen 
entweder gleich zu verabfchieden, oder der Behörde darüber die 


4) Ebenda $f. 23 — 30. 
2) Ebenda 99. 50 — 52%, 
3) Ebenda 9. 6%. 
s) Ebenda |. 55. 
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Anzeige zu machen; ware jedoch der übermäßige Aufwand von 
der Urt, dag er einen Verdacht eined begangenen Verbrechens 
oder einer ſchweren Polizey-Uebertretung erwedte: fo ift dem 
Dienfthalter nicht erlaubt, den Dienjtbothen zu verabfchieden, fonz 
dern er ijt den Fall der Behörde unverweilt anzuzeigen verprliche 
tet '). Ein Dienftbothe, der ohne Erlaubnig über Nacht aus 
dem Haufe geblieben, kann auf der Stelle verabfchiedet werden, 
fo fern nicht etwa zugleich Umftände mit unterlaufen, die eine 
befondere Anzeige an die Behörde nothwendig machten. Auch dürs 
fen gegen das Verboth der Dienſthalter von Dienftbothen Be: 
fuche überhaupt, oder von beftimmten Perfonen, oder zur unter: 
fagten Zeit nicht angenommen werden. — Insbeſondere aber fol: 
len Dienftbothen, die in Geheim, ohne Vorwiſſen des Dienft: 
halters, Jemand übernachten laſſen, der Behörde angezeigt, und, 
wenn fonjt Eein bedenflicyer Umftand mit unterläuft, mit körper: 
licher Züchtigung oder mit 2Aftündigem, durch Faften verfchärf: 
ten Arreſt befttaft werden. Dem Dienfthalter bleibt dann über- 
laſſen, ob er den Beftraften noch im Dienfte behalten, oder fo: 
gleich verabfchieden wolle ). 

Dagegen hat aber auch der Dienftgeber feine übernommenen 
Derbindlichkeiten genau zu erfüllen; dem Dienftbothen nicht jede 
geringe, ohne Nachläffigkeit verurfachte Befchädigung vom Lohne 
abzuziehen; ihm nicht feine Kräfte überfteigende, oder ihm nicht 
zuftehende oder unſchickliche Verrichtungen aufzutragen; demfelben 
die zum Gottesdienfte erforderliche Zeit nicht zu verfagen; noch 
ihn in der Ausübung der Religionspflichten zu hindern; ihm den 
Genuß einer mit der häuslichen Ordnung fich vertragenden. Frey: 
heit zu geftatten; ihm in billigen Gelegenheiten Beyftand Zu lei— 
ften ; ſich ‚aller fchimpflichen Behandlung gegen ihn und eines Miß— 
brauches in der hauslichen Zurechtweifung zu enthalten ?). Ins— 
befondere find die Dienfthalter unter fchwerfter Verantwortung 
verbunden, in Keanfheitöfällen der Dienftbothen, wo diefe Hülfe 
zureicht, fich entweder unmittelbar an den Bezirksarzt oder an die 

4) Ebenda $j- 73 uU. 7% 


2) Ebenda $. 77. 
3) Ebenda $. 25, 
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Polizey:Direction zu wenden, damit dem erfrankten Dienftbothen 
der nöthige Beyftand geleiftet werde. Iſt die Krankheit fo be: 
fhaffen, daß fie eine längere Wartung und Pflege bedarf; fo 
läßt fih von den Dienfthaltern da, wo ©elegenheit vorhanden 
it, erwarten, daß felbe ihrem Dienftbothen die Wohlthat der 
häuslichen Pflege und die erforderliche Medizinal= Hülfe nicht ver: 
fagen werden. Können Dienfthalter dem erkrankten Dienjtbothen 
bey fi) zwar Platz und Pflege geben, find aber übrigens nicht 
vermögend, die Koften der Urzeneyen zu beftreiten; fo haben fie 
fih um das Zeugniß des Urmenbezirked zu bewerben, nach deffen 
Beybringung fie die Arzenegmittel unentgeldlich erhalten. — In 
fo fern der Dienfthalter den Eranfen Dienftbothen im Haufe nicht 
behalten Eann, diefer auch fonft Niemand hat, der ihn in die 
Pflege übernähme; fo ift erjterer verbunden, die Unterbringung 
des Dienftbothen in das Kranfenhaud zu veranftalten, und wenn 
er vermögend ift, und der Dienftbothe in feinem Dienjte bleibt, die 
Bezahlung nad) der vierten Claffe, und zwar wöchentlich vorhinein, 
zu leiſten. — Sollte ein Dienfthalter einen. kranken Dienftbothen 
während der Krankheit entlaffen, fo ift dvemfelben, fo wie überhaupt 
jedem Dienfthalter, welcher ſich nicht über fein Unvermögen durd) 
ein Zeugniß des Urmenbezirfed auszuweiſen vermag, unter Verantz 
wortlichkeit für die Folgen zur Pflicht gemacht, unverfäumt für 
die Unterbringung ded Kranken in das Kranfenhaud Sorge zu 
tragen, und nebitbey der Betrag eines vierwöchentlichen Lohnes 
zugleich) mit dem in dad Krankenhaus Ueberbrachten, abzufühe. 
ren '). Den Dienfthaltern fteht über ihre Dienſtvolk ein Zuchts 
recht zu. Die gelinderen Zurechtweifungsmittel find ernftere Abs 
mahnungen, Verweiſe, Verboth auszugehen, und andere ähnlis 
che Mittel. Abbruch in der Koft oder Abzug von dem Lohne 
find als Zurechtweifungämittel unerlaubt, Wo bey größeren 
Fehlern oder oftmahligen Nüdfällen gelindere Zuchtmittel 
nicht, zureichten,, ift der Dienfthalter von den ftrengeren Mitteln 
einer Förperlichen Züchtigung Gebrauch zu machen befugt, wos 
bey jedoch die Gränzen der geziemenden Mäßigung nicht über: 
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fihritten werden dürfen *). Zur Ergänzung der häuslichen Zu: 
rechtweifungsmittel wird ihnen auch der Beyftand der Behörde 
angebothen »). Der Auflöfung de3 Dienjtvertraged muß in der 
Negel eine ordentliche Auffündigung vorausgehen. An Mangel 
einer anderen Verabredung, welche in dem Spannzettel auszu: 
drüden ift, ift die Auffündigungszeit durchgehends auf vierzehn 
Zage feftgefegt. Sollte der Dienftboth ohne Vorwiſſen des 
Dienfthalterd mehrmahl und mit Verſäumniß feines Dienite ab: 
wefend bleiben ; fo Fann er fogleich, und nur mit dem bis auf 
denfelben Tag laufenden Lohn verabfchiedet werden ?). — Der 
Dienfthalter ift ausnahmdweife an diefe Auffündigung nicht ge= 
bunden, wenn er den Verabſchiedeten für die vierzehn Tage der 
Auffündigung bey einem bloß monathlichen Lohndienfte mit dem 
halbmonathlichen, bey einem Koſt- und Lohndienfte, mit einem 
monathlichen ohne entfchädiget, und die Koſten des vierzehntäs 
gigen Aufenthaltdortd3 vergütet. Die übrigen Gründe ftimmen 
im Wefentlichen mit denjenigen, die bereits Nr. 7. angeführt 
worden find, überein. Eben fo ift der Dienftboth in dem be— 
reitd Nr. 3. angeführten Fällen, wobey noch zu bemerken kommt, 
daß bey Eintretung der unter a, b, c und d aufgeführten Fälle 
eine Auffündigung von acht Tagen zureichend ift, nad deren 
Verlauf der Dienftgeber dem Dienftbothen unweigerlidy zu ent: 
laffen verpflichtet -ift. — Bey den Fällen e u. £ fol die Be: 
fchaffenheit der Umftande über die mehr oder minder dringende 
Nothwendigkeit der Abkürzung Maß geben; und Fann vorzügs 
lih bey dem Testen Falle auch die augenblidliche Austretung 
Statt finden. Stets müffen aber ſämmtliche Abkürzungsgründe 
‚ glaubwürdig dargethan, und befonderd über die unter f aufges 
zählten Urfachen die Anzeige vom dem Dienjtbothen, felbft zu 
feiner Sicherftellung,, bey der Behörde gemacht werden *). Gin 
entlaufener Dienftbothe ift zu beftrafen, und der Gefindhalter 
it nicht verbunden „ denfelben wieder anzunehmen, oder ihm 
den Lohn weiter ald bis zum Tage der Entweichung zu bezah— 


4) Ebenda Sf. 37 u- 38, 
2) Ebenda $. 91. 

5) Ebenda 99. 93 u. 3. 
a) Ebenda Sf. 97 u. 92. 
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Ion '). Eben fo find Verabredungen und Einverftändniffe des 
Dienftvolked, einen Dienftort zugleich zu verlaffen, polizeylich zu 
beftrafen, und ift bey einer Verabredung diefer Art dem Dienft: 
halter frengeftellt, dad gefammte Dienftvolf oder jeden Gin: 
zelnen deöfelben fogleich, oder auch nach und nach zu verabfchies 
den, ohne an die vorgefchriebene Auffündigungszeit gebunden zu 
feyn ?). Für die bey dem Auödfritte dem Dienftbothen auszu— 
fertigenden Abfchiede ift ein eigenes Formular vorgefchrieben. 
Der Dienfthalter ift für die Folgen eines gegen die Wahrheit 
auögefertigten begünftigenden Zeugnifjes verantwortlich. Sollte ein 
Dienfthalter ein nicht verdientes ungünftiged Zeugniß ertheilen; fo 
ift der Dienftbothe berechtiget, darüber bey der Behörde Beſchwerde 
zu führen, und ihren Beyftand zur Erhaltung eines Zeugniffes nach 
Berdienft anzurufen. Diele Befchwerde muß jedoch längſtens 
an dem nächfifolgenden Zage nach der Entlaffung angebracht 
werden °). In einem ſolchen Zeugniffe kann diejenige Cigen= 
haft, in Anfehung welcher der Dienfthalter ein Zeugniß nicht 
ertheilen zu können glaubt, mit Stillfehweigen übergangen wer: 
den. Zeigte ſich jedoch bey der Unterfuchung über eine folcye 
Beſchwerde, daß die Befchuldigung, oder der ald Urfache der 
Auslaffung angegebene Verdacht gänzlich ungegründet iſt; fo hat die 
Behörde dem Befchwerdeführenden ein ſolches amtliches, wie dem 
DienftHalter felbft audzuftellen obgelegen hätte, auszufertigen *), 

40) Um indeffen jeden Conflict der Juſtiz- und politifchen 
Behörden in diefen Angelegenheiten zu befeitigen, hat die E. k. 
Hofkanzley, einverftändlih mit dem E. k. oberften Gerichtöhofe, 
Nachftehendes zu erklären befunden: 

„Ale Privat:Rechtöverhältniffe aus Dienftverträgen find in der 
Negel von dem Civil: Richter nad) Maßgabe des fechd und zwan— 
zigften Hauptftüdes des bürgerlichen Gefegbuches zu entfcheiden.” 
Sowohl die Dienftgefindeordnung vom 4. May 1810, ald auch 
die für Innungen und Zünfte beftehenden befonderen Vorſchrif⸗ 
ten, bilden daher nur eine Ausnahme, die nie weiter als bis 


1) Ebenda 99. 101 — 404. 
2) Ebenda Sf. 106 — 107. 
3) Ebenda Sf. 119 — 116, 
a) Ebenda Sf. 11a — 119, 
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zu dem Zwecke ausgedehnt werden darf, welcher durch die politis 
ſchen Gefege erreicht werden will. — So wie daher die Geſin— 

deordnung vom 4. May 1810 auf darin nicht bezeichnete Per— 
ſonen nicht angewendet werden kann, und der in dem $. 4. vor⸗ 
fommende Ausdruck „wiffenfchaftliche Vorbereitung” insbefondere 
nicht in fubjectiver Beziehung auf das dienftverpflichtete Individu— 
um, fondern auf dad Dbject oder den Gegenftand der Dienftleiftung 
felbft anzuwenden ift, eben fo muß ſich auch gegenwärtig gehal— 
ten werden, daß diefe Vorfchrift nur den polizeylichen Zweck vers 
folgt, dad Dienftverhältnig zwifchen den darin genannten Perfonen 
Feiner nachtheiligen Unterbrechung auszufegen, denfelben einen 
ſchnelleren Schug zu verleihen, und beyden Theilen auf dem fürs 
zeſten Wege ohne nachtheilige Koften die Erlangung jener Rechte, 
welche ihnen gedachte Gefindeordnung einräumt, zu verfchaffen. 
— So oft e5 daher Perfonen oder Gefchäfte betreffen wird, wel— 
che von der Gefindeordnung oder den Innungs- oder Zunft = VBor- 
fohriften nicht ausdrücklich berückfichtiget wurden, und fomit die 
Entfheidung des ftreitigen Nechtsanfpruches nicht aus den aus— 
drücklichen näheren Beftimmungen des angeführten Ausnahms-Ge— 
feßes herzuhohlen feyn wird, hat ed bey den Beftimmungen deö 
allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches zu verbleiben, worüber nur 
der Civil:Nichter einzufchreiten hat ). 

11) Die Angelegenheiten der Dienftbothen in Gallisien, obs 
fchon die dort in dad vormahlige bürgerliche Gefeßbuch aufgenom: 
menen Vorfchriften gelten, find im politifchen Wege zu entfcheiz 
den’). Diefe Vorfchrift ift auch auf die Hausoffiziere, Wirth: 
ſchafts- und Privatbeamte ohne Unterfchied verbindlich, derges 
ftalt, daß die Streitigkeiten, welche zwifchen diefen und der 
Dienftherrfchaft aus dem Dienftvertrage fliegen, nach Vorſchrift 
jener Gefege im politifchen Wege audzutragen find. Dagegen 
find diejenigen Streitigkeiten, welche über die Echtheit oder Gül— 
tigkeit eines beygebrachten Dienftvertrages vder anderer Urkun: 
den entftehen, eine meitläufigere Berechnung zwiſchen der Herr: 
[haft und Dienftperfon, welche nur durch einen ordentlichen 


4) Hoff. Dec. vom 27. April 1821. 
2) Hofdec. vom 21. Febr. 12005 I. G. ©. Nr. ug. 
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Rechnungdprozeß ausgetragen werden Fann, oder einen andern 
außer dem Dienftverhältniffe Tiegenden Gegenftand betreffen, 
an die ordentliche Nechtöbehorde zu weiſen. — In Zällen, da 
die Streitigkeiten zwifchen der Herrfchaft und der Dienftperfon 
au mehreren Puncten beftünden, deren einige zum politifchen, 
und einige zum richterlichen Erfenntnig gehören, kann zwar die 
politifche Behörde uber die ihre zuftehenden Gegenftände vorläu— 
fig dad Amt handeln, aber fie ift nicht befugt, vor der richter= 
lichen Entfcheidung, welche über die Nechtögegenitände zu erfol= 
gen hat, ihe Erfenntnig zu vollftvefen, in fo fern dadurch eine 
der Parteyen in Bezug auf die richterlichen Gegenftände der 
Genugthuung und Erfagleiftung, oder auf eine andere Art ges 
fährdet würde. — Damit aber hierdurch die Vollftrefung des 
politifchen Erkenntniſſes nicht muthrwillig verzögert und vereitel£ 
werde, hat die politifche Stelle in folchen Fällen eine angemeſ— 
fene Stift, binnen welcher bey der ihr fachfällige Theil fich über die 
feines Ortes gehörig betriebene Rechtsſache auszuweiſen hat, uns 
ter Bedrohung der fonft ohne weiters zu ertheilenden Erecution 
ihres Erkenntniſſes feftzufegen,, auch folche Vorkehrungen zu tref— 
fen, wodurch die Wirfung ihres Erfenntniffes bi5 zum Ausgan— 
ge des Nechtöverfahrend gefichert wird ). 

12) Die Behörden in Dienftbothen = Angelegenheiten in Wien 
find die Polizey » Oberdirection und die Polizey = Bezirfö = Direcz 
tion nach ihren Eintheilungen. — Dienfthalter von Geſandtſchaf— 
ten müffen bey dem Hofmarfchallamte, die vom Militär bey den 
Militär: Behörden, die vom Adel, dann graduirte, geiftliche 
. und in landesfürftlichen Dienften ftehende Perfonen ausfchliegend 
bey der Polizeys Oberdirection belangt werden ?). 

13) Auch noch nach aufgehobenem Dienftesverhältniffe find 
Streitigkeiten zwifchen Dienftbothen und Dienftgebern, welche 
aus dem Dienftvertrage hergeleitet werden, wenn noch nicht 
dreyßig Tage von dem Zeitpuncte, ald dad Dienftverhältnig 
aufgehört hat, verlaufen find, vor den politifchen Behörden zu 
verhandeln; jene Streitigkeiten aber, welche nach Verlauf diefer 


4) Pat. vom 26, Aug. 18065 5. G. S. Nr. 730. 
2) Pat. vom 1. Man 1510. 
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Friſt erhoben werden, gehören zur ordentlichen Amtöhandlung 
der Gerichtöbehörden '). 


6 1173, 
Andere entgeldliche Verträge über Dienfte. 


Die Verträge, wodurd eine Sache oder eine Hands 
lung für eine übernommene Handlung verfpro- 
chen wird, find nach den über die entgeldlichen 
Verträge überhaupt, und insbefondere nach den 
in diefem Hauptſtücke aufgeftellten Regeln zu 
beurtheilen. 

Am gemöhnlichften werden Dienftleiftungen, Handlungen 
oder auch Unterlaffungen gegen einen Lohn im Gelde verfprodyen. 
Darum hat auch) das Geſetz diefe Art der Verträge befonderd 
herauögehoben. — Es Fönnen aber auch Handlungen bloß gegen 
Sachen, oder für Geld und Sachen zugleich, 3. B. gegen Lohn 
und Verpflegung, wad bey dem Dienftgefinde der Kal ift, oder 
gegen Handlungen oder Unterlaffungen geleiftet werden, was 
jedoch feit Erfindung des Geldes feltener gefchieht, da die Aus— 
gleihung im Gelde leichter zu treffen if. — Die Gefeßgebung 
fand für überflüffig, für diefe ohnehin feltner vorfommenden 
Verträge befondere Beftimmungen feftzufegen, da die allgemei- 
nen Vorfchriften über Verträge, der Inhalt ded getroffenen 
Uebereinfommend und die Vorfchriften, welche in diefem Haupt: 
ſtücke für jene Fälle anfgeftellt worden find, wo fich der Lohn 
im Gelde ausbedungen wurde, hinreichend find, um die aus 
den hier erwähnten, mit Eeinen befonderen Nahmen bezeichne= 
ten (in der Nechtöfprache ungenannten) Verträgen für die Pads 
ciöcenten entfpringenden Rechte und Verbindlichkeiten zu entnehmen. 


d. 1174, 


Pas Semand wiffentlich zur Bewirkung einer un- 
möglichen oder unerlaubten Handlung gegeben 
bat, kann er nicht wieder zurück fordern. — Sn 
4) Zuftiz. Hofdec. vom 13. April 1228. Wag- Ztſch. a 9., ©. 227. 
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wie fern e8 der Fiscus einzuziehen bevechtiget 
fey, beftimmen die politifchen Verordnungen. Sit 
aber etwas zur Verhinderung einer unerlaubs 
ten Handlung demjenigen, der dieſe Handlung 
begeben wollte, gegeben worden; fo findet die 
Zurüdforderung Staff, 


4) Ein unter einer phyſiſch- unmöglichen oder ———— Be⸗ 
dingung gemachtes Verſprechen iſt ungültig ($$. 698 u. 897). 
Ein ſolcher Vertrag gründet weder für denjenigen, der ſich die— 
ſes Verſprechen machen ließ, ein Recht, die Erfüllung des Ver⸗ 
fprechend zu fordern, noch für denjenigen, der dad Verſprechen 
geleiftet hat, ein Recht, dad bedungene Entgeld zu verlangen, 
wenn er ſich auch der Verübung der zugefagten unerlaubten Hand 
lung unterzogen haben ſollte. — Ein unter dem Scheine einer 
erlaubten Dienftleiftung gemachtes Verfprechen, wodurch jedoch 
nur die unerlaubte Handlung zu bewirken erzielt, wurde, wäre 
nad) ihrer wahren Belchaffenheit zu beurtheilen ($. 916). 

2) Hat aber Jemand einem Anderen zur Bewirkung einer 
phnfifcheunmöglichen oder unerlaubten Handlung, deren Unmög— 
lichfeit oder Unerlaubtheit beyden Theilen, oder doch dem Ges 
ber befannt ſeyn mußte, fchon wirklich etwas gegeben; fo be: 
trachtet da5 Gefeg die Handlung ald einen unmöglichen Auftrag 
($$. 710 u. 901), und ertheilt dem unmwiürdigen Geber Feine 
Rechtshülfe, dad Gegebene wieder izurücd zu fordern. — Ob aber 
der fchandliche Lohn dem ebenfalld unmwürdigen Empfänger nicht 
wenigftens in befonderen wichtigen Ballen von dem Fiscus ab: 
zufordern fen, beftimmen die politifchen Verordnungen und die 
Strafgeſetze. — So ordnet 3. B. der $. 88 des St. G. B. J. 
Th. an, daß dad einem Beamten in der Abſicht, um ihn zu ei— 
ner Parteylichkeit zu verleiten, gegebene Gefchenf, zum Armen: 
fonde des Ortes zu erlegen fey. 

3) Wer dagegen in guter Abſicht, zur Hintanhaltung 
eined ihm felbft, oder Andern (3. B. von Räubern, Mordbdren: 
nern, Ehrenfchändern u. dgl.) bevorftehenden Unrechtes, oder 
überhaupt zur Hintanhaltung einer unerlaubten Handlung ein 

Nippel's Commentar VII, Th. 51 
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Gntgeld verfprochen oder geleiftet hat, verdient allerdings eine 
befondere Begünftigung gegen den unwürdigen Empfänger, Cr 
ift daher nicht nuc von feinem, dem Unwürdigen gemachten 
Verſprechen loszuzählen, fondern auch berechtiget, jened, was 
der Andere aus einern unrechtmäßigen Zitel empfangen hat, zu— 
rück zu fordern. Durch die gegenwärtige Vorfchrift des Geſetzes 
fheint mir auch der $. 88 des St. G. B. I. Theild eine Eleine 
Abänderung erlitten zu haben, und daher das Geſchenk, welches 
einem Beamten zu dem Ende gemacht worden. ift, damit er fein 
Amt nach Pflicht ausübe, nur dann [zum Armenfonde des Or— 
tes einbezogen werden zu müffen, wenn der Gefchenfgeber auf 
fein ihm durd) gegenwärtigen $. eingeräumtes Zurücdforderungs- 
recht Verzicht geleiftet hat. | 
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Sieben und zwanzigſtes Hauptſtück. 
Bon dem Vertrage über eine Gemeinfhaft der Güter, 


9. 1175, 
Entſtehung einer Erwerbsgeſellſchaft — Begriff. 

Durch einen Vertrag, vermöge deſſen zwey oder 
mehrere Perſonen einwilligen, ihre Mühe allein 
oder auch ihre Sachen zum gemeinſchaftlichen 
Nutzen zu vereinigen, wird eine Geſellſchaft zum 
gemeinſchaftlichen Erwerbe errichtet. 

1) Entgeldliche Verträge können, wie aus den früheren Haupt: 
ſtücken zu erfehen ift, theild bloß über Sachen, theils bloß über 
perfönliche Leiftungen, theild aber auch, wie die nun folgenden 
zwey Hauptjtüce zeigen, über beyde zugleich gefchloffen werden. 

2) Es können zufdrderft mehrere Perfonen einwilligen, theild 
Sachen (worunter auch daS Geld gehört), theild perfönliche Bemü— 
hungen zum gemeinfchaftlichen Nugen (Erwerbe, Gewinne) zu vers 
einigen. — Dadurch entfteht ein gefellfichaftlicher Verein, ein Ver— 
trag, den man einen Vertrag über eine Gemeinfchaft der Güter, 
eine Bertragsgemeinfchaft ($. 825), Erwerbögefellfchaft, oder auch 

vorzugöweife Gefellfchaftd: (Societätd:) Vertrag zu nennen pflegt: 

Ä 3) Die wefentlichen Beftandtheile diefes Vertrags find alfo: 

a) die wechſelſeitige Ginwilligung, wie bey jedem Vertrage, 

aber inöbefondere b) zur Erzielung eined gemeinfchaftli- 

hen Nutzens, und zwar c) mittelſt Beytraged von perfönlichen 

Kräften und eigenthümlichen Sachen zugleich, oder bloß von 

Kräften, wofern von einigen, oder auch von allen Mitgliedern 

fremdes (anvertrautes) Gut gemeinfchaftlich benügt werden folf 


J. 1176. 
Eintheilung 
Se nachdem die Mitglieder einer Gefellfchaft nur 


einzelne Sachen oder Summen, oder eine ganze 
3" 
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Gattung von Sachen, 3. B. alle Waaren, alle 
Früchte, alle liegende Gründe, oder endlich ihr 
ganzes Bermögen ohne Ausnahme der Gemein: 

ſchaft widmen, find auch die Arten det Geſell— 
ſchaft verſchieden, und die Geſellſchaftsrechte 
mehr oder weniger ausgedehnt. 


77. 


Wenn ein Geſellſchaftsvertrag auf das ganze Ver— 
mögen lautet; ſo wird doch nur das gegenwär— 
tige darunter verſtanden. Wird aber auch das 


künftige Vermögen mit begriffen; fo verſteht 


man darunter nur das erworbene, nicht daS 


ererbte, außer es wäre beydes ausdrücklich bes 


dungen worden. 

1) Die Gemeinfchaft wird in Nückficht des Gegenftandes, 
worüber der Vertrag errichtet wird, eingetheilt: a) in eine 
allgemeine, b) in eine befondere und c) in eine individuelle; je 
nachdem fie fih nähmlich auf dad ganze Vermögen, oder nur 
auf eine gewilfe Oattung des Vermögens, oder auf eine eine 
zelne Sache bezieht. 

2) Selbft die allgemeine, dad ganze Vermögen umfafjende 
Gemeinfchaft hat noch drey Abjtufungen ; fie befchranft fich nahm: 
lich: a) entweder auf dad gegenwärtige Vermögen allein, oder 
b) begreift auch das zufünftige Vermögen, was erworben wird, 
mit Ausfchluß ded Ererbten in fi, oder c) dehnet fich auf dad 
Letztere aus. 

3) Es iſt, wie v. Zeiller bemerkt, dem Sprachgebrauche 
und der wahrfcheinlichen Abſicht der Vertragſchließenden ange— 
meſſen, daß, wenn man auc) fein ganzes Vermögen der Ge⸗ 
meinſchaft widmet, doch nur das gegenwärtige darunter zu ver— 
ſtehen ſey, wofern nicht ausdrücklich auch das künftige ein— 
geſchloſſen wird. 

4) Wird nebſt dem gegenwärtigen auch das künftige 
Vermögen überhaupt ohne nähere Beſchränkung ausgedrückt; ſo 








Z — — 
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wird darunter nur dad Vermögen verftanden, wad erworben 
wird. Was will der Gefeggeber aber -unter dem Ausdrude „er: 
worben” bier eigentlich verftanden haben? — Das Wort 
„erwerben? hat nähmlich felbft nach dem Inhalte des allge 
meinen bürgerlichen Gefegbuches verfchiedene Bedeutungen; in 
vielen, ja, in den meilten Fällen ift unter Erwerbung auch die 
Grerbung begriffen, wie diefes deutlich au5 dem $. 424 her: 
vorgehet. — Dagegen ift der Begriff der Erwerbung in mehre: 
ren Zällen 3. B. $. 92 auf das durch perfönliche Bemühungen 
zu erlangende Vermögen beſchränkt. In dem vorliegenden Zalle 
begreift da5 Wort „erwerben? jede Grlangung eined Eigenthums 
auf eine vechtmäßige Art und Weile, mit Ausnahme der Ber 
fügung auf einen Todesfall ohne Unterfchied in fih, ob dasfelbe 
durch belaftenden oder unbelaftenden Titel überfommen worden ift. 
Haben die Pasciscenten ausdrücklich nur dad fünftige erworbene 
Vermögen der Gütergemeinfchaft unterzogen; fo läßt fih im AU: 
gemeinen nicht entfcheiden, ob auch hier der nähmliche Begriff 
der Grwerbung unterlegt werden müffez fondern ed muß in je: 
dem fpeciellen Falle die Erklärung diefes Ausdruckes aus dem 
ganzen Inhalte des Vertrages und den Umftänden der Perfon 
hergehohlet werden. Würde 5. B. in den Ehepacten gemeiner 
Gewerböleute das Eünftig zu erwerbende Vermögen in die Gus 
tergemeinfchaft gezogen, fo fchienen fie allerdings nur das durch 
ihre Bemühungen überfommende Vermögen darunter zu verftehen, 
dagegen wird unter Standeöperfonen, bey welchen die Frau 
in dem engeren Sinne des Wortes felten etwas erwirbt, der Be: 
griff der Erwerbung aud) auögedehnter genommen werden müſſen. 

5) Der Ausdruck ”ererben, hingegen ift hier im meiteren 
Einne zu nehmen, und darunter all jenes Vermögen zu ver: 
ſtehen, welches einem Mitgliede der Gemeinfchaft von dem 
Nachlaffe eines DVerftorbenen, aus dem Gefege, aus dem letz— 
ten Willen eined Verſtorbenen, oder durdy eine Schenkung für 
den Todesfall zufällt, und begreift daher nicht nur allein das 
Grerbte im eigentlichen und firengeren Sinne ded Wortes, fons 
dern auch Fideicommiffe und Vermächtniſſe in ſich. Dieſes geht 
aus dem Gegenſatze von erwerben und ererben hervor; denn 
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wenn das Weberfommen eines, auf die ganze Verlaſſenſchaft 
ſich beziehenden Theil eines Nachlaffes nicht unter dem Aus: 
druck: „erwerben? begriffen werden kann, fo Eönnen auch eine 
zelne Sachen oder Summen, die Jemanden aud dem Nachlaffe 
eines Verftorbenen zufommen, darunter nicht begriffen werden. 
Es verfteht fich übrigens von felbft, daß die Pasciscenten die 
Ausdrücke „erwerben und ererben” woillführlich erweitern und 
befchränfen können, und daß fie der Gütergemeinfchaft überhaupt 


durch ausdrückliche Beftimmungen wilfführliche Gränzen anwei⸗ 
ſen können. 


b. 1178, 
Form der Errichtung. 


Gefellfehaftsverträge, welche fih nur auf das ges 
genwärtige, oder nur auf das zukünftige Vers 
mögen beziehen, find ungültig, wenn dad von 
dem einen und dem anderen Theile eingebrachte 
Gut nicht ordentlich beſchrieben und verzeichnet 
worden iſt. 


1) Vertragsgemeinfſchaften können im Aic en ſo wie 
Verträge überhaupt ($. 885) in beliebiger Form, gerichtlich oder 
außergerichtlich, ſchriftlich oder mündlich, und wohl auch ſtill— 
ſchweigend ($. 863), 3. B. durch gemeinfchaftlichen Kauf einer in 
der Folge wieder verkauften Sache, gefchloffen werden. — So— 
bald aber Feine allgemeine Gütergemeinfchaft, fowohl über das 
gegenwärtige, als Eünftige fämmtliche Vermögen, fondern nur 
über dad gegenmärtige, oder nur fiber dad Fünftige Vermögen er= 
richtet werden fol; fo muß das (urfprünglich) eingebrachte (gegen: 
wärtige) Vermögen des einen oder anderen Mitgliedes ordentlich 
verzeichnet und befchrieben werden. Sonſt ijt der Vertrag ungül: 
tig, und eine andere Art des Beweiſes über das eingebrachte und 
erworbene Vermögen wird nicht zugelaffen. — Der Grund diefer 
Anordnung ift, um allen Streitigkeiten, welche über den Betrag 
de5 nach Schließung der Ehe hinzugefommenen Vermögens ent: 
ftehen Fonnten, vorzubeugen, — Denn wird nur dad gegenwärtige 
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Vermögen der Gütergemeinfchaft unterzogen, fo muß man bey 
der Theilung ded gemeinfchaftlichen Vermögens wiſſen, was jeder 
Theil bey Errichtung der Gemeinfcyaft für ein Vermögen befeffen 
habe, weil nur daöfelbe der Gütergemeinfchaft unterzogen wurde; 
und umgekehrt, wenn das zufünftige Vermögen als ein gemeins 
fchaftliches Gut angefehen werden muß, fo ijt gleichfallö eine Bes 
fchreibung desjenigen Vermögens, was jeder Pasciöcent bey Gr: 
richtung der Öütergemeinfchaft befeffen hat, nothwendig, indem 
diefed aus der Gemeinfchaft ausgefchieden werden muß. 

2) Die Form der Belchreibung und Bezeichnung des von 
den Pasciscenten eingebrachten Vermögens hat das Gefeg nicht 
ausdrücklich vorgefchrieben. Am zweckmäßigſten wird wohl das—⸗ 
felbe in Geftalt eines ordentlichen Inventariumd, in welchem auch 
äugleicy der Werth der eingebrachten Stücke ausgeworfen erfcheint, 
errichtet werden. Doc) ift diefes nicht ausdrücklich vorgefchrieben, 
und e3 genügt zur Gültigkeit ded Vertrages, wenn diefe Stüde 
nur ordentlich, aufgezeichnet wurden. — Auch fcheint mie zur 
Gültigkeit des Gefellichaftövertrages nicht einmahl die Ferti— 
gung ded Verzeichniffes von den Pasciöcenten nöthig zu ſeyn, 
wenn auf einem anderen Wege erwiefen werden kann, daß dad 
vorfindige Verzeichnig ‚richtige zu dem angeführten Zwede verfaßt 
worden ift '). Denn nach dem Geifte des Gefegbuches ſtreitet 
die Vermuthung für die möglichfte Sreyheit der Form bey Vers 
trägen; Erforderniſſe alſo, an deren Bernachläffigung nicht aus— 
drücklich die Ungültigkeit des Vertrages geknüpft iſt, können auch 
von dem Richter nicht mit dieſer Folge belegt werden; um fo we> 
niger kann e5 aber angehen, eine Form, die dad Gefeg nicht eine 
mahl ausdrücklich vorgefchrieben hat, ald ein wefentliches Erfor— 
derniß zur Gültigkeit des Vertrages feftzufiellen. — Bereinigen 
fi) die Pasciscenten über den Werth der von jedem Theile eins 
gebrachten Vermögensſtücke; fo fiheint es auch genügend zu feyn, 
wenn nur die Summe des von dem einen und dem andern Theile 
eingebrachten Vermögen: audgefegt wird. V. Scheidlein ?) ift 
zwar der Meinung, daß eine folche fummarifche Ungabe des Ders 


4) Unders yerordnet es das Zofephinifche Geſetzbuch 9. 95. 
2) In feiner Abhandlung über die Ehepacten. 
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mögens nicht hinlänglich fey, fondern daß menigftend die Ru— 
brifen, in welche fi) dad Vermögen reihen läßt, ausgeworfen wer— 
den müffen, damit die noch in Natur vorhandenen Gegenftände 
demjenigen, der fie befeffen hat, in Natur zugebracht werden koͤn— 
nen. Allein die Pascidcenten haben gerade durd) den fummaris 
hen Werth = AUnfag ihres Vermögens auf dad Recht der Naturals 
- Zutheilung ftilffeyweigend verzichtet; es muß alfo im vorliegenden 
alle die Sache fo angefehen werden, ald wenn die Pasciscenten 
die auögeworfene Summe im baren Gelde eingebracht hätten, 
und ald ob die fich vorfindigen Vermögens - Stüde lediglich erjt 
nad) der Hand wären angefchaffet worden. 

3) Es kann nach dem bereitö oben Gefagten Eeinem Zweifel 
unterliegen, daß die Pascidcenten die theilweife Gütergemeinfchaft 
auch näher beſchränken können, ald bloß auf dad zukünftige oder 
gegenwärtige Vermögen. Go Fonnen fie 3. B. in Hinficht des 
zukünftigen Vermögens nebft dem Ererbten alles dasjenige, was 
ein Theil von ihnen durch einen Iufrativen Zitel an fich bringt, 
ausfchließen, oder ſie können umgekehrt bloß eine einzige Art ded 
Erwerbed 3. B. die Erbſchaft der Gütergemeinfchaft unterzie: 
ben. — Im erfteren Galle wird zur Gültigkeit eine ſolchen Ver: 
fraged ebenfalld die Errichtung eines Verzeichniſſes des zugebrach— 
ten Vermögens nothmwendig feyn, um den Betrag ded während 
der beftandenen Gemeinfchaft zugewachfenen Vermögens zu be: 
ſtimmen. Wird behauptet, daß unter diefem während der Ge: 
meinfchaft hinzugefommenen Vermögen ein folcyed begriffen fey, 
welches von der Gemeinfchaft auögefchloffen worden; fo liegt dem 
Behauptenden der Beweis hierüber ob. Wird dagegen nur eine 
einzige Urt des Erwerbed in die Gütergemeinfchaft gezogen, fo 
fiyeint ein folches Verzeichniß ganz überflüffig zu feyn, da derje- 
nige, der ein Recht aus diefer individuellen Gemeinfchaft an: 
ſpricht, zu beweifen hat, welches Vermögen auf diefe beftimmte 
Art erworben worden fey. 


. 1179. 


Wie der gefellfehbaftliche Vertrag unter Handels⸗ 
leuten zu errichten, in die gehörigen Regiſter 
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einzutragen und öffentlich bekannt zu machen 
fey, beftimmen die befonderen Handels- und po⸗ 
litiſchen Geſetze. Werden nur einzelne Geſchäfte 
gemeinſchaftlich betrieben; ſo iſt genug, wenn 
der darüber errichtete Vertrag in den Hand— 
lungsbüchern erſcheint. 

4) Eine weitere Ausnahme von der Regel, daß Geſellſchafts 
Verträge in beliebiger Form errichtet werden können ($. 1478) 
machen ordentliche Handlungdgefellfchaften. Unter einer ſolchen 
(Handlungscompagnie, Mascopei) verfteht man jene vertrags— 
mäßige Vereinigung zweyer oder mehrerer Perfonen, welche in 
der Abficht eingegangen wird, Handelögefchäfte auf gemein: 
fchaftlihen Gewinn und Verluſt zu betreiben. Die Bereinigung 
gefchieht entweder zu einer fortdauernden DBetreibung von 
Handelögefchäften, oder es follen bloß einzelne Handlungsgefchäfte 
auf gemeinfchaftliche Rechnung unternommen werden. Im letz— 
teren Falle wird der Verein eine Gelegenheitsgeſellſchaft (societe 
en participation) genannt. 

2) In Anfehung folder Handlungsgefellfchaften beftehen nun 
eigene politifche Verordnungen, welche die in dem bürgerlichen 


Geſetzbuche in Bezug auf Geſellſchafts-Verträge aufgeftellten Vor— 


ſchriften theils befchränfen, theil5 neue Zufäge zu felben enthal— 
ten. — Zuvdrderft ift zu bemerken, daß jeder, der das Necht 
bat einen beftimmten Handel zu freiben, auch befugt fey einen 
oder mehrere Gefellfchafter aufzunehmen, um mit diefen den Ge— 
winn und Verluſt der Unternehmung zu theilen. Selbſt bey fol: 
chen Handelöbefchäftigungen, die gefeglich nur auf eigene Hand, 
ohne Gehülfen betrieben werden dürfen, wie 3. B. Haufirer, kön— 
nen Öefellfchafter eriftiven, jedoch nur in fo weit, als fie mit 
ihrem Vermögen zu dem Unternehmungdfonde beytragen, und 
beym Ankaufe der Waare thätig find; den Verſchleiß dürfen fie 
nicht beforgen. 

3) 65 gibt Handlungen, bey welchen Niemand zu dem Be: 
friebe derfelben zugelaffen wird, wenn er nicht früher den erfor= 
derlichen Fond Hierzu, der durch politifche Verordnungen feftge: 
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fegt it, audweifet. Nach Audweifung dieſes Fondes, welcher 
(bey Kleinhandlungen von der politifchen Behörde, bey Groß: 
handlungen hingegen von dem Merkantil und MWechfelgerichte 
der Provinz) geprüft, und für genügend erfannt werden muß, 
wird zue Cinfegung und Protocollirung der Firma gefchritten, 
worunter man jene Unterfchrift verfteht, deren fich eine Hands 
lung bey ihren Gefchäften bedient. Die Einlegung derfelben hat 
bey dem Merkantil- und Wechfelgerichte der Provinz zu gefche: 
ben, und zu Ddiefem Zwede muß der Handelömann diefer Be: 
hörde nicht nur anzeigen, wie feine Zirma laute, und welche 
Perſonen das Recht haben follen, im Nahmen der Handlung 
zu unterzeichnen, fondern er muß ihr auch die Schriftzüge vor— 
legen, mit welchen jeder einzelne Firmaführer im Nahmen der 
Handlung unterzeichnen wird. — Daödfelbe hat der Handels: 
mann zu beobachten, wenn er feine bey dem Merfantilz und 
Wechfelgerichte fchon eingelegte Firma in der Folge wieder ab: 
andern will, — In Anſehung diefer Cinlegung der Firma muß 
aber zwifchen der Berpflihtung und dem Befugniffe 
hiezu unterfchieden werden. — VBerpflichtet find zur Ginle: 
gung ihrer Firma nur jene Handels- und Gewerbsleute, bezüg— 
ih welcher beſtimmte Verordnungen beſtehen, welche die Pro: 
tocollirung bey ihnen ausdrücklich vorfchreiben; befugt zur 
Protocollirung dagegen find alle jene Handelsleute, Profeſſioni— 
fien und Sabrifanten, welche zwar nicht in die vorige Cathego: 
tie gehdren, denen aber dad Recht zukömmt, trodene Wechfel 
auszuſtellen; machen fie von diefem Nechte wirklich Gebrauch, 
fo geht ihre Berechtigung in eine Verpflichtung über. Die Er 
Öffnung der Handlung wird den Handelöleuten durch Briefe Eund 
gemacht. Diefe Briefe heißen Oblatorien (NRundichreiben, | 
Gireularien). Die Oblatorien werden an die Handelöleute gleich— 
Iautend abgefendet, fie find daher gewöhnlich bi5 auf die Unter: 
fsHrift und die Adreffe gedruckt. Vor der Drucklegung müffen 
diefelben dem Merkantil- und Wechfelgerichte zur Begnehmigung 
vorgelegt werden. — Diefe Erürterungen glaubte ich voraus: | 
ſchicken zu müffen, damit die auf die Handelögefellfhaf: 
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ten inöbefondere fich beziehenden Anordnungen deutlich aufge: 
faßt und begriffen werden. 

4) 85 gibt nähmlich Falle, wo die VPerfonen, die unter 
fih eine Handlungdgefellfchaft eingehen, zur Grrichtung eine 
ſchriftlichen Geſellſchafts-Contractes und zur Niederlegung deöfel- 
ben bey der Behörde, um dafelbjt protocollivt zu werden, recht: 
lic) verpflichtet find; ed gibt wieder andere Fälle, wo folche 
Derfonen zwar berschtiget, aber nicht verbunden find, einen 
ſchriftlichen Societät5 = Vertrag zu fchließen, und denfelben bey 
der Behörde zur Profocollirung vorzulegen; endlich gibt ed wie: 
der Falle, wo es ihnen frey ftehet, den Gefellfchaftövertrag fchrifte 
lich oder bloß mündlich einzugehen, ihre fchriftlichen Verträge 
protocolliren zu laffen aber nicht berechtiget find. 

5) Zur Ginlegung des fehriftlich zu errichtenden Geſellſchafts— 
verfraged und zu dem Anfuchen um Protocollirung deöfelben find 
verpflichtet: a) jene Handelsleute, die ſchon vor dem Antritte ihrer 
Handlung zur Cinfegung ihrer Firma verpflichfet waren, wenn fie 
zum fortdauernden Betriebe ihrer Handlung und nicht bloß 
zur Unternehmung einzelner Handeldgefchäfte mit anderen Perfonen 
auf beſtimmte oder unbeftimmte Zeit in Gefellfehaft freten. Diefe 
müſſen vor dem Beginne der Gefellfchaftshandlung den fchriftlichen 
Öefellfehaftövertrag dem Merkantil: und Wechfefgerichte zur Pros 
tocollirung vorlegen, widrigens fie eine Geldſtrafe von 50 Reichs: 
thaler verwirken ). b) Die zur Einlegung ihrer Firma vor 
dem Antritte ihred Handels zwar nicht verpflichteten, aber zur 
Ausftellung trockener Wechfel berechtigten Dandelöleute, fobald 
fie zum fortdauernden Betriebe ihrer Handlungdgefchäfte, und 
nicht bloß zu einzelnen Handelöfpeculationen, mit anderen Pers 
ſonen auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit eine Gefellfchaft ein: 
geben, und entweder fchon vor dem Xbfchluffe des Geſellſchafts— 
vertraged von dem Nechte, trockene Wechfel auszuftellen, Ge— 
brauch gemacht haben, oder nachher davon Gebraud machen °). 
Diefe haben den fchriftlich zu errichtenden Geſellſchaftsvertrag, 
und zwar, wenn fie ſchon vor Eingehang der Societät trockene 


4) Wechfelordnung von 1. Det. 1353. Arts. 
2) Hofkam. Dec. von 23. Sept. 1312. 
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Wechſel andftellten, vor dem Beginne der Geſellſchaftshandlung, 
wenn fie aber von diefem Rechte erft nachher Gebrauch machen, 
binnen ſechs Wochen von dem Tage an, feit welchem fie ſich 
diefes Rechtes bedienten, gleichfalld bey dem Merkantil- und 
MWechfelgerichte zur Protocollirung nieder zu legen; widrigens fie 
in eine Geldftrafe von 50 Reichsthaler verfallen '). c) Die den 
türkifchen Großhandel hierlandes betreibenden türfifchen Untertha— 
nen, wenn fie ein Befugnißdecret hiezu von der Landeöftelle zu 
erhalten wünſchen. Diefe haben, wenn fie ihren Handel in Ges 
feltfchaft betreiben, vorher den fchriftlichen Societätd » Vertrag 
bey dem Landrechte einzulegen, welches denfelben protocollirt, 
und davon dad Merkantil- und Wechfelgericht verftändigt ”). 

6) Bloß berechtigt, aber nicht verpflichtet, einen fchriftlichen 
Geſellſchafts-Contract zu errichten, und denfelben bey der Behörde 
zur Protocollirung vorzulegen, find folgende Handelöleute: a) 
Rene, die eine protocollirte Firma befißen, können, wenn fie 
mit dritten Perfonen bloß eine Oelegenheits: Gefellfchaft eingeben, 
den hierüber fihriftlich errichteten Gocietätd = Vertrag bey eben je: 
ner Behörde, bey welcher ihre Firma protocollirt ift, widerlegen, 
ed ift jedoch auch genug, wenn die zwifchen ihnen beftehende 
Uebereinfunft, obgleich hierüber Feine befondere Urfunde ausge— 
fertigt wurde, in den Dandlungöbüchern erfcheint; b) jene, die 
zur Cinlegung ihrer Firma nicht verpflichtet, aber zur Austellung 
trockener Wechfel berechtiget find, Fönnen, wenn fie ihre Hand: 
Yung in Geſellſchaft betreiben, aber von dem Rechte zur Auöftel: 
Yung trockner Wechfel noch feinen Gebrauch gemacht haben, den 
Gefellfchaftscontract bey dem Mercantil= und Wechfelgrichte pro⸗ 
tocolliren iaffen, ohne jedoch hierzu verpflichtet zu ſeyn *). 

7) Iene Handel treibende Verfonen, die zur Ginlegung ihrer 
Firma weder verpflichtet noch berechtiget find, haben auch Fein 
Recht, wenn fie zum Betriebe ihres Handels in Gefellfchaft gez 
£reten find, die Protocollirung des gefchloffenen Societäts-Vertra— 
ges anzufuchen. Dahin gehören insbefondere alle jene, die einen 


41) Obige Wechſ. Ordnung. Art. &. 
2) Höffant, Dec. vom 23. July 1806. 
3) Hpffam. Dec. vom 29. Sept. 1812. 
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frey gegebenen Handelözweig ausüben '). Sollte fich jedoch eine 
free Handelöbefchäftigung durch einen längeren und ausgezeichne— 
ten Betrieb zu einer bleibenden felbftftändigen Unternehmung her: 
vorthun, und dem allgemeinen Intereſſe entfprechen, zugleich ges 
gen die Perſon ded Unternehmers Fein Bedenken eintreten; fo Fann 
die Landedftelle für die ausnahmsweiſe Bewilligung der Proto= 
collirung des Societätd-Contracted bey der Hofitelle einfchreiten ?). 

8) Die Errichtung der Handlungsgeſellſchaft muß öffentlich 
befannt gemacht werden: a) wenn ein öffentlicher Gefell: 
fchafter aufgenommen wird, ed mag wegen feined Eintrittes die 
Abanderung der Firma nothiwvendig feyn oder nicht; b) wenn der 
eintretende Compagnon, wäre er auch nur ein ftiller, das Recht 
erhält, die Firma zu führen. — Zur Erläuterung defjen muß be: 
merft werden, daß ed öffentliche und geheime, oder ftille 
Sefellfchaften gebe, wovon jedoch weiter unten $. 1204 umftänds 
licher gehandelt werden wird. 

9) In der Negel ift jeder, der gültige Verträge fchließen 
kann, befugt, ſich mit Handelöleuten zu vereinen, und wer mit 
einem befugten Handelömanne in Gefellfchaft tritt, kann weder 
zur Darthuung der zur Erwerbung eined Handlungsbefugniffes 
fonft nothwendigen Eigenfchaften, noch zum Ausweiſe eined Fon: 
de5 verhalten werden. — Nur der Gefellfchafter eines Buchhänd— 
lers oder Antiquard muß gleichfalld ein gelernter Buchhändler 
feyn °). Der Eintritt in eine Handlungsgefellfehaft iſt jedoch 
unterfagt: a) den öffentlichen Beamten %), den beeideten Senſa— 
len und fowohl den Börfe °)= ald auch den Waaren:Senfalen ©). 
Eben fo ift den biefigen Großhändlern verbothen mit auswärtie 
gen Handlungshäufern in eine Gefellfchaft zu freten 7), und den 
heifigen Alnterthanen mit Unterthanen der ottomanifchen Pforte 
eine Handlungsgefellfchaft einzugehen *); und es ift auch den öſter— 

4) Commerzhofcomm. Dec. vom 20, Juny 1318. 

2) Eommerzhofeomm. Dec. vom 3. July 1522. 

3) Drdnungf. d. Gremium der Buchhändler und Antiquare vom 18. März 1306, |. 10, 
4) Hofdec, vom 23. März 1776, 

5) Börfepat. vom 1. Aug. 1771, 9. 20, 

6) IBaaren = Genfalen: Inftruction vom 18. April 1785, 9. 17. 


57) Hofkam. Dee. von 30. April 1314, 9. 5. 
3) Hofkam. Der, yom 23, July 1306, 
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reichifchen Handelöleuten in der Levante unterfagt, förmliche Hans 
delögefellfchaften mit Rajas, d. i. mit Unterthanen der ottomanis 
fchen Pforte, welche nicht der mohamedanifchen Religion zugethan 
find, oder mit Unterthanen anderer fremden Mächte zu errichten ')» 


b. 1180, 


Der Vertrag über eine Gemeinfchaft des ganzen 
fowohl gegenwärtigen als Fünftigen Vermögens, 
welcher gewöhnlich nur zwifchen Ehegatten er= 
richtet zu werden pflegt, ift nach den in dem 
Hauptſtücke von den Ehe-Pacten hierüber er— 
theilten Vorfchriften zu beurtheilen. — Die ges 
genwärtigen Borfchriften beziehen fich auf die 
übrigen Arten der duch Vertrag errichteten 
Gütergemeinfchaft. 

Eine vertragsmäßige allgemeine Gutergemeinfchaft, zu: 
folge welcher ohne Rückſicht, was ein oder dad andere Mitglied 
urfprunglich eingeleget, zum Erwerbe mitgewirkt, und für ſich ver: 
wendet hat, dad gefammte Vermögen demnach) gleich geiheilt wer: 
den foll, läßt fich, wie v. Zeiller bemerkt, wohl nur unter Perfonen 
erwarten, welche die innigfte Zuneigung und dad engfte Intereſſe 
miteinander verbindet. — Daher ift diefe Art der Gemeinfchaft, 
wie überall, fo aud) in Defterreih nur unter Ehegatten gewöhn— 
lih; und es wurde daher aus diefem Grunde die Behandlung 
derfelben dem Hauptftüce von den Chepacten vorbehalten. Wer: 
bothen ift eine foldye Gemeinſchaft auch unter anderen Perfonen, 
wie 3. B. nad) preußifchem ») und nach franzöfifchem Rechte ?) 
gerade nicht; allein fie fcheint fo ungewöhnlich zu feyn, daß fie 
eined ausdrüclihen Verbothes gar nicht bedurfte. — Sollten in: 
zwifchen doc Fälle einer folchen Gemeinfchaft zwifchen anderen 


Perſonen ald den Ehegatten vorfommen, fo wäre fich nad) den 


Beftimmungen des folgenden Hauptſtückes zu achten. 


1) Commerzhofeomm. Dec. vont 21. Aug. 1813. Uebrigens fehe man hierüber das 
Handbuch des öfterreichifchen Handelsrechtes vom Herrn Prof, Fiſcher in Prag⸗ 

3) 1. Th., Tit. 47., 9. 176 

8) Urt. 1837, 














[$. 1181 u. 1182.] 495 


§. 1181, 
Wirkung des Vertrages und des wirklichen Beytrages. 


Der Gefellfhaftöverfrag gehört zwar unter die 
Zitel, ein Eigenthbum zu erwerben; die Erwer— 
bung felbjt aber, und die Gemeinfchaft der Güter 
oder Sachen kommt nur durch die Uebergabe 
derfelben zu Stande, 


4) So wie aus jedem Vertrage ($. 859) fo entfteht auch 
aus dem Sefellfchaftsvertrage fogleich ein perfönliches Necht eines 
Mitgliedes gegen dad andere, in der beſtimmten Zeit, oder ohne 
Verzug ($- 904) jened zum Erwerbe einzulegen, oder jene Dienft= 
feiftungen zu verrichten, zu deſſen Einbringung oder Leiftung es 
fich verpflichtet hat. 

2) Zur wirkfichen Erwerbung de3 gemeinfchaftlichen Eigen: 
thums jener Sachen, welche ein Mitglied der Gefellfchaft in 
dad gemeinfchaftliche Eigenthum derfelben einzubringen verfpro: 
hen hat, muß eine angemeffene Vebergabe (F. 426 u. f. w.) 
zu Handen bdeejenigen, oder derjenigen, roelche durch den Ge: 
fellfchaftövertrag hierzu autorifirt erfcheinen, hinzufommen ($. 
1190). So lange die Uebergabe noch nicht gefchehen ift, bleibt 
jeder noch Eigenthümer der von ihm einzulegenden Sachen. Ges 
ben fie alfo noch vorher ganz oder zum Theil zu Grunde, fo 
trägt- er den Schaden allein ($. 4311), und Fann nur durch die 
Einbringung von Gegenftänden gleicher Art auf die Aufnahme 
in die Gemeinfchaft Anfpruch machen. 


J. 1182, 
Hauptſtamm. 


Alles, was ausdrücklich zum Betriebe des gemein: 
ſchaftlichen Gefchäftes beitimmet worden tft, macht 
das Gapital oder den Hauptitamm der Gefell: 
fhaft aus. Das Mebrige, was jedes Mitglied 
bejigt, wird als ein abgefondertes Gut betrachtet, 
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. 1183, 


Wenn Geld, verbrauchbare, oder zwar unverbrauch⸗ 
bare, jedoch in Geldwerth angefchlagene Sa⸗ 
chen eingelegt werden; fo ift nicht nur der dars 
aus verfchaffte Nutzen, fondern auch der Haupt: 
ftamm in Rüdficht der Mitglieder, welche hier- 
zu beygetragen haben, alö ein gemeinfchaftliches 
Eigenthum anzufehen. Wer nur feine Mühe zum 
gemeinfhaftlichen Nugen zu verwenden verfpricht, 
hat zwar auf den Gewinn, nicht aber auf den 
Hauptſtamm einen Anſpruch (). 1192). 

1) Dad gemeinfchaftliche Gut oder den Hauptftamm 
der Geſellſchaft machen diejenigen Summen und Sachen aus, 
welche erwähnter Diaffen ($. 1181) zum Betriebe der gemeine 
ſchaftlichen Gefchäfte oder zum Erwerbe eingebracht worden find. 
— Hierzu gehört auch das Forderungd= Recht in Bezug auf da 
von den einzelnen Mitgliedern der Gefellfchaft einzubringen Vers 
fprodyene, aber noch nicht wirklich Gingebrachte. Weber denjenis 
gen Iheil des Vermögens, welches einem Mitgliede eigenthümlich 
angehört, und dad ed in die Gefellfchaft einzubringen fich nicht 
verpflichtet hat, behält dasfelbe das Recht, nach Willführ Frey zu 
verfügen, und ift daher als ein abgefondertes Gut zu befrachten. 

2) Selbſt die in die Gefellfchaft eingebrachten Sachen find 
nicht immer ihrer Subſtanz nad) ein Cigenthum der Gefellfchaft. 
— Denn bey einer Gefelfchaft zum gemeinfchaftlichen Erwerbe 
ift der Hauptzweck derſelben nur auf Erzielung eined Gewinnes, 
nicht aber auf die Anfihbringung eines in der Gefellfchaft zu 
verbleibenden Eigenthums gerichtet. — Wenn fich daher ein Mits 
glied in dem Gefellfchaftsverfrage verpflichtet, Sachen, die 
unter die unverbrauchbaren gehören, in dad Geſellſchaftsvermö— 
gen einzubringen; fo muß angenommen werden, daß nur die 
Benügung derfelben der Gefellfchaft eingeraumt fey, und es ſich 
die Proprietät über die Qubftanz vorbehalten habe. — Eine Aus— 
nahme hiervon macht außer dem Balle, daB ausdrücklich dad Ges. 
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gentheil beftimmt worden ift, der Fall, bey welchem die eingebrach« 
ten unverbrauchbaren Sachen in Geldwerth angefchlagen worden 
find. Hier wird nähmlich angenommen, daß die Sachen um 
diefen Preid der Gefellfchaft eigenthümlich überlaffen wurden; 
die Gefellfchaft übernimmt deren Nugen und Gefahr ($. 1064), 
und der vorige Eigenthümer muß ſich beym Auöfritte mit dem 
Empfange des feftgefegten Werthes begnügen. 

3) Werden verbrauchbare Sachen in die Gefellfchaft einges 
bracht, fo find fie nach ihrem Begriffe ($- 304), wenn fie auch 
nicht ausdrücklich zu einem beftimmten Werthe angefchlagen worden 
wären, ald ein Eigenthum der Gefellichaft anzufehen, und dem 
früheren Cigenthümer ift bey dem Austritte der bereit ausge— 
mittelte, oder erft audzumittelnde Werth zu entrichten. 

4) Wer der Gefellfchaft bloß feine Bemühungen wids 
met, trägt zum Hauptftamme (Nr. 1) nichtd bey, hat daran 
Feinen Antheil, und kann alfo bey Zutheilung des Hauptflama 
mes auf einen Theil deöfelben Feinen Anſpruch machen. Seine 
Fähigkeit und fein Wille, den Nugen der Gefellfchaft zu befördern, 
ift eigentlich die Subftanz, dad Capital, dad von feiner Perfon 
unzertrennlich ift, und daher der Gefellfchaft nicht abgetreten 
werden kann; die aus diefer Fähigkeit und dem Willen dann wirk— 
lich entfpringenden, zur Beförderung des Gefellfchaftöswedes ana 

gewandten Bemühungen find die aus diefer Subſtanz hervorges 
| henden Nugungen, welche der Gefellfchaft angehören. — Cine 
Ausnahme von der im Eingange dieſes Abfages vorkommenden 
Behauptung würde, mie v. Zeiller bemerkt, dann einfreten, 
wenn die verheißene Bemühung ald ein eingelegte Capital des 
Mitgliedes angenommen würde; 3. DB. wenn der Hauptitamm 
durch Eleinere Capitald = Einlagen oder Actien, jede etwa zu 5000 
Gulden, zufammengebracht, und hievon dem geſchickteſten Mits 
gliede 5 Actien gegeben würden, fo hätte felbes auch an dem 
Hauptitamme einen Antheil von 25000 Gulden. — In diefem 
alle wäre der Beytritt diefed Mitgliedes in die Gefellfchaft als 
\ gekauft anzufehen. Ohne eine ausdrückliche Stipulation ift da: 
her ein folches Verhältniß deöjenigen, der feine Bemühungen 


zum gemeinfchaftlichen Nugen zu verwenden verfprochen hat, zur 
Nippel’s Commentar VII, Th 32 
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Geſellſchaft nicht anzunehmen; wenn daher auch feine Bemühun— 
gen in einem Capitalswerthe in Anſchlag gebracht werden, fo 
dienet diefed in der Regel nur, dazu, den Mapftab zu beftimmen, 
nach welchen bey Vertheilung der Nugungen auc fein Antheil 
ausgemeſſen werden ſoll. 

5) Wenn ein Mitglied aus feinem abgeſonderten Vermö— 
gen (Nr. 4.) zu den Geſellſchaftszwecken etwas verwendet, ſo 
tritt es ganz in die Rechtsverhältniſſe eines Dritten ein, der, 
ohne Mitglied der Geſellſchaft zu ſeyn, ein Vermögen zum Nu— 
tzen derſelben verwendet; — und fo wie derjenige, der. den Ge⸗ 
ſellſchaftszweck durch, eine, Capitals-Einlage befördert, Herr feis 
nes anderwärtigen Vermögens bleibt, ſo kann auch derjenige, 
welcher bloß ſeine Kräfte zum Betriebe der Geſellſchaft zugeſagt 
hat, die erübrigenden Kräfte und Stunden zu ſeinem Privat⸗ 
Zwecke verwenden. 


4184. 
Rechte und Pflichten der Mitglieder. Beytrag zum Hauptſtamme (Fond). 
Jedes Mitglied ift, außer dem Falle einer befon- 
deren Verabredung, verbunden, einen gleichen Anz 
theil zum gemeinfchaftlichen Hauptftamme bey- 
AULTOGEI a a — 

4), Die erſte zur wirkſamen Gründung der Erwerbsgemein⸗ 
chaft weſentliche Pflicht iſt der, ungefäumte Beytrag zum Haupt⸗ 
ſtamme. Wer ſäumig iſt, kann zur Erfüllung (F. 1181) zum 
Erſatze des Schadens und zur Entrichtung der Zögerungszinſen 
(J. 1333) angehalten werden. — Uebrigens iſt jedes Mitglied für 
die eingebrachten Sachen Gewähr zu leiſten ſchuldig (5. 922). 

2) Bey „geößeren Unternehmungen pflegt man den, Unter: 
nehmungs = Fond durch Actien von einer beſtimmten Summe zu— 
ſammen zu bringen, wobey jedem, welcher der Gefellfchaft bey: 
zutreten Willens iſt, frey fteht, eine fo große Anzahl von Actien 
‚zu nehmen ,, al⸗ ihm beliebt. — Geſchieht aber dieſes nicht, und 
haben ſi ſich mehrere zu einem gefellfchaftlichen Zwede verbunden, 
‚ohne daß früher beſtimmt wurde, welchen Beytrag jedes einzelne 
2 itglied, zu leiſten habe, und ſind auch die einzelnen Glieder 
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der Gefellfchaft beygetreten, ohne daß fie fich erkläret Haben, 
wie viel fie zu dem Geſellſchafts-Zwecke beytragen wollen; fo 
ift-jedes Mitglied verbunden einen gleichen Antheil zum gemeine 
ſchaftlichen Hauptftamme beyzutragen. — Für den Fall, daß der 
Hauptitamm felbft noch nicht numerifch beftimmt war, al der 
Eintritt in die Gefellfchaft geſchah, müßte diefer nad) dem Zwecke 
der Gefellfchaft feftgefegt, und hiernach die einzelnen Beyträge 
der Mitglieder beftimmt werden. 


v. 1185, 
Mitwirkung. 

In der Regel ſind alle Mitglieder verbunden, ohne 
Rückſicht auf ihren größeren oder geringeren Anz 
theil, zu dem gemeinfchaftlichen Nußen gleich mit: 
zuwirken. 

Durch die bloßen Beyträge wird noch nichts erworben; damit 
aus den Beyträgen ein Erwerb entſtehe, gehört eine Anwendung 
von perſoͤnlichen Kräften dazu, und nur mittelſt derſelben wer: 
den die Beyträge fruchtbringend gemadht. — An Bezug auf die 
Mitwirkung durch perfonliche Kräfte zum Geſellſchaftszwecke kömmt 
e5 auf die Größe des Beytrages nicht an, den da3 eine oder 
andere Mitglied geleiftet hat; Tondern in diefer Hinficht müſſen 
in der Regel alle Sfieder nah Maß ihrer Kenntniffe und Kräfte 
auf gleiche Art mitwirken. 


d. 1186. 

Kein Mitglied ift befugt, die Mitwirkung einen 
Dritten anzuverfrauen, oder Semanden in die 
Gefellichaft aufzunehmen; oder ein der Gefellz 
Schaft ſchädliches Nebengefchäft zu unternehmen. 

41) Sobald auf die perfönliche Mitwirfung aller oder einiz 
ger Mitglieder gerechnet wird, muß man auch annehmen, daß 
auf ihre Perfönlichen Eigenſchaften Rüdficht genommen, folg: 
lich ihnen nicht geftattet worden fey, die Mitwirkung an ihrer 

Stelle eigenmädhtig, ohne Zuftimmung der übrigen Geſellſchafts— 

glieder einer anderen Perfon anzuvertrauen, 

32 ER 
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2) Um fo weniger kann ein Mitglied, ob ed gleich feinen 
Untheil an dem Hauptftamme und feinen zukünftigen Gewinn 
einem Dritten abtreten darf ($. 829), feine höchft perfönlichen 
Geſellſchaftsrechte oder Verbindlichkeiten auf einen Dritten über: 
tragen, und auf diefe Art und Weiſe den übrigen Gefellfchaftö- 
gliedern ein anderes Mitglied zur perfönlichen Mitwirkung auf: 
dringen. — Eben fo wenig fteht einem, oder einigen Mitgliedern 
das Befugniß zu, ein neues Mitglied aufzunehmen, fondern es 
müffen, wenn bierüber in dem Oefellfchaftövertrage nichts bes 
fonderd ausgemacht ift, alle Mitglieder hierzu einwilligen. 

3) Es ſteht zwar jedem Mitgliede frey, mit feinem abgefons 
derten Vermögen und den feiner freyen Anwendung vorbehalte: 
nen Kräften ($. 1182) Nebengefchäafte zu treiben; allein fie dür= 
fen nicht von der Art feyn, daß hierdurd) der Zweck und die 
Angelegenheiten der Gefellfchaft, zu deren Befriedigung er ſich 
verbunden hat, beeinträchtiget werden ($. 1185). Aus diefer 
gefeglichen Anordnung wird mit Recht gefolgert, daß Fein Hands 
Iungsgefellfchafter eine eigene Handlung von eben jener Art, 
wie die Societäts-Handlung ift, errichten, als Gefellfchafter dats 
an Theil nehmen, oder auch nur einzelne Geſchäfte von eben 
jener Urt, welche die Gefellfchaft ergriffen hat, für eigene Rech: 
nung betreiben dürfe. — Sollte jedoch ein Gefellfchafter ſchon 
zue Zeit, als er in die Geſellſchaft trat, ein Gefchäft von eben 
jener Urt, wie das gefellfchaftliche ift, betrieben haben; fo kann 
er dadfelbe fortfegen, wenn er fich zur Niederlegung nicht auds 
drücklich verpflichtet hat ). 

b. 1187, 

Die Pflichten der Mitglieder werden durch den 
Bertrag genauer beftimmt, Wer fich bloß zur 
Arbeit verbunden hat, der ift Feinen Beytrag 
ſchuldig. — Wer lediglich einen Geld- oder ans 
deren Beytrag verheißen hat, der hat weder die 


4) Siehe das oben eitirte Werk des Heren Prof, Fifcher 9. 101. 
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Verbindlichkeit, noch das Recht, auf eine an— 
dere Ark zu dem gemeinfchaftlihen Erwerbe 
mitzuwirken. 


1) Gewöhnlich werden, wie v. Zeiller bemerkt, die Rechte 
und Pflichten der Theilnehmer an einer Erwerbsgemeinſchaft, in 
Rückſicht ihres Beytrages zum Hauptſtamme, oder zur thätigen, 
perfönlihen Mitwirkung ($$. 1184 — 1186) ſchon bey der Er: 
richtung genauer beftimmt: ob nähmlich, und wie viel feder, ohne 
weitere thätige Mitwirkung, zum Unternehmungöfonde einlegen, 
und ob, oder welche Mitglieder bloß allein, oder nebft einem 
Sachbeytrage, ihre Kräfte den gefellfchaftlicben Gefchäften wiomen 
follen. — Diefer Vertrag muß daher bey Beurtheilung der Rechte 
und Pflichten der Mitglieder zur Grundlage dienen. 

2) An Ermangelung einer auddrüdlichen Beftimmung, melde 
das Gegentheil enthielte, wird aber angenommen, daß derjenige, 
welcher ſich bloß anheiſchig gemacht hat, feine perfönlichen Kräfte 
dem Geſellſchaftszwecke zu widmen, fih nicht auch zu einem 
Geldbeytrage verftanden habe; und eben fo Fann derjenige, wels 
cher fic) bloß zu einem folcyen Geldbeytrage herbeygelaffen hat, 
nicht gehalten werden, auch feine perfönlichen Geiſtes- oder Leis 
beöfräfte zum Geſellſchaftszwecke anzuwenden, ja, da es auch den 
anderen Gefellfchaftögliedern nicht gleichgültig it, welche Perſo— 
nen fich hier mit ihren Leibes- und Geiftesfräften thätig zeigen, 
da eine unfluge Anwendung derfelben fogar nachtheilig auf den 
Erwerb einwirken Eönnte, daher diejenigen, welche auf diefe Art 
und Weife zum gefellfchaftlichen Erwerbe fich thätig bezeigen, das 
Vertrauen der Übrigen Gefellfchaftsglieder genießen müffen; fo 
ift auch Fein Glied, das ſich bloß zur Leiftung eines Geldes oder 
anderen Beytrages anheifchig gemacht hat, berechtiget, ohne Sins 
ſtimmung der anderen Gefellfchaftöglieder auf eine andere Art zu 
dem gemeinfchaftlihen Erwerbe mitzumwirken. 

3) Haben fich mehrere Perfonen zu einem gemeinfchaftlichen 
Erwerbe verbunden, fo liegt ed, in fo fern über die Art der Mit— 
wirkung nichts befonderes beftimmt ift, wohl in der Natur der 
Sache, dag alle zu der einen oder anderen Art des Beytrags fo: 
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wohl berechtiget, ald auch verpflichtet feyn. — Denn der Gefell- 
ſchaftszweck kann ohne beyde Arten von Beyträgen nicht erreicht 
werden; und in Ermangelung auddrüdlicher, befonderer Beſtim— 
mungen find die Rechte und Pflichten aller Mitglieder gleich 
($$. 1184 u. 1185). 

4) Daraus aber, daß Mitglieder unmittelbar zum Betriebe 
der Gefchäfte weder berechkiget noch verpflichtet find, folgt, wie 
v. Zeifler in feinem Commentare bemerkt, nicht, daß fie auch 
von der Einſicht des Gefchäftsganges und der Rechnungen 
($. 4199), oder daß fie von den Berathfchlagungen über Gefell: 
ſchaftsangelegenheiten (denen fie freywillig beywohnen wollen) 
ausgeſchloſſen feyne 


J. 1188, 


Bey der Beratbfchlagung und Entfcheidung über 
die gefellichaftlihen Angelegenheiten find, wenn 
feine andere Berabredung befteht, die in dem 
Hauptftücde von der Gemeinfchaft des Eigen: 
thbumd gegebenen . Vorſchriften anzuwenden 
(09. 833 — 842), 

4) In der Negel fteht allen Mitgliedern der Gefellfihaft 
eine thätige Mitwirkung, folglicy auch die Berathfchlagung und 
Entfcheidung über die gefellfchaftlichen Angelegenheiten zu ($$. 1185 
u. 1190). Da bezüglich auf diefen Gegenftand Eein wichtiger 
Grund vorhanden ift, in Anfehung jener Gemeinfchaft, welche 
durch einen Vertrag entſteht, andere Beftimmungen feftsufegen, 
als in Anbetracht jener, welche auf eine andere Art und Weiſe 
zu Stande fümmt, feftgeftellt worden find; fo beruft fich hier das 
Geſetz ganz auf die in den 9. 835 —842 gegebenen Vorfchriften. 

2) It in dem Gefellfchaftövertrage nur einigen Mitgliedern 
die Beforgung der Gefchäfte übertragen, fo werden die übrigen 
auch von der activen Theilnahme an den Berathfihlagungen über 
diefelben auögefchloffen, indem fie fich durch den Beytritt in die 
Geſellſchaft ftillfchweigend erklären, die in dem Societäts- Plane 
feftgefegte Art der Berathſchlagung und Entfcheidung fich gefallen 
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zu laffen. — Ballen aber Gefchäfte vor, zu deren Schlichtung 
zwey Geſellſchaftsglieder durch den Societätd = Vertrag nicht er 
mächtiget find; fo müffen alle Theilnehmer zur — — 
zugezogen werden. 


1189. 
Rachſchuß zum Hauptſtamme. 

Die Mitglieder können zu einem mehreren Bey— 
trage, als wozu ſie ſich verpflichtet haben, nicht 
gezwungen werden. Fände jedoch bey veränder— 
ten Umſtänden ohne Vermehrung des Beytrages 
die Erreichung des geſellſchaftlichen Zweckes gar 
nicht Statt; ſo kann das weigernde Mitglied 
austreten, oder zum Austritte verhalten werden, 

4) Haben ſich die Mitglieder nur überhaupt zur Beförde— 
tung eines Gefellfchaftözwedes verpflichtet, ohne dabey feftzufegen, 
welchen Beytrag hierzu jedes einzelne Mitglied leiten follte, und 
ift auch die Summe nicht numerifch feitgefegt worden, in wel: 
cher der Fond der Gefellfchaft im Ganzen zu beftehen habe; fo 
ift jedes Mitglied überhaupt verpflichtet nach Verhältnig des Be— 
darfes des gemeinfchaftlichen Unternehmens, und zwar zu einem 
gleichen Theile mit allen übrigen Mitgliedern ($. 1184) zum Bes 
teicbe des gemeinfchaftlichen Unternehmens beyzutragen. 

2) Anders verhält fi aber die Sache, wenn in dem Ge— 
fellfchaftövertrage entweder der Fond im Allgemeinen feftgefegt 
worden ift, welcher zur Beforderung des Geſellſchaftszweckes ver: 
wendet werden foll, oder wenn die Beyträge, die dad eine oder 
andere Mitglied zu leiten hat, inöbefondere beftimmt worden 
ift. — In diefem Falle kann auch bey veränderten Umftänden 
Fein Mitglied angehalten werden, einen größeren Beytrag zu lei— 
ften, ald wozu es fich ausdrücklich oder ftillfhweigend (F. 1184) 

verpflichtet hat. 

3) Handelt es fich blog um die Erweiterung der Gefchäfte 
der Sefellfchaft, und Taffen ſich einige Mitglieder freywillig herz 
bey, zu dieſem Zwecke neue Beyträge zu Tiefen ; fo ſteht es ihnen 
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frey diefes zu thun. Sie find aber weder befugt, die weigern: 
den Mitgenoffen zu einer gleichen Beytragdleiftung zu nöthigen, 
noch felbe ihrer Weigerung halber von der Gefellfchaft auszufchlies 
Ben. Nur fteht ihnen dad Recht zu, nad) Maßgabe des durch die 
Erweiterung des Gefchäftes erzielten Gewinnes einen mit ihren 
neuen Beyträgen in Verhältniß ftehenden ftärferen Gewinnſt-An— 
theil zu fordern ($. 1193). 

4) Wollen dagegen die übrigen Gefellfchafter durch neue 
Beyträge den Zweck ihrer Verbindung auf einen neuen darin bis— 
her nicht begriffenen Gegenftand ausdehnen; fo iſt derjenige, wel: 
her feinen Beytrag hierzu verweigert, weder ſchuldig noch befugt, 
an diefen erweiterten Gefchäften Theil zu nehmen. Vielmehr ift 
in fo weit die Verbindung der übrigen Mitglieder ald eine neue 
bloß unter ihnen beftehende Gefellfchaft anzufehen. 

5) Haben fich aber die Umftände dergeftalt geändert, daß 
ohne neue DBeyträge die Erreihung des gemeinfamen Entzwedes 
gar nicht Statt findet; fo liegt denjenigen, welchen die Leitung 
der gefellfchaftlichen Unternehmungen überlaffen worden ift, ob, 
eine Zufammenberufung fämmtlicher Mitglieder zu veranlaffen, 
oder von jedem Mitgliede die fchriftliche Erklärung abzufordern, 
ob es fich nicht freymwillig zu einem größern Beytrage herbeylafs 
fen wolle. — Wenn auf diefe Urt und Weife der hierzu benö— 
thigte Fond nicht zufammengebracht werden könnte; fo ift der 
Tal der Auflöfung der Gefellfchaft vorhanden ($. 1205). In fo 
fern jedoch diefer Fond durch die von einzelnen Mitgliedern abs 
gegebene Erklärungen zufammengebracht werden fann, während 
die Uebrigen die nöthige Verftärkfung ihrer Beyträge verweigern; 
fo Eönnen die legteren von den übrigen Mitgliedern gezwungen 
werden, aud der Gefellfchaft audzutreten. — Hierfür fpricht der 
Elare Text des Geſetzes. — Es entjteht aber die Frage, ob nur 
fämmtliche übrigen Mitglieder zufammengenommen, oder wenig: 
ſtens die Mehrheit derfelben, oder ob jedes einzelne Mitglied für 
fih dad Necht habe, den ſich mweigernden Mitgefellfchafter zum 
Auötritte zu verhalten? — Die Beantwortung diefer Frage feheint 
auf den erften Augenblick etwas ſchwierig zu feyn. Allein die Sache 
genauer betrachtet ergibt fi, daß im practifchen Leben Faum 
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der Fall vorfommen werde, wo hierüber ein Zweifel entftehen 
Eönnte. — Denn handelt es fi) darum, daß der Fond der Ge: 
feltfchaft durch neue Beyträge vermehrt werde; fo muß ganz nas 
türlich vorerft beftimmt werden, um wie viel der Gefellfchaftöfond 
im Ganzen vermehrt werden follte. — Um nun fernerd beftim: 
men zu Eönnen, vwoie viel jedes einzelne Mitglied hierzu beytras 
gen folle, muß man auch wiffen, wie viele Mitglieder die Ge— 
ſellſchaft fortfegen werden, weil ſich durch den Audtritt einzelner 
Gefellfchaftäglieder der Beytrag der übrigen erhöhet. Die Ges 
fellichaft kann ſich nicht eher neu organifiren, bis nicht über dad 
Berbleiben der einzelnen Glieder in der Gefellfchaft oder den 
Austritt entfchieden ift. Es gehört fomit zu dem Befchluffe, wel- 
cher mit Uebereinſtimmung aller, oder wenigftend der noch die 
Geſellſchaft fortzufegen entfchloffenen Mitglieder zu faffen ift, ob 
dad eine oder andere Mitglied, welches den höheren Beytrag vers 
weigert, zum Auötritte verhalten werden follte. 

6) Es ſteht aber auch jedem Mitgliede, das fih zu einem 
höheren Beytrage nicht herbeylaffen will, frey, den Xudtritt aus 
der Gefellfchaft zu verlangen. Diefe gefeglihe Anordnung muß 
felbft von dem Falle verftanden werden, wenn auch die übrigen 
Glieder geneigt wären, fie in der Gefellfchaft zu behalten, aber, 
was ganz natürlich der Fall ſeyn wird, fih nicht herbeylaffen, 
den Gewinn nad) Maßgabe der urfprünglichen Ginlagen zu ver: 
theilen. — Denn jedes Mitglied hat durdy den Gintritt in die 
Gefellfchaft das Recht erworben, daß der Gewinn nach Verhält: 
niß der urfprünglichen Capital3 : Einlagen vertheilet werde, und 
Eein Mitglied hat dad Necht durch eine nachträglich gemachte grös 
Bere Einlage ficy einen größeren Antheil an dem Gewinne zuzu— 
eignen. So wenig nun dad weigernde Mitglied die übrigen Ger 
felfchaftöglieder verhalten Fann, ihm den nach der urfprünglichen 
Cinlage gebührenden Gewinnftantheil zufommen zu machen, fo 
wenig Fann daöfelbe auch von den übrigen verpflichtet werden, 
ſich mit einem geringeren Gewinnftantheile zu begnügen. Iſt der 
Fond der Gefellfchaft urſprünglich beſtimmt worden, fo ijt ed als 
eine ftillfchweigende Bedingung jedes Mitgliedes anzufehen,, daß 
der Geſellſchaftszweck durch diefen Fond erreicht werde; tritt num 
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der Fall der Unmöglichkeit ein diefes zu bewirken, fo kann Fein 
Mitglied mehr an die Gefellfchaft gebunden bleiben. 

7) Durch den Austritt aus der Gefellfchaft muß jedem weis 
gernden Mitgliede jenes zu Theil werden, was er für den Fall 
der Auflöfung der Gefelffehaft erhalten haben würde. Es muß 
alfo das zur Zeit des Austrittes vorhandene gemeinfchaftliche Vers 
mögen erhoben, und dem auötretenden Mitgliede ein mit feiner ’ 
Ginlage in Verhältnig ftehender Theil hinausgezahlt werden. Bes 
fteht der Fond der Geſellſchaft in barem Gelde oder anderen theil- 
baren Sachen, fo unterliegt die Vertheilung Feiner Schwierig: 
keit; — beiteht er aber im untheilbaren Sachen, fo entjteht die 
Trage, ob dad austretende Mitglied auf die Verfteigerung ders 
felben zu dringen berechtiget fey, oder ob es ſich mit dem Schä- 
Bungswerthe begnügen müſſe. — Würde die Gefellfchaft aufge: 
qöfet, fo wäre jeder Theilgenoffe berechtigt zu verlangen, daß 
die Sachen mittelft gerichtlicher Feilbiethung verkaufet werden 
($. 843). Im gegenwärtigen Zalle darf aber micht überfehen 
werden, daß der Austritt eines Gefellfchaftögliedes nicht auch 
den Audtritt der anderen Mitglieder, welche ſich zur nothwen— 
dig gewordenen Vermehrung ihrer Beyträge freymwillig herbeylafs 
fen, und die Sefellfchaft fortzufegen entfchloffen find, zur Folge 
haben folle und könne. — Von dieſer Betrachtung geleitet, glaube 
ich nun behaupten zu dürfen, daß hier zu berücfichtigen fey, ob 
die zu vertheilenden Sachen von der Art find, daß fie unbefchadet 
des Rechtes der in der Gefellfehaft zu verbleiben entfchloffenen 
Mitglieder veräußert werden Eönnen oder nicht. Im erften Falle 
ift Fein Anftand vorhanden, daß dad auötretende Mitglied nach 
der Regel des $. 843 auf Veraußerung diefer Sachen durch öf— 
fentliche Feilbiethung dringe; im zweyten Falle aber muß ſich das— 
felbe mit der Vergütung des Schäßungsmwerthes begnügen. — Dies 
ſes wäre 5. DB. der Fall, wenn aus dem Fonde der Gefellfchaft 
ein Sabrifögebäude gefauft, oder nem errichtet worden wäre. — 
Wäre das audtretende Mitglied berechtiget, auf die Verſteige— 
rung des Sabrifägebäudes zu dringen, fo würden auch die ande— 
ven Mitglieder, genöthiget werden, aus der Gefellfchaft zu tre— 
ten, weil fie ohne Beybehaltung de3 Fabriksgebäudes die Sefelle 
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ſchaft nicht mehr fortfegen Fönnen. Man Eönnte zwar dagegen 
einwenden, daß ja auch die übrigen Mitglieder als Lizitanten 
des Fabrifägebaudes auftreten, und dasſelbe in der Öffentlichen 
DVerfteigerung wieder an fich bringen Eönnen. Allein man muß 
dabey berückjichtigen, daß fie dadurch in die Alternative verfegt wer: 
den könnten, diefed Gebäude entweder um einen ganz unverhältniß: 
mäßigen Preis zu bezahlen, oder zum Austritte gezwungen zu werden. 


0. 1190, 
Betrieb der anvertrauten Geſchäfte. 


Bird Einem oder einigen Mitgliedern der Betrieb 
der Gefchäfte anvertraut; fo find fie als Bevoll- 
mächtigte zu betrachten, Auf ihre Berathſchla— 
gungen und Entfcheidungen über gefellfichaftliche 
Angelegenheiten find ebenfalls die oben (. 833 
— 842) erwähnten Vorſchriften anzuwenden, 

Wie bey allen größeren Gemeinfchaften, fo ift e3 auch bey 
einer größeren Vertragsgemeinfchaft rathfam, daß die ordentliche 

Verwaltung der Gefchäfte Einem, oder einigen Mitgliedern, fo, 

vie die unmittelbare Ausführung der Geſchäfte einigen Sachver— 

ftändigen (allenfalls Lohndienern) anvertraut werde, — Da das 

Geſetzbuch bereit5 in den F9. 853 — 842 von den Rechten und 

Pflichten derjenigen gehandelt hat, die ald Verwalter einer ges 

meinfchaftlihen Sache befiimmt worden find; fo wird fih hier 

Tediglich, um Wiederhohlungen zu vermeiden, auf diefe Vorſchrif— 

ten berufen. — Aus dem im Gingange diefed $. aufgeftellten 

Satze, daß diefe Mitglieder, denen der Betrieb der Geſchäfte 

anvertraut wurde, ald Bevollmächtigte zu betrachten feyn, Eönnte 

man zu folgern verfucht werden, daß fie, wenn bey ihrer Bes 
ftellung feine Belohnung zugefichert wurde, auch auf eine fol- 
che Eeinen Anſpruch zu machen haben ($. 1004), befonderd die 
ſich fhon in dem Geſellſchaftsvertrage verbunden haben, das ge— 
meinſchaftliche Beſte zu befördern ($. 1185), und fie eben da: 
durch, daß fie für den gemeinfchaftlichen Nutzen arbeiten, auch 
zugleich für ihr eigenes Befte forgen. — Allein aus dem $. 4193 
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iſt zu entnehmen, daß dieſen Perſonen ſtillſchweigend eine Bes 
lohnung zugefichert ift. — 


udt. 
Haftung für den Schaden. 


Jedes Mitglied haftet für den Schaden, den es 
der Geſellſchaft durch ſein Verſchulden zugefügt 
hat. Dieſer Schade läßt ſich mit dem Nutzen, 
den es der Geſellſchaft ſonſt verſchaffte, nicht 
ausgleichen. Hat aber ein Mitglied durch ein 
eigenmächtig unternommenes neues Geſchäft der 
Geſellſchaft von einer Seite Schaden, und von 
der andern Nutzen verurſachet; ſo ſoll eine ver— 
hältnißmäßige Ausgleichung Statt finden. 

4) Der erſte Satz gilt von jedem Geſellſchafter, und bes 
reift daher fowohl diejenigen Gefellfchaftäglieder in fih, von 
denen der vorhergehende $. redet, ald auch alle übrigen. Er ijt 
übrigens lediglich eine Anwendung der im $.1295 aufgeftellten all: 
gemeinen Regel auf dad gefellfchaftliche NRechtöverhältniß insbes 
fondere, wobey jedoch lediglich bemerkt wird, daß das Verſchulden 
nicht gerade in einer pofitiven Handlung beftehen müffe, fondern 
auch in einer Unterlaffung der übernommenen Vertrags: Berpflich- 
tungen beftehen Fonne. 

2) Da jedes Mitglied fi) durch den Geſellſchaftsvertrag 
verbindlich gemacht hat, zum gemeinfchaftlihen Nugen mitzus 
wirken; fo gibt die wirkliche Erzielung eines folden Nutzens kei— 
nem Mitgliede einen rechtlichen Anfpruch auf eine pecuniäre Uns 
erkennung. — Der Erfaß des verurfachten Schadens aber ift eine 
Nechtöpflicht. — Daher kann auch der von einem Mitgliede verz 
urfachte Schade mit dem der Gefellfchaft verfchafften Nugen nicht 
ausgeglichen werden. 

3) Anders verhält fich aber die Sache, wenn ein Gefell- 
fchaftöglied zum Nugen der Geſellſchaft eigenmächtig ein foldyes 
Geſchäft unternommen hat, deffen Unternehmung in feinen all: 
gemeinen Verpflichtungen nicht gelegen ift. — In einem folchen 
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Kalle ift feine Unternehmung ald eine Gefchäftöführung ohne Aufs 
trag anzufehen. Hat es nun dadurch der Gefellfhaft einen Elas 
ten, überwiegenden Vortheil verfchafft, fo müffen ihm fos 
gar die darauf verwendeten Koften aus dem Gefellfchaftsvermö- 
gen vergütet werden, in fo fern fie den erreichten Vortheil nicht 
überfteigen ($. 1037). Bon einem Schadenerfage kann alfo hier 
Feine Rede feyn, weil bey Ausmittelung des überwiegenden 
Vortheiles auf die fich dabey allenfällig ergebenden Beſchädigun— 
gen fchon Rüdficht genommen worden ift ($. 1037). Ergibt 
fid) aus der Vergleihung des durdy dad eigenmächtig unternome 
mene Geſchäft der Gefellfchaft verurfachten Schadens mit dem 
derfelben dadurch verfchafften Nugen zwar dad Refultat, daß der 
Sefellfchaft zwar im Ganzen dadurch Fein Nachtheil zugehe, aber 
auch Eein Elarer überwiegender Vortheil zuwachſe; fo Eann die 
Sefellfchaft zu Feiner Vergütung an dad Gefellfchaftöglied, die— 
feö aber auch zu Feinem Schadenerfage an jene angehalten wer: 
den ($. 1038). Ergibt fi) aber aus diefer Vergleichung, daß 
daraus für die Geſellſchaft mehr Nachtheil ald Vortheil erfolgt 
fey; fo ift dad Mitglied zu jenem Schadenerfage verpflichtet, 
der aus der Unternehmung im Ganzen hervorgehet, ed muß 
daher von der Summe der einzelnen Befchadigungen die der er— 
reichten Vortheile in Abzug gebracht werden. 

4) Hat eine Geſellſchaft aud einer widerrechtlichen Hands 
lung Bortheil gezogen, fo muß nicht nur der Schade erfeget, 
fondern ed müffen auch die Zheilnehmer zur Verantwortung und 
Strafe gezogen werden ($$. 1301 u. 1302). 


b. 1192, 
Bertheilung des Gemwinnes. 


Das Bermögen, welches nach Abzug aller Koften 
und erlittenen Nachtheile über den Hauptſtamm 
zurückbleibt,, ift der Gewinn, Der Hauptftamm 
jelbjt bleibt ein Eigenthum derjenigen, welche 
Dazu beygetragen haben; außer es wäre der Werth 
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der Arbeiten zum Capitale gefchlagen, und alled 
als ein gemeinfchaftliches Gut erklärt worden, 
4) Jeder, der fih zur Schließung eines Gefellfchaftsvere 
trages herbeyläßt, bezieht in der Regel einen Gewinn aus dem 
felben, — und fo ift auch die Tendenz der ganzen Geſellſchaft 
auf Gewinn gerichtet. Der Gewinn befteht aber in dem Vers 
mögen, welches nad Abzug aller Koften und erlittenen Nach— 
theife über den Hauptftamm zurücbleibt. — Zur Auömittelung 
ded Gewinnes ift daher nothwendig, daß das Geſellſchaftsver— 
mögen genau-inventirt, d. i. der Active und Paffivftand deöfels 
ben erhoben, und von dem auf diefe Art fi) darftellenden reis 
nem Vermögen der. Hauptftamm in Abzug gebracht werde. Was 
hiernach noch erübriget, ift der reine Gewinn der Gefellfchaft. — 
Der Hauptſtamm befteht aber in der Regel in der Summe der eins 
zelnen Beyträge, welche von den Mitgliedern zur Beförderung ded 
Geſellſchaftszweckes hergegeben wurden. — Hier ift aber darauf zu 
ſehen, ob ein Mitglied von den eingebrachten Sachen die Subſtanz 
felöft, oder etwa nur den Nugen und den zeitlichen Gebraud) (3. B« 
son einem Haufe zur Fabrik, oder von Mafchinen, Werkzeugen 
u. dgl.) der Gemeinfchaft gereidmet habe, — Im erften Falle 
ift die ganze Gefellfchaft Eigenthümer der ganzen Sache gewor: 
den, und die inzmwifchen entweder durch außerordentliche Beſchä— 
digung oder durch die gewöhnliche Abnügung fich in der Zwifchene 
zeit-ergebene Verminderung des Merthes mug allen Mitgliedern 
zur Laſt fallen. Daher muß zur Audmittelung des wahren Ges 
winned lediglich der jedesmahlige Werth diefer Sachen erhoben 
werden. Iſt aber nur der Nutzen oder zeittweilige Gebrauch dee 
Sache der Gefellfchaft gewidmet worden, dad Mitglied fohin 
Gigenthümer der Sache geblieben, fo ift bey der Inventur 
des Vermögens der Werth, um den die Sache bey Lebergabe 
‘an die Gefellfchaft in Anfchlag gebracht worden iſt, anzuſetzen, 
weil die Werths-Abnützung und die zufälligen Befchädigungen 
auf Rechnung des einzelnen Mitgliedes gehen , dad bey Bertheis 
Iung des Hauptſtammes fich lediglich mit der Rüdſtellung dieſer 
Sachen in Natur zu begnügen hat. 
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9) Der Gewinn, welcher dur die gefellfchaftliche Unters 
nehmung erreicht wird, ijt ein gemeinfchaftliched Gigenthum aller 
Mitgliever (F. 4475), und unterfcheidet fi von dem Haupt: 
ffamme, der übrigens gleichfalls ein gemeinfchaftliched Eigenthum 
der ſämmtlichen Mitglieder feyn kann, aber nicht nothwendig ſeyn 
muß, auch darin, daß jener auch noch vor Auflöfung der Gefell: 
fchaft zur Vertheilung beftimmt ift, während auf eine Verthei— 
Yung des letzteren nur nach Auflöfung des Sefellfchaftövertrages 
gedrungen werden kann. Auf die Vertheilung des Gewinne: has 
ben alle Mitglieder Anſpruch, ohne Unterfchied, ob fie zur Be— 
förderung des Gefellfchaftözweces Geld= oder Gachbeyträge ges 
leiftet, oder bloß. ihre Bemühungen zum gemeinfchaftlihen Nugen 
verwendet haben. — Auf den Hauptftamm haben aber diefelben 
in der Regel Eeinen Anfpruch, fondern diefer gebührt ausſchlie— 
Bend denjenigen, welche hierzu Geld: und Sachbeyträge geliefert 
haben, und er ift entweder ein gemeinfchaftliches Eigenthum der= 
felben, oder ed haben 'einige Mitglieder nur ausfchließend ein 
Gigenthumsrecht auf diefenigen Sachen, die fie in die Gefellfchaft 
eingebracht haben; je nachdem nähmlich Geld oder verbrauchbare 
Sachen, oder auch in Geldwerth angefchlagene unverbrauchbare 
Sachen, bey welchen fich jedoch das Eigenthum nicht ausdrück— 
lich vorbehalten worden iſt, eingebracht worden find oder nicht. 

3) Eine Ausnahme davon begründet der Fall,, wern der 
Merth der Arbeiten: zum Capitale gefchlagen, und alles als ein 
‚gemeinfchaftliched Gut, erklärt worden ift. Zur Erläuterung dies 
fer gefeglichen Anordnung muß Folgendes bemerft werden: Es 
gefchieht nähmlich öfters, daß Perfonen, melde zwar: fein Ver— 
mögen, aber befondere Kenntniffe und Geſchicklichkeit für jene 
Unternehmungen. befigen, die den Geſellſchaftszweck befördern, 
in die Gefellfchaft in der Art aufgenommen werden, daß fie 
ebenfalld verhältnigmäßig an den Vortheilen und Nachtheilen der 
Geſellſchaft Theil nehmen follen, wodurch fie eine befondere An— 
eiferung erhalten, fich der Beförderung des Geſellſchaftszweckes 
zu widmen, wobey, um bey Vertheilung des Gewinned einen 
beftimmten Anhaltspunct zu haben, ihre Bemühungen zu einem 
beftimmten Sapitalöwerthe angefchlagen werden, — In einem fols 
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chen Falle gefchieht der Anfchlag ihrer Bemühungen nad) einem 
beftimmten Capitalöwerthe, wenn nicht ausdrüdlich etwas anders 
ausgemacht worden ift (was aber in diefem Falle Faum gefchehen 
dürfte), lediglich zu dem Zwecke der Gewinnft= Vertheilung, und 
er hat fohin Feinen Einfluß auf die Vertheilung des Hauptftam= 
mes felbft. — Denn die Vergütung folder Bemühungen würde 
in der Regel, wenn fremde Perfonen hierzu verwendet würden, 
nicht aus dem Hauptftamme, fondern aus dem erzielten Gewinne 
gefchehen. Defters gefchieht ed aber, daß Arbeiten fhon zu dem 

Zwede, um die gefellfchaftlihen Unternehmungen beginnen zu 

Eönnen, erforderlich werden, welche eigentlich aus den zufammens 

gefchoffenen Beyträgen vergütet werden müßten, und daher auf 

Koften des Hauptftammes gehen. — Hat nun ein Mitglied der 

Geſellſchaft felbft diefe Arbeiten geleiftet, fo hat es ganz eigents 

lich den Werth der Arbeiten zum Hauptſtamme beygetragen, und 

es ift eben fo viel, ald wenn er jenen Geldbeytrag im Baren herz 
gegeben hätte, aud welchem diefe Arbeiten angefchafft worden wä⸗ 
den. — Es können daher dieſe Arbeiten nach ihrem Werthe zum 

Capitale geſchlagen, und derjenige, der die Arbeiten unternom⸗ 

men hat, iſt dann nach Verhältniß dieſes Werthes als ein ge⸗ 

meinſchaftlicher Eigenthümer des Geſellſchaftsfondes anzuſehen. 

4) Ueber den Antheil, den Jemand an dem Hauptſtamme 
hat, kann er zwar durch Abtretung, Verpfändung u. dgl. verfügen, 
doch Eönnen hierdurch die Rechte der übrigen Gefellfchaftöglieder 
nicht beeinträchtiget werden. Daher kann aud) ein folder Antheil 
vor dem rechtmäßigen Austritte dem Betriebe der Geſchäfte nicht 
entzogen werden. 

J. 1193, 

Der Gewinn wird nach Verhältniß der Capitals⸗— 
Beyträge vertheilt, und die von allen Mitglies 
dern geleiteten Arbeiten heben fich gegen ein 
ander auf, Wenn ein oder einige Mitglieder 
bloß arbeiten, oder nebit dem Capitald- Bey: 
trage zugleich Arbeiten leiſten; fo wird für Die 
Bemühungen, wenn Feine Verabredung beſteht, 


[$. 1194. ] 513 


und die Gefellfhafter ſich nicht vereinigen kön— 
nen der Betrag, mit Rückſicht auf die Wichtigs 
feit des Gefchäftes, die angewendete Mühe und 
den verjhafften Nutzen vom Gerichte beitimmt, 


9. 1194, 

Befteht der Gewinn nicht in barem Gelde, fondern 
in anderen Arten der Nußungen; fo geſchieht die 
Theilung nach der in dem Hauptitüde von der 
Gemeinfchaft des Eigenthumes enthaltenen Vor— 
ſchrift (4. 840 — 843). 

4) Hier fülgen die Vorfchriften über die Art und Weiſe, 
wie der durch die Hefellfchaftlichen Unternehmungen erworbene 
Gewinn unter die einzelnen Theilnehmer vertheilt werden fol, 
welche natürlich nur für jenen Fall zu gelten haben, wenn in dem 
Societäts-Vertrage hierüber nichts befonderes beftimmt worden 
if: — Da nad) der Vorfchrift des $. 1185 in der Regel alle 
Mitglieder, ohne Rüdficht auf ihren größeren oder geringeren 
Antheil, verbunden find, zu dem gemeinfchaftlihen Nugen gleich 
mitzuwirken; fo ſtellt auch ganz in Uebereinftimmung mit diefer 
Borfchrift der gegenwärtige $. die Regel auf, daß in dem Falle, 
als alle Gefellfchafter Capitaldeinlagen geleiftet und gearbeitet 
haben, der Gewinn nach Verhältniß der Capitalöbeyträge vers 
theilt werde, und die von allen Mitgliedern geleifteten Arbeiter 
ſich gegen einander aufheben. Das Nähmliche muß aud) für dert 
Fall gelten, wenn die Mitglieder bloß zum Hauptftamme beys 
getragen , die Arbeiten aber befoldeten Dienftperfonen überlaſſen 
haben, Die Berechnung gefchieht nach der in der Rechenkunſt 
bekannten Societäts = Regel. 

2) Haben zivar alle Mitglieder Capitalsbenträge geleiftet , 
aber nur eines oder einige gearbeitet; fo gebührt den arbeiten: 
den Mitgliedern für. ihre Bemühungen jener Betrag, welcher 
enttweder ſchon durch den Gefellfchaftövertrag urfprünglich feſtge— 
fest wurde, oder worauf fich die Gefellfchafter nach der Hand 


vereinigen; außerdem aber, wenn Feine Hebereinfunft zu Stande 
Nippel's Commentar VIL Th; 33 


514 LS. 4194. ] 


kömmt, hat das Gericht denfelben mit Rückſicht auf die Wich— 
tigfeit ded Gefchäfted, die angewendete Mühe und den verfchaff- 
ten Nutzen zu beftimmen. Der Neft des Gewinnes ift nad) Ver— 
hältniß der Capitaldeinlagen zu vertheilen, und die arbeitenden 
Mitglieder find außer dem alle, wo es vertragsmäßig feftges 
fest wurde, nicht ſchuldig zu geftatten, daß vor Allem für die 
Gapitalöbeyträge Zinfen berechnet, und nur der Neft als ein zu 
vertheilender Gewinn behandelt werde, weil die Mitglieder für 
ihre Einlagen Feine Gläubiger der Gefellfchaft find, alfo auch 
Feine Zinfen zu fordern haben. Dasfelbe gilt auch von dem Falle, 
wenn ein oder einige Mitglieder bloß arbeiteten, und keinen 
Gapitalöbeytrag geleiftet haben ''). 

3) Der, obſchon noch umgetheilte, Telbft unbeftimmte oder 
ideale Gewinndantheil eines jeden Mitgliedes ift fein ausfchliee 
ßendes Eigenthum, worüber er frey zu verfügen befugt iſt. — 
Es kommt alfo, wie v. Zeiller bemerkt, auch den Gläubigern eis 
nes Mitglieded dad Necht zu, darauf eine der Gerichtäordnung 
gemäße Sicherftellung zu verlangen, doch unbefchadet der Rechte 
früher ficher geftellter Gläubiger oder der Geſellſchaft, in wel: 
cher etwa durch freyes Uebereinkommen ($. 1189) bedungen wor— 
den ift, daß ein Theil des fährlichen Gewinns zur: Verftärfung 
des Fondes zurücdbehalten werden foll. 

4) In welcher Befchaffenheit oder Qualität die Gewinns— 
antheile jedem Mlitgliede hinauszugeben find, ift aud den in den 
65. 840 — 843 aufgeftellten Vorſchriften zu entnehmen. 

5) Das, was oben Nr, 3. von den Gewinnsantheilen ge— 
fagt ‚worden iſt, gilt: auch von dem Antheile eines jeden Mit— 
glieded an dem Hauptſtamme. — Es kann alſo auch dieſer un= 
beſchadet der Rechte der übrigen Geſellſchaftsglieder in Execution 
gezogen, und ſohin derſelbe auch an einen Dritten veräußert werden, 
welches zur Folge haben wird, daß eine dritte Perſon ſtatt des 
urſprünglichen Mitgliedes in: die Geſellſchaft tritt — Die von 
dem Geſellſchaftsmitgliede übernommene Verpflichtung, Arbeiten 

für die Geſellſchaft au leiſten, kann aber als seine höchſt perſön— 


1) Siehe Erhrong des oſterr. Sandelsrechtes vom Herrn Deofeflor Dr Sifher 
{103000 
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liche Verbindlichkeit auf denjenigen, der im Beräußerungdmege 
das dem Mitgliede gebührende Eigenthum an dem Hauptftamme, 
und dad daraus reſultirende Recht, auch den Gewinnsantheil zu 
beziehen, an fich gebracht hat, nicht übergehen. Eben fo wenig 
kann dadurch die Verpflichtung des urfprünglichen Mitgliedes zue 
Verrichtung jener Arbeiten, wozu e3 fich durch den Vertrag an 
heifchig gemacht hat, erlöfchen, indem dadurch in die Rechte der 
übrigen Mitglieder ein Eingriff gefchehen würde. — Ein folder 
Veräußerungsact wird fomit zur Folge haben, daß aus Einent 
zwey Mitglieder für die Gefellfchaft entftehen, wovon das eine 
bloß den Gapitalöbeytrag, dad andere abet die Arbeiten leiſtet. 
— Auf diefen Fall Hat aber die Borfchrift des gegenwärtigen $.z 
daß, wenn einige Mitglieder bloß Arbeiten Leiten, diefelben ir 
Anfehung dieſer Leiftung auf einen Gewinndantheil ein. Recht 
haben, Feine Anwendung; würde ihnen dieſes Necht zugelpros 
chen, fo würden die Rechte der übrigen Mitglieder, die fie durch 
den Societätd= Vertrag erwarben, beeinträchtiget: 

d, 1195, 
Die Gefellfchaft kann einem Mitgliede, feiner vor— 
züglichen Eigenfchaften und Bemühungen wegen; 
einen größeren Gewinn bewilligen, als ihm nady 
feinem Antheile zukäme; nur Dürfen dergleis 
chen Ausnahmen nicht in geſetzwidrige Verabre— 
dungen oder Verkürzungen ausarten, 
d. 1196, 

Eine ſolche gefekwidrige Verabrediing ift der Vers 
trag, wodurch Semand für ein eingelegtes Ca 
pital einerfeits fich gegen alle Gefahr des Vers 
Yuftes, ſowohl in Ruͤckſicht des Capitals als der 
Zinfen ficher ſtellet, und von aller Mitwirkung 
befreyt; andererfeitö aber. dennoch einen die 
rechtlichen Bertragszinfen überfteigenden Gewinn 
bedingt; 

33» 
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1) Die Borfchriften, welche dad Gefegbuc bey den einzels 
nen Verträgen feftftellet, find, einige wenige Ausnahmen abgee 
rechnet, immer nur fuppletorifcher Natur, und haben daher nur 
für jene Fälle zu gelten, in welchen von den Bertragfchließen: 
den nicht etwas befonders feftgefegt worden if. — Diefes gilt 
inöbefondere von der Vorſchrift, daß die von allen Mitgliedern 
geleifteten Arbeiten, ohne Rüdficht auf ihre Qualität und Quans 
tität fich gegeneinander aufheben. Es fünnen daher auch die Mit: 
glieder der Gefellfchaft die Ark und Weife, wie der Gewinn ver: 
theilt werden foll, ganz nach ihrem Belieben beftimmen; nur 
dlirfen dadurch die allgemeinen Vorfchriften über die Gültigkeit 
der Verträge, eben fo wenig, als die bey einzelnen Verträgen 
inöbefondere erlaffenen einfchränfenden Verordnungen verleget 
werden. — Scheinhandlungen find nach ihrer wahren Befchaffens 
heit zu beutfheilen. 

2) Aus den Worten des $. 1195, daß die Gefellfchaft eis 
nem Mitgliede, feiner vorzüglichen Eigenfchaften oder De: 
mühungen wegen, einen größeren Gewinn bewilligen könne, darf 
daher auch nicht e contrario gefolgert werden, daß fie außer dies 
ſem Salle feinem Mitgliede einen größeren Antheil an dem Ge: 
winne auömeffen dürfe. — Das Geſetz hat hier nur dad gewöhn⸗ 
lihe Motiv angeführt, aus welchem fich die Mitglieder der Ges 
fellfchaft veranlagt finden dürften, von der im $. 1193 aufge: 
ftellten Regel eine abweichende Beftimmung feftzufegen. — 3 
fteht daher den Pasciscenten ganz frey, auch folden Mitgliedern, 
die nur gleich an Capital und aud an Kräften (ihrer Qualität 
und Quantität nach) beyfragen, einen größeren Gewinnsantheil 
als den übrigen zu beftimmen, oder jenen, die ungleich beytra= 
gen, einen gleihen Antheil des Gewinnes zuzumeffen. Ja ed 
kann aus bloßen Srengebigfeit einem beyfragenden Mitgliede, 
oder auc einer anderen (phufifchen oder moralifchen) Perfon, 
die Fein Mitglied ift (3. B. einer öffentlichen Anftalt) aller Ge— 
winn, ohne Theilnahme an dem Schaden, zugewiefen werden. 

3) Wenn aber aus dem Gocietätd-Vertrage, in welchem dad 
eine oder andere Mitglied auf eine außerordentliche Art begün⸗ 
ftiget worden ift, dad Motiv der Freygebigkeit nicht deutlich here 
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vorleuchtet ; fo wird ber Verdacht rege, daß diefe Begünftigungen 
durdy Betrug oder Zwang herbeygeführt wurden, oder daß der 
Societäts-Vertrag nur zum Scheine auf diefe Art und Weife vers 
abredet worden fey, und ein verbothenes Gefchäft in fich verberge. 
4) Letzteres gilt inöbefondere von dem im $. 1196 auöges 
drüdten Galle, wodurch dad Wuchergefeg ganz vereitelt würde 
($. 1000). — Wer bloß ein Capital, und zwar ohne Gefahr 
des DVerluftes einlegt, ift nur ald ein Gläubiger zu betrachten, 
der Tediglich auf die rechtmäßigen Zinfen (F. 994) Anſpruch zu 
machen hat. — Jedes bedungene Uebermaß verftößt gegen das 
MWuchergefeg. — Es darf daher Feiner, der nur einen Beytrag 
am Capitale geleiftet hat, fi) außer den höchiten im $. 994 bee 
flimmten Zinfen noch einen Antheil an dem Gewinne felbft nur 
für den Fall bedingen, wenn der auf die einzelnen Mitglieder 
entfallende Gewinn die höchften erlaubten Zinfen überfteigen follte. 
— Was wäre aber wohl in dem Falle Rechtend, wenn. fich 
zwar Zinfen, aber nicht die höchften erlaubten Zinfen, nebftbey 
aber auch ein Antheil an dem Gewinne bedungen worden wäre? 
— In diefem Falle wäre offenbar ein aus einem Darleihend = und 
Societäts-Vertrag gemifchter Vertrag vorhanden, bey welchem je: 
doc immer der Darleihensvertrag ald die Hauptfache anzus 
fehen wäre, da der Antheil am Gewinne der Gefellfchaft, der 
fih dabey bedungen wird, Tediglicy ald ein Entgeld für die Bes 
nüßung ded Capitales erfcheint, und daher als ein Theil der hier: 
für zu entrichtenden Zinfen anzufehen if. — Es Eann daher auch 
ein ſolcher Vertrag nur nad) den Vorfchriften, welche in Anſe— 
hung des Darleihensvertrages beftehen, beurtheilet werden. — 
Diefes voraudgefegt, wird nun derjenige, der unter der vorftehen: 
den Bedingung einen Beytrag hergegeben hat, nie einen größes 
ren Gewinnantheil beziehen können, als mit Hinzufchlagung 
der fi) ausbedungenen Zinfen dad höchfte erlaubte Zinfenmaß 
beträgt ($. 993), jedoch dergeftalt, daß, wenn in einem Jahre der 
Antheil am Gewinne mit Hinzufchlagung der bedungenen Inte— 
reffen diefen höchften Zinfenbetrag nicht erreichen follte, der Abgang 
aus dem Gewinne des folgenden Jahres erfeßt werden müßte. 
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5) Hat ein Mitglied in Anfehung de3 Capitalbeytrages fich 
die höchften erlaubten Zinfen ausbedungen, fich aber zugleic) 


anheifchig gemacht, für die Gefellfchaft Arbeiten zu leiſten; fo ift- 


es in erſterer Hinficht bloß ald Gläubiger, in legterer aber als 
wirkliches Mitglied der Gefellfchaft zu behandeln. Es ift daher 
eben fo viel, ald ob es fich zu Eeinem Gapitalöbeytrage, fondern 
Yediglich zu Arbeiten für die Gefellfchaft herbeygelaffen hätte; es 
fteht daher in diefer Beziehung den Gefellfchaftsgliedern frey, 
diefem Mitgliede in AUnfehung feiner Bemühungen einen beliebi- 
gen Antheil an dem Gewinne zu beftimmen. 


§. 1197. 
Vertheilung des Verluſtes. 

Hat die Geſellſchaft ihre Einlage ganz oder zum 
Theile verloren; ſo wird der Verluſt in dem 
Verhältniſſe vertheilet, wie im entgegengeſetzten 
Falle der Gewinn vertheilt worden wäre. Wer 
kein Capital gegeben hat, büßt ſeine Bemühun⸗ 
gen ein. 

1) Ein eigentlicher Schade oder Verluſt der. Gefellfchaft 
ift dann vorhanden, wenn aus dem Gewinne die gefellfchaftliz 
en Koften und Schulden nicht gedecdit werden können, fondern 
hierzu fchon der Hauptftamm angegriffen werden ‚müßte. — In 
fo lange diefe Poften noch durch den Erwerb. ficher geftelft find, 
kann zwar der Gewinn erfchöpft feyn, aber es läßt fich, noch Fein 
Derluft behaupten. — Ob und in wie weit die Gefeltfchaft einen 
Derluft erlitten habe, ergibt ſich aus den richtig geftellten Rech: 
nungen (SS. 1198 u. 1199). 

2) Bon der Vertheilung des Schadens gilt das Nähmliche, 
was oben über die Vertheilung des Gewinnes geſagt worden iſt. 
— Dieſem zu Folge kömmt es vor Allem darauf an, ob die Pad: 
ciscenten hierüber eine ausdrückliche Verabredung getroffen haben 
oder nicht. Im erfteren Kalle ift fich Tediglich nach dem Inhalte 
derfelben zu achten, wenn fie nicht in eine ähnliche gefegwidrige 
Verabredung, von welcher im $. 1196 die Rede war, ausartet. 
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Im zweyten Falle gilt der nähmliche Grundfaß, welcher im $. 
44193 über die Vertheilung des Gewinns aufgeftellt worden iſt, 
d. i. er wird auf alle Capitalseinlagen verhältnigmägig in der 
Art vertheilt, daß feiner Zeit bey Vertheilung des Hauptſtam— 
med, der als ein gemeinfchaftliches Gut anzufehen ift, jedes Mit: 
glied einen verhältnigmäßig geringeren Theil zurückerhält. — Kei: 
neswegs können aber die Mitglieder verhalten werden, den au 
dem gemeinfchaftlichen Hauptftamme entftandenen Abgang zu et: 
ganzen ($. 1189). 

3) Hat ein Gefellfchafter Eeinen Capitalsbeytrag geleiftet, 
und entiteht Verluſt; fo büßt er bloß feine Bemühungen ein. — 
Er ift felbft dann zur Deckung ded Verluſtes beyzutragen nicht 
fhuldig, wenn er auch den auf ihn entfallenen Gewinn früherer 
Jahre noch nicht erhoben haben. follte, weil er hierfür als Gläu— 
biger der Geſellſchaft zu betrachten ift; e5 wäre denn, daß dies 
fer unerhoben gebliebene Gewinn mit feiner Zuftimmung al5 Ein— 
lagscapital gut gefchrieben worden. wäre. — Sind die Urbeiten 
in einem: Capitalöwerthe in Anfchlag gebracht, und nach diefem 
Werthe zum Capitale gefchlagen worden; fo wird demfelben eben 
falls bey Bertheilung des Hauptjtammes ein verhältnigmäßiger 
Theil abgezogen. 


J. 1198. 
Kehrungslegung. 
Die Mitglieder, denen die Verwaltung anvertraut 
iſt, ſind verbunden, über den gemeinfchaftlichen 
Hauptſtamm und über die dahin gehörigen Ein: 
nahmen und Ausgaben ordentlich Rechnung zu 
führen und abzulegen, 


d. 1199. 

Die € Shlugregnühl und Theilung des Geminnes 
oder Berluftes kann vor Vollendung des Geſchäf— 
tes nicht gefordert werden. Wenn aber Gefchäfte 
betrieben werden, die, durch mehrere Sabre forte 
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dauern, und einen jährlichen Nutzen abwerfen 
follen; fo können die Mitglieder, wenn anders 
das Hauptgeſchäft nicht darunter leidet, jähr— 
lich fowohl die Rechnung, als die WVertheilung 
des Gewinnes verlangen, Uebrigens kann jedes 
Mitglied zu jeder Zeit auf feine Koften die Rech— 
nungen einfehen, 

4) Ob ein Gewinn oder Verluft aud der Gemeinfchaft fich 
ergebe (SS. 1494 — 41197), kann nur aus ordentlichen, glaubwür— 
digen Rechnungen eingefehen werden. Die Verwalter des 
Geſellſchaftsvermögens find fie zu führen verpflichtet, und die 
Theilnehmer fie einzufehen berechtiget (SS. 830 u. 1012). 

2) Die Hauptbeftandtheile der Rechnung find die Einnahme 
(am Hauptftamme, Nachträgen, erzielten Nutzungen und Er— 
werbe), die Ausgaben (an Koften, zufälligem Untergange, Ver— 
Iujte bey einzelnen Geſchäften, Abführung vom Gewinndantheile) 
und dann der Abfchlug am Gewinn und PVerlufte, wozu die 
Inventur ded gefammten Gefellfchaftövermögens gehört. — 
Die Grundlage jeder Rechnung bildet dad Journal, worin von 
Tag zu Tag die vorgefallenen Einnahmen und Ausgaben einges 
fragen werden, und diefes muß mit den die Ginnahmen und 
Ausgaben legitimirenden Documenten verfehen feyn, und mit die: 
fen den Mitgliedern zur jedesmahligen Einficht bereit ftehen. Die 
ordentliche Rechnung aber, aus welcher fi) der Gewinn oder 
Verluſt entziffert, Fann in der Negel nur nach Vollendung des 
Gefchäftes gefordert werden; wo dann erft auch die Vertheilung 
des Gewinnes vor ſich zu gehen bat, welche den Abfchlug der 
Rechnungen vorausſetzt. 

3) Bon diefer Regel gibt es jedoch zwey Ausnahmöfälfe, 
nähmlich: a) Wenn ein Mitglied aus der Gefellfchaft austritt 
oder ausgefchloffen wird, und. b) wenn Gefchäfte betrieben wer: 
den, die durch mehrere Jahre fortdauern, und einen jährlichen 
Nugen abwerfen follen. Bon dem erfteren Ausnahmsfalle macht 
zwar das Geſetz hier Feine ausdrückliche Erwähnung. Allein er 
ift in der Natur der Sache gegründet ; denn da das austretende 
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oder ausgefchloffene Mitglied nur bis auf den Zag, an welchem 
diefer Austritt rechtmäßig zu gefihehen hatte ($. 1213), an den 
Bortheilen und Nachtheilen der Gefellfchaft Theil nimmt, oder an 
den von der Gefellfchaft errungenen Vortheilen und erlittenen Scha= 
den Theil zu nehmen hat; fo muß ausgemittelt werden, melche 
Vortheile und Nachtheile bis zu diefen Tag der Gefellfchaft zugegan— 
gen find, was nur dadurch gefchehen kann, daß die Rechnung bis 
zu diefem Zage förmlich abgefchloffen werde. Der zweyte Aus: 
nahmöfall ift in dem hier erläuterten Paragraphen ausdrücklich 
angeführt, und beruhet auf der Erwägung, dag von jedem Theils 
haber, als einemi ordentlichen Haudwirthe, der feinen Aufwand 
von feiner Einnahme beftreiten, und mwenigftens alle Zahre den 
Stand feines Vermögens deutlich kennen will, zu vermuthen ift, 
daß er bey fortdauernden Gefchäften wenigjtend alle Jahre das 
Nefultat der Nechnung vorgelegt, und den jährlichen Gewinn 
vertheilt haben wolle, 

4) Nur befondere ausgewiefene Umftände, aus welchen fich 
ergibt, daß das Hauptgefchäft darunter leiden würde, können von 
der hier erwähnten Anordnung des Öefeges eine Abweichung recht: 
fertigen, und einen Aufſchub notbwendig machen. — Bedeuten: 
dere Unternehmungen erfordern oft viele Vorbereitungen, und 
tragen durch mehrere Zahre Feinen Gewinn (man denke 3. 3. 
an die Anlegung einer Eifenbahn); oder es muß der anfänglich 
daraus gezogene Gewinn zur Ermeiterung der Unternehmung 
wieder dem Capitalfonde zugefchlagen werden, Daß in diefen 
Fällen von einer jährlicyen Vertheilung ded Gewinnes Feine Rede 
ſeyn Eonne, liegt in der Natur der Sache. Diefes hindert je: 
doch nicht, die Rechnungen jährlich abzufchliegen , und den Mitz 
gliedern nach Verlauf eined jeden Jahres dad Refultat ihrer bis— 
berigen Unternehmungen vor Augen zu legen. — Dagegen Eöns 
nen manchmahl die Dringlichkeit anderer Gefellfchaftsarbeiten 
die denjenigen, welche die Rechnung zu legen haben, obliegen „ 
oder der Gang der Gefchäfte, der gleich nad) Ablauf des Jah— 
res einen ganz unpaffenden Ruhepunct zum Abfchluffe der Bücher 
darbiethet, einen Auffchub in der Rechnungslegung nothwendig 
oder wenigftend errounfchlih machen. — In ftreitigen Fällen 
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müßte der Richter allenfalld mit Beyziehung von MR 
gen hierüber erkennen. 


0. 1200. 


Wer ſich mit der bloßen Vorlegung des Abſchluſ⸗ 
ſes (Bilanz) begnügt, oder auch feinem Rechte, 
Rechnungen zu fordern, entfagt hat, kann, wenn 
er einen Betrag auch nur in Einem Theile der 
Verwaltung beweijet, fowohl für den verganges 
nen Fall, ald auch für alle Eünftigen Fälle auf 
eine vollftändige Rechnung dringen, 

Die im vorigen $. aufgeftellte Regel, daß jedes Mitglied 
zu jeder Zeit die Rechnungen (d. i. dad Journal fammt Beyla: 
Tagen, und alle zum Behufe der Fünftigen Rechnungslegung ges 
führt werdenden Bücher, und darauf Bezug nehmende Docu= 
mente) einfehen könne, leide: für den all eine Ausnahme, als 
daöfelbe auf das Necht, Rechnung zu fordern, Verzicht geleiftet, 
und fich mit der bloßen Vorlegung der Bilanz zu begnügen er 
Elärt hat. Da jedoch zu vermathen ift, daß. ein ſolches Mitglied 
nur im Vertrauen auf die Nedlichfeit des Gefchäftöführerd dem 
Rechte, Rechnung zu fordern, entfagt habe, und da dad Geſetz 
Entfagungen, die zur Unredlichkeit einladen, überhaupt abgeneigt 
ift ($. 937 Nr. 2.) ; fo fand der Gefeßgeber hier die, im gegen: 
wärtigen $. enthaltene beichränkende Verordnung zu erlaſſen. 


4. 1201. 
Verhältniß gegen Nichtmitglieder. 

Ohne die ausdrückliche oder ſtillſchweigende, recht: 
liche Einwilligung der Mitglieder oder ihrer Be— 
vollmächtigten kann die Geſellſchaft einem Drit— 
ten nicht verbindlich gemacht werden. Bey Han⸗ 
delsleuten begreift das kundgemachte, Einem oder 
mehreren Mitgliedern ertheilte Recht, die Fir— 
ma zu führen, nähmlich alle Urkunden und Schrif— 





[$. 4202. ] 5253 


ten im Nahmen der Gefellfehaft zu unterfchreiben, 
ſchon eine allfeitige Vollmacht in fich (ſ. 1028), 


0. 1202, 


Ein Mitglied, welches nur mit einem Theile fei: 
ned Bermögens in der Gefellfchaft ftebt, kann 
ein von dem gemeinfchaftlihen abgefondertes 
Bermögen befißen, worüber ed nach Belieben 
zu verfügen berechtiget ift. Nechte und Verbind— 
lichkeiten, die ein Dritter gegen die Gefellfchaft 
bat, müſſen alfo von den Rechten und Verbind— 
lichkeiten gegen einzelne Mitglieder unterfchies 
den werden, 

1) Das Rechtöverhältnig einer Erwerbsgeſellſchaft ift, fo 
tie da5 Nechtöverhältniß einer Gefellfchaft überhaupt (ſ. 26 Nr. 
2), theils ein inneres der Mitglieder unter fih, theils ein. äuße— 
res gegen Nichtmitglieder. Bon dem Erfteren wurde in den SS. 
4481 — 1200, von dem Lebteren wird in den hier au erläufern= 
den und den folgenden beyden $I. gehandelt. — Hier gilt eben: 
fal5 der Grundſatz, daß einer erlaubten Erwerbögefellfchaft, 
als einer moralifchen Perfon überhaupt, gleiche Rechte und Ver: 
bindlichkeiten gegen andere phyfifhe und moralifche Perfonen, 
wie den einzelnen phufifchen Perfonen, gegen einander zufom: 
men. — Nur ift dabey darauf zu fehen, wer für eine ganze 
Geſellſchaft Rechte und Verbindlichkeiten gründen könne, und in 
wie weit dadurch jedes einzelne Mitglied berechtiget 
oder verpflichtet werde '). 

2) Die mit Perfonen außer dee Geſellſchaft gefchloffenen 
Geſchäfte find für die Societät nur dann verbindlich, wenn fie 
unter der ausdrüclichen oder jtillfchweigenden Einwilligung aller 
Mitglieder von ihren Bevollmächtigten innerhalb der Gränzen 
der offenen Vollmacht eingegangen wurden. Eine ftillfchweigende 
Einwilligung ſämmtlicher Mitglieder muß aber dann als vorhan= 


1) Siehe v. Zeiller’s Commentar Nr. 1. 
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den angenommen werden, wenn das Gefchäft in Folge eines, durch 
die Mehrheit der Stimmen gefaßten Sefellfchaftöbeichluffes mit 
der dritten Perfon abgefchloffen worden ift ($$. 833 u. 1188). 
3) Ob und welchen Mitgliedern eine ſolche Bevollmächtie 
sung zuftehe, it aus der Verfaffung einer Societät und ‚den 
Beftellungsurfunden zu entnehmen ($. 1028). Hat die Sefell- 
fchaft eine protocollite Firnta, fo ift jeder, der dad Recht zu 
firmiren erhielt, Gefchäfte im Nahmen der Gefellfchaft zu ſchlie— 
fen befugt, und jene, die er unter der Societäts-Frma eingegans 
gen hat, ijt die Gefellfchaft als die ihrigen anzuerkennen ſchul— 
dig. Sollten jedoch die Gefchäfte der Societät unter mehrere 
Firmaführer vertheilt, diefe Vertheilung in dem Societätd: Ber: 
trage deutlich ausgedruckt, und gehörig bekannt gemacht worden 
feyn; fo ftellt jeder Firmaführer nur in Geſchäften, die er in 
feinem Zache unternimmt, die Societät vor '). 


b, 1203. 


Mas alfo Jemand an ein einzelnes Mitglied, und 
nicht an die Gefellfchaft zu fordern oder zu zah— 
Yen hat, kann er auch nur an das einzelne Mit- 
glied, und nicht an die Gefellfehaft fordern oder 
bezahlen. Eben fo hat aber bey gefellichaftlichen 
Forderungen oder Schulden jedes Mitglied nur für 
feinen Antheil ein Recht oder eine Berbindlich- 
keit zur Zahlung, außer in dem Falle, welcher 
bey Handelöleuten vermuthet wird, daß Alle für 
Einen und Einer für Alle etwas zugefagt oder 
angenommen haben. 

4) Der Eingang ded gegenwärtigen $. ift eine natürliche 
Kolgerung aus der im vorigen $. enthaltenen Anordnung, daß 
jedes Mitglied ein von dem gemeinfchaftlichen abgefondertes Vers 
mögen befißen, und hierüber nach Belieben verfügen Eönne. Wenn 
alfo Jemand, ob er gleich mit anderen in einer Societät oder 
befondern Gütergemeinfchaft fteht, in feinem Nahmen und über 


ı) Siche Fiſcher's Handbuch $. 106. 
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feine, von der Societät abgefonderten Gefchäfte mit Andern in 
ein NRechtöverhältniß tritt, fo ſchränkt es fich auf feine Perfon 
und auf fein Vermögen ein. Die Gläubiger aus einem folchen 
Rechtöverhältniffe können die Forderung nur gegen ihn, nicht ges 
gen die Gefellfchaft fielen, und die Schuldner Eönnen nur von 
ihm, nicht von der Gefellfchaft zur Erfüllung der Verbindliche 
Feiten angehalten werden; fie Fonnen nur an ihn, nicht an die 
Gefellfchaft, ihre Schuld abfragen. 

2) Dagegen kommt Jenen, die mit einer Societät oder de: 
ren Bevollmächtigten ein Gefchäft gefchloffen haben, das daraus 
entfprungene Recht, oder die daraus erwachfene Verbindlichkeit 
eigentlich gegen die ganze Sefellfchaft, gegen die einzelnen Glie— 
der aber nur in fo fern zu, als fie ald Theilnehmer an derfels 
ben zu betrachten find. 

3) In diefer letzteren Rückſicht ift die Regel zu beachten, 
daß in einer Gemeinfchaft theilbarer Sachen jeder Mitgenoffe 
nur nad) feinem Antheile berechtiget und verpflichtet werde (SS. 
889 u. 1302). Wer alfo gegen eine Gefellfchaft Rechte erwer⸗ 
ben will, muß fih, wie v. Zeiller bemerkt, vorfehen, ob ihre 
Dermögen, oder der, alle einzelnen Einlagen umfaffende Haupt: 
ſtamm zur Befriedigung zureiche oder nicht. Er kann fich aus 
einer Sorderung an die Geſellſchaft nur in fo fern an die einzel= 
nen Glieder halten, als ihr Untheil zus Befriedigung zureicht , 
und von der, einer Gefellfchaftöfchuld kann man, einem einzels 
nen Theilnehmer nur den ihn £reffenden Antheil entrichten. — 
Indeſſen kann diefe Bemerkung in der Regel nur dann in Ans 
wendung kommen, wenn fih die Geſellſchaft beteits aufgelöfet 
bat; denn fo Tange die Sefellfchaft wirklich beiteht, und ein Ge: 
fellfchaftöfond durch bare Einlagen der einzelnen Mitglieder cres 
irt worden iſt, — find ed nicht die einzelnen Mitglieder , welche 
eine Zahlung in Empfang nehmen Eönnen, fondern diejenigen, 
welche die Gefellfchaft repräfentiren, und fo Fönnen auch nicht 
die einzelnen Mitglieder zur Leiltung einer Zahlung verurtheilt 
werden, fondern nur der durch die einzelnen Einlagen zu Stande 
gefommene Geſellſchaftsfond. — Nur in dem Falle könnte auch 
bey dem fortwährenden Beftande der Geſellſchaft obige Bemer⸗ 
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kung in Anwendung fommen, wenn der Geſellſchaftsfond durch 
Eeine baren Ginlagen, fondern nur dadurch gebildet worden iſt, 
daß jedes Mitglied für einen beftimmten Betrag zu haften ſich 
erklärte, z. B. ed wären Mehrere mitfanımen übereingefommen, 
ein Gebäude zu errichten, wozu Jeder für einen beftimmten Bes 
trag zu haften ſich erklärte — Wenn daher der Bauführer zur. bes 
frimmten Zeit die zugeficherte Bezahlung nicht erhielte, und da— 
ber gendthigt würde, gegen die einzelnen Mitglieder der Geſell⸗ 
ſchaft auf Zahlung Klage zu führen, könnte er nur jeden ein— 
zelnen Theilnehmer nach dem Verhältniſſe des Betrages, für wels 
chen er ſich als Hafter erklärte, belangen. 

4) Cine Ausnahme macht die Correalität ($. 891). Diefe 
ift aber nicht nur dann vorhanden, wenn die Mitglieder was 
immer für einer Erwerb3 = Öefellfchaft fi) nahmentlich und aus: 
drücklich Alle für Einen, und Einer für Alle erflärt haben, fons 
dern auch wenn Handelöleute ſich ald Gefellfchafter in der 
Firma entweder nahmentlich, oder durch den Ausdruck „Compag⸗ 
nie” bekannt gemacht haben, 


b. 1204, 

Die geheimen Mitglieder einer Handlungsgeſell⸗ 
ſchaft, ſolche nähmlich, welche ihr einen Theil 
des Fondes auf Gewinn und Verluſt dargelichen 
haben, aber nicht als Mitglieder angekündet 
worden find, haften in Eeinem Falle mit mehr, 
als mit dem dargelichenen Capitale. Die Fund 
gemachten Mitglieder haften mit ihrem ganzen 
Vermögen. 

1) Die Mitglieder einer Handelsgeſellſchaft ſind entweder 
geheime oder, offentliche. Die geheimen, oder auch ſtille 

Geſellſchafter genannt, find diejenigen, welche zu dem. Geſell⸗ 


ſchaftsfonde Beyträge geleiſtet haben, und. daher nach dem Ber: | 


hältniffe diefer ihrer Einlagen an dem Gewinne oder DVerlufte 


der gefellfchaftlichen Unternehmungen Theil nehmen, ohne jedoch 
oͤffentlich als Mitglieder der Geſellſchaft angekündet au werden. — 
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Deffentliche aber folche, welche ald Mitglieder der Gefellfchaft 
ordentlich angekündet werden.‘ Erftere haften in: feinem Falle 
mehr als mit ihrer Einlage -'). 

2) Underd verhält es fich in Anfehung der dffentlidhen 
Geſellſchafter; diele «haften in Anfehung der Geſellſchaftsſchul— 
den mit ihrem ganzen Vermögen. Der Unterſchied liegt darin: 
Die gegeimen Gefelfchafter treten eben deßhalb, weil fie nicht 
als Geſellſchafter angekündet werden, mit den dritten Perfonen, 
die mit der Gefellfchaft ſich in Nechtögefchäfte einlaffen, in Eeine 
unmittelbare Berührung), und fie werden nur in fo weit, als fie 
Theilnehmer an dem ©efellfchaftöfonde find, fohin auch nur 
in ſo weit ihre’ Einlagen reichen, durch die mit der Gefellfchaft 
eingegangenen: Verträge ind Mitleid gezogen. Die öffentlichen 
Gefellfchafter treten dagegen mit diefen dritten Perſonen in un: 
mittelbare vechtliche Berührung, fie Fündigen fich als diejenigen 
an, welche in: Anfehung jener Verbindlichkeiten, die die Geſell— 
fchaft gegen dritte Perfonen übernimmt, ‚perfönlich » verpflichtet 
feyn wollen. — So wie nun jeder Schuldner mit feinem ganz 
zen Vermögen für die Erfüllung » feiner WVerbindlichkeiten | haftet 
($. 447: Nr. M, ſo auch die öffentlichen Geſellſchafter. 

.,3). Es dringt ſich hier die Frage auf: ob ſolche öffentliche 
Geſellſchafter, wenn ſie in ihrer Ankündigung ausdrücklich—an— 
führen, daß ſie nur mit dem zum Betriebe der Geſchäfte gewid— 
meten Fonde für die Geſellſchaftsſchulden haften wollen, deſſen 
ungeachtet mit ihrem ‚ganzen Vermögen für derley" Schulden 
verantwortlich feyn ? — Ich glaube Hier unterfcheiden zu müffen, 
ob die öffentlichen ‚Sefellichafter, in Anfehung welcher: diefe 
Frage entſteht, dad Geſchäft, aus welchen die Verbindlichkeit 
‚gegen diefe dritten Perfonen entfpringt, perfönlich' oder bloß durch 
einen Bevollmächtigten, z. B. den Firmaführer, abgefchloffen ha— 
ben. — Im erften alle kann fich ihre Haftung nicht auf das 
Vermögen befchränfen, das fie in die Gefellfchaft eingebracht 
‚haben, fondern muß ſich auf ihr gefanımted Vermögen auddeh- 
nen. — Denn hier gehet ihre Verbindlichkeit unmittelbar - aus 


1) Die Ausdrüde: »d argelich en Haben” und »dargeriehenen EApitate” find 
daher hier nur im umeigentlichen Verſtande au nehmen. 
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dem gefchloffenen Gefchäfte felbft hervor, und das Gefellichafts: 
vermögen Fann hier als befonderer, ‚aber nicht ald einziger Bea 
zahlungsfond angefehen werden. — Denn derjenige, der Je— 
manden durch feine eigene Handlung zu einer Leiftung. verbun- 
den wird, Fann durdy eine vorausgegangene öffentliche Ankündi— 
gung feine ihm vermög dem ©efege obliegende Verbindlichkeit 
nicht: willkührlich beſchränken. — Der: öffentliche Gefellfchafter, 
welcher unmittelbar mit einem Dritten: ein Gefchaft abfchließt , 
ſtellt ſich dieſem nicht als ein bloßer Bevollmächtigter, fondern 
ald derjenige dar „ider das Geſchäft in eigenem Nahmen (wenn 
auch hieran Mehrere Theil nehmen) abfchließt, und die hieraus herz 
sorgehenden Verpflichtungen auf fi nimmt, — und dem Dritten 
kann nicht zugemuthet werden, daß er fich die öffentliche Anfüns 
digung, in welcher die Gefellfchafter ſich erklärten, nur mit dem 
Betrieböfonde, für ihre WVerbindlichkeiten ‚haften zu wollen, bey 
dem Gefchäfte: vor Augen gehalten habe. — Anders verhält ſich 
die Sache aber dann, wenn das Geſchäft nicht unmittelbar mit 
demjenigen Gefellfchafter, um. deffen Zahlungspflicht es fich han⸗ 
delt, fondern mit demfenigen abgefchloffen wird, dem die dffents 
lichen Gefellfchafter :ald ihren Bevollmächtigten oder Firmaführer 
in der nähmlichen Urkunde , worin fie ſich nur mit dem Betriebs— 
fonde zu haften erklärten, öffentlich darftelltenz; — denn, wenn 
dritte Perfonen mit einem. folhen Bevollmächtigten: Gefchäfte 
abſchließen, fo konnen ſie fih, wenn fie von den Machtgebern 
die Leiftung einer Verbindlichkeit anfprechen, nut auf die dem 
jenigen, mit dem fie dad Gefchäft abſchloſſen, ertheilte Vollmacht 
berufen. Die Gefellfchafter Fönnen daher auch nur nah Maß— 
gabe diefer ertheilten Vollmacht zur Zahlung verhalten ‚werden. 
Da nun aber in der Urkunde, welche zum Ausweife der Bevnlls 
mächtigung dienet , wie hier vorausgefegt wird , die Befchränfung 
enthalten ift, daß ſich die Gefellfchafter nur mit dem aitsgemies 
fenen Betrieböfonde zu haften verbinden; fo könnte der Bevoll: 
mächtigte durch feine Handlungen auch nur den Betriebsfond, 
aber nicht auch ein andermwättiges Vermögen der Geſellſchafter 
bebürden, und diejenigen, welche mit ihm das Gefchäft einge: 
ben, müffen fich diefe Befchränfung ‚gefallen laffen; 


— 
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b. 1205, 
Auflöfung der Gefellfhaft, und Austritt aus berfelben, 


Die Geſellſchaft Löfet fih von felbit auf, wenn das 
unternommene Gefchäft vollendet; oder nicht 
mehr fortzuführen; wenn der ganze gemeinfchaft- 
liche Hauptftamm zu Grunde gegangen; oder 
wenn die zur Dauer der Gefellfchaft feitgefeste 
Zeit verfloffen ift, 

Cine Erwerbögefellfchaft, deren Entftehung' und Rechtös 
verhältnig nun erörtert worden ift, endiget fich theils gänzlich, 
theil3 nur im Beziehung auf einzelne Mitglieder. Der gegen: 
wärtige $. zahlt jene Fälle auf, in welchen die Gefellfchaft gänzs 
lich erlifcht. Sie find ganz aus der Natur diefes Vertragsver— 
hältniffes entnommen, und bedürfen Feiner näheren Grörterung. 
Pur muß diefen vom Gefege aufgeführten Erlöfchungsarten auch 
die durch allfeitiges Ginverftändniß der Mitglieder beygerückt 
werden, welche gleichfall5 in der Natur eines Vertragsverhält— 
niffes überhaupt gegründet ift, in welchem ganz vorzüglich der 
gemeinfame Wille der Interefjenten entfcheidetl. Der Tod der 
Gefellfchaftöglieder Tann nur dann als eine Auflöfungsart der 
Gefellfchaft angefehen werden, wenn er fämmtliche Gefellfchaftds 
glieder, oder wenigftend alle bis auf Einen umfaßt ($$. 1206 
u. 1207). 


d. 1206, 

Die gefeihafttihen Rechte und Verbindlichkeiten 
gehen in der Regel nicht auf die Erben eines Mits 
gliedes über. Doch find dieſe, wenn mit ihnen 
die Gefellfchaft nicht fortgefest wird, berechti— 
get, die Rechnungen bis auf den Tod des Erb: 
laſſers zu fordern und berichtigen zu laffen. Sie 
find aber im entgegengefeßten Falle auch verbuns 
den, Rechnungen zu legen, und zu en 


Nippel’: Commentar VIL. Ip. 


J 
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41) Der Grund, warum (ausnahmöweife $. 918) der Gefell: 
fehaftövertrag, oder das Recht und die Verbindlichkeit die Ge: 
ſellſchaft fortzufegen, in der Regel ') für Höchft perfönlich erklärt 
wird, liegt, wie Here Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare 


bemerkt, in der längft gemachten Bemerkung, daß bey den manz 


nigfaltigen, zu entfcheidenden ©efellfchaftd = Angelegenheiten feldft 
eine frey gewählte, um fo mehr alfo eine unfreywillige Verbindung 
leicht in eine Quelle von Streitigkeiten ausarte (9. 830 Ne. 2). 
Es find alfo weder die Erben des verftorbenen Mitgliedes die 
Geſellſchaft mit den übrigen Gliedern, noch die letzteren mit den 
erfteren die Geſellſchaft fortzufegen verpflichtet; wohl aber 
mit wechfelfeitigem Einverſtändniſſe berechtiget. 

2) Doch Fann nicht behauptet werden, daß die gefellfchafts 
lichen Nechte und DVerbindlichkeiten insgefammt mit dem Tode 
des einen oder anderen Mitgliedes (ipso facto) erlöfchen. — 
Es muß nahmlich hier unterfchieden werden, ob das veritorbene 
Mitglied zum Betriebe der gemeinfchaftlichen Unternehmung durch 
Handlungen mitzuwirken hatte, oder ob feine Theilnahme an 
dem Geſellſchaftszwecke nur in der Leiltung des Beytraged zum 
Sonde der Geſellſchaft befanden habe. — Im erften Falle erlö 
ſchen jene Rechte und Verbindlichkeiten, welche auf die Hands 
ungen des LE ne Bezug haben, natürlicy foe 
gleich nad) dem Zode des 2 Mitgliedes, und es haben in der Res 
gel weder die Erben des Berſtorbenen das Hecht’) diefe Hand— 
lungen anftatt des verftorbenen Mitgliedes fortzufegen, noch kön— 
nen fie von den übrigen Mitgliedern hiezu verhalten werden. — 
Im letzten alle aber entficht durch den Tod des Mitgliedes ſo— 
wohl für. die Erben. deöfelben das Recht, aus der Gefellfchaft 
auszutreten, und fohin dasjenige zu verlangen, was bey einer 


Teilung des gefellfchaftlichen Vermögens auf den Erblaffer ent— 


fallen wäre, ald auch für die übrigen Mitglieder dad Befugniß, 

den Erben diefen Antheil hinauszuzahlen, und fohin in Bezug 

auf diefelben die Gefellichaft aufzulöfen. So lange die von dem 

Erblaſſer zu dem Geſellſchaftszwecke hergegebenen Beyträge im 

Sonde der Gefellfchaft verbleiben, in fo lange haben auch dies 
4) Ausnahmen Formen 99 1207 HM. 1208 poy, 
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ſelben Anfpruch, an dem Gewinne Antheil zu nehmen ($. 1193), 
find aber auch verpflichtet, den fich allenfällig nach dem Tode de 
Mitgliedes ergebenden Verluſt mit zu fragen ($. 4197); denn 
eben darum, weil die Erben ihre Beyträge nicht zurückfordern, 
und die übrigen Mitglieder ihnen diefelben nicht zurückgeben, 
wird die Gefellfchaft zwifchen ihnen ftillfchweigend fortgefegt. 

3) Damit die Erben überzeugt werden, daß fie bey dem 
Austritte der Gefellfchaft auch dasjenige erlangen, was auf den 
Grblafjer gefallen feyn würde, wenn fich die Geſellſchaft zur Zeit 
des Todes aufgelöfet hätte, find fie berechtiget zu fordern, daß 
die Rechnungen bis zum Todestage abgefihloffen und berichtiget 
werden. Denn erft aud diefen berichtigten Rechnungen gehet 
hervor, was fie aus dem Gefellfchaftsvermögen, ald den dem 
Erblaſſer treffenden Antheil, zu fordern berechtiget find. — In 
fo ferne jedoch dem verftorbenen Mitgliede die Verwaltung des ges 
fellfchaftlichen Vermögens und fohin die Rechnungslegung hierüber 
obgelegen ift, find auch deffen Erben zu diefer Leiftung verbunden, 


0. 1207, 

Befteht die Gefellfnaft nur aus zwey Perſonen; 
fo erlifcht fie durch das Abfterben der Einem, 
Beſteht fie aus mehreren; fo wird von den übri— 
gen Mitgliedern vermuthet, daß fie die Gefells 
fchaft noch unter ſich fortfeßen wollen. Diefe 
Bermuthung gilt auch überhaupt von den Erben 
der Handelöleufe, 

1) Da eine Gefelfchaft ihrem Begriffe nach mehrere Pers 
fonen vorauöfest, fo folgt ganz natürlich, daß in dem Falle, 
alö felbe nur aus zwey Perfonen befteht, die ganze Gefellfchaft 
durch das Abfterben eines Gefellfihaftsgliedes erlöfchen müffe, — 
Aud gleichem Grunde wird auch eine aus mehreren Perfonen bes 
ftehende Gefellfchaft erlöfchen, wenn fo viele Mitglieder davon 
fterben, daß nur ein einziges aud der Gefellfchaft mehr übrig bleibt, 

2) Bleiben aber nad) dem Tode des einen oder mehres 
ver Mitglieder noch mehr als ein Geſellſchaftsglied übrig, ſo 

34 * 
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bleiben diefe übrig bleibenden Mitglieder aud dem Vertrage in der 
Regel noch immer verbunden, die Gefellfchaft unter fich fortzufes 
gen. Zwar bedient fich der $. hier des Ausdrudes, „daß von 
den Übrigen Mitgliedern vermuther werde, fie wollen uns 
ter fich die Gefellfchaft noch fortfegen;”? welcher Ausdruck zu der 
Zolgerung verleiten fönnte, daß ed nur einer ausdrüdlichen Ge: 
generflärung des einen oder anderen Mitgliedes bedürfe, um mes 
nigftend von feiner ©eite die Gefellfchaft aufzulöfen. — Allein 
eine folche Auslegung des gegenwärtigen $. kann darum nicht 
richtig. ſeyn, weil man fonft diefen mit dem $. 41211 nicht in 
Bereinigung bringen könnte, der nur dann die Auffündigung 
de3 Gefellfchaftövertraged geftattet, wenn von dem verftorbenen 
Mitgliede der Betrieb des Gefchäftes vorzüglich abhing. Es 
ift nähmlich fchon bey Erläuterung des 9. 1205 bemerfet wor⸗ 
den, daß fich der Gefellfchaftövertrag durch alffeitiges Einver— 
ftändnig ſämmtlicher Mitglieder endige. — Es kann nun aller 
dings gefchehen, daß dad verftorbene Mitglied, ungeachtet es 
zum Betrieb des Geſchäftes nicht vorzüglich verwendet wurde, 
doch megen feinen anderweitigen Kenntniffen und Cigenfchaften 
vor den übrigen Gliedern ein fo großes Vertrauen genoß, daß 
fid) nach deffen Tode die übrigen Mitglieder entfchließen, den Ge: 
fellfchaftövertrag durch gemeinfchaftliched Einverſtändniß aufzuld: 
fen. — Da ed übrigens auch Gefellfchaften gibt, in welchen auf 
das thätige Zuſammenwirken aller Glieder gerechnet, und daher 
ſchon bey Aufnahme der Gefelfchaftöglieder auf ihre perfönliche 
Gigenfchaften NRüdficht genommen wird; fo Fönnte insbefondere 
in diefen letzteren Fällen die Vermuthung geltend gemacht wer: 
den wollen, daß nach Abfterben eines einzelnen Mitgliedes auch 
die übrigen den Gefellfchaftövertrag aufzulöfen entfchloffen feyn. 
— Diefer Anſicht ftellt fih nun das Geſetz im gegenwärtigen 
$. entgegen. — Keinedwegd lag e5 aber in der Abficht des Ges 
feßgeberd, ed der Willkühr der einzelnen Mitglieder überlaffen zu 
wollen, ob fie den Geſellſchaftsvertrag fortfegen wollen oder nicht. 

3) Bon Handlungsgefellfchaften vermuthet dad Gefeß, daf 
bey der Errichtung die (nächften $. 1208) Erben mit einges 
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fchloffen ſeyn; diefe Eönnen alfo weder eigenmächtig austreten, 
noch von den übrigen Mitgliedern audgefchloffen werden. 


9. 1208, 


Lautet der von Perfonen, die Feine Handelöleute 
find, errichtete Gefellfchaftsvertrag ausdrücklich 

- auf ihre Erben; fo find diefe, wenn fie die Erb> 
fchaft antreten, verpflichtet, fih nach dem Wil⸗ 
len des Erblaſſers zu fügen; allein auf die Er— 
beserben erſtreckt fich diefer Wille nicht, noch 
weniger vermag er eine immerwährende Gefell- 
fchaft zu begründen ($. 832). 

4) Wenn die Mitglieder einer Gefellfchaft zu ihrer dauere 
haften und feften Begründung eine ausdrückliche Verabredung 
treffen, daß die Societät auch mit den Erben fortgefegt werden 
foll; fo find die (erften) Erben aus dem Antritte der frey ver: 
erblichen WVerlaffenfchaft ($. 548), und die übrigen Glieder uns 
mittelbar aus der Verabredung zur Fortfegung der Erwerböge: 
meinfchaft. verbunden. Bey Handelsleuten ift eine Tolche aus— 
drücliche Verabredung überflüffig (9. 1207 N. 3). — Dad 
Geſetz macht hier zwifchen gefeglichen und Teftamentö » Erben kei⸗— 
nen Anterfchied, folglich find auch die legteren darunter begrif- 
fen. — Was wäre aber in dem Falle Rechtens, wenn der Ber 
trag auddrüdlich auf die Erbederben ausgedehnt worden wäre? 
— Daß auch in diefem Falle nur die nädyjten, unmittelbaren 
Erbeserben, nicht auch die entfernteren darunter verftanden wer— 
den fonnen, fiheinet zweifelöfrey zu ſeyn; denn hierfür fpricht 
ſowohl die im gegenwärtigen $. Elar hervorleuchtende Abficht des 
höchften Gefeßes , zufolge welcher der Ausdruck „Erbe? im firene 
gen Sinne des Worted genommen werden muß, als auch die 
weitere Unordnung, daß ‚eine immerwährende Geſellſchaft nicht 
begründet werden Eünne. Wollte man aber den Ausdruck „Er— 
beserben” auf alle Nachfolger beziehen; fo würde es ſich ja eben 
darum handeln, eine namerwährende Gefelfchaft zu begründen, 
— Diefe befchränftere Bedeutung des Ausdruckes „Erbederben” 
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vorausgeſetzt, glaube ich nun, daß die den Erben überlebenden 
Mitglieder allerdings verbunden find, die Erbeöerben, wenn 
fie in der Semeinfchaft bleiben wollen, in felber zu belaffen, weil 
fie fi) durch den Vertrag hierzu anheifchig gemacht haben; — 
bey der Beantwortung der Frage aber, ob auch die Erbederben 
zur Sortfegung der Gemeinfchaft verhalten werden Eönnen, ſchei— 
nen verfchiedene Verhältniſſe berücffichtiget werden zu müſſen. 
Hat der Erblaffer, der den Gefellfchaftövertrag gefchloffen hat, 
eine fideicommiffarifche Subjtitution angeordnet; fo kann Fein 
Zweifel obwalten, daß der eingefeßte Nacherbe die von dem Erb— 
Yaffer in feinem Nahmen eingegangenen Berbindlichkeiten zu ers 
füllen habe; denn ed gehen feine Rechte und Verbindlichkeiten 
an den Nacherben über. ft aber diefes der Fall nicht, hat der 
Erblaffer feinem Erben frengelaffen mit dem von ihm hinterlaf: 
fenen Vermögen nach Willfühe zw verfügen; fo kann der Erbes— 
erbe nicht gehalten werden, in der Gemeinfchaft zu bleiben, weil 
er nur in die Rechte und Pflichten feines unmittelbaren Vor— 
fahrs, nicht aber in die feines Vor-Vorfahrs eintritt, und weil 
er dem Willen feined Vor: Vorfahrs fein Erbrecht nicht zu dans 
fen bat, — folglich auch nicht gehalten werden Fann, eine von 
ihm eingegangene Verbindlichkeit zu erfüllen, 

2) Eine bloße Anordnung des Erblafferds, daß fein Erbe 
die Gemeinfchaft fortfegen foll, verbindet zwar den Erben, aber 
fie verbindet nicht die übrigen Mitglieder, denfelben als ein Mit: 
glied anzuerkennen ($. 1206). Ein auf den bloßen Pflichttheil 
eingefegter Erbe, wie auch derjenige, welcher die Erbſchaft mit 
DBorbehalt des Pflichttheiles audfchlägt, kann zur Fortfegung der 
Semeinfchaft nicht verhalten werden ($. 774). Diefed gilt felbft 
für den Fall, als durch den Societätd: Vertrag feftgefegt worden 
feyn follte, daß die Erben in der Societät bleiben follen; weil 
fih auch in diefem Falle die Verpflichtung der Erben, in der Ges 
felffchaft zu bleiben, nicht im Geſetze, dad ihn von der Fortfes 
Bung der Gefellfchaft befreyt ($. 1206), fondern in dem Wil: 
len des Erblafferd gründet, wie auch der gegenwärtige F. aus— 
drücklich durch die Worte andeutet, daß. die Erben verpflichtet 
find, fi nah dem Willen des Erblaſſers zu fügen; der 
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Erblaffer kann aber den Pflichttheil der Notherben durch feinen 
Willen nicht beſchränken, fondern er ift verbunden, demfelben 
dadjenige, was er ihm vermög der Vorfchrift des Geſetzes als 
Pflichttheil Hinterlaffen muß, ungefchmälert zukommen zu machen '). 

3) Eine immerwährende Gefellfchaft kann weder durch den 
Vertrag noch durch den legten Willen gegründet werden. Hier 
entjteht die Frage, in wie weit der Gefellfchaftövertrag auch auf 
die Erbeserben ausgedehnt werden könne? — Bey Beantwor: 
tung diefer Frage muß die sub Nr. 1. gemachte Bemerkung vor 
Augen gehalten werden, woraus die Befchränfung von felbft erz 
hellet. Es ift nähmlich ſchon dort bemerkt worden, daß derje— 
nige, welcher den Gefellfchaftövertrag eingegangen hat, feine 
Grbeserben zur Fortfegung der Geſellſchaft nur in fo fern vers 
pflichten Eönne, ald ee feinen eigenen Erben einen Nacherben 
(fideicommiffarifch) fubftituirt Hat. In wie weit nun derfelbe 
fideicommiffarifch fubftituiren kann, in fo weit kann er auch die 
Verbindlichkeit, den Geſellſchaftsvertrag fortzufegen, auf die Erz 
beserben ausdehnen. Die Befchränfung de3 Rechtes fideicommil: 
farifch zu ſubſtituiren ift aber in den 99. 611 u. 612 enthalten, 


| §. 1209, 

Wenn der Erbe die von dem Verftorbenen für die 
Gefellfchaft übernommenen Dienfte zu erfüllen 
nicht im Stande ift; fo muß er ſich einem ver: 
hältnigmäßigen Abzuge an: dem ausgemeffenen 
Antheile unterziehen, 

4) Diefe Vorſchrift verfteht fih, wie Herr Hofrath v. Zeil: 

ler bemerkt, von dem alle, wo ein folcher Erbe, wie 3. B. 

ein Unmündiger, Berftandlofer oder Sachunfundiger, zwar eis 





1) Das preußifche Landrecht verordnet zwar das Gegentheil (I. Th. 17. Tit. 98. 
252 — 235), allein es ift dabey nicht zu überfeben, Daß dasſelbe überhaupt 
den Grundfag an die Spitze fiellt, daß bey Geſellſchaften, deren Gegens 
fand und Zweck nicht in dem Betriebe eines gemeinfchaftlihen Geſchäfts 
der Gewerbes befteht, oder wo das verftorbene Mitglied weniaftens an dent 
Betriebe des gemeinfchaftlichen Geiverbes oder Geſchäfts nicht thätigen Ans 
theil genommen hat, durch den Tod desfelben in den Verhältniſſen der Ge— 
ſellſchaft nichts geändert werde CHI, 273 — 187), 


536 [9. 1210.] 


nen Antheil an dem Hauptftamme befißt, aber bie gewöhnliche 
Mitwirkung ($. 1185) weder felbft, noch mittelft feines Ver— 
treters, und vorzüglich, wenn er die befonderen mit einem grö— 
Beren Antheile belohnten Dienfte feined Vorfahrs zu leiften au: 
Ber Stande ift, weßgegen von Anderen wichtigere oder befon= 
ders zu belohnende Bemühungen übernommen werden müffen. 

2) Diefer Abzug an dem auögemeffenen AUntheile, wie fich 
der 9. ausdrüdt, und der in ftreitigen Fallen, allenfall3 nad) 
Einvernehmen der Sachverftändigen, von dem Richter zu beftims 
men ift, Fann ſich aber in der Regel nur auf den Gewinn, 
nicht aber auf den Hauptftamm beziehen. — Denn in der Res 
gel ift nur der Gewinn, den die Gefellfchaft beziehet, als 
eine Belohnung der der Gefellfchaft geleifteten Dienfte anzufehen; 
da in dem Falle, als die Dienjte durch fremde Perfonen ver: 
richtet wurden, der Lohn für ihre Bemühungen gleichfalld nur 
aus dem Gewinne, nicht aber aud dem Gapitaldfonde felbft ge: 
nommen werden könnte. — Nur in dem, gewiß äußerſt feltenen 
alle, daß einem Mitgliede in Unfehung der von ihm übernom— 
menen, für die Gefellfchaft zu leiftenden Dienfte ein beftimmter 
Theil an dem Capitalöfonde felbft (nicht bloß zum Zwecke der 
Bemeſſung des Gewinnft:Untheiled) zugemeffen worden feyn follte, 
würde derfelbe für den dienftunfähigen Erben zum — ver⸗ 
loren gehen. 


$. 1210, 

Üenn ein Mitglied die wefentlichen Bedingungen 
des Vertrages nicht erfüllet; wenn es in Gon- 
curs verfällt; als Verſchwender gerichtlich er- 
klärt, oder überhaupt unter die Curatel gefeßt 
wird; wenn ed Durch ein Verbrechen das Ber: 
trauen verliert: fo kann es vor Verlauf der Zeit 
von der Gefellfchaft auögefchloffen werden. 

4) Die im Eingange des gegenwärtigen $. vorkommende 

Anordnung ift gleichfalls wieder eine Ausnahme von der im $. 

919 aufgeftellten Regel, daß wegen Nicht : Erfüllung des Ver: 
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trages von einer Seite der Mitpasciscent nicht auf Aufhebung , 
fondern nur auf genaue Erfüllung des Vertrages dringen Fönne. 
— Ullein der Grund diefer Ausnahme bey dem Gefellfchafts: 
verfrage laßt fich leicht einfehen, indem bey felbem ein ftätes 
Mitwirken der Gefellfhaftöglieder zue Beförderung des Geſell— 
ſchaftszweckes erfordert wird, dad fich durch rechtlichen Zwang, 
wenigftens ohne Nachtheil für die Geſellſchaft, nicht herbeyfüh— 
ren laßt. Als wefentliche Uebertretungen der Vertragspflicht find, 
wie fihon v. Zeiller bemerfte, vorzüglich Betrug, Untreue (in 
fo fern fie gegen die Gefellfchaft felbit gerichtet find), ein ſchäd— 
licher Nebenhandel ($. 1186) und beharrliche Verweigerung der Bes 
mühungen. Mindere Lebertretungen löfen den Vertrag nicht auf. 

2) DVerfällt ein Mitglied in Concurd, fo verliert dasfelbe 
dad Dispofitionsrecht über fein Vermögen, und fällt daöfelbe 
feinen Gläubigern anheim. Es Eönnte daher die Sefellfchaft für 
Eeinen Fall mit dem Mitgliede felbft, fondern fie müßte mit 
der Concurömaffe fortgefegt werden. — Diefed wäre aber weder 
für die Gefellichaft, noch für die Concursmaſſe gedeihlih. Hat 
fi) dad in Concurs verfallene Mitglied Tediglich zu Arbeiten für 
die Gefellfchaft verpflichtet, und beftehen diefelben in dem Betriebe 
der Geichäfte, welche der Gefellichaft obliegen; fo ift ed als ein 
Machthaber anzufehen, und der Bertrag muß daher fihon nach der 
Vorſchrift des J. 1024 für aufgehoben angefehen werden, Be: 
fiehen fie aber felbft in anderen Arbeiten, fo ift ed dadurch doc) 
in der Lage, der Gefellfchaft durch Verfchulden Schaden zuzufüs 
gen und wäre außer Stande, diefen Schaden zu vergüten. 
Man Eann daher in einem folchen Falle die übrigen Mitglieder 
der Geſellſchaft nicht füglich zur Kortfegung des Gefellfchaftöver: 
trages verhalten. 

3) Ein Aehnliches ift der Fall, wenn ein Mitglied wegen 
Verſchwendung, oder aus einem anderen Grunde gerichtlich un: 
ter die Euratel gefeßt wird. — Die Fortſetzung der Gefellfchaft 
mit dem Curator würde felbft diefem, noch mehr aber der Ge: 
fellfchaft Täftig fallen, da bey Berathſchlagungen über gemein: 
fchaftliche Angelegenheiten, und befonders bey Entfcheidungen 
daruber öfters felbft die Curatelöbehörde Cinflug nehmen müßte. 
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Die Fälle, in welchen Kemand unter die Curatel gefeßt wird,” 
find an dem gehörigen Orte beftimmt ($. 270). 

4) Hat ein Sefellfchafter ein Verbrechen begangen, und 
ift dießfalls zur Strafe des ſchweren Kerkers verurtheilt wordenz 
fo wird er in AUnfehung feines Vermögens ohnehin unter Cura— 
tel gefegt ($. 279), und er kann daher ohne Rückſicht auf die 
Gattung des Verbrechens fihon aus obigem Grunde von der Be: 
fellfchaft ausgefchloffen werden. — Wenn aber auc) der Fall der 
Verurtheilung zur ſchweren Kerferftrafe nicht eintritt, Fann dad 
Mitglied zum Austritte verhalten werden, wenn ed fich um ein 
DVerbrechen handelt, wodurch das Zutrauen verloren geht. Col: 
she Verbrechen find: Betrug, Diebftahl, Veruntreuung, über: 
haupt diejenigen, bey welchen gewöhnlich Gewinnfucht die Trieb— 
feder ift. Daß das Mitglied diefes Verbrechens fchuldig erkannt 
werden müffe, wird gerade mefentlich nicht erfordert; denn, wenn 
ein Mitglied als eines folchen DBerbrechend rechtlich beinzichtiget 
in Unterfuchung gezogen wird, und fich in diefer nicht hinläng— 
lich rechtfertiget, dergeftalt, daß die Unterfuchung nur aus Mans 
gel an rechtlichen Beweifen für aufgehoben erklärt wird, fohin 
dasſelbe noch immer verdächtig bleibt, dad Verbrechen begangen 
zu haben; fo Fann man immer von demfelben noch behaupten, 
daß ed durch ein Verbrechen (welches wahrfcheinlich von dem 
Mitgliede verübt worden ift) dad Vertrauen verloren habe, und 
man kann den übrigen Mitgliedern nicht zumuthen, daß fie mit 
Zwang verhalten werden follen, den Sefellfchaftövertrag mit einem 
ſolchen Gefellfchafter fortzufegen, und fich der Gefahr von Weber: 
vortheilungen auszufegen. Geringere Vergehungen der Art, wel: 
he lediglich als ſchwere Polizey-Uebertretungen behandelt oder 
beſtrafet werden, geben den übrigen Mitgliedern noch kein Recht 
zur Ausſchließung. 

5) Das Recht, das Mitglied in den hier berührten Fällen 
von der Geſellſchaft auszuſchließen, ſteht nicht nur der Geſammt— 
zahl der übrigen Mitglieder, oder wenigſtens dem größeren Theile 
derfelbenz fondern jedem einzelnen Mitgliede feldft zu, indem 
kein einziges Mitglied gezwungen werden kann, mit demfelben 
in fortwährender geſellſchaftlicher Verbindung zu leben. 
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Man kann den Gefellfchaftsvertrag vor Verlauf 
der Zeit auffündigen, wenn dasjenige Mitglied, 
von welchem der Betrich des Gefchäftes vorzüg— 
lich abhing, gejtorben oder ausgetreten ift, 

4) Das Geſetzbuch handelt in diefem und dem folgenden $. 
von denjenigen Zällen, in welchen der Gefellichaftövertrag von 
Seite einzelner Mitglieder aufgefündet werden Fann. Die 
Auffündigung befteht aber in der an die Nepräfentanten der Ge: 
fellfchaft abgegebenen Erklärung, daß man aus der Gefellfchaft 
auöfreten wolle — 65 liegt in dem Begriffe einer Auffündigung, 
daß fie einige Zeit vor dem wirklichen Audtritte vor fich gehe. — 
Die Vorfchrift des preußifchen Landrechtes '), daß die Ankündi: 
gung des Austrittes dergeftalt zeitig erfolgen müffe, daß die übri, 
gen Öefellfchafter wegen Abfindung des Austretenden und wegen 
Dortfegung der Geſchäfte unter fich die nöthigen Anftalten treffen föns 
nen, fcheinet der Natur der Sache angemeffen, und daher in Ermans 
gelung einer ausdrücklichen Beftimmung hierüber auch nach dem Gei— 
fie des dfterreichifchen ©efegbuches behauptet werden zu dürfen, 

2) Wenn aber gleich der auötretende Gefellfchafter fich noch 
einige Zeit nach gemachter Aufkündigung die Zortfegung der Ge: 
fellfchaft gefallen-Taffen muß, und fohin an dem Gewinne und 

Verluſte derfelben noch fortwährenden Untheil nimmt; fo kann er 

doch nicht gezwungen werden, auch an jenen Unternehmungen Ans 

theil zu nehmen, welche zwar noch vor dem wirklichen Austritte, 
aber doc) erft nach Ankündigung deöfelben gemacht werden, Es 
ift daher, um Fünftigen Streitigkeiten möglichft vorzubeugen, fehe 
rathfam, wenn die Gefellfchafter gleich nach geſchehener Aufs 

Fündigung ſich mit dem Austretenden über die Fünftigen Grunde 

füge der Auseinanderfegung verabreden. — Un Gefchäften, die 

zwar befchloffen find, mit deren Ausführung jedoch Fein wirkliche 

Anfang gemacht ift, hat der auötrerende Geſellſchafter doch noch 

Theil zu nehmen, in fo fern ſchon durch den Abfchlug allein 

Rechte und Verbindlichkeiten für die ganze Geſellſchaft entjtanden 


i) %: %e O. 9. 293, 
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find, da bereitd erworbene Rechte und auferlegte Verbindlichkeis 
ten durch die Auffündigung nicht erlöfchen können, 3. B. e3 hätte 
fih die Geſellſchaft zu einer Lieferung von Schuhen für die Armee 
bereitd anheifchig gemacht. 

5) Der gefeglihe Grund, warum einem Mitgliede die Auf: 
Eündigung in dem hier berührten Falle geftattet ift, ift einleuch- 
tend. — Denn fehr oft find nur die perfönlichen Eigenfchaften des— 
jenigen, der dad gefellfchaftliche Unternehmen leitet, der Grund, 
aus welchem fich die einzelnen Mitglieder zur Eingehung ded Ges 
fellfchaftövertrages entfchliegen. 


b. 1212, 


Denn die Zeit zur Dauer der Gefellfhaft weder 
ausdrücklich beftimmt worden tft, noch aus der 
Natur des Gefchäftes beftimmt werden kann; fo 
mag jedes Mitglied den Vertrag nah Willkühr 
auffündigenz; nur darf ed nicht mit Arglift oder 
zur Unzeit gefchehen (. 830). 

4) Daß der Sefellfchaftövertrag mit Verlauf der Zeit oder 
mit Eintritt der auflöfenden Bedingung fich endige# fließt aus 
allgemeinen Srundfägen. Die Zeit kann aber entweder ausdrüd- 
lich oder ftillfchweigend durdy den Zweck ($. 1205) oder die Na= 
tur des Gefchäftes, 3.3. eines Meßgeſchäftes, beftimmt feyn. Vor 
Verlauf der ausdrücklich oder ftillfchweigend beftimmten Zeit ift 
aber, außer den vom Gefege eigens ausgezeichneten Fällen Fein 
Mitglied aus der Gefellfchaft zu treten berechtiget. — Iſt aber 
die Zeit weder auf die eine noch auf die andere Art beftimmt; 
fo Eann jedes Mitglied, nach vorhergegangener Auffündigung des 
Bertraged, nach Willführ audtreten. Doch darf diefer Austritt 
nicht zur Unzeit geſchehen ($. 830). Hier ift befonders auf die 
bey Erläuterung ded vorigen $. Nr. 1 u. 2 gemachten Bemer: 
Eungen zurückzuſehen. 

2) Die Auffündigung darf auch nicht argliftiger Weife ges 
fchehen. Argliftig wäre aber die Auffündigung dann zu nennen, 
wenn fie in der Abſicht geſchähe, ein der Gefellfchaft fich anbie— 
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thendes Gefchäft ausfchliegend fich zuzumenden. Da fich jedes 
Mitglied bey Schließung ded Gefellfchaftsvertrages ftillfchweigend 
verbindlich gemacht hat, Fein folches Gefchäft zu unternehmen 
($. 1186); fo würde fich ein folches Mitglied, welches in diefer 
Abſicht aus der Gefellfchaft austreten, und ein foldyes Gefchäft 
unternehmen würde, hierfür verantwortlich, und zur vollen Ge— 
nugthuung verpflichtet feyn ($. 1324). Durch jden beliebigen Aus— 
fritt eines oder einiger Mitglieder wird aber die Verbindung der 
anderen nicht aufgehoben; fie dauert, wenn Feine Auffündigung 
erfolgt, bis zu ihrem Tode fort. 


J. 1213. 

Die Wirkungen einer zwar beftrittenen, aber in 
der Folge für rechtmäßig erklärten Ausfchliegung 
oder Auffündigung werden auf den Tag, wo fie 
geſchehen find, zurücgezogen. 

Daß dasjenige Mitglied, welches aus einem rechtmäßigen 
Grunde den Austritt aus der Sefellfchaft begehret, fo wie die 
Gefellfchaft, welche aus einer im Geſetze gegründeten Urfache 
ein Mitglied von der Zortfegung der Gefellfchaft ausfchliegen 
will, im Salle des Widerfpruches von der anderen Seite dad 
wirkliche Vorhandenfeyn diefes rechtmäßigen Grunde: erweifen , 
daher im ordentlichen Nechtöwege gegen den ſich weigernden aufs 
treten, und von dem ordentlichen Nichter dad Erkenntniß erwir- 
Een müſſe, daß die übrigen Gefellfchaftöglieder den Austritt zu 
geftatten fehuldig find, oder das einzelne Mitglied fich die Aus— 
fhliegung gefallen laſſen müffe, Tiegt in der Natur der Sache, 
— Da aber der richterliche Ausſpruch dem auszutreten entfchlof: 
fenen Mitgliede oder der Gefellichaft, welche das Mitglied 
aus der Geſellſchaft ausſchließt, nicht erſt hierzu dad Recht er— 
theilt, fondern daöfelbe mit dem Entftehen des rechtmäßigen 
Grunde ſchon vorhanden ift, und durdy den abgeführten Rechts⸗ 
ſtreit nur die Liquidität dieſes Rechtes hergeſtellt wird; ſo iſt es 
in der Natur der Sache gegründet, daß die Wirkungen der in 
der Folge für rechtmäßig erklärten Aufkündigung oder Ausſchlie⸗ 
ßung nicht erſt von dem Zeitpuncte des rechtskräftigen Erkennt— 
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niffes, fondern fchon von dem Tage, an welchem der Audtritt, 
oder die Ausfchliegung dem anderen Theile angefündet worden 
ift, anfangen müffen. Es hat alfo ein Gefellfchafter von dem 
Augenblide an, als ihm von Geite der Gefellfchaft die Aus— 
fohliegung befannt gemacht worden ift, ungeachtet feines Wider: 
ſpruches, auf den aus erft nad) der Hand unternommenen Ge⸗ 
fellfchaftögefchäften entfpringenden Gewinn Eeinen Anſpruch zu 
machen, dagegen aber auch den hieraus entfpringenden Nachtheil 
nicht mit zu verantworten; und eben fo nimmt auch ein Mits 
glied, ſobald es die Verbindung rechtmäßig aufgefündet hat, 
an den fpäter unternommmenen Societätö-Gefchäften, und dem 
daraus entjtandenen Gewinne oder Schaden Feinen Theil. Cine 
für unftafthaft erkannte Ausfchliegung oder Auffündung, ift fo= 
wohl in Nücfiht der Vertheilung ded Gewinne, als ded Vers 
luſtes, welcher inzwiſchen bey den gefellfchaftlichen Gefchäften 
entftanden ift, ald nicht gefchehen au betrachten. 


$. 1914, 


Die Aufhebung einer Handlungsgeſellſchaft; die 
Aufnahme und der Austritt ihrer öffentlichen 
Mitglieder, muß eben fo, wie die Errichtung, 
öffentlich bekannt gemacht werden, Aus Diefer 
Bekanntmachung wird auch die Kraft und Die 
"Hauer der Vollmachten beurtheilt. 

4) Die gänzliche Aufiöfung einer Erwerbögefellfchaft, fo 
wie auch dee Austritt, oder die Aufnahme einzelner Mitglieder 
kann redlich Handelnden Gläubigern oder Schuldnern der Geſell—⸗ 
ſchaft, welche davon Keuntniß zu nehmen nicht verpflichtet was 
ven, felbft im Falle der bereits vorgenomnienen Theilung ded 
Hauptftammes zu feinem Abbruche an ihren Rechten gereichen. 
— Indeſſen kann ed doch die Vorſicht der Geſellſchafter for— 
dern, die Gläubiger und Schuldner der Geſellſchaft, oder wohl 
auch dad Publikum davon zu benachrichtigen, und die angemefs 
fenen Vorkehrungen zum Schutze ihrer Rechte zu treffen ). 


») Sichey. Zeiller's Commentar Nr. 1. und meine Erläuberung der 65. 897 U, 204. 
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2) In Anfehung der Handel5ägefellfchaften, die 
duch den Einfluß des Handlungs » Credited auf den öffentlichen, 
mit dem Staate in näherer Verbindung ftehen, find folgende 
Gigenthümlichkeiten zu bemerken: — Iſt der Societäts: Contract 
bey dem Merkantils Gerichte protocollirt, fo bemirkt der Ein— 
tritt eines folchen Ereigniffes, durch welches nad) Anordnung 
der bürgerlichen Gefege Erwerbögefellfihaften aufgelöfet werden, 
bey Handlungögefellfchaften nur die Erlöſchung der inneren Ge— 
fellichaftsrechte ; denn gegen Fremde gibt es nur Eine Art, wie 
die bey der Merkantil= Behörde protocollirte Dandlungsgefellfchaft 
aufgehoben werden Fann, welche in der Löſchung des Societäts— 
Contracted aus dem Merfantile Protocolle befieht. — So lange 
nun die Mitglieder diefe Löfchung nicht begehrt haben, wird die 
Sefellfchaft gegen Nichtmitglieder ald beftehend angenommen, 
ohne Rücklicht, ob der Gefellichaftövertrag auf beftimmte oder 
unbeftimmte Zeit gefchloffen worden, und im erfieren Falle der 
feftgefeßte Zeitraum fchon abgelaufen ift oder nicht *). Iſt die 
Errichtung einer Handelögefellfchaft Fund gemacht worden, fo muß 
nad) Vorfchrift des gegenwärtigen $. auch die Aufhebung derſel— 
ben auf diefelbe Art bekannt gemacht werden. — Die Nothwen— 
digkeit diefer Kundmachung tritt insbefondere ein: a) wenn ein 
öffentlicher Gefellfchafter auötritt; b) wenn der audtretende Ges 
fellfchafter dad Recht hatte, die Firma zu führen, und c) wenn 
wegen dem Austritte eines Gefellfchafterd oder der gänzlichen Auf— 
löfung der Gocietät die Firma geändert werden muß °). 


0. 1215. 
| Theilung des geſellſchaftlichen Vermögens, 

Ben der nach Auflöfung einer Geſellſchaft vorzuneh— 
menden Sheilung des gefellfchaftlichen Vermö— 
gens find nebft den obigen Beftimmungen, die 
nähmlichen Borfchriften zu beobachten, welche 
in dem Hauptjtüde von der Gemeinfchaft des 


1) Salliten = Drdönung vom 138. Aug. 17335 1. Abth., $. 2., Nr, 7— 4 
2) Siehe Dr. Fiſchers Lehrbuch des öſterr. Handelsrechts. 9. 4112, 
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Eigenthums über die Sheilung einer gemeinjchaft- 

lichen Sache überhaupt aufgeftellt worden find, 

4) Die wefentliche Folge einer gänzlic) aufgehobenen Er⸗ 
werbögemeinfchaft ift die Theilung ded Hauptftammes. Iſt in 
dem Gefellfchaftövertrage nicht fchon für diefen Fall der Auflds 
fung der Geſellſchaft Vorforge getroffen, und darin beftimmt wor— 
den, wie e5 nad) Aufhebung der Gefellfchaft mit der Vertheilung 
des Hauptftammes gehalten werden foll; fo haben die Theilneh— 
mer über die Urt und Weife der Auflöfung die Schließung eines 
neuerlichen Vertrages zu verfuchen. Kommt derfelbe nicht zu 
Stande, fo ift fi) nach $. 841 daben zu benehmen, woben jez 
doch folgende Grundſätze zur Richtfcehnure dienen, 

2) Der Hauptſtamm ift in der Regel ein Eigenthum bers 
jenigen, welche dazu beygetragen haben, und zwar nad) Ber: 
hältniß ihrer Beyträge. Haben einige Mitglieder Beyträge an 
unverbrauchbaren Sachen geliefert, und fi) das Eigenthum ders 
felben vorbehalten; fo müſſen ihnen diefe Sachen lediglich in 
Natur zurlichgeftellt werden, und fle find daher von dem gemeins 
fchaftlihen Vermögen auszufcheiden. — Ein Gefellfchafter, der 
bloß arbeitete, hat auf den Hauptftamm Feinen Anſpruch; ed 
wäre denn, daß der Werth feiner Arbeit im Gefellfchaftövertrage 
ald ein Capital angefchlagen, und alles ald ein gemeinfchaftlis 
ches Gut erklärt worden wäre ($. 1192). In diefem Falle ges 
bührt ihm am Hauptftamme jener Antheil, den ihm der Ver: 
trag zumeifet, und wenn diefer hierüber nichts beftimmt, und 


die Antheile der übrigen Gefellfchafter unter fid gleich find, mit - — 


ihnen ein gleicher ($. 839), font ein folcher Antheil, der dem 
Untheile deöjenigen gleich ift, welcher den mindeften Capitals— 
beytrag geleiftet hat '). Wie die Zheilung der Sachen zu ges 
fhehen habe, ift in den $$. 842 — 846 enthalten. 

3) Nach Aufhebung einer Handelögefellfchaft verbleibt dad 
Handlungsbefugnig demjenigen Mitgliede, welchem e3 vor Eins 
sehung deöfelben zuftand, und es Fann, wenn ed ein perfonlis 
ched ift, nicht einmahl in dem über die Auflöfung der Gefell: 


4) Nah der Analogie des $. 555. Siehe das eitirte Lehrbuch des Herrn Prof 
Fiſcher. { 115 





[$. 1216.] 545 


fhaft zu ſchließenden Vertrage die Abtretung deöfelben bedungen 
werden. Hierbey bleibt ed auch in dem Salle, wenn ein öffent: 
licher Gefellfchafter nach geliefertem Ausweiſe über feine erwors 
benen Handlungöfenntniffe und die übrigen zum Selbfibefige einer 
Handlung nothwendigen Gigenfchaften, und nach ausgewiefenem 
Handlungsfonde dem Handlungs-Gremium einverleibt worden ift '); 
denn durch diefe inverleibung erhielt er weder die Eigenfchaft 
eines Handelömannes, noch einen Anfpruch auf die Handelöges 
rechtigfeit deöjenigen, mit dem er in Gefellfchaft getreten ift ), 
4) Sührt der Befiger des Handlungsbefugniffes die Handlung 
nach aufgelöfter Sefellfchaft fort; fo darf er in der Negel die während 
der Dauer derfelben gebrauchte Firma nicht beybehalten. Sollte 
jedoch die Handlung durch die Auflöfung der Societät weder an 
der DVerläßlichfeit der Direction, noch an der Stärke des Fondes 
etwas verloren haben; fo. Fann dem Handlungöbefiger die Beybes 
* haltung der alten, mit dem Beyfaße: „und Compagnie” geführten 
Firma auch nach aufgehobener Societät bewilliget werden; nur 
muß in diefem Falle ſowohl in den abzufendenden Circularien an 
die Handlungdfreunde, durch welche ihnen die Auflöfung der Ges 
fellfchaft befannt gemacht wird, al5 auch in dem Merkantil-Protos 
colle ausdrücklich angeführt werden, daß die Handlung unter dem 
alfeinigen Obligo des Handlungöbefigerd fortgeführet werde ). 


b. 1216. 


Die in diefem Hauptftücde enthaltenen Anordnun— 
gen find auch auf die Handlungsgeſellſchaften 
anzuwenden, in fo fern hierüber nicht befondere 
Vorſchriften beitehen, 

Die Abweichungen der Handlungdgefellfchaften, welche bis: 
her nur im verfchiedenen befonderen Gefegen vorfommen, bis 
der Handelscoder zu Stande gebracht feyn wird, find bereits 
an den zufommlichen Orten bier angedeutet worden. 


1) Siehe Hofrefolution vom 10. Det. 1772 und Hoffatmmerdee, vom 15. März 1808, 
2) Siehe obiges Lehrbuch. $. 112. 
3) Hoffammerdec. vom 20. April 1313, 

Ve — — — 


Ribpel's Commentar VII. Th. 35 
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Acht und zwanzigſtes Hauptſtück. 


Don den Ehepacten 


0. 1217, 
Ehepaete. 

Ehepacte heißen diejenigen Verträge, welche in 
Abſicht auf die eheliche Verbindung über das 
Vermögen geſchloſſen werden, und haben vor— 
züglich das Heirathsgut; die Widerlage; Mor: 
gengabe; die Gütergemeinſchaft; Verwaltung 
und Fruchtnießung des eigenen Vermögens; die 
Erbfolge oder die auf den Todesfall beſtimmte le— 
benslange Fruchtnießung des Vermögens, und 
den Witwengehalt zum Gegenſtande. 

a). Ehevertrag und Ehepactum find nach dem bier aufge: 
ftellten Begriffe des letzteren wefentlich verfchiedene Rechts = Ine 
ſtitute. Sie unterfcheiden fih in Hinficht auf Zweck und Ge— 
genftand, auf ihren Umfang in Betreff der Zeftigkeit und Unab- 
änderlichfeit ihrer Beftimmungen, und in Betreff der bey der 
Schließung derfelben zu beobachtenden Form. Eheverträge haben 
die perfönliche Vereinigung der Ehegatten zum Zwecke und ihre 
perfönlichen Rechte und Pflichten zum Gegenftande; Chepacte 
hingegen beziehen fi) blog auf dad Vermögen der Chegatten, 
und nur die Beftimmung, wie es mit ihrem Vermögen während 
der Ehe oder nach Auflöfung derfelben gehalten werden fell, 
machen den Gegenftand derfelben aus. Eheverträge haben einen 
ſehr befchränften durch das Geſetz genau bezeichneten Umfang, 
nähmlich die Erzeugung und Erziehung der Kinder und die Lei— 
ftung des gegenfeitigen Beyſtandes ($. 44). Alle Privatabfich- 
ten, welche die Ehegatten bey Eingehung der Ehe bezielen mö— 
gen, werden von dem Gefege nicht geachtet, und haben auf die 
aus dem Ghevertrage hervorgehenden Nechte und Verbindlichkei— 
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ten gar Feinen Einfluß; dagegen hängt der Umfang der Chepacte 
faft einzig von der Willführ der den Vertrag fchließenden Par: 
teyen ab, und ed kömmt einzig auf fie an, welche Rechte und 
Berbindlichkeiten fie in. Betreff ihres Vermögens einander ein: 
räumen wollen” Cheverträge find fo feft und unabänderlich, daß 
fie felbft mit dem beyderfeitigen Willen der Ehegatten der Regel 
nach nicht mehr aufgehoben werden fünnen, und die aud ihnen 
hbervorgehenden Rechte und Verbindlichkeiten find dergeftalt ge— 
feglich beftimmt, daß fie denfelben durch Vertrag nicht derogiren 
können; Ehepacte hingegen können durch den Willen der dabey 
intereffirten Perflonen abgeändert und ganz aufgehoben werden, 
auch find die Ehegatten nicht gehindert, felbft manchen von dem 
Geſetze hierin feigefegten Beftimmungen durch Verträge zu dero— 
giren. Endlich wird zur Gültigkeit des Thevertrages auch eine 
beftimmte äußere Form erfordert, näahmli die Erklärung der 
Einwilligung vor dem ordentlichen Seelforger eines der beyden 
DBrautleute oder vor deffen Stellvertreter in Gegenwart zweyer 
Zeugen; dagegen ift bey Schließung eined Ehepactums der Nez 
gel nach gar Feine befondere Form vorgefchrieben. 

2). Die Chepacte können vor gefchloffener Che nicht zu 
verbinden anfangen, weil fie dem bier aufgeftellten Begriffe 
gemäß nur in Bezug auf die eheliche Verbindung gefchloffer 
werden, Da aber diefe eheliche Verbindung durch die feyers 
lihe Erklärung der Einwilligung vor dem ordentlichen Seel: 
forger eines der beyden Brautleute in Gegenwart zweyer Zeu— 
gen ſchon zu Stande kömmt; ſo folgt daraus, daß die Ehe— 
pacte, wenn die Ehegatten nichts befonderes hierüber feftgefege 
haben, fogleich nach gefchehener feyerlichen Erklärung der Eins 
willigung zu verpflichten anfangen, und ihre Wirkfamkeit nicht 
nad) dem Zeitpuncte der bereitö volljogenen Che ausgedehnt merz 
den fünne. — Haben aber die Ehegatten die Wirkfamfeit ihrer 
geſchloſſenen Ehepacten ausdrücklich. bis zu diefem Zeitpuncte auf: 
gefchoben, oder überhaupf einen gewiffen Zeitpunct beftimmt , 
von welchem an diefelben zu wirken anfangen follen; fo hat ed 
auch dabey fein Bewenden, weil ed von den Ehegatten über: 
haupt abhängt, ob fie Chepaste errichten wollen oder nicht, und 


33% 
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ihnen daher auch frengeftellt bleiben muß, die Wirkfamfeit ders 
felben von gewiffen Bedingungen abhängig zu machen. 

3) Die Chepacte erfordern in der Hegel, wie bereitd Nr. 1. 
bemerkt worden ift, wenn darin von einer Fünftigen Erbfolge 
keine Erwähnung gefchieht, Feine befonderen Seyerlichkeiten. Sie 
fönnen, wie jeder andere Vertrag, fihriftlich oder mündlich, mit 
oder ohne Zeugen, vor Gericht oder außerhalb deöfelben gefchlofe 
fen werden, Haben ſich aber die Brautleute ausdrücklich verab: 
redet, einen fihriftlichen Vertrag zu errichten; fo wird er vor Une 
terfchrift der Parteyen nicht für gefchloffen gehalten ($$. 883 u. 
884). Indeſſen ift ed allgemeine Gewohnheit und räthlich, daß 
Ghepacte fchriftlich errichtet, und nicht nur von den Contrahens 
ten felbft, fondern auch von den fogenannten Benftänden der 
Gheleute ald Zeugen gefertiget werden. Daß in dem Zalle, ald 
in den Ehepacten einen oder dem andern Theile dingliche Rechte 
auf unbewegliche Sachen eingeräumt werden follen, die Vorfchrifs 
ten der $$. 433 u. 434 zu befolgen find, verfteht fich von felbft- 

4) Die Einwilligung einer dritten Perfon ift nur dann ers 
forderlich, wenn eines oder dad andere der Brautleute noch uns 
ter der Aufficht feiner eltern, feines Vormundes oder Curators 
ſteht, oder wenn eine dritte Perfon zugleich aus dem Ehepac: 
tum gemiffe Pflichten übernehmen oder derfelben Nechte einges 
räumt werden follen, auf welche fie ein Swangsrecht haben fol. 
So wird dfterd der Conſens des Lehensheren oder der Agnaten 
erfordert, wenn dadurch ihren Rechten auf dad Lehen oder Fideis 
commiß präjudicirt werden fol; fo der Conſens der Aeltern felbft 
bey Großjährigen, wenn felbe durch die Ehepacten von der Fünf: 
tigen Erfolge auögefchloffen werden follenz fo der Conſens eines 
Dritten, wenn er fi) zu einem Heirathögute verbindlich machen 
ſoll, deffen Beftimmung ihm nicht ſchon vermög dem Geſetze obe 
liegt; fo auch der Confend deöfenigen, dem durch die Chepacte 
Vortheile zugeftanden werden, wenn er die Ehegatten in die Lage 
verfegen will, diefe ihm zugewendeten Vortheile nicht mehr widere 
rufen zu koͤnnen. Insbeſondere aber ift zur Verhinderung der Falli⸗ 
mente und zur Sicherheit der Gläubiger bey Chepacten der Han: 
delöleute vorgefchrieben, daß: a) wenn ein bereits ftabilirter Dans 
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delsmann fich verehelichen will, die gepflogene Heirathsabrede 
dem. Merfantil = Gerichte und zwar bey Verluſt des Vorrechts 
zur gehörigen Approbation, oder gutfindenden Mäßigung vorges 
legt werden folle, wobey dad Gericht zuerft auf die Sicherheit des 
Megoces zu fehen hat, und die etwa zu hoch gefpannten Sprüche 
dergeftalt einzufchränfen habe, damit der Handlungsfundus dadurch 
nicht geſchwächt, und die treuherzigen Greditores fich einer zu ih» 
rem Nachtheile, etwa zu Gunjten des Weibes fürgegangenen era 
ceffirten Sreygebigkeit nicht zu beflagen haben. b) Wenn hingegen 
ein Handlungöwerber ſchon verehelicht ijt, fo fol deffen Weib vor 
das Merkantilz Gericht gefordert, die Ehepacte allda unterfucht, 
und dad Weib, wo möglich, dahin vermöget werden, daß fie entz 
weder außer dem Negotio ihre Sicherheit nehme, oder aber einen 
Theil ihres Vermögens ald Socia auf Gewinn und Verluft in 
die Handlung lege, mithin einen fchriftlichen Reverd von fich ftelle, 
daß fie ihre obſchon privilegirte Heirathsanfprüche bey der Hand» 
lung fo Tange nicht fordern wolle, bid nicht gefammte Handlungd: 
gläubiger vollfommen befriedigt find. Wollte dad Weib hierein 
nicht willigen, fondern fi mit ihren weiblichen Sprüchen au 
dad Megotium halten und anderen Heiraths-Creditoren vorgehen; 
fo wäre das alfo afficirte Vermögen für Eeinen richtigen Fundum 
zu achten, noch bey dem Merfantil» Gerichte ald eine Real-Ein— 
lage anzunehmen, außer ed könnte der Handlungswerber zeigen, 
daß er über die freye und unafftcirt gegebene Einlage noch andere 
Mittel befige, und damit fein anzugehendes Negotium mehr zu 
unterftüßen gedenfe. In folchem Falle möge nach Daß folcher 
Mittel, die er ultra dotem negotii in die Handlung wendet, dem 
Meibe "einige Priorität vor anderen Creditoren etiam negotii zu— 
geftanden werden; jedoch anderd nicht, ald wenn dadfelbe außer 
dem zugebrachten Heirathögute Feine anderen Mittel zu feiner wis 
tiblichen Verſorgung hätte, und dad Merfantilz Gericht befünde , 
daß gedachtes Heirathsgut und die etwa vorgefchriebene Wider: 
lage mit den Kräften des Negotii proportionirt, folglich den Hands 
lungs-Creditoren Fein befonderer Nachtheil daraus zu befürchten 
ſey. Widrigens follen derley exceſſirte Ehepacte entweder mit 
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Einftimmung des Weibes nach billigen Dingen mobderirt, oder 
aber der Mann zur Handlung nicht angenommen werden '). 

5) Der $. führt hier übrigens die vorzüglichften Gegenftäns 
de, welche bey Errichtung von Chepacten zur Sprache zu fom: 
men pflegen, hier inöbefondere auf, und mit den nachfolgenden 
$$. werden die gefeßlichen Beftimmungen befonderd angeführt. 


0. 1218, 
4) Heirathsgut, 

Unter Heirathögut verfteht man dasjenige Vermö— 
gen, welches von der Ehegattin, oder für fie 
von einem Dritten dem Manne zur Erleichtes 
rung des mit der ehelichen Gefellfehaft verbunde— 
nen Aufwandes übergeben oder zugefichert wird. 

4) Dad Heirathögut, welches im gemeinen Leben auch öfter 
unter dem Nahmen: Brautfchag, Erbfchag, feltener aber als Aus: 
fteuer, Hausfteuer, Mitgabe vorkommt, welche leßtere Benens 
nungen gewöhnlich von Kleidungs= und Einrichtungsſtücken ges 
braucht werden, unterfcheidet fich von andern Gaben und Bedin— 
gungen unter Ehegatten theild dadurch, daß ed einzig von der Ehes 

Hattinn, der Braut, oder in ihrem Nahmen gegeben; theild durch 

den Zwed, wozu ed gegeben oder zugefichert wird. Im gemöhns 





1) Talliten = Drdnung vom 13. Auguſt 1738, ſ. 412,13, 12. Das Wechfelpatenthat die 
Vorſchrift Der Sallitenz -Hrdnung ausdrückich beftätigt, und daher verordnet, 
Daß Die Eheweiber der Handelsfeute ſich ihrer privifegieten Forderungen zu bes 
geben, und von dem Merfantil- Gerichte ermahnet, und von demſelben die 
erceffirten Ehepacte moderiret werden follen. Das Patent vom 9, Aprif 
1732 hat auch eben ſo wenig, wie das neue bürgerliche Gefekbuch dieſe Mafis 
regel aufgehoben, fondern vielmehr befohlen, daß die in den Erbländern bes 
ſtehenden Wechfelgefege und Rechte aufrecht zu verbleiben, und fich daher ges 
naueft gegenwärtig zu halten feyn. - Eben fo wenig läßt fi behaupten, daß 
durch Die Aufhebung des gefeklihen Unterpfands, das den Weidern zukam, 
iene Reverfe der Handlungsmweiber und Die Unterfuhung und Betätigung 
der Moderirung ihrer Ehepacte aufgehoben wurden und unanwendbar ges 
macht worden feyn; Denn auch bey dem Pfandrechte der Weiber muß jene 
Berorduung der Falliten-Drdnung im Gefihte behalten merden, und 
überdieß genießen die Weiber das perfönfihe Vorzugsrecht in Anfehung des 
Heirathsgutes und der Wiederlage vor den Genteingläubigern, und die Bes 
obahtung der Falliten-Ordnung gewährt alfo hier noch immer einen we— 
fentliyen Vortheil, der den Gläubigern nicht entzogen werden Fann (Wech⸗ 
felpat. vom 4. Det. 1763. Art. VII). 





[$. 1219. ] 551 


lichen Leben wird zwar oft auch von dem Heirathsgute, welches 
der Bräutigam ſeiner Braut zubringt, geſprochen, allein dieſe Be— 
nennung iſt wenigſtens dem Sprachgebrauche des Geſetzes nicht an— 
gemeſſen; es können daher die in Betreff des Heirathsgutes feſtge— 
ſetzten geſetzlichen Beſtimmungen auf ſelbes nicht bezogen werden. 

2) Es entſteht daher die Frage, wie ein ſo betiteltes von 
dem Manne ſeiner Gattinn zugebrachtes Heirathsgut in recht— 
licher Hinſicht angeſehen werden ſoll? — Ich glaube, daß fi) 
im Allgemeinen hierüber keine Beſtimmungen geben laſſen, ſon— 
dern die Beantwortung dieſer Frage in jedem ſpeziellen Falle 
aus der genauen Anſicht der Ehepacten ſelbſt, und aus dem in 
ſelben an Tag gelegten Willen der Parteyen nach den in den 
99. 914 — 916 aufgeſtellten Auslegungsregeln bey Verträgen 
hergehohlt werden müſſe ). 


9. 1219, 
Deſſen Beſtellung. 

Wenn die Braut eigenes Vermögen beſitzt, und 
volljährig iſt; ſo hängt es von ihr und dem 
Bräutigame ab, wie fie ſich wegen des Heiraths— 
gutes, und wegen anderer wechfelfeitigen Gaben 
mit einander verftehen wollen. Sit aber die 
Braut noch minderjährig; fo muß der Vertrag 
von dem Vater oder Vormunde, mit Genehmi- 
gung des vormundfchaftlihen Gerichtes, ge: 
fchloffen werden, 

4) So wie überhaupt die Errichtung von Chepacten bey 
Eingehung einer Che nicht wefentlich nothwendig ift, fo ift ins— 
befondere die Beftellung eined Heirathögutes Eeine nothwendige 
Bolge oder Bedingung der Verehelichung. Unter minder Vers 
mögenden werden oft Ehen ohne Heirathögut gefchloffen; bey 
den Ehen der Vermögenderen ift zwar ein ſolches gewöhnlich ; 
jedoch ftreitet felbft wider eine vermögende Gattinn ‚nicht einmahl 


4) Man fehe meine Darſtellung der echte der Ehegatten In Bezug auf ihr Ver— 
mögen. I. 4% 


552 - [5. 4219.] 


die rechtliche Vermuthung, daß ein Heirathsgut bedungen wor: 
den fey ($. 1225). 

2) Die Beftellung des Heirathögutes fest alfo allezeit einen 
Dertrag voraus, auf welchen ſich diefelbe gründet. — Iſt der 
Bräutigam bereit großjährig, fo hängt es von feiner Willkühr 
ab, ob er ficy ein Heirathsgut bedingen wolle oder nicht, da er 
auf die Vortheile, die ihm dadurdy zuwachſen würden, Verzicht 
leiten Fann. Eben fo hängt ed auch von ihm ab, zu beftimmen, 
wie hoch das Heirathögut fich belaufen foll, welches er verlangt. 
Würde feinem Verlangen von der andern Seite nicht entfprochen, 
fo müßte er ſich entweder mit einem minderen Betrage begnü- 
gen, oder die DVerehelichung unterlaffen. Iſt derfelbe aber noch 
minderjährig, fo hat der Vater oder Vormund für feinen Vor: 
theil zu forgen, und für denfelben ein ſolches Heirathsgut zu 
bewirken, welched den Umftänden angemeffen it, da derfelbe 
ohnehin der Regel nach zur Errichtung eines Heirathöbriefes an— 
zumeifen ift. Damit diefe nun in allen, folglich auch in den in 
Betreff ded Heirathsgutes darin enthaltenen Puncten feine gefeße 
liche Rechtögültigfeit erhalten; fo muß er durch die Obervors 
mundfchaft genehmiget feyn, und diefe ift angemwiefen, bey der 
Derehelichung eines Waifen auch auf die Verhältniffe des Vers 
mögend ihre Aufmerkſamkeit zu richten. 

3) It die Braut großjährig und hat eigened Vermögen; 
fo beruhet es gleichfalld auf ihrem Willen, ob, was und wie 
viel fie von demfelben auf dad Heirathsgut, dad der Bräutigam 
oder deffen Xeltern oder Vormünder begehren oder beftellen, 
verwenden, oder ob fie fich zu feinem Heirathögute verftehen, und 
diefem vielleicht ihre eheliche Verbindung aufopfern wolle. 

4) Iſt Hingegen die Braut noch minderjährig, und fteht fohin 
unter väterlicher oder vormundfchaftliher Gewalt oder Curatel; 
fo hat der Vater, Vormund oder Curator mit dem Bräutigame 
in Betreff ded Heirathöguted in der Braut Nahmen den Vertrag 
abzufchließen, und im felben den Betrag, der ald Heirathögut 
aus ihrem Vermögen gegeben werden follte, zu beftimmen, bey 
diefer Beftimmung fowohl auf dad Vermögen feiner Curandinn 
ald auf die Beſchaffenheit der Heirath Rückſicht zu nehmen, 
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und dann den gefchloffenen Vertrag dem vormundfchaftlichen Ge: 
richte zur Natification vorzulegen. 


0. 1220. 

Befist die Braut Fein eigenes, zu einem angemeſ— 
fenen Heirathögute hinlängliches Vermögen; fo 
find Aeltern oder Großältern nad) der Drdnung, 
alö fie die Kinder zu ernähren und zu verforgen 
verpflichtet find, verbunden, den Töchtern oder 
Enfelinnen bey deren Verehelichung ein ihrem 
Stande und Vermögen angemefjenes Heiraths— 
gut zu geben, oder Dazu verhältnißmäßig beyzu— 
tragen (99. 141 u. 143), Eine unehelihe Zoch: 
ter kann nur von ihrer Mutter ein Heirathögut 
verlangen, 

4) Der Anordnung diefes F. zufolge ift alfo zuerſt der Va— 
fer, und wenn diefer verftorben, oder zur Beſtellung eines 
angemefjenen Heirathögutes entweder ganz oder zum Theile uns 
vermögend iſt, ergänzungsweiſe die Mutter, dann der väterliche 
Großvater, und zunächft die väterliche Großmutter, und endlich 
die mütterlichen Großältern zur Beſtellung des Heirathöguts ver: 
bunden ($. 141). Diefe Pflicht der Aeltern erſtreckt ſich unftreis 
tig auch auf die durch Hebung des Ehehinderniffes, oder fihuld- 
lofe Unwiffenheit der Ehegatten und auf die durch die nachfol- 
gende Ehe legitimirten Kinder dergeftalt, daß hierzu auch die 
Großältern verbunden find, weil dien Kinder unter die ehelich 
erzeugten gerechnet werden ($$- 160 u. 161). Die durdy Bes 
günftigung ded Landeöfürften Tegitimirten Kinder aber Eönnen 
nur von ihren unmittelbaren eltern, nicht aber auch von den 
Großältern ein Heirathsgut verlangen, weil diefe Begünftigung 
nur auf erftere, wenn fie darum anfuchen, nicht aber auch auf 
die übrigen Zamilienglieder eine Wirkung hat ($. 162). "Eine 
uneheliche Tochter ann, von ihrer Mutter ein dem Vermögen 
“nicht auch dem Stande $. 165) angemefjened Heirathögut for— 
dern; der Vater desſelben iſt aber hierzu nicht verbunden, noch 
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minder Tiegt diefe Pflicht den Aeltern des unehelichen Waters 
oder der unehelichen Mutter ob. Hier entfteht die Stage, ob die 
Mahlältern ihrem MWahlfinde ein Heirathögut auszumwerfen ge: 
halten find? Da der $. 183 ausdrücklich fagt, daß zwifchen 
Mahlältern und Wahlkindern, in fo fern dad Gefeg Feine Aus: 
nahme macht, gleiche Rechte, wie zwifchen ehelichen Aeltern 
und Kindern Statt haben; fo Fann die bejahende Beantwortung 
diefer Frage Eeinem Anftande unterliegen. Da aber dad Wahl: 
Eind durch den Adoptions= Vertrag die Rechte feiner eigenen Sa: 
milie nicht verliert; fo hat felbes auch von feinen leiblichen Ael— 
tern und Großältern nad) der oben angedeuteten Ordnung ein 
Heirathsgut zu fordern. Das Wahlkind befigt ein zweyfaches 
Erbrecht, ift auch den Pflichttheil von beyden Seiten anzufpres 
hen berechtiget, warum foll ed nicht berechtiget und befugt feyn, 
von beyden Seiten ein Heirathsgut zu fordern? — Hat jedoch 
die Tochter bereitd von einer Seite ein angemeffenes Heirath3- 
gut erhalten, fo fcheint fie Feineswegs dad Recht zu haben, aud) 
von der andern Seite ein gleiches in Anfpruch nehmen zu dür— 
fen; denn hätte fie ein eigened zur Beftellung eined Heiraths— 
gutes hinreichende Vermögen; fo dürfte fie von Feiner Seite 
ein Heirathögut anfprechenz fie kann e3 alfo auch nicht, wenn 
ihr bereit5 von einer Seite ein angemeffened Heirathsgut geges 
ben worden ift, fondern e5 fteht ihre nur die Wahl frey, ob fie 
das Heirathögut von ihren leiblichen oder von ihren Wahlältern 
in Anfpruch nehmen wolle, und im Salle fie von der einen Seite 
kein angemeffened Heirathsgut erhalten hätte, kann fie fih von 
der anderen dad Mangelr\e erfegen Taffen. 

2) Die Angemeffenheit des Heirathögutes ift hauptfächlich 
nach dem Stande und Vermögen der Aeltern zu beftimmen. Aber 
auch auf den Stand und Vermögens :» Verhältniffe des Bräuti— 
gams ift Rücficht zu nehmen, weil der Zweck des Heirathögus 
tes die Erleichterung ded mit der Ehe verbundenen Aufwandes 
ift, aus dem Stande des Bräutigam: fich aber auch die Größe 
ded zu machenden Aufwandes beſtimmt, und die Vermögens: 
Derhältniffe deöfelben bald eine größere, bald eine Fleinere Bey: 
hülfe nöthig machen, Hierbey ift jedoch zu bemerken, daß die 
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Berückſichtigung der Standes und Vermögens» Berhältniffe des 
Bräutigam gerade die entgegengefesten Reſultate herbenführe, 
als die Berucfichtigung der Standes: und Vermögens-Verhält— 
niffe der Xeltern der Braut. Hier kann man nähmlich die Re— 
gel aufftellen: je größer dad Wermdgen, und je geringer der 
Stand, ein defto größeres Heirathsgut find die Aeltern zu geben 
verpflichtet; dagegen je größer dad Vermögen des Bräutigam 
und je geringer fein Stand ift, defto weniger hat die Braut 
als Heirathögut anzufprechen. Diefe Tegte Behauptung Fann Feiz 
nem Zweifel unterliegen, da, wie bereis bemerkt worden iſt, 
die Größe des zu machenden Aufwandes aus dem Stande des 
Bräutigams ſich beſtimmt, und zur Unterſtützung der erſtern die— 
net die Bemerkung, daß die Gattinn durch ihre Verehelichung 
die Vorzüge ihrer Geburt verliere und lediglich die Standesrechte 
ihres Mannes erlange ($. 92), und fohin kein geſetzlicher Grund 
vorhanden fey, daß wegen den Vorzügen ihrer Geburt der häus⸗ 
liche Aufwand fich vergrögere. Dagegen ijt der Graf oder Präs 
fident genöthigt, einen ungleich größeren Aufwand zu machen, 
ald der Gewerbsmann, er kann alfo von feinem Vermögen viel 
weniger entbehren ald der Teßtere, und Fann fohin auch nicht 
verpflichtet werden einen eben fo großen Betrag als Heirathsgut 
herzugeben ). 

3) Die Pflicht der Aeltern und Oroßaltern, ihren Töchtern 
und Enkelinnen ein angemeffenes Heirarhögut zu geben, oder dad 
zu einem angemefjenen Heirathigute Mangelnde zu ergänzen, 
tritt erft bey einer bevorftehenden Werehelichung ein. Es Fann 
daher vorher von den Kindern oder ihren Vertretern nicht- eins 
mahl eine Sicherftellung deöfelben gefordert werden. Daß übris 
gend der Verfehwendung der Aeltern von denfelben Einhalt ges 
than werden könne, und dadurch diefelben zur Sicherftellimg bes 
wogen werden können, unterliegt Feinem Zweifel ($. 273). 

4) Wenn von denjenigen, welche zur Beftellung eines Hei— 
vathögutes verpflichtet find, dasfelbe außergerichtlich und freywils 
lig beftelft wird; fo hängt es von ihrer Willkühr ab, was und 
tie viel fie dazu beftimmen wollen, Findet ſich aber die Toch— 


2 Anderer Meinung iſt jedoch u. Scheidlein in feinen Mifcellen z. 9, ©. 15. 


556 [S. 1221. ] 


fer durch diefe Beftimmung beſchwert, und Eönnen die Parteyen 
unter ſich nicht einig. werden, weil jene ein zu geringes, und 
mit der Anſtändigkeit nicht übereinftimmendes Heirathsgut geben, 
die Brautleute hingegen fich damit nicht begnügen wollen; fo 
muß die Sache gerichtlicdy entfchieden werden. ben diefe gericht: 
liche Entſcheidung wird auch dann nothiwendig, wen derjenige, 
welcher zur Beftellung de3 Heirathögutes yerpilhter ist, dasſelbe 
gänzlich verweigert. 


d. 1221. 


Berufen ſich Aeltern oder Großältern auf ihr Un— 
vermögen zur Beſtellung eines anſtändigen Hei— 
rathsgutes; ſo ſoll auf Anſuchen der Brautper— 
ſonen das Gericht die Umſtände, jedoch ohne 
ſtrenge Erforſchung des Vermögensſtandes, un— 
terſuchen, und hiernach ein angemeſſenes Hei— 
rathsgut beſtimmen, oder die Aeltern und Groß— 
ältern davon freyſprechen. 

Von der Pflicht der Aeltern, ihren Töchtern ein Heiraths— 
gut zu beſtellen, führt das Geſetz auch in dem gegenwärtigen und 
den folgenden SS. drey Ausnahmen an. Der erſte im gegen: 
wärtigen $. berührte Ausnahmsfall ift, wenn die Aeltern unver: 
mögend find ein Heirathsgut zu beftellen. Es ift ganz natürlich, da 
der bloßen Vorgabe derfelben, fie feyen zur Beſtellung eines Hei— 
rathögutes unvermögend, Fein Glauben beygemeffen werden Fönne; 
da5 Gericht hat daher in einem folchen Falle auf Anfushen der 
Brautperfonen die Umftände zu unterfuchen, und wenn es findet, 
daß wahrfcheinlich nur Habgier, parteiliche Vorliebe gegen andere 
Angehörige, oder ungegründete Abneigung gegen das Kind, oder 
gegen die VBerehelichung die Zriebfedern der Weigerung find; fo hat 
daöfelbe auf die Beſtellung eines angemeffenen Heirathsgutes zu 
dringen, und nöthigenfall3 nach Befchaffenheit der Umjtände den 
Betrag deöfelben zu beftimmen. — Jedoch hat diefe Unterfuhung 
der Umftände ohne ftrenge Erforfhung des Vermögenäftandes zu 
geſchehen, und dad Gericht hat fi daher mit Erforſchung der 





[$. 1222.) 557 
bekannten Dermdgend : Verhältniffe zu begnügen. Findet dad Ge: 
richt die Behauptung der Aeltern oder Großältern in Wahrheit 
gegründet, fo hat felbeö diefe von der Pflicht der Beftellung eines 
Heirathsgutes frey zu fprechene Die befannten Umftände, aus 
welchen die Perfonal: Inftanz die Vermögens - Verhältniffe der 
Aeltern beurtheilt, find gewöhnlich die Lebensweife der Aeltern, 
der häusliche Aufwand, den fie machen, und der Ruf, in wels 
chem fie in Betreff ihrer Wermögend = Verhältniffe ftehen. Da 
aber diefe Dinge oft trüglich find, und daher dad Gericht zu ir: 
rigen Schlüffen und wirklich oft ungerechten Erkenntniſſen ver— 
führen Eönnen, und dad Geſetz einer genauen Vermögens = Erfors 
fhung nur zum DBeften der Xeltern nicht Statt geben will; fo 
glaube ich daraus folgern zu müffen: daß, wenn das Gericht durch 
die glänzende Außenfeite von den Vermögens s Verhältniffen der 
eltern irre geführt, fie zu einem ganz unverhältnigmäßigen Hei: 
rathsgute verurtheilen würden, die Xeltern felbft allerdings berech: 
figt ſeyn, auf eine. nähere Erforfchung des Vermögensſtandes zur 
dringen. Das Nähmliche ift der Sal, wenn die Aeltern fich zwar 
zur Beftellung eines Heirathöguted im Allgemeinen herbeygelaffen 
haben, aber der Betrag, den fie hierzu auswerfen, den Intereſ— 
fenten zu geringfügig erfcheint. 


b. 1222. 


Menn eine Tochter ohne Wiffen, oder gegen den 
Willen ihrer Aeltern ſich verebelichet hat, und 
das Gericht die Urfache der Mißbilligung gegrüns 
det findet; fo find die Aeltern felbft in dem 
Balle , daß fie in der Folge die Ehe genehmigen, 
nicht ſchuldig, ihr ein Heirathögut zu geben, 

1) Der Grund der hier angeführten Ausnahme von der 
Pflicht der Beſtellung des Heirathögutes liegt theild in Hintan— 
fegung der Eindlichen Chrerbiethung und dem gefränften älterlis 
chen Anfehen, theild in der Hoffnung, die Kinder von leichtfin: 
nigen, gewöhnlich unglücklichen Eheverbindungen dadurch wirk 
ſam abzuhalten,> 
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2) Dad Gefeß macht hier Eeinen Unterfchied zwifchen Ael: 
tern, deren Ginwilligung zur Gültigkeit der Ehe nothwendig, 
und jenen, deren Beyftimmung hierzu nicht nöthig iſt. Allein es 
liegt in der Natur der Sache, daß diefe gefegliche Vorfchrift weit 
feltener bey den erfteren, als bey den le&teren eine Anwendung 
finden könne. — Denn wenn eine unter der väterlichen Gewalt 
ftehende Zochter ohne Einwilligung des Vaterd eine zugleich von 
dem Gerichte gemißbilligte Ehe ſchließt; fo wäre diefe Ehe ohne— 
dieß ungültig, und ed könnte von DBeftellung eines Heirathöguted 
Feine Rede feyn, Indeſſen Fann ed fich auch hier ereignen, daß 
ſolche Aeltern in der Folge diefe Ehe ftillfchweigend oder ausdrück— 
lich genehmiget haben, durch welche Handlung für fie das Recht, 
die Che ungültig erklären zu Taffen, verloren geht ($. 96), wo: 
durch aber nicht auch zugleich die Pflicht wieder auflebt, ihrer 
Tochter ein Heirathögut zu geben. 

3) Der $. enthält ganz abgefonderte Falle in ſich, nähmlich: 
a) wenn eine Tochter ohne Wiſſen der Aeltern ſich verehelichet, 
und b) wenn ſie ſich zwar mit ihrem Wiſſen verheirathet, aber 
die Aeltern die Heirath mißbilligen, und das Gericht die Urſa— 
chen der Mißbilligung gegründet findet. Der Grund dieſer Ver— 
ſchiedenheit liegt nähmlich darin: die Achtung und Ehrerbiethung, 
welche auch großfährige Kinder ihren eltern zu bezeigen ſchuldig 
find, erfordern, daß fie denfelben von allen wichtigen Schritten 
in ihrem Leben Kenntniß geben, folglich auch in dem Falle, ald 
fie ſich verheivathen, und zwar in diefem Falle um fo mehr, wenn 
fie von denfelben eine Unterftägung in Anſpruch nehmen wollen. 
Hit vollem Rechte beftraft alſo das Gefe die Außerachtlaffung 
der ſchuldigen Chrerbiethung mit dem Verluſte des anzufprechen: 
den Heiraths gutes Hat aber die Tochter ihre Aeltern von ihrer 
vorhabenden Verkhelichung in Kenntniß geſetzt, und ſich um ihre 
Zuſtimmung, die die Aeltern verſagten, beworben; fo hat fie den 
Pflichten der Eindlichen Ehrfurcht entfprochen, und ed muß daher 
Vediglich darauf anfommen, ob die Urſache der Mißbilligung gegrüns 
det fen oder nicht, weil die Aeltern fonft ihr Anfehen zum Nache 
theile der Tochter gebrauchen Fünnten. Werden daher die Urfachen 
der Mißbilligung nicht gegründet befunden, fo verdient die Tochter, 
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welche fonft den Findlichen Pflichten nachgefommen ift, den Schuß 
der Öerichtöbehörden ; im entgegengefeßten Falle dagegen Fönnen 
die Aeltern wohl nicht verhalten werden, ihrer Tochter zu einer 
ehelichen Verbindung eine Unterftügung zu reichen, welche fie 
zu mißbilligen gegründete Urfachen haben. Welche ſolche gegrün= 
dete Urfachen find, wurde bereitd im $. 53 angegeben. Diefe von 
mir entwickelte Unficht ift jedoch nicht unbeftritten; denn viele 
Öfterreichifche Nechtögelehrte find der Meinung, dag in dem Fal— 
le, als die großjährige Tochter ohne Wilfen ihrer Aeltern fich 
verehelichet hat, ed lediglich darauf anfomme, ob diefe eine 
gegründete Urfache gehabt hatten, die Heirath zu mißbilligen 
oder nicht; fie beziehen daher den Zufaß: „und dad Gericht die 
Urfache der Migbilligung gegründet findet,” auch auf den Fall, 
wenn die Tochter ohne Wiffen der Aeltern fich verehelichet 
hat. Allein wäre diefe Anficht richtig, fo ſtünden in diefem $. 
die Worte: ohne Wiffen ganz überflüffig da, weil es in 
dieſem Falle nur lediglicdy darauf anfommen würde, ob die Ael— 
tern gegründete Urfachen haben, die Heirath zu mißbilligen oder 
nicht; und ed daher ganz gleichgültig wäre, ob die Ehe ohne 
oder mit Wilfen der Aeltern gefchloffen worden fey. 


4. 1223, 

- Hat eine Tochter ihr Heirathsgut ſchon erhalten, 
und es, obſchon ohne ihr Verſchulden, verloren; 
fo ift fie nicht mehr, felbft nicht in dem Falle 
einer zweyten Ehe, berechtiget, ein neues zu 
fordern. 

4) Der Grund diefer gefeglichen Anordnung ift die bereits 
von den Xeltern erfüllte Verſorgungspflicht. Selbſt nit in dem 
Valle einer zweyten Che ift die Tochter berechtiget, ein neues 
Heirathsgut zu fordern. Nur der nothwendige Anterhalt Fönnte 
einer hülflofen Tochter und ihrer Nachkommenſchaft von vermds 
genden Aeltern nicht verfagt werden ($$. 141, 143 u. 795). 

2) Es entfteht hier die Frage, was Rechten wäre, went- 
die Aeltetn bey Beſtellung eines Heirathsgutes noch minder ver: 
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mögend geweſen wären, dad Heirathögut daher ſchmal audges 
fallen wäre, bis zur zweyten Verehelihung der Tochter die Vers 
mögendumftände der Aeltern ſich aber bedeutend verbeffert häts 
ten? — Auch diefer Fall würde, meined Dafürhaltend, von der 
gegenwärtigen Anordnung ded Gefeßes Feine Ausnahme machen, 
weil in felber die Regel auögefprochen ift, daß die Aeltern ihren 
Töchtern nur einmahl ein Heirathögut zu geben fehuldig find 5 
der Betrag diefes Heirathöguted aber nach dem Stande und Vers 
mögen der Aeltern, wie fie zur Zeit der Beftellung deöfelben 
beftehen, zu beftimmen ift. \ Haben nun die Xeltern bereits ein. 
folched Heirathsgut gegeben, fo haben fie ihre Pflicht vollſtän— 
dig erfüllt; und eine Zochter kann wegen der inzmwifchen einge: 
tretenen Standesveränderung der Xeltern, oder der verbefjerten 
Vermögens-Verhältniſſe bey ihrer zweyten Verehelichung eben fo 
wenig auf ein neues Heirathögut Anſpruch machen, als fie wäh— 
rend ihrer erften Ehe wegen diefen eingetretenen veränderten Um— 
ftänden auf eine Vermehrung deöfelben zu dringen berechtiget 
iſt. — Ein andered zdge der Fall nach fih, wenn die Tochter 
gleich anfangs Fein angemeffenes Heirathögut erhalten, und auf 
den Abgang nicht Verzicht geleiftet hätte; denn in diefem Zalle 
fann man nicht fagen, daß fie das ihr gebührende ig 
bereitd erhalten hätte. 

3) Cine weitere Frage entfteht hier, ob die Xeltern nicht 
im Salle einer Eyiction ded Heirathöguted von Seite eined Dritz 
ten dasſelbe erftatten müffen? — Fällt den eltern hier eine 
dolofe Handlung zur Laft, d. i. haben fie gewußt, daß die der 
Braut ald Heirathögut übergebenen Sachen nicht ihr Eigenthum 
find, fondern einem Dritten gehören; fo kömmt ed vor Allem 
darauf an, ob durd) die Eviction derfelben der noch verbleibende 
Theil des gegebenen Heirathögutes als ein angemefjenes Heiz 
rathögut angefehen werden könne oder nicht. — Im erften 
Falle find die Aeltern bloß als Gefchenfgeber in Anfehung die 
fer esinzieten Sachen anzufehen, und daher nur verbunden, det 
Tochter den Schaden zu vergüten, den fie dadurch erlitten zu 
haben erweifen Eann (F. 945). Im legtern Zalle find die eltern 
allerdings verbunden, ihrer Xochter dad Mangelnde zu erſetzen. 
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Diefes folgt aus der Lehre vom Schadenerſatze, zu folge welcher es 
dermann berechtiget ift, von dem Belchädiger den Erſatz des Scha— 
dens, welchen diefer ihm aus VBerfehulden zugefügt hat, zu for: 
dern ($. 1275). In diefem Falle aber Fann ed nicht bloß als 
Zufall angefehen werden, daß die Zochter durch die Eviction 
mehrerer Gegenftände des Heirathögutes einen Verluſt erleide, 
fondern die Urfache liegt offenbar im Verſchulden der Xeltern, 
daß fie ihr wiſſentlich ſolche Sachen ald Heirathögut übergeben, 
welche der Eviction ausgefegt waren. Haben aber die eltern 
nicht gewußt, daß die als Heirathsgut übergebenen Sachen eis 
nem Dritten gehören; fo Fann ihnen Fein Verſchulden in der 
Auswahl beygerechnet werden, es iſt daher auch die nachherige 
Eviction als ein bloßer Zufall anzufehen, der fih in dem Ber: 
mögen der Zochter oder nach Umftänden in dem Vermögen ihs 
red Öatten ereignet hat, und daher nad) den in dem Hauptftüs 
de von dem Rechte ded Schadenerfages aufgeftellten Grundſä— 
gen nicht erfegt werden darf ($$. 1306 u. 1317). Aus dem 
Rechtögrunde der Gewährleiftung Fann aber die Tochter ebene 
falld feinen Anſpruch machen, weil diefe nach $. 922 nur in 
dem Zalle Plat greift, wenn Jemand eine Sache auf eine ents 
geldliche Art einem Anderen überläßt '). 

4) Es frägt fich hier, welche Verhandlung in dem Falle, 
als fich die Aeltern weigern, ihrer Tochter ein Heirathsgut zu 
geben, einzutreten habe, ob dad gewöhnliche, gerichtsordnungs— 
mäßige Verfahren, oder nicht, und ob in Gemäßheit des Erſte— 
ten ein ordentliches Urtheil, gegen welches die Appellation frey— 
fteht, zu fchöpfen, oder bloß ein Befcheid, gegen welchen der 
Recurs offen fteht, zu erlaffen fey? — In dem Falle, ald fich 
die Ueltern gegen die Abführung eines Heirathägufes aus dem 
Grunde auflehnen, weil die Tochter ihr Heirathögut bereitd ers 
balten habe, Eann gegen dad gerichtsordnungsmäßige Derfahren 
gar Fein Anftand obwalten; zweifelhafter fcheinet dieſes in den 
Fällen der $$. 1221 u. 1222 zu feyn. Allein es ift in dem Ges 
fege fein genügender Anhaltöpunct für die Behauptung zu fins 


4) Huch nach römiſchem Rechte hat in diefem Falle Feine Redotation Statt. Zins 
ntermann im Eiv. Archiv. 8. B. ©. 301. 


Nippel's Commentar VIL TP- 36 
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den, daß diefe Arten Streitigkeiten von der allgemeinen Regel 
eine Ausnahme machen follten '). 


d. 1224, 


Sm Zweifel, ob Das Heirathögut von dem Ber: 
mögen der Aeltern oder der Braut ausgejeht 
worden ſey, wird das Lebtere angenommen, Ha— 
ben aber Aeltern das Heirathsgut ihrer minder- 
jährigen Tochter ohne obervormundfchaftliche 
Genehmigung bereits auögezahlt; fo wird verz 
muthet, daß es die Aeltern aus eigenem Ber: 
mögen gefban haben, ; 

4) Den Xeltern einer vermögenden Braut fteht ed Frey, 
ob fie da5 Heirathögut aus ihrem eigenen, oder dem Vermögen 
der Braut beftellen wollen. — Haben fie ſich bey der Beftellung 
hierüber nicht ausdrücklich und deutlich erklärt, fo wird, weil 
man Schenkungen nicht vermuthet, das Lebtere angenommen, 
und ed liegt daher demjenigen, der dad Erſtere behauptet, der 
Beweis feiner Behauptung ob. 

2) Diefe Vermuthung wird aber nicht nur durch den Ge⸗ 
genbeweis, ſondern in dem Falle, als die Aeltern das Heiraths— 
gut ihrer minderjährigen Tochter ohne vormundfchaftliche Ge— 
nehmigung bereitd ausgezahlt haben, durch die ftärkere Vermu— 
thung entfräftet, daß es die Aeltern aus eigenem Vermögen ges 
than haben. Diefe legtere Vermuthung laßt zwar einen Gegen: 
beweid zu, doch bleiben die Aeltern der Gefahr ausgeſetzt, ob 
das Heirathögut in eben dem Betrage, in welchem «3 von ih: 


nen dem Bräutigam gegeben oder zugefichert worden iſt, werde 
bewilliget werden 2). 


— 





1) Man ſehe hierüber meine obenerwähnte Abhandlung 9. 57, mo Die gegentheilige 
Meinung des Herrn Reg. Rathes v. Scheidlein an widerlegen verſucht wird. 
2) Siehe v ˖ Zeiller's Commentar Nr, 2. 
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0. 1225, 
uUebergabe 


Hat ſich der Ehemann vor gefchloffener Ehe Fein 
Heirathsgut bedungenz fo ift er auch Feines zu 
fordern berechtiget, Die Uebergabe des bedun: 
genen Heirathögutes kann, wenn Feine andere 
geit feftgefegt worden ift, gleich nach gefchlof- 
fener Ehe begehret werden, 

4) Bereit3 bey Erläuterung ded $. 1219 N. 2. wurde be= 
merkt, daß die Beſtellung des Heirathsgutes allzeit einen befon= 
deren Vertrag vorausfege. Diefed gefchieht zwar meiftens fchon 
vor gefchloffener Ehe, doch Fann dad Heirathögut auch während 
der Ehe erſt beftimmt, oder dad bereitö ſchon anfangd beftimmte 
noch nachher vermehret werden. Indeſſen ift, nach Ausfpruch 
des gegenwärtigen $., der Mann nicht befugt, diejenigen, welche 
zur Beſtimmung eined Heirathöguted verbunden find, deßhalb 
zu belangen, wenn nicht fchon vor gefchloffener Ehe ein Heiz 
tathbögut bedungen worden ift. Eine Audnahme würde jedoch 
der Sal machen, wenn ſowohl die Ginwilligung zur Che, ald 
die Beftellung .eined angemeffenen Heirathöguted ohne gegrüne 
dete Urfache verweigert worden wäre ($. 1222). 

2) In Anfehung der Zeit, wann das Heirathögut erlegt 
werden fol und muß, ift zu unterfcheiden, ob der Zeitpunct der 
Uebergabe beftimmt worden ift oder nicht, Im erfteren alle 
muß natürlich der Zeitpunct abgewartet werden, im leßteren 
Zalle kann die Uebergabe des bedungenen Heirathögutes gleich 
nach abgefchloffener Che begehret werden, Nach Verlauf des Zeitz 
puncted, auf welchen die Uebergabe feftgelegt worden ift, kann 
der Mann nicht nur dad Heirathögut felbft, fondern auch die 
Intereſſen und Nußungen fordern. Jene laufen zu 4 von 100 fl. 
von dem Tage, an welchem dad Heirathögut hätte erlegt werden 
follen ($. 995). Iſt Eein Zeitpunct ausdrücklich feftgefegt worden, fo 
fangen diefe Intereſſen vom Tage der gerichtlichen oder außergerichts 
lichen Ginmahnung zu laufen an. Bor gefchloffener Che kann, 
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nady meiner Meinung, für Beinen all die Uebergabe ded Heiz 
rathsgutes gefordert werden, weil die Ehepacte felbit erft mit 
Schließung der Ehe ihre Kraft und Gültigkeit erlangen, folglich 
vor gefchloffener Ehe noch Fein gültiger Titel, die Uebergabe des 
Heirathögutes zu fordern, vorhanden ift. 

3) Dad Heirathögut kann auch unter gewiſſen Bedingun⸗ 
gen zugeſichert werden. Eine natürliche Bedingung desſelben iſt, 
daß die Beſtellung desſelben nur dann aufrecht beſtehen könne, 
wenn die Heirath wirklich erfolgt, da fi) ohne Heirath Fein Heiz 
rathögut denken läßt. Ueberdieß dürfen aber auch die Bedin- 
gungen, welche der Beftellung desfelben beygefügt werden, nicht 
von der Art feyn, daß fie mit dem Begriffe oder Zwede des 
Heirathöguted im Widerfpruche ftehen. Würden deffen ungeach— 
tet folche Bedingungen beygefügt, fo wären fie, meines Dafür- 
haltens, zwar nicht ungültig, aber das fo benannte Heirathögut 
würde dann aufhören ein Keirathögut im ‚rechtlichen Sinne des 
Wortes zu feyn. 

4) In Unfehung der Bedingungen if jedoch ein Unterfchied 
zu machen, ob dad Heirathögut von ſolchen Perfonen beftellt 
wurde, welche durch die Geſetze dazu verpflichtet find, oder von 
folhen, von deren freyen Willkühr es abhängt, ob fie fich zur 
Beftellung eines Heirathsgutes verbindlich machen wollen oder 
nicht. Einem Dritten, der aus freyem Willen ein Heirathögut 
beftellt, oder einer großfäbrigen Braut oder Gattinn, welche fich 
darüber mit ihrem Bräutigame oder Ehemanne einverfteht, kann 
die Freyheit nicht verfagt werden, nad eigenem Belieben Bes 
dingniffe und Nebenverträge unter Beobachtung der obigen Vor— 
fchriften beyzufügen. Jedoch müſſen diefelben gleich bey der Be- 
ftellung des Heirathsgutes feftgefegt werden, da Fein Theil den 
bereitd gefchloffenen Vertrag einfeitig abändern und fein bereits er= 
worbenes Recht ohne deffen Einwilligung wieder befchränfen kann. 

5) Diejenigen hingegen, welche zur Beftellung eines Hei⸗ 
rathögutes verpflichtet find, können bey deffen Beftellung Feine 
Bedingungen, von welcher Ark fie auch ſeyen, beyrüden, wenn 
nicyt der Bräutigam oder Mann hierzu einmwilliget. — Eine 
Ausnahme hiervon hätte in dem Falle Statt, wenn diefe Perfos 
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nen ein größeres Heirathögut beftimmten, als fie vermög ihres 
Standes und ihred Vermögens zu beftellen fchuldig waren. — 
In diefem Galle müßte fich daher der Bräutigam die Bedingung 
gefallen laſſen, oder ſich mit einem minderen Betrage begnüs 
gen. — Uber felbjt diejenigen Bedingungen, welche mit Einwilz 
ligung des Bräutigams der Beftellung ded Heirathsgutes beyges 
rückt werden, können niemahls der Braut nachtheilig feyn, und 
"ihren Rechten, die fie auf das Heirathigut hat, präjudiciren, 
wenn nicht die Braut felbft, oder in fo fern fie noch minder» 

jährig ift, oder aus anderen Urfachen unter der Euratel ſteht, 
ihre Vertreter mit Einftimmung des vormundfchaftlichen Gerich- 
te5 dazu eingewilliget haben. 

6) Die Erlegung des bedungenen oder gerichtlich beſtimm— 
ten Heirathsgutes ift eine Rechtspflicht, kann daher mit Zwang 
durchgefegt, und fohin auf dem ordentlichen Rechtäwege durch 
gerihtlihe Erecution beygetrieben werden. — Es entfleht 
aber hier die Frage, ob diefer Rechtsweg auch dann Statt finde, 
wenn. diejenigen, die das Heirathsgut zu erlegen fchuldig find, 
felbft daducch in eigene Noth und Armuth gerathen würden. — 
Die älteren Gefege haben fowoh! den Aeltern und Großältern, 
als auch dem fremden Dritten, der fi) aus bloßer Freygebig— 
feit zur Erlegung eined Heirathögutes verpflichtet hat, das ſoge— 
nannte beneficium competentiae eingeräumt, vermög deifen fie 
auf nichts mehr belangt werden Fonnten, als auf dadfenige, was 
fie füglih,, und ohne eigene Noth zu leiden, zu thun im Stande 
find. — Von diefer Nechtöwohlthat fihweigen die neueren Gele: 
Ge. Allein find ed die Aeltern, gegen welche das Heirathsgut 
in Anfpruch genommen wird; fo find hier zwey Fälle gedenfbar. 
Es haben nähmlich entweder die Aeltern den Betrag des Hei: 
rathsgutes durch freyes Hebereinfommen beſtimmt, oder er ift durch 
gerichtliches Urtheil feftgefegt worden. Im erften Falle werden 
Sich die Aeltern auf den $. 154 berufen Eönnen, vermög wel: 
chen die Kinder ihre Aeltern, wenn fie in Dürftigkeit gerathen, 
fogar anftandig zu erhalten verbunden find, daher um fo we: 
niger berechtiget feyn Eönnen, fie in Dürftigkeit zu ftürgen. — 
Im zwenten alle konnte ſich das gerichtliche Urtheil nur auf 
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die Voraudfeßung größerer Vermögenskräfte der Aeltern ſtü— 
gen: zeigt ed fih nun in der Folge, daß die Aeltern durch 
Erequirung des gefällten Grfenntniffes wirklich in Dürftigkeits— 
ftand verfegt wurden; fo ift diefes ein Beweis der unrichtigen 
Vorausſetzung des Gerichtes, und den Aeltern müßte wegen 
diefes neuen Beweismittel die Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand bewilligt werden, und zwar um fo mehr, ald hier auch 
der oben angeführte Weigerungsgrund vorhanden ift. 

Hat ein Dritter der Tochter für ihren Verehelichungsfall 
ein beſtimmtes Heirathsgut zugefichert, und iſt derfelbe in der 
Folge in eine folche Lage gerathen, daß ihm durch die Erfüllung 
feines Verfprechens felbft der nöthige Unterhalt entzogen würde; 
fo kann er zwar deffen ungeachtet von der Schuldigkeit, feinen 
Verſprechen nachzukommen, nicht entbürdet werden ; weil dad Ge— 
feß von der Regel, daß Verträge zu halten ſeyn, hier Feine Aus: 
nahme machet. Nur ift derfelbe, weil er ald Gefchenfgeber er: 
ſcheint, berechtiget, jährlich von dem ald Heirathsgut übergebe: 
nen DBetrage die gefeglichen Zinfen ($. 995) zu fordern, wenn 
nicht die Ehegatten, denen dad Heirathsgut zur Erleichterung 
ihres häuslichen Aufwandes dienen follte, in gleich dürftigen Uns 
ftänden fich befinden ($. 947). 

Diefe beyden letzteren alle fegen voraus, daß dad Ber: 
fprechen nur der Tochter nicht aber ihrem Gatten gemacht wor— 
den ift. Das Verſprechen, welched die Aeltern oder ein Drit— 
ter unmittelbar dem Gatten felbft macht, kann nicht nad) den= 
felben Grundfägen behandelt werden. Kein Gefeß verbindet den 
Satten feinen Schwiegerältern einen Unterhalt abzureichen; ihm 
fteht daher auch obiger gegen dad Necht der Gatten angegebene 
Grund, ihre Heirathöguts : Forderung zwangsweiſe durchzufegen, 
nicht im Wege, und hat ein Dritter fich zur Leiftung eined Hei— 
rathsgutes gegen den ©atten felbft anheifchig gemacht; fo kann 
diefes DVerfprechen Eeineswegsin Bezug auf diefen als ein reiner 
Act der Zreygebigkeit angefehen werden, indem der Gatte durch 
die DVerehelihung ja die große Laft auf fih nimmt, der Gattinn 
und den Kindern den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, und. 
um dieſer Verpflichtung nachfommen zu können, gerade auf die 
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Zusählung des Heirathögutes rechnet. — Was fohin reiner Act 
der Freygebigkeit gegen die Frau ift, ift e5 nicht gegen den Manın, 

7) Bey diefer Öelegenheit Fann auch die Frage aufgewor= 
fen werden, ob dad Heirathögut von einem zur Dotation nicht 
DBerpflichteten mündlich zugefichert werden könne, oder ob hier— 
über die Ausftelung und Einhändigung einer Urkunde nothwen: 
dig ſey? — Die Beantwortung diefer Frage hängt eben von der 
Entfheidung der Vorfrage ab, ob die Zuficherung eines folchen 
zur Dotation nicht Verpflichtefen ald ein reiner Act der Freyge— 
bigkeit (ein Geſchenk) anzufehen fey oder nicht ? — Diefe Trage iſt 
nad) der oben gemachten Bemerkung dahin zu entfcheiden, daß 
in dem Falle, als nur der Öattinn dad Verfprechen gemacht wor— 
den ift, dasfelbe allerdingd als ein Gefchenf anzufehen fen; wo 
hingegen daöfelbe, wenn es dem Ehegatten felbft gemacht wor— 
den ift, ald Eein reiner Act der Freygebigkeit in Bezug auf dies 
fen behandelt. werden fann '). 


j. 1226. 
und Beweis derfelben. 

Denn über das Vermögen des Chemannes ein Con⸗ 
curs verhängt wird; fo macht feine vor Aus— 
bruch des Concurſes gefchehene fekriftliche oder 
mündliche Beftätigung, daß er das Heiraths— 
gut empfangen habe, gegen Sedermann einen Be: 
weis. Erfolgt aber die Beftätigung erft nad 
ausgebrochenem Concurſe; fo hat fie gegen die 
Gläubiger keine Beweiskraft, 

4) Wenn die Gattinn feiner Zeit dad aus ihrem Vermögen, 
oder aus dem Vermögen ihrer Aeltern oder eined Dritten be: 
ftellte Heitathögut anfpricht, muß fie beweifen,, daß es dem Gat— 
ten wirklich zugebracht worden fey. Wie diefer Beweis geführt 
werden müffe, lehrt die a. b. Gerichtsordnung. Nur entfteht 

4) Vergleiche den von Herrn Viceprafidenten Carl Zofeph Ritter von Pratobevera 


in der Wagnerifchen Zeitfchrift. 1327, 1.9., S ˖ 1— 10 erzählten Eivilrechtss 
fall, mie den angeführten Bemerfungen, 
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bier die Stage: ob das außergerichtliche Geftändniß des Mannes 
über den Empfang des Heirathögutes auch in dem Falle einen 
Beweis mache, wenn ed nicht mit den in $. 110 der a. b. ©. O. 
vorgefchriebenen Eigenfchaften verfehen iſt? welche Trage Regie— 
rungsrath v. Scheidlein in feinen Mifcelen (3. Heft. ©. 38) 
aus dem Grunde bejahend beantwortet, weil der gegenwärtige 
$. dad in der Gerichtöordnung vorgefchriebene außergerichtliche 
aualificirte Geftändnig nicht voraudfege. Allein ich glaube, daß 
auch hier dad außergerichtliche Geſtändniß, damit es einen volla 
ftändigen Beweis mache, auf Befragen folcher Perfonen abgelegt 
feyn müſſe, von denen der Mann wußte, daß ihnen daran ge: 
legen ſey, die Wahrheit zu erfahren. Denn dad gegenwärtige 
Geſetzbuch enthält gar Eeine Entfcheidung für den Fall, wenn 
die Gattinn die Uebergabe des Heirathäguted gegen den Mann 
oder deſſen Erben behauptet, und deutet dadurch offenbar an, 
daß ed auch in diefem Falle bey denjenigen Beweifesarten bleis 
ben folle, welche die Gerichtsordnung überhaupt feftfegt. Es 
läßt fih auch Fein Grund abfehen, warum der Gefegeber in 
diefem Zalle die Gattinn in ihrer Beweifeslaft erleichtert haben 
follte, da es ihr doch ein Leichtes ift, fich bey Zuzählung des 
Deirathögutes einen Beweis zu verfchaffen. Für diefe Meinung 
ftreitet auch überdieß der Umſtand, daß in dem weſtgalliziſchen 
Geſetzbuche (3. Th. TO. Hptſt. $. 325) ausdrücklich enthalten 
war: Hat ſich der Ehemann mündlich oder ſchrift— 
lich geäußert, daß er dad Heirathögut empfans 
gen habe; fo ift ed Hinlänglih um die gefchehene 
Mebergabe an ihn und feine Erben zu beweifen, 
und daß gerade diefe Stelle, durch welche Scheidlein’s Meinung 
beftätiget erfchiene , in dad allgemeine bürgerliche Geſetzbuch nicht 
übertragen wurde. Nur für den Fall eines Concurfes entjtand 
der Zweifel, ob dad Geſtändniß des Ehemannes auch gegen feine 
Gläubiger , folglich gegen dritte Perfonen, gegen welche ein Ge: 
ftandnig der Regel nach Eeine Wirfung hat, eine Beweifeskraft 
habe? und nur diefe Stage wollte der öfterreichifche Gefeßgeber 
in dem gegenwärtigen $. beantworten, und es liegt dieſer ©e> 
ſetzesſtelle keineswegs die Abſicht zu Grunde, von den im der 
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allgemeinen Gerichtöordnung in Betreff der Beweiskraft des aus 
Bergerichtlichen Geftändniffes vorgezeichneten Vorfichten eine Aen— 
derung zu freffen. 

2) Bey einem über dad Vermögen des Chemannes ausge— 
brochenen Concurſe macht die Betätigung ded Ehegatten dab 
Heirathsgut empfangen zu haben, nur dann einen Beweid, wenn 
fie vor Ausbruch des Concurfes gefchehen ift. — Iſt die Bes 
ftätigung bloß mündlich gefchehen, fo ift in dem Beweiſe der ge= 
fhehenen Beftätigung überhaupt auch der Beweis, an welchem 
Zeitpuncte diefelbe erfolgt fey, ob vor oder nach ausgebrochenem 
Concurſe, mitbegriffen. Könnten fich die hierüber abgehörten Zeus: 
gen an den Zeitpunct der abgegebenen Beftätigung nicht mehr 
erinnern, fo wäre ohne Zweifel der erforderliche Beweis nicht 
hergeftellt. — Iſt dagegen eine fehriftliche Urkunde vorhanden, 
in welcher der Empfang des Heirathsgutes beftätiget erfcheint, 
fo kömmt es gleichfall5 darauf an, ob die Urkunde vor Ausbruch 
des Concurſes, oder nah demfelben auögeftellt worden ſey. — 
Hier entfteht nun die wichtige, ſchon mehrfach befprochene Fra— 
ge, ob dad Datum der Urkunde hierüber fchon einen hinreichens - 
den Beweis mache? oder ob die Zeit der Ausſtellung durch einen 
anderen Beweis außer der Urkunde dargethan werden müffe? — 
Die Praxis fcheint ſich mehr für die Bejahung der erfteren Frage 
susgefprochen zu haben. — Der nähmlichen Unficht haben fidy 
auch unter den Schriftftelleen Here Regierungsrath v. Scheid: 
fein‘), dann der Here NRegierungsrath und Profeffor Winniwars 
fer »), und ein ungenannter Recenfent in der Haller = Literatur: 
zeitung angefchloffen. — Erfterer ftüßet feine Meinung Tediglich 
darauf, daß eine Zurückdaticung nicht vermuthet werde, folglich 
aud) dem Maffe » Vertreter der ſtrenge Beweis obliege, daß die 
mit einem früheren Datum verfehene Quittung erſt nach Aus— 
bruch des Concurſes ausgefertigt worden fey. Die Gründe des 
Heren Profeffors Winniwarter, fo wie ded unbekannten Necenfen: 
ten in der Haller sLiteraturzeitung befchränken fich eigentlich auf 





s) Mifcellen 3. 9. ©. 33 — za, 
2y In der Wagneriſchen Zeitſchrift. 
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die Widerlegung der vom Herrn Profeffor Wagtter ?) und von 

‚mir ?) für dad Gegentheil angeführten Gründe, welche gegentheilige 

Meinung auch fpäter Herr Dr. Ignaz Szadbef in Lemberg’) gegen 

Herrn Profeffor Winniwarter in Schuß nahm. — Die Gründe 

für die leßtere Meinung laffen ſich kurz folgendergeftalt darſtel— 

Ien, wobey auch die gegentheiligen Widerlegungdgründe gewür— 

diget werden. 

a. Die vor dem Audbruche ded Concurſes abgegebene Beftäti- 
gung des Gatten über den Empfang des Heirathsgutes ift die 
Bedingung, unter welcher diefe Beftätigung gegen die Con 
cursmaſſe etwas beweiſt; die Eriftenz einer Bedingung aber 
als einer Greignung, von welcher ein Recht abhängig gemacht 
wird ($. 696), wird als Factum nicht vermuthet, fondern 
muß erwiefen werden; folglich muß die Öattinn, welche fi 
auf dieſes Factum beruft, nad) der befannten Regel: Factum 
alleganti incumbit probatio , dasſelbe beweifen. — Man Fant | 
übrigend, um den Ausdruck „Bedingung? deffen Bedeutung, - | 
wie er angewendet wird, beanftändet wurde, zu vermeiden, dia 
ſes Raifonnement auch in folgende Werte umkleiden: Die | 
vor dem Ausbruche des Concurſes abgegebene Beftätigung des 
Gatten über den Empfang des Heirathsgutes iſt ein Umſtand 
oder ein Factum, welches dad gefegliche Erforderniß der Be— 
weiskraft der Urkunde ausmacht, da3 folglich vorhanden feyn 
muß, wenn die Beftätigung ded Ehegatten gegen die Con— 
cursgläubiger etwas beweifen ſoll; die Eriftenz eines Factums 
aber, von welchem Rechte abhängig find, wird nicht vermu— 
thet, fondern muß erwiefen werden; folglid muß auch die 
Sattinn, die fich auf diefes Factum beruft, daöfelbe beweifen, 

b. Muß aber die Öattinn, um der Beftätigung ihres Ehegatten 
wegen der richtigen Zuzählung des Heirathögutes Glaubwür— 
digkeit zu verfchaffen, darthun, daß die Beftätigungsurfunde | 
noch vor Ausbruch des Concurfes ausgefertigt worden fy5 
fo kann fie fich doch zum Beweife deffen nicht wieder auf den 


1) Zeitfchrift Zahrg. 1325, 9. H., Nr. XVII. | 
2) Darſtellung der Rechte der Ehegatten S. 13 — 78, 
5) Wagner, Zeitich. 1329, 2. H., ©, 107 — 125. 
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Anhalt der Beftätigungsurfunde felbft berufen. Denn der 
Umftand, von welchem die Beweisfraft der Urkunde abhängt, 
kann doch nicht wieder durch diefe Urkunde ſelbſt erwieſen wer— 
den. Sollte er durch diefes Document felbft erwiefen werden, 
fo muß felbe3 eine beweismachende Urkunde feyn. Sie ift aber 
nur dann beweismachend, wenn fie vor Ausbruch de Con: 
eurfed audgefertigt if. — Es ſcheint daher in die Augen fprin: 
gend zu feyn, daß der Umſtand, von welchem die Beweiskraft 
der Urkunde abhängt, vorläufig (außerhalb der Urfunde) gewiß 
(im juridifhen Sinne) exiſtent ſeyn müffe, ehe man der Ur: 
Funde felbft eine Beweifeskraft zugeftehen Fan. — Man will 
zwar behaupten, daß es ſich bey der Beftätigungsurfunde 
des empfangenen Heirathögutes gerade fo verhalte, mie bey 
den inneren Erforderniſſen eines Schuldfcheins über ein Dar: 
leihen. Obſchon nun der $. 1001 ausdrüdlich anordne, daß 
ein Schuldfchein über einen Darleihensvertrag nur dann 
einen Beweis mache, wenn er die bey demfelben verabredeten 
Beſtimmungen redlich und deutlich angibt, fo werde doch Nie— 
mand zweifeln, daß der Schuldner, wenn er 3. DB. die Ein— 
wendung macht, er habe nicht, wie es im Schuldfcheine heißt, 
bares Geld, fondern Obligationen erhalten, feine Cinwendung 
beweifen müffe. — Allein ich Fann die Identität diefer bey: 
den NRechtöverhältniffe nicht zugeben. — Schon die Betrach: 
fung, daß in dem $. 4001 von innerlichen Erforderniffen 
die Nede ift, während e5 fich doch in unferem Kalle um einen 
äußeren Umſtand handelt, muß darauf führen, daß beyde 
Bälle nicht gleicher Natur find. — Unziweifelhaft ift ed, daß 
der Schuldner, wenn er obige Cinwendung macht, felbe er: 
weiſen müffe, weil er eine Urkunde gegen fich hat, die nach 
den Vorfchriften der ©. D. einen volllommenen Beweis ge: 
gen ihn macht. — Behauptet er fohin dad Vorhandenfeyn fol: 
cher Umftände, welche die im Allgemeinen vom Geſetze aus: 
gefprochene Glaubwürdigkeit einer folchen Arfunde wieder auf: 
heben folfen, fo ift ed ganz natürlich, daß er hiervon den Be: 
weid liefern müſſe. — Ganz anders verhält ed fich mit der 
Beſtätigungsurkunde des empfangenen Heirathsgutes, wenn 
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die Sattinn nach ausgebrochenem Concurſe über das Vermö— 
gen ihres Gatten damit zum Borfcheine kommt. — Denn hier 
erfcheint die Urkunde an und für ſich unglaubwürdig ; der Um— 
ftand, die fie allein glaubwürdig macht, ift die vor Ausbruch 
des Concurſes gefchehene Ausfertigung derfelben; wern nun 
füc diefen Kein anderes Beweidmittel, ald die Urkunde felbft 
vorhanden ift, wie foll diefelbe gegen den Widerfpruc des 
Maffe- Vertreterd etwas beweifen? Daß, wenn es fih um 
die Frage handelt, welches Teſtament ald das fpätere wirf- 
fam feyn fol, zunächft das Datum entfcheide, beweifet für 
die gegentheilige Anſicht ebenfalld nichts. — Denn der Grund 
davon liegt darin, daß der Wille des Erblaſſers in allen 
Puncten, folglich auch in der Datirung aufrecht erhalten wer: 
den fol. — Denn nicht fo viel deßwegen, weil vermuthet 
wird, dee Erblaſſer habe das Zeftament wirklid „am Tage 
des Datumd audgefertigt, als meil er dadurch feinen Willen 
an Zage legt, daß dad Zeftament fo angefehen werden foll, 
als wäre dasfelbe am Tage ded Datums wirklich errichtet 
worden, iſt das Datum der legtwilfigen RR in einem 
Rechtsſtreite entfcheidend. 

c. Es ift doc) Eein Zweifel, daß bey einer mündlichen Beſtäti— 
gung auch der Umftand, daß diefe vor dem Ausbruche des 
Concurſes gefhah, von der Klägerinn zu erweifen fey — 
Es ift auch vollfommen richtig, daß der Beweis dieſes Um— 
fiandes in eben dem Zeugenbemweife, der über die Richtig: 
Eeit der Beftätigung geführt wird, duch die nähmlichen 
Zeugen geliefert werden Fünne; und diefe Bemerkung könnte 
auch zu der Behauptung VBeranlaffung geben, daß durch 
die nähmliche Urkunde, worin der Empfang des Heirathögu: 
te5 beftätiget wird, die Zeit, wann fie audgeftellt worden 
ift, erwiefen werden könne. — Allein diefes wäre offenbar 
ein Irrthum. — Denn e5 handelt ſich hier, wie mehrmahl 
erwähnt wurde, um einen Umftand, von welchen die Glaub- 
mwürdigkeit einer Urkunde abhängt. — Nun wird fchwerlich 
behauptet werden fünnen, daß, wenn die Glaubwürdigkeit 
der Zeugenausfagen von dem Daſeyn eines Umſtandes abhängt, 
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diefer Umftand durch die nahmlichen Zeugenaudfagen außer Zwei⸗ 
fel gefeßt werden könne. — Geben wir den all: die Gat—⸗ 
tinn eines Cridatard melde gegen des letzteren Concursmaſſe ihre 
Heitathögutd= Forderung an, und berufe fich zum Beweife des 
ihrem Gatten wirklich zugezahlten Heirathögutes auf die Zeu— 
gen A und B, welche zur einftigen Herftelung ded Beweifes 
eigens zugezogen worden find. Diefe beyden Zeugen feyen 
aber des Verbrechens des Betruges fchuldig erkannt worden; 
fomit ift ihre Audfage überhaupt unglaubwürdig, und nur 
dann, wenn die von dem Maffeverkretee widerfprochene Anz 
gabe der Klägerinn, daß die Zuzahlung des Heirathögutes, 
bey welcher diefe Zeugen zugegen gewefen feyn follen, noch 
früher vor fich gegangen fey, als fie im gerichtliche Unterfus 
Kung gezogen worden find, wird der Ausfage diefer Zeugen 
Slauben gefchentt, und fie werden dann zum Zeugeneide zuges 
laffen werden müffen. Es ift fohin auch hier der Zeitpunct, in 
welchem die Zuzahlung des Heirathsgutes gefchehen feyn fol, 
ein ſehr mwefentlicher Umftand. — Nun fiheint ed offenbar, 

daß die Ausfagen diefer beyden Zeugen über den Zeitpunct, 
wann die Zuzählung des Heirathögutes gefchehen feyn fol, 
Feinen Beweis machen könne. Denn da die aufgeführten Zeus 
genausfagen verwerflich find, fo find auch ihre einzelnen Auss 
fagen unglaubwürdig , und fie können alfo auch nicht dazu ge= 
braucht werden, einen Umſtand außer Zweifel zu fegen, bey 
deffen Borhandenfeyn ihrer Ausfage Glauben beygemefjen wer— 
den darf. 

d, Es kann zwar nicht verfannt werden, daß der $. 1226, wenn 
er auf die hier von mir angenommene Art ausgelegt wird, 
nicht jeden betrügerifchen Einverftändniffe dadurch vorgebeugt 
werde; aber eben fo wenig. Kann in Abrede geftellt werden, 
daß die gegnerifche Auslegung des gegenwärtigen $. den Liftis 
gen Einverftändniffen einen viel freyeren Spielraum gewährte, 
und den Maſſevertreter beynahe in die Unmöglichkeit verfeße, 
diefem trügerifchen Einverftändniffe zu begegnen. — Denn 
wie Teicht iſt ed für den Ehegatten auch noch nach audgebro: 
chenem Goncurfe feiner Chegattinn eine von ihm eigenhändig 
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gefchriebene und unterfchriebene Beftätigungsurfunde in Ge: 
heim auszuſtellen; wie fell der Maffevertreter hiervon Wiſſen— 
ſchaft erhalten? und wie fol er den Beweis einer fpäteren 
Ausftellung herftellen Fonnen? Soll man daher aud dem Um: 
ftande, daß der Geſetzgeber bey der hier behaupteten Ausle— 
gung ded gegenwärtigen $. Feine genügende Abhülfe verſchafft 
habe, zu fchliegen berechtiget feyn, daß er gar Eeine Abhülfe 
habe verfchaffen wollen? — Ohne Zweifel hatte der höchfte 
Geſetzgeber bey Erlaffung der Vorſchrift de3 gegenwärtigen 
° 6. die Abfiht, den Schuß der Rechte der Gläubiger mit dem 
der Gattinn in ein Sleichgewicht zu feßen, Wenn ed ihm nun 
auch nicht gelungen feyn follte, diefes zu erreichen, muß nun 
nicht jene Auölegung als die richtigere gelten, welche ſich der 
Löſung diefer Aufgabe mehr als die andere nähert? — Die: 
feö erzweckt aber offenbar die hier vertheidigte Audlegung; denn 
bey diefer Teidet der Schuß, den die Geſetzgebung der Gat— 
tinn angedeihen laſſen wollte, keineswegs — da, ed ja ganz in ih: 
rer Macht fteht, fich Beweife zu verfchaffen, daß die Urkunde 
noch vor Ausbruch des Concurfes auögefertigt worden ſey; 
wogegen bey der gegnerifchen Auslegung dem unredlich han= 
deln wollenden Cridatar und feiner Gattinn die Gelegenheit 
eröffnet ift, die Gläubiger zu bevortheilen, ohne daß denfelben 
Mittel oder Wege verfchafft werden, fich dagegen vorzufehen. 
Entweder geht der Gefeßgeber von dem Grundfaße aus, 
daß auch) dem Cridatar noch die Vermuthung der Unbefchol- 
tenheit, welche im $. 17 des Gefeßbuches ausgefprochen ift, 
zu Statten komme, und in Folge derfelben auch fo viel Bere 
trauen gefchenft werden müffe, daß er zur Beeinträchtigung 
der Gläubiger Eeine Unmwahrheit beftätigen werde, oder er 
vertraut auf diefe Vermuthung der Unbefcholtenheit nicht mehr, 
und befürchtet, derfelbe möchte zu Gunften feiner Gattinn eine 
die Rechte der Gläubiger verlegende Beftätigung abgeben. — 
Am erfien Falle fordert ed die Confequenz, daß er Eeinen 
Unterfihied mache, ob die DBeftäfigungsurfunde vor oder 
nach Ausbruch ded Concurfes ausgefertiget werde, im zweyten 
alle aber muß er ganz natürlich anordnen, daß eine erſt 


* 
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nach Ausbruch des Concurſes ausgefertigte Empfangöbeftä- 
tigung des Gatten über das zugezählte Heirathögut Feinen Be: 
weid mache. Da nun der öfterreichifche Gefeßgeber diefe letz— 
vere Anordnung wirklich gemacht hat, fo muß man auch fol: 
gerichtig fehließen, daß er gegen den cridatarifchen Ehegatten 
das Mißtrauen hege, er könne durch eine falfche Beftätigung 
die Rechte der Gläubiger verkürzen. — Iſt nun aber diefes 
der all, fo ijt nicht einzufehen, warum fich diefed Mißtrauen 
auf eine Vordatirung der Urkunde nicht ausdehnen follte ? 

e, Man kann zwar enfgegnen, daß wenn auch der Gefeßgeber 
dem Cridatar Fein volles Vertrauen mehr fihenfe, doch der 
fchuldlofen Gattinn die Vermuthung des $. 47 des Geſetzbu— 
ches zu Statten fommen müffe, welche, wenn fie auch durch 
den Widerfpruch ded Gegners, für welchen die gleiche Vermus 
thung ffreitet, neutralifirt oder aufgehoben wird, doch durch 
die beygebrachte DBeftätigungsurfunde ded Mannes gegen 
den nacten Widerfpruch des Gegners das Uebergewicht er= 
halte. — Allein nicht jedes Uebergewicht ijt hinreichend, der 
Fägerifchen Angabe Glauben zu verfchaffen. — Hätte die Ehe— 
gattinn anftatt der fehriftlichen Beftätigung ihres Chemannes 
die eidliche Audfage eined unbedenklichen Zeugen für fich, fo. 
wäre gleichfalld das UWebergewicht auf ihrer Seite, und es 
dürfte wohl in die Augen fpringen, daß die eidliche Aus: 
fage eines ganz unbedenklichen Dritten der Angabe 
der Oattinn ein größeres Uebergewicht geben müffe, als die 
mit Eeinem Eide bekräftigte Beftätigung des cridata: 
rifhen Gatten, welden das Geſetz in letzterer Eigen— 
ſchaft allein unter die verwerflichen Zeugen zählet '), 
und doc) würde ihr, wenn fie fich nicht zugleich zum Erfül- 
lungseide erböthe, Fein Glauben gefchenft werden. Weberhaupt 
fpielt der $. 17 des bürgl. Gefeßbuches bey unferem Civilpro= 
zeffe Feine unwichtige Rolle; da die Erzählung ded Einen, und 
der Widerſpruch des Andern gleiche rechtliche Folgen haben, 
ob fie aus dem Munde anerkannt unbefcholtener Menſchen, 
oder aus dem mehrmahl uberwiefengr Betrieger fommen, Endlich 
4) 4. ana der ag, Gı9, lit. b. 
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f. die frühere öfterreichifche Civilgefeggebung hat in Lebereins 
flimmung mit den franzöfifchen und preußifhen Eivilgefegen 
der Deftätigung ded Mannes uber den Empfang des Heis 
rathöguted gegen die Gläubiger alle Beweifeöfraft entzogen, 
ohne Unterfchied,, wann diefe Beftätigung erfolgt fey. - Ohne 
Zweifel hat der Öfterreichifche Gefeßgeber das Drückende dies 
fer Dispofition beherziget, und von dem früher angenommenen 
Grundfage den Fall auögenommen, wenn die Befläs 
tigung des Ehegatten vor Ausbruch des Concurſes erfolgt ift. | 
Es ift daher auch ganz natürlich, daß die Chegattinn das Eins | 
treffen diefes Falles erweifen müſſe, und ed Eann bey die | 
fer getroffenen Abänderung gewiß nicht die Abficht des höche | 
ften Gefeßgeberd gewefen feyn, den Gridatar, dem er auch 
gegenwärtig nody mißtraut, in die Lage zu fegen, feiner erft 
nad Ausbruch des Concurfes auögefertigten Beſtätigung durch 
eine Vordatirung Glaubwürdigkeit zu verfchaffen ). 


b. 1227, 


GBegenftand des Heirathsgutes, und Rechte des Ehemannes und der Che« 
frau in Rückſicht derfelden. 


Alles, was fich veräußern und nugen läßt, ift zum 
Heirathögute geeignet. So lange die eheliche 


4) Hier glaube ich Darauf noch aufmerffam machen zu müffen, daß, wenn ein» 
mahl erwiefen ift, daß die Beftätigung des Mannes vor Ausbruch des 
Concurſes erfolgt fey, auh Durch das Datum der Urkunde erwiefen fey, 
daß fie gerade in diefem Zeitpuncte ausgeferfigt wurde, weil in diefem Falle 
die Yrfunde an und für fich, folglich jeder Theil derfelben beweismachend ift. 

Sn der neueren Zeit wird aud) Herr Prof. Zifyer den Vertheidigern der 
gegentheiligen Anſicht (Wag. Zei. 1532. VIEL. Hft. ©. 63 — 31) zugezählet, 
worin er beſonders rügt, daß ſich die Vertheidiger der von mir behaupteten 
Meinung dadurch in einen Vortheilgefeßt haben, daß fie fi immer die Gattinn 
als iene Perfon vorftellen, welche das zugebrachte Heirathsgut bey dem über 
Das Vermögen des Mannes ausgebrochenen Eoncurfe Tiquidiet, indem Doch 
der f. 1225 ganz allgemein fpreche, Daß e2 doch aud) die Erben der bereits 
verftorbenen Gattinn, oder felbft der freywillige Befteller des Heirathsgutes 
feyn Fönne, der dieſe Heirathsgutsforderung zum Concurſe liquidiret. — 
Allein daß das Geſetz bey den [einzelnen Beflimmungen in Anfehung des Heis 
rathsgutes vorzüglich nur immer die Gattinn, und nicht den freywilligen Bes 
ſteller des Heirathsgutes vor Augen gehabt habe, beweiſet gleich Der folgende $. 
4228, nicht aber auch der ausdrüdlich den Sal des über das Vermögen des 
Ghemannes ausgebrochenen Concurſes behandelnde $. 1250, welcher nur von 
der Zurüdftelung ves Heirathbsagutesandie Ehegattinn sedeh, 
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Gefellfchaft fortgefest wird, gehört die Frucht: 
nießung des Heirathögutes, und deſſen, was 
demfelben zuwächſt, dem Manne, Beſteht das 
Heirathögut in barem Gelde, in abgefretenen 
Schuldforderungen oder verbrauchbaren Sachen; 
fo gebührt ihm das vollftändige Eigenthum, 


0, 1228, 


Befteht das Heirathsgut in unbeweglichen Gütern, 
in Rechten oder Fahrniffen, welche mit Schonung 
‚der Subſtanz benüßt werden können; fo wird 
die Ehegattinn fo lange als Eigenthümerinn und 
der Mann als Sruchtnießer derfelben angefehen, 
bis bemwiefen wird, daß der Ehemann das Hei: 
rathögut für einen beftimmten Preis übernom- 
men, und ſich nur zur Zurüdgabe diefes Geldbe— 
trages verbunden bat. * 


4) Zum Heirathsgute können bewegliche und unbewegliche, 
Eorperliche und unförperliche Sachen oder Rechte, bares Geld 
oder Schuldbriefe, Furz alle Sachen gegeben werden, welche im 
Verkehre ſtehen, und zur Befriedigung der häuslichen Bedürf: 
niffe benüßt werden können. 

2) Die Verfchiedenheit diefer Gegenftande hat auf die dem 
Manne, der Frau oder dem DBefteller des Heirathsgutes auf 
diefelbe gebührenden Rechte den wefentlichften Einfluß. Die Bez 
ſtimmung de3 Heirathögutes, dem Manne die Beftreitung der 
ehelichen Bedürfniffe zu erleichtern, folglicy ihm aus dem Heiz 
rathögute einen Nutzen zu verfchaffen, gibt in Anwendung auf 
die verfchiedenen Gegenftände des Heirathöguted die Grundfäge 
an die Hand, aus welchen die Rechte des Mannes in Betreff 
des Heirathöguted beurtheilt und erörtert werden müffen. 

3) Die Rechte , welche der Mann auf die zum Heirathögute 
gehörigen Gegenftände erhält, werden zuförderft durch den Um— 
ftand beftimmt, ob diefelben in unbeweglichen Gütern, oder in 
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Rechten und Fahrniſſen, welche mit Schonung der Bubftanz 
benügt werden Fünnen, beftchen, oder ob felbe verbrauchbare, 
d. i. folche Sachen find, die ohne ihre Zerftorung oder Ders 
zehrung den gewöhnlichen Nugen nicht gewähren. Won den Les 
teren wird der Ehemann durdy die Uebergabe vollftändiger Eis 
genthümer, weil er, um fie zum häuslichen Aufwande zu benü⸗ 
tzen, frey darüber zu verfügen berechtigt werden muß, und weil 
ſchon der $. 510 enthält, daß verbrauchbare Sachen an und für 
ficy Fein Gegenftand des Gebrauches oder der Sruchtnießung find, 
fondern nur ihr Werth. — Von den Gegenftänden der erfteren 
Gattung wird ihm aber in der Regel keineswegs ein Eigenthums⸗ 
recht, fondern nur die Benügung und Fruchtnießung Übertragen. 
Das Gigenthum bleibt der Chegattinn oder dem DBefteller vordes 
halten ($. 1229), Nur im Falle, daß der Ehemann ein fol 
yes Heirathsgut für einen beftimmten Preid, den er feiner Zeit 
zurückzugeben fehuldig feyn fol, übernommen hat, wird er 
unter diefer Verpflichtung nach erfolgter Uebergabe vollftändiger 
Gigenthümer. Der Umftand allein, daß dad Heirathögut in einem 
beftimmten Werthe angefchlagen ift, ohne dad hinzugefommene 
Derfprechen des Mannes diefen Preis feiner Zeit zu vergüten, 
macht denfelben noch nicht zum Cigenthümer, fondern er bleibt 
deffen ungeachtet nur Sruchtnießer, und die vorläufige Schäßung 
dienet bloß zur leichteren Erhebung der Vergütung, oder ded zu 
erfegenden Schadens. 

4) Diefen aufgeftellten Grundfägen zu Folge erhält alfo der 
Ehemann das volle Cigenthum über das ihm ald Heirathögut über: 
gebene bare Geld, indem ihm diefed nichts nügen würde, wenn 
er ed nicht gegen Sachen umtaufchen könnte; dann über die ihm 
abgetrefenen (nit bloß zur Nugniefung überlaſſenen) 
Schuldforderungen, welches aus dem Begriffe der Abtretung folgt 
($. 1392). Berner über ‚ale ihm ald Heirathsgut übergebenen 
Sachen, welche im Handel und Wandel nad) Zahl, Mag und 
Gewicht gefchägt und berechnet werden, indem fi von diefen 
ebenfalld nicht leicht ein Gebrauch machen läßt, wenn man nicht 
zu ihrer Veräußerung oder Verzehrung berechtiget ift. Dagegen 
wird der Mann von liegenden Gütern, von Rechten, 3» B. vom 
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Zehent- und Jagdrechte, oder von einem Handlungs- oder Ge: 
werb5= Befugniffe, von andern nicht abgetretenen, folglicy nur 
zum Zinfengenuffe beftimmten Gapitalien ($. 510), von Fahrniſ— 
fen, die mit Schonung der Subſtanz benügt werden können, kei— 
neswegs Eigenthümer, fondern bloß Fruchtnießer derfelben, wenn 
er nicht, wie oben erwähnt worden ift, diefe Sache für einen bes 
ftimmten Preis übernommen, und fi) nur zur Zurüdgabe diefes 
Geldbetrages verbunden hat. 

5) Aus diefem vollen Eigenthumdrechte des Mannes über 
die genannten Gegenftände folgt von felbft, daß er nach) Wills 
kühr darüber verfügen (9. 362), und allen Nugen daraus ziehen 
Eönne (F. 404), daß er dagegen auch allen Aufwand, der zur 
Erhaltung der Sache, und zur Erzielung der aus felber zu zies 
henden Nußungen nöthig ift, aus feinem Vermögen beftreiten 
-müffe, und daß auch aller Schade, Zufall und Gefahr, welcher 
fih bey diefer Sache ereignet, nur ihm als Eigenthümer der Sa= 
che treffe ($. 1311). 

6) Bey denjenigen Gegenftänden de3 Heirathögutes hinges 
gen, worauf er zu Folge des oben Gefagten Fein Eigenthumss 
recht erlangt, Fommen demfelben die Rechte und Pflichten eines 
Nugniegerd ſowohl in Hinficht auf die Hauptfache, al3 auf den Zus 
wachs zu, mit Ausnahme der natürlichen Früchte und Nugungen, 
welche ihm ald Sruchtnießer eigenthümlicy zufallen ($. 511). Ihm 
gehört daher der volle, forwohl gewöhnliche, als ungewöhnliche 
Ertrag; er hat aber dagegen auch alle Laften, welche zur” Zeit 
der Beftellung des Heirathögutes mit der ihm als Heirathögut 

übergebenen Sache verbunden waren, zu übernehmen. Auf ihn 
fallen alle ordentliche und außerordentlicye von der Sache zu leiz 
ftenden Schuldigkeiten, in fo fern fie aus den während der Dauer 
der Sruchtniegung gezogenen Nußungen beftritten werden Fönnen, 
er trägt auch die Koften, ohne denen die Früchte nicht erzielet wer— 
den. — Gr ift verbunden, die Sache ald ein guter Haudvater in dem 
Stande, in welchem er fie übernommen hat, zu erhalten, und aus 
dem Ertrage die Auöbefferungen, Ergänzungen und Herftellungen zu 
beforgen (SS. 511 — 513). Dad Eigenthum diefer Gegenftände 
bleibt der Oattinn, oder nach Umſtänden dem freymwilligen Bes 
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fteller ded Heirathöguted, der fi) nach dem Tode des Manneb 
den Rüdfall deöfelben vorbehalten hat ($. 1229). 


0. 1229, 


Nach dem Geſetze fallt das Heirathsgut nach dem 
Tode ded Mannes feiner Ehegattinn, und wenn 
fie vor ihm ftirbt, ihren Erben heim, Sol fie 
oder ihre Erben davon ausgefchloffen ſeyn; jo 
muß dieſes ausdrüclich beftimmt werden. Wer 
dad Heirathögut freymwillig beitellet, Fann fich 
auöbedingen, daß ed nach dem Tode des Mannes 
auf ihn zurückfalle. 

4) Da dem Ehemanne dad Eigenthum, oder — die Frucht⸗ 
nießung oder Verwaltung des Heirathsgutes zur leichteren Bes 
ftreitung des mit der ehelichen ©efellfchaft verbundenen Aufwan— 
des eingeräumt wird (F. 1218); fo darf er (in der Regel), fo 
lange er lebt, von Niemanden in der Ausubung diefer Nechte ge: 
hindert werden. Allein nad) dem Tode ded Mannes, und in 
ähnlichen Fällen, wo fich der Zweck des beftellten Heirathögutes 
behebt, treten wichtige Rechte der Ehegattinn, ihrer Grben, oder 
der Bejteller des Heirathögutes cin. 

2) Das Gefeg ftellt hier die Hegel auf, daß nad) Ableben des 
Mannes dad Heirathögut auf die üderlebende attinn falle. Die 
Textirung diefes $. läßt ed etwas zweifelhaft, ob im Falle, wenn 
die Chegattinn vor ihrem Manne ftirbt, dad Heirathögut fogleich 
nach ihrem Tode, oder erft nach Abfterben des Mannes ihren Er: 
ben heimfalle. — Nach dem Inhalte des Zeiller’fchen Commentares 
fcheinet dad Legtere behauptet werden zu müffen, da er fagt : „In der 
Regel fallt nähmlich nach dem Ableben des Mannes dad Heirathögut 
auf die überlebende Hattinn, oder, wenn fie früher geftor: 
ben ift, auf ihre gefeglichen oder teftamenterifchen Erben.” Nach 
diefer Erklärung fcheint der Zeitpunct, an welchem dad Heiraths— 
gut zurückzuftellen ift, immer der Tod des Mannes zu feyn. Iſt 
zu diefem Zeitpuncte die Gattinn noch am Leben, fo fällt das— 
ſelbe ihr feldft, ift fie aber bereitd geftorben, ihren Erben anheim. 
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Allein eben deßwegen, weil der $. fich nicht des Ausdrudes, 
„wenn die Ehegattinn vor ihrem Manne gejtorben ift,” fondern 
fticbt, bedient, muß gefolgert werden, daß in diefem Falle dad 
Heirathsgut nicht erft nach dem Tode des Mannes, fondern gleich 
nach dem Tode der Gattinn ihren Erben zufalle, was auch mit 
dem Zwede des beftellten Heiratögutes übereinftimmt. — Deutz 
licher erhellet die Nichtigkeit diefer Auslegung, aus dem $. 332 
des 3. Theils des weftgallizifchen Gefeges, welcher die nähmliche 
Anordnung enthält, jedoch mit dem Motive des Gefeßgebers be: 
ginnt, und alfo lautet: „Weil dad Heirathögut dem 
Dianne zur Beftreitung der Eheftandölaften aus— 
gefeßt worden iſt; fo gilt die rehtlihe Vermu— 
thung, daßfolhesnah dem Tode des Manned fei- 
ner Ehegattinn, und wenn fie vor ihm ftirbt, ih: 
ven Erben heimfalle” Hier zeigt es fich offenbar, daß 
der Zeitpunct der Heimfälligkeit des Heirathögutes die durch den 
Tod des einen oder anderen Ehegatten gefchehene Auflöfung des 
Ehebandes ift. — Diefe Unordnung des Gefeges gründet ſich, 
wie aus dem citirten $. des meltgallizifchen Gefegbuches zu er— 
fehen ift, auf die Vermuthung, daß für den Fall, wo der Mann 
das Deirathögut zu den beftimmten Zwecken nicht mehr verwen: 
den Fann, die Ehegattinn, welche das Heirathsgut ſelbſt beftellt 
hat, oder die Aeltern, welche dasfelbe pflichtmäßig zur Verſor— 
gung ihrer Abftämmlinge beftimmten, und vermög des Zwedes 
auch der dritte wohlthätige Befteller ſich ftilfchweigend bedungen 
haben, daß ed der Gattinn oder ihren Erben zufallen folle- 

3) Allein eine felbftftändige Braut oder Ehefrau kann nicht 
nur allein ein aus ihrem Vermögen, fondern auch ein aus dem 
Dermögen derjenigen, die zur Beftellung eines Heirathsgutes 
rechtlich verpflichtet find, gegebened Heirathögut dem Manne zum 
unwiderruflihen Gigenthume, folglich auf den Fall feines Leber: 
lebend einräumen, oder wad immer für Bedingungen zum eige: 
nen Vortheile beyrücken. — Für den erfteren hier bemerkten Fall 
bedarf diefe Behauptung wohl Eeine Begründung; allerdings aber 
für den leßteren Fall, und zwar um fo mehr, ald Herr Hofrath 
v. Zeiler in feinem Commentare diefe Behauptung nur auf den 
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erfteren Fall beſchraͤnket. — Allein eben der Schlußfat des ges 
genmwärtigen $. deutet an, daß diejenigen, welche zur Beftellung 
eines Heirathsgutes rechtlich verpflichtet find, fich den Rüdfall ded 
Heirathsgutes nicht bedingen Eünnen. — Daraud folgt, daß die 
Öattinn rechtlichen Anfprucy habe, zu verlangen, daß auch da 
von diefen Perfonen gegebene Heirathögut nach dem Tode ded 
Mannes an fie, und wenn fie vor ihm ftirbt, an ihre Erben falle. 
— Auf diefes Recht aber Fann fie zu Gunften ihre Ehemannes 
Verzicht leiften. — Das Heirathögut, welches die Aeltern oder 
Großältern ihrer Tochter oder Enkelinn prlihtmäßig geben, geht 
in ihre volled Eigenthum über, und die Aeltern find nicht berechs 
tiget, der Beftellung des Heirathögutes eine das Eigenthum be— 
ſchränkende Bedingung anzufügen. — War jedoch die Gattinn 
zur Zeit der Beſtellung des Heirathsgutes bereits ſelbſtſtändig, 
und hat fie fich gutwillig diefe Bedingung gefallen laſſen, fo vers 
ſteht es fich oe ei ae auch in Erfüllung ge= 
bracht werden könne. 

4) Es liegt in der Natur der Sache, daß derjenige, wel- 
cher das Heirathögut freywillig beftellt, d. i. ohne daß auf 
feiner Seite eine Rechtöpfliche zur Beftellung eines Heirathögutes 
vorhanden ift, beliebige Bedingungen beyrüden, folglich auch den 
Rückfall des Heirathsgutes für den Sal, als die Ehe durch den 
Tod aufgelöfet wird, fich gültig bedingen Eönne, — Es ift daher 
auch in die Augen fpringend, daß der Ausfpruch des Geſetzgebers 
in dem legten Abſatze diefes $. auch für den Sal zu gelten habe, 
wenn die Öattinn ftirbe, und daß fohin der mohlthätige Bejteller 
eines Heirathögutes fic) auszubedingen das Necht habe, daß «5 
nach dem Tode der Frau auf ihn zurüdfalle. — Daß ein folcher 
wohlthätiger Befteller das von ihm gegebene Heirathögut dem 
Manne gleichfalls zum unwiderruflichen Eigenthume ausdrücklich 
überlaſſen könne, unterliegt keinem Zweifel. 

5) Aus den in den vorigen $$. entwickelten Grundfätzen er: 
geben fich in Betreff der Zurüdftellung des Heirathögutes fols 
gende Beftimmungen: 

a. Sind die Sachen, welche ald Heirathsgut gegeben wurden, 
und worüber der Chemann nur den Zruchtgenuß, Eeineswegs 
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aber ein Gigenthumsrecht erhalten hat, noch in Natur vorhanz 

den; fo müffen fie der Frau, oder nach Umſtänden dem Des 

ſteller des Heirathögutes in Natur zurücderftattet werden, 
b. Sind die Sachen nody in Natur vorhanden, aber der Ches 
mann bat fie um einen beftimmten Preis übernommen, und 
fih nur zur Bezahlung diefes Preifes verpflichtet, und ift folglich 
volljtändiger Eigenthümer derfelben geworven ; fo find weder der 
Mann noch deffen Erben verpflichtet, diefelben in Natur zus 
rüdzugeben, noch die Gattinn, deren Erben oder die Befteller 
des Heirathögutes verbunden, diefelben in Natura anzunehmen. 
Sind verbrauchbare Sachen ohne Beftimmung der Preife zum 
Heirathögute gegeben worden, 3. B. eine Quantität Getreide; 
fo müſſen bey Zurückſtellung des Heirathögutes, in fo fern 
nicht etwas anderes bedungen worden ift, Sachen von gleicher 
Dualität und Quantität zurücgeftellt, oder in fo fern dieles 
nicht möglicy wäre, ihr Werth im Gelde vergütet werden. 

6) An fo fern der Mann oder defjen Erben wegen Detes 
riorirung der zum Heirathögute gegebenen Sachen verantworts 
lich fey, ift aus dem $. 513 zu entnehmen. — Hat der Mann 
diefe Güter, welche er zum Heirathögute erhalten hat, und auf 
welche er Fein Gigenthumsrecht erworben, während der Ehe ver: 
äußert; fo iſt er verpflichtet, dad veräußerte Gut wieder zurück— 
zufchaffen, und fohin Alles in den vorigen Stand zurüdzufegen; 
oder wenn diefes nicht thunlich ift, den Schägungswerth zu ver 
güten ($. 1323). Es frägt fidy hier nun, nach welchem Zeit: 
puncte dieſer Schäßungswerth zu bemeffen fey? ob nach dem 
der Uebergabe des Heirathögutes, oder nady dem der Veräuße— 
sung deöfelben, oder endlich nach demjenigen Zeitpuncte, an wel: 
chem dasfelbe zurüczuftellen it? — Ohne Zweifel nach dem Letz⸗ 
teren, denn die Vergütung des Schätzungswerthes kann nur 
—— ein Aequivalent des in Natur zurückzuſtellenden Heiraths- 
gutes betrachtet werden, wenn er nach dem Zeitpuncte bemeſſen 
wird, an dem die Zurückſtellung des Heirathsgutes geſchehen foll. 
— Bey Beftimmung dieſes Schägungswerthe3 wird jedoch auf 
den Umſtand Nücficht zu nehmen ſeyn, daß die zum Heiraths— 
gute gegebenen Sachen durch den längeren Gebrauch nach dem 
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ordentlichen Laufe der Natur abgenügt worden wären. Welche 
Vergütungen dem Manne dagegen von der andern Seite zu lei: 
ften find, ift aus den $$. 511 u. 1037 zu entnehmen. Weber: 
haupt find hier die Vorfchriften über die Servitut der Frucht- 
nießung vor Augen zu halten. 


0, 1230, 
2) Widerlage 

Was der Bräutigam oder ein Dritter der Braut 
- zur ®ermehrung des Heirathögutes ausfest, heißt 
Widerlage. Hiervon gebührt zwar der Ehegat- 
tinn während der Ehe fein Genuß; allein, wenn 
fie den Mann überlebt, gebührt ihr ohne befons 
dere Uebereinkunft auch das freye Eigenthum, 
obgleich dem Manne auf den Fall feines Ueber: 
lebens das Heirathsgut nicht DEFHOFARDEN wor⸗ 

den iſt. 


1) Unter Widerlage wird nach dem Ausdrucke des Geſetzes 
dadfenige verſtanden, was der Bräutigam oder ein Dritter (im 
Nahmen des Bräutigamd oder für denfelben) der Braut zur Ver: 
mehrung des Heirathögutes audfegt. 

2) Der Begriff der Widerlage ſetzt fohin ein Heirathögut 
voraus, und fie Fann daher nur bey dem Beftehen eines folchen 
Plag greifen. Wenn daher der Mann (oder ein Dritter) der 
Frau ohne Beftellung eined Heirathsgutes eine Widerlage ver: 
fprochen oder gegeben hat; fo hat die Gabe mit der Widerlage 
nur den Nahmen gemein, und muß, meined Dafürhaltens, als 
eine Schenkung für den Todesfall angefehen werden '). 

3 3) Da die Widerlage zur Vermehrung des Heirathöguted 
auögefeßt wird, von dem legteren aber Feineswegs die Gattinn, 
fondern der Ehegatte zur Beftreitung der ehelichen Laften die 
Nußungen zu ziehen hat; fo ergibt fich die natürliche, und in 
dem gegenwärtigen $. auch buchſtäblich ausgedrückte Folge, daß 


4) Siehe v. Scheidlein’s Miſcellen. 3. H., 1. Abth , h. 39: 
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der Chegattinn auch von der Widerlage während der Che Fein 
Genuß 'gebühre. 

4) Gine andere Frage aber entfteht, ob die Ehegattinn das 
Eigenthum auf die ihe als Widerlage verfchriebenen Sachen 
erlange? — Da die ald Widerlage verfchriebenen Sachen der 
Öattinn nicht übergeben werden, weil der Mann die Verwaltung 
und den Genuß derfelben hat, die bloße Xerfchreibung oder Zus 
fiherung aber ohne Uebergabe noch Fein Eigenthumsrecht, fon: 
dern bloß ein perfonliches Recht gegen den Befteller gibt ($. 425); 
fo folget daraus, daß während der Lebenszeit des Mannes die 
Frau nicht als Eigenthümerinn der Widerlage angefehen werden 
könne. Wird daher diefelbe von dem Manne veräußert, fo fteht 
ihr auch Eeine Eigenthumsklage gegen einen dritten Befiger zu. 

5) Nach dem Tode des Mannes gebührt der Gattinn das 
freye Eigenthum der Widerlage, wenn fie auch nicht ausdrücklich 
bedungen, und wenn auch dem Dianne auf den Fall des Leber: 
lebens das Heirathägut nicht verfchrieben worden ift. — Wie 
aber, wenn ausdrücklich verabredet wäre, daß nach dem Tode 
de5 Mannes die Widerlage dem Bejfteller oder feinen Erben 
zufallen fole? — In diefem Falle wäre fich freylicy nah dem 
Vertrage zu achten, allein die Widerlage wäre dann ein bloßes 
Hirngefpinft. 

6) Welcher Natur ift die Widerlage? — Eine wichtige Fra: 
ge, deren Beantwortung um fo fchwieriger ift, als diefelbe kei— 
nen ſicheren gefeglichen Urfprung hat; ihr Begriff durch die Ge- 
wohnheit fehr ſchwankend, ja! widerfprechend gemacht wurde, 
und dad gegenwärtige Gefegbuch, welches zwar einen fefteren 
und gleichförmigeren Begriff, ald das Jofephinifche Geſetzbuch 
zu gründen fuchte, diefen Gegenftand in einzigen zwey SS. be— 
handelt. Mehrere öfterreichifche Rechtsgelehrte betrachten die Wi: 
derlage, in fo fern fie den Betrag ded Heirathöguted überſchrei— 
tet, al3 eine Schenkung '). Allein Andere fagen: Die Wider: 
lage ift gleichfam als eine Vergeltung der dem Chegatten durch 
dad Heirathsgut eingeräumten Vortheile zu betrachten, und grüns 
det fi) auf einen zweyſeitigen entgeldfichen Vertrag. Ob der 


1) Wie z. B. Scheidfein, Fuger ze. ; Dagegen fiche aber Guſtermann. 
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Ehegattinn durch die Beitellung der Widerlage ein größerer Vor—⸗ 
theil zugehe, ald dem Ehemanne durch die des Heirathsgutes, 
Eann bier eben fo wenig die Natur eines entgeldlichen Vertrages 
verändern, und die Widerlage theilweife zu einer Schenkung 
umftalten, al der aus befonderer Vorliebe um eine Sache 
gegebene höhere Kauffchilling, al diefelbe im gewöhnlichen Ber: 
Echte angefchlagen wird, gleich einer Schenkung behandelt wers 
den Fann. Meine Anſicht diefer Sache erfcheint bey Erläuterung 
des $. 1260 entwidelt. 


d. 1231. 


Weder der Bräufigam, noch feine Aeltern find ver— 
bunden, eine Widerlage zu beſtimmen. Doch in 
eben der Art, in welcher die Aeltern der Braut 
fhuldig find, ihr ein Heirathsgut auszufegen, 
liegt auch den Aeltern ded Bräutigams ob, ihm 
eine ihrem Vermögen angemefjene Ausftattung 
zu geben (dj. 1220 — 1223). 

Tach dem Iofephinifchen Geſetzbuche waren diejenigen Pers 
fonen, die den Töchtern und Enfelinnen zu einem Heirathsgute 
verpflichtet find, ebenfall3 in Anfehung der Söhne und Enkel 
zur Widerlage verbunden, wenn felbe begehrt wurde. Der ges 
genmwärtige $. hat diefe Beftimmung abgeändert, und verbindet 
die Xeltern des Bräutigams ohne Rückſicht, ob ihnen ein Heiz 
rathögut beftellt worden, in eben der Art, wie die Ueltern der 
Braut zur Beftellung eines Heirathögutes, zu feiner Ausſtat— 
tung ($. 788). 


v. 1232. 
3) Morgengabe 
Das Gefhent, welches der Mann feiner Gatkinn 
am erften Morgen zu geben verfpricht, heißt 
Morgengabe, Sit diefelbe verfprochen worden; 
fo wird im Zweifel vermuthet, daß fie binnen 
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den erften drey Sahren der Ehe ſchon überreicht 
worden fen. 


4) Da die Morgengabe von dem Gefege für ein Gefchent 
erklärt wird; fo kann fie nur dann eingeflagt werden, wenn 
eine fchriftliche Zufage darüber befteht. Auch Fann fie gleich ans 
deren Schenkungen in den durch die $$. 947 — 954 bezeichneten 
Fällen widerrufen werden, in fo meit felbe hier eintreten können. 

2) Das Recht der Ehegattinn, zu fordern, daß ihr die Mors 
gengabe übergeben werde, entfteht gleih am erften Tage nad) 
der Vermählung, und kann, fo lange beyde Ehegatten in ehe: 
licher Verbindung leben, dur die Verjährung nicht verloren 
gehen, ja felbft nach aufgelöfter Ehe ift es der Chegattinn oder 
ihren Erben noch binnen einem Zeifraume von dreyßig Jahren ge: 
ftattet, die Uebergabe derfelben zu fordern ($$. 1478 u. 1495). 
Iſt ed jedoch zweifelhaft, ob die verheißene. Morgengabe ſchon 
überreicht voorden fey oder nicht; fo kömmt ed darauf an, ob 
die Ehegatten drey Jahre in der Ehe lebten oder nicht? — Im 
erfteren alle ftreitet die Vermuthung für die bereitö gefchehene 
Veberreichung derfelben, und ed liegt der Öattinn oder ihren Er: 
ben der ſehr fchwierige (verneinende) Beweis des Gegentheiles 
ob. Im lesteren Falle aber fteht dem Gatten zu, darzuthun, 
dag er die Miorgengabe bereitd eingehändiget habe. 

3) Da der Regel nach alle aus Verträgen entfpringenden 
Rechte auf die Erben der Vertrag fchliegenden Theile übergehen 
($. 918), wenn fie anderd nicht auf bloß perfönlichen Verhält— 
niffen und Zähigkeiten beruhen ; fo ift Fein Zweifel, daß die Sat: 
finn dad aus dem Vertrage erworbene Necht, eine Morgengabe 
u fordern, auf ihre Erben überirage, fo wie auch die Erben 
des Mannes zur Grfüllung diefes Verfprechend verhalten wer: 
den Fünnen. Doc kann ich der Behauptung Scheidleins, dag 
dieſes felbft in dem Falle Statt habe, wenn die Ehegattinn vor 
Anbruch des erften Morgens geftorben wäre, nicht beyftimmen. 
Denn unter dem Ausdrucke: „erfter Morgen” wird ohne Zweis 
fel der erfte Morgen der Ehe verftanden; ob aber für 
die Ehe ein erfter Morgen kommen werde, iſt ungewiß; es üf 
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alfo hier diefe Einfihränfung als eine Bedingung anzufehen ($. 704), 
vor deren Cintreffen die Gattinn noch, Fein Recht auf ihre Er: 
ben übertragen Eonnte. 


0. 1233, 
4) Gütergemeinſchaft. 

Die eheliche Verbindung allein begründet noch kei— 
ne Gemeinfchaft der Güter zwifchen den Eheleu— 
ten. Dazu wird ein befonderer Vertrag erfor: 
dert, deſſen Umfang und rechtliche Form nad) 
den Sb. 1177 u, 1178 des vorigen Hauptftüdes 
beurtbeilt wird. 

4) Der Begriff einer Gutergemeinfchaft überhaupt, und 
der verfragsmäßige insbeſondere ift bereit anderswo beftimmt 
worden (99.825 u. 1175). In älteren Zeiten beftand in Dejter: 
reich die für ein Recht gehaltene Gewohnheit, vermög welcher vor: 
zuglich auf dem Lande das während der Ehe erworbene Vermö— 
gen als ein zwifchen den Cheleuten gemeinfchaftliches Gut ange: 
fehen wurde. Diefer Gewohnheit wurde ſchon durdy dad Joſe— 
phinifche bürgl. Geſetzbuch TIL. $. 97 alle gefegliche Kraft abge: 
fprochen. Das gegenwärtige allgemeine bürgl. Geſetzbuch, mel: 
ches überhaupt allen Gewohnheiten die Gefeßesfraft entzogen 
hat, verordnet hier ausdrüdlih, daß zur Errichtung einer Gü— 
tergemeinfchaft zwifchen Cheleuten ein befonderer Vertrag erfor: 
dert werde, und daß die eheliche Verbindung für fich allein noch 
Eeine Gemeinfchaft der Güter begründe. — Daraus folgt aber 
noch Eeineswegs, daß eine Gütergemeinfchaft bey Eheleuten nur 
duch einen Vertrag, und nicht auf die im . 825 angezeigte 
anderweitige Arten, als 3. B. durch zufällige Ereignung, legte 
Willens: Erklärung u. f. w. entjtehen Eönne, Wenn z. B. ein 
Grblaffer zweyen Eheleuten eine untheilbare Sache legiret, fo 
werden ohne Zweifel beyde Ehegatten gemeinſchaftliche Eigenthü— 
mer diefer Sache werden, ohne daß fie dießfalld einen Vertrag 
unter fich zu errichten nöthig hätten. Denn der Öefeßgeber wollte 
offenbar die ſchon im Allgemeinen aufgeführten Arten, wie eine | 
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Gemeinfchaft der Güter entftehen Fonne, keineswegs in Bezug 
auf Ghegatten aufheben, und felbe bloß auf Verträge befchräne 
Een; fondern feine Abficht war nur, dem Chevertrage an und 
für fih die Begründung einer Gemeinſchaft zu entziehen. Denn 
den Ehegatten follen nach der Abficht des Geſetzgebers hinfichtlich 
auf Gütergemeinfchaft Feine mehreren Rechte und Pflichten als 
anderen Perſonen zuftehen ; aber ed Tag keineswegs in feiner Ten— 
denz die Ehegatten hinfichtlich diefes Gegenftandes noch mehr, 
al3 die übrigen, in diefer Verbindung nicht fiehenden Verfonen 
zu befchränfen. | 
2) Was unter einer allgemeinen oder befonderen Güterge— 
meinfchaft begriffen fey, und in welcher Form die leßtere, um 
gültig zu fenn, errichtet werden müſſe, ift oben (99. 1171 — 
4178) bejtimmt worden. 


b. 1234, 


Die Bütergemeinfchaft unter Ehegatten wird in 
der Regel nur auf den Todesfall verftanden. 
Sie gibt dem Ehegatten das Recht, auf die Halfte 
dejjen, was von den der Gemeinschaft wechfel: 
feitig unterzogenen Gütern nach Ableben des an 
deren Ehegatten noch vorhanden feyn wird. 

1) Ein Vertrag über eine Gemeinfchaft der Güter äußert 
der Negel nach feine Wirkung ;gleich nach Errichtung derfelben. 
ur bey Ehegatten macht dad Gefeß bier eine Ausnahme, ins 
dem e3 anordnet, daß die Gütergemeinfchaft unter Ehegatten in 
der Regel nur auf den Todesfall verftanden werde; wobey es 
ſich übrigen: von felbft verjteht, daß es dem Chegatten frey 
ftehe, die Gemeinfchaft ausdrücklich auf die Lebenszeit auszudeh— 
nen. Die Ausnahmen von der Regel, daß diefe Gütergemeinfchaft 
nur auf den Todeöfall eine Wirfung habe, werden weiter unten 
vorkommen. Die Gütergemeinfchaft, fie mag eine allgemeine 
oder parcielle feyn, hindert alfo feinen Chegatten mit feinem 
Dermögen mährend beyder Lebzeiten nach Gutdünfen zu verfü: 
gen; er Fann fich deöfelben auf was immer für eine Art entäußern, 
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ohne. daß der andere Ehegatte ihm der errichteten Gütergemein— 
[haft megen dagegen Hinderniffe in den Weg legen EFönnte. 

2) Allein nad) dem Ableben eines Ehegatten gebührt dem 
überlebenden Theile die Hälfte von dem der allgemeinen 
befonderen oder individuellen Gemeinfchaft ($. 1176) unterzoges 
nen reinem Naßlaffe ($. 1235). Die andere Hälfte fällt den 
Erben des verftorbenen Oatten oder den von ihm bedachten Per: 
fonen zu. Dabey verfteht es fih, wie bereit Herr Hofrath v. 
Zeiller in feinem Commentare bemerkt, von felbft, daß die nicht 
frey vererblihen Güter (mie Lehen oder Fideicommiffe) oder fols 
che, die durch befonderes Webereinfommen ausgenommen find, 
zur Theilung nicht geeignet feyn. 

3) Da eine folche allgemeine oder partielle Gütergemein- 
fchaft während den Lebzeiten Feine Wirkung nad) fich zieht, fon= 
dern folche nur bey dem Todesfalle eines oder des anderen at: 
ten hervorbringt, folglich ald eine Tegtwillige Anordnung anges 
fehen werden kann; fo ift ed leicht, auf die Meinung zu gerathen, 
daß der Vertrag über eine folhe Gütergemeinfchaft, mit eben 
jenen Sörmlichkeiten verfehen feyn müffe, welche bey einer fons 
fiigen Erklärung des letzten Willens vorhanden feyn müffen. — 


Es ift daher für alle Fälle räthlich, diefe Formlichkeiten bey Er 


richtung eines folches Vertraged nicht zu vernachläffigen, obfchon 
id) der Meinung bin, daß die Beobachtung diefer Körmlichkeiten 
zur Gültigkeit ded Vertrages, wodurd eine folche Gütergemein- 
fchaft errichtet wird, nicht wefentlich nothwendig fey. Denn außer 
den [egtwilligen Anordnungen im eigentlichen Sinne des Worteb, 
hat dad Gefeß nur für die eigentlichen Erbuerträge die Beobach— 
tung diefer Förmlichkeiten vorgefchrieben, würde man daher diefe 
Förmlichkeiten auch bey einer Gütergemeinfchaft unter Chegatten, 
die nur auf den Todesfall eined Ehegatten fich verfteht, für we— 
fentlich nothmwendig halten; fo Fönnte diefes nur durch eine aus: 
dehnende Erklärung des $. 1249 gefchehen, welche jedoch nicht 
Statt hat. 

4) ft in den Ehepacten aubdrüdlic angeordnet worden, 
daß die Gütergemeinfchaft auch ſchon für die Lebendzeit der Che: 
gatten gelten folk; fo bleibt es bey diefer Anordnung. Denn dad 
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Segentheil gründet fi bloß auf eine Vermuthung, die durch 
eine ausdrückliche Gegenerflärung aufgehoben wird. — Es darf 
daher in diefem Falle Fein Theil uber dad der Gemeinfichaft uns 
terzogene Vermögen wenigftens der Subftanz nach mehr gültig 
verfügen, und es frägt fi) nur, ob der eine Ehegatte in diefem 
Falle auch die Nugungen feined der Gemeinfchaft unterzogenen 
Vermögens mit dem andern Ehegatten bey Lebzeiten fchon thei— 
len müſſe? — Die bejahende Beantwortung diefer Frage fcheint 
gar Feinem Zweifel zu unterliegen, wenn man nicht die Analogie 
des F. 1236 entgegenfeget, und aus diefem $. die Folgerung 
ableitet, dag die Nutzungen der Subſtanz noch immer dem frühe: 
ren Eigenthümer zu Guten fommen; allein man würde, wenn 
man diefed behaupten wollte, den $. 1236 ausdehnend anwenden, 
ohne dag der Fall vorhanden wäre, in welchem nad) $. 7 eine 
ausdehnende Anwendung des Geſetzes erlaubt ift. Denn da der 
Eigenthümer der Subſtanz einer Sache auch zugleich Herr der 
Früchte ift ($. 354); fo verfteht es fich von felbjt, dag der ges 
meinfchaftliche Eigenthümer der Subftanz der Sache auch auf 
die Hälfte der Früchte gefeglichen Unfpruch zu machen habe. 


0. 1235. ! 

Bey einer Gemeinfchaft, die fih auf das ganze 
Vermögen bezieht, find vor der Theilung alle 
Schulden ohne Ausnahme; bey einer Gemein: 
[haft aber, die bloß das gegenwärtige, oder 
bloß das Fünftige Vermögen zum Gegenftande 
hat, nur diejenigen Schulden abzuziehen, die 
zum Nusen des gemeinfchaftlichen Gutes verwen: 
det worden find, 

4) In dem Zalle, ald fich die Gütergemeinfchaft nach dem 
oben Gefagten erft nach dem Tode eines oder ded anderen Ehe: 
Hatten äußert, ift zu unterfcheiden, ob fich die Gemeinſchaft auf 
da5 ganze Vermögen bezieht, oder bloß dad gegenwärtige, oder 
bloß das zukünftige Vermögen der Gegenftand diefer Güterges 
meinfchaft iſt. Im erfteren Falle find vor der Xheilung alle 
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Schulden ohne Ausnahme, folglich die des Berfiorbenen Pe 
ten fowohl, alö die des noch Lebenden von dem gefammten Ver: 
mögen abzuziehen; aus diefem Abzuge ftellt fich dad reine Ver— 
laſſenſchafts Vermögen dar, das daher hierauf in zwey gleiche 
Theile getheilt wird, wovon eine Hälfte die gefeglichen oder tefta= 
mentarifchen Erben des verftorbenen Ehegatten, die andere Hälfte 
aber der Überlebende Ehegatte erhalten. — Das Geſetzbuch redet 
blog von dem Abzuge der Schulden, und erwähnt nichts von 
den Legaten, welche vielmehr, fo wie alle übrigen durch letzt— 
willige Anordnungen getroffene Verfügungen bloß den Erben ded 
verftorbenen Chetheiled zur Laft fallen, die fie lediglich aus ih: 
rer Hälfte beftreiten müſſen. Iſt nebft der Gütergemeinfchaft 
auch ein Heirathägut und Widerlage bedungen, fo kömmt es je= 
desmahl auf die Auslegung des Vertrages felbft an, ob nahm: 
lic) aud dem Zufammenhange der Worte oder aus anderen Um— 
ftänden der Wille der Vertrag fchliegenden Theile hervorleuchte, 
daß diefe Gegenftände nody vor der Xheilung des Vermögens 
bezogen werden follen oder nicht. Denn e5 gefchieht nicht felten, 
daß die Gontrahenten unter Heirathägut und MWiderlage nur das— 
jenige Vermögen bezeichnen wollen, was die Braut und. der 
Bräutigam in die eheliche Gemeinfchaft mitbringen. Iſt die Ge: 
meinfchaft auf das ganze Vermögen gefchloffen, die Erbfälle aber 
nicht auddrüclich darunter begriffen, folglicy frillfchweigend aus: 
gefchloffen worden; fo verfteht e5 fi) von ſelbſt, daß aud) die 
Schulden, melde ein Ehegatte mit der Erbfchaft übernimmt, 
zum Abzuge von dem gemeinfchaftlichen Vermögen nicht geeig: 
net find, fondern demjenigen Ehegatten, der durch Erbfchaft 
ein Vermögen erworben hat, allein zur Laft fallen. 

2) Bezieht fich dagegen die Gemeinſchaft bloß auf das ge= 
genwärtige, oder bloß auf das Fünftige Vermögen der: Chegat* 
ten; fo geſchieht die Iheilung des der Gemeinfchaft unterzoges 
nen Vermögen: nach dem Tode des einen Chegatten in der Res 
gel ohne Rückſicht auf die Schulden, die derfelbe oder der über- 
lebende Chegatte gemacht hat. Iſt daher 3. B. nur dad gegen- 
wärtige Vermögen, das die Ehegatten bey ihrer Verehelihung 
befagen, der Gütergemeinfchaft unterzogen worden; fo fällt dies 
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ſes zur Hälfte dem überlebenden Ehegatten zu, die andere Hälfte 
macht in Bereinigung mit dem erft während der Ehe von ihm 
felbft erworbenen Vermögen die Verlaffenfchaft des verjtorbenen 
Chegatten aud. Wenn dad zukünftige Vermögen der Gegenftand 
der Gütergemeinfchaft ift, fo wird dad bey dem Todfalle eines 
oder des anderen Ghegatten vorhandene Vermögen erhoben, dab 
von jedem der beyden Ehegatten urfprünglich befeffene Vermö— 
gen hiervon abgezogen, und der Weberreft als das gemein: 
fchaftliye Eigentum beyder Ehegatten getheilt. Die hiervon 
entfallende Hälfte macht nun in Vereinigung ded von dem ver: 
ftorbenen Ehegatten gleich bey Gingehung der Che befeffenen 
Vermögens, und mit Änbegriff der von ihm contrahirten oder 
im anderen Wege eniftandenen Schulden die Verlaffenfchaft des— 
felben aus. Jeder Ehegatte kann fohin, fowohl mit der Hälfte 
des der Gütergemeinfchaft unterzogenen, ald über dad ihm eigen: 
thümlich verbleibende Vermögen nach Belieben diöponiren. 

3) Hier dringt fich die Srage zur Beantwortung auf, ob 
in dem Falle, wenn ein Ghegatte von feinem zugebrachten der 
Gütergemeinfchaft unterzogenen Bermögen, einzelne Sachen ver: 
äußert hat, der hiefür eingegangene Kauffchiling unter dad ges 
genmwärtige oder zufünftige Vermögen gerechnet werden müſſe, 
und der Gütergemeinfchaft zu unterziehen fey, oder nicht? — 
Daß der für die veräußerte Sache ‚eingehende Kauffchilling nicht 
in die Gütergemeinfchaft über das gegenmärtige Vermögen gezo— 
gen werden könne, ſcheint gewiß zu feyn, weil mit der Veräu— 
Berung der Sache auch Vortheil verknüpft feyn kann, welcher 
Vortheil zum fünftigen Vermögen gefchlagen werden muß, und 
nach der Natur der Sache nicht zum gegenwärtigen Vermögen 
gerechnet werden Fann. Man Eönnte daher höchftens nur behaups 
ten, daß der Schäßungswerth hinzugefchlagen werden folle. Die— 
fe Einrechnung des Schäßungswerthes fcheint auch wirklich in 
dem Zalle Plag zu greifen, wenn in der errichteten Befchreibung 
des von beyden Seiten eingebrachten Vermögens der Werth der 
einzelnen Stücke ausgefegt erfcheinetz; weil in diefem Falle anzu: 
nehmen ift, daß die Vertrag fchliegenden Parteyen nicht eigent= 
lich die individuellen Vermögensſtücke, fondern nur deren Werth 

Nippel’s Commentar VII, Th. 38 


— 
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der Gütergemeinfchaft unterzogen haben wollten. Wird aber Te: 
diglidy eine Befchreibung der in die Gemeinfchaft gebrachten Stücke 
ohne Anfegung des Schätzungspreiſes verfaffet, fo Fünnen auch 
nur die individuellen Güter in der Gemeinfchaft begriffen ange: 
fehen werden, und ed kann von Vergütung oder Einrechnung 
eines Schäßungöpreifes Feine Rede feyn. 

4) Es gibt aber von der allgemeinen Regel, daß im Falle 
einer bedungenen partiellen Gütergemeinfchaft die Schulden, wel: 
che der eine oder andere Theil während der Ehe gemacht hat, 
vor der Theilung des gemeinfchaftlihen Vermögen: nicht abzu= . 
ziehen feyn, eine Ausnahme in Betreff derjenigen Schulden, 
die zum Nußen des gemeinfchaftlichen Gutes verwendet worden 
find. Es kömmt hier vorerft auf die Beitimmung an, was der 
Sefeggeber hier unter dem Ausdrude „gemeinichaftlided 
Gut” verftanden habe? — Mehrere Practiker zählen unter diefe 
Schulden diejenigen, welche zum Behufe des gemeinfchaftlichen 
Haushaltes gemacht worden find. Allein diefe Schulden müffen 
immer dem Manne allein, befonders wenn er fie felbft contra= 
birt hat, zur Laft fallen, weil er es ift, der feine Familie zu 
erhalten hat. — Unter. dem Ausdrucke „gemeinfchaftliches Gut” 
fönnen daher nur jene Vermögensſtücke begriffen werden, melde 
in die Sutergemeinfchaft aezogen worden find, und es Eönnen 
daher auch nur diefenigen Schulden, welche zur Aufrechthaltung 
oder Vervollkommnung derfelben contrahirt worden find, für ges 
eignet zur Abrechnung gehalten werden. 


J. 1236. 


Befist ein Ehegatte ein unbewegliches Gut, und 
wird das Necht des andern Ehegatten zur Ge: 
meinfchaft in die öffentlichen Bücher eingetra— 
gen; fo erhält diefer durch die Eintragung auf 
die Hälfte der Subftanz des Gutes ein dingli- 
ches Necht, vermöge deffen der eine Ehegatte 
über diefe Hälfte Feine Anordnung machen kann; 
auf die Nußungen aber während der Ehe er- 
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hält er durch die Einverleibung keinen Anſpruch. 
Nach dem Tode des Ehegatten gebührt dem über 
lebenden Zheile fogleih das freye Eigenthum 
feines Antheiles. Doch kann eine folche Einver: 
leibung den auf das But früher eingetragenen 
Gläubigern nicht zum Nachtheile gereichen. 


4) Außer dem Zalle der ausdrüdlich für die Lebenszeit 
ber Ehegatten ausgedehnten Gütergemeinfchaft, wird auch dadurch, 
daß eine Gütergemeinfchaft zwifchen den Ehegatten bey ihren Leb— 
zeiten von keiner Wirkung fey, eine Ausnahme von der Regel 
begründet, wenn ein zur Gemeinfchaft gehörige unbewegliches 
Gut vorhanden, und das Recht zur Gemeinfchaft dem öffentli— 
chen Buche einverleibt iſt. In diefem alle erwirbt der. eine 
Ghegatte ein dingliches Necht auf die Hälfte der Subjtanz deö 
Gutes, wenn ihm der andere Theil Eeinen Abbruch thun kann. 

2) Bon diefem Zeitpuncte an darf alfo jeder Theil auch 
durch Handlungen unter Lebenden nur über die ihm gebührende 
Hälfte verfügen. — Jede eigenmächtige Berpfändung, Bela: 
ftung oder Veräußerung des Gutes befchränft ſich daher nur auf 
die Hälfte der Subftanz des Gutes. Auf die Nugungen desſel— 
ben gibt die Einverleibung fein Recht, diefe bleiben jenem Theile, 
der dad Gut uefprünglich befeifen, oder aus feinem Erwerbe an— 
geichaffe Hat, vorbehalten. — Daß übrigens die Einverleibung 
auf die Subftanz den Rechten der früher auf dad Gut eingetra= 
genen Släubiger feinen Abbruch thun Eönne, fließt ſchon aus 
allgemeinen Recptögrundfägen. 

3) Damit aber das Recht ded einen Ehegatten zur Gemein- 
ſchaft in die öffentlichen Bücher eingetragen werden Fönne, muß 
die dießfällige Urkunde mit allen in dem $. 435 bezeichneten Ei— 
genfchaften verfehen feyn, und insbefondere muß die Einwillie 
gung des anderen Chegatten hinzutreten. Wäre dieſe nicht vor- 
handen, fo könnte nicht einmahl die Pränotirung de5 Rechtes 
zur Gemeinfchaft verlangt, und noch weniger gerechtfertiget werz 
den; denn indem die Chegatten eine Gütergemeinfchaft unter 
jich eingehen, erwerben fie zufolge $. 1234 in der Regel nur 
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für den Todesfall ein Recht, und ed hat durch diefen Vertrag 
fein Ehegatte einen Nechtötitel auf die fchon bey Lebzeiten in 
Wirkung tretende Gemeinfchaft des Eigenthums erlangt. — Bon 
diefer allgemeinen Regel hat auch der Gefeßgeber hinfichtlich der 
unbeweglichen Güter Feine Ausnahme im Allgemeinen, fondern 
nur für den Fall feitgefegt, wenn ein Ehegatte ein unbeweg: 
liches Gut befigt, und das Recht des anderen Chegatten zur 
Gemeinſchaft in die öffentlichen Bücher eingetragen wird. 
Diefer Ausnahmöfall fegt fohin die Eintragung voraus, und man 
würde daher offenbar in eine petitio principit verfallen, wenn 
man diefen $. auch bey Beantwortung der Trage, ob diefe Ein: 
tragung auch wider den Willen des dad unbewegliche Gut beſi— 
Benden Ehegatten gefchehen Fünne, in Anwendung bringen woll: 
te '). Dad Nefultat aus dem Gefagten ift folgendes: a) Da die 
Gütergemeinfchaft der Ehegatten der Regel nach nur auf den 
Zodeöfall verftanden wird, fo hat in dem Falle, ald unbewegli- 
che Güter in der Gemeinfchaft begriffen find, Eein Ehegatte ein 
Recht, einfeitig durch Vormerkung des Vertrages den vermuthes 
ten Sinn deöfelben abzuändern; b) gibt indefjen der andere 
Theil feine Einwilligung zur Eintragung der Gemeinfchaft in 
da5 öffentliche Buch, fo erklärt er auch zugleich frilfchweigend, 
daß er von der Negel, vermög welcher ſich die Gütergemein- 
fchaft bloß auf das bey dem Todesfalle eines der beyden Ehegat: 
ten vorhandene Vermögen beziehet hinſichtlich auf das befrag- 
liche unbewegliche Gut eine Ausnahme machen wolle, und läßt 
der eine Ehegatte hierauf dad Recht der Gemeinfchaft auf das 
unbewegliche Gut auch wirklich eintragen, fo wird der andere Che: 
gatte in NRückficht deöfelben auch dergeftalt gebunden, daß er über 
diefe Hälfte Feine Anordnung mehr machen kann. Hievon würde 
nur der Fall eine Ausnahme machen, wenn in dem Vertrage 
die Gütergemeinfchaft ausdrücklich nur für den Todesfall be: 
dungen worden wäre, und in eben diefem Vertrage, oder we— 
nigften® in einer zur gleichen Zeit ausgefertigten befonderen Urs 


1) Man fehe meine Darftellung der Rechte der Ehegatten, F. 135, wo diefer 
Punet ausführlich auseinander geſetzt if, 
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kunde das Befugniß zur Einverleibung des Vertrages eingeräu: 
met worden wäre. 

4) Was wäre aber in dem Falle Nechtend, wenn ein Che: 
gatte intabulirte Gapitalien befist, und das Necht zur Gemein: 
[haft auf diefelben in den öffentlichen Büchern fuperintabulirt 
wird? -— Da der gegenwärtige $. nur von einer unbeweg: 
lichen Sache redet, und nach $. 299 ein intabulirtes Capital 
darunter nicht gerechnet werden kann; fo feheint obige Frage da: 
bin beantwortet werden zu müffen, daß die Superintabulation 
de5 Rechtes zur Gemeinfchaft dem Eigenthümer der intabulirten 
Gapitalien nicht hindere während feiner Lebenszeit mit demfelben 
nach Belieben zu fchalten. — Allein geht man auf dein Grund 
des Geſetzes zurück, fo ſcheint wegen Gleichheit de3 Grunded 
behauptet werden zu müffen, daß auch durch die Superintabu: 
lation des dem anderen Theile eingeräumten Rechtes zur Gemein: 
[haft dem früheren Eigenthümer nur mehr dad Dispofitionsrecht 
über die eine Hälfte des Capital frey bleibe. Denn der Grund 
des Gefeged, warum durch die Cintragung des Rechte zur Ge: 
meinfchaft in die öffentlihen Bücher das Dispofitionsrecht des 
urfprünglichen Eigenthümers ſchon bey Lebzeiten der beyden Che: 
gatten befchränft werde, liegt offenbar darin, weil fchon in der 
Bewilligung zu diefer Cintragung die Erklärung ftillihweigend 
zu liegen. fcheint, daß die Gemeinfchaft ſchon von diefem Zeitz 
puncte der Eintragung an wirkfam feyn folle, und durch die 
vollzogene Ginverleibung die rechtliche Uebergabe der Sache in 
dad gemeinfchaftliche Eigenthum des anderen vor fich geht (F. 431). 
Freylich ift die Gleichheit des Grunde an und für fich nicht 
binreichend, die bloß eine Sache befchränfte Verfügung auch 
auf eine andere auszudehnen; allein da der $. 445 dasjenige, 
was ausdrücklich nur für unbemwegliche Sachen vorgefchrieben ift, 
auch auf die übrigen, auf unbewegliche Sachen fidy beziehenden 
Nechte ausdehnet, und es fih im vorliegenden Falle eben fo, 
wie im $. 445 um,die Crwerbungsart eines Eigenthumsrechtes 
handelt; ſo dürfte J was im gegenwärtigen $. von einem 
unbeweglichen Gute verordnet wird, auch auf ein ſolches inta— 
dulirtes Capital angewendet werden, 
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5) Verwaltung und Nußniefung des urfprünglichen oder erworbenen 
Vermögens, 

Haben Eheleute fiber die Verwendung ihred Ver: 
mögens Feine befondere Uebereinkunft getroffen; 
fo behält jeder Ehegatte fein voriges Eigen: 
thumsrecht, und auf das, was ein jeder Theil 
während der Ehe erwirbt, und auf was immer 
für eine Art überkommt, hat der andere keinen 
Anſpruch. Sm Zweifel wird vermuthet, daß der 
Erwerb von dem Manne herrühre. 

1) In fo weit da5 Vermögen des einen oder andern Ehe: 
Hatten auf eine in den 99. 1217 — 1257 erwähnte Art und 
Weife, oder durch befondere Verträge nicht eingefchränft wor— 
den ift, bleibt er freyer Gigenthümer fowohl von dem, was er 
zur Zeit der DVerehelichung beſeſſen, als was er während der 
Zeit der Che erworben hat. Es fteht auch. jedem Ehegatten die 
freye Verwaltung feines Vermögens zu, und die von dem ans 
deren Theile contrahirten Schulden haben auf fein Vermögen 
Eeinen Einfluß. 

2) Was einem jeden Theile urfprünglich gehörte, läßt ſich 
gewöhnlich aus Urkunden, aus der Befchaffenheit oder Bezeichnung 
der Oegenftände, oder aus dem ftäten ausfchließenden Beſitze, 
oder durch Zeugenfchaften erkennen. Zmweifelhafter ift der Erwerb, 
befonderd bey den unteren Volksclaſſen, wo auch die Öattinn 
an dem Erwerbe des Mannes Theil nimmt '). 

3) Wichtig ift die Beantwortung der Frage: für weffen 
Eigenthum im Zweifel die Vermuthung ftreite? — Um diefe 
Frage gehörig zu beantworten, muß zwifchen dem urfprünglichen 
Vermögen beyder Ehegatten, welches fie zur Zeit ihrer Verehe— 
lichung befaßen, und zwifchen dem Ermwerbe unterfchieden werden. 
Hinfichtlic) des Leteren wird vermuthet, daß,er von dem Man: 
ne herrühre. Diefe Vermuthung läßt jedoch einen Gegenbeweis 


4) Siehe dv. Zeiller's Commentar Nr. 1. u. & 
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zu, der aus den oben Nr, 2. erwähnten Behelfen, oder aus 
einem von dem Vermögen des Mannes abgefondert geführten 
Gewerbe, oder aus anderen in dem Gefege gegründeten ſtärke— 
ren Vermuthungen geführet wird. 

4) Aus der Anordnung des Gefeßes, daß im Zweifel der 
Erwerb von dem Manne herrührend vermuthet werde, läßt fich 
keineswegs folgern, daß, wenn es zweifelhaft ift, ob ein Theil 
des uefprünglichen Vermögens dem Manne oder der Frau 
gehöre, derfelbe als ein Eigenthum des Grfteren betrachtet wer: 
den müſſe, eben fo wenig läßt fich hieraus fihließgen, daß im 
Zweifel, ob das Vermögen erft erworben oder von einem der 
beyden Ehegatten ſchon urfprünglich befejfen worden fey, die 
Vermuthung für dad Erftere flreite. — Denn die Worte des 
Geſetzes Fonnen nicht nur allein nicht dahin ausgedehnt werden, 
fondern auch der Grund des Gefeges findet hier Feine Anwen: 
dung. Das Sefeß Tadet nähmlich an anderen Orten dem Manne 
die Pflicht auf, feiner Gattinn und den Kindern den anftändigen 
Unterhalt zu verfchaffen, und verbindet die Sattinn, ihm zu 
diefem Zwecke in der Daushaltung und Erwerbung nach Kräften 
beyzuftehen ($. 92), ohne daß fie dafür einen Lohn oder Ge— 
winnjtantheil auzufprechen hätte, der Geſetzgeber betrachtet alfo 
ſchon durch diefe Beftimmung den Mann als den eigentlich er: 
werbenden Chetheil, und feine Gattinn nur als Gehülfinn in feir 
nem Grwerbez es ift alfo die im gegenmärtigen $. aufgeftellte 
Vermuthung, daß im Zweifel der Erwerb von dem Manne her: 
rührend angenommen werde, eine confequente Solgerung aus den 
diefen Gefegesftellen zum Grunde liegenden Principien. — Diefe 
Grundfäge laffen fich aber keineswegs auch auf dad urfprüngliche 
Vermögen anwenden, in diefer Hinficht ift Fein vernünftiger 
Grund da zu vermuthen,, daß nur der Ehemann, nicht auch die 
Ehefrau bey Schliegung der Ehe ein Vermögen. befeffen habe, 
überdieß ift auch die Löfung des Zweifel3, wer von beyden Che: 
gatten ein, und welches Vermögen befeffen habe, weit weniger 
Schwierigkeiten unterworfen, folglich auch hier die Aufftellung 
einer gefeglihen Vermuthung viel weniger nothwendig, ald bey 
dem ungleich, zweifelhafteren Erwerbe. — Aus allem diefen folgt, 
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daß der gewöhnlich angeführte Grundfaß: quod in dubio am- 
nia mariti praesumantur, in feiner vollen Ausdehnung Feine 
Anwendung finde. 

5) ine ganz ungegründete, ja in gewiſſer Hinficht unna— 
türlihe Vermuthung wäre ed, wenn man im Zweifel, ob ein 
Theil des Vermögens erft erworben, oder ſchon urfprünglich bes 
feffen worden fey, da3 Erftere annehmen wollte, Die Voraus— 
fegung , daß die Ehegatten fchon bey ihrer Verehelihung Ver— 
mögen beſeſſen haben, ift doch ungleich mehr in der Natur der 
Sache und dem gewöhnlichen Laufe der Dinge gegründet, als 
dad Gegentheil; jene Vermehrung und Vergrößerung des ur— 
fprünglichen Vermögensftandes aber ift ein neues Factum, das 
erwiefen werden muß und nicht vermuthet wird. 

6) Nur alfo, wenn erwiefen ift, daß ein Theil des eheliz 
chen Vermögens erworben (nicht. auch ererbt) worden fey, wird 
vermuthet, daß diefer Theil dem Manne angehöre, in allen übri— 
gen Fallen müffen fowohl er, als feine Erben und Gläubiger 
dad Eigenthum auf rechtliche Art erweifen, oder einen anderen 
gefeglihen Grund diefer Vermuthung anführen. in folcher ge— 
feglicher Grund ift der Befig. Welcher der Ehegatten ſich im 
Befige ded von dem anderen Theile angefprochenen Vermögens be: 
findet, für diefen ftreitet auch der Negel nach die gefegliche Ver: 
muthung, daß ed ihm eigenthümlich angehöre (SS. 323 u. 372), 
und liegt daher demjenigen Theile, der ed ald fein Eigenthum 
anfpricht, der Beweis ob. — Iſt aber fein Ehegatte ein ausfchlie- 
Bender Befiger diefed Vermögens = Antheiles, fondern befigen 
beyde Chegatten denfelben gemeinfchaftlich; fo muß aus eben 
diefent Örunde vermuthet werden, daß dieſes gemeinfchaftlich be— 
feffene Vermögen den beyden Ehegatten gemeinfchaftlich angehöre. 
Diefe Behauptung fiheint zwar dem Wortlaute des $. 1235 ent: 
gegen zu ftehen, zufolge weldyem eine Gütergemeinfchaft bey Ehe: 
leuten nicht verinuthet, fondern hierzu ein befonderer Vertrag 
‚ erfordert wird. Allein es fcheint auch nur fo; denn der Gefep: 
geber wollte, wie fchon bey Erläuterung des $. 1233 erwähnt 
worden ift, durch die in diefem $. enthältene Anordnung nut 
jene in anderen Ländern, und auch in früheren Zeiten in Oeſter— 
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reich den Ehegatten als foldyen zugeftandene Vermuthung ent: 
Eräften, nicht aber von dem allgemein gültigen Satze, daß der 
Befiger einer Sahe auch fo lange als Eigenthümer derfelben 
vermuthet werde, bid nicht ein Dritter fein Eigenthums- oder 
überhaupt ein ftärferes Necht hierauf erwiefen hat, und daß folg- 
lich aud) der gemeinfchaftliche Befiger als gemeinfchaftlicher Eigen: 
thumer angefehen werden müſſe, eine Ausnahme bey den Ehe: 
gatten machen. Nach diefen hier aufgeftellten Grundfägen müßte 
daher bey dem Todesfalle, einem Goncurfe oder der Realexe— 
cution eines Ehegatten verfahren werden. 

7) Bey Beantwortung der Stage: ob das eigene Geftänd: 
niß eines Chegatten für den anderen einen Beweis des Eigen: 
thumes mache? muß unterfchieden werden, ob ein Ehegatte felbjt 
oder deffen Erben gegen den anderen Ehegatten auftreten, oder 
ob es derfelbe mit den Gläubigern des anderen Ehegatten zu 
thun habe? — Im erften Falle Fann das Geftändniß des ande: 
ten Ehegatten allerdings ald Beweismittel gegen ihn und feine 
Erben angewendet werden, und dadjenige, was dieſer felbit als 
ein Eigenthum de5 anderen anerkannt und eingejtanden hat, 
ift durch diefes Geftandnig vollfommen al ein Eigenthum des 
anderen Chegatten erwieſen; nur muß diefes Geftändnig, wenn 
e5 außergerichtlich gefchieht, gleich jedem anderen außergerichtlis 
chen Geftändniffe auf Befragen Jemandens abgelegt worden feyn, 
von dem der geftehende Ehegatte wußte, daß ihm daran gelegen 
fey, die Wahrheit zu erfahren. — Sind hingegen die Gläubiger 
deö einen Ehegatten die Gegner, welche dem vorgegebenen Ei: 
genthume des anderen Ehegatten widerſprechen; fo fcheint diefes 
Geftändnig nur dazumahl als ein Beweid gelten zu können, 
wenn es bereit früher abgelegt worden ift, als die Gläubiger 
mit ihren Anfprüchen aufgetreten find ). Diefe Behauptung 
9 Eetann näpıtıtich leicht der Tal eintreten, daß die Gläubiger des einen Ehe— 

gatten auf Sachen greifen, die dem anderen Ehegatten gehören. In dieſem 

Zalle wird wohl der Letztere gegen die Pfandung protefliren; ift er nun im 

Stande eine ihm fehon früher von feinem Mitgatten ausgeftellte Urfunde 

bevyzubringen,, worin diefe Sachen als deffen Eigenthum beftätige find, oder 

Fann er eriweifen, daß fein Mitgatte fhon früher bey einer anderen Gelegenheit 


eingeftanden habe), daß diefe Sachen fein (proteftirenden Gatten) Eigenthuns 
ſeyz fo werden diefe Sachen auch als foldes anerkannt tverden müſſen. 
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Fann zwar mit Feinem ausdrücklichen Gefege unterſtützt werden, 
da hierüber Feines vorhanden ift; aber eben wegen diefes Manz 
geld eines ausdrücklichen Geſetzes rechtfertigt fih hier nach $. 7 
die analogifche Anwendung der Gefege. Ein mit diefem ähnli— 
cher Fall ift nähmlich in dem $. 1226 erwähnt und entjchieden. 


J. 1238, 

So lange die Ehegattinn nicht widerfprochen bat, 
gilt die rechtliche Bermuthung, daß fie dem Mans 
ne als ihrem gefekmäfigen Bertreter die Ver— 
waltung ihres freyen Vermögens anvertraut habe. 

4) Obſchon jeder Ehegatte mit feinem Vermögen nad) Be: 
lieben diöponiren, und dadfelbe entweder felbft verwalten, oder 
die Verwaltung dem anderen Ehegatten überlaffen fann; fo ſtrei— 
tet doch die Vermuthung für den Umftand, daß die Gattinn dem 
Manne die Verwaltung ihres Vermögens anvertraut habe. Nimmt 
fih) daher der Mann diefer Verwaltung wirklich an, fo mwird die 
Seftattung der Ehegattinn fo lange für richtig — 
bis dieſelbe ihren Widerſpruch geäußert hat. 

2) Da durch die Scheidung von Tiſch und Bett das Ehe— 
band nicht aufgelöſet wird, ſo könnte der Zweifel entſtehen, ob 
nicht auch ein geſchiedener Ehegatte, der ſich um die Vermögens: 
Berwaltung feiner gefchiedenen Öattinn annimmt, ebenfalls in 
fo lange ald ihr Bevollmächtigter. angefehen werden müffe, bis 
fie der Verwaltung ausdrücklich widerfprochen hat? — Die Lö— 
fung diefes Zweifel hängt von der Beantwortung der Vorfrage 
ab, ob auch ein gefchiedener Ehegatte noch der gefegliche Wer: 
treter feiner Ehegattinn bleibe ? — weil der gegenmwärtige $. diefe 
Vermuthung ausdrücklich auf den Umftand gründet, daß der 
Mann der gefegliche Vertreter feiner Gattimf fey. — Sie muf 
alfo nothwendig in allen jenen Fällen zu wirken aufhören, in 
welchen die Pflicht und dad Recht ded Mannes, feine Gattinn 
zu vertrefen, in Anwendung kommt. Diefes ift aber bey der 
Scheidung von Tiſch und Bett der Fall, wie bey Erläuterung 
de5 $. 103 Nr. 4 lit, e nachgewiefen worden ift. 














[$. 1238. ] 603 


« 3) Außer dem Falle einer ausdrücklichen Widerrufung hört 
diefe ſtillſchweigende Bevollmächtigung ohne Zweifel auch in dem 
Galle auf, wenn eines von beyden Ehegatten in Concurd ver— 
fällt; denn zufolge des folgenden $, wird der Chegatte in 
Bezug auf eine foldye Verwaltung überhaupt wie ein anderer 
bevollmächtigter Sachwalter angefehen; ed muß fic) daher feine 
Vollmacht glei der eines anderen Bevollmächtigten mit dem 
Ausbruche eine Concurfes über da5 Vermögen des einen oder 
des anderen Ehegatten endigen ($. 1024). 

4) Sit die Gattinn minderjährig, fo fteht fie zwar in Rück— 
fiht ihrer Perfon unter der Gewalt de3 Mannes ($. 171), in 
Hinficht auf das Vermögen aber fteht fie, wenn ihr Vater noc) 
am Leben it, unter der Guratel deöfelben. Iſt der Vater nicht 
mehr am Leben, fo wird ihr Vermögen durch ihren bisherigen 
Dormund in der Eigenfchaft eines Curators verwaltet, wenn 
nicht das Gericht die Euratel dem Manne übertragen hat ($. 260). 
Daher kann ſich der Ehemann, wenn ihm die Verwaltung des 
Dermögens feiner Frau nicht ausdrüdlich von dem Gerichte über: 
fragen worden ift, um diefelbe nicht annehmen. Es redet der 
gegenwärtige $. auch nur von der Vermuthung, daß die Gat: 
tinn dem Manne die Verwaltung ihres Vermögens anvertraut 
habe, welches Anvertrauen aber dem Manne Fein Recht geben 
Fann, da die Öattinn felbft nicht befugt ift, mit ihrem Ver— 
mögen zu fchalten. 

5) Iſt der Dann minderfährig, und die Frau großjährig, 
fo ftehet erfterer der Negel nach entweder noch unter der väter 
lichen, oder wo diefe nicht mehr Pla greift, unter der vor: 
mundfchaftlihen Gewalt. Bey dem Umjtande nun, daß er nicht 
einmahl fein eigenes Vermögen verwalten fann, kann er ſich um 
fo weniger der Vermögens : Verwaltung feiner Gattinn anneh: 
men. Aus diefem Grunde fcheint auch hier die Vermuthung 
nicht Plag zu greifen, daß die Ehegattinn dem Wanne die Ber: 
waltung ihres freyen Vermögens anvertraut habe, obfchon eine 
folhe Bevollmächtigung an und für fi nicht ungültig wäre 
($ 1018). Denn diefe Vermuthung ftüget ſich, wie bereits er= 
wähnt wurde, Tediglicy auf den Umftand, daß der Mann ge: 
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feglicher Vertreter feiner Gattinn fey; fo lange er aber noch 
minderjährig ift, kann er feine Gattinn in Bezug auf ihr Ver: 
mögen um fo weniger vertreten, als er felbft in eigenen Ange: 
fegenheiten weder ald Kläger noch als Geklagter vor Gericht 
erfcheinen kann, fondern nur von feinem Vormunde vertreten 
werden muß ($. 273). 

6) In dem Falle, ald beyde Chegatten minderjährig find, 
wird ihre Vermögen ohnehin abgefondert vormundfchaftlich ver: 
waltet, und es treten hierbey Feine befonderen Rückſichten ein. 


0. 12309. 

Der Ehegatte wird in Rückſicht einer ſolchen Ver: 
waltung zwar überhaupt wie ein anderer bevoll: 
mächtigter Sachwalter angefehen; doch haftet 
er nur für das Stammgut oder Capital, Ueber 
die während der Verwaltung bezogenen Nußun: 
gen ift er, wenn es nicht ausdrücklich bedungen 


worden, feine Rechnung fehuldig; Diefe wird 


vielmehr bis auf den ag der aufgehobenen Ber: 
waltung für berihtigt angefehen. 

1) Der Ehegatte wird in Rüdficht einer ſolchen Verwal: 
tung überhaupt, wie ein anderer bevollmächtigter Sachwalter 
angefehen. Da ed nun aber mehrere Arten Vollmachten gibt, 
nähmlidy allgemeine und befondere, unumfchränfte oder be— 
ſchränkte; fo entficht die Frage, ob der Mann in allen Geſchäf— 
ten ald ein Bevollmächtigter feiner Gattinn anzufehen fey, oder 
ob es doch gewiſſe Gefchäfte gebe, welche er ohne einer aus: 
drüclihen Vollmacht feiner Gattinn einzugehen nicht berechti: 
get ift, und ob die vermuthete Vollmacht als eine unumfchränfte 
anzufehen fey oder nicht. Die legtere Stage muß ohne Zweifel 
bejaheno beantwortet werden; denn woraus follten die Gränzen, 
der Umfang und die Art, wie er die Gefchäfte feiner Gattinn 
betreiben fol, entnommen werden? — er ift folglich , wie jeder 
unbefchränft Bevollmächtigte, befugt, da5 Gefchäft nach feinem 
befien Wiffen und Gewiffen zu leiten. — Zweifelhafter ſcheint 














[$. 1239. ] 605 


aber die. Beantwortung der Frage: ob der Mann im Nahmen 
feiner Gattinn Sachen veräußern oder entgeldlich übernehmen, 
Anleihen oder Darleihen fchliegen, Geld oder Geldeswerth erhe: 
ben, Prozeffe anhängig machen, Eide auftragen, annehmen oder 
zurückfchieben, oder Vergleiche fchliegen könne? denn diele find 
Gefchäfte, welche eine befondere auf diefe Gattung der Gefchäfte 
lautende Vollmacht fordern ($. 1008). Ach glaube, daß der 
Ehemann nur al5 ein allgemeiner und uneingefchranfter Bevoll— 
mächtigter feiner Gattinn anzufehen fey, und daher zu diefen 
hier aufgezählten Arten von Gefchäften eine ausdrückliche, auf 
diefelben lautende Vollmacht nöthig habe; denn eine bloß ver: 
muthete allgemeine Vollmacht kann doch Feine mehreren Rechts: 
wirfungen haben, als eine ausdrückliche. Um fo weniger aber 
Fann er ohne eine befondere auf das einzelne Geſchäft Tau: 
tende Vollmacht eine Erbfchaft unbedingt annehmen oder aus: 
ſchlagen, Schenkungen machen, oder Rechte in ihrem Rahmen 
unentgeldlich aufgeben u. f. w. ($. 1008). 

2) Jedoch gilt das hier eben Gefagte nur in Bezug auf 
da5 Stammgut oder Capital; denn über die während der Ver— 
waltung bezogenen Nugungen ift er der Regel nach Feine Rech: 
nung ſchuldig, Diefe wird vielmehr bis auf den Zag der aufge: 
hobenen Verwaltung für berichtiget angefehen. Es fiheint daher, 
daß der Gefeggeber dem Manne mit der Verwaltung zugleich 
die Fruchtnießung des weiblichen Vermögens zugeftanden habe '). 
Allein ich glaube, daß diefe Behauptung nicht ganz richtig fey; 
denn da der Gefeßgeber ausdrücklich beyfügt, daß die Rech: 
nung bis auf den Zag der aufgehobenen Verwaltung für berich- 
tigt angefehen werde, fo fcheint er dem Ehegatten Feineswegd 
dad Necht eingeräumt zu haben, die Nußgungen ded Vermögens 
feiner Ehegattinn ſich zuzueignen, fondern ftellt vielmehr als eine 
Dermuthung, die feinen Gegenbeweis zuläßt, den Satz auf: 
daß der Ehegatte fi) ald ein getreuer Verwalter des Vermögens 
feiner Ehegattinn benommen habe. — Kann daher der Ehegatte 
für eine ordnungswidrige Gebahrung mit den Einkünften feiner 


1). dv. Zeillers Commentar Nr. 3. 
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Ghegaftinn für die Zeit der ihm zugeftandenen ftillfchweigenden 
Derwaltung nicht zur Nechenfchaft gezogen werden; fo bleibt er 
doch immer innerlich verpflichtet, die Nußungen ded Vermögens 
feiner Chegattin entweder nur mit ihrem Willen oder zu ihrem 
Dortheile zu verwenden, welche innerliche Verpflichtung in dem 
Sale, al5 er als Sruchtnießer ihres Vermögens anzufehen wäre, 
nicht Plag greifen könnte. — Wäre der Mann in diefer Ver— 
waltungsſache ald Fruchtnießer anzufehen, fo wären die Gläubiger 
deöfelben berechtiget, auch auf diefe Nugungen ihre Hand auszus 
firefen, was doch gewiß Niemand behaupten wird. 

3) Es können daher bey aufgehobener Vermögens: Ver: 
waltung keineswegs jene Verhältniffe, eintreten, welche zwiſchen 
dem Gigenthümer und Fruchtnießer Statt haben; der Ehegatte 
wird alle noch in Natur vorhandenen Früchte herausgeben müſ— 
fen, auögenommen, wenn er fie fhon mit den feinigen vermen— 
get hat; denn in diefem Falle müßten diefe Früchte abgefondert 
werden, was ohne eine Auszeichnung, wie viel davon der Öattinn 
gehören, folglich ohne Rechnungslegung nicht gefchehen Eönnte. 
Für jeden Fall muß fi) die Gattinn mit der bloßen Angabe 
ihres Mannes, wie viel von diefen Früchten ihr gehören, bes 
gnügen. Auch Fann der Chegatte auf die zur Zeit der beendeten 
Verwaltung bereits verfallenen, aber noch nicht eingehobenen 
Nutzungen feinen Anfpruch machen. Diefed ſowohl als dasjenige, 
was eben von den bezogenen in Natur noch abgefonderten Früch— 
ten gefagt worden ift, ergibt fi) daraus, daß der Ehegatte nach 
Vorſchrift de gegenwärtigen $. in ein gleiches Rechtsverhältniß 
mit demjenigen eintritt, der über eine geführte Verwaltung Rech— 
nung gelegt hat, und deſſen Rechnung durchgehends richtig be— 
funden worden iſt. Jede richtige Rechnungslegung aber erfor— 
dert, daß das, was nach der Rechnung an Activ-Rückſtänden, 
oder vorhandener Barſchaft, oder Materialvorrath da ſeyn ſoll, 
auch richtig fo vorgefunden wird. Es müffen alfo alle bey auf: 
gehobener Verwaltung bereitö verfallenen, jedoch nicht eingehos 
benen Nußungen, fo mie der vorhandene Vorrath an Früchten 
ganz fo angefehen werden, ald wenn felbe nach einer richtigen 
Rechnungslegung fo auögezeigt worden wären. So menig nun 











[$. 1239. ] 607 


ein anderer Gewalthaber und Rechnungsleger auf diefe Auslagen 
und Vorräthe einen Anſpruch machen kann, fo wenig Fann dies 
ſes der Ehegatte. — Was ift aber in Betreff der bereits einges 
hobenen, jedoch noch nicht fälligen Nugungen Rechtens? — IH 
glaube, daß fie der Mann feiner Gattinn herausgeben müffe. — 
Es fcheinen zwar die Worte des gegenwärtigen |. meiner Ber 
hauptung entgegen zu ftehen, weil fie ausdrüdlich fagen, dal 
der Mann über die während der Verwaltung bezogenen Nu: 
gungen Feine Nechnung zu legen fchuldig fey, und zwilchen be: 
reit5 fälligen und nicht fälligen Nugungen Feinen Anterfchied 
machen; allein ich glaube deffen ungeachtet, daß dad Fälligſeyn 
der Nutzungen hier vorausgefegt werde. Denn im wahren Sinne 
des Wortes find noch nicht verfallene Nugungen in Bezug auf 
die Zeit, in der fie bezogen wurden, gar Feine Nugungen;z denn 
es würde ganz unrichtig Flingen, wenn derjenige, der ein Gas 
pital mit Ein Zaufend Gulden zu 5 von Hundert, und ein 
halbjähriges Intereſſe anticipiret hat, fagen würde, daß ihm 
‚fein Capital während eines halben Jahres fünfzig Gulden eins 
getragen habe. Dede ſolche Anticipation ift im Grunde nicht 
als ein erhaltenes Darlehen, welches zur Verfallzeit im Wege 
der Gompenfation wieder getilgt wird. Ueberdieß würde der Che: 
gatte ald bloßer Vermögens : Verwalter in diefer Hinſicht noch 
gewichtigere Nechte genießen, als der Fruchtnießer, der folche 
anticipirte Nugungen ohne Zweifel herausbezahlen müßte. Ende 
lich ftehen die $$. 4239 u. 1240 im innigften Zufammenhange, 
und dad, was von dem Legteren gilt, muß ohne Zweifel auch 
auf den (&teren angewendet werden Finnen. Nun ift ed Flar, 
daß die Ehegattinn, obgleich fie den Fruchtgenuß, den fie ihrem 
anne abgetreten, aber während der Ehe felbft bezogen hat, 
zu verehren nicht fchuldig ift, bey Einftellung diefer ſtillſchwei— 
gend zugeftandenen Verwaltung die bezogenen aber nicht verfals 
Ionen Nußungen heraus geben müffe, weil der Ehegatte in dies 
fem Augenblicke in die vollen Rechte eined Fruchtnießers eintritt, 
daher von felben angefangen den Genuß aller Früchte und Nu— 
Bungen anzufprechen hat. 
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4) Die Frage, ob der Mann, der das weibliche Vermö— 
gen verwalter, den Erſatz des von ihm gemachten Aufwandes 
fordern könne, wird für den Fall, ald er von der Verbindlichkeit, 
Rechnung zu legen, befreyt it, durch Commentatoren des bür— 
gerlichen Gefegbuches verneinend beantwortet '). Meiner Mei— 
nung nach ift diefe Beantwortung auf folgende Urt und Weile 
zu modificiren. — In dem Falle, als der Mann von der Pflicht 
über die Nugungen Rechnung zu legen, enthoben ift, und auc) 


wirflich Feine Rechnung leget, hat er dießfalls Feinen Erfaß an— 


zufprechen, und zwar aus dem bereitd vom Herrn Negierungds 
tathe v. Scheidlein angeführten Grunde, weil die auf die Erhals 
tung und Benügung der Sache verwendeten Koften einen Gegen: 


ftand der Rechnung ausmachen, und die Rechnung für berich- . 


tigt gehalten wird, folglich auch die Köften für vergütet ange: 
fehben werden müfjen. — Allein da der gegenwärtige $. nur aus: 
Spricht, daß der Chegatte feine Nechnung zu legen fh uldig fen, 
fo läßt ficy hieraus noch keineswegs der Schluß ziehen, daß er 
nicht auch zw einer folchen Nechnungälegung beredhtiget fey. 
Er kann alfe allerdingd, wenn er fieht, daß der zu obigem Zwe— 
ce gemachte Aufwand die Nutzungen ded Vermögens überfteigt, 
den Erfag der nach Abzug der Empfänge noch übrig bleibenden 
Auslagen anfprechen, jedoch muß er in diefem Falle, obgleicy 
er fonft hierzu nicht verbunden wäre, eine ordentliche Rechnung 
legen. — Auch glaube ich nicht, daß der Mann in Anfehung 
der außerordentlichen die Einkünfte überjteigenden Erhaltungs— 
und Verbeſſerungs-Koſten ald ein Gefchäftsführer ohne Auftrag 
zu behandeln fey; denn, daß derfelbe nicht als Feuchtnießer 
des Vermögens feiner Chegattinn angefehen werden könne, und 
daher die in Hinficht deöfelben in dem Gefege enthaltenen Be: 
ffimmungen auf die Ehegatten nicht anwendbar feyn, habe ich 
bereitö früher gezeigt; diefer ift vielmehr bier fo, wie in ande: 
ren Fällen, nad) dem wortdeutlichen Inhalte ded gegenwärtigen 
$. wie ein anderer unbefchränfter bevollmächtigter Gachwalter an: 
zufehen. — Nun kömmt in dem Hauptftüde von der Bevollmäch: 


4) Siehe v. Zeiler Commentar. 
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tigung nicht vor, daB der Bevollmächtigte, um einen außerorts 
dentlichen Aufwand machen zu dürfen, einer befonderen, entwe: 
der auf diefes Gefchäft allein, oder überhaurt auf dergleichen 
Unternehmungen Tautenden Vollmacht bedürfe, und der $. 1014 
verordnet, daß der Gewaltgeber allen zur Beforgung des Ge: 
ſchäftes nothiwendig oder nüßlich gemachten Aufwand zu erfegen 
habe, und diefed felbft in dem Falle, ald der Erfolg ganz fehl: 
gefchlagen hätte. Iſt die Chegattinn, welche die Verwaltung 
ihred Vermögens ihrem Gatten ftillfehweigend uüberlaffen hat, 
anmefend, fo liegt ihr ob, darauf zu fehen, welchen Gebrauch 
derfelbe von den ihm eingeraumten Befugniffen machet; thut fie 
dad, fo muß fie von der Beftreitung eines folchen außerordente 
lihen Aufwandes in Kenntnig kommen, fommt fie aber hievon 
in Kenntniß und duldet denfelben, fo ift ihre ftillfchweigende 
Einwilligung vorhanden. ft fie aber entfernt, fo gilt um fo mehr 
die Vermuthung, daß fie ed ihrem Manne überlaffen habe zum 
Bortheile ihrer Sache allen jenen Aufwand zu machen, welchen 
er nach feinem Wiffen und Gewiffen zu machen nothwendig oder 
nöglich findet. — Ich bin daher der Meinung, daß der Che: 
gatte auch den Erfaß für die auf die Sache feiner Chegattinn 
verwendeten außerordentlichen Koften anfprechen könne. 


0. 1240, 
Auch die Ehegattinn ift nicht fhuldig, den Frucht⸗ 
genuß, den ſie ihrem Manne abgetreten, aber 
während der Ehe ſelbſt bezogen hat, zu verrech— 
nen; es ſteht aber den Ehegatten frey, derglei— 
chen ſtillſchweigend eingeſtandene Verwaltungen 
einzuſtellen. 
§. 124, 
In dringenden Fällen, oder bey Gefahr eines Nach— 
theiles, kann dem Ehemanne die Verwaltung 


des Vermögens, ſelbſt wenn ſie ihm ausdrück— 


lich und auf immer verwilliget worden wäre, 
Nippel's Commentar VII. Th. 39 


— 
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abgenommen werden. Hingegen iſt auch er be— 
fugt, der unordentlichen Wirthſchaft ſeiner Gat— 
tinn Einhalt zu thun, und fie unter den geſetz— 
lichen Borfchriften fogar als Verſchwenderinn 
erklären zu laffen. 


4) Wird dem Ehemanne durd) eine ausdrüdliche Vollmacht 
der Traun die Verwaltung ihres Vermögens aufgetragen; fo fteht 
der MWiderruf derfelben nicht immer in der Willkühr der Leßte: 
ren, fondern es kommt darauf an, ob dem Ehemanne die Ver— 
waltung bloß im Allgemeinen und unbeftimmt aufgetragen wor: 
den ift, oder nicht. Im erfteren Galle Fann fie nach Wohlge— 
fallen widerrufen werden, und der Mann, dem fie anverfraut wird, 
it verbunden, die Verwaltung alddann wieder der Frau als Eigen- 
thümerinn zu überlaffen; da durch den Widerruf feine erhaltene 
Vollmacht ihe Ende erreicht hat ($. 1020). Iſt hingegen die 
Vollmacht auf eine beftimmte Zeit, oder für immer ertheilt wor— 
den, fo kann fie im erfteren Falle nicht vor Verlauf diefer Zeit, 
im leßteren während der ganzen Ehe nicht widerrufen werden. 

2) Eine Ausnahme von diefer Negel tritt jedoch alddann 
ein, wenn das Weib die Schmälerung ihres Vermögens, oder 


ı doch eine bevorftehende Gefahr derfelben wegen der üblen Ver: 


waltung des Mannes zu erweifen fähig ift. In diefem alle 
kann fie die Vollmacht aud) vor der darin beftimmten Zeit, oder 
wenn fie auf bejtändig lautet, auch während der Ehe widerrufen, 
und dem Ehegatten die Verwaltung ded Vermögens abnehmen. 

3) Wenn nun dem Manne die Verwaltung ded weiblichen 
Vermögens entweder ftillfchweigend überlaffen, oder ausdrücklich 
übertragen worden iſt; fo ift er in diefer Hinficht der Regel nach, 
wie jeder andere Mandatar oder Verwalter eined fremden Ber: 
mögens zu betrachten, und alfo, wie jeder andere Sachwalter, 
zu handeln verpflichtet, und berechtigt, fo fern nicht die Geſetze zu 
feinem Vortheile befondere Ausnahmen feftgefegt haben. 

4) In diefee Hinficht find daher drey Fälle zu unterfcheis 
den: denn a) entweder ift dem Manne die bloße Berwal: 
tung übertragen, oder b) es ift demfelben auch dabey die Nu: 
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niegung de5 Vermögens überlaffen, oder c) es ift demfelben 
nur die Nutznießung des weiblichen Vermögens, nicht aber 
auch die Verwaltung deöfelben überlaffen morden. 

5) Wo eine ausdrückliche Vollmacht vorhanden ift, und 
diefe die Nechte ded Mannes beftimmt, da bedarf ed Feiner wei: 
teren Grläuterung. In diefem alle ift fich genau an die Voll: 
macht und deren Anhalt zu binden. Wo aber diefe Vollmacht 
den Umfang der Rechte und der Verpflichtungen nicht genau be: 
zeichnet, da entfcheiden folgende Grundfäße. 

6) Wenn dem Dianne bloß die Verwaltung ded weiblichen 
Vermögens, nicht aber auch zugleich die Nußnießung von der 
Ghegattinn ausdrücklich übertragen worden it; fo Fann er auf 
die Früchte diefed Vermögens feinen Anfpruc machen, fondern 
fie gehören der Frau ald Eigenthümerinn ded Vermögens, wor: 
aus fie entftanden find. In Betreff einer folchen, dem Ehegatten 
ausdrücklich eingeräumten Vermögens: Verwaltung ift übrigens 


alles dasjenige zu bemerken, wad im 9.1239 von der vermutheten 


Vebertragung der Vermogend: Verwaltung gefagt worden ift. 

7) Wenn hingegen dem Manne die Berwaltung und 
die Nutznießung zugleich überlaffen ift, fo ift er dadurch auch 
zu beyden berechtiget; und ed verſteht fich in diefem Falle von 
felbft, daß er zur Verrechnung der Nußungen, worauf er nun 
gerechte Anfprüche hat, nicht verbunden feyn Eönne. 

8) Wenn das Weib die Nugungen dem Manne überlaffen, 
diefelben aber deffen ungeachtet felbft eingehoben hat; fo haben 
ihre die Gefege den nähmlichen Vortheil zugeftanden, welchen 
fie dem Manne, der zu Feiner Nutznießung berechtiget war, die 
Nutzungen aber doch behoben hat, eingeräumt haben. — Auch 
ift die Frau in einem ſolchen Salle die Nußungen nur von der 
Zeit an, ald der Mann diefe ftillfchweigende Verwaltung wider: 
rufen hat, zu verrechnen und audzumeifen verbunden. 

9) An dem Falle, wenn dem Manne von der Frau zwar 
die Nußnießung, nicht aber auch die Verwaltung des Vermö— 
gend übertragen worden ift, kömmt ed darauf an, ob fich die 
Gattinn die Verwaltung ausdrücklich vorbehalten habe oder nicht. 
— Im erften Salle ift der Mann wohl die Nutznießung, nicht 

39* 
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aber auch die Verwaltung ded Vermögend zu fordern berechtiget ; 
denn nach $. 869 muß ein Verfprechen unter den nähmlichen 
Beftimmungen, ald ed gegeben worden-ijt, angenommen wer— 
den, außer dem befteht gar Fein Vertrag, folglih auch Feine 
Berbindlichfeit des verfprechenden Theiles. Hat daher die Gat— 
tinn dem Manne die Sruchtnießung des Vermögens mit Ausnah— 
me des Rechtes der Verwaltung deöfelben zugefichert; fo muß 
er dieſes DVerfprechen auch mit diefer Befchränfung annehmen, 
wenn er anders auf die Nutznießung ein Recht erlangen will, 
Hat fi aber die Gattinn nicht ausdrücklich die Vermögens: 
Berwaltung vorbehalten; fo ift der Mann allerdings berechtis 
| det, diefelbe an fich zu ziehen, welches nicht nur allein ſchon 
‚ aus dem Begriffe einer Fruchtnießung, als des Rechtes, eine 
fremde Subſtanz ohne alle Einfchränfung zu genießen ($. 509) 
hervorgeht, fondern auch in dem $. 1240 gegründet it, wo ed 
ausdrücklich heißt, daß den Ehegatten frey ſtehe, dergleichen ftille 
ſchweigend eingejtandene Verwaltungen einzuftellen, folglich hier 
vorauögefeßt wird, daß in dem Zalle, ald die Ehegattinn ihrem 
Ehemanne den Fruchfgenuß abgetreten hat, dem letzteren auch 
die Verwaltung desſelben gebühre. 

10) Wenn es der Frau an Kenntniß oder guten Willen 
fehlet, ihr Vermögen gut zu verwalten; fo kann zwar der Ehe: 
gatte die Verwaltung ihres Vermögens nicht eigenmächtig an 
fic) ziehen, er ift aber ohne Zweifel berechtiget, durch gütliche 
Vorſtellungen felbe zu bewegen, daß fie ihm, oder einem anderen 
fähigen Manne, die Verwaltung ded Vermögens und die Vers 
wendung der Einkünfte zw ihrem eigenen, und der Familie dauer: 
haften Wohle anvertraue; ja er Fann nach Beſchaffenheit der 
Umftände auch verlangen, daß fie als VBerfchwenderinn unter 
Guratel geſetzt werde. Dieſes letztere Recht kann auch der Ches 
gaftinn, und zwar derfelben um fo weniger in Abrede geftellt 
werden, ald ed vorzüglich der Mann ift, dem der Unterhalt der 
Samilie gefeglicd) obliegt, und das Wohl der Familie vielmehr 
durch feine, als feiner Gattinn Verſchwendung Gefahr läuft. 
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b. 1242, 
6) Witwengehalt, 

Das, was einer Gattinn auf den Fall des Wit: 
wenftandes zum Unterhalte beftimmt wird, heißt 
Witwengehalt. Diefer gebührt der Witwe gleich 
nach dem Tode des Mannes, und foll immer auf 
drey Monathe vorhinein entrichtet werden, 

4) Der Zweck des Witwengehaltes it der anftändige Un: 
ferhalt einer den Erwerb, die Unterftügung des Ehemannes, 
oder eine andere hinlängliche Verforgung vermiffenden Witwe. 
Er wird entweder in den Ehepacten oder außer denfelben beftimmt. 
Zur den erjteren Fall behauptet v. Scheidlein (in feinen Mifcel: 
len 3. H. $. 97), daß er die Natur einer unwiderruflichen Sch en: 
kung auf den Todesfall habe; allein diefe Behauptung dürfte 
fhwerlid zu erweifen feyn. — Denn ſchon der Umftand, daß 
der Öefeßgeber gleich in dem F. 1246 eigens von Schenkungen 
unter Ehegatten und Verlobten fpricht, und in diefer Hinficht 
auf die für die Schenkungen überhaupt beftehenden Geſetze hinz 
weifet, dürfte zur Genüge zeigen, daß er die in den Ehepacten 
vorkommende Beftimmung eined Witwengehaltes ald eine eigente 
liche Schenkung nicht anfehe. — Diefe letztere Anficht wird auch 
noch durch den Grund unterftüßt, daß die Ehepacte nicht als ein— 
feitige, fondern als gegenfeitige Verträge angefehen werden müſ— 
fen, und eine Einheit ausmachen; daher die in felben enthaltenen 
Beftimmungen, wenn fie nicht unzwegdeutig ald Schenkungen 
bezeichnet werden, die Natur derfelben niemahld annehmen kön— 
nen. Iſt aber der Witwengehalt außer den Ehepacten bejtimmt, 
ohne daß dafür Gegenleiftungen bedungen wurden; fo ijt diefe 
Beftimmung nad der Weifung des $. 956 zu beurtheilen. 

2) Der Witwengehalt befteht meiftend in einer jährlichen 
Summe Geldes, Eann aber auch in einem bejtimmten Natura: 
lien=Betrage, in den ntereffen von anliegenden Capitalien, oder 
in den Renten eined unbeweglichen Gutes u. fe w. beftehen. — 
Sit der Sattinn eine Nealität zum Witwenfige angewiefen worden, 
fo ſcheint ihr nur die Sruchtniegung diefer Realität zuzukommen, 
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und ihr Feinedwegs das widerrufliche Eigenthum zu gebühren ). 
Denn daß der Witwengehalt der Regel nach) nur in jährlich abzu— 
reichenden Öiebigfeiten beftehe, fcheint deutlich aud dem gegenwär— 
tigen $. hervorzugehen, da es heißt, daß er immer drey Mona: 
the vorhinein entrichtet werden müffez; Abweichungen von der Nas 
tur eines Rechts-Inſtitutes aber werden nicht vermuthet, fondern 
müjjen erwiefen werden. Wenn alfo nur gefagt ift, daß diefes 
oder jened ut der Gattinn zum Witwenfiße eingeräumt werde, 
fo fcheint nicht, daß ihre diefes Gut ald Eigenthum gebühre, 
welches im Falle ihres Abfterbens an die Erben ihres Mannes 
zurücfällt, fondern ich glaube vielmehr, daß fie von diefem 
Gute lediglich den Fruchtgenuß erhalte. 

3) Der Witwengehalt gebührt der Witwe gleich nach dem 
Tode des Mannes. Gr gehört, feiner Weſenheit und Beſtim—⸗ 
mung nach, unter die Alimente; er könnte alſo ſelbſt nach $. 
4418 wenigftens ein Monath im Voraus gefordert werden. — 
Der Gefeßgeber hat aber in diefer Hinficht die Witwe noch mehr 
begünftigt, und nur im gegenwärtigen $. angeordnet, daß der— 
felbe immer auf drey Monathe voraus entrichtet werden folle. 
Stirbt die Witwe während diefer drey Monathe, fo find die 
Erben eben nach Vorſchrift ded obermwähnten $. 1418 etwas zu: 
rückzuſtellen nicht fchuldig »). Eine andere Frage aber ift, ob 
die Erben des Mannes, wenn fie in Entrichtung des Witwen: 
gehaltes ſäumig gewefen find, mithin den dreymonathlichen Be: 
trag nicht in der gehörigen Zeit abgeführt haben, und die Witwe 
inzwifchen fich wieder verehelichet hätte, oder gejtorben wäre, ihr 
oder ihren Erben den dreymonathlichen Betrag zu entrichten ver: 
pflichtet find? — Diefe Frage muß ohne Zweifel mit ja beant— 
wortet werden, weil der Witwe von dem Zeitpuncte an, als fie 
den Verfallätag des dreymonathlihen Witwengehalted erlebt hat, 
fhon das Recht, diefen Betrag zu fordern, angefallen ift (vergl, 
$$. 536 u. 903), da in Gemäßheit ded $. 1419 die Verzögerung 
dem Gläubiger wohl ſchaden, aber nie etwas nügen kann. Uebri— 
gens muß auch bemerkt werden, daß hier die Berechnung nicht 


4) Dagegen fiehe v. Scheidleins Mifcellen. 3. 9. $- 93. 
2) ©. v. Zeillers Commentar Nr. 2 und v. Scheidleins Mifcelen. 3 9. $. 102. 
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nach dem Kalender gefchehe, fondern daß in Gemäßheit des $. 902 
ein Monath zu dreyßig Tagen angenommen werden müffe '). 
Wenn daher z. B. der Witwengehalt mit 4. März zu laufen an: 
fängt, und die Witwe in der Nacht vom 28. auf den 29. May 
nach 12 Uhr geftorben wäre; fo hätten die Erben derfelben nach 
dem oben Geſagten das Necht, den weiteren dregmonathlichen 
MWitwengehalt von den Erben des Mannes in Unfpruch zu nehmen. 


b. 1243, 


Der Witwe gebührt noch duch ſechs Wochen nad 
dem Tode des Mannes, und wenn fie ſchwanger 
ist, bis nach Verlauf von ſechs Wochen nach ih— 
rer Entbindung die gewöhnliche Verpflegung aus 
der Berlaffenfchaft. So lange fie aber diefe Ver: 
pflegung genießt, kann fie keinen Witwengehalt 
beziehen, 

Der Witwe fteht daher die Wahl frey, den auögeworfenen Wit: 
mwengehalt oder die gewöhnliche Verpflegung durch die in diefem $. 
beftimmte Zeitperiode anzufprechen. Beydes zugleich Fann fie nicht 
fordern. Unftreitig müffen die Koften der Entbindung einer Wit: 
we aus der DBerlaffenfchaft de5 Mannes in dem Falle entrichtet 
werden, wenn diefelbe die Verpflegung jtatt des Witwengehaltes 
genießt. — Mehreren Anftänden unterliegt die Beantwortung 
der Frage, ob die Witwe den Erfaß der Entbindungdfoften, ind: 
befonders in dem Falle in Anſpruch nehmen könne, wenn fie ans 
ftatt der gewöhnlichen Verpflegung aus der Verlaffenfchaft, gleich 
vom Zeitpuncte des Todes ihres Gatten an, den Witwengehalt 
beziehet ? — Ich bin der Meinung, daß fie in diefem Falle den 
Erfaß der Entbindungöfoften nicht anzufprechen habe; denn 
ihr ftand die Wahl frey, ob fie die gewöhnliche Verpflegung aus 
der Verlafjenfchaft bis ſechs Wochen nach ihrer Entbindung ge: 
nießen, worunter auch die Beftreitung der Entbindungdfoften ges 
hört hätte, oder lieber gleich, den Witwengehalt beziehen wolle; 
hat fie das Leßtere vorgezogen, fo hat fie dadurch zu erkennen 


1) Bergl. v. Zeiller zu $. 1419 Air. 2 
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gegeben, daß der Witwengehalt mehr ald die gewöhnliche Wer: 
pflegung mit Inbegriff der Entbindungskoften betrage, und es 
ift fohin Fein Grund vorhanden, ihr nebft dem Witwengehalte 
nod) indbefonders diefe Entbindungsfoften zu vergüten. 


J. 1244, 


Wenn die Witwe fich verehelichet; fo verliert fie 
das Recht auf den Witwengehalt, 

Aus dem oben angegebenen Zwecke des Witwengehalted, ja 
felbft aus der Benennung ergibt fich fehon, dag das Recht, einen 
MWitwengehalt zu fordern, ein höchft perfonliches Recht fey, und 
mit dem Tode erlöfche. Eben fo geht daraus hervor, daß er 
aufhören müffe, fobald die Witwe Feine Witwe mehr ift, d. h. 
wenn fie fich wieder werehelichet. — Wird diefelbe zum zweyten 
Diahle Witwe, fo EFann fie ihre bereits erlofchenes Recht nicht‘ 
wieder aufleben laffen, und etwa für den Sal, ald fie aus die— 
fer zweyten Ehe gar Feine Verforgung erhielte, den Genuß ih: 
tes friiheren Witwengehaltes wieder in Anfpruch nehmen. 


. 1245. | 

Eicherftellung des Heirathögutes, der Widerlage und des Witwengehaltes. 

Ver das Heirathsgut übergibt, ift berechtiget, 
bey der Uebergabe; oder wenn in der Folge 
Gefahr eintritt, von demjenigen, der es em- 
pfängt, eine angemeffene Sicherftellung zu for: 
dern, Vormünder und Euratoren einer pflege- 
befohlenen Braut Eönnen die Sicherftellung des 
Heirathögutes, und eben fo der bedungenen Wi: 
derlage und des Witwengehaltes ohne Geneh— 
migung des obervormundfchaftlichen Gerichtes 
nicht erlaffen, 

1) Damit die Frau, oder derjenige, der fich den Rückfall 
bedungen hat, durch den Mann nicht um ihre (feine) Rechte 
auf dad Heirathsgut nach aufgelöfter Che gebracht werde; fo 
kann jeder Beſteller eines Heirathöguted (ed fey die großfährige 
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vermögende Srau, die Xeltern oder ein Dritter) bey der Leber: 
gabe deöfelben die Sicherftellung des Heirathsgutes für den Rüde 
fall verlangen. Diefe Sicherftellung gefchieht zum Vortheile des— 
fenigen, der nach der Ehe auf das Heirathögut einen Anſpruch 
hat. Diefes ift nun entweder die Frau oder ein Dritter, der frey: 
willig ein Heirathsgut gegeben, und ſich den Rückfall bedungen hat. 

2) Wie auf was Weife wird dad Heirathögut ficher geſtellt? 
— Befigt der Bräutigam ein unbewegliches Gut, fo ift die ges 
wöhnliche, und für den Bräutigam unfchädlichite Art der Si: 
cherftellung, wenn die Heirathögutd = Forderung deöfelben grund» 
büchlich einverleibt wird; oder befißt er in den öffentlichen Bü— 
chern eingetragene Gapitalien, fo kann dad Heirathsgut auf diefe 
fuperintabulirt werden. — Sonſt kann diefe Sicyerftellung auch 
durch Verpfändung von Mobilar: Stüden, oder durdy Bürgen 
gefchehen ($. 1373). Die Aeltern des Bräutigams können aber 
nicht verhalten werden, Sicherftellung zu leiften, wozu fie nad) 
dem Qofephinifchen Gefege in fo meit verpflichtet waren, als 
ed ohne ihren merklihen Nachtheil gefchehen Fonnte. 

3) &3 verfteht fich übrigens von felbft, daß es in der Wills 
führe der Vertrag fchliegenden Theile liege, welche Sicherftellung 
fie fich bedingen wollen. It der Bräutigam großjährig, fo liegt 
ihm ob, die Urt der Sicherftellung zu beforgenz ift er aber noch 
minderjährig, oder fteht er unter der Guratel, fo hat fein Bor: 
mund oder Curator diefe Sicherftellung zu beftimmen. Doc) ift 
bierbey die Negel zu beobachten, daß taugliche Bürgen nur dann 
angenommen werden müffen, wenn der Bräutigam Fein angemeife: 
ned Pfand oder Eeine folche Hypothek einzuräumen im Stande ilt. 

4) Die Sicherftellung fol nah dem Gefege eine ange: 
meffene feyn. Es entjteht nun die Frage, was unter dem 
Ausdrufe yangemeffen” zu verftehen fen, da ſich dad Gefeg: 
buch hierüber nicht erklärt? — Die Erklärung ded Herrn Regie— 
rungsrathes v. Scheidlein ), daß unter angemeffener Sicher: 
ftellung eine folcye verftanden werde, welche mit dem Betrage 
de5 Heirathsgutes im Verhältniffe fteht, ift ohne Zweifel richtig, 


1) Miſcellen 3.9. ©. 56. 
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aber unbefriedigend, weil erft die Frage entfteht, welches Ver: 
hältniß zwifchen dem Betrage des Heirathögutes und dem Wer— 
the des Pfandes, das zur ‚Sicherftellung eingeräumt wird, ob— 
walten müffe- Denn da der $. 230 ausfpricht, daß eine Sicher: 
heit nur dann gefegmäßig fey, wenn durch die Sicherftellung 
mit Ginrehnung der etwa vorhandenen Laften, ein Haus nicht 
über die Hälfte, und ein Grundſtück nicht über zwey Drittel 
feines wahren Werthed befchwert wird; fo entfteht vor Allem 
anderen die Frage, ob in dem vorliegenden Falle nicht eben jene 
Sicherheit von dem Geſetzgeber unter dem Ausdrude: „ange: 
meffene Sicherheit” verftanden werde? — Weldye Frage nad) 
$. 1374 ohne Zweifel befahend beantwortet werden muß. Wird 
daher der Braut von Seite des Bräutigams Sicherftellung des Hei: 
rathögutes zugefichert, fo ift die Erftere Feineswegs verpflichtet, 
fi damit zu begnügen, daß die zur Sicherheit verpfändeten Sa— 
chen in ihrem Werthe, nad) Abzug der früheren Laften, dem Betrage 
des Heirathsgutes nach ihrem Schäßungswerthe gleich kommen, fon= 
dern fie Fann fordern, daß nach dem Schägungswerthe eine Ueber— 
deckung von einer Hälfte und refpective einem Drittheile gefchehe. 

5) Iſt Eeine Sicherftelung bedungen worden, fo kann fie 
in der Negel auch in der Folge nicht angefprochen werden, außer 
wenn Gefahr bey Verfchwendung und drohender Zahlungs = Un: 
fähigkeit des Mannes eintritt. — Befißt der Mann ein unbes 
wegliched Gut, fo ann ficy die Ehegattinn aud in der Folge 
mit ihrer Heirathsguts-Forderung hierauf pränotiren laſſen, wor— 
auf fie dann ihre Forderung mittelft Einreichung einer ordentlis 
chen Klage, worin fie darzuthun hat, daß diefe Bedingungen der 
Sicherftellung bier eingetreten find, zu rechtfertigen hat. Wird 
ihre Forderung fowohl als die Gefahr ald richtig anerfannt, und 
fomit die Präanotirung für gerechtfertiget erklärt; fo ift ihr nach 
der Zeitordnung der erwirkten Pränotirung vollkommene Sicher: 
beit verfchafft. 

6) Zt die Braut minderfährig, oder fteht fie aus was 
immer für einer Urfache unter Curatel; fo wird diefe Sicherſtel— 
lung der Regel nach nothwendig, und e5 liegt daher denjenigen, 
unter deren Obforge oder VBormundfchaft fie ſteht, Amteswegen 
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ob, auf bie Sicherftellung des Heirathägutes Bedacht zu feyn. 
— Diefe Borfchrift ift aber keineswegs fo ſtrenge zu nehmen, 
daß diefe Sicherftellung in allen Fällen unumgänglich nothwen— 
dig fey, ſondern es können davon Ausnahmen Plag greifen. Ein 
folcher Ausnahmöfall wäre, wenn der Bräutigam Fein unbemweg: 
lihed Gut, und ein fo eingefchränftes Vermögen befäße, daß 
durch die ſtrenge Forderung einer Sicherftellung der Nutzen, 
den er aud dem Heirathögute ziehen foll, und die Hoffnung einer 
übrigens anftändigen Verforgung der Braut wahrfcheinlich ver: 
eitelt werden würde. — Ob aber diefer, oder überhaupt ein an- 
derer Ausnahmsfall eintrete, hierüber haben die Curatoren und 
Vormünder nicht zu entfcheiden, fondern diefes hängt einzig von 
der Beurtheilung des vormundfchaftlichen Gerichte ab. Daher 
Eonnen die Vormünder und Curatoren einer pflegebefohlenen 
Braut die Sicherftellung des Heirathögutes ohne Genehmigung 
de3 obervormundfchaftlichen Gerichtes nicht erlaffen. — Da das 
Gefeß bloß von Vormündern und Curatoren fpricht, fo entfteht 
die Stage, ob nicht der leibliche Vater der Braut diefe Sicher: 
ftelung ohne Genehmhaltung de vormundfchaftlihen Gerichtes 
erlaffen Eönne? — Ich glaube nicht; denn in Betreff ded Ver: 
mögens der Kinder wird der Vater gleich einem andern Curator 
behandelt ($$. 149 u. 152). Selbſt für den Fall, als der Va: 
ter im Mangel eines eigenen Vermögens der Tochter ein Hei: 
rathögut gegeben hat, fcheint diefes behauptet werden zu müf: 
fen, weil durch VBernachläffigung der Sicherftellung die Tochter 
um ihre Necht, dad Heirathögut nach aufgehobener ehelicher Ge— 
meinfchaft zurückzufordern, fommen fünnte, 

7) Hat der Dann zur Zeit der gefchloffenen Che Feine Rea— 
lität befeffen, auf welche dad Heirathögut hätte einverleibt wer— 
den Fönnen, und ift daher auch von einer Sicherftellung des Heiz 
tathögutes abgegangen worden; fo entjteht die Frage, ob nicht 
noch nach der Hand während der Ehe, im Falle der Mann ein 
unberwegliched Gut an ſich bringt, eine folche Sicherjtellung mit— 
telſt Vormerkung (Präanotirung) auch außer einer vorhandenen 
Gefahr erwirft werden Fonne? — Herr Regierungsrath v. Scheid— 
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Yein beantwortet diefe Frage bejahend '). Sein Grund hiefür 
ift, weil überhaupt jedes erworbene, obgleich nicht fällige Recht, 
3. B. das Recht ein dargeliehened Capital bey Verfallzeit zurück— 
zufordern, alfo auch das Recht deöfenigen, der dad Heirathögut 
übergeben hat, daöfelbe nach aufgelöfter Che zurückzufordern, 
vorgemerkt werden kann. — Allein ich habe bereit3 bey Erläute— 
rung des $. 453 nachzumeifen verfucht, daß aud) zur Grwerbung 
des Pfandrechfed auf unbewegliche Güter außer der Forderung 
noch insbefonderd der Zitel nachgewiefen werden müffe. Der 
Titel, die Sicherftellung ded Heirathögutes zu verlangen, Tiegt 
entweder in dem dießfalls gefchloffenen Vertrage, oder in der 
Anordnung des Geſetzes, welches diefes Necht der Sicherſtel— 
lung einräumet. — Iſt nun feine Sicherftellung bedungen, und 
auch Feine Gefahr vorhanden; fo kann fie auch während der Che 
nicht. gefordert werden. 

8) Wad hier von Sicherftellung des Heirathsgutes gefagt 
worden ift, ift auch auf die Widerlage und den Witwengehalt 
anzuwenden, 


b. 1246. 


Schenkungen unter Ehegatten und Berlobten. 


Die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Schenkungen 
zwifchen Ehegatten wird nach den für die Schen= 
Fungen überhaupt beftehenden Geſetzen beurtheilt, 

Der Grundfag ded römifchen Nechtes, daß Schenkungen 
unter den Eheleuten unmoraliſch und unerlaubt feyn, wurde 
ſchon durch dad Qofephinifche Geſetzbuch außer aller Anwendung 
gefegt *). Solche Schenkungen, fie mögen unter Lebenden oder 
auf den Todesfall gefchehen, werden überhaupt nach dem Haupt: 


ſtücke von Schenkungen beurtheilt. — Gefchehen fie zur Ver— 


mehrung des urfprünglichen Heirathöguted oder der Widerlage, 

fo nehmen fie ganz die Natur der lesteren Gebühren an °). 

Hieraus folgt, daß, wenn die Gattinn ftirbt, dad zur Vermeh— 
4) Mifcellen B. 3. ©. 57. 


2) 3, Theil $. 31. 
3) ©. v. Zeiller’s Commentar, 





rung ded Heirathöguted gegebene Gefchenf, wenn dad Heirathö: 
gut nicht auf Veberleben bedungen worden ift, ihren Erben an: 
heim falle; dagegen dasjenige Geſchenk, welches dem Manne zur 
Dermehrung der Widerlage gegeben worden ift, auf denfelben 
zurückehre. Stirbt aber der Mann vor feiner Öattinn, fo fal: 
len beyderley Arten Gefchenke der überlebenden Chegattinn zu. 
Vebrigend kann fich derjenige, der zur Vermehrung des Heiraths— 
gutes oder der Widerlage ein Geſchenk machet, auddrüdlich aus— 
bedingen, daß ed auf ihn wieder zurückfalle. 


b. 1247, 


Mas ein Mann feiner Ehegattinn an Schmud, 
Gdelfteinen und andern Koftbarkeiten zum Pu— 
be gegeben hat, wird im Zweifel nicht für ge- 
lehnt; fondern für gefchenft angefehen, Wenn 
aber ein verlobter Theil dem andern; oder auch 
ein Dritter dem einen oder andern Sheile in 
Rückſicht auf die künftige Ehe etwas zufichert 
oder ſchenket; jo Fann, wenn die Che ohne Ber: 
fhulden des Geſchenkgebers nicht erfolgt, die 
Schenkung widerrufen werden, 

1) Eine Ausnahme von der im vorigen $. aufgeftellten Re- 
gel enthält die Falliten-Ordnung 99. 7, 9 u. 416 in Bezug 
auf Handelöleute. Hier heißt ed: „Belangend die zwifchen Ehe- 
leuten öfters vorfommenden Schenkungen, fo foll ed mit diefen 
refpt, der Handelöleute fo gehalten werden: Diejenigen Schen— 
Eungen, welche realiter per traditionem, oder durch eine Anſchrei— 
bung an die Gewähr fürgegangen, follen fodann gültig feyn, 
wenn fie zur Zeit, wo folche donatio in effectu gefchieht, den 
Creditoren oder auch dem Handlungs =Fundo zu feinem Nach: 
theile gereichen, da auch nach der Hand der Mann nicht solven- 
do würde; außer ed wären dergleichen Donationen aus denjeniz 
gen Mitteln des Mannes gefchehen, welche derfelbe gegen die 
Gefege über die 6 pCt. jührlicher Antereffe aud der Handlung ges 
nommen hätte, da nähmlich dad Weib nicht zeigen könnte, daß 
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befagte Donation von ded Mannes außer der Handlung gehalter 
nen Vermögen gemacht worden; in welchem Falle auch dad Weib 
fodann noch im guten Stande des Manned fürgegangene Dos 
nation der nach der Hand verfchuldeten massae mariti beyzutra— 
gen hätte. Andere Donationes des Mannes aber, welche obge— 
hörtermaffen nicht realiter gefchehen find, follen feinen Credi— 
toren lediglich nachgehen, und dabey auch den etwa *— 
Kindern ihr Recht in salvo verbleiben. 

2) Dieſer in Betreff des Handelsſtandes beſonders — 
menden Beſchränkung fügt der gegenwärtige $- noch zwey an—⸗ 
dere, die oben $. 4246 aufgeftellte Regel modificirende Beſtim— 
mungen hinzu. Die erfte befteht darin, daß dadfenige, wad ein 
Dann feiner Chegattinn an Schmuck, und indbefondere an Edel: 
fteinen und anderen Koftbarfeiten zum Putze gegeben hat, im 
Zweifel nicht für gelehnt, fondern für gefchenft angefehen wird. 
— Welche Sachen unter Schmuc begriffen werden, ift $. 678 
vorgefommen. — Es ift bemerfenswerth, daß dad mweftgallizifche 
Geſetzbuch, das doch die Grundlage deö gegenwärtigen ift, ge: 
trade die umgekehrte Beftimmung enthält, indem es anordnet, 
daß das Gegebene in diefer Hinficht ald gelehnt angefehen werde. 
— Wenn das gegenwärtige Geſetzbuch in diefer Beziehung gar 
keine Beftimmung enthielte, fo würde ich auch hier diefer Ver— 
muthung Raum geben, weil, wie auch v. Scheidlein in feinen 
Mifcellen bemerkt, der $. 915 die Audlegungsregel aufftellet, 
es werde bey einfeitig verbindlichen Verträgen im Zweifel anges 
nommen, daß fich der Verpflichtere eher die geringere, als die 
fchwerere Laft auflegen wollte, und der Mann fich wirklich hier 
durch die Schenkung eine fehwerere Laft auflegt, ald wenn er 
den übergebenen Schmud bloß herleiht. — Der Grund, warum 
der höchite Gefeßgeber in dem gegenwärtigen Gefegbuche im vor: 
liegenden Falle von der allgemeinen. Regel abgewichen ift, liegt 
nach der Bemerkung des Herrn Hofrathes v. Zeiller in der Bes 
trachtung, daß ed dem Manne gewöhnlich Teichter fallt, fich mit 
einem DBeweife zu verfehen, als der Frau, und daß die für die 
Schenkung freitende Vermuthung oft durch eine entgegengefeßte 
ftärfere entfräftet werden könne, was 3. B. in dem Zalle 
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eintreten würde, wenn der Mann den Schmud immer felbjt 
verwahret, und denfelben feiner Sattinn nur bey befonderen Ans 
läſſen überläßt. 

3) Auch durch die weitere —— dieſes $. macht, wie 
ſchon Herr Regierungsrath Dolliner in ſeinem Handbuche des Ehe— 
rechts 4. B. S. 18 bemerkt, der Geſetzgeber in Anſehung der 
Schenkungen unter Verlobten eine Ausnahme von der allgemei— 
nen Regel, daß bey unentgeldlichen Verträgen, wenn der Be— 
weggrund nicht zur ausdrücklichen Bedingung gemacht wird, die 
bey den letzten Anordnungen gegebenen Vorfchriften anzuwenden 
find, nach welchen die Verfügung gültig bleibt, wenn auch der 
von dem Erblaffer angegebene Beweggrund falfch befunden wird; 
es wäre denn erweidlich, daß der Wille des Erblaffers einzig 
und allein auf diefem irrigen Beweggrunde beruhet habe (9. 572). 
Der Grund diefer Abweichung liegt darin, weil, wie Herr Hof: 
rath v. Zeiller in feinem Commentare bemerkt, vermuthet wird, 
daß der Gefchenfgeber den Beweggrund der Schenkung als eine 
Bedingung angefehen wiffen wolle. — Jedoch wird diefe Bedin⸗ 
gung keineswegs als eine aufſchiebende, ſondern vielmehr als 
eine auflöfende betrachtet, wie aus dem Inhalte des gegenwär— 
tigen $. Elar hervorgehet. Es ift hier in der Hauptfache einerz 
leg, ob der Gefchenfgeber felbft oder der Gefchenfnehmer von 
dem Cheverlobniffe zurüctrete, oder ein Zufall die Schliegung 
der Ehe hindert, wenn nur dabey dem ©efchenfgeber Fein Ver: 
fehulden zur Laft fällt. — Diefer Fall würde aber eintreten, 
wenn der Gefchenfgeber ohne hinreichenden Grund zurüctreten 
würde, oder durch feine Schuld entweder in feiner oder des Ge— 
ſchenknehmers Perfon eine gegründete Urfache entftehen machte, 
aus welcher eine von beyden die Ehe nicht mehr eingehen kann 
oder will, Hat fich dagegen ohne Verfchulden des Geſchenkgebers 
ein widriger Zufall in deifen eigener Perfon ereignet, melcher 
die Eingehung der Ehe zwiſchen beyden Perfonen unthunlich 
macht; fo fihadet derfelbe dem Gefchenfgeber nicht, fondern er 
Fann dad gegebene Geſchenk wieder zurücfordern. Wie aber, 
wenn dad gegebene Geſchenk nicht mehr im Beſitze des Beſchenk— 
ten ware? — In diefer Hinficht ift zu unterfcheiden, ob die Ehe 
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aus Verſchulden des Gefchenfnehmers, oder aus einer anderen 
von feinem Berfchulden unabhängigen Urfache unterbleibt. — 
Im erfteren Falle müßte er ohne Zweifel den Werth ded Ge: 
ſchenkes erfegen, da er felbft an dem Eintritte der auflöfenden 
Bedingung Schuld trägt, und fich fchon bey Annahme des Ge: 
ſchenkes ſtillſchweigend zur Zurüditelung deöfelben, im Falle die 
Ehe niht zu Stande Fommen follte, verbindlich gemad)t hat; 
überdieß der $. 46 ausdrücklich enthält, daß dem Theile, von 
deffen Seite Eeine gegründete Urfache zu dem Rücktritte entftan- 
den ift, der Anfpruch auf den Erſatz des wirklichen Schadend 
vorbehalten bleibe, welchen er aus diefem Rücktritte zu leiden be: 
weifen fann. — Eben fo wenig kann ed einem Zweifel unterlier 
gen, daß der Geſchenknehmer, wenn ihm auch Fein Verfchulden 
zur Laft fällt, den Werth des Geſchenkes erfegen müffe, in fo 
fern derfelbe noch vorhanden ift, weil er fi zum Schaden des 
Gefchenfgeberd in diefem Falle nicht bereichern darf. Zweifel: 
haft fcheint daher eigentlich nur der Fal zu feyn, wenn die Ehe 
ohne Verſchulden des Gefchenfgeberd und Gefchenfnehmers rüd- 
gängig wird, und weder dad Geſchenk felbft, noch defjen Werth 
mehr vorhanden ift. Allein auch diefer Zweifel wird durch eine 
Vergleichung der Gefegeöftellen leicht gelöfet. — Denn ed ift 
ſchon oben erwähnt worden, daß hier der Beweggrund der Schen— 
kung als eine auflöfende Bedingung und zwar in der Art angefehen 
werde, daß das zugedachte Eigenthumsrecht der gefchenften Sache 
in dem Falle wieder verloren gehe, wenn ein Theil von der zus 
geficherten ehelichen Verbindung wieder zurüdtritt. — Die Rechte 
wirfungen diefed unter einer auflöfenden Bedingung gefchloffenen 
Schenkungds Vertrages find nun nad) Vorfchrift des $. 897 nach 
den bey legten Anordnungen beftehenden gefeglichen Vorfchriften 
zu beurtheilen. Nun enthält der $. 708, daß, wer eine Erb: 
fchaft oder ein Vermächtniß unter einer auflöfenden Bedingung 
erhält, gegen den, welchem die Erbſchaft oder dad Vermächt— 
niß bey dem Eintritte der Bedingung zufällt, die nähmlichen 
Rechte und Verbindlichkeiten habe, melde einem Erben oder 
Legatar gegen den fideicommiffarifchen Subftituten zufommen, 
und der $. 613 fest feit, daß, bis der Fall der fideicommiffari- 
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ſchen Subftitution eintritt, dem eingefegten Erben da3 eingefchränfte 
Eigenthumsrecht mit den Rechten und Verbindlichkeiten des Frucht: 
nießerd zufomme; nun enthält aber der $. 631, daß der Fidei— 
commiß: Inhaber, welchem gleichfalls das eingefchränfte Eigen: 
thumsrecht mit den Rechten und Verbindlichfeiten eines Frucht: 
nießers zuftehet, für die ohne fein Verfchulden erfolgte Vermin— 
derung der Subſtanz nicht zu haften habe. — Hieraus ijt, in 
Bezug auf die vorausgefchidte Frage, die Schlußfolgerung zu zie— 
ben, daß, wenn die gefchenfte Sache ohne Berfchulden des Ge: 
fhenfnehmerd zu Grunde geht, ein Erfaß nicht zu leiften fen; 
dagegen aber wohl im umgekehrten Falle der Gefchenfnehmer 
den Werth vergüten müſſe. — Hat aber der Gefchenfgeber den 
Beweggrund oder Endzweck, nähmlich die Fünftige Ehe zur aus— 
drüclichen Bedingung feiner Schenkung gemacht, dann müßte 
die Fünftige Che wie eine andere auffchiebende Bedingung an— 
gelehen werden, ohne deren genaue Crfüllung dad davon abhan— 
gende Recht nicht erworben werden kann, die Bedingung mag 
vom Zufalle, von dem Willen des Befchenkten, oder eines Drit— 
ten abhängen (F9. 699 u. 897). Es kann daher in einem fol: 
chen Falle der Gefchenfgeber feine Schenkung, wenn auch die 
Che durch fein Verfchulden unterbleibt , widerrufen, weil der 
Geſchenknehmer vor gefchloffener Ehe Feine Rechte auf die gefchentte 
Sache erworben hat. — Haben die Verlobten einander wechfel: 
feitig beſchenkt, fo ift zu unterfcheiden, ob dieſe gegenfeitige 
Schenkung bedungen worden fey oder nichte Am erften Falle 
ift fih die Vorfchrift des $. 942 vor Augen zu halten, 

4) Hier Fommet noch die Frage zu beantworten, ob in dem 
Falle, ald ein verlobter Theil dem andern etwas fchenfet, fchon 
ipso facto angenommen werden müffe, daß diefe Schenfung in 
Rückſicht auf die künftige Che gefchehen fey, oder ob diefer Um: 
ftand eigens noch erwiefen werden müffe? — Herr v. Scheidlein ') 
fagt: wenn ein verlobter Theil dem anderen etwad fchenket, fo 
gefchieht diefed immer in Rüdficht auf die Eünftige Ehe, die Be: 
dingung alfo, daß die Ehe erfolge, wird, wenn fie dem Schen: 


4) Zn feinen Mifcellen 3. 9. $. 108, 
Nippel’s Commentar VII. Th. 40 
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kungsvertrage auch nicht ausdrücklich beygerückt ift, ſtillſchwei— 
gend verftanden. Dagegen fcheint Here Hofrath Dolliner ') 
einer anderen Meinung zu feyn, da er fagt: wenn ein verlob— 
ter Theil dem andern in Rückſicht auf die Fünftige Ehe 
etwad zufichert oder fehenfet. — Es kömmt hier lediglich darauf 
an, zu erforfihen, ob der im gegenwärtigen $. vorkommende 
Ausdruck: „in Rückſicht auf die Eunftige Ehe” Tediglich für den— 
jenigen Saß gelte, in weldyem diefer Ausdruck vorfömmt, oder 
auch auf den Vorderfaß, nähmlih: „wenn aber ein verlob: 
ter Theil dem andern,” bezogen werden müſſe. Würde obi- 
ger Ausdruck nun auf diefen Sat nicht bezogen, fo müßte man 
annehmen, daß jede Schenkung unter Verlobten, wenn die Che 
ohne Verfchulden des Gefchenfgebers nicht erfolgt, felbft in dem 
alle widerruflic) fey, ald erwiefen würde, daß das Geſchenk ganz 
ohne Rückſicht auf die Fünftige Ehe gegeben worden ſey; eine 
Behaupfung, die der aud dem Inhalte des gegenwärtigen $. here 
vorleuchtenden Abficht des Gefeßgebers entgegen ware. — Ober 
follte e5 ganz was Undenfbared feyn, daß eine verlobte Perfon 
der anderen aus bloßer Neigung, und ohne die Fünftige Ehe fich 
vor Augen zu halten, Gefchenfe made? — Sch glaube fohin, 
daß auch bey Verlobten der Endzwec der Fünftigen Ehe entwe— 
der ausdrüdlich erwähnt, oder doch wenigftens aus den Umſtän— 
den erhellen müffe, obfchon ich ebenfall3 nicht zweifle, daß der 
Umſtand der gefihehenen Verlobung felbft unter diefenigen ge: 
höre, aus welchem in Verbindung noch einiger anderer Umſtände 
auf diefen Endzweck gefchloffen werden Fann. 


0. 1248, 
Wechjelfeitige Zeftamente. 

Den Ehegatten ift geflattet, in einem und dem 
nähmlichen Teftamente jich gegenfeitig, oder auch 
andere Derfonen ald Erben einzuſetzen. Auch 
ein ſolches Teftament ift widerruflih; es Fann 
1) Zn feinem Handbuche des Erbrechtes 1. DB. 6. 11, fie aus dem Auszuge, den 


er im Eingange dieſes J. aus dem $. 12947 des b. G. B. an die Spike geftellt 
hat, hervorgehet. 
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aber, ausder Widerrufung des einen Theiles auf 
die Widerrufung des anderen Theiles nicht ge: 
ſchloſſen werden. 

1) Wechſelſeitige Teftamenfe find letzte Willensanordnungen, 
welche von zwey oder mehreren Perſonen in einem und demſel— 
ben Auflage errichtet werden, und worin fie entweder wechſelſei— 
tig fich felbft oder audy andere Perfonen mit ihrem ganzen Vers 
mögen oder mit einem fid) auf dad Ganze des Nachlaffes bezie= 
henden Theile desfelben betheilen '). Da der gegenwärtige $, 
ausdrücklich nur den Ehegatten geftattet, ſolche wechfelfeitige 
Zeftamente zu errichten; fo ift daraud zu fehließen, daß fie im 
der Regel nicht erlaubt, fohin, wenn fie von anderen Perfonen 
errichtet wurden, ohne rechtliche Wirkung feyn. Herr Hofrath v. 
Zeiler bemerft auch ausdrücklich in feinem Commentare, daß 
man bey der Berathfchlagung geneigt war, felbe allgemein abs 
zufhaffen, indem diefe Art zu tejtiren leicht zu Erbberedungen, 
Vebervortheilungen und Täuſchungen des Zutrauens mißbraucht 
werden kann. — Es wurde daher befchloffen, die wechfelfeitigen 
Teftamente zwar nicht weiter um fich greifen zu laffen, als fie 
in der Gewohnheit gegründet ware, folglich fie lediglich auf 
Chegatten einzufchränfen. 

2) Da der Gefeßgeber für diefe wechlelfeitigen Teftamente 
Eeine befondere Form vorgefchrieben hat, fondern in Anfehung 
derfelben alles dasjenige gilt, was überhaupt von Zeftamenten 
angeordnet iſt; fo folgt daraus, daß fie außergerichtlich oder ges 
richtlich, Tchriftlich oder mündlich, fchriftlich aber ınit und ohne 
Zeugen errichtet werden können. Wollen die Ehegatten fchriftlich 
und ohne Zeugen teftiren, fo muß jeder aus denfelben jene 
Verfügungen, in welchen über fein eigenes Vermögen disponirt 
wird, eigenhändig fihreiben, und dad Zeftament fodann eis 
genhändig mit feinem Nahmen unterfertigen. Da die Bey— 
ſetzung des Tages, des Jahres und des Ortes, wo der leßte 
Wille errichtet wird, überhaupt bloß räthlich, aber nicht weſent— 

AR. U) 


1) Siehe v. Scheidleins Mifcellen 3, 9, $. 109. 
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lich nothwendig ift, fo Tiegt auch nichtö daran, von welchem der 
beyden Ehegatten dad Datum gefchrieben werde. — Hat aber 
bloß einer der Ehegatten das Teſtament gefchrieben, und der ans 
dere dadfelbe bloß unterfchrieben; fo muß der letztere vor drey 
fähigen Zeugen den Aufſatz ald feinen legten Willen beftätigen, 
und die Zeugen müffen fich, wie bey einem ſolchen Teſtamente 
überhaupt vorgefchrieben ift, unterfertigen. Wenn ein Ehegatte 
gar nicht fchreiben kann, fo ift in Bezug auf ihn gleichfalls al- 
led dasjenige zu beobachten, was das Hauptſtück über die Erklä— 
rung des legten Willens überhaupt für diefen Fall vorfchreibt. 
Wenn ein Ehegatte nicht lefen Fann, fo muß er den Aufſatz von 
einem Zeugen oder von feinem Mitgatten felbft, in Gegenwart 
aller drey Zeugen, die den Anhalt eingefehen haben, ſich vorle: 
fen laffen, und befräftigen, daß derfelbe feinem Willen gemäß 
fey. Es entjteht hier die Frage, ob ed genüge, wenn dem deb 
Lefens unkundigen Ehegatten bloß jene Verfügungen, die er felbft 
getroffen bat, vorgelefen werden, oder ob ihm auch der Anhalt 
der von dem anderen Chegatten gemachten Dispofitionen vorge: 
halten werden müffe? — Ach bin der Meinung, daß für alle 
Falle der vollftändige Inhalt der Urkunde herabgelefen werden 
müffe, und zwar einmahl darum, weil es zum Begriffe eines wech: 
felfeitigen Teſtamentes zu gehören fcheint, daß jeder aus beyden 
Ehegatten von den Diöpofitionen des anderen Theiles Wiffenfchaft 
habe, und dann aus der Urfache, weil, wenn die Urfunde nur 
zum Theile abgelefen wird, der des Lefens unfundige Ehegatte 
feine Ueberzeugung erhält, daß nicht in feinem Nahmen eine 
Verfügung eingefchaltet worden fey, die gegen feinen Willen wäre. 

3) Der $. fagt: „den Ehegatten ift geftattet, in einem 
und dem nähmlihen Zeftamente fich gegenfeitig, oder 
auch Andere zu Erben einzufegen.” Diefer Ausdruck fegt offenbar 
eine fchriftliche Urkunde voraus; denn was foll bey einem münd— 
lihen Zeftamente der Auddruf „in einem und dem nahme 
lihen Zeftamente” bedeuten? — Erklären die beyden Ehe: 
gatten mündlich ihren Willen, fo ift jede Erklärung des Willens 
al5 ein befondered Zeftament zu betrachten, wenn fie gleich in 
Beyder Gegenwart, und in Gegenwart der nähmlichen Zeugen 
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ihren legten Willen erklären. Würde zur Wefenheit eines wech— 
felfeitigen Zeftamentes erfordert, daß beyde Ehegatten einander 
zu Erben einfegen, fo Eönnte man in dieſer wechfelfeitigen 
Einſetzung auch bey mündlichen Teftamenten den Ausdrud: 
ein und das nähmliche Teftament erklärt finden; allein 
diefe3 ijt der Fall nicht, fie Eönnen auch nach dem Inhalte des 
gegenwärtigen $. andere Perfonen zu Erben einfegen. — Eine 
Einwilligung des anderen Theiles wird gleichfall& nicht erfordert; 
fonft würde dad Teſtament fich in einen Erbvertrag verwandeln. — 
Uebrigens bezieht fich der gegenwärtige $. auf den $. 583. Die: 
fer redet aber von einem und demfelben Auffage, fest alfo 
offenbar ein fchriftliches Zeftament voraus. Machen die Ehegat: 
ten ungefähr zu gleicher Zeit ') und vor den nähmlichen Zeus 
gen ein Teftament, fo find diefe zwey Erklärungen auch als zwey 
Tejtamente anzufehen. Diefem fteht jedoch nicht entgegen, daß es 
nicht wechfelfeitige gerichtliche mündliche Zeftamente geben 
Eönne, weil über den Inhalt ded Teſtamentes ein Protocol aufs 
genommen, fohin immer eine fchriftliche Urkunde errichtet wird. 

4) Aus den sub 2 angeführten Bemerkungen ift erſichtlich 
geworden, daß der Fall eintreten Eönne , in welchem rückſichtlich 
der Verfügungen des einen Ehegatten mehrere Förmlichfeiten ers 
forderlich find, die in Bezug auf die Verfügungen des anderen 
Ehegatten nicht nothwendig wären, und daß ed daher auch leicht 
gefchehen könne, daß ein folches wechfelfeitiged Teftament von ei— 
ner Seite als gültig, von der anderen aber al3 ungültig ange— 
fehen werden müffe. Gegen diefe Behauptung könnte jedoch dad 
Bedenken erhoben werden, daß es nicht wohl angehe, einen und 
den nähmlichen Auffag zum Theile ald gültig, zum Theile ald 
ungültig zu betrachten, und daß jeder Ehegatte bey einem wech— 
felfeitigen Zeftamente bey feinen eigenen Verfügungen die de 
anderen Ehegatten zu berücfichtigen pflege, — Allein, hat der 
eine Ehegatte die Rechtögultigkeit der Verfügungen des anderen 
Ghegatten nicht zur ausdrüdlichen Bedingung der Gültigkeit feiz 
ner eigenen Verfügungen gemacht, fo können die Erjteren nur 


4) In einer und der nähmlichen Zeit ift Diefes vor den nähmlichen Zeugen wohl 
niche möglich. Denn immer muß der eine fih früher als der andere erklären. 
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höchſtens alö ein Beweggrund angefehen werden, aud dem feine 
eigenen Diöpofitionen hervorgegangen find. Der Beweggrund hat 
aber in der Regel auf die Gültigkeit einer Tegtwilligen Anord— 
nung feinen Einfluß (9.572). Was aber den Einwurf betrifft, daß 
ein und der nähmliche Auffaß in Anfehung der Zorm doch nicht 
zum Theile als gültig, und zum Theile ald ungültig angefehen 
werden Eönne, fo hat felber feinen gefeglichen Anhaltspunct, viel: 
mehr gehet aus dem Inhalte des $. 594 deutlich hervor, daß 
eine Tegtwillige Anordnung eben in Bezug auf die Form zum 
Theile gültig und zum Xheile ungültig ſeyn könne '). 

5) Es liegt. in der MWefenheit eines Teſtamentes, daß das: 
felbe einfeitig widerruflich fey, und diefe Eigenfchaft muß daher 
auch den wechfelfeitigen Zeftamenten zufommen, da fie ſich fonft 
in einen Erbvertrag umftalten würden. Daher ift ein folches 
Teftament nicht nur allein widerruflich, fondern es kann auch 
aus der Widerrufung des einen Theiles auf die Widerrufung des 
anderen Theiles nicht gefchloffen werden. Aus diefer gefeglichen 
Beftimmung ergeben fich die bereit5 in dem v. Zeiller’fchen Com: 
mentare berührten Folgerungen, daß nähmlich jeder Theil einfei: 
tig. in feiner Anordnung Abänderungen machen, und daß er 
fie gänzlich widerrufen könne, ohne daß fein Widerruf ſchon ip- 
so facto den Widerruf des anderen Theiled nach ſich zöge; dann, 
daß ed dem Überlebenden Ehegatten freyftehe, ob er die Erbſchaft 
annehmen wolle oder nicht, und ed ungeachtet der Annahme 
feinem Gewiffen vorbehalten bleibe, ob er feine Anordnung un: 
verändert beftehen lafjen wolle oder nicht. 

6) Indeſſen Fann die Ehegatten nichts hindern, ihrem wech— 
felfeitigen Teſtamente ausdrüdlich die Claufel beyzufügen, daß 
der Widerruf des einen Theiles, ipso facto auch die Dispofitionen 
des anderen Theile ungültig machen fol. Nur frägt es fich in 
diefem Falle, ob die mit diefer Elaufel verfehene Tegtwillige Anord— 


4) Bey einem Erbvertrage verhält fich dieſes freylich anders ($. 1239 Ne. 3). Allein 
bey einem wechfelfeitigen Teftamente ftehen die Verfügungen beyder Ehegatz 
ten in keinem folhen Zufammenhange, wie bey dem Ehevertrage, was fich 
daraus ergibt, Daß die Widerrufung des einen Theils, die Unwirkſamkeit der 
vom andern Theile gemachten Anordnung nicht nach ſich ziehet. 
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aung nicht die Natur eines ZTeftamentes ablege, und die eines Erb: 
vertraged annehme? welche Frage ficherlich verneinend beantwor— 
tet werden muß; denn der einfeitige Widerruf hätte hier die Folge, 
daß die ganze Anordnung rückgängig gemacht werde; diefe Rechts: 
folge widerfpricht aber der Natur eines Gontractes, weil von einem 
contrabirenden Theile allein der einmahl errichtete Contract nicht 
umgeftoßen werden kann. — Wird zwifchen den Ehegatten ein 
Erbvertrag gefchloffen, fo kann ein einfeitiger Widerruf feine Wir: 
kung hervorbringen; es liegt fohin noch ein großer Unterfchied zwi— 
fihen einem mit obiger Claufel verfehenem wechfelfeitigen Teſta— 
mente und einem Erbvertrage hier vor. — Ald ungültig Fann aber 
eine folche Claufel aus dem Grunde nicht angefehen werden, weil 
dad Geſetz die Regel aufitellet, daß ein Erblaffer feine Anordnung 
auf eine Bedingung einfchränfen könne ($. 698), und eine folche 
Bedingung weder den Gefegen der Moral, noch einer fchon im 
Naturrechte gegründeten, noch einer ausdrücklichen Beftimmung 
des Gefeged widerfpricht. Ich erwarte nicht, daß man mir den In— 
halt des gegenmärtigen $. felbft entgegen fegen werde, indem die 
in felbem vorfommende Beltimmung offenbar nur ein fuppletori= 
ſches Geſetz ift, dad durch eine ausdrückliche Seftfegung des Gegen— 
theiles feine Anwendung verlieret. 

7) Was wäre nun aber in dem Falle ') Nechtend, wenn die 
von den beyden Ehegaften errichtete, ausdrüdlich als Zefta: 
ment bezeihnete Urkunde den Zufaß enthielte, daß jede 
fpätere einfeitige Anordnung null und nichtig feyn fol? — Manche 
halten dafür, daß in diefem Falle das fogenannte wechfelfeitige Te— 
ftament in einen wirklichen Erbvertrag fih umitalte, weil durch 
den ausdrücklichen Willen der die Urkunde errichtet habenden Par: 
teyen dem wechfelfeitigen Teſtamente das wefentlichfte Unterfcheis 
dungs:Merfmahl von dem Erbvertrage, nähmlich: die Widerruf— 
lichkeit benommen worden fey. Allein ich halte diefe Folgerung nicht 
für die bündigfte; denn der $. 914 ordnet an, daß ein zweifele 
hafter Vertrag (und gewiß auch jede andere Anordnung) fo erklärt 
werden folle, daß er Eeinen Widerfpruch enthalte, und 


4) Der mir wirklich ſchon im Gefchäftsleben vorgekommen iff. 
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von Wirkung fey. Nun fagt der $. 716, daß der in einem Teſta— 
mente oder Godicille angehängte Beyſatz: daß jede fpätere Anord= 
nung überhaupt, oder, wenn fie nicht mit einem beftimmten Met: 
mahle bezeichnet ift, null und nichtig feyn folle, die Wirfung ba: 
be, daß, wenn in der fpäteren Verordnung der obenangeführz 
te allgemeine, oder befondere Beyſatz nicht ausdrücklich aufgeho— 
ben wird, nicht der fpätere, fondern der früher erklärte Wille ange: 
nommen werde; ed ijt fohin im vorgefegten Falle eine folcye 
Auslegung der oberwähnten letztwilligen Anordnung in der Art 
zuläffig, daß die beygerücte Claufel der Widerruflichfeit mit dem 
Begriffe eines Zeftamentes nicht colludire, und deffen ungeachtet 
von Wirfung fey; und da diefe Auslegung dem $. 914 entfpricht, 
fo bin ich der Meinung, daß im vorliegenden Falle die Iegtwil- 
lige Unordnung noch immer die Natur eines Xeftamentes mit 
der Wirfung beybehalte, daß ein fpätered, von einem einzelnen 
Ehegatten errichtete Teſtament ungültig fey, wenn in felbem 
nicht ausdrücklich der dein mechfelfeitigen Teſtamente gemachte 
Deyfaß aufgehoben worden ift. 


ſ. 1249. 

Erbverträge Erforderniſſe zur Gültigkeit des Erbvertrages. 
Zwiſchen Ehegatten kann auch ein Erbvertrag, wo— 
durch der künftige Nachlaß, oder ein Theil des— 
ſelben verſprochen, und das Verſprechen ange— 
nommen wird, geſchloſſen werden (6. 602). Zur 
Gültigkeit eines folhen Vertrages ift jedoch noth— 
wendig, daß er fehriftlich mit allen Erfordernif: 
fen eines fchriftlichen Teſtamentes errichtet werde, 
4) Erbverträge werden aus gleichen Gründen, wie wech: 
felfeitige ITeftamente, nur unter Ehegatten geftattet, weil fie 
nähmlich bisher nur unter Ehegatten gebräuchlich waren, und 
fie auf andere Perfonen ausjudehnen aus dem Grunde bedenklich 
fdien, da fie. zu Uebervortheilungen und mannigfaltigen Streitig— 
Feiten mißbraucht werden Eönnten '). Sie unterfcheiden ſich von 


(1 Siche v. Zeillers Commentar zu $f. 333 u. 1299. 
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anderen Verträgen befonderd darin, daß dad aus dem Erbver: 
trage erworbene Recht mit dem Tode des Berechtigten erlifcht, 
mithin auf deffen Erben nicht übergeht (SS. 536 u. 1252), und 
gleichen fohin in diefer Hinficht ZTeftamenten. Sie unterfcheiden 
fi) aber wieder von diefen befonderd darin, daß fie, eben meil 
fie Verträge find, die Unmwiderruflichkeit des einmahl erklärten 
Willens nad) fic) ziehen. — Unter einem Theile des Fünftigen Nach: 
laſſes wird aber hier, nach der Analogie des $. 602, ein relativ, 
d. i. ein in Beziehung auf dad Ganze bejtimmter Theil, 3. B. 
die Hälfte, ein Viertheil des Nachlaffes verftanden. Gin Ver: 
frag, wodurch Jemanden einzelne Gegenftände, Gattungsfachen, 
beftimmte Geldfummen für den Todesfall zugefichert werden, 
wäre als eine Schenfung auf den Zodesfall anzufehen, welche 
nicht nur allein unter Ehegatten, fondern auch unter andern 
Derfonen gültig ift '). 

2) So wie jeder andere Vertrag, fo kann auch ein Erb: 
vertrag entweder einfeitig oder zwenfeitig verbindlich feyn ($. 864), 
je nachdem nur ein Theil dem anderen den Nachlaß zufichert, 
und diefer ihn annimmt, oder derfelbe gegenfeitig verfprochen 
und angenommen wird. 

3) Zur Gültigkeit eined Erbvertrages ift nothwendig, daß 
er fchriftlicy (entweder abgefondert oder neben anderen Puncten 
eines Heirathövertraged) mit allen Erforderniffen eines ſchriftli— 
chen Teſtamentes errichtet werde ?). Daher ift hier auch alles 
dasjenige anzuwenden, was im vorigen $. von den gegenfeitiz 
gen fchriftlichen Zeftamenten gefagt worden iftz nur entjteht hier 
wieder die Frage, ob ein folcher zwenfeitiger Erbvertrag, wel— 
cher zwar auf einer Seite die vorgefchriebenen Teſtaments— 
Förmlichkeiten in fich enthält, dem fie aber auf der anderen 
mangeln, ald ein gültiger einfeitiger Erbvertrag angefehen mer: 
den Eönne? 3. B. wenn derfelbe von den Ehegatten eigenhäns 
dig gefchrieben, von beyden Theilen gefertigt, aber nur von 
zwey Zeugen unterzeichnet wäre? — Da nähmlidy der Ehegatte 
den Vertrag eigenhändig gefchrieben und unterfchrieben hat, fo 


4) Siehe v. Scheidleins Mifcellen 3. 9. $. 113. 
2) Hofdec. vom 25. Juny 13175 3. G. ©. Ne. 1330. 
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find von feiner Seite die zur Gültigkeit eines Teſtamentes erfor: 
derlichen Förmlichkeiten beobachtet worden; dagegen wäre in Be: 
zug auf die Chegattinn, da fie den Vertrag nicht eigenhändig 
gefchrieben hat, zur Gültigkeit diefer Tetztwilligen Anordnung noch 
die Fertigung eines dritten Zeugen nothwendig gewefen. — Die 
Gründe, welche in einem folhen Falle für die einfeitige Gültig: 
feit eine wechfelfeitigen Teſtamentes fprechen, paſſen offenbar 
nicht vollfommen auf wechfelfeitige Erbverträge; es muß daher 
diefer Gegenftand hier einer neuerlichen Unterfuchung unterwor: 
fen werden, und dad Ergebniß derfelben ift offenbar ein An: 
dered; denn es liegt in der Natur eines verbindlichen Vertrages, 
daß dad Verfprechen des einen Theiles nur in der Vorausfegung 
gültig feyn Eönne, wenn auch der Erfüllung der gemachten Zu: 
ficherung des anderen Theiles Fein Hinderniß im Wege fteht. — 
Denn bey jedem zwenfeitigen Vertrage ift anzunehmen, daß je: 
der der Vertrag fchliegenden Theile den Erwerb eines Rechtes, 
nicht aber die Aufhebung feines eigenen Rechtes beabfichtige, welches 
Legtere nur ald ein nothwendiges Mittel, dad Erftere zu erlan: 
gen; erfcheinet. — Wäre dieſes nicht der Fall, fo müßte der mit 
einem Minderfährigen gefchloffene Vertrag, welchem der Vater 
oder der Vormund die Genehmigung verfagt hat, wenigftens in 
fo weit es dad gemachte Verfprechen des anderen Theiles betrifft, 
aufrecht erhalten werden, oder ed müßte 3. B. derjenige, melcher 
einen Raufcontract um Sachen abgefchloffen hat, die in der Folge 
noch vor der Uebergabe dem Verkehre entzogen werden, zur 
Entrichtung ded Kauffhillingd angehalten werden können, da nur 
von der andern Seite ein Hinderniß, ‚fein Verſprechen zu erfüllen, 
entftanden ift, was doch nad) SS. 865 u. 880 der all nicht ift. 

4) Nach dem MWortlaute ded gegenwärtigen $. fonnen Erb: 
verfräge nur fehriftlich, mit allen Erforderniffen eines fchriftlis 
chen Teftamentes errichtet werben, und es fcheint fohin die Frage, 
ob Ehegatten nicht gerihtlid mündliche Erbverträge fihlie: 
Gen Eonnen, gar nicht mehr aufgeworfen werden zu können. 
Deffen ungeachtet verdient diefe Frage noch eine eigene Unterſu— 
ung. Bey Erlaffung der gegenwärtigen Borfchrift hatte nahme 
lich der Gefeßgeber ohne Zweifel einen ähnlichen Grund, wie 
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bey Feftfegung der Förmlichkeiten zu einem unwiderruflichen Schen— 
Eungdvertrage vor Augen; und fo wie er dort durch die Be: 
trachtung geleitet wurde, daß junge, Teichtfinnige oder fchwache 
Gemüther durch Erhigung der Einbildungöfraft, oder in einer 
oft abfichtlich herbeigeführten Aufwallung des Geblüts zu unbefon= 
nenen, gar bald wieder bereuten mündlichen Verficherungen hin: 
geriffen werden können, daß man fi) aber nicht fo raſch zur 
Abfaffung einer fchriftlichen Urkunde entichliege, fo wurde er 
auch hier durch eine ähnliche Erwägung bewogen, bloßen münd: 
lichen Erbverträgen die Gültigkeit zu verfagen '). Diefer Grund 
ift aber offenbar nur auf außergerichtlich mündliche Erbverträge,, 
keineswegs aber auf gerichtlich mündliche anwendbar. Denn 
der Zweck, der obiger Anordnung zum Grunde liegt, wird offenbar 


4) Herr Regierungsrath u. Profeffor D. Winnitwarter, behauptet, daß diefer Grund 
nicht flatthaft zu feyn feheine, und er iftder Meinung, daß er der Urkunde bloß 
des zuverläffigeren Beweifes wegen vorgefchrieben fey. — Allein im ofterreidhi- 
fhen Rechte kommt Fein Benyfpiel vor, daß die Errichtung einer fchriftlichen 
Urkunde bloß,des Beweifes willen erfordert wurde, und es iſt nicht abzuſe— 
ben, warum die widtigften Verträge, wodurch für die Lebenszeit verfüge 
wird, des Beweifes halber einer fehriftlichen LUrfunde nicht bedürfen, wäh— 
vend bey Erbverträgen die Errichtung einer Urkunde des Beweifes willen 
vorgefihrieben ſeyn fol. — Nur das Wechfelrecht macht hiervon eine Aus: 
nahme, indem bier die fehriftliche Urfunde, welche Wechfel heifft, des Ber 
weiſes halber vorgefchrieben ift. Allein diefes liegt in der Eigenthümlichkeit 
des Wechfel » Inftitutes, deffen Zwed eine ſchnellere Entſcheidung und Exe— 
eution erfordert, was mit einem mündlichen Vertrage fich nicht verträgt. — 
Herr Reg. Rath Winniwarter, der übrigens gleichfalls der Meinung iſt, 
daß Erbverträge mündlich vor Gericht geſchloſſen werden können, begründet 
diefe Meinung lediglich damit, daß er fagt, es ftehe den Parteyen nach Hof: 
Dec. vom 2, März 1305 Mr, 715 Überhaupt frey, ihre Verträge gerichtlicy zu 
fließen, und darüber ein Protocol aufnehmen zu laſſen. — Allein ich glaube, 
Daß gegenmärtig die Beantwortung der Frage, in weldher Form Berträge 
abgefchloffen werden müffen, nur aus dem $. 833 des b. G. B. Hergehohle 
werden müffe, welcher zwar gleichfalls die Regel aufftellt, daß ein Vertrag 
mündlich oder fchriftlih, vor Gericht oder außerhalb desſelben errichtet wer: 
den fönne; der aber am Schluffe hinzufeßt, daß die Verfchiedenpeit der Form, 
außerden im Geſetze beftimmten Fällen, in Anſehung der Verbind— 
lichkeit feinen Unterfchied mache. — Einen folhen in Gefeße beftimmmten Aus: 
nahmsfall aber ſcheint eben der gegenwärtige $. zu enthalten; es muß alfo näher 
nachgewiefen werden, daß ungeachtet der $. nur einen fohriftlichen Ver: 
trag zuläßt, Doch auch ein mündlich vor Gericht errichteter Erbvertrag gül— 
fig fen, und ich kanu mich nicht überzeugen, daß diefes auf eine andere Art 
gründlicher gefchehen Fönne, als wenn nachgeiwiefen wird, daß ein mündlich 
vor Gericht gefhloffener Erbvertrag wirklich alle wefentlichen Eigenfchaften 
eines fchriftlichen Erbvertrages in fih vereinige- (Siehe Wag. Ztſcht. 1s25, 
6. Heft ©. 308). 
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durch eine gerichtlich mündliche Anordnung viel beffer erreicht, ala 
durch eine nur außergerichtlich fchriftliche; eben deßwegen hat auch 
der höchfte Geſetzgeber den Minderjährigen, die das 18. Jahr noch 
nicht zurückgelegt haben, nur die Errichtung eines gerichtlich münd: 
lichen Teſtaments geftattet (9. 569). Zwar weiß ich wohl, daß 
man nicht befugt ift, aus dem Grunde des Gefeßes demfelben eine 
Einfchränfung beyzufügen, die in den Worten deöfelben nicht 
enthalten ift, fondern im Widerfpruche mit demfelben ftünde; al: 
lein ich glaube hier zeigen zu können, daß diefe Einfchränfung 
den Worten ded gegenwärtigen $. keineswegs entgegen fey; denn 
nach demfelben gehört zur Gültigkeit eines Erbvertraged: 
A. eine [chriftliche Urkunde. Schriftliche Urkunden kön— 
nen aber fowohl gerichtlich al3 außergerichtlicdy errichtet werden; 
ift daher der vor Gericht geäußerte mündliche Wille zu Proto: 
coll genommen worden, fo ift eben dadurch eine fchriftliche Ar: 
kunde errichtet worden. 
B. Daß alfe Erforderniffe eined ſchrift lichen Teſtaments 
vorhanden feyn. Nun find aber bey einem vor Gericht errichtes 
ten mündlichen Teftamente wirklich alle Erfordernifje eines gez 
richtlich fchriftlichen Teftamentes vorhanden. Denn worin befte: 
hen die Legtern? Nach $. 587 darin, daß 
a. die fchriftliche Anordnung von dem Erblaffer ⸗ — eigen— 
händig unterſchrieben ſey. Dieſes Erforderniß iſt bey 
einem mündlich vor Gericht errichteten Teſtamente vorhan— 
den, wenn dad nad) $. 588 über die Erklärung aufzunehmende 
Protocoll eigenhändig von dem Erblaffer unterfertiget wird. 
Zwar fcheint die eigenhändige Fertigung zur Mefenheit eines 
mündlichen, gerichtlich errichteten Zeftamentd nicht nothiwendig 
zu feyn; allein immer handelt dad Gericht vorfihtig, wenn 
e5 dad Protocol! von dem Teſtirenden felbft unterfertigen läßt; 
daher wird auch in der Prarid beynahe allgemein beobachtet, 
die Protocolle von den Parteyen felbft unterzeichnen zu laffen. 
Bey einem Erbvertrage wäre aber diefe Unterfchrift für alle 
Fälle wefentlich nothwendig. 

b. Daß die fehriftlihe Anordnung dem Gerichte perſönlich 
übergeben werde — Dieſes Erfordernig ift gewiß auch 
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dann vorhanden, wenn die Urkunde felbft vor Gericht errich— 
tet wird, um fo mehr, ald der Zweck diefer Uebergabe fein an: 
derer ift, ald daß damit außer Zweifel gefegt werde, daß fie 
feinem Willen gemäß abgefaßt fey, und felbe durch einen Leber: 
bringer nicht vertaufcht oder verfälfcht werde, und daß dad Gericht 
fih auch von der natürlichen Teſtirungsfähigkeit des Erblafferd 
überzeugen Eönne. 

c. Daß dad Gericht den Erblaffer auf den Umftand, daß feine 
eigenhändige Unterfchrift beygerückt ſeyn müſſe, aufmerffam 
mache. Dieſes Erfordernig behebt fi) ganz natürlidy in den— 
jenigen Fällen, wo der Erblaffer feine Unterfchrift in Gegen— 
wart der Gerichtöperfonen beyfegt. Endlich 

d. daß über diefes Gefchäft ein Protocol! aufgenommen werde; 
nun weifet aber eben im Falle eines mündlichen Teftamentes, 
das über die Erklärung des Erblafferd aufzunehmende Proto— 
coll die Erfüllung der eben bier berührten Erfordernijfe aus, 
weldye Ausweifung der Gegenftand ded bey einem fchriftlich 
errichteten Teftamente aufzunehmenden Protocollö iſt '). 

5) Es fümmt hier noch die Frage zu beantworten, ob bey 
einem einfeitigen Vertrage die Annahme gleichfalls unter den 
Teftaments = Förmlichkeiten erklärt werden müffe? — ob nähm— 
lich ein folchee Erbvertrag rechtögültig wäre, welcher von dem 
9 In meiner Darftellung der Rechte der Ehegatten in Beziehung auf ihr Vers 

mögen habe ich einige practifche Regeln für die Fälle aufjuftellen verſucht, 

wenn ein Zweifel entfteht, ob die Urfunde einen Erbvertrag oder wechfelfei- 
tiges Teftament enthalte? — Da diefer Gegenftand mit der Erläuterung des 

Geſetzes nicht in mwefentliher Verbindung fteht, fo glaube ih mich hier le— 

diglich auf den $. 165 meiner Abhandlung Beziehen zu dürfen. Herr Reg. 

Rath Winnitwarter glaubt zwar in feiner obigen Abhandlung Nr. 349, eg 

Fönne nie darüber ein Zweifel entftehen, ch die Ehegatten einen Erbvertrag 

eingeben, oder ein wechfelfeitiges Teftament machen wollten, da die Abſicht 

der Ehegatten aus ihren Worten und der ganzen Faffung ihrer Erflärung 
deutlich erhellen muß. — Allein diefe Benterfung feßt voraus, daß fich die 

Berfaffer der Ehepacten auch immer deutlicher Ausdrücke bedienen, welche 

Borausfegung in der Praris leider fehr oft nicht eintrifft. Einen Fall, wo 

die Meinungen rechtswiffenfchaftlich gebildeter Practifer ſehr getheilt waren, 

ob die Urfunde als ein Erbvertrag, oder als ein wechſelſeitiges Teſtament 
anzufeben fey, habe ich im vorigen . Nr. 7 angeführt, woben ich bemerfen 
muß, daß diefe Urfunde von einem Doctor Zuris aufgefegt wurde. Um wie 
viel mehr laſſen fich ſolche zweifelhafte Fälle erwarten, wenn, tie häufig 


gefchieht,, dergleichen Urfunden, von rechtsunfundigen, oder eigens Verwir— 
rung bezielenden Winkelſchreibern verfaßt werden ? 
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diöponirenden Theile eigenhändig gefchrieben und unterfchrieben, 
von dem annehmenden Theile aber ohne Beyziehung dreyer Zeus 
gen nur eigenhändig unterfchrieben wäre? — Ich bin der Mei: 
nung, daß der annehmende Theil die Teſtaments-Förmlichkeiten 
zu beobachten nicht nöthig habe, und daß fohin der Erbvertrag 
im vorftehenden Zalle gültig wäre, weil Förmlichkeiten nur der 
Vorſicht und des dauerhafteren Beweifes wegen beftimmt wor— 
den, und dad Geſetz bey legten Willen? » Erklärungen nur aus 
der Urſache mehrere Sörmlichkeiten als bey anderen Rechtsge— 
fchäften erfordert, weil hier die Gefahr einer Zäufchung oder 
eines Betruged um fo mehr vorhanden ift, ald der Auöfteller der 
Urkunde felbft hierüber keinen Auffchlug mehr ertheilen, Fann, 
welche Gründe hinfichtlic) des annehmenden Theiles nicht vor: 
handen find. Webrigens befteht ja die Erklärung‘ des annehmen: 
den Theiles in nichtö anderem, al5 in den Worten: ich nehme 
diefe Erböeinfegung an; merden diefe Worte von ihm 
ausdrücklich eigenhändig bengefügt, fo ift feine Erklärung auch 
von ihm eigenhändig gefchrieben, und hat alle Zeftamentd » Form: 
lichkeiten. 


. 1250, 


Ein pflegebefohlener Ehegatte kann zwar die ihm 
verfprochene,, unnachtheilige Berlaffenfchaft ans 
nehmen; aber die Verfügung über feine eigene 


Berlaffenfhaft Eann, ohne Genehmhaltung des 


Gerichte, nur in fo fern beftehen, als fie ein 
gültiges Teftament ift. 

4) Fähigkeit der Perfonen ift bey jedem Vertrage ohne 
Unterfchied, alfo auch bey einem Erbvertrage ein wefentliches Er— 
fordernig. Daher können Perfonen, weldye von einem Vater, 
Vormunde oder Curator abhängen, zwar ein bloß zu ihrem Vor: 
theile gemachtes Verfprechen annehmen; wenn fie aber eine da= 
mit verknüpfte Laft übernehmen, oder felbft etwas verfprechen,, 
und insbefondere, wenn fie zugleich über ihre WVerlaffenfchaft dies 
poniren: fo hängt die Gültigkeit diefes Erbvertraged nach den 








— — 
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in dem dritten und vierten Hauptftücde des erjten Theil enthal- 
tenen Beftimmungen von der Einwilligung des Dertreterd oder 
zugleich de5 Serichtes ab. Es verfteht fich übrigens von felbft, 
daß Verſtandloſe gänzlich unfähig find, forwohl ein Verfprechen 
zu machen, ald dasfelbe anzunehmen. — Würde zwiſchen zwey 
Ehegatten, wovon der eine minderjährig Ift, ein wechfelfeitiger 
Grbvertrag auch ohne Genehmigung des vormundfchaftlichen Ge: 
richtes errichtet, fo Eonnte der großjährige Ehegatte nach $- 865 
von demfelben nicht zurücktreten, fondern müßte abwarten, 
bis die obervormundfchaftlihe Einwilligung ertheilt oder ver— 
weigert wird. 

2) Es fteht Fein Anftand im Wege, daß ein Hflegebefohle: 
ner Chegatte auch noch vor erreichtem 18. Jahre mit Genehmiz 
gung feines Vertreter und des vormundfchaftlichen Gerichte: 
einen Grbvertrag gültig eingehen könne, weil dad Gefeß den be— 
reits mündig gewordenen Pflegebefohlenen in Bezug auf die 
Schließung des Erbvertraged die Fähigkeit nicht entzogen hat; 
daher derfelbe, in fo weit er überhaupt fähig ift, einen Vertrag 
zu fchließen, ohne Zweifel auch einen Erbvertrag eingehen Fann. 
Indeſſen ift Fein Zweifel, daß ein foldyer Erbvertrag nur gericht: 
lich errichtet werden könne, da der voriges. bey einem Erbvertrage 
eben die Förmlichfeiten, wie bey einem Zeftamente vorfchreibt. 

3) Ein zur fchwereften oder ſchweren Kerkerſttafe verurtheil- 
ter Verbrecher Eann während feiner Strafzeit feinen Erbvertrag 
errichten, weil er überhaupt nach F. 23. 4. Theil des Strafge— 
ſetzbuches unfähig ift, ein unter Lebenden verbindliches Geſchäft zu 
fchließen, oder einen Tegten Willen zu errichten (99. 574 u. 865). 
Ein gerichtlich erklärter Verfchwender kann ebenfall3 für fich kei— 
ne gültige Verpflichtung eingehen, fondern ift in einem folchen Fal— 
ec gleichfalls von feinem Curator und feinee Curatelöbehörde ab: 
hangig. — Aber auch felbjt in dem Falle, ald der gerichtlich erklärte 
Verſchwender mit Genehmigung des Gerichtes einen Erbvertrag 
fchließet , fo kann nach der einftimmigen Behauptung des Herrn 
Hofrathes v. Zeiller') und ded Herrn Reg. Rathes von Scheid: 


4) Eommentar zu 9. 1350 Nr. 2, 
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lein *) derfelbe nur für ein Viertel des Nachlaffes gültig ſeyn, 
weil der Verfchwender auf einer Seite nach $. 568 nur über 
die Hälfte feines Vermögens verfügen, alfo auch nur über die 
Hälfte feines Vermögens felbft mit gerichtlicher Genehmigung 
einen Erbvertrag errichten Fannz und weil auf der anderen Seite 
nach $. 1253 dem Ehegatten, der einen Erbvertrag errichtet hat, 
ein reiner Viertheil zur freyen legtwilligen Dispofition vorbehal: 
ten bleiben muß. — Gegen diefe Unficht habe ich mich bereits 
in meiner Abhandlung üher die Nechte der Ehegatten in Bezie— 
hung auf ihr Vermögen $. 165 auögefprochen, daß der $. 568 
fi) auf Erbverträge nicht anwenden laffe. Diefer Meinung ift auch 
Herr Regierungsrath Profeffor Winniwarter *) und fpäter in eis 
ner auöführlicheren Abhandlung Herr Profeffor Dr. Joſeph Graßl?) 
beygetreten. — Die Gründe für diefe legtere Behauptung find 
im Wefentlihen folgende: | 
a. Der $. 568 fagt: Ein gerichtlich erflärter Verfchwender kann 
nur über die Hälfte feines Vermögens durch legten Wil: 
len verfügen. Unter der Erklärung des legten Willens ver: 
ſteht aber das Gefez jene Anordnung, wodurch ein Erblaffer 
fein Vermögen, oder einen Theil desfelben Einer oder meh: 
reren Perſonen widerruflich auf den Todesfall überläßt. 
Unter diefe Erklärung * aber der Begriff eines Erbver 
trageös nicht. 

b. Aus eben diefem Grunde iſt zu folgern, daß die perſönliche Fä⸗ 
higkeit zur Schließung eines Erbvertraged nicht nach denjenigen 
Srundfägen, die in Anfehung legter Willenserflärungen auf: 
geftellt find, fondern nad) jenen beurtheilt werden müffe, welche 
bey Verträgen in Anwendung zu Ffommen haben, Wenn man 
dagegen einwendet: daß Erbverträge gemilchte Geſchäfte find, 
und aus einem legten Willen und einem Vertrage beftehen; 
fo laßt fich diefe Behauptung aus unfern Gefegen nur in fo 
weit rechtfertigen, als einerfeitd zur gültigen Errichtung des⸗ 
felben die teftamentarifche Form nothwendig ift, und als an- 





4) Mifcellen 3. Heft ©. 117. 
2) Zn feiner obigen Abhandlung ©. 352. 
3) Wagn. Ztſch. 1329, a. Heft., ©. 263 
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derer Seits vermög der MWefenheit des durch ihn begründeten 
Rechtes, — welches ein, Erbrecht iſt (F. 532) — die allge: 
meinen über dad, Erbrecht überhaupt. geltenden Grundfäge 
auch auf das  DVertragderbrecht angewendet werden müſſen. 
Aus diefem folgt, daß Erbverträge und legte. Willens: Erkla= 
tungen coordinirte Arten feyen „ über fein Vermögen fur 
den Zodeöfall zu verfügen, und daher auch verfchiedene, 
nebeneinander beſtehende Titel des Erbrechtes bil— 
den), wie dieſes auch aus den I. 533 , 534 u. 799 des ©. 
B. hervorgehet. Mer „aber „die Vorſchriften über legte Wils 
lens-Erklärungen auf den Erbviertrag bezieht, der [ubors 
dimirt denſelben dem letzten Willen, 
„Daß bey Erbverträgen ‚die allgemeinen. Grundſätze über Ver— 
träge überhaupt, und nicht die ‚über legte Willens - Erflärun: 
er anzuwenden feyen, beweiſet auch der Inhalt des folgenden 
. nach welchem die einem Erbvertrage beygerückten Bedin— 
ir nicht nach den im diefer Hinficht bey Teftamenten beftehen= 
den Vorfchriften.,.. fondern ‚nach. denjenigen beurtheilt werden, 
welche, in. Unfehung der Bedingungen bey Berträgen be 
ftehen. — Die Einwendung dagegen, daß der folgende $. ganz 
überflüſſig daſtünde, wenn die Unficht, daß die Vorfchriften 
über letzte Willens-Erklärungen auf. Erbverträge nicht anzu— 
wenden ſeyen, ſchon im Allgemeinen richtig wäre, und daß da— 
her eben deßwegen, weil der Geſetzgeber für. nöthig erachtet 
"hat, dieſen Grundſatz in Bezug auf die Bedingungen beſon— 
ders audzufprechen „ angenommen. werden müſſe, daß er im 
Allgemeinen nicht angewendet werden könne, ftüßet. fich auf 
die Anficht , daß einem, Geſetze Fein, ſolcher Sinn unterlegt 
werden. könne, gemäß. dem dad darin Geſagte fich fchon aus 
allgemeineren: im Geſetze enthaltenen Anordnungen von felbit 
ergibt: Allein, diefe- Unficht hat durchaus Feine, gefegliche Grund: 
lage, und: wird faft aus jedem Capitel ded Geſetzbuches wi— 
derlegt. Befonders dort, wo, der Gefeßgeber einer. Teiche , 
möglichen. ierigen "Unficht oder Folgerung ‚begegnen will, läßt ' 
er ſich felbft im die Ableitung der nächiten Kolgerungen aus ei- 
nem aufgeftellten allgemeinen Principe ein (3. DB. in den SS. 
Nippel’s Commentar VII, Th. 44 


— 
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235, 922 u. 923), Chen biefer Grund dürffe den Gefekge- 
ber auch zur Aufnahme der Anordnung des folgenden $. bewogen 
haben, indem fich wohl nicht vorausfehen ließ, daß Mancher, den 
Erbvertrag ald Titel zur Erlangung des Erbrechtes mit, einer 
letzten Anordnung verwechfelnd , geneigt feyn dürfte, die einen 
folchen Vertrage beygerückten Bedingungen nach den: Grund: 
fäßen zu beurtheilen, die von Bedingungen bey legten Wil: 
fend + Erkfärungen gelten. — ’€3 fcheint zwar keinem Zweifel 
zu unterkiegen, daß der Gefeßgeber den Ausdruck: „legte An: 
ordnung” nicht gerade auf eine wid errufliche Anordnung 
befchränfe,, fondern denfelben auch auf Uunwiderrufliche 
Dispofitionen ausdehne, was aus den SS. 1253, 1254 u.: 762 
gefchloffen werden Fann. Aber gewiß ift es, daß das neunte 
Hauptſtück, in welchem der 9. 568 vorfömmt, lediglich von 
letzten Andordnungen in der Ga en —— ſpre⸗ 
che. Endlich 

d. kann der Grund, aus öl der Gefekgeber bie: Veachwen⸗ 
der bey Teſtamenten beſchränkte, auf mit Genehmigung der 
Gerichtsbehörde gefchloffene Erbverträge nicht angewendet wer— 
den. Denn bey einem unter gerichtficher Intervenirung gefchlof: 
fenen Erbvertrage tritt die bey Erläuterung des $. 568 erwähn⸗ 
te Beforgniß nicht ein; vielmehr Fann fich bey einem wechfelfeiti= 
gen Erbvertrage dfterd der Fall ergeben‘, daß dem Verſchwen⸗ 
der dadurch ein wahrfcheinlicher Vortheil zugehet, wenn nahm: 
lich fein Mitgatte ein großes Vermögen: befist. Warum fol der 
Gefeggeber ihm diefen tahrfcheinlichen Vortheil für den Fall, 
als fein Mitgatte vor ihm verftürbe, entziehen wollen ? 

4) Die Schlußworte ded gegenwärtigen J. find von dem 
Falle zu verftehen, wo ein pflegebefohlener Gatte in einem einfei- 
tigen Erbvertrage über feine Berlaffenfchaft verfügte. — Sie können 
aber auch bey einem zwenfeitigen Erbverfrage danı Anwendung 
finden, wenn die Abficht des fähigen Theiles fich durch einen Ver: 
trag zu verbinden, ungeachtet er in Rückſicht des anderem Theiles 
bloß die Hoffnung auf den Fünftigen Nachlaß erhielte, ausdrücklich 
oder ftillfchweigend nad) 9. 863 erklärt worden wäre; der Umftand 
allein, daß fich eine fähige Perfon mit einer in ihrer Rechtöfähig: 
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keit befchränften in einen Erbvertrag eingelaffen hat, kann aber 
noch Feineswegs für eine ftillfehweigende Einwilligung gelten, da 
jeder unter folchen Perfonen eingegangene zwepfeitige Vertrag ald 
ein. ſchon durch das Gefeß bedingter Vertrag anzufehen ift, wel: 
cher alle Wirfung verliert, wenn die gefegliche Bedingung der Gül— 
tigkeit, nähmlich die Genehmhaltung der gefeßmäßigen Vertreter, 
nicht eintritt ($. 865) ). 

5) Wird von einem unter Curatel gefegten Wahnfinnigen 
in einem lichten Zroifchenrausme ohne Genehmigung der Curatelö= 
behörde ein Erkoritrag abgefchloffen; fo Fann er in Bezug auf 
fein: Diöpofition gleichfalls nicht al Vertrag gelten. Denn 
»er $. 865 fagt überhaupt, daß die Gültigkeit der von Perſo— 
nen, die von einem Curator abhängen, gefchloffenen Verträge, 
wodurch fie eine Leiftung übernehmen, von der Einwilligung des 
Derfreterd und ded Gerichte abhänge; fo lange daher die Cura— 
tel über einen folchen Wahnfinnigen verhängt ift, bleibt er un 
fähig, einen Vertrag überhaupt, und folglich auch einen Erbver— 
trag ohne gerichtliche Genehmigung zu fchließen, und ed Fonnte 
der Vertrag nicht etwa dadurch aufrecht erhalten werden, daß er= 
voiefen würde, der Wahnfinnige fey zur Zeit ded gefchloffenen 
Vertrages feiner Vernunft mächtig gewefen. Da er jedoch in ei— 
nem folchen lichten Zmwifchenraume ein gultiged Teſtament zu ers 
richten fähig iftz fo würde auch hier ein von ihm errichteter ein— 
feitiger Erbvertrag als legte Willens-Erklärung zu gelten haben. 


| d. 1251. 
Vorſchrift über die eingerüdten Bedingungen. 


Was von Bedingungen bey Verträgen überhaupt 
gefagt worden ift, muß aud auf Erbverträge 
zwifchen Ehegatten angewendet werden. 

Da die Erbverträge wahre Verkräge find, und fich daher, 
wie bey Erläuterung des vorigen $. bemerkt worden ift, von 
legten (widerruflihen) Willens-Erklärungen wefentlich unterfcheis 

. 44 * 
1) Siehe Winniwarter a. a. O. ©. 351, welcher Meinung ich gegenwärtig im 


Gegenfaße zu meiner in der Darftellung der Rechte der Ehegatten $. 166 
geäußerten Behauptung vollfommen beytrere. 
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den; fo müffen auf diefelben auch die über Bedingungen bey Ver: 
trägen feitgefeßten Negeln (SS. 897 — 901), fo wie überhaupt 
alle von Verträgen geltenden allgemeinen Beftimmungen, wo 
nicht das Gefeg felbjt (3. B. in Anfehung der Form) eine Aus— 
nahme feftgefegt hat, oder fich eine folche aus der Natur des 
Vertrages rechtfertiget, angewendet werden. In leßterer Beziehung 
find die gefeglihen Beftimmungen über Gemwährleiftung, oder 
‘ Schadloshaltung wegen Verfürzung über die Hälfte auf Erbver: 
' trage nicht wohl anwendbar. 


ſ. 1252. 
Wirkung des Erbvertrages. 


Ein ſelbſt den öffentlichen Büchern einverleibter 
Erbvertrag hindert den Ehegatten nicht, mit ſei— 
nem Vermögen, ſo lange er lebt, nach Belieben 
zu ſchalten. Das Recht, welches daraus ent⸗ 
ſteht, ſetzt den Tod des Erblaſſers voraus; es 

kann von dem Vertragserben, wenn er den Erb— 

„Lafer nicht, überlebt, weder auf Andere übertra- 

gen, noch „der. künftigen Erbſchaft willen eine 
‚Sicherftellung gefordert werden; 

4) Die nächfte Wirkung des Erbvertraged iſt dad unmider: 
rufliche Erbrecht, nähmlich das auöfchließende Recht, einen in 
Beziehung auf dad Ganze beftimmten Theil ($. 1253) der Ber: 
laſſenſchaft (z. B. die, Dälfte, drey Viertheile u. ſ. w.) in Beſitz 
zu nehmen: (F. 532). Schon aus dieſem ‚gehet hervor, ‚daß der 
Ehegatte durch einen Erbvertrag nur ein Recht auf dasjenige er⸗ 
lange, was nach dem Tode deö Grblaffers vorhanden iſt. — Hier: 
aus fliegen nachftehende, in dem Commentare des Herrn Hofra— 
thes v. Zeiler bereitd aufgeführte Folgen, 

2) Der Erblaffer kann bey feiner Lebenszeit noch immer 
frey, auch. durch unentgeldlihe Verträge über fein Vermögen 
verfügen. Würde aber ein Chegatte durch unbefonnene Ausgaben 
die Subftanz feined Vermögens dergeftalt vermindern, daß er 
nach den Geſetzen für einen Verſchwender zu achten iftz fo kann 
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der andere Ehegatte ohne Zweifel auf Prodigalitats » Erklärung 
gegen ihn anfragen. 

3) Der Fünftige Erbe iſt nicht berechtigt, eine Sicherſtel— 
lung zu verlangen, oder den Erbvertrag eigenmächlig auf das 
unbewegliche Gut des verfügenden Theiles vormerken zu laffen ). 
Wird aber diefed Recht mit Genehmhaltung des Erblafjers dem 
öffentlichen Buche einverleibt; fo würde dadurd) der Letztere doc) 
nicht gehindert, mit feinem Vermögen, fo lange er lebt, nad) 
Willkühr zu fchalten. — Die in den öffentlichen Büchern gefche: 
bene Einverleibung eines Erbvertraged bringt daher von anderen 
Ginverleibungen ganz verfchiedene Wirkungen hervor. So muß 
3 D. in anderen Fällen derjenige, welcher ein unbewegliches Gut 
an fich bringt, auch alle auf diefem eingetragenen Laften übernehs 
men; in unferem $alle aber gehet ungeachtet der gefihehenen Ein— 
verleibung diefe Laft auf den Käufer nicht über, fondern fie muß 
vielmehr auf Begehren deöfelben gelöfcht werden. Dieſe Sicher— 
ftellung kann auch dem Vertragderben nicht ‚dazu dienen, ‚um da— 
durch den Verlaſſenſchafts-Gläubigern den Vorſprung abzugewin: 
nen; denn der DVertragderbe erlangt, fo wie jeder anders Erbe, 
Fein andered Recht, als die Verlaffenfchaft. des einen Theils in 
Beſitz zu nehmen. Diefe befteht aber in den Rechten und Der: 
bindlichkeiten des Erblafferd. Er hat alfo ald Erbe alle Gläubi— 
ger zu befriedigen, und nur der reine Nachlaß kömmt ihm zu 
Öuten. (Haereditas non: intelligitur nisi deducto aere alıeno). 
Die Cinverleibung kann aber dad urfprüngliche Necht nicht än— 
dern, fondern nur: ficherjtellen und befeftigen. — Aus diefem 
Grunde kann er fein Erbrecht‘ Eeineswegs den fpäter einverleib: 
ten, ja nicht einmahl denjenigen: Gläubigern entgegen feßen, wel: 
che gar Feine Sicherftellung erlangt haben. 

4) Es entfteht fomit die Frage, welches Recht der Ver— 
tragserbe durch die Einverleibung erlange? — Here Regierungss 


— —c—ccc—— 

1) Daraus folgt keineswegs, daß eine Pränotirung des Erbvertrages durchaus 
nicht Statt finden Eönne. Setzen wir z. B, daß der Ehegatte erſt nad) abges 
ſchloſſenem Erbvertrage feine Einwilligung zur Einverleibung ertheilte, Diele 
Bewilligung nachträglich, auch der Urkunde Heyrüdte, aber fie nıcht zugleich 
von zwey Zeugen unterfertigen ließe, — fo Fönnte in dieſem Zuftande der 
Erbvertrag nicht einverleibt, fondern nur pranotirt werden. 
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tath Winniwarter ') ift der Meinung, die Wirkung der Einver— 
Veibung des Erbvertrages fey, dag das Gut, auf welches die Ein- 
verleibung gefihehen ift, dem Vertragserben vorzüglich vorbehal: 
ten bleibe, und daher die Verlaſſenſchafts-Gläubiger und Miterben, 
in fo weit es nur immer möglich ift, ihre Befriedigung aus der 
übrigen Berlaffenfchaft ſuchen und erhalten müffen. Oder mit 
anderen Worten, der Vertragserbe komme durch dieſe Einverleis 
bung in Anfehung ded Gutes, auf welches fie gefchehen ift, mit 
den DBerlaffenfchaft3:Gläubigern und Miterben in dasjenige Ber: 
hältniß, in welchem fi) die Vermächtnißnehmer in Anfehung je: 
ner Perfonen befinden; er müſſe nähmlich, wenn die übrige Ber: 
laffenfchaft zur Bezahlung der Schulden und zur Befriedigung 
der Noth- und jener Erben, welche auf den vorbehaltenen reinen 
Diertheil Anſpruch haben, nicht hinreichte, nach der Analogie des 
9. 692 fi) auch einen verhältnigmäßigen Abzug gefallen laffen, 
aber in fo fern diefes nicht der Fall ift, müffe ihm die Sache, 
“auf welche er einverleibt ift, vorbehalten bleiben, und nad) der 
Analogie des $. 690 zuerft die übrige Verlaffenfchaft zur Befrie— 
digung der Släubiger und der mit einem aa Erbrechte ver: 
fehenen Erben verwendet werden. 

Gegen diefe Anficht glaube ich aber bemerken zu müffen, 
daß der Zweck der Einverleibung eined Rechted auf ein unbeweg— 
liches Gut nur die Sicherftellung und Befeftigung dei: 
felben, Feineswegd aber die Abänderung der Natur diefes 
Rechtes feyn könne. Nun befteht aber eben die Natur ded Erb: 
rechtes darin, daß der Erbe in die Nechte und Verbindlichkeiten 
des Erblaffers eintrete; es Eönnen daher auch durch die Einver: 
leibung des Erbvertrages die Rechte der Gläubiger, die ihnen 
auf dad Vermögen des Erblaffers zugeftanden find, Feine Bes 
Ichränkung erleiden. — Da nun jeder Schuldner mit feinem 
ganzen Vermögen für die Erfüllung feiner Verbindlichkeiten haf: 
‚tet (9. 447 Nr. 1), und daher die Gläubiger dad Recht hatten, 
alle Theile ded Vermögens des Erblafferd zu ihrer Befriedigung 
zu verwenden; fo kann auch die Einverleibung des Erbvertrages 
die Folge nicht nach fich ziehen, die Gläubiger ihrer Befriedigung 
Daum 0.»6©. 355. 
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wegen auf beftimmte Theile der Verlaffenfchaft zu beichranfen. — 

Höchſtens Fann man diefe Wirkung des Grbvertrage auf die 

mit einzelnen Summen bedachten Legatare zugeftehen. Denn 

die Legatare kann der Erblaͤſſer wohl beſchränken, keineswegs 
aber feine Gläubiger. — Der gegenwärtige $. fagt auch nicht, 
daß dem Erben durch die Einverleibung des Erbvertrages ein 
beftimmtes Necht erwachfe, — fondern ftellt die Beantwortung 
der Frage, ob und welches Necht für den Erben dadurch entftehe, 
lediglich den allgemeinen Beftimmungen des Gefeßes anheim. — 

5) Der Erbe muß den Erblaffer überleben, er Fann fein 
Erbrecht weder veräußern, noch dasfelbe, in fo lange es ihm 
noch nicht angefallen ift ($. 545) auf teftamentarifhe oder ge: 
fegliche Erben übertragen. — Uebrigens können ohne Zweifel bey 
dem Erbvertrage gemeine oder fideicommiffarifche Subftitutionen 
Platz greifen, welche dann auch nach den im zehnten Hauptſtücke 
über Nacherben und Fideicommiſſare sufgejteßten DBeffimmungen‘ 
beurtheilet werden. 

6) Muß der eingefeste Erbe ſowohl zur Zeit des gefchlof: 
fenen Erbvertraged, als zur Zeit des wirklichen Anfalles felsft 
erbfähig feyn. Denn ift er zur Zeit ded gefchloffenen Grbvertra- 
ged unfähig, eine Grbfchaft anzunehmen, fo mangelt ihm die 
perfönliche Fähigkeit zur Schliegung eines ſolchen Vertrages, und 
e5 Fann daher auch von der anderen Seite eben fo wenig eine 
gültige VerbindlichFeit entjtehen, wenn fich auch in der Folge die 
Erbunfähigfeit behoben hat, als ein Vertrag, deffen Gegenftand 
eine unerlaubte Sache ift, verbindlich. ift, wenn auch in der Fol: 
ge dad Verboth in Betreff diefer Sache aufgehoben worden ift. 
Auch muß ſich der Erbe in der Folge nicht des Erbrechtes un: 
würdig gemacht haben. 

\, 1253, 

Durch den Erbvertrag kann ein Ehegatte auf das 
Recht, zu teftiren, nicht gänzlich Verzicht thun. 
Ein reiner Biertheil, worauf weder der Jeman— 
den gebührende Pflichttheil, noch eine andere 
Schuld haften darf, bleibt Eraft des Gefeges zur 
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freyen lesten Anordnung immer vorbehalten, Hat 
der Erblaffer darüber nicht verfüget; fo fällt er 
doch nicht dem Vertragserben, obſchon die ganze 
Verlaſſenſchaft verfprochen worden wäre, fondern 
den gefeglichen Erben zu, 

1) In Erwägung, daß der Ehegatte oft durch Leidenfchafz 
ten, oder Schmeicheleyen zu einer, übermäßigen, in der Folge bes 
reuten Sreygebigfeit gegen den Ehegatten hingeriffen werden kön— 
ne, bat ihm. der Geſetzgeber dad Vermögen enizogen, über die 
ganze Verlaffenfchaft durch Erbvertrag zu diöponiren, und daher 
angeordnet, daß ein Ehegatte durch den Grbvertrag auf dad Recht 
zu feftiren nicht gänzlich Verzicht leijten könne, und daß ein reis 
ner Viertheil, worauf weder der Jemanden gebührende Pflicht: 
theil, noch eine andere Schuld haften darf, zur freyen Dispofi: 
tion vorbehalten bleibe. Bey Anwendung dieſer Vorfchrift ent: 
fteht nun die Frage: wie der zur freyen letwilligen Verfügung 
vorbehaltene Viertheil zu berechnen fey? — Als ausgemacht dürfte 
angenommen werden, daß zur richtigen Befiimmung des dem Ver— 
tragderben gebührenden Theiles und des vorbehaltenen DBiertheils 
zuerſt die auf der Verlaffenfchaft haftenden Schulden von dem 
ganzen Vermögensſtande in Abzug zu. bringen feyen; indem die— 
ſes ſchon aus dem richtigen Begriffe der Erbſchaft folgt '). Eben 
fo dürfte mit jenen Laften vorzugehen feyn, welche zwar erft nad) 
dem Tode des Erblafferd entfpringen, aber als eigentliche Ver: 
laßſchulden anzufehen find, und nicht aus dem legten Willen her— 
rühren. — Laften der Art find; die Begräbnißkoften, die Erbe 
Ihaftöjteuern und die Berlaffenfchaftötaren. Daß diefe Beyträge 
felbft von Notherben gemeinfchaftlich mit den Teftaments= oder 
Vertragserben entrichtet werden müffen, habe ich bereit bey Er— 
läuterung des $. 785 nachzumeifen verfucht, ſohin fallen diefel- 
ben der ganzen Maffe zur Laft, und müffen daher auch von der: 
felben vorerft in Abzug gebracht. werden. — Es iſt Fein gewich— 
tiger Grund vorhanden, anzunehmen, daß ed fich mit dem Pflicht: 
theile anders verhalte; vielmehr ift die Textirung ded gegenwär— 


1) Siehe meine Darftellung über Rechte der Ehegatten |. 173. 
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tigen $. von der Urt, daß dadjenige, was von den DBerlaffen: 
fchaftösfchulden gilt, auch auf den PflichttHeil bezogen werden 
müffe, da diefer $. die Laft der Pflichttheildentrichtung mit den 
übrigen Schulden auf eine gleiche Linie fegt, und von den Schul: 
„den überhaupt anordnet, daß fie auf dem, dem Ehegatten zur freyen 
Didpofition zu überlaffenden Viertheile nicht haften dürfen '). 
2) Die Vermächtniffe, welche in dem Erbvertrage angeord: 
net find, find nach) der Unordnung des gegenwärtigen $. von 
dem, dem Vertragderben zukommenden Antheile zu berichtigen. 
Mad ift aber Nechtend, wenn dad Vermögen, dad dem Vertrags: 
erben zufällt, nicht hinreiht, um alle Vermächtniffe davon zu 
entrichten? — v. ©cheidlein beantwortet diefe Trage dahin *), 
daß Fein Zweifel obwalte, daß auch derjenige, dem der letzte Vier: 
theil erblich zukommt, zur Befriedigung der Legetare das Man: 
gelnde beytragen müffe, eben weil er auch Erbe ift, und meil 
die Berlaffenfchaft3:Släubiger ſowohl ald die Legatare ihrer Be: 
friedigung wegen fich an die ganze Verlaffenfchaft ohne Rückſicht, 
wie diefelbe unter die verfihiedenen Gattungen der Erben vertheilt 
werde, zu halten berechtiget find, — Allein diefer hier aufgeftellte, 
der Regel nach allgemein gültige Grundfaß leidet einige Ausnah— 
me. — Denn der $. 649 fpricht deutlich aus, daß die Vermächt: 
niffe zwar in der Regel den Erben nad) Maß ihres Erbtheis 
led zur Laft fallen, daß e3 jedoch von dem Erblaffer abhänge, 
ob er die Abführung eined Legates einem Miterben oder auc) 
einem Legatare auftragen wolle. Iſt daher einem Miterben allein 
die Entrichtung eines Legated aufgetragen worden, fo laftet dies 
fe Verbindlichkeit auf ihm allein, und es Eönnen die Miterben 
zu einem Beytrage nur dann pflichtig werden, wenn fie ohne Bes: 
ſtimmung der Theile, oder in dem allgemeinen Ausdrude einer 
gleichen Theilung zur Erbfchaft berufen werden; weil fie auch in 
dem alle, als der eingefegte, mit dem Legate befchwerte Erbe, 


4) Ich habe zwar in meiner Abhandlung über die Rechte der Ehegatten eine von 
diefer aufgeftellten Anficht abweichende Meinung geäußert. Allein gerne der 
beſſeren Ueberzeugung nachgebend, fchließe ich mich hier der Behauptung des 
Herrn Reg. Rathes Profeſſor D Winnimwarter (Wagn. Zeitich. 1325 VI. Heft 
357 — 359) an. 

2) Mifcellen 3. 9. 9. ım. 


* 


ee — 
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die Erbfchaft nicht annehmen wollte, Kraft des Gefeßed in die 
echte und Verbindlichfeiten des Lesteren eintreten würden ($. 
560). Es fcheint fomit alles darauf anzufommen, wie der Erb: 
laſſer disponirt hat. Hat er nähmlich den anderen Erben durd) 
ein Zeftament beftimmt auf den erübrigenden Viertheil der Ver— 
Taffenfchaft zum Erben eingefegt, und darin von einem Vermächt— 
nifje Feine Erwähnung gemacht ; fo kann diefer Erbe auch nicht 
perhalten werden, zu jenen VBermächtniffen, mit welchen der Ver: 
tragserbe befchiwert worden ift, beyzutragen, da. ihm in diefem 
Galle auch Fein Zumachörecht gebühret. Wurde aber derfelbe un— 
beitimmt zum Erben eingefegt, fo muß er in. dem Sale, als der 
Vertragserbe fih nur mit Vorbehalt der Rechtswohlthat des In— 
ventars erböerklärt hat, den Wermächtnißnehmern dad Mangeln: 
de erfegen, two hingegen in dem Falle, als der Vertragderbe ſich 
unbedingt erbserklärt hätte, derfelbe dad Mangelnde aus feinem 
Vermögen zu vergüten hätte: | 
3) Der Erblaffer kann alfo, nad) Anordnung des gegenwärs 
tigen $., ungeachtet deffen, daß er in dem Erbverfrage die ganze 
Berlaffenfchaft zugefichert hat, doch immer noch inöbefonders über 
einen Viertheil feines reinen Vermögens verfügen, dazu einen Er— 
ben einfeßen, oder denfelben durch Vermächtniffe erfchöpfen._ Hat 
er darüber nicht verfügt, fo follte es ſcheinen, daß der Vertrags— 
erbe die ganze Verlaffenfchaft erhalte, weil der Gefeßgeber dem 
Erbvertrage hinſichtlich des mehrerwähnten Viertheils bloß die 
Gigenfchaft einer unwiderruflihen Willens-Erklärung be— 
nehmen wollte, und bey feinem ausdrüdlich erklärten Billen, 
daß der durch den Vertrag bedachte Erbe die ganze Verlaſſen— 
ſchaft erhalten folle, doch unmöglich vermuthet werden Fönne, er 
wolle diefen Viertheil nicht diefem, fondern feinen gefeglichen Er— 
ben zuwenden. Deffen ungeachtet hat der Geſetzgeber dad Gegen— 
theil ausdrücklich angeordnet. — Jedem denkenden Juriſten muß 
fi) daher hier die Frage aufdringen, durch welche Anficht der 
Gefeggeber zu diefer Diöpofition bewogen worden feyn konnte? — 
Ich meines Theild glaube, der Grund diefer gefeglichen Anord— 
nung liege in Folgendem: Der Geſetzgeber ging nähmlich, wie 
bereitö erwähnt wurde, von der Anficht aus, daß ein Ehegatte 
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fich Teicht durch Leidenfchaft oder Schmeicheleyen oft zu einer 
übermäßigen, in der Folge bereuten Freygebigkeit hinreigen laffen 
könne, und dadurc) fich felbft die Mittel entziehe, gegen andere, 
vielleicht um ihn mehr verdiente Perfonen feine Dankbarkeit auch 
noch) nach feinem Zode äußern zu können. Aus diefer Urſache 
follte daher ein. Wiertheil der DBerlaffenfchaft dem Erblaffer zur 
Dispofition ganz frey bleiben, und aller directe und indirecte 
Zwang, auc) diefen Theil dem Vertragserben zuzuwenden, follte 
nach der Abficht des höchiten Gefeggebers entfernt werden. Würde 
aber in dem Salle, ald ein Ehegatte dem anderen die ganze Ber: 
laſſenſchaft zugefichert, und Feine gegentheilige Verfügung mehr ge: 
troffen hat, diefelbe dem Vertragserben zufallen; fo würde man: 
cher gemwiffenhafte Ehegatte mwenigftens in feinem Inneren fich 
verbunden halten, dem bereit5 gefchloffenen Vertrage nicht mehr 
entgegen zu handeln, und die Abſicht ded Geſetzgebers würde daher 
nicht in einem fo vollfommenen Maße erfüllt, ald es in dem Falle 
gefchieht, wenn der übrige Theil nicht dem Vertragserben, ſon— 
dern den gefeglichen Erben zufällt. — Jeder Ehegatte weiß nun, 
daß er durch eine andere Verfügung feinem Mlitgatten in den 
aus dem Erbvertrage hervorgehenden rechtlichen Wirfungen gar 
feinen Schaden zufüge, und daß, wenn er ihm die ganze Ver— 
laffenfchaft zugefichert hat, ed gerade fo viel fey, als wenn er 
ihm nur drey Viertheile derfelben verfprochen hätte; er wird da= 
her um fo weniger Bedenken fragen, auch andere VPerfonen, des 
nen er fich dankbar zu zeigen verpflichtet glaubt, oder für die er 
eine befondere Vorliebe hat, durch legten Willen von dem ihm 
zur Diöpofition erübrigenden Viertheile zu bedenken. — Vielleicht 
liegt aber der gefeßliche Grund diefer Anordnung darin, daß der 
Sefeßgeber den Ehegatten abhalten wollte, den anderen an der 
Diöpofition über einen Viertheil zu verhindern, oder die Dispoſi— 
tion zu unterdrüden, was zwifchen Ehegatten leicht möglich ift. 
Einige glauben zwar, weder den erfteren noch leßteren Grund 
annehmen zu können '). Denn der erftere Grund, fagt man, 
beweiſe zu viel; weil, wenn er richtig wäre, er auch gegen jede 


4) Siehe die mehrerwähnte Abhandlung des Heren R, R. Profeſſor Winniwarter. 
©. 350. 
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fpäter gemachte Verfügung über den Wiertheil zu Gunften des 
Vertragserben gelte, da auch hier eine durch mangelhafte Einficht 
entftandene Gewiffenhaftigkeit den Chegatten abhalten: fünnte, 
feine Berfügung abzuändern, Allein id) glaube, daß doch immer 
eine große Verfchiedenheit zwifchen einem Acte obwalte, der mid) 
wenigftend nach naturrechtlichen Grundſätzen zur Erfüllung ‚vers 
pflichtet, und dem nur das pofitive Recht die im Naturrechte ges 
gründete Wirkung entzogen hat, und einem foldyen, der ſchon feis 
ner Natur nad) mich in die Lage feet, eine abandernde Verfü— 
gung treffen zu können. So bin ic) 3. B. nach pofitivem Rechte 
nicht verpflichtet, eine Spielfchuld zu bezahlen; deffen ungeachtet 
wird jeder ehrliedende Menſch Anftand nehmen, von dem ihm 
durch das Gefeg eingeräumten Befugniffe Gebraud) zu machen. — 
Ein Verfprechen aber zu widerrufen, zu deffen Erfüllung man 
ſich wegen Abgang der Annahme ſchon nach naturrechtlichen Grund» 
fägen nicht verpflichtet fühler, wird Jedermann auch weniger Anz 
ftand nehmen, fobald ficy Gründe hierzu ergeben. — Der zweyte 
Grund dagegen, glaubt man, habe darum nicht Statt, weil das 
Geſetz mit Recht unter Ehegatten wechfelfeitiged Zutrauen und 
eine rechtliche Handlungsweife vermuthet. — Dieſes zugegeben, 
fo wird man doch nicht in Abrede ftellen können, daß e5 meh: 
rere Ausnahmsfälle gebe, wo diefe Vermuthung fich leider nicht 
erwahret. Konnte nun der Gefeßgeber nicht auch bier auf diefe 
Ausnahmöfälle Bedacht nehmen, und dem Ehegatten den ihm 
durch nahe Gelegenheit angebothenen Neig benehmen wol: 
len, eine folche widerrechtliche Handlung zu unternehmen? Uebri— 
gend ift ed gewiß, daß der Öefeßgeber einen beſtimmten Grund 
gehabt haben mußte, diefe Unordnung fejtzufegen, und es ift biöher 
außer den obigen beyden Fein anderer Grund angegeben worden. 
4) Es fommt in der fwridifchen Praxis fehr oft vor, daß 
dem Erbvertrage die Claufel beygerücdt wird, daß diefe gegenſei— 
tige Willens: Erklärung in Betreff des Viertheils, über welches die 
Ehegatten durch Vertrag nicht disponiren Fünnen, ald ein Teſta— 
ment angefehen, und als ſolches aufrecht erhalten werden folle 
Diefe Claufel fcheint der Abficht des höchſten Gefeßgebers, ver: 
mög welcher der in einem Erbvertrage erklärte Wille des Che: 
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gatten im Bezug auf diefen Viertheil nicht einmahl als eine ein- 
fache Willens : Grflärung gültig feyn fol, platterdings entgegen 
zu ftehen, und ſcheint den Zweck vereiteln zu wollen, welchen der 
GSefeßgeber bey Erlaffung diefer Anerdnung vor Augen gehabt 
hat. — Aus diefem Grunde halte ich daher eine folche in dem 
Erbvertrage felbft vorfommende Glaufel, welche die aus politi— 
fhen Gründen erlaffene Anordnung des Geſetzgebers wieder ent: 
Fräften fol, für unwirkſam. 


b. 1254. 
Erlöſchung deöfelben. 


Der Erbvertrag kann zum Nachtheile des andern 
Gatten, mit dem er gefchloffen worden ift, nicht 
widerrufen; fondern nur nah Vorſchrift der Ge- 
feße-entkräftet werden. Den Notherben bleiben 
ihre Rechte, wie gegen eine andere lebte Anord— 
nung vorbehalten, 


4) Es liegt ſchon in der Natur fedes eittge; und fohin 
auch in der eines Erbvertrages, daß er nicht einfeitig widerrufen 
werden könne. Sollte in dem Erbvertrage der ausdrückliche Vor— 
behalt de3 Widerrufes enthalten feyn, fo würde fich der Erbvers 
trag in ein einfeitiged oder moechfelfeitiges Teftament umwandeln; 
je nachdem der Vorbehalt des Widerrufed nur von einem Theile, 
oder von beyden Theilen gemacht wurde *). Doch erklärt das 
Geſetz einen folchen einfeitigen Widerruf nur in fo fern für unwirk— 
fam, als er zum Nachtheile des andern Ehegatten gefchieht, kom— 
men'daher in: dem Grbvertrage Dispofitionen vor, worin’ andere 
Perfonen bedacht werden, fo find fie der Negel nad) widerruflich. 
Denn diefe Diöpofitionen enthalten entiveder wirkliche Erbsein— 
fegungen oder Vermächtniſſe. Im erften Falle hört dad Befug—⸗ 
niß, fie zu widerrufen, felbft in dem Falle nicht auf, wenn audy ” 
von Seite diefer dritten Perfonen die Annahme in dem Erbvertras 
ge felbft erflärt worden wäre, weil Erbverträge nur zwifchen 


1) v. Zeiler au 6. 1253 Nr. 15 und 9, Scheidlein a a. D. $. 12% 


654 [$- 1254.] 

Ehegatten von Gultigkeit find; Eommen darin VBermächtniffe vor, 
fo find fie nur in dem Falle unwiderruflich, ald von Seite der 
Bedachten die Annahme ausdrücklich erfläret, von Seite des ver: 
fügenden Ehegatten aber fich des Befugniffes, das Vermächtniß 
zu widerrufen, auddrüdlich begeben, und dem Bedachten darüber 
eine Urkunde eingehändigt wurde ($. 956). 

2) Gin Erbvertrag kann daher nur nad) Vorfchrift der Ges 
feße entfräftet werden. Diefe Fälle find: a) Wenn in dem Falle, 
als der Erbverfrag ein mechfelfeitiges Verſprechen beyder Ehe: 
leute in fich enthalt, beyde Ehegatten in die Aufhehung des Erb— 
vertraged willigen. Es entfteht hier die Frage, ob diefe Einwilli- 
gung zur Auflöfung des Erbvertrages wieder unter den nähmlis 
chen Formlichfeiten gegeben werden müffe, wie zum Grbvertrage 
felbft ? — Iſt 3. B. ein Erbvertrag noch gültig, wenn erwieſen 
werden Fann, daß beyde Ehegatten mündlich bereingefommen 
find, daß die in felbem enthaltenen Beftimmungen aufgehoben 
feyn folen? — Man fönnte verfucht werden, diefe Frage mit 
fa zu beantworten, weil Erbverträge die Form mit Teſtamenten 
gemein haben, und daher alles dasjenige, wad bey dem Wider: 
rufe der Zeftamente der Form nach vorgefchrieben worden ift, 
auch bey dem einverftändlichen Widerrufe eines Erbvertrages beob= 
achtet werden zu müffen fcheinet. Allein eine tiefere Anficht die— 
fer Sache gibt ein anderes Nefultat. Wenn nähmlich ein Erbvers 
trag durch wechfelfeitiges Einverftändniß aufgehoben, werden foll, 
fo ijt Lediglich nothwendig, daß beyde Ehegatten fich erklären, 
auf dad Recht, welches dem einen durch dad angenommene 
Verſprechen des andern zu Theil geworden ift, Verzicht zu Teiz 
fien. Denn, indem ein Theil dem durch dad angenommene 
Verſprechen des anderen Xheiles erwachfenen Rechte entfagt, wird 
auch von der anderen Seite die Verbindlichkeit, dad Werfprechen 
zu erfüllen, aufgehoben ($. 1444), und fohin der Vertrag aufge: 
löſet. Eine folche Verzichtleiſtung fordert aber die Förmlichkeiten 
eined Teftamentes nicht. Es ijt alfo auch Elar, daß die Auflöfung 
eines Erbvertrages, welches mit beyderfeitigem Cinverftändniffe 
der Ehegatten gefchieht, an die Förmlichkeiten eines Teſtamentes 
nicht gebunden ſey. — Eine andere Frage ift aber, ob der Erb⸗ 
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vertrag nicht dadurch bloß die Eigenſchaft der WiderruflichFeit er: 
halte, und ſich fohin in ein wechfelfeitiges Zeftament ummandle ? — 
denn man könnte fagen, daß durch die beyderfeitige Verzichtlei— 
ſtung der : Ehegatten bloß die Annahme des gegenfeitigen Ver: 
ſprechens, keineswegs aber die legtwilligen Verfügungen aufgeho— 
ben worden feyen, welche vielmehr noch immer als einfeitige Wil: 
lensverfügungen fortbeftehen,: und nur. auf die nähmliche Art, wie 
andere Tegtmwillige Verfügungen, widerrufen werden können. — 
Allein durdy die Entfagung des Berechtigten wird ipso facto das 
DBerfprechen des andern Theils aufgelöft, und es bedarf dazu kei— 
ned befondern Widerrufes, fonft müßte: ein anderes angenomme= 
ned Verſprechen, auf welches der Berechtigte in der Folge Ber: 
zicht geleiftet hat, ebenfalls noch fo lange forfdauern, und dem 
Berzichtleiftenden das Recht der Wiederannahme fo lange bevor: 
ftehen, bis diefes Verfprechen ausdrücklich widerrufen ift, was doch 
gewiß Niemand behaupten wird. Kommen aber in dem Erbver: 
Trage Didpofitionen zu Gunſten dritter Perfonen vor, fo hatten 
felbe gleicy urfprünglich die Gigenfchaften Tester Willens: Anord: 
nungen; ed muß daher bey deren Widerrufe alles dasjenige beob— 
achtet werden, was hinfichtlich des Widerrufes einer Testen Wil— 
lens⸗Anordnung überhaupt vorgefchrieben ift. 
3) Iſt b) das Verfprecyen des künftigen Nachlaſſes nur 
von einem Chegaften gemacht worden, fo erliſcht dasſelbe durch 
Entfagung ded anderen Ehegatten. — Die Entfagung kann gleich 
falls mündlich oder fchriftlich, ausdrücklich oder ſtillſchweigend, 
entgeldlich oder unentgelölich gefchehen, und fordert übrigens eben: 
falls Feine befonderen Zörmlichkeiten. Zwar Fonnten Manche glau: 
ben, daß eine folche einfeitige Entfagung eines unzweifelhaften 
Rechtes aB eine Schenkung anzufehen fey, und daher mit den für 
eine Schenkung vorgefchriebenen Förmlichkeiten verfehen feyn müffe. 
Allein auch dieſes wäre irrig; denn, daß eine folche Verzichtlei— 
ftung, wenn fie bloß einfeitig gefchieht, ohne daß fie zugleich von 
dem verfprechenden. ‚Ehegatten angenommen worden ijt, Eeine 
Schenkung ſey, ift Elar in dem $. 939 audgefprochen. Dagegen 
fcheinet aber aus dem Inhalte diefes $. deutlich hervorzugehen, 
daß, im Falle die Annahme von der andern Seite erklärt ift, 


—— 
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dieſe Verzichtleiſtung die Natur einer Schenkung annehme. Allein 
dieſer Schein verſchwindet, wenn wir das Ganze vor Augen hal— 
ten, was bey Erläuterung des F. 939 dargethan worden iſt, 
nähmlich, daß ſich durch eine Schenkung dad Eigenthum des 
Beſchenkten nach der Abſicht des Verzichtleiſtenden vermehren foll. 
Aus eben dieſem Grunde kann auch die Entſagung des Vertrags— 
erben auf ſein ihm zugeſichertes Erbrecht, wenn ſie auch mit Zu— 
ſtimmung des Theiles, der das Verſprechen gemacht hat, geſchieht, 
als keine Schenkung angeſehen werden, da hierdurch das Eigen— 
thum desſelben nicht vergrößert wird. Denn das Recht, auf wel— 
ches der bedachte Theil verzichtet hat, nähmlich, das Erbrecht, 
kann auf den andern Theil nicht zurückfallen, da er nicht ſein 
eigener Erbe ſeyn kann. 

4) Die Wirkſamkeit des geſchloſſenen — wich c) 
durch die einfretende Unfähigkeit oder Unmürdigfeit des Vertrags— 
erben aufgehoben. Nach der Behauptung des Herrn Regierungde 
rathes v. Scheidlein kömmt ed. jedoch hierbey weder) auf die Zeit 
ded errichteten Erbvertraged, noch weniger auf: die Zwiſchenzeit, 
innerhalb welcher ‚die Unfähigkeits- oder Unmwürdigfeits = Urfacye 
fich ereignet hat, fondern Tediglicy, auf die Zeit: des Todes des 
Erblafferd an, Allein, daß der Erbvertrag; an und für ſich ungül— 
tig fey, wenn zur Zeit des gefchloffenen Erbvertragesider bedach⸗ 
te Ehegatte zu ‚erben. unfähig. ift, wurde bereits im F. 4253 zu 
erweifen geſucht; hier fol nun dargethan werden, daß auch eine 
in der Zwifchenzeit ‚eingetretene Erbunfähigfeit oder Unwürdigkeit 
den gefchloffenen Erbvertrag auflöfe. — Denn ‚aus. dem Grunde, 
daß bey der Inteftat: Erbfolge „und: auch bey der ‚Erbfolge aus 
einem Teſtamente lediglich, auf den Zeitpunct des Erbanfalls 
Nücfiht genommen wird, läßt: fich, nicht ſchließen, daß: diefed 
auch bey Erbverfrägen zu gelten habe, da ſich die Urfache dies 
ſes Unterfchiedes deutlich einfehen laßt, Denn was die Inteſtat— 
Erbfolge betrifft, fo liegt ed ganz in der Natur der Sache, daß 
hierbey in Betreff der Erböunfähigkeit nur der Zeitpunet des To— 
des des Erblafferd berüdfichtiget werden könne; daß aber ein Te: 
ftament durch den Umftand der in der Zwiſchenzeit eingetretenen 
Erböunfähigfeit nicht zernichtet werde, hat zum Grunde, weil die 
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nody immer von dem veränderlichen Willen ded Erblaſſers abhän— 
gende Ernennung dem vermeintlichen Erben noch gar Fein wirfs 
ſames Recht gibt. Warum fol er daher fchon bey Errichtung des 
Zeftamentö, oder gar auch in der Zwiſchenzeit erbfähig feyn? 
genug wenn er bis zum Zeitpuncte des Anfalles erbfähig geworden 
ift ). Diefer Grund paffet nun offenbar nicht auf den Vertrags— 
erben, denn diefer erhält durc) den Erbvertrag fchon ein wirkfames 
Recht dergeftalt, daß der Erblaffer feine aus dem Erbvertrage ent— 
fpringenden Rechte nicht mehr einfeitig aufheben Fan. Darum be: 
ſchränkt ſich audy felbft Herr Hofrath v. Zeiler in der Erklärung 
der $$. 545 und 546 ausdrücklich auf die Inteſtats- und Teſta— 
mentderben, und beruft fich in Betreff der Fähigkeit des Ders 
tragderben auf den J. 1250. 

Nachdem ich nun einige Zweifel gegen die Anficht, daß 
auch bey einem Erbvertrage in Betreff der Unfähigkeit oder 
Unwürdigkeit des Vertragserben bloß auf die Zeit des wirklichen 
Erbanfalles gefehen werden müffe, angeregt habe, fuche ich meine 
Meinung durch Nachftehendes zu begründen. Da Erbverträge die 
Natur der Verträge an fich haben, fo werden fie auch fo, wie alle 
übrigen Verträge entkräftet. Unfer allgemeines bürgerliched Gefeß- 
buch fpricht diefes zwar nicht wörtlich aus, allein diefer Sag ift 
zweifellos in dem enthalten, daß Erbverträge nach Vorfchrift der 
Sefege entkraftet werden. Deutlicher drückt fich hierüber da Ges 
ſetzbuch für Weftgallisien aus, da e5 im zweyten Theile $.527 fagt: 
Der mwefentliche Unterfchied zwiſchen Erbverträagen und Iegtwilligen 
Verfügungen befteht alfo darin, daß diefe von dem Erblaffer im: 
mer verändert, auch widerrufen, jene aber nur, wie andere Ver— 
träge, aufgehoben, und nach Vorſchrift der Gefege entfräftet wer: 
den können. Nun wird nad) S. 880 ein Vertrag dadurch entfräftet, 
dag der Gegenftand, worüber er gefchloffen worden it, in der 
Zroifchenzeit (von dem gemachten Verfprechen bis zur Erfüllung 
deöfelben) dem Verkehre entzogen wird ’). Das Geſetz macht 
4) Siehe v. Zeilfer zu h. 5a6 Nr. a, 

2) Was Herr R. R. und Profeffor Winniwarter gegen diefe bereits in meiner 
Darftellung der Rechte der Ehegatten aufgeftellte Anficht in der IWagn. Zeit: 
fhrift Jahrg., 1325 6. H. ©. 360 erinnerte, iſt bereit3 bey Erlanterung des 
$. 830 gewürdiget worden, 

Nippel’s Commentar VII, Th. 42 
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hier Feinen Unterfchled, ob der Vertrag bedingt oder unbedingt ges 
fohloffen worden fey, und ed darf daher auch in dem Falle, ald 
ein Recht unter einer auffchiebenden Bedingung zugefichert worden 
ift, nicht auf den Zeitpunct der eingetroffenen Bedingung gefehen 
werden, in welchem Zeitpuncte die verbothene Sache dem Ver— 
Fehte wieder heimgegeben feyn könnte. Auch kann es nicht darauf 
ankommen, ob der Gegenftand des Vertrages im Allgemeinen 
dem Derfehre entzogen, oder ob bloß derjenige, welchem er zu: 
gedacht wurde, zur Erwerbung deöfelben unfähig geworden fey; 
denn in diefem Kalle ift der Gegenftand wenigftens in. Bezug auf 
den Paciscenten dem Verkehre entzogen worden, Nun ift dad durch 
einen Erbvertrag verfprochene Necht Fein anderes, als dad unter 
der Bedingung des Zodeöfalld des disponirenden Theiles dem anz 
dern zugeficherte Recht, das dort vorhandene Vermögen des Erftern 
in Befig nehmen zu können; hat nun in der Zwifchenzeit von 
dem gemachten Verſprechen bid zum Eintreffen der. Bedingung 
der Promiffar dad Befugniß verloren, ein Recht durch Erbfchaft zu 
erwerben, fo ift der Gegenftand des Vertrages in Bezug auf feine 
Perſon dem Berfehre entzogen worden; ed ift alfo eben fo viel, 
al3 wenn gar kein Erbvertrag gefchloffen worden wäre, Dad, was 
hier von der Grbunfähigfeit gefagt worden it, gilt auch von der 
Erbunwürdigkeit, die überhaupt im Allgemeinen unter der Erb: 
unfähigfeit begriffen ift. Cd wäre ganz fonderbar, wenn bier 
nur auf den Zeitpunct des Todes gefehen würde; denn die im 
$. 543 angeführte Erbunmürdigkeit kann unter Cheleuten nicht 
Platz greifen, und die im $. 542 erwähnte dauert immer fort, und 
Fann nur durch den Willen des Gefeßgeberd aufhören. Man weiß 
alfo ſchon vorhinein, daß bey dem Zeitpuncte ded Todfalls der Vers 
tragderbe noch) immer ded Erbrechts unwürdig ſeyn wird, und es 
wäre daher fonderbar, wenn der disponirende Ehegatte nicht fo: 
gleich freye Hände befäme, feine Erbfchaft einem Andern gültig 
zufagen zu können. Es bliebe fohin eigentlich hier nur der Fall des 
$. 540 über; allein hier enthüllt fich die Sonderbarkeit der gegen 
theiligen Behauptung ganz vorzüglich. Denn gefest, der als Erbe 
eingefegte Ehegatte hätte feinen Mitgatten aus böfem Vorfage an 
feiner Ehre, feinem Leibe oder Vermögen auf folche Art verlegt, 
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dat gegen ihn von Amtöwegen, oder mwenigftend auf Verlangen 
des Derlegten nach dem Strafgefege hätte verfahren werden kön— 
nen; der beleidigte Chegatte hätte in Folge deffen, und mit Bezug 
aufden $. 540, nach welchem fich fein Mitgatte des ihm durch Erbver— 
trag zugeficherten Erbrechted unwürdig gemacht hat, den Sempronius 
zum Grben eingefegt, in der Folge aber ſich mit feinem Beleidiger 
wieder ausgeföhnt, ohne jedoch die bereitd errichtete Willens-Anord— 
nung zu widerrufen, welche er vielmehr noch Eurz vor feinem Zode 
beftätiget hat: fo würde bey dem Beftande der gegentheiligen Mei— 
nung feine Tegtwillige Diöpofition, in fo weit fie dem Erbverfrage 
entgegen fteht, deffen ungeachtet ungültig feyn, weil zur Zeit des 
Todes die Erbunmürdigfeit ded Vertragserben zu eriftiren aufges 
hört hat; der beleidigte Gatte müßte ſich wohl huthen, feinem Bes 
leidiger zu verzeihen, wollte er anders , daß feine dem Erbvertrage 
entgegen laufende Diöpofition bey Kräften bleiben foll "). 
42,? 





1) Winniwarter bemerkt dagegen am a. D. ©. 365, daß man eine recht kleinliche 
Denfungsart in dem beleidigten Ehegatten vorausfeken müßte, der durch 
Die Rückſicht, daß durch die Ausföhnung feine, während der Unwürdigkeit des 
anderen Ehegatten gemachte letztwillige Verfügung wirkungslos würde, ſich 
auszuföhnen abgehalten würde, — und daß, wenn es auch einen folchen Gat⸗ 
ten gäbe, darin noch Fein Grund liege, von der allgemeinen Regel des Geſetzes 
eine Ausnahme zu machen, da die Gelege für ungewöhnliche Fälle, zumahl 
wenn fie fhon unter die moralifhen Abnormitäten gehören, nicht 
gegeben find. Ich bemerfe vor Allem, Daß hier von Feiner innerfichen 
Ausföhnung, die bloß im Gemüthe vorgeht, fondern von den äußerlichen 
Zeichen der Ausföhnung die Rede ſey, und ich muß dann aufrichtig Aeftehen, 
Daß ich Feine Fleinliche, unter die moralifhen Abnormitäten gehörige 
Denfungsart in demjenigen Ehegatten erfennen Fönne, der, weil deffen Gat— 
tinn, die er in dem Erbvertrage zur Univerfalerbinn einſetzte, ſich mehrmahl 
auf eine höchft undanfbare Weife gegen ihn benommen hat, und zulekt fo 
weit gegen ihn gegangen ift, daß fie ihn Durch Gift aus der Welt zu ſchaf⸗ 
fen trachtete, ſich zur Schonung feiner Gattinn herbenläßt, mit ihe den ab— 
gebrochenen Umgang vor der Welt fortsufegen, und fih auch vor der Welt 
zu erflären, daß er volfommen mit ihr ausgeföhnt fen, — zugleich aber fich 
nicht entfchließen Fann, feinem Pflegefohne, den er fehr Tiebt, und dem er 
ſelbſt Pflichten der Danfbarfeit ſchuldig ift, Die ihm inzwilchen in einem Tes 
fFamente zugedachte Erbfchaft zu Gunften feiner unmwürdigen Gattinn zu 
entziehen. — Viel fonderbarer wArde mir ein Gefes vorfommten, das anord— 
nete: »Willſt du deinem unmwürdigen Gatten verzeihen, fo mußt du ihm auch 
das entzogene Erbrecht wieder aurüdftellen; willſt du diefes nicht, fo darfit 
Du dich auch mie deinem Gatten nicht ansfühnen.” 
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4. 1255, | 
Fruchtnießung auf ben Todesfall (Advitalitäts: Recht). 

Wenn ein Ehegatte dem andern die Fruchtnießung 
feines Vermögens auf den Fall des Ueberlebens 
ertheilet; fo wird er dadurch in der freyen Ver— 
fügung durch Handlungen unter Lebenden nicht 
beſchränkt; das Recht der Fruchtnießung (d. 
509 — 520) bezieht ſich nur auf den Nachlaß des 
frey vererblichen Vermögens, 

1) Die Fruchtnießung auf den Todesfall (in Galizien unter 
dem Nahmen Advitalitätd:Recht bekannt) ift jener Vertrag, wo: 
durch ein Ehegatte dem andern die Fruchtnießung feines (ganzen 
oder eines Theiles des) Vermögen: auf den Fall des Weberle: 
bens ertheilet *). Er Fann in manchen Fällen ald ein wirklicher 
Erbvertrag angefehen werden, und hat dann auch die Gigenfchaften 
mit einem folchen gemein; in andern Fällen ift er als eine Schen— 
kung auf den Zodeöfall zu betrachten, und muß daher mit ſel— 
ber gleiche Eigenfchaften haben. | 

2) Als ein Erbvertrag ift er in allen jenen Fällen anzuſe— 
hen, wo die Sruchtnießung des ganzen Vermögens, oder eines 
in Bezug auf dad ganze Vermögen beftimmten Theiles für den 
Tall des Ueberlebens vermwilliget wird ($. 532) ?). Ein folcher 
Dertrag kann alfo ebenfalls. bloß unter Ehegatten gültig gefchlof: 
fen werden, und hat folgende Eigenfchaften: 


4) Zeilfers Commentar $. 1255 Nr. 1, 

2) Diefe Behauptung ſteht mit meiner bey Erläuterung des $. 532 entwickelten Anz 
fiht in Verbindung, und muß mit felber ftehen oder fallen. Zu dem ſchon dort 
angeführten Raifonnement glaube ich bemerfen zu müffen, daß das Recht der 
Sruchtnießung eines beffimmten Erbtheils ſelbſt wieder ein Erbtheil fey. Denn 
eine Erbfchaft ift ja zufolge der (1.531 u. 532 nichts anders, als der Inbegriff 
der Rechte und VerbindlichFeiten eines Verſtorbenen mit Beziehung auf den 
Erben. Wenn nun nicht eine einzige Perfon in dieſe Rechte und Verbind— 
lichkeiten des Erblaffers eintritt, fondern mehrere Perfonen daran Theil nehe 
men, fo entfiehen mehrere Erbtheile. Diefes ift aber auch der Fall, wenn 
der Erblaffer das in ihm vereinigte Recht auf die Subſtanz und die Nukune 
gen feines Vermögens trennet, und dem Einem nur das Recht auf die Sub— 
ftanz, dem Andern aber das Recht auf die Nukungen einräumt. — Sn die— 
fem Sale tritt Feiner in die fammelihen Rechte und Verbindlichkeiten 
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a. Bringt er bey Lebzeiten beyder Ehegatten Feine andere rechtli- 
che Wirkung hervor, als daß der Promittent an fein Verſpre— 
hen gebunden ift, und nicht mehr einfeitig davon abgehen 
kann; in der freyen Verfügung durch Handlungen unter Le: 
benden wird er aber dadurch nicht befchränft. 

b, Kann er, eben weil er ein Vertrag ift, nicht einfeitig wider— 
rufen, fondern nur nad) Vorfchrift der Geſetze entkräftet werden. 

c. Kann er ſowohl als ein einfeitiger als auch ald ein zweyſeiti— 
ger Vertrag. verbindlich feyn, je nachdem nähmlich nur von 
einem Theile da5 Verſprechen gemacht, oder auch von der 
Gegenfeite eine gleiche Zuficherung ertheilet wird. 

d. Muß er unter eben jenen Förmlichkeiten, wie ein Erbvertrag, 
errichtet werden, wenn er auf Rechtögültigkeit Anſpruch ma— 
chen will. 

e. Darf durch einen folhen Vertrag weder der Prlichttheil der 
Notherben verkürzt werden, noch darf ſich der Fruchtgenuß 
auf jenen Viertheil des Nachlaffes ausdehnen, welcher in Fol: 
ge des $. 1253 dem Chegatten zur freyen Didpofition übrig 
bleiben muß. 

f. Derfenige Ehegatte, welchem auf ſolche Art der Fruchtgenuß 
zugeſichert wird, iſt eine Sicherſtellung desſelben zu fordern, 
eben ſo wenig, wie der Vertragserbe, berechtigt; und auch in 
dem Falle, als der dießfällige Vertrag mit Einwilligung des 
disponirenden Ehegatten in die öffentlichen Bücher einverleibt 
worden wäre, iſt derſelbe nichts deſtoweniger befugt, unter Le— 
benden mit ſeinem Vermögen nach Belieben zu verfügen. 

3) Wird aber von einem Ehegatten dem andern die Fruchtnie— 
ßung einer einzelnen Sache, einer oder mehrerer Sachen von gewiſ— 
fer Gattung, oder einer beftimmten Summe ($. 535) zugedacht, 
dann iſt diefed angenommene Berfprechen Fein Erbvertrag mehr, 


des Erblaffers ausfchließend, fondern jeder nur zum Theile ein, Wäre die 
Jemanden in einer Testen Willenserklärung zugedachte Fruchtnießung der 
Erbihaft lediglich als ein Vermächtniß anzufehen, fo müßte fih der Frucht« 
nießer, da ihm als Vermächtnißnehmer das Recht, die Inventur zu verlans 
gen, nicht zuftcht, mit dem begnügen, was ihm der eingefegte, und fih uns 
bedingt erffärte Erbe in feinem Vermögens» Yusweife zuzuweiſen für que 
findet. 
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fondern eine Schenkung auf den Ipdeöfall, und muß nach ben 
für diefes Rechtöinftitut beftehenden Vorfchriften beurtheilet wer: 
den. Sind daher bey einem folchen Vertrage lediglich die 
Sörmlichkeiten eined Teſtaments beobachtet worden, ohne daß 
fich die verfügenden Theile des Befugniffes, ihre Verfügung zu 
widerrufen, ausdrücklich begeben haben, fo ift die Beftellung der 
Fruchtnießung auf den Todesfall trog de angenommenen Ver: 
fprechens als Fein Vertrag, fondern nur ald ein Vermächtniß 
gültig. Tritt aber zu der Annahme auch noch der Umftand pin: 
zu, daß fich der verfügende Theil des Befugniffes, feine Verfü— 
gung zu widerrufen, ausdrüdlich begeben, und dem andern Theile 
darüber eine fchriftliche Urkunde eingehändigt hatz dann ift die Be: 
ftelung der Sruchtnießung als eine Schenkung. auf den Zodedfall 
gültig R, und der bedachte Chegatte erhält dadurch. ein perfün= 
liches Recht gegen den Andern zu fordern, daß er mit der ihm 
zur Sruchtnießung für den Zodesfall eingeräumten Sache weder 
unter Lebenden noch auf den Todesfall eine folhe Verfügung 
freffe, wodurch diefes Recht geftdrt würde. Die Wahrheit diefer hier 
aufgeftellten Behauptungen ergibt fich deutlich daraus, daß der Ge: 
feßgeber $. 1246 die Regel aufftellte, daß die Gültigkeit oder Uns 
gültigkeit der Schenfungen zwifchen Ehegatten nach den für ‚die 
Schenkungen überhaupt, folglich auch nach den für die Schen— 
ungen auf den Todesfall beftchenden Gefegen beurtheilet werde. 


0. 1256, 

Wird aber die Fruchtnießung eines unbeweglichen 
Gutes mit Einwilligung des Verleihers den öf— 
fentlihen Büchern einverleibt; fo kann diefel- 
be in Hinficht diefes Gutes nicht mehr verkürzt 
werden, 

Die nähmliche Rechtöwirfung, wie die ausdrückliche Verzich— 
tung auf das Befugniß zu widerrufen, bringt unter Ehegatten 
der Umftand hervor, daß die dem einen Ehegatten eingeräumte 
Sruchtniegung eines unbeweglichen Guted mit Einwilligung 





4) $. 858. 
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de5 Verleihers den öffentlichen Büchern einverleibt wird; in dies 
km Falle kann nähmlich ſelbe in Hinſicht diefed Gutes nicht ver— 
kürzt werden. Der bedachte Theil, erhalt überdieg durch diefe Ein- 
verleibung ein dingliches, gegen jeden Beſitzer des Gutes zur 
Zeit des eingetretenen Zodfalles des anderen Zheiles wirkſames 
Hecht. — Ueberdieß fordert das Geſetz, dag die Einverleibung 
in die öffentlichen Bücher mit Cinwilligung des Verleihers ge— 
fchehe. Würde daher auch eine Grundbuchöbehorde ohne diefe Ein: 
willigung die Präanotation diefes Rechtes auf Fruchtnießung bes 
toilligen, und felbe dann im Wege der Juſtificirung als gerecht: 
fertigt erkennen; fo Fönnte dieſes den Verleiher nicht hindern, 
unter Lebenden mit der dem andern Theile zur Fruchtnießung 
eingeräumten Sache nach Belieben zu verfügen. Der Grund hier— 
von ſcheint darin zu liegen: damit eine Schenkung auf den To⸗ 
desfall als ein Vertrag, und nicht als ein bloßes Vermächtniß 
gültig ſey, iſt, wie bereits erwähnt worden, nothwendig, daB fi) 
der Schenfende des Befugniffes, die Schenkung zu widerrufen, 
ausdrücklich begebe. Hat nun ein Ehegatte bey Beſtellung der 
Fruchtnießung zwar ſich des Befugniſſes, dieſe Beſtellung zu wis 
derrufen, nicht ausdrücklich begeben, aber dern andern Theile ae: 
ftattet, daß er das Recht‘ der Fruchtnießung auf das unbewegli⸗ 
che Gut einverleiben laſſen könne; fo ſcheint er durch diefe Ver— 
fügung ebenfall feine Verzichtleiftung auf das Befugniß des Wi: 
derrufed an den Tag gelegt zu haben. Sefepieht aber die Einverlei: 
bung der dießfälligen Urkunde blog in’ Folge eines gerichtlichen 
Erkenntniffes, und nicht in Fokge der. frehen Einwilligung des 
andern Theils, ſo kann hier dieſe Vermuthäng nicht Mag greifen ; 
die Beftellung der Fruchtnießung war gleich urſprünglich nur 
als ein Vermächtniß, und nicht als ein Vertrag gültig, und 
konnte feine Natur duch die Einverleibung in die öffentlichen 
Bücher nicht verändern. 


‚I. 4257. 
Sn dem Falle, Daß der überlebende Theil fich wie— 
der verchelichet, oder die Fruchknießung einem anz 
dern abtreten will, Haben die Kinder des verjtor- 
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benen Ehegatten das Recht zu verlangen, daß 
ihnen dieſelbe gegen einen angemeffenen jährli⸗ 
chen Betrag überlaſſen werde. 

Weil der Fruchtnießer die Sache (mit Schonung der Sub: 
ftanz) ohne Einſchränkung (nicht bloß nad) Mag feines perfonliz 
chen Bedürfniffes, wie der Gebrauchöberechtigte) genießen, und 
allen Ertrag fich zueignen darf, fo kann er auch fein Recht durch 
Auflegung von Laften und Sersituten einfchränfen, oder auch die 
volle Ausübung feines Rechtes einem Dritten abtreten, nicht aber 
dad Recht der Fruchtnießung felbft, fo, daß der Dritte Frucht: 
nießer würde, und fein Recht durch den ganzen von dem Leßte: 
ren ihm zugeſtandenen Zeitraum, oder durch feine ganze Lebens: 
zeit, mithin über dad Lebensziel des eigentlichen Fruchtnießers, 
gegen die Natur eines perfönlichen  Servituts: Rechts fortfegen 
Fonnte ). Diefes Necht fteht fohin auch im Allgemeinen dem 
Ehegatten zu, welchem die Fruchtniegung ded Vermögens nach 
dem Zode des andern Ehegatten zukömmt; doch legt ihm das 
Geſetz die befondere-Befchränkung auf, daß im Salle er ſich wiez 
der verehelichet, oder im Zalle er die Fruchtnießung einem Andern 
abtreten wollte, die Kinder des verſtorbenen Ehegatten, ſie ſeyen 
mit dem überlebenden Ehegatten, oder aus einer frühern Ehe 
erzeugt, dad Recht haben, zu verlangen, daß ihnen die Seuchtz 
nießung gegen einen angemeffenen, jährlichen Betrag überlaffen 
merde. Als Grund diefer gefeglichen Cinfchränfung führt Herr 
Hofrath v. Zeillee an, weil eines Theils vermuthet werde, 
daß man die Fruchtnießung dem Gatten nur. ald eine Art von 
Witthums-⸗Unterhalt verleipen wollte, und anderen Theils, weil 
in ſolchen Fallen die fortdauernde Fruchtnießung fehr oft in eine 
Ufurpation des vollftändigen Eigenthums übergehet, und. viele 
dunkle Streitigkeiten herbeyführet ”). Allein gegen den erfteren 
Grund läßt fich einwenden, daß im Falle die Sruchtnießung eine 
Art Witthums:Unterhalt feyn follte, felbe mit der Verehelichung 
des überlebenden Chegatten ganz ceffiren, "und nicht bloß in ei: 


4) dv. Zeillers Commentar zu ſ. 541 Nr. 5. 
2) v9. Zeillers Commentar zu $. 1251 Nr, 2. 





[$. 1257. ] 665 


nen jährlichen beftimmten Betrag umgewandelt werden müßte, 
und gegen den zweyten, daß auch in andern Fällen, wie ſchon 
v. Scheidlein bemerkt, dem Eigenthümer der Proprietät das Recht 
zuftehen müßte, die Sruchtniegung einzulöfen, wenn der Frucht: 
nießer diefelbe einem Andern abtreten will, was in Feinem Ge: 
fege gegründet if, — Nach meinem Dafürhalten erfcheint diefe 
gefegliche Anordnung durch folgende Betrachtung gerechtfertiget. 
Der Zweck der beftellten Fruchtnießung ift Fein anderer, al3 dem 
überlebenden Gatten für feine Lebensdauer einen Beytrag zu ſei— 
nem Unterhalte zu liefern, und der Grund, warum der Frucht: 
genug, und nicht ein beftimmter jährlicher Beytrag dem überle: 
benden Ehegatten zugefichert wird, liegt darin, weil man entwe— 
der noch nicht weiß, wie die Berlaffenfchaft ausfallen werde, da: 
ber dent überlebenden ‚Ehegatten lieber einen beſtimmten Theil 
der Verlaffenichaft zum Fruchtgenuffe, ald eine bejtimmte jährli- 
he Summe auswirft, oder weil man in die Individualität des 
bedachten. Ehegatten das Zutrauen fegt, daß er durch eigene Bes 
nußgung der. ihm zum Scuchtgenuffe überlaffenen, Verlaſſenſchafts— 
ſtücke vielleicht: größeren Nugen daraus ziehen werde, als nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, und befonders im Wege eis 
ner fremden Verwaltung dası jährliche Erträgniß hiervon- ausfalz 
len würde. — Tritt nun der Fall ein, wo der. Fruchtgenuß ded 
ganzen Vermögens, oder eines in. Bezug auf dad ganze. Vermö— 
gen bejtimmten Theiles von Seite des überlebenden Ehegatten 
einem Dritten abgetreten werden foll, fo ift auch fchon der Zeitz 
punct vorhanden, wo fi) auf den Ertrag dieſes Sruchtgenuffes 
mit Sicherheit fchliegen läßt, und fohin zerfällt hier von einer 
Seite der Grund, warum der Erblaſſer, ftatt der Beftimmung 
eined gewiſſen Betraged, dem überlebenden Gatten die Zruchtnies 
ßung einräumte; im zweyten Sale aber würde der Vortheil der 
beffern Benugung nicht dem überlebenden Ehegatten, fondern eis 
nem Dritten zukommen, welchem er von dem Erblaſſer nicht zus 
gedacht iſt. — Ueberdieß könnte die Gattinn geneigt werden, den 
Fruchtgenuß nicht gegen einen jährlichen Unterhaltö-Beytrag, fons 
dern gegen eine mit einem Mahle zu entrichtende Ablöſungsſum— 
me einem Dritten abzutreten, und dadurch in der Folge Mangel 
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an dem nöfhigen Unterhalte Tetden, welches mögliche Uebel durch 
diefe gefeßliche Anordnung, wenn nicht unmöglich, docy unwahrfchein: 
lich gemacht wird. Diefe Gründe fcheinen zwar. nur eigentlich für 
den Fall, wenn der überlebende Chegatte die Sruchtnießung eis 
nem Andern abtreten will, nicht aber auch für den Fall der Wie— 
derverehelichung zu paffenz allein iſt e5 die Gaͤttinn, welcher der 
Sruchtgenuß überlaffen ift, fo kommt fie durdy ihre Verehelihung 
in die Gewalt des Manned, derfelbe wird ihre geſetzlicher Ver: 
treter, und wenn er als folcher ihr Vermögen mit ihrer ſtillſchwei— 
genden Einwilligung verwaltet, fo’ ift er über die Ginfünfte Feine 
Rechnung zu legen ſchuldig; er kann fich daher ‘den von dem 
verftorbenen Ehegatten: bloß feiner überlebenden Ehegattinn zuge: 
bachten Vortheil zueignen, ohne daß er deßwegen angefochten 
werden Fonnte, und es iſt daher eben fo- viel, ald wenn die Sat: 
tinn den Fruchtgenuß ihm ordentlich abgetreten Hätte. Der nähme 
fiche Grund tritt zwar nicht in dem Falle ein, wenn die Gattinn 
ihrem überlebenden, Ehegatten den Fruchtgenuß eines beftimmten 
Berlaffenfchafts: Gegenftandes überlaffen hat; allein auch hier 
Eonnen "die Ehegatten in ihren Ehepacten ſolche Verfügungen 
treffen, daß obiger Grund wenigſtens zum Theile eintritt, z. B. 
wenn fie eine Gütergemeinfchaft ſchließen. Ueberhaupt werden 
durch diefe Anordnung des Geſetzes GCollifionen vermieden, die 
fih wegen der engen Berbindung, in welcher: die Ehegatten mit 
einander leben, ergeben, und fchädlich auf die Subftanz der Sa: 
che felbft einwirken konnten. Können ſich die Kinder des verſtor⸗ 
benen Ehegatten, oder im Falle fie zur eigenen Bermögens-Ver— 
waltung noch nicht fähig find, ihre gefeglichen Vertreter rückſicht⸗ 
lich der jährlichen Ablöfungsfumme nicht vereinigen, fo muß der 
felbe ohne Zweifel von dem Richter nach dem Derhältniffe der 
Nusungen des mit der Fruchtnießung belafteten Vermögens bes 
ſtimmt werden, welches Verhältniß fich entweder aud den vor: 
hergegangenen Rechnungen, oder durch eine von Sachverftändi- 
gen vorgenommene Schägung erheben läßt *). Sollte der über: 
lebende Theil die ihm zugedachte Fruchtniegung einem Andern 


1) Siehe v. Scheidleins Mifcellen 3. D., $. t28. 
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abgetreten haben, ohne den Kindern des verſtorbenen Ehegatten 
bie Einlöfung angebothen zu haben; fo wäre nach meiner Mei: 
nung, die hier mit der ded Herrn R. R. v. Scheidlein ganz gleiche 
ſtimmig ift, der Abtretungdvertrag von der Zeit an, als er von 
den Kindern des verftorbenen Ehegatten beftritten wurde, ungül- 
tig, und fie könnten da ihnen zuftehende Einlöſungsrecht gegen 
den Dritten ohne weiterd geltend machen *). Denn diefer Dritte 
mußte die Vorfchrift des Gefeged, daß den Kindern dad Vorzugs⸗ 
recht gebühre, wiſſen, er Fonnte alfo aus dem Abtretung = Vers 
frage nur unter der gefehlichen Bedingung ein Recht erwerben, 
wenn die Kinder ded verftorbenen Ehegatten diefe Fruchtnießung 
nicht verlangen. Diefes Verlangen ift daher als eine ——“ 
Du anzuſehen. 


. 1258, 

Ein Ehegatte, welcher auf die Fruchtnießung der 
ganzen Verlaſſenſchaft des andern Ehegatten, 
oder eines Theiles derfelben Anfpruch macht, 
hat fein Recht, den ihm in dem Falle der gefek- 
lichen Erbfolge von dem Geſetze ausgemeſſenen 
Antheil zu fordern (ſ0. 757 — 759). 


Zufolge der F9. 757 — 759 gebühret dem überlebenden 
Ehegatten fchon aus dem Geſetze ein Theil der Verlaffenfchaft, 
und zwar, wenn Kinder vorhanden find, bloß der Fruchtgenuß 
eined beftimmten Theiles, und find Feine Kinder, aber andere 
Derwandte des Erblafferd vorhanden, der vierte Theil der Ver— 
Laffenfchaft als vollſtändiges Gigenthum. Ueberdieß ordnet aber 
der $. 758 an, daß dasjenige, wa3 gemäß der Ehepacten, eines 
Erbvertrages, oder einer legten Anordnung dem überlebenden Ehe⸗ 
Hatten aus dem Vermögen des Andern zufümmt, in den Erbtheil 
eingerechnet werden folle. Im Falle nun Kinder des Erblaffers 
vorhanden find, wo fohin dem überlebenden Ehegatten nur dee 
Fruchtgenuß eines beftimmten Theiles der Verlaſſenſchaft gebühs 


— 
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vet, würde ‚die Anrechnung des demſelben auch noch durch eine 
befondere Unordnung zugedachten Sruchtgenuffes gar Feinen Schwie— 
rigkeiten unterliegen 5<defto fihwieriger würde aber die Anrechnung 
in dem Falle feyn, wenn der überlebende Chegatte mit andern 
Verwandten ded verftorbenen Theiles concurrirte. Denn in diefem 
Galle, bliebe nichts übrig, als die Fruchtnießung in einem Capiz 
tals-⸗Werthe anzufchlagen, welcher Anfchlag immer fehr unzuver= 
läßlich ausfallen müßte, da er von unficheren Calculationen und 
Muthmaßungen über ‚die Lebenddauer, Eörperliche Befchaffenheit, 
die, bevorftehenden Gefahren, und. dergl.: abhängig gemacht wer— 
den müßte, Um alle diefe Schwierigkeiten zu. befeitigen, hat da: 
ber, wie. Herr Hofrath v. Zeiler. bemerkt‘), der Gefeßgeber 
Durch die Anordnung diefes $. durchgegriffen. Dadurch, daß in 
diefer gefeglichen Anordnung ausdrüdlih auch der $. 757 citirt 
ift, welcher von dem Falle handelt, wenn der Überlebende Ehe: 
gatte mit Kindern des verftorbenen Theiles.concurrirt, gehet deut: 
licy die Abſicht des Gefesgebers hervor, auch für diefen Fall dem 
überlebenden Chegatten nur die Wahl zuzugeftehen; aus diefem 
folget, daß die Kinder nicht verpflichtet werden Fönnen, der Che: 
gattinn zugleich einen beftimmten Theil der Verlaffenfchaft über= 
haupt, und nebft diefem noch ein beftimmtes Verlaſſenſchaftsſtück 
zum Sruchtgenuffe zu überlaffen, wenn auch die Gattinn bereit 
ift, fich die Fruchtnießung ‚des Letzteren einrechnen zu ‚laffen. — 
Cine weitere Frage entfteht aber hier, was in dem alle Red: 
tens fey, wenn, die, mit dem Fruchtgenuſſe eines beſtimmten Ver⸗ 
laſſenſchafts-Gegenſtandes betheilte Ehegattinn bereits ihre Erbs— 
erklärung zu dem ihr von dem Geſetze angewieſenen Erbtheile 
überreicht hat, weil ſie der Meinung iſt, daß derſelbe für ſie vor⸗ 
theilhafter ausfallen werde, als der Fruchtgenuß, auf den ſie durch 
letzte Anordnung oder Vertrag eingeſetzt iſt, ſie ſich aber in der 
Folge in ihrer Erwartung getäuſcht ſieht. — Kann ſie in dieſem 
Falle ihr Wahlrecht auch nach der Hand ausüben? — In mei: 
ner Darftellung der. Rechte der Ehegatten in Beziehung auf ihr 
Vermögen habe ich mich zwar $. 186 für die befahende Beantz 


wortung obiger Frage erklärt. Allein gegenwärtig bin ich der 


1) Commentar zu {. 1253 Nr. 2. 
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Veberzeugung, daß: obige Frage verneinend beantwortet werden 
müffe. Denn ed ift gewiß, daß der Ehegatte, wenn er den ihm 
ausdrücklich in den Ehepacten oder in der legten Anordnung eins 
geraumten Stuchtgenuß in Anfprudy nehmen will, auf denjenigen 
Antheil, der ihm als gefeglichen Erben zufällt, Verzicht leiften 
müffe; nun Fann aber nad) $. 806 der Erbe feine gerichtliche 
Erbserklärung nicht mehr widerrufen. 


0. 1259, 
Einkindſchaft. 

Die Einkindſchaft, das iſt, ein Vertrag, wodurch 
Kinder aus verſchiedenen Ehen in der Erbfolge 
einander gleich gehalten werden ſollen, hat keine 
rechtliche Wirkung. 

Unter Einkindſchaft wird derjenige Vertrag verſtanden, wo— 
durch Kinder aus verſchiedenen Ehen in der Erbfolge einander 
gleich gehalten werden ſollen. Schon das Joſephiniſche Geſetz er— 
klärt ): „Das in einigen Orten üblich geweſene Einkindſchaften 
wird für das Künftige gänzlich abgeſtellt, und ſoll daraus weder 
eine Gleichheit in der Erbfolge, noch was immer für eine Rechts— 
wirkung entſtehen.“ Man glaubte jedoch diefen $. nicht fo ver— 
ftehen zu müffen, als ob ed den Xeltern verbothen wäre, einen 
Dertrag zu ſchließen, daß die Kinder aus beyden Chen gleiche 
Erben feyn follten, fondern glaubte, daß die Aeltern zu fo einem 
Dertrage allerdings berechtiget feyen, und diefe gefetliche Anord— 
nung nur dahin verftanden werden Fönne, daß dem Vertrage, 
zu Solge welchem die Kinder beyder Ehen gleiche Rechte haben 
follen, nicht auch zugleich die Wirkung beygelegt werden Eönne, 
daß fie deßwegen auch gleiche Erben ſeyn follen °). Allein das 
neue allgemeine bürgerliche Geſetzbuch befchränft hier den Begriff 
der Einfindfchaft ſchon felbft auf die Gleichheit der Nechte der 
Kinder verfchiedener Ehen in Bezug auf die Erbfolge. Der 


4) IV, Hauptſtück $. 33% 
2) Siehe Erflärung der öfterreichifchen Provinziafrechte nach den Vorlefungen 
des Heren Georg u Scheidlein. Wien 1805., 4. Thl. ©. 202. 
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Grund diefer gefeglichen Anordnung ift, wie Here Hofrath v. 
Zeiller in feinem Commentare anführt, weil eine ſolche Einkind— 
fchaft viele Mißbräuche, Zudringlichfeiten für Ermirfung eines 
unbilligen Einverftändniffes, läſtige Wermögenserforfchungen und 
Kränfungen der Rechte der Notherben hervorbringt, und den Ches 
Hatten im andern Wege unbenommen bleibt, mittelft mwechfelfeis 
tiger Teſtamente oder Erbverträge eine billige Wertheilung ih— 
res Vermögens vorzunehmen. 


. 1260. 
Abſonderung des Vermögens in dem Falle: 1) eines Coneurſes. 
Wenn über das Vermögen des Mannes bey ſeinen 
Lebzeiten ein Concurs eröffnet wird; ſo kann die 
Ehegattinn zwar noch nicht die Zurückſtellung des 
Heirathsgutes, und die Herausgabe der Wider— 


lage, ſondern nur die Sicherſtellung für den Fall 


der Auflöſung der Ehe gegen die Gläubiger ver— 
langen. Sie iſt überdieß berechtigt, von Zeit der 
Concurs-Eröffnung den Genuß des wittiblichen 
Unterhaltes, und wenn keiner bedungen iſt, den 
Genuß des Heirathsgutes anzuſprechen. Dieſer 
Anſpruch auf den einen, oder den anderen Genuß 
hat aber nicht Statt, wenn bewieſen wird, daß 
die Ehegattinn an dem Verfalle der Vermgaen 
umſtände des Mannes Urſache ſey. 

1) Die Wirkſamkeit der Ehepacte äußert ſich meiſtens erſt 
bey dem Ableben des einen oder des andern Ehegatten, wenn 
das Vermögen des überlebenden, von der Verlaſſenſchaftsmaſſe 
des verſtorbenen Theiles zu ſcheiden iſt. Hierüber wurde bereits an 
den zukömmlichen Orten gehandelt. — Allein es gibt auch Falle, 
in welchen eine Abfonderung des Vermogens ſchon bey Rebzeiten 
beyder Ehegatten eintritt. Diefe Sale ergeben ſich a) bey einem 
über dad Vermögen eines oder ded andern Ehegatten auöbrechenden 
Concurſe, b) bey einer Scheidung von Tiſch und Bett, c) bey 
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einer Nichtigerflärung und d) bey einer Trennung der Ehe. Die 
DVorfchriften, welche über die in diefen Fällen vorzunehmende Abs 
fonderung des Vermögens in dem Geſetzbuche aufgeftellt find, fols 
fen nun näher entwicelt werben. 

2) Im Falle eines ausbrechenden Concurſes ift zu unterfcheis 
den, ob der Concurd über dad Vermögen des Mannes oder über 
dad der Frau erdffnet wird. Am erften Falle entfteht die Frage, was 
hinſichtlich des dem Manne zugebrachten Heirathsgutes, der von 
ihm verfprochenen Widerlage, der Morgengabe, der Gütergemein: 
ſchaft, des Witwengehaltes und der Fruchtnießung Rechten ſey? 
Wir wollen hier zuvdrderft unterfuchen, wad mit dem von der Gat— 
tinn ihrem Manne zugebrachten Heirathögute zu gefchehen habe. 
Man muß auc) hier unterfcheiden, ob der Gegenftand des Heiz 
rathögutes ihrem Manne als Cigenthum, oder zur bloßen Frucht— 
nießung überlaffen worden, und ob es verfichert oder unverfichert 
fen. — Iſt das Heirathögut dem Manne bloß zur Fruchtniegung 
übergeben worden, und fohin die Öattinn Eigenthümerinn deöfelben 
geblieben, fo Fann die Frau daöfelbe, in fo fern ed noch in Natur 
in der Concurömaffe vorhanden ift, gegen die Concursmaſſe mit 
der Gigenthumöflage anfprechen, und verlangen, daß e3 ihr al3 
Eigenthum verwahret, und vor allen Gläubigern in dem Glaffifiz 
cations-Urtheile angefett werde. Iſt der Frau Fein wittiblicher Uns 
terhalt bedungen, fo Eann fie auch die Zurückſtellung des Heirathö- 
gutes. noch vor Auflöfung der Ehe verlangen. Diefe Behauptung 
fcheint zwar dem ausdrücklichen Inhalte diefes $. entgegen zu laufen, 
da ed dafelbft heißt, daß die Gattinn nicht die Zurüditellung des 
Heirathsgutes, fondern: nur die Sicherftellung für den Fall der 
Auflöfung der Ehe gegen die Gläubiger verlangen könne. Alfein 
eben diefer $. fagt, daß die Chegattinn berechtiget fey, von Zeit der 
Coneurd-Eröffnung an, den Genuß des Heirathöguted in dem alle 
anzufprechen, als Fein woittiblicher Unterhalt bedungen iſt. Soll fie 
aber ihr Heitathögut genießen, fo muß es ihr übergeben, folglich 
äzurücgeftellt werden; und was hätten wohl die Gläubiger für ein 
Intereſſe, ihr dasfelbe vorzuenthalten, da ihnen weder gegenwärs 
tig noch Fünftig ein Genuß, und noch weniger dad Cigenthum zus 
ſteht? Eine Ausnahme von diefer Behauptung begründet der Ums 
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ftand, wenn bewiefen wird, daß die Chegaftinn an dem Verfalle 
der Vermögens-Umſtände ded Mannes Urſache fey; denn in die— 
fem Falle hat fie, fo lange ihre Mann lebt, auf den Genuß des 
Heirathögutes Feinen Anfpruch zu machen. Iſt dad dem Manne 
zur bloßen Sruchtniegung übergebene Heirathögut in Natur nicht 
mehr vorhanden, fo bleibt der Chegattinn nichts übrig, als den 
Gapitalöwerth davon, und zwar, je nachdem ed mit Pfand vers 
fiyert ift oder nicht, ald Pfand- oder Gemeingläubigerinn ans 
zufprehen. — Bey Beurtheilung, ob das Heirathsgut noch in 
der Maſſe vorhanden ift oder nicht, kömmt indeffen alles auf den 
Zeitpunct des eröffneten Concurfes an (E. O. $. 14 Lit. a); ift 
dad Heirathögut erft während des Concurfes veräußert worden, 
fo Eommt es darauf ar, ob diejenigen, welche dad Concurd: 
maſſe-Vermögen zu verwalten hatten, Wiffenfchaft hatten, daß 
dasfelbe ein Eigenthum der Frau ſey, oder nicht. Im erfteren 
Balle fallt die Unredlichkeit der im Nahmen der Gläubiger han: 
delnden Machthaber allen Gläubigern zur Laft (337), und ed ift 
daher die Concursmaſſe verbunden, nicht nur alle jene Vortheile, 
welche fie aus der Veräußerung des Heirathsgutes erlangt hat, zu: 
rüczuftellen, fondern auch diejenigen, weldye die Gattinn erlangt 
haben würde (9.335). Hätte der Concurömaffe-Berwalter gar nach 
bereit3 erhobener Klage den Gegenſtand des Heirathsgutes hin— 
mweggeben, fo hätte die Sattinn, wenn fie fich nicht an den wirkli— 
chen Inhaber halten will, da5 Recht, von dem Concursmaſſe-Ver— 
walter zu verlangen, dad er ihn auf feine und refp. der Concurs— 
maffe Koften wieder zurücdverfchaffe, oder den außerordentlichen 
Merth deöfelben erfege ($. 378), und ed müßten meines Erachtens 
alle diefe Anfprüche in dem Claffificationdzlletheile vor allen Gläu— 
bigern gefegt werden, weil dadurch die Concurdmaffe eigentlich ihre 
Schuldnerinn geworden ift, und in die übrigen ſechs Claffen nur 
die Gläubiger ded Gridatard einbezogen werden. — Iſt aber der 
der Ehegattinn eigentlicy gebührende Gegenftand des Heirathsgu— 
tes redlicher Weife aud der Concursmaſſe veräußert worden, d. i. 
haben die Verwalter des Concurömaffe: Vermögens Feine Kennt: 
niß hiervon gehabt, daß der veraußerfe Segenftand ein Eigen— 
thum der Frau ded Gridatard fey, und haben fie diefes auch aus 
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den Umftanden nicht vermuthen Eönnen ; fo hat die Concursmaſſe 
der Öattinn nur fo viel zu vergüten, als fie fich dadurch zum Scha— 
den der Sattinn bereichert ‚hätte. — Iſt dad Heirathögut während 
des Concurfes durch Zufall zu Grunde gegangen, fo muß fie als 
Eigenthümerinn den Schaden des Zufalld tragen, wenn nicht die 
unredlichee Weife verzögerte Erfolglaffung jenen Zufall begünftigt 
hätte, und die Sache in den Händen der Frau nicht zu Grunde 
gegangen wäre ($. 338). 

3) Es entjteht hier ferner die Bradej wie e3 mit den Früch— 
ten de3 dem Manne zum bloßen Fruchtgenuffe übergebenen Heiz 
rathögutes bey einer Concurs » Eröffnung in dem Falle zu halten 
fey, wenn die Gattinn nach Vorfchrift ded $. den Genuß des Hei— 
rathsgutes anzufprechen berechtiget ift ? Da mit der Eröffnung des 
Concurſes die Fruchtnießung von Seite des Mannes aufhört, und 
von diefem Zeitpuncte an für die Chegattinn beginnt; fo ergibt ſich 
aus der Vorfchrift des $. 519, daß die noch ftehenden Früchte der 
Frau gehören, mwogegen fie die auf deren Erzielung verwendeten 
Koften in die Concursmaſſe vergüten müffe. Die übrigen Nutzun— 
gen müßten aber zwifchen der Frau und der Concurömaffe nach 
Maß der Dauer der Sruchtnießung getheilet werden. 

4) Iſt das Heirathsgut dem Dianne eigenthümlich überlaffen 
worden, fo kömmt ed gleichfalld darauf an, ob dasfelbe mit einem 
Pfande verfichert fey oder nicht. Im erften Falle kommt fie mit ihrer 
Heirathöforderung rücfichtlich diefes Pfandes in die zweyte Claſſe; 
ift fie aber mit einem Pfandrechte nicht verfehen, in die dritte Claſ— 
fe, als mit einem Vorrechte begabte Gemeingläubigerinn. Diefed 
gilt auch für den Fall, wenn dad dem Manne bloß zum Sruchtges 
nuffe eingeräumte Heirathögut zur Zeit des eröffneten Concurfes in 
der Maffe nicht mehr vorhanden ift. Jedoch Fann fie in dieſem 
Falle auf die Zurückſtellung des Heirathögutes vor Ableben ihres 
Chegatten auf Eeinen Fall einen Anfpruch maden, fondern nur 
die Sicherftellung für den Fall der Auflöfung der Ehe gegen die 
Gläubiger verlangen. Es verfieht ſich übrigens von ſelbſt, daß 
die Chegattinn diefe Sicherftellung gegen die Gläubiger nur in fo 
ferne anzufprechen berechtiget ſey, al3 fie in Folge des Claffificas 
tions-Urtheils und der auf dem Grunde deöfelben verfaßten Maffe: 

Nippel's Commentar VIL Th, 43 
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Nepartition zur Zahlung gelangen würde. Die Gläubiger wären 
daher nur verbunden, denjenigen Betrag, weldyer nach der Maſſe— 
Repartition der Gattinn ald Heirathögut zukömmt, gehörig zu ver: 
fihern, und der Gattinn, fo lange ihr Mann. noch am Leben 
it, die 5procentigen Intereffen, vom Tage der Eröffnung des Con: 
curfed an gerechnet, hinaus zu bezahlen "). Da aber die Gläu: 
biger auf diefe Art und Weile aus der Vorenthaltung de Capi⸗ 
tals felten einen Nutzen ſchöpfen werden, fo wird wohl der Gat: 
tinn meiftens dad Heirathöguts= Capital felbft erfolgt werden. 
5) Es entjteht bier die Frage, was in dem Falle Rechten 
ſey, wenn bey Schliegung der Chepacte rechtögultig bedungen 
wurde, daß nad Abfterben der Ehegattinn dad Heirathägut 
dem Manne anheim fallen fole? Da fie felbft in dem Falle 
die Zurüdjtellung des Heirathöguted nicht verlangen Fann, wenn 
ed gewiß ift, daß nach dem Tode des Mannes dasfelbe ihr oder 
ihren Erben wieder anheim falle; fo Eann fie um fo weniger 
im obigen Falle die Zurücitellung des Heirathögutes verlangen, 
da hier der Fall ihres Ueberlebens ald eine auffchiebende Bedinz 
gung eintritt. — Eine andere Trage ift, wie ed in einem folchen 
Falle mit dem Genuffe des Heirathöguted zu halten ſey? Aber 
auch hier gilt die Vorfchrift diefes $., daß die Gattinn, im Falle 
ihr Fein Witwengehalt ausgeworfen ift, und auch nicht ermwiefen 
werden Fann, daß fie an dem Verfalle der Vermögens » Umftände 
ihred Mannes Urfache fey, den Genuß des Heirathöguted gegen 
die Gläubiger in AUnfpruch zu nehmen habe. Stirbt fie nun vor 
ihrem Manne, fo fällt dad Heirathögut den Koncurd = Gläubigern 
zu; ftirbt dagegen der Mann früher, fo ift ihr dasſelbe, in fo 
fern fie nach der Claffification zur Zahlung gelangt, hinaus zu 
bezahlen. Da ed in einem folchen alle ungewiß ift, ob die Eon: 
eurömaffe oder die Chegattinn dad Heirathsgut erhalten werde, 
fo Fönnen die Gläubiger nicht verhalten werden, derfelben auch 
jene Gegenftände des Heirathögutes, die fie dem Manne bloß 
zum Scuchtgenuffe überlaffen hat, vor deffen Abfterben zuzuftel: 





1) Siehe Profeffor Wagners Quellen-Verhältniß Seite 157, dann Dr. Richters 
Abhandlung über das Vorzugsreiht der Gattinn im Goneurfe der Gläubiger 
ihres Mannes. ©. 16 — 49. 
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len, welches oben in dem Falle behauptet wurde, als dad Hei: 
rathögut nicht auf Ueberleben bedungen worden it, fondern fie 
können verlangen, daß es fequeltrirt werde. 

6) Die beftellte Widerlage ift, in fo meit fie den Betrag 
des wirklich abgeführten Heirathöguted nicht überfteigt, und falls 
fie durch Eein Pfand gedeckt it, gleichfalls wie das Heirathögut 
in die dritte Claffe der Goncurs=- Gläubiger zu verfegen ($. 19 
der E. DI. Damit aber die Chegattinn hinfichtlicy der Wider: 
lage die dritte Clafjfe anfprechen könne, wird nach dem Inhalte 
der C. D. erfordert: a) daß fie dad dem Manne zugezählte Hei: 
rathsgut rechtögenüglich erweife, und b) daß die Widerlage den Be: 
trag des zugezählten Heirathögutes nicht überfteige. — Der Ausdruck 
„verfhhriebene Widerlage”, deifen fih der 9.19 der C. O. lit. e 
bedienet, hat mic) in meiner Darftellung der Rechte der Chegat: 
ten in Beziehung auf ihr Vermögen zu der Behauptung verlei⸗ 
tet, daß nur der ſchriftlichen Zuficherung einer Widerlage das 
Borzugsrecht der dritten Claſſe gebühre. — Allein gegenwärtig 
glaube ih, daß die von einem anderen Schriftiteller ) ‚ausge: 
fprochene Meinung, daß der Gefeßgeber durch dad Beywort „ver: 
fhriebene” Widerlage bloß die gewöhnliche Art der Beſtel— 
lung diefer Gabe durch Heirathöbriefe im Sinne gehabt 
habe, ohne der mündlich beftellten Widerlage das Privilegium 
der dritten Concuröclaffe verfagen zu wollen, die richtigere feyn 
dürfte. — Diefer nähmliche Schriftfteller fagt aber auch: Der 
Beweis über die wirkliche Beftellung einer Widerlage 
wird von der Öattinn in ihrer Anmeldungsflage auf diefelbe Art, 
tie bey der Forderung des Heirathsgutes ($. 1226) geführt wer: 
den müffen. Auch hier wird das vor der Eröffnung des Con: 
eurfed abgegebene Geftändnig ded Mannes gegen Jedermann, 
alfo auch gegen die Goncurs = Gläubiger, volljtändig beweifen ; die 
nad Ausbruch des Concurfes gefchehene mündliche oder fchrifte 
liche Beftätigung einer beftellten Widerlage aber die Gattinn 
nicht von einer anderweitigen Bemweisführung über den Umftand, 
daß ihreine beftimmte Widerlage zugefichert worden fey, befreyen. — 

| 45.® 


1) Siehe die obenerwähnte Abhandlung des Heren Dr. Richter S. 35, dann meine 
Erläuterung Des $. 998 Jr. 3. 
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Allein ich glaube, dag zwifchen dem $. 1226 und dem Falle der 
Frage Feine Analogie vorhanden fey, da der erftere nicht von 
dem Beweiſe der wirklichen Beftellung des Heirathögutes, ſon— 
dern von der Zuzahlung desfelben handelt; von Zuzählung 
der Wivderlage kann aber hier, wo dad Leben des Mannes voraus: 
gefeßt wird, Feine Rede feyn. Die wirkliche Beftellung des Heiz 
rathsgutes aber, wird Lediglich durch dad Pactum felbft, durch 
welches das Heirathögut feftgefegt wurde, und ebenfo auch die 
der. Widerlage bejtätiget.e — Dabey verfteht ed fich von felbft, 
daß, wenn das Pactum noch vor Eröffnung des Concurfed ein— 
gegangen wurde, wo dem Ehegatten noch dad Dispofitionsrechk 
über fein Vermögen zuftand, dadfelbe auh von Wirfung feyn 
müſſe; daß dagegen die erft nach der Cröffnung des Concurfed 
gemachte Bejtellung aus Mangel des Dipofitionsrechtes des Ehe: 
gatten über fein Vermögen ald wirkungslos zerfalle. — Dage— 
gen bin ich auch in Anfehung der Stage: in welche Claſſe die 
Widerlage zu feßen fey, zu der in der Prarid angenommenen 
Meinung zurücgekehrt, daß fich hier an den Buchftaben der Con- 
cur: Ordnung zu halten fey '). Denn wenn auch gleich das neues 
te Gefeg einen folhen Begriff der Widerlage feftgefegt hat, 
dag der Grund der Anordnung, zufolge welcher der Widerlage 
die dritte Glaffe in fo weit zuerkannt wird, ald fie den Betrag 
des zugezählten Heirathsgutes nicht überfteigt, gegenwärtig nicht 
mehr ald geltend angefehen werden kann; fo kann deſſenungeach— 
tet das Geſetz felbft noch nicht ald außer, Wirkſamkeit gefegt an— 
gefehen werden. Der $. 82 des dritten Hauptftücdes des Joſephi— 
nifchen Gefegbuches redet von dem Falle, ald der Bräutigam 
oder ein Dritter zur Vermehrung des Heirathögutes bereitö wirk— 
lich etwad gegeben, und nicht bloß zugefichert hat, und 
es kann daher auch dad Vorzugsrecht der Widerlage, im Sinne 
des gegenwärtigen Gefeßbuches, nicht. aus dieſer Geſetzesſtelle 
hergeleitet werden. 

7) Da übrigens der Frau nur dann ein Recht auf die Wis 
derlage zuftceht, wenn der Mann ſtirbt, fo folgt auch ganz, na= 


1) Bergleihe meine Darftelung der Rechte der Ehegatten in Bezug auf ihr Ver⸗ 
mögen 6. 190. 
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türlich , daß fie bey einem über dad Vermögen deöfelben eröffnes 
ten Concurfe nicht gleich von den Gläubigern die Derausgabe 
der MWiderlage in AUnfpruch nehmen könne, fondern den Tod ih: 
res Gatten abwarten müffe. Jedoch hat fie das Recht, von den 
Gläubigern zu verlangen, daß ihr dasfelbe inzwifchen fichergeftellt 
werde. Diefe Sicherftellung Eann fich aber der Natur der Sache 
nach, gleich wie bey dem Heirathsgute, nur auf jenen Betrag er— 
firefen, welcher der Ehegattinn in Folge der Claffification und 
der fich hierauf gründenden Maffe: Kepartition für den Tall der 
Auflöfung der Ehe zufommen würde. 

Auf den Genug der Widerlage hat die Sattinn in Feinem 
alle einen Anfpruch; denn obfchon die Widerlage zur Vermeh— 
rung des Heirathögutes gegeben wird, fo folgt doch daraus noch 
nicht mit Nothwendigkeit, daß fie in allen Sällen die Natur des 
lesteren annehmen müſſe; ja, ed äußert fich vielmehr ein Bedeu: 
tender Unterfchied zwifchen beyden darin, daß das Heirathögut 
immer dem Manne bar zugezählt, die Miderlage aber bloß zus 
gefichert wird, und diefe Zuficherung überhaupt nur nad) Auflö: 
fung der Ehe eine Wirkung nach fich ziehet. — Darum hat auch 
der Sefeßgeber die der Gattinn hinfichtlich des Heirathsgutes er- 
theilte Begunftigung nicht auch auf die Widerlage ausgedehnf. 

8) Die Morgengabe wurde von dem Gefege $. 1232 aus: 
drücklich als ein Geſchenk erklärt; es kömmt ihr alfo, wenn die 
Ehegattinn diefe zwar verfprochene, aber noch nicht eingehändigte 
Gabe gegen die Concursmaſſe ihres Ehegatten in Anſpruch nimmt, 
als einem bloßen Geſchenke die fechfte Claffe zu. Sind bereits drey 
Jahre in der Ehe verjtrichen, bis der Concurs über dad Vermögen 
des Manues auöbricht, fo iſt nicht allein genug, daß die Gattinn 
die ihr gemachte Zuficherung der Morgengabe außer Zweifel ftelfe, 
fie muß auch noch überdieß erweifen, daß während diefen drey 
Jahren die Vebergabe der Morgengabe nicht geſchehen fey. 

9) Iſt ein wittiblicher Unterhalt bedungen worden, fo ift 
die Öattinn berechtiget, von der Zeit der Concurs = Eröffnung den 
Genuß deöfelben anzufprechen, Sie hat in diefem Falle, fo wie 
bey dem Heirathögute, ihre Forderung auf die verzeichnete Weiſe 
gehörig zu liquidiren, und es kann fich hier nur darum fragen, 
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in welche Claſſe diefer Witwengehalt zu fegen ſey? — v. Scheid: 
lein *) ift der Meinung, daß die Gattinn mit der Forderung ded 
wittiblichen. Unterhaltes in gar Feine Claſſe zu fegen, fondern ihr 
derfelbe aus dem Goncurd = Vermögen ohne alle Nückficht auf die 
Claffification abzureichen fey. — Die Gründe, womit er feine 
Meinung unterftüßet, beftehen im Folgenden: „Der Titel der For: 
derung des wittiblichen Unterhaltes fey zwar ein bloß luckativer 
Titel, und aus diefem Grunde follte die Gattinn mit derfelben, 
fo wie mit der Forderung der Morgengabe, in die fechfte Claſſe 
verfegt werden. Allein da der J. der Gattinn das Recht, den wit: 
tiblichen Unterhalt an die Concursmaſſe ihred Mannes anzufpre= 
chen, zuerkannt hat, und diefes Necht faft immer vereitelt würde, 
wenn fie mit demfelben, wie mit andern aus einer Schenkung 
entfprungenen Rechten, in die fechfte Claſſe verfegt würde, fo könne 
fie nun einmapl in die fechfte Claſſe nicht verfest werden; und da 
ihr in Anſehung des wittiblichen Unterhaltes durch die Concurs— 
Drdnung feine Claſſe angewiefen werde, fo könne fie auch in gar 
feine Claſſe verfegt werden.” — Allein weder die erftere, noch we: 
niger aber die legtere Schlußfolge befriedigt; denn aus der Zus 
erfennung eines Rechtes folgt nicht, daß dadfelbe auch in allen 
oder auch nur in den meiften Fällen realifirt werden müffe. Zus 
dem bedient fich der Gefeßgeber des Ausdrucks, daß der Ehegat- 
tinn dad Necht zuftehe, den Genuß des mwittiblichen Unterhaltes 
anzufprechen;z diefed Recht Fann fie aber in jedem Falle reali: 
firen. Hätte der Gefesgeber 3. B. ausdrücklich in Betreff der 
Morgengabe in Concurd = Fällen des, Manned enticheiden wollen, 
fo hätte er fich gleichfalld nicht ander ausdrüden Fonnen, als 
daß der Gattinn bey einem über dad Vermögen ihred Mannes 
ausbrechenden Concurfe dad Necht zuftehe, diefe Gabe anzufpre= 
chen, und doch würde deßwegen Niemand zweifeln, daß diefelbe 
gleich den anderen Geſchenken in die fechfte Claſſe zu verfegen fomme. 
Man könnte zwar dagegen fagen, dieß fey eben der Grund, war: 
um der Öefeßgeber des Witwengehalted ausdrücklich erwähnt, 
und von der Morgengabe gefchwiegen hat, weil er in Hinficht 
der Legteren Feine von der Concurs-Ordnung abweichende Vers 








1) Mifcellen 3. 9. $. 159. 
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fügung treffen wollte, wohl aber in Betreff des Erfteren. Allein 
diefe Behauptung wäre offenbar irrig. Denn hätte der Geſetzge— 
ber vom woittiblichen Unterhalte Feine Erwähnung gemacht, fo 
fonnte man wohl leicht verfucht werden zu glauben, daß derfelbe 
nue vom Zodedtage des Manned an gefordert werden könne, 
wie diefes auch der $. 1242 ausdrücklich vorfchreibt. Nun Hat 
aber der Geſetzgeber entjchieven, daß dad Recht, den Witwenge: 
halt zu fordern, gleich) vom Tage des eröffneten Concurfes an 
erwachfe,, fohin diefe Forderung von diefem Zeitpuncte zu liqui— 
diren fey, ohne fi) in eine Entfcheivung eined Vorzugsrechtes ein— 
zulaffen. — Durch dad Gefagte wollte ich aber bloß vorläufig 
gegen diefe Behauptung Scheidleind einigen Zweifel erregen; der 
Beweis des Irrthums fol erft hier folgen. Es fagt nähmlich das 
Hofdecret vom 7. Dec. 1789, daß bey einem über dad Vermö— 
gen des Mannes eröffneten Concurfe dem Weibe des Verſchul— 
deten dad Recht eingeräumt fey, vom Tage des eröffneten Con— 
curfed alles dasjenige zum Unterhalte zu fordern, was daöfelbe 
fih für den Fall der Berwitwung in den Chepacten zum mwittib: 
lichen Unterhalte bedungen hat. Es fagt alfo mit einigen andern 
Morten ganz dad Nähmliche, was da3 allgemeine bürgerliche Ge— 
ſetzbuch hinfichtlich des wittiblichen Unterhalted ausgelprochen hat. 
Es ift alfo dieſes Hofdecret, wenn nicht ganz wörtlich, doch gewiß 
ſeinem Sinne nach, in den gegenwärtigen F. aufgenommen wor— 
den. Nun höre man den Schluß deöfelben: „Uebrigens, heißt es 
dafelbft, ift fich) wegen der Glaffe, welche wegen diefer Forderung 
zufteht, Tediglich nad) dem $. 23 der E. DO. zu achten.” Folglich 
ift klar auögefprochen, daß der Witwengehalt in die fechfte Claſſe 
zu claffificiren, Eeineswegd alfo vor allen Gläubigern zu fegen 
fey '). Und zu welchem Zwecke hätte wohl der Gefeßgeber $. 1245 
den Vormändern und Guratoren einer pflegebefohlenen Braut die 
©icherftellung des bedungenen Witwengehaltes zur Prlicht gemacht, 
wenn derfelbe ohnehin vor allen Gläubigern den Vorzug hätte? 

10) Des, was hier von dem Genuffe des wittiblichen Unter— 
haltes und des Heirathäguted gefagt worden iſt, verfteht fih nur 
für den Fall, ald nicht erwiefen it, daß die Frau an dem Vers 


1) Siehe auch die weſtgalliziſche Gerichtsordnung. 
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falle der Vermögens « Umftände ihres Mannes felbft fhuld fey. 
Wenn daher die Gläubiger zu beweifen vermögen, daß die Frau 
durch ihre eigene verfchwenderifche oder Teichtfinnige Lebendart zum 
Derfalle beygetragen habe; fo Fönnen fie mit Recht verlangen, 
daß ihre Rechte durch den der Frau bewilligten Genuß ded Hei: 
tathögutes nicht noch mehr gefchmälert werden. Daß übrigens 
die Gattinn in allen Fällen, wo fie auf die Uebergabe oder den 
Genuß des Heirathöguted Anſpruch macht, bie Yebergabe desfel: 
ben erweifen müſſe, fallt in die Augen. 

11) Hat die Sattinn ihrem PMianne die Fruchtnießung bloß 
im Allgemeinen, unbeftimmt übertragen, fo kann fie diefelbe nach 
Belieben widerrufen; es ift daher Fein Zweifel, daß fie, im Falle 
über da5 Vermögen ihres Mannes ein Concurd ausbricht, dies 
felbe wieder an fich ziehen könne. Schwieriger fcheint die Beant: 
worfung der Stage, wad in dem Falle Rechtens fey, wenn die 
Sattinn ihrem Manne die Fruchtniegung ihres Vermögens für 
feine ganze Lebenszeit, oder überhaupt für eine bejtimmte Dauer 
übertragen hat? — Indeſſen zweifle ich nicht, daß auch in einem 
ſolchen Falle die Gattinn berechtiget ſey, den Fruchtgenuß an ſich 
zu ziehen; denn der F. 41241 enthält ausdrücklich, daß in drin— 
genden Fallen, oder bey Gefahr eined Nachtheiles dem Chemanne 
die Verwaltung des Vermögens, felbft wenn fie ihm ausdrücklich 
und auf immer verwilliget worden wäre, abgenommen werden 
könne. Das Gefeß redet zwar hier lediglich von der Verwaltung, 
nicht auch von der Nusnießung, und ed könnte daher feheinen, 
daß die Vorfchrift des F. 1241 auf jene Fälle nicht anwendbar 
fey, wenn mit der Verwaltung auch zugleich die Fruchtnießung 
übertragen wurde. Allein fihon die Rand: Rubrit des $. 4237 
feheinet darauf hinzudeuten, daß dad, was in den 99. 1237 — 
1241 von der Verwaltung gefagt wird, auch auf die Nußnießung 
anzuwenden fey. Da übrigens eine dem Ehegatten für die ganze 
Lebenddauer überfragene Verwaltung des weiblichen Vermögen 
den Mann wenigftend pro foro externo berechtigt, fich auch die 
Nutzungen diefes Vermbgens alfein zuzueignen, fo fteht er bey: 
nahe in dem nähmlichen Verhältniffe, wie ein Fruchtnießer, und 
es fiheint daher auch aus diefem Grunde, daß die Vorſchrift des 
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$. 1241 auch für den Fall zu gelten habe, wenn dem Manne 
ausdrüclich die Fruchtnießung überlaffen worden iſt. Wenn aud) 
die Chegattinn ihrem: Chemanne die Zruchtnießung ihres Vermö— 
gens überlaffen hat, fo ift doch zu vermuthen, daß fie auf die 
Verpflichtungen ded Mannes, ihr und den Kindern den ſtandesmä— 
ßigen Unterhalt zu verfchaffen, Nückficht genommen habe, und 
daß daher nach ihrer Abficht das Recht der Fruchtnießung von 
Seite de5 Mannes ein höchft perfönliches Recht fey, das im 
alle eines Concurſes wieder auf felbe zurückfallen fol. 


4. 1261. 

Berfällt die Sattinn mit ihrem Vermögen in den 

Concurs; fo bleiben die Ehepacte unverändert. 
4) Die Gläubiger einer in Concurs verfallenen Ehegattinn 
Fönnen in Hinficht auf die Ehepacte Feine größeren Rechte anz 
fprechen, als ihr felbit aus denfelben zuftehen. Sie find daher 
eben: fo wenig, wie die Öattinn felbft, befugt, das von ihre dem 
Manne zugebrachte Heirathsgut während. ihrer Lebendzeit zurück— 
zufordern; auch Eönnen fie, wenn die Öattinn Feine Sicherftel: 
lung bedungen hat, und ohne daß fich eine Gefahr des Verluſtes 
äußert, auf eine ſolche Sicherftellung für den Fall der Auflöfung 
der Che nicht dringen, noch weniger können fie die Widerlage, 
pder die der Frau auf den Fall des Veberlebens von dem Manne. 
zugeficherte Fruchtnießung bey deifen Lebenszeit in Anfpruch neh: 
men; jedoch bleibt ihnen vorbehalten, das Heirathsgut nach Auf: 
löfung der Ehe zu verlangen. Hatte der Mann feiner Frau eine 
Morgengabe zugefichert, und fie noch nicht übergeben, fo können 
die Concurde Gläubiger felbe in Anfpruch nehmen; ihnen liegt 
aber in dem Zalle, als die Ehe fchon mehr als drey Jahre be= 
ftanden hätte, der Beweis ob, daß diefe Morgengabe der Che: 
gattinn noch nicht eingehändigt wurde. Eben fo können die Gläus 
biger den bedungenen Witwengehalt der Frau, die Widerlage, und 
die auf Ueberleben bedungene Fruchtniegung nach dem Tode des 
Mannes in Unfpruch nehmen. Denn die Öattinn Hatte bereit zur 
Zeit der. Concurd : Eröffnung dad bedingte Recht erworben, für 
den Fall, ald ihr Mann vor ihe mit Tode abgehen follte, die 
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Widerlage, den Witwengehalt, oder die auf Weberleben bedun— 
gene Fruchtnießung aus deffen Verlaffenfchaftömaffe zu fordern; 
folche bedingte Rechte gehen aber ohne Zweifel auch auf die Con: 
cursmaſſe des Cridatars über ($. 900). 

2) Die Chepacte aber bleiben nicht nur allein hinfichtlich 
der Ehegattinn unverändert; fie bleiben ed auch hinfichtlich des 
Öatten. Er kann daher alle Forderungen, die ihm aus den Che: 
pacten zuftehen, wider die Cridamaffe feiner Gattinn geltend ma= 
chen, die er gegen feine Gattinn hätte geltend machen können, 
und die auf ihr Vermögen Bezug haben; jedoch muß er fie, wie 
ed fich felbft verfteht, gleidy einem andern Gläubiger anmelden 
und liquidiren. Eben diefes ift auch Rechtend in Anfehung der= 
jenigen aus den Chepacten entfpringenden Forderungen, die 
von ihm nicht fogleich, fondern erft auf den Fall des Ueberle: 
bens geltend gemacht werden Fünnen; 3. B. wenn in den Ehe: 
pacten die Fruchtnießung einer beftimmten Sache für den Fall 
des Ueberlebend bedungen wäre. Denn obgleicy der Concurs— 
maffe diefes Recht gegen den Gaften abgefprochen wurde, weil 
ed an diefelbe nicht übergehen konnte; fo kann diefes nicht auch 
gegen den Gatten behauptet werden, da ihm diefes Hecht unmit— 
telbar von der Gattinn zugefichert wurde, und er dadfelbe fohin 
nicht aus der Vebertragung eined Dritten herleitet, dent diefes 
Necht eigentlich zugeftanden wurde, Die Anmeldung des in den 
Ehepacten bedungenen Erbrechts gegen die Concursmaffe aber 
wäre ein juridifches Unding; denn wo eine Concursmaſſe eriftirt, 
kann wohl von Feiner Erbfihaft die Rede feyn. Es wäre zwar 
allerdingd möglich, daß die Gattinn in der Folge wieder zu einem 
Vermögen gelangte; allein das in der Folge erworbene VBermöd- 
gen macht Eeinen Gegenftand der Concursmaſſe aus. Es wäre 
zwar fogar möglich „ daß die Coneursmaſſe felbft durch Zufall 
einen folhen Zuwachs erhielte (wenn z. B. Lotterie sLoofe in der 
Maffe vorhanden wären), daß nach Befriedigung fämmtlicher Gläu— 
biger noch etwas erübrigte; allein in diefem Falle würde der Con: 


cur5 aufgehoben werden müffen, und dad Erbrecht müßte Pla B 


greifen, ohne daß dasſelbe gegen die Concursmaſſe angemeldet 
worden wäre, 
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0. 1262. 

Iſt zwifchen den Ehegatten eine Gemeinfchaft der 
Güter bedungen 5; fo hört diefelbe durch den Con— 
curs des einen oder des anderen Ehegatten auf, 
und das zwischen ihnen gemeinfchaftliche Vermö— 
gen wird, wie bey dem Tode, getheilt, 

Die Regel, daß bey einem über das Vermögen der Sat: 
finn ausgebrochenen Concurſe die Ehepacte unverändert bleiben, 
leidet eine Ausnahme in dem Falle einer in denfelben zwifchen 
den Ehegatten errichteten Gütergemeinfchaft. Da bey einer allge 
meinen ütergemeinfchaft alle Schulden ohne Ausnahme vor 
der Theilung abgezogen werden müfjen; fo folgt daraus, daß in 
einem folchen Falle immer der Eoncurd über dad Vermögen bey: 

«der Ehegatten eröffnet werden müffe. Diefes ift aber keineswegs 

auch bey einer fpeciellen Gütergemeinfchaft der Fall; weil der 

eine Chegatte nur dann für die von dem andern Theile contra= 
hirten Schulden zu haften hat, wenn fie zum DBeften des ge= 
meinſchaftlichen Gutes gemacht worden find. 


b. 1263. 
2) Einer freymwilligen Scheidung. 

Wenn Ehegatten übereinfommen, gefchieden zu le— 
ben, fo hängt es auch von ihrem Einverftänd- 
niſſe ab, welches immer zugleich zu treffen ift, 
(9. 103 — 105) ob fie ihre Ehepacte fortdauern 
laſſen, oder auf welche Art fie diefelben abän— 
dern wollen. 

Bey einer freymwilligen Scheidung von Tiſch und Bett ger 
fchieht es nicht felten, daß fich die Chegatten in der Folge wie: 
der vereinigen, Es fchien daher in diefem alle dem Geſetzgeber 
die Aufhebung der Chepacte ordentlicher Weife bevenklih, und 
er ftellte e5 daher ganz der Willführ der fich fcheidenden Ehe— 

Hatten anheim, ob fie ihre Chepacte fortdauern laſſen, oder die— 

felben, und auf welche Art abandern wollen.) Nah Vorſchrift 
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des F. 105 Fann eine freymwillige Scheidung von Tiſch und Bett 
von Seite des Gerichtes ohnehin nur dann zugeflanden werden, 
wenn die Chegatten erflären, daß fie über die Bedingungen ei: 
nig find; es ift jedoch Feineswegs nothwendig,, daß dad Gericht 
die Art und Weife, wie fie übereingefommen, Fennen müffe. 
Nur in dem-Falle, als Kinder vorhanden wären, wäre dad Ge: 
richt verpflichtet, wegen deren Unterhalt von Amtswegen zu for: 
gen ($. 105). Entjtände in der: Folge in Anfehung der bey der 
Scheidung verabredeten Bedingungen ein Streit zwilchen den 
Ehegatten, fo müßten die Ehepacte zur Grundlage genommen, 
und demjenigen Ehegatten, welcher behauptet, daß eine von dies 
fen abweichende Beſtimmung feftgefegt worden fey, der Beweis 
feiner Behauptung aufgeburdet werden, Wergleichen fich die Ehe— 
leute bey der freywilligen Aufhebung der häuslichen Gemeinfchaft 
auch auf die Aufhebung der zwifchen ihnen beftehenden Güterge— 
meinfchaft; fo kömmt ed, wie v. Scheidlein am a. D. $. 144 
ganz richtig lehret, darauf an, ob fie nach dem Willen derfels 
ben nur vom Tage der Scheidung aufgehoben ſeyn, nder ob die 
Aufhebung derfelben auf die Zeit der errichteten Ehepacte zurück 
wirken fol. Am erften Falle wird das bey der Scheidung vor— 
handene gemeinfchaftliche Vermögen, wie bey dem Tode des ei= 
nen oder des andern Ehegatten getheilet, was zur Folge hat, 
daß jeder Gatte dad, was er nach der Scheidung erwirbt, für 
fi) erwerbe, weil Feine Gemeinfchaft mehr befteht. Im zwey— 
ten Falle ift ed eben fo viel, al5 wenn in den Ehepacten Feine Ge— 
meinfchaft bedungen worden wäre; das bisher gemeinfcyaftlich 
gewelene Vermögen wird alfo- ald ein dem einen oder, anderen 
Ghegatten auöfchließlicy eigenthümliches Vermögen betrachtet , je 
nachdem es dem einen oder andern Ehegatten durch Vertrag oder 
Anordnung des legten Willens angefallen iſt. Haben die Ehe— 
gatten fich nicht deutlich ausgedrückt, von welchem Zeitpuncte an 
die Ehepacte aufgehoben ſeyn follen, fo wird im Zweifel ange: 
nommen werden müffen, daß diefe Aufhebung vom Tage der 
Scheidung zu gelten habe. 


[$. 1264. ] 685 


d. 1264. 
Oder 3) einer gerichtlichen Scheidung. 

Sft aber auf die Scheidung durch richterliches Ur— 
theil erkannt worden, und trägt Fein Sheil, oder 
jeder Theil Schuld an der Scheidung, fo kann 
ein oder der andere Ehegatte verlangen, daß die 
Chepacte für aufgehoben erklärt werden; wor— 
über von dem Gerichte ftetd ein Vergleich zu 
verfuchen iſt (9. 108). Sit ein Theil fehuldlos, fo 
fteht demfelben frey, die Fortſetzung oder Auf 
bebung der Ehepacte, oder nach Umftänden, den 
angemefjenen Unterhalt zu verlangen. 

4) Iſt die Scheidung Feine freywillige, fondern ift hierauf 
durch richterliches Urtpeil erkannt worden, fo unterfcheidet das 
a. b. ©. B. drey Fälle, nahmlich: a) wenn Fein Theil an der 
- Scheidung Schuld trägt, b) wenn beyde Theile an der Schei— 
dung Schuld haben, und c) wenn ein Theil fchuldlos, der andere 
aber ſchuldig ift. Im erjten Falle räumt: dad Geſetz Feinem Theile 
einen Vorzug vor dem andern einz und ed Fann der eine oder 
der andere Theil die Aufhebung der Chepacte verlangen. Dem rich— 
terlichen Erkenntniffe hat zwar immer der Verfuch eines gütli— 
chen Einverftändniffes vorher zu gehen; im Falle dieſes jedoch 
nicht zu Stande Fame, müßte der. Nichter durch Urtheil auf die 
Aufhebung der Chepacte erkennen. 

2) Tragen beyde Theile Schuld an ber Scheidung ; fo ift 
gleichfall5 Fein Grund vorhanden, einem oder dem andern Theile 
einen Vorzug einzuräumen; ed hat daher im diefem Falle alles 
dadjenige Statt, was für den Fall vorgefchrieben ift, wenn kei— 
nem Zheile eine Schuld zur Laft fällt. Wenn daher ein. Theil 
die Aufhebung der Chepacte verlangt, und fie der andere nicht 
fregwillig aufheben will; fo muß der Erftere gegen den Legteren 
eine ordentliche Klage anftrengen, und bitten, daß die Chepacte 
ald aufgehoben erklärt werden. Daß diefe Erklärung durch or— 
dentliches Urtheil und im Wege des gerichtsordnungsmäßigen Ver— 
fahrens geſchehen müſſe, ſcheint gar keinem Zweifel zu unterliegen. 
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3)/ft ein Theil fchuldlos, fo fteht demfelben frey, die 
Sortfegung oder Aufhebung der Ehepacte zu verlangen; der ſchul— 
dige Theil hat in Feinem Falle dad Recht, wider den Willen des 
andern Chegatten diefe Aufhebung zu begehren. „Herr Hofrath 
v. Zeiler fügt diefem bey, daß dem fchuldlofen Theile immer 
der anftändige Unterhalt gebühre; welche Behauptung mir jedoch 
mit der Vorfchrift des J. im MWiderfpruche zu ftehen fcheint, in: 
dem fie den Satz, daß der fchuldlofe Ehegatte die Fortfegung oder 
Aufhebung der Ehepacte verlangen könne, und den, daß er den 
angemefjenen Unterhalt anfprechen könne, nicht mit und, fondern 
mit oder verfmüpfet und ausdrüdlich noch die Worte „n a ch Um: 
ftänden” hinzufüget. Die Zertirung diefer Worte fcheinet viel: 
mehr meine Behauptung zu rechtfertigen, die darin befteht, daß 
der fchuldfofe Theil befugt fey, dad Recht, die Fortfegung oder 
Auflöfung der Ehepacte zu verlangen, dem fehuldigen Ehegatten 
zu überlaffen, dafür aber einen angemeſſenen Unterhalt anzufpre: 
chen ’). Wad unter angemefjenen Unterhalt verftanden werde, habe 
ich bereits anderswo näher entwidelt, worauf ich hier verweife?). . 

4) v. Scheidlein behauptet, daß in dem Falle, ald der 
ſchuldloſe Theil die Aufhebung der Chepacte verlangt, dad: Ge: 
richt nicht, wie inden beyden vorigen Fällen, angewieſen fey, einen 
Vergleich zu verfuchen, fondern felbft ohme vorher ein rechtliches 
Verfahren eingeleitet zu haben, die Aufhebung der Ehepacte ohne 
weiterd erkennen müffe °). Allein wenn der fchuldige Ehegatte 
nicht fregwillig in die Aufhebung der Ehepacte willigt, fondern 
dagegen Einwendungen vorbringt, und folglich über die Frage, 
ob fie aufgelöft werder follen oder nicht, ein Streit entftehet; 
fo kann diefee Streit dody wohl nicht Teicht anders, ald durch ein 





1) Nach den Regeln der grammatifalifchen Auslegung Fann meine Behauptung wohl 
nicht leicht einem Zweifel unterzogen werden, und da (fiehbe meine Abhande 
fung über die Yusfegung und Anwendung der Geſetze $. 16) die logiſche Aus— 
fegung der grammatifchen nicht entgegen ſtehen kann ſo fcheint fie auch wohl 
bier die einzig annehmbare zu fenn- Uebrigens ift von der Gegenfeite noch 
fein Grund aufgeführt worden, aus welchem, wenn fie auch überhaupt Statt 
fände, einer ausdehnenden Auslegung des Geſetzes hier Plaß gegeben wer⸗ 
den folle. 

2) Giche |. 23 meiner Darftellung der Kechte der Ehegatten in Bezug auf ihr 
Bermögen. 

3) U. a . 9. 9. 199. 
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ordentliches Urtheil, dad nur nad) gefchloffenem gerichtdordnungds 
mäßigen Verfahren gelchöpft werden kann, entfchieden werden, 
und aus dem Grunde, daß fich in dem Schlußfage des $. 1264 
auf den $. 103 nicht ausdrücklich berufen wird, folgt keineswegs, 
daß er hier außer Anwendung Eommen folle, da die SS. 108 u. 
417 ganz allgemein fprechen, und die Berufung auf den $. 108 
im $. 1264 bloß da gefchehen ift, wo fich die erjte Veranlaffung 
dazu angebothen hat. Auch laßt fich Fein Grund denken, warum 
der Öefeßgeber bloß in dem Sale, als beyde Theile fchuldig 
oder fihuldlod an der Scheidung find, den Vergleichs - Verfuch 
angeordnet haben folle, in dem Falle, daß nur Ein Theil ſchuldlos 
ift, aber nicht. Müßte man nicht mit gleichem Rechte ſchließen, 
daß der Richter ſich in dieſem Falle um die Verſorgung der Kin— 
der nicht zu bekümmern habe, weil dieſe Vorſchrift nur in den 
6$. 108 u. 117 angeordnet iſt, welche nad) oberwähnter Behaup— 
tung Feine Anwendung haben — hat der ſchuldloſe Ehe— 
Hatte nur die Wahl, die Fortſetzung oder die gänzliche Auf— 
hebung der Chepacte, keineswegs aber eine bloß theilmeife Abän— 
derung zu verlangen. 

| L5 Die Aufhebung der Ehepacte hat fohin zur Folge, daß 
a) dad Heirathögut zurückgeftellt werden muß. Es frägt fich hier 
nur, wem, der Ehegattinn, oder demjenigen, der das Heirath3- 
gut gegeben hat? — Ich glaube der Erfteren, wenn ſich der 
Befteller des Heirathsgutes den Zurüdfall nad) dem Tode des 
Mannes nicht ausdrüdlich ausbedungen hat. Denn eines Theils 
wird, wenn auch ein Dritter dem Manne dad Heirathägut 
übergibt, dadfelbe doc nur im Nahmen der Ehegattinn überge- 
ben; anderen Theils Fann diefe Aufhebung der Ehepacte nur für 
die Ehegatten unter fich, nicht aber auch für Fremde Rechtsver— 
hältniffe gründen; und derjenige, der die Aufhebung der Chepacte 
verlangt, will nur fih, nicht aber einem Dritten dadurch einen 
Vortheil einräumen. b) Daß es von der verfprochenen Wider: 
lage, fo wie c) von dem errichteten Grbvertrage, d) von dem 
auf den Todesfall ertheilten Sruchtgenuffe deö Vermögens, e) von 
dem woittiblichen Unterhalte, und f) von den zugeficherten, aber 
nody nicht volljogenen Schenkungen abzukommen babe; fer— 

Nippel’s Commentar VIL, Th, 44 
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nerd, daß die von einem Theile dem andern, wiewohl auf immer 
zugeftandene Verwaltung oder Fruchtnießung ded Vermögens ald 
widerrufen anzufehen fey, und die bedungene Gütergemeinfchaft 
aufgelöfet werde, mithin das gemeinfchaftliche Vermögen der Thei— 
fung eben fo, wie bey dem Tode, unterliege. — Auf bereits er: 
füllte Schenfungen Fann die Aufhebung der Chepacte Feinen Ein— 
fluß haben, weil der befchenfte Theil bereit Eigenthümer des ge= 
fchenkten Giegenftanded geworden ift, und felbe fohin Feine bloße 
Chepacte find.YEben fo wenig Fann ſich die Aufhebung der Che: 
pacte auf wechſelſeitige Teftamente ausdehnen, weil die wechfelfeis 
tigen Teſtamente wohl bey Gelegenheit der Ehepacte abgehandelt, 
keineswegs aber unter diefen Begriff fubfumirt werden können, und 
weil es ohnehin jedem Ehegatten frey ftehet, fie zu widerrufen. 


4. 1265. 
4) Richtigerklärung. 

Wird eine Ehe für ungültig erklärt; fo zerfallen 
auch die Ehepacte, das Vermögen fommt, in fo 
fern es vorhanden ift, in den vorigen Stand zu: 
rück. Der fchuldtragende Theilhat aber dem ſchuld— 
lofen Theile Entſchädigung zu leiſten ($. 102). 

4) Eine ungültig erklärte Scheinehe war nie eine wahre Che, 
und da Ehepacte Verträge find, die in Abfiht auf die eheliche 

Verbindung über dad Vermögen gefchloffen werden; fo beftanden 

auch zwifchen beyden Theilen nie wirkliche Ehepacte, Wie daher 

die gerichtliche Erklärung erfolgt, daß die zwifchen den beyden ver— 
meintlichen Ehegatten gefchloffene eheliche Verbindung Feine wahre 

Che war, fo ift eben hierdurch auch erklärt, daß die verabredeten 

Ehepacte ungültig feyen. Aus eben diefem Grund muß daher 

auch die Nichtigkeitserklärung der Ehepacte auf den Zeitpunct des 

gefchloffenen Vertrages zurückbezogen He In diefem Talle 
muß daher dad Heirathögut demjenigen, der 5 gegeben hat, zu: 
rücfgegeben werden, weil, wie v. Scheidlein ganz richtig bemerft, 
wenn man auch annimmt, daß derjenige, der für die Braut ein 
Heirathsgut gibt, dasſelbe der Braut ſchenke, damit fie 5 dem 
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Brautigam zubringe, und wenn alfo auch eben darum nach dem 
Tode des Mannes die Gattinn, und nicht derjenige, der. dad Hei: 
rathögut gegeben hat, es zurüdzufordern berechtigt ift, diefed doch 
auf den Fall der Nichtigkeit der Ehe nicht angewendet werden 
Fann, da nad) dem $. 1247 Geſchenke, die ein Dritter dem einen 
oder andern verlobten Theile in Rückſicht auf die Eünftige Che 
macht, bey nicht erfolgender Ehe widerrufen werden Eönnen. Die 
Morgengabe fällt auf den Mann zurück, weil die Bedingung, 
unter der fie gegeben wird, wenn nähmlich der erfte Morgen 
ihrer Ehe erfcheint, nicht eingetroffen ift. — Bon dem Ber: 
fprechen der Widerlage, dem errichteten Erbvertrage, dem be— 
dungenen Witwengehalte, oder der auf den Fall de3 Ueberlebens 
bedungenen Sruchtniegung kömmt ed gänzlich ab, und der Ver: 
frag, wodurch eine Gütergemeinfchaft bedungen worden ift, wird 
fhon in feiner Entftehung unkräftig; es ift daher jeder Theil 
Eigenthümer, des in diefe eheliche Gemeinfchaft gebrachten Ber: 
mögend , fo wie deöjenigen geblieben, was er fich während der 
Ehe erworben hat. Wäre dad zurüczuftellende Vermögen nicht 
mehr vorhanden, fo ift zu unterfcheiden , ob beyde Theile, oder 
nur ein Theil, oder Feiner von dem Dafeyn eines Chehinder: 
niffes etwas gewußt habe oder nicht. Hat Fein Theil von dem 
Dafeyn eines Ehehinderniffes etwas gewußt, und ijt die Cache 
aus Verfihulden deöjenigen Ehegatten in. Verluft gerathen, der 
ſich in Folge der gefchloffenen Chepacte als Eigenthümer ders 
felben anfehen müßte, fo iſt er: als redlicher Befiger der Sache 
hierfür nicht verantwortlich; eben diefes ift der Fall, wenn nur 
einem Theile dad Chehindernig unbefannt geblieben ift, und dies 
fer die Sache verbraucht hat. Wußte aber derjenige Theil, aus 
deffen Verfchulden die Sache zu Grunde gegangen ift, von dem 
Dafeyn ded Hinderniffes, fo hat er dafür zu haften. Für den 
Zufall ift Eein Theil verantwortlich. — Ueberhaupt hat der ſchuld— 
tragende Theil dem fihuldlofen Theile Entfchädigung zu leiten. 
Am Falle der Ungültigfeitd:Erklärung einer Ehe werden auch die 
bereit3 errichteten wechfelfeitigen Teſtamente aufgehoben, weil fol 
che nur zwiſchen Chegatten beftehen können, durch die Ungültigs 
44 * 
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keits-Erklärung aber ausgemacht ift, dag beyde Perfonen Feine 
wirklichen Ehegatten waren. 

2) Kann die vermeintliche Chegattinn, welche ihrem ver: 
meintlichen Gatten ftillfehweigend die Verwaltung ihres Ver— 
mögens überlaffen hat, auf Rechnungslegung dringen? — Da 
eine ungültige Che eigentlich Feine Ehe ift, fo Eönnen auch alle 
gefeglichen Beftimmungen, welche dad Dafeyn einer Che vor: 
auöfegen, für jene, die in einer ungültigen Ehe leben, der Re 
gel nach nicht ald verbindliche Normen angefehen werden, — 
Es fiheinen daher bey Beantwortung obiger Frage folgende 
zwey Falle unterfchieden werden zu müffen, nähmlich: ob dem 
Ehegatten dad Dafenn des Ghehinderniffes befannt war oder 
nicht. Am legten Falle kann meines Crachtens die Gattinn eine 
NRechnungsfegung nicht fordern; denn der $. 1458 fagt, daß 
denjenigen, welche die Nechte eines Ehegatten redlicher Weife 
ausüben, die fchuldlofe Unwiffenheit zur einjtweiligen Behaup: 
tung und Ausübung ihrer vermeintlichen Nechte zu Statten kom— 
me, woraus Flar hervorgehet, daß, fo lange der vermeintliche 
Ehemann nicht in Kenntniß kömmt, daß die- von ihm eingegans 
gene Ehe ungültig fey, er über jene Handlungen, die er ald 
Ehemann unternommen, und ald folcher zu unternehmen berech® 
tigt war, unangefochten bleiben müſſe. — Sa felbft in dem 
alle, ald beyde Chegatten dad Ehehindernig gewußt haben, 
fcheint die vermeintliche Gattinn auf Rechnungslegung nicht deine 
gen zu können. Denn fie hat ja nach dem $. 96 nicht einmahl 
da5 Recht, die Ehe als ungültig erklären zu laffen, um fo viel 
weniger kann ihr dad Recht eingeräumt werden, ihren glaub— 
lichen Ehegatten wegen Handlungen zur Verantwortung zu zie— 
ben, die er vor gerichtlicher Ungültigfeitö = Erklärung mit ihrer 
ſtillſchweigenden Gejtattung ald Ehemann ausgeübt hat. Beyde 
Theile haben fich bey Schließung des Chevertrages ftillfchweigend 
alle Rechte eingeräumt, und alle Pflichten zu erfüllen zugefichert, 
die mit dem Stande eines Ehegatten verbunden find, obfchon 
beyde wußten, daß ihre Che vor dem Geſetze ungültig ſey; folge 
lich hat auch die vermeintliche Chegattinn ihren fcheinbaren Mann 
berechtigt, die Verwaltung ihres freyen Vermögens, in fo lange 
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fie derfelben nicht widerſpricht, zu beforgen: in Hinficht welcher 
Derwaltung er über die bezogenen Nußungen Feine Rechnung zu 
legen fchuldig feyn fol. Weder der Staat felbft, noch ein Drits 
ter hat ein Intereſſe dabey, daß die Wirkungen des gefchloffenen 

Ehevertrages auch in. diefer Hinficht Zernichtet werden, und die 
Öattinn verdient den Schuß des Gefetzes nicht, das fie felbft bey 
Seite gefegt hat. 

Hat hingegen der vermeintliche Chegatte um das der Ehe 
entgegenjtehende Hindernig gewußt, die Gattinn aber nicht; fo 
ijt die Letztere allerdings berechtiget, bey Ungultigkeits= Erklärung 
der Ehe von dem Erfteren die Rechnungslegung über die geführte 
DBerwaltung zu fordern. Denn die obangeführten Gründe fpre: 
chen in diefem Sale für feine Befreyung von diefer Schuldigkeit 
nicht, fohin bleibt e5 bey der Regel, daß diefe Befreyung nur 
dem wirklichen, nicht aber bloß dem vermeintlichen Ehemanne, 
der fich hier auf Feine fchuldlofe Unwifjenheit berufen kann, zu— 
ftehe. Auch ſteht in dem Falle einer folchen Ungültigkeits-Er— 
klärung dem fihuldlofen Theile dad Recht zu, von dem fchuldi: 
gen Entſchädigung zu fordern, welche nach Umftänden fich ent: 
weder lediglich auf den wirklich erlittenen Schaden befchränft, 
aber auch manchmahl auf den entgangenen Gewinn ſich ausdeh— 
nen kann ($s 1324). Iſt 3. B. einem der beyden Ehegatten der 
factifhe Umftand, welcher das Chehinderniß gegründet, befannt, 
er weiß aber nicht, daß diefer Umftand durch die Gelege als 
ein Ehehinderniß erklärt werden ift, fo fällt ihm wohl ein Ber: 
fhulden zur Laft, weil die Unwiffenheit der Gefege nicht ent= 
ſchuldigt, und es immer eine Nachläffigkeit bleibt, wenn Nemand 
bey Schließung eines Gefchäftes nicht wenigftend nach der Kennt: 
niß der auf diefes Geſchäft Bezug habenden Gefege und Verord— 
nungen ftrebet; jedoch iſt in diefem Falle weder eine böfe Ab: 
fiht, nod eine auffallende Sorglofigkeit vorhanden, vorausge— 
ſetzt, daß das Chehinderniß nicht von der Art ift, daß felbes 
ohne pofitive Gefeggebung ſchon durch ‚die eigene Vernunft von 
jedem Menfchen Teicht ald folches erkannt werden kann, weil ſich 
eine auffallende Sorglofigkeit nur durch ein ſolches Verſehen äu— 
Bert, welches bey gemeinen Fähigkeiten ohne Anſtrengung der 
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Aufmerkſamkeit. vermieden werden konnte, und dad oft nur vore 
gegeben wird, um die böfe Abficht zu verkleiden ). 


d. 1266, 


Zrennungder Ehe, 


Wird die Trennung der Ehe (66. 115 u. 133) auf 
Berlangen beyder Ehegatten, ihrer unüberwind: 
lichen Abneigung wegen, verwilliget; fo find die 
Chepacte, fo weit darüber fein Vergleich getrof: 
fen wird (). 147), für beyde Theile exrlofchen, 
Wird auf die Trennung der Ehe durch Urtheil 
erkannt, fo gebührt dem fcehuldlofen Ehegatten 
nicht nur volle Genugthuung, fondern von dem 
Zeitpuncte der erkannten Trennung alles dasje— 
nige, was ihm in den Ehepacten auf den Fall 
des Ueberlebens bedungen worden ift, Das Ber: 
mögen, worüber eine Gütergemeinfchaft beitan- 
den hat, wird wie bey dem ode getheilt, und 
das Recht aus einem Erbvertrage bleibt dem 
Schuldlofen auf ven Todesfall vorbehalten. Die 
gefeßliche Erbfolge (ſ9. 757 — 759) kann ein ge: 
trennter, obgleich fehuldlofer Ehegatte, nicht an— 
ſprechen. 

1) Die Trennung der Ehe ſetzt immer eine gültige Ehe 
voraus, und die bey Eingehung derſelben errichteten. Ehepacte 
erſcheinen daher als rechtskräftig verabredet. Allein ſie beziehen 
ſich immer nur auf die eheliche Gemeinſchaft, und werden daher 
bey Afatholiken unter der ftillfchweigenden auflöfenden Bedingung 
der künftig möglichen Trennung gefchloffen. Wird dahre die 
Trennung der Ehe auf Verlangen beyder Theile ihrer unüber: 
windlichen Abneigung wegen verwilliget, fo ift zwar immer vor: 
läufig ein Verſuch zu machen, die in Betreff der Abfonderung 
des Vermögens fich ergebenden Streitigkeiten durch Bergleich 


— 


4) Siehe u. Zeiller's Commentar $. 1323 ir. 4, 





[$. 1266. ] 693 


beyzulegen ; kommt aber ein folcher Vergfeich nicht zu Stande, 
fo find die Ehepacte für erlofchen zu erklären ($. 117). 

2) Wird aber auf die Trennung durch Urtheil erkannt , fo 
ift zu unterfcheiden, ob beyde Theile, oder nur ein Theil an 
diefer Trennung Schuld fey. Am legtern Sale kann der ſchuld— 
Iofe Theil, welcher im Zutrauen auf die Chepacte die eheliche 
Verbindung eingegangen hat, an feinen Rechten nichtö verlieren, 
der fchuldige ‚Öatte aber aus feinem Vergehen feinen Vortheil 
ziehen ; und«da der fchuldlofe Ehegatte durc) die Trennung wäh 
rend den Lebzeiten beyder Ehegatten in die nähmliche Lage ver: 
ſetzt wird, ald wenn. fein Mitgatte verftorben wäre, fo erfcheint 
die Dispofition des gegenwärtigen $., daß dem fihuldlofen Ehe: 
gatten nicht nur volle Genugthuung, fondern von dem Zeitpuncte 
der anerfannten Trennung alles dasjenige gebühre, was ihm im. 
den Chepacten auf den Kall des Ueberlebens bedungen worden 
ift, hineeichend Saint, 2 

Dockm zu. Folge Kebühret einer fchuldlofen Ehegattinn 
fogleih, wie bey einem eingetretenen ZTodfallegjfdie Zuruchtettiig 
des Heirathöguts zodie Widerlage / Pie bisher dem Chegatten zu= 
geftandene eigene Verwaltung oder Sruchtnießung des Vermö— 
gend, ir Witwengehalt FAnd das, was ihr ald Fruchtnießung 
auf den Zodeöfall bedungen worden iſt; jedoch das Lestere nur 
in fo fern, als die Fruchtnießung einer beftimmten Cache aus— 
gemacht worden ift. Iſt die Fruchtnießung des ganzen Vermö— 
gend, oder eines auf dad Ganze beftimmten Theils bedungen 
worden, fo ift diefes, wie bereits oben bewiefen worden, als ein 
Erbvertrag anzufehen, und es bleibt daher dem fchuldlofen Theile 
das dießfällige Necht für den Todesfall vorbehalten. Iſt aber 
die Sruchtnießung einer beftimmten Summe, oder einer andern 
beftimmten Sache verfprochen, dann kommt dad dießfällige Necht 
fogleich nach erfolgter Trennung in Wirkfamfeit. So liegt da— 
her die Wahrheit, nach meiner Anficht, zwifchen der Behauptung 
des Herrn Hofrath3 v. Zeiler, und des Herrn Regierungs— 
rathes v. Scheidlein in der Mitte Bin Vermögen, wortiber 
eine Sa beftanden hat Y/wird wie bey dem Tode 
getheilt. + | 

4y Durdy die MWiederverehelichung verliert der fchuldlofe 
Gatte jene Rechte, aber auch nur diejenigen, welche er in 
dem Falle aufgeben müßte ,- wenn er ficb in feinem Witwen— 
ftande wieder verehelichte X Fällt beyden Ehegatten eine Tren— 


/ 


4) Indem der Erfiere die Meinung ausfpricht, daß der fchuldfofen Ehegattinn ſo— 
gleich nach aufgelöfter Ehe dasjenige gebühre, was ihr als Fruchtnießung 
auf den Todesfalf bedungen worden iſt; Lekterer aber ihr diefelbe für den 
Zodesfall aufbehalten will, ohne Unterfchied, ob die Fruchtnießung des gans 
aen Vermögens, oder einer beftimmten Sache zugefichert worden iſt. 
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nungs-Urſache zur Laft, fo fcheinen hier die nähmlichen Vor: 
fohriften Plag zu greifen, welche für den Sal beftehen, als die 
Trennung der Che auf Verlangen beyder Gatten ihrer unüber: 
‚windlichen Abneigung wegen verwilliget wurde; die Ehepacte müſ— 
fen bier aus aleihem Grunde, wie oben erlöfchen, und es ann 
auch feinem Theile ein befonderer Vorzug eingeräumt erden) 

5) Was bat die Trennung für eine Wirkung, wenn Kine 
Chepacte errichtet worden find? In diefem alle ijt gleichfalls 
zu unterfcheiden, ob felbe auf Verlangen beyder Ehegatten ihrer 
unüberwindlichen Abneigung wegen bewilliget, oder ob hierauf 
durch Urtheil erkannt wird, Im erften Falle hören alle gegenfeiti- 
gen Anfprüche auf, jeder Gatte nimmt fein Vermögen zu fich, und 
von einer Entfchädigung des Gatten in Betreff des ſeiner Gattinn 
ſchuldigen Unterhalts Eann Eeine Nede feyn. — Wird aber auf 
die Irennung der Ehe durch Urtheil erkannt, ſo gebührt dem 
fchuldlofen Ehegatten volle Genugthuung. Es muß daher nicht 
nur Alles in den vorigen Stand zurücgefegt, und in fo fern die: 
ſes nicht mehr möglich ift, der Schägungswerth vergütet, ſon— 
dern e5 muß auch dem fihuldlofen Ehegatten der Gewinn erfegt 
werden, der ihm aus der ehelichen Verbindung zugefommen feyn 
würde ($. 1323). Aus diefem folgt, daß die fchuldlofe Ehegat— 
finn für die ihr durch die Trennung entgehende Verſorgungs— 
pfliht des Ehegatten eine Vergütung anfprechen Eönne; bey dem 
Ausmaße diefer Entfchädigung muß aber auch auf den Umftand 
Nudficht genommen werden, wie viel die Frau etwa felbft, wenn 
die Che noch fortgedauert hätte, zum Erwerbe des Mannes hätte 
beytragen können ($. 92), weil nur nach Abrechnung diefes Bes 
trages der wahre Gewinn fic) a.) Ohr die Sattinn 
zur zwenten Ehe, fo hört, in fo fern fie der getrennte Chegatte 
zur Ubreichung eines jährlichen Betrages verbindlich gemacht hat, 
oder er hierzu durch Urtheil verhalten wurde, diefe Beytragd- 
pflicht ohne Zweifel auf; denn nun gehet diefe Verbindlichkeit 
auf den neuen Ehegatten über, und der frühere Fann nicht ges 
halten werden, die Gattinn eines Dritten zu verforgen. Der 
Umftand, daß vielleicht die Vermögens : Verhältniffe des zweyten 
Ehegatten ed nicht zulaffen, feiner Srau eine folche Verforgung 
zu verfchaffen, wie fie fich) in der früheren Che zu erfreuen ge= 
habt hatte, macht an der Sache nichts; denn es jtand in der 
Mahl derfelben, die bisher ausgeworfene Verforgung der neuen 
Ehe vorzuziehen. Hat fie dad Umgekehrte gethan, fo hat fie auf 
die erjtere ftillfehweigend Verzicht geleiftet, _ 


— — ——— 














PLEASE DO NOT REMOVE 
CARDS OR SLIPS FROM THIS POCKET 


UNIVERSITY OF TORONTO LIBRARY 


Hi 


ER 


* 





